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Zu 520 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 
VIII. GP. 

Im Text der Regierungsvorlage, betreffend das 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1959, greifen 
folgende Änderungen Platz: 

1. Der Punkt 3 des Artikels Verhält nach
stehende Fassung: 

"ferner Bundesschuldverpflichtungen zu pro
longieren, umzuwandeln, zu konsolidieren, zu 
tilgen oder im Zusammenhang damit - auch 
mit Treuhändern - übereinkommen abzu
schließen, sofern damit keine Beschränkung eines 
dem Bund zustehenden Rechtes zur Kündigung 

oder vorzeItIgen Zurückzahlung verbunden ist. 
über Konsolidieningen, die mit einer das bis
herigeAusmaß übersteigenden Gesamtbelastung 
des Bundes verbunden sind, ist dem Nationalrat 
vierteljährlich zu berichten. :Oie Verrechnung aus 
einer solchen Prolongation, Umwandlung oder 
Konsolidierung hat in der Anlehensgebarung zu 
erfolgen;". 

2. Im Artikel V Punkt 9 tritt an Stelle des 
Betrages von ,,100 Millionen Schilling" der Be
trag von ,,300 Millionen Schilling". 
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Bundesgesetz vom 
betreffend das Bundesfinanzgesetz 

Jahr 1959. 
Der Nationalrat hat beschlossen: 

, 
für das 

Artikel I. Als Grundlage der Gebarung des 
Bundeshaushaltes im Jahre 1959 werden die im 
beigedruckten Bundesvoranschlag (Anlage I) und 
in den einen Bestandteil desselben bildenden 
Geldvoranschlägen (Anlage II und III) bezifferten 
Bruttoausgaben und Bruttoeinnahmen festgesetzt. 

Artikel II. (1) Die Zusammenfassung der im 
beigedruckten Bundesvoranschlag (Anlage I) fest
gesetzten Ausgaben und Einnahmen ergibt fol
gende Schlußsummen: 

a) Ordentliche Gebarung: Millionen 
Schilling 

Ausgaben .................. 37.458'104 
Einnahmen 

Abgang ... 

36.46T050 

991'054 
-----

b) Außerordentliche Gebarung: 

Ausgaben ................... 2.968'670 

Einnahmen ................. 0'004 

Abgang '" 2.968'666 

Gesamtgebarungsabgang ....... 3.959720 

(2) Der Abgang in der ordentlichen Gebarung 
ist, soweit er durch Mehreinnahmen nicht seine 
Bedeckung finden kann, durch Ersparungs
maßnahmen zu bedecken. 

(3) Zur Bedeckung der Ausgaben der außer
ordentlichen Gebarung sind Mehreinnahmen, so
weit sie nicht zur Bedeckung eines unabweislichen 
Mehraufwandes aus einer gesetzlichen oder ver
traglichen Verpflichtung des Bundes oder aus 
einer Mehrleistung gemäß Absatz 4 in Anspruch 
genommen werden, und Ausgabenersparungen 
der ordentlichen Gebarung heranzuziehen. Diese 
letzteren können hiefür nur dann verwendet 
werden, wenn sie nicht im Wege eines finanziel
len Ausgleiches (Artikel 6 Punkt X des Vec
waltungsentlastungsgesetzes, BGBL Nr. 277/1925) 
zur Bedeckung eines unabweislichen Mehrauf
wandes bei einem anderen finanz gesetzlichen An-

1 

satze dienen oder Zur Herstellung des Haus
halts ausgleiches der ordentlichen Gebarung in 
Anspruch genommen werden. Ferner können 
Kassenbestände oder Erlöse von Kreditoperatio
nen für die Bedeckung des Abganges der außer
ordentlichen Gebarung verwendet werden. 

(4) Wenn von einem Monopol, Bundesbetrieb, 
den österreichischen Bundesbahnen oder einem 
betriebsähnlichen Verwaltungszweig des Bundes 
Mehrleistungen erbracht werden, die mit Mehr
einnahmen verbunden sind und die durch Rück
stellung von veranschlagten Vorhaben nicht ver
wirklicht werden können, kann das Bundes
ministerium für Finanzen der Bedeckung des 
sich daraus ergebenden Mehraufwandes in Mehr
einnahmen der leistenden Stelle zustimmen. 

(5) Der in Absatz 3 und 4 vorgesehenen Be
deckung von Mehraufwendungen in Mehrein
nahmen kann bereits zugestimmt werden, so
bald der voraussichtliche Anfall entsprechender 
Mehreinnahmen nachweisbar ist. 

Artikel III. (1) Ausgaben, auch wenn sie im 
Bundesvoranschlag (Anlage I) und in den Geld
voranschlägen (Anlage II und III) vorgesehen 
sind, dürfen nur dann geleistet werden, wenn· sie 
zur Erfüllung rechtlicher oder gesetzlicher Ver
pflichtungen oder zu produktiven Zwecken sowie 
zum Wiederaufbau zwingend notwendig oder zur 
Fortführung der Verwaltung im sparsamsten Aus
maß erforderlich sind. 

(2) Für die Gebarung und Verrechnung gelten 
die Bestimmungen der Artikel 5 und 6 des Ver
waltungsentlastungsgesetzes (BGBL Nr. 277/ 
1925 in der Fassung BGBL Nr. 7/1927), die Bun
deshaushaltsverordnung (BGBL Nr. 118/1926) 
und die Verordnung der Bundesregierung vom 
20. August 1925 (BGBL Nr. 330/1925). 

(3) Mit der inneren überwachung und. Siche
rung einer sparsamen und zweckmäßigen Ge
barung wird - unbeschadet der Befugnisse des 
Rechnungshofes und des Bundesministeriums 
für Finanzen - für den Bereich jedes Bundes
ministeriums oder für Teile eines solchen Be
reiches vom zuständigen Bundesminister ein 
ihm unmittelbar unterstellter Beamter des hö
heren Dienstes als Ersparungskommissär betraut. 
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Für diese Ersparungskommissäre finden die Be
stimmungen des Artikels III Abs. 3 des Bundes
finanzgesetzes 1949 (BGBI. N r. 44/1949) und der 
Verordnung über den Wirkungsbereich des Er
sparungskommissärs (BGBl. Nr. 47/1949) An-
wendung. , 

Artikel IV. Die Steuern, Abgaben und Gefällt 
sind nach den bestehenden Vorschriften einzu
heben. 

Artikel V. Das Bundesministerium für Finan
zen ist ermächtigt, im Jahre 1959: 

1. zur Bedeckung VOn Investitionserforder
nissen des Bundes bis zu einem Gesamtbetrag von 
4 Milliarden Schilling Kreditoperationen jeglicher 
Art durchzuführen oder für solche Kreditopera
tionen die Bundeshaftung zu übernehmen; 

2. Zur vorübergehenden Kassenstärkung bis 
zum Betrag von 1 Milliarde Schilling kurzfristige 
Finanzoperationen durchzuführen; 

3. ferner Bundesschuldverpflichtungen zu pro
longieren, umzuwandeln, zu konsolidieren, zu til
gen oder im Zusammenhang damit - auch mit 
Treuhändern - übereinkommen abzuschließen. 
Die Verrechnung aus einer solchen Prolongation, 
Umwandlung oder Konsolidierung hat in der 
Anlehensgebarung zu erfolgen; 

4. den Zeitpunkt und die Art der Wiederauf
nahme des Dienstes der österreichischen Bundes
schuld festzusetzen; 

5. zur Abdeckung von Schuldigkeiten der von 
der UdSSR an die Republik österreich über
tragenen ehemaligen deutschen Vermögenswerte 
bis zum Betrage von 150 Millionen' Schilling 
einen Bankenkredit aufzunehmen; 

6. Darlehen zur Finanzierung der Wiederher
stellung der durch Kriegseinwirkung beschädig
ten oder zerstörten bundeseigenen Wohnhäuser 
aufzunehmen und erforderlichenfalls hypothe
karisch sicherzustellen; 

7. nicht in Anspruch genommene Jahreskre
ditteile von einzeln veranschlagten Bauvorhaben 
einer Baurücklage zwecks Verwendung im nächst
folgenden Verwaltungsjahr zuzuführen; 

8. bis zur Höhe von 100 Millionen Schilling die 
Haftung für ein von der "Osterreichischer Rund
funk, Gesellschaft m. ob. H." aufzunehmendes 
Darlehen zu übernehmen; 

9. bis zur Höhe von 100 Millionen Schilling 
die Haftung für Darlehen zu übernehmen, die 
von verstaatlichten Unternehmungen aufgenom-
men werden; . 

10. bis zur Höhe von 300 Millionen Schilling 
die Haftung für Investitionskredite landwirt
schaftlicher Betriebe zu übernehmen, aber jeweils 
nur bis zu 500/0 des aushaftenden Kreditbetrages, 
bei landwirts-chaftlichen Betrieben (Eigen- und 
Pachtbetriebe) mit Einheitswerten' bis zu 
50.000 Schilling jedoch bis zu 60% des aushaften
den Kreditbetrages; 

11. bis zur Höhe von 411 Millionen Schilling 
die Haftung für Kredite zu übernehmen, die für 

Preisausgleichszwecke auf dem Brotgetreide- und 
Futtermittelsektor aufgenommen werden; 

12. namens der Bundesregierung für den Bund 
die Verpflichtung zu übernehmen, die General 
Dynamics Corporation und die American Ma
chine and Foundry Company sowie deren Un
terlieferanten gegen Ansprüche, die aus dem 
Betrieb der dem Bund und der österreichischen 
Studiengesellschaft für Atomenergie Gesellschaft 
m. b. H. gelieferten Atomreaktoren und deren 
Hilfseinrichtungen entstehen, schad- und klaglos 
zu halten. Die gleiche Verpflichtung kann auch 
gegenüber der Regierung der Vereinigten Staaten 
von Amerika hinsichtlich der von dieser zur 
Verfügung gestellten spaltbaren Materialien und 
Brennstoffelemente übernommen werden. 

Artikel VI. m Das Bundesministerium für 
Finanzen ist im Jahre 1959 ohne vorausgehende 
besondere Zustimmung des Nationalrates gegen 
nachträgliche Rechtfertigung zu folgenden Ver
fügungen ermächtigt: 

1. unbewegliches Bundeseigentum bis zum Ge
samtwerte von 15,000.000 S zu veräußern oder 
zu belasten, falls der Schätzwert des einzelnen 
Objektes 2,000.000 S nicht übersteigt; 

2. unbewegliches Bundeseigentum mit Dienst
barkeiten bis zum Gesamtwerte vOn 400.000 S 
zu belasten, wenn der Wert des einzuräumenden 
Rechtes im einzelnen Falle über 100.000 S nicht 
hinausgeht; 

3. unbewegliches Bundeseigentum mit Bau
rechten zu belasten. 

über die in Ziffer 1 his 3 angeführten Rechts
geschäfte ist dem Nationalrat vierteljährlich zu 
berichten. 

(2) Alle Rechtsgeschäfte über die Veräußerung 
und Belastung unbeweglichen Bundeseigentums 
bedürfen, soweit sie von anderen Bundesbehör
den 'als vom Bundesministerium für Finanzen ab
geschlossen werden, zu ihrer Gültigkeit der aus
drücklichen -Zustimmung des Bundesministeriums 
für Finanzen. 

(3) Das' Bundesministerium für Finanzen ist 
mit Zustimmung des Hauptausschusses des Na
tionalrates ermächtigt, Objekte des unbeweg
lichen Bundeseigentums, die vom Bundesministe
rium für Land- und Forstwirtschaft zu Sied
lungszwecken erworben wurden, zu diesen 
Zwecken im Einvernehmen mit dem Bundes
ministerium für Land- und Forstwirtschaft auch 
dann zu veräußern, wenn die im Abs. 1 fest
gesetzten Höchstgrenzen überschritten werden. 

(4) Das Bundesministerium für Finanzen ist 
weiters ermächtigt, über bewegliches Bundes
vermögen zu verfügen; hierunter fällt nicht die 
Einräumung von Beteiligungen an Unterneh
mungen des Bundes. über Veräußerungen von 
Bestandteilen des beweglichen Bundesvermögens, 
deren Verkehrswert im Einzelfalle 200.000 S 
übersteigt, hat das Bundesministerium für Finan
zen - sofern es sich nicht um Veräußerungen 
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handelt, die im Bundesvoranschlage vorgesehen 
sind oder im Rahmen des· normalen Geschäfts
verkehres der Monopole und Betriebe erfol
gen - dem Nationalrat periodisch zu berichten. 

Artikel VII. Die Anzahl der Dienstposten 
für das Jahr 1959 wird durch den Dienstposten -
plan 1959 festgesetzt (Anlage IV). 

Artikel VIII. Die Anzahl und Kategorie der im 
Bereiche der Bundesverwaltung im Jahre 1959 zur 

Verwendung zugelassenen Kraftfahrzeuge setzt 
der Systemisierungsplan der Kraftfahrzeuge des 
Bundes für das Jahr 1959 fest (Anlage V). 

Artikel IX. Mit der Voll ziehung dieses Bun~ 
desgesetzes, das mit 1. Jänner 1959 wirksam 
wird, ist das Bundesministerium für Finanzen 
betraut. 

Anlage I 

Bundesvoranschlag für das Jahr 1959. 

3 

-I. 
I 

Die neben den Voranschlagsansätzen für das Jahr 1959 in der Spalte ,,1958" zum Vergleiche an
geführten Ziffern sind die Ansätze des Bundesvoranschlages 1958. 

Sämtliche Ausgaben-Kredite des Bundesvoranschlages 1959 wurden in einer "Gebarungsgruppe" 
benannten Spalte zwecks Gliederung nach gesetzlichen, haushaltsrechtlichen und wirtschaftlichen 

. Gesichtspunkten mit nachstehenden Kennzeichen versehen: 

Gebarung Kennzeichen 

Verwaltungsaufwand. . . . . . . . . . . . 

Zweckaufwand : 

.. V 

a) Anlagen: 
Gesetzliche Verpflichtungen 
Ermessenskredite . . . . 

b) Förderungsausgaben: 
Gesetzliche Verpflichtungen . 
Ermessenskredite . . . . . 

c) Autwandskredite: 
Gesetzliche Verpflichtungen. 
Ermessenskredite . . . . 

An/G 
An 

F/G 
. F 

A/G 
.A 

Weiters wurde bei jedem einzelnen finanzgesetzlichen Ansatz der Aufgabenbereich in der Spalte 
nGebarungsgruppe" durch folgende zusätzliche Kennzeichen ersi'chtlich gemacht: 

Aufgabenbereidl 

Erziehung und Kultur 
Wohlfahrt 1) 
Wirtschaft 1) 
Übrige Gebarung 1) 

Kennzeidlen 

Entsprechende Übersichten über die Gesamtaufwände der einzelnen Gebarungen bzw. Aufgaben
bereiche im Bundesvoranschlag 1959 befinden sich auf den Seiten 124 bis 126bzw~ 127. 

Soweit Kreditansätze nicht als zugehörend zur "außerordentlichen Gebarung" gekennzeichnet sind, 
handelt es sich um Ansätze der ordentlichen Gebarung. 

1) In den Teilbeften sind diese Aufgabenbereidle wie folgt nodl untergegliedert: 

Wohlfahrt (S) Wirtschaft (W) 

Gesundheit . . . • . . . . . . . . . . . Gh 
Soziale Wohlfahrt. • . . . . . . . . . . SW 
Wohnungsbau .•.......... Wb 

Straßen und Verkebr . . . . . . • . .• Tl' 
Land- und Forstwirtsdlaft . . . . . . .. Lf 
Industrie, Handel und öJfentlidle Dienste • ID 

übrige Gebarung (H) 

Lande,verteidigung . . . . . . . . • •• Lv 
Staats- und Redlrssidlerheit. . . . . . .. St 
übrige Hoheitsverwaltung . . . • . • • • Hv 
Anlebens- und Verrnögensgebarung • • . . Vg 
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1 

2 

3a 

1 
2 

3 

2 

1 

2 

1 
2 

1 
2 
3 

4 

1 
2 

1 
2 

Fußnoten siehe Seite 5. 

Bundesvoranschlag 

Ausgaben. 

Ausgaben 

Hoheitsverwaltung. 
I. Bundespräsident und 
Präsidentschaftskanzlei. 

Bundespräsident und Präsi
de n tsch aftskanzlei: 

Bundesvoranschlag 1959 

persön- I chi ch I S liehe sa i e umme 

Millionen Schilling 

Bundes
vor

anschlag 
1958 

Ve rwaltungsaufwand . . V H 2'118 0'911 3'029 3'441 
Aufwandskredite (Gesetzliche 

Verpflichtungen) A;G H 0'565 0'565 .1) 
Sonstige Aufwandskredite . A H. 0'5HO 0'560 0'370 

Kap i tel 1 (Summe) . 1-~2~'1~1~8-1-"'"-:2"""0~3'::""6 -1--""'4'~1=-54~1--:':"3''::""81~1-11 

II. Organe 
der Bundesgesetzgebung. 

Organe der Bundesgesetz
gebung: 

Nationalrat: 
Verwaltungsaufwand 
Anlagen, . • 
A ufwandskredite (Gesetzliche Verpflich

tungen) . , .•.. , , 
Sonstige Aufwandskredite 

Titel 1 (Summe) , 
Bu.~desrat; 
Verwaltungsaufwand . . . . • . 
Aufwandskredite (Gesetzliche Ver-

pflichtungen) .; . . 
Titel 2 (Summe) . 

Kap i tel 2 (Summe). 

m. Gerichte des öffentlichen 
Rechtes. 

Gerichte des öffentlichen 
Rechtes: 

Verfa s su n gs g e ri eh tshof: 

4'760 3'017 7'777 7'504 
2) 1'825 1'825 1'825 

V H 
An H 

\ 

ArG H 23'805 23'805 21'851 
0'630 0'630 0'280 

A H I_--:-"=~I_==:-I'--::-:-.=~I_--:;:::-:-:-=_II 
.4'760 29'277 34'037 31'460 

V H 3) 0'185 0'185 0'163 

A;G H 1...;.....;........;...._I __ 3"..·."..70;,..,3,-1 __ 3"..·..;,,70~3,-1 __ 3:-:-'-=60~8:-11 
3'888 3'888 3'771 

4'760 33'165 37'925 35'231 

Verwaltungsaufwand v H 0'301 0'160 0'461 1'547 
Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) . . . . . . . . . . . .. A;G H 1'053 1'053 1) 

Titel 1 (Summe) , 1"';'~0·~30~1~1·-':;1~·2::-1~3-1----':1~·5:-:1~4-1--~1·:;:'547.7:;'-1I 
Verwaltungsgerichtshof , V H 6'017 0'468 6'485 5'954 

Kap i tel 3 (Summe). 1-....;6;.·3~1~8-1----::1~·6~8~1-1---=7...;;:·9~99~1--~7·~50;::1~1I 

IV. Rechnungshof. 
Rechnungshof: 
Verwaltungsaufwand , , , V H 7'788 1'629 9'417 9'428 
Aufwandskredite (Gesetzliche Ver-

pflichtungen) . A;G H 0'232 0'232 . 1) 
Kapitel 3 a (Summe) . 1"';"'~7""·7""8'::""8-1---"1·""'86';""1,...1-""""9""'6""'4'::""9-1-~9·""!"42~8:-11 
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für das Jahr 1959. 

Einnahmen. 

-& 
Bundesvorartschlag 

Ql os Einnahmen 1959 I ,l:: ~ 1958 
~ 

Ql os 

~ 
... 
os 

~ ~ Millionen Schilling 

Hoheitsverwaltung. 

I. Bundespräsident und Präsidentschaftskanzlei. 

1 B und e s p rä s i den tun d Prä s i den t s c h a f t s k a n Z 1 e i . 0'010 0'010 

11. Organe der Bundesgesetzgebung. 

2 Organe der Bundesgesetzgebung: 

1 Nationalrat 0'795 0'775 

2 Bundesrat 0'127 0'125 

Kap i tel 2 (Summe), 0'922 0'900 
, 

III. Gerichte des öffentlichen ReChtes. i 

3 Gerichte des öffentlichen Rechtes: 

1 Ver fass un g sgeri c h tshof 0'008 0'008 

2 Verwaltungsgerichtshof , 0'140' 0'090 

Kapitel 3 (Summe), 0'148 0'098 

, IV. ReChnungshof. 

3a Rechnungshof, 0'043 0'010 

Fußnoten zu Seite 4: 
') Im BVA, 1958 beim "Verwaltungsaufwand (Persönliche Ausgaben)" mitveranschlagt gewesen. . 
') Hinsichtlich eines Teilbetrages von 0'835 Millionen Schilling steht das Anweisungsrecht dem Bunde,ministerium für Handel und WIederaufbau zu. 
3 Persönlich. Aus aben bei Ka itel 2 Titel 1 1 mitveran,chla·t. g p 
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6 

1>0 
" Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c:: I 

..c:: i !;'n vor-a. c:: ... 
persön- I sachliche I anschlag Q) .. 

Ausgaben ::l a. ... Summe ... 1>0 ... ... a. 
liche 1958 "5. <l .. ... 

~2 ... '"' .. ~ .. c:: 0 bO ~ a. 0 Millionen Schilling 

V. Staatsschuld. 
4 Staatsschuld: 

1 Sch ulden aus Anleihen Osterreichs 
vor 1938: 

1 Internationale Bundesanleihe 1930: 
1 Laufender Dienst (Zinsen ab 1954) A/G H 8"063 8'063 8"312 
2 Rückständiger Dienst (Zinsen vor 1954) A/G H 8'362 8"362 8"730 
3 Tilgung A/G H 2"662 2"662 2'737 
4 Prämie A/G H 0'080 0"080 

§ 1 (Summe) " 19"167 19"167 19"779 

2 Schuldverpflichtung an die Garantie-
staaten der Bundesanleihen 1933 bis 
1953 und 1934 bis 1959 A/G H 5"000 5"000 5"022 

-
3 Garantierte österreichische Konversions-

anleihe 1934 bis 1959: 

1 Laufender Dienst (Zinsen ab 1954) A/G H 18"089 18"089 18"501 
2 Rückständiger Dienst (Zinsen vor 1954) A/G H 0"851 0"851 4'653 
3 Tilgung, , " " , " , AJG H 8"399 8'399 

§ 3 (Summe) " 27"339 27"339 23'154 

4 Sonstige Auslandsschulden: 
1 Laufender Dienst (Zinsen ab 1954) A/G H 0"001 0"001 5'366 
2 Rückständiger Dienst (Zinsen vor 1954) A/G H 0"001 0"001 3"193 
3 Tilgung A/G H 36"321 36"321 55"171 -, 

§ 4 (Summe) " 36"323 36"323 63"730 

5 Inlandsschulden A/G H 0-300 0"300 0"500 
6 Sonstige Ausgaben A/G H , 0'100 0"100 0"100 

Titel 1 (Summe) " 88"229 88"229 112"285 

2 Schulden "aus Anleihen und K're-
diten sei t 1945 (Fremdwäh-
rungsschulden) : 

1 12'5-Milhonen-Dollar-Surplus-Kredit der 
Regierung der Vereinigten Staaten 
von Amerika: 

1 Verzinsung A/G H 0'865 0"865 1'662 
2 Tilgung, A/G H 20"000 20'000 30"000 

§ 1 (Summe) _ 20"865 20;865 31'662 

2 1 O-Millionen-Dollar-Kredit der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Amerika 
(W ar-Assets-Kredit): 

1 Verzinsung A/G H 0"512 0"512 0"629 
2 Tilgung A/G H 3"800 3"800 3"818 

§ 2 (Summe) . 4'312 4"312 4'447 

3 Britische Reliefkredite : 
2 Tilgung , A/G H 39'117 39"117 39"343 

"4 1. Kredit der Export-Import Bank zur 
Förderung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung Osterreichs : 

1 Verzinsung 
A/G H 1"559 1'559 0"780 

2 Tilgung" . A/G H 0"178 0'178 

§ 4 (Summe) " 1"737 1'737 0"780 
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öl 
.l:: 

~ 

4 

...c:; 
0. 

'" ... 
öl 

bIJ 

'" ... ... 
f::: '" p.. 

1 

Einnahmen 

v. Staatsschuld. 
Staatsschuld: 
Sc h u I den aus An 1 e i h e nOs t e r r eie h s vor 1938 (Ver

rechnungsansatz) • 

2 Schulden aus Anleihen und Krediten seit 1945 
(Fremd wäh rungssch ulden): 

1 Beiträge der Osterreichischen Bundesbahnen: 1) 

1. Verzinsung . 

3 Schulden aus Anleihen und Krediten seit 1945 (Schilling-
schulden): 

1 Beiträge der Post- und Telegraphenanstalt: 

1. Verzinsung 
2. Tilgung 

§ 1 (Summe). 

2 Beiträge der Osterreichischen Bundesbahnen : 

1. Verzinsung, 
3. Treffer 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

Millionen Schilling 

0'001 0'001 

15'953 2) 0'001 

43'761 69'095 
1-----------1----------11 

42'760 
1'267 

§ 2 (Summe) . 
1---------1---------11 

44'027 65'584 

3 

4 

Beiträge und Abfuhren der Kreditinstitute auf Grund des Rekonstruktions
gesetzes 1955; 

1. Beiträge gemäß § 6 (4) . 
2. Abfuhren gemäß § 7 , 
3. Abfuhren gemäß § 8(1) 
4. Abfuhren gemäß § 8 (4) 

§ 3 (Summe) . 

Beiträge der Versicherungsanstalten für den Dienst der 40(0 Bundesschuldver
schreibungen, begeben auf Grund des Versicherungswiederaufbaugesetzes: 

1. Beiträge gemäß § 24 (1) 

5 Beiträge für den Dienst der Salzburger Festspielhaus-Anleihe: 

1. Verzinsung . 

6 Beiträge für den Dienst der Investitionsanleihe 1958: 

1. Verzinsung . 

20'000 
7'000 
1'000 
0'050 

28'050 

20'000 
3'000 
0'100 
0'001 

23'101 
1----------1----------11 

3'500 3'000 

0'751 '0'751 

0'924 

4 (leer) 
161'531 Ti tel 3 (Summe) . 

1---------1---------11 
121'013 

5 

1 

2 

3 

Beiträge und Verwaltungseinnahmen: B) 

Post- und Telegraphenanstalt .' 

Osterreichische Bundesbahnen 

Sonstige Einnahmen 

Ti tel 5 (Summe). 

Kap i tel 4 (Summe) . 

1) Im BV A. 1958 bei Titel 3 mitveranschlagt gewesen. 
Z) Im BV A. 1958 war bei Titel 2 nur ein Verrechnungsansatz von 1.000 S veransdtlagt gewesen. 
3) Im BV A. 1958 als Titel 4 veranschlagt gewesen. 

0'262 

0'450 

0'004 

0'716 

0'584 

0'050 

0'004 

0'638 
1--------1-----,----

137'683 162'171 
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8 

bl) Bundesvoranschlag 1959 Bundes-s:: J, 
.J:: ;J Oll" vor-
0.. :::I s:: 0.. 

I sachliche-I 1! 
.. '" Ausgaben 8 0.. persön- anschlag .... 1:: Summe bl) .. " liche 1958 '0.. öl .. '" .0 .... .... .. d ",bl) .. 

~ 
.. 0 (!) Millionen Schilling ~ 0.. 

4 2 5 2, Kredit der Export-Import Bank zur 
Förderung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung Osterreichs: 

1 Verzinsung (Verrechnungsansatz) AIG H 0'001 0'001 

6 3, Kredit der Export-Import Bank zur 
Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung Osterreichs ; 

1 Verzinsung (Verrechnungsansatz) AJG H 0'001 0'001 

7 Schweizer Regierungskredit 1957: 
1 Verzinsung , AIG H 15'953 15'953 16'363 

8 Schweizer Schatzwechselkredit 1958: 
1 Verzinsung AIG H 4'358 4'358 
2 Tilgung, , AJG H, 53'600 53'600 

§ 8 (Summe) , 57'958 57'958 

9 US-Anleihe 1958: 
1 Verzinsung AJG H 21'450 21'450 

Titel 2 (Summe) , 161'394 161'394 92'595 

3 Schulden aus Anleihen und Kre-
diten seit 
den): 

1945 (Schillingsch ul-

1 2% Bundesschuldverschreibungen 1947: 
1 Verzinsung , AJG H 20'276 20'276 20'850 
2 Tilgung, , AIG H 110'000 110'000 86'438 

§ 1 (Summe) , 130'276 130'276 107'288 

2 5% Aufbauanleihe 1949 : 
1 Verzinsung AJG H 12'480 12'480 12'983 
2 Tilgung, , , AJG H 10'550 10'550 10'048 

§2 (Summe) , 23'030 23'030 23'031 

3- (leer) 

4 Kredit derCreditanstalt-Bankverein (Post-
kredit 1): 

2 Tilgung AJG H 21'361 21'361 42'723 
Verzinsung 1'772 

§ 4 (Summe)', 21'361 21'361 44'495 

5 Anleihe der Republik österreich zum 
Wiederaufbau der Staatsoper in Wien: 

1 Verzinsung AJG H 3-078 3'078 4'309 
2 Tilgung, , AJG H 20'000 20'000 20'000 

§ 5 (Summe) _ 23'078 23'078 24'309 

6 Anteil des Bundes an dem Dienste der 
Energieanleihe 1953: 

1 Verzinsung AIG H 14'239 14'239 12'557 
2 Tilgung, , AJG H 7'031 7'031 40'527 
3 Treffer , , AJG H 1'267 1'267 2'674 

§6 (Summe), 22'537 22'537 55'758 
-
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9 

0.0 
J, Bundesvoranschlag 1959 Bundes-a 

"'" 
::) gr~ vor-p. !"::I 

I sachliche I 'öl " 8 Ausgaben 2 p. persön- anschlag ... ,. Summe ... 0.0 " ::) liche 1$)58 ,'0.. "& " 8 .0'" ... a ",0.0 os P os <.:} ~ ~ ::> Millionen Schilling 

4 3 7 6% Bundesanleihe zum Wiederaufbau 
von Bahnhöfen und zur Elektrifizie-
rung der Bundesbahnen : 

1 Verzinsung ArG H " 25'200 25'200 32'400 
2 Tilgung, , A/G H 120'000 120'000 120'000 

. § 7 (Summe) , 145'200 145'200 152'400 
8 4% Bundesanleihe der Republik öster-

reich zum Ausbau der Vollautomati-
sierung des österreichischen Telephon-
netzes (Postkredit 2): 

1 Verzinsung AjG H 5'600 5'600 7'200 
2 Tilgung AjG H 40'000 40'000 40'000 

§ 8 (Summe) , 45'600 .45'600 47'200 

9 4% Bundesschuldverschreibungen 1955: 
1 Verzinsung , , , , . AjG H 5'136 5'136 7'649 
2 Tilgung. , AjG H 46'000 46'000 50'000 

§ 9 (Summe) . 51'136 51'136 57'649 

10 2 Ofo Kredit der Oesterreühischen National-
bank für Verpflichtungen gegenüber 
der Weltbank und dem Internationalen 
Währungsfonds: 

1 Verzinsung " . A/G H 7'147 7'147 7'147 

11 3 % Rekonstruktionsschuldverschreibun-
gen: 

1 Verzinsung A/G H 17'590 17'590 54'589 
2 Tilgung A/G H 35'460 35'460 29'928 

§11 (Summe) , 53'050 53'050 84'517 

12 4 % Bundesschuldverschreibungen, bege-
ben auf Grund des Versicherungs-
wiederaufbaugesetzes : 

1 Verzinsung AjG H 9'000 9'000 5'000 
2 Tilgung AjG H 10'000 10'000 16'000 

§ 12 (Summe) . 19'000 19'000 21'000 

13 Bundesschuld an die Oesterreichische 
Nationalbank : 

1 Verzinsung A/G H 30'837 30'837 30'861 
2 Tilgung (Verrechnungsansatz) . AjG H 0'001 0'001 

§ 13 (Summe) . 30'838 30'838 30'861 

14 Investitionskredite verschiedener Kredit-
unternehmungen : 1) . 

1 Verzinsung AjG H 3'146 3'146 4'290 
2 Tilgung, , A/G H 17'500 17'500 17'500 

§ 14 (Summe) , 20'646 20'646 21'790 

15 Investitionsanleihe 1956: , 
1 Verzinsung AjG H 26'000 26'000 26'000 

16 Salzbu'rger Festspielhaus-Anleihe: 
1 Verzinsung A/G H 2'275 2'275 2'275 

._---

'1) Im BVA. 1958 als "Investitionskredite verschiedener Geldanstalten" veranschla t gewesen. 
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10 

-
bIl 

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c J, 
..c: ~ bIl .. vor-0. c 0. 

I I anschlag .. .. 
Ausgaben ::10. persön-.... t: sachliche Summe ·ä .. bIl .. ; e liche 1958 '" ... {1b1l • !:: .... c .. '" ::<: I-< 0. 0 C) Millionen Schilling 

4 3 17 Buchschulden (Postsparkassenamt)1) : 

A/G I H 2 Tilgung 51'367 51'367 24'000 
Verzinsung 25'200 

§ 17 (Summe) . I , 51'367 51'367 49'200 

18 7% Verkehrsanleihe 
! 

1957: , 
1 Verzinsung A/G I H 14'700 14'700 14'700 

19 7 % Investitionsanleihe 1958/1 (A+B): t 
1 Verzinsung A/G I H 34'650 34'650 

20 6% Trefferanleihe 1958: I 
1 Verzinsung A/G I H 6'000 6'000 
3 Treffer . . A/G! H 1'000 1'000 

§ 20 (Summe) . I 
! 

7'000 7'000 , . 
i 

21 Verpflichtungen des Bundes an die 
Oesterreichische Nationalbank (BGBI. 
Nr. 245/1948 und 67/1950): 

2 Tilgung A/G H 37'075 37'075 

22 Autobahn-Kredit 1958: 
1 Verzinsung A/G H 18'720 18'720 , 

! , 
23 Schnellbahn-Darlehen 1958: 

, 
1 Verzinsung A/G I H 2'275 2'275 , , 

i 
24 701o Investitionsanleihe 1 ~58/II: 

AJG I H 1 Verzinsung .- 31'500 31'500 
! , 

25 Bundes-Losanleihe 1958: i 
j 

3 Treffer A/G i H 3'500 3'500 , ----

26 Kredit der Osterreichisch-Bayrischen Kraft- I 
werke: i 

1 Verzinsung A/G i H 33'773 33'773 , 
2 Til~ng A/G! H 74'280 74'280 

(Summe) . 
! 

108'053 108'053 § 26 i ' . 
, 
! 

I , 

I 
! 

I , , ; 
; 
i 

I 

, 

I I 
\ I i 

') Im BV A. 1958 als ,.3°10 Bundesschuldverschreibungen 1 !157 (postsparkassenamt) " veranschlagt gewesen. 
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11 

btJ 

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-= J, 
0 ..c ::s btJ" vor-0.. :-.:I Co.. 

I sachliche I " anschlag öl '" .... Ausgaben ::s 0.. persön-5h .... 
~ e Summe ... 

öl " liche 1958 's.. '" ... {lbtJ '" ~ 
.... C 
'" ~ p... ::;J Co? Millionen Schilling 

4 3 27 Bundesschuldverschreibungen für Ent-

MjH 
schädigungsansprüche aus Kriegs- und 
Nachkriegsschäden : 

1 Verzinsung (Verrechnungsansatz) 0'001 0'001 
2 Tilgung (Verrechnungsansatz) , , 

NT 
0'001 0'001 

§ 27 (Summe) , 0'002 0'002 

28 Bundesschatzscheine und sonstige Ver-
pflichtungen: 

1 Verzinsung A/G f H 149'778 149'778 72'958 
2 Tilgung A/G! H 200'000 200'000 177'600 

§ 28 (Summe) 349'778 349'778 250'558 

Ti tel 3 (Summe) , 1,2i9'794 1.279'794 1,020'178 

4 Pauschalvorsorge für Finanzope-
rationen gemäß Artikel V des 
B u n desf i 11 a n zges etzes1) A/G I H 137'000 137'000 .' Verzinsung r:v errechnungs.nsatz) 

Titel 4 (Summe), 137'000 137'000 

5 Ve rwal tungsa usga ben V ! H 
5'400 5'400 4'200 

Kapitel 4 (Summe) , 1.671'817 1,671'817 1.229'258 

') Im BVA. 1958 beim Titel 3 als .Pauschalvorsorge für Kreditoperationen gemäß Artikel V des Bundesfinanzgesetz .. 1958" mitveran.chlagt gewesen. 
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12 

"'il ... 
'0.. 
~ 

5 , 

M , Bundesvoranschlag 1959 1'1 '" ...c: :;:I M., 

~ :-:::I 1'10.. 

I sachliche I ., 
Ausgaben :;:10.. persön-... t! ~ e Summe M '" liche "'il oS ... ijM .... ... 1'1 

f=: oS 
~ c.!I Millionen Schilling p., 

I 
VI. Finanzausgleich. 

i Finanzausgleich: I 

1 Leistungen des Bundes an die 
Länder und Gemeinden mit ~ 
Ausnahme der Ertragsanteile 

! 2) 
an gemeinschaftlichen Ab-
gaben:!) 

1 Ertragsanteilekopfquoten-A usgleich der 
A/G i Länder .........• , H 170'000 170'000 

2 .Grundsteuerbeihilfen 3) A/G j H 6'000 6'000 
" Finanzzuweisungen an Gemeinden mii: ! i) 

Salinenbetrieben MGI H 2'000 2'000 
4 Finanzzuweisungen an Bundesbahn- und 

Post- Betriebsgemeinden A/G I H 20'000 20'000 
5 Zuschuß für den Bundes-Gewerbesteuer-

spitzen ausgleich 4) . , • ; . , , . . A;G: H 100'000 100'000 
6 Zuschuß des Bundes zu Landesbeiträgen 

bei Katastrophenschäden 5) A;G ! H 10'000 10'000 

Ti tel 1 (Summe) , 308'000 308'000 

2 Gebarung aus 
Einnahmen: 

zweckgebundenen 

1 Bundes-Gewerbesteuerspitzenausgleich 
nach Maßgabe der Einnahmen 6) . , A/G i H 130'000 130'000 

2 Zweckzuschüsse bei Katastrophenschäden 
nach Maßgabe der Einnahmen (Ver- , 
rechnungsansatz) A/G j H 10'000 10'000 

Titel 2 (Summe) . 140'000 140'000 
, 

3 Einmalige Zweckzuschüsse des 
Bundes:') 8) 

1 Bundeszuschuß zur Förderung der Be-
hebung von Schäden durch Unwetter-
katastrophen (Restabwicklung Lawinen-

A/G!H katastrophe 1954), . . . . . . 0'100 0'100 
2 Bundeszuschuß zur Förderung der Be-

hebung von Hochwasserschäden 1m 

AI"!" 
Zillertal . . . , . , , , ~. , . 1'500 1'500 

3 Bundeszuschuß zur Förderung der Be-
hebung von Hochwasserschäden in 
Teilen der Bundesländer Tirol, Kärnten 
und Salzburg AjG I H 1'000 1'000 

4 Bundeszuschuß an das Bundesland Tirol 
aus Anlaß der Tiroler Landesfeier 
1809-1959 l AjG 

fH 
10'000 10'000 

Bundeszuschuß zur Milderung von Emteschäden 
bei Brotgetreide (Verrechnungsansatz) • 

Titel 3 (Summe) , ; 12'600 12'600 

Kapitel 5 (Summe) . 460'600 460'600 

1) Die Ertragsanteile der Länder und der Gemeinden sind bei Einnahmen-Kapitel 17 Titel 7 § 1 veranschlagt. 
2) Aufgabenbereich • übrige Hoheitiverwaltung (Hv)". 
") überweisungen an Gemeinden. . 
') Korrespondierende Einnahmen bei Kapitel 5 Titel 2 § I c. 
') Korrespondierende Einnahmen bei Kapitel 5 Titel 2 § 2. 
6) Im BV A. 1958 als Titel 3 § I veranschlagt gewesen. 
7) überweisungen an Länder. 
8) Im BV A. 1958 als Titel 2 veranschlagt gewesen. 

Bundes-
'Vor-

anschlag 
1958 

156'000 
6'000 

2'000 

164'000 

1'500 

1'800 

2'000 

5'300 

169'300 
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5 
1 

Finanzausgleich: 
(leer) 

Einnahmen 

VI. Finanzausgleich. 

2 Zweckgebundene Einnahmen: 

3 

1 Bundes-Gewerbesteuerspitzenausgleich : 1) 

a) Beitrag der Stadt Wien 

b) 10 Ofoiger Beitrag der Länder 

c) Zuschuß des Bundes 2) 

2 Zweckzuschuß des Bundes bei Katastrophenschäden 3) 

1 

Einmalige Zweckzuschüsse des Bundes: 4) 

Rückersätze aus früheren Jahrenf» 

') Im BV A. 1958 als Titel 3 veransdllagt gewesen_ 

Titel 2 (Summe) . 

Kapitel 5 (Summe) , 

') Korrespondierende Ausgabe bei Kapitel 5 Titel 1 § 5. 
3) überweis urig von Kapitel 5 Titel 1 § 6. Korrespondierende Ausgabe bei Kapitel 5 Titel 2 § 2. 
') Im BVA. 1958 als Titel 1 § 1 "Finanzausgleich" veranschlagt gewesen. 
,,) überweisungen von Ländern. 

13 

Bundesvoranschlag 

1958 

Millionen Schilling 

1---------,-1------------11 

I----------I.----~~--·II 
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14 

I Cl! 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-I:: to., ...<:: ::I 

0.. ~ 1::0.. 

I 
vor-

<l .. t:: Ausgaben ::I 0.. persön- sachliche I anschlag .... 
~ e Summe .~ <l 

bJ> " liehe 1958 0.. .. ... {JOD 
'" .!:l ... I:: 

'" ~ I-< A. ~ 0 Millionen Schilling 

VII. Pensionen. i 
6 Pensionen (Hoheitsverwal-

tung): 
1 Bedienstete der Hoheitsverwal-

tung des Bundes: 
1 R.uhegenüsse ......... A/G i H 942'500 942'500 951'600 
2 Ordentliche Versorgungsgenüsse , , , A/G! H 484'900 484'900 480'714 
3 Außerordentliche Versorgungsgenüsse , A/G i H 20'150 20'150 23'153 
4 Dienstgeberbeiträge , , , 

NT 
29'900 29'900 29'508 

Ti t el 1 (Summe) , 1.477'450 ; 1,477'450 1.484'975 

2 Pflich ts ch u 1- und Landes mittel-
schullehrer: 

1 Ruhegenüsse , , , , A/G H 463'703 463'703 449'858 
2 Ordentliche Versorgungsgenüsse , , , A/G H 108'055 108'055 105'834 
3 Außerordentliche Versorgungsgenüsse : A/G H S'941 3'941 S'640 
4 Dienstgeberbeiträge , . . . , . . , A/G H 12'065 12'065 11'725 

T i tel 2 (Summe) . 587'764 587'764 571'057 

3 Sonstige Bedienst ete: 
1 Ruhegenüsse , , , , . . A/G! H 14'300 14'300 U'560 
2 Ordentliche Versorgungsgenüsse , ' , A/G 1 H 8'450 8'450 8'970 
3 Außuordentliche Versorgungsgenüsse ' A/G! H 13S'900 133'900 136'110 
4 Dienstgeberbeiträge , , , AJG I H S'510 S'510 S'660 

Tit el 3 (Summe) , 160'160 160'160 16S'SOO 

4 Pensionsvorschüsse F I H 2'210 2'210 2'321 
5 Geldaushilfen 1) A/G i H 1'105 1'105 1'160 

Kapitel 6 (Summe) , ! 2.226'479 2'210 2,228'689 2,222'813 

0 

\ 

! , 
: 

') Im BVA, 1958 als .,Aushilfen". veranschlagt gewosen. 
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6 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Einnahmen 

VII. Pensionen. 

Pensionen (Hoheitsverwaltung): 

Pensionsbeiträge 

U b e r w eis u n gen von Pe n s ion s ver sich e r 'u n g s t r ä ger n 
und sonstigen öffentlich-rechtlichen Dienstgebern 

Pe n s.i 0 n s v'o r 5 c h u ß e r sät z e 

Beiträge der Länder und der Stadt Wien zum Pensions-
aufwand der Pflichtschullehrer , . •• •• 

Beitragsleistung auf Grund des Bonner Regierungsab-
kommens vom 27, April 1953 

Rückersatz und Beitragsleistungen auf Grund des 
österreichisch-italienischen gemeinsamen Proto
k oll es vom 2 5. J u I i 1 9 5 3 (Verredtnungsansatz) 

Verschiedene Einnahmen 

Kapitel 6 (Summe) , 

Bundes6nanzgeseez 1959, 

15 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

Millionen Sdtilling 

127"400 127'700 

8'960 3'720 

1'593 1'370 

0'146 0'100 

33'600 33'600 

0'001 0'001 

0'010 0'018 

171'710 166'509 
1----------1·-----------11 

2 
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16 

0.0 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c: J, 

...c: ;:l 0.0 vor-0.. :-:::l c: cu 

I I 'ü '" B Ausgaben ;:l 0.. persön- sachliche Summe anschlag .... .... :;;0.. -ä 'ü 
0.0 cu liehe 1958 '" ... '..c ;:l 

'" ~ 
.... c: cu .... 

~ '" ::> <.!Jo.o ~onen Schilling A.t 

VIII. Bundeskanzleramt. 
7 Bundeskanzleramt: 

1 Bundeskanzleramt: 

1 Bundeskanzleramt: 
1 Verwaltungsaufwand V jH 18'672 4'821 23'493 29'096 
2 Förderunl(sausgaben F lw 0'762 0'762 1'875 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) A/G: H , 5'915 5'915 1) 
4 Sonstige Aufwandskredite A !H 6'329 6'329 5'435 

§ 1 (Summe) , 18'672 ' 17'827 36'499 36'406 

2 Bundeskanzleramt, Wirtschaftliche Ko-
ordination: 

1 Verwaltungsaufwand V H 9'880 2'045 11'925 11'928 
2 Förderungsausgaben , F W 0'150 0'150 0'060 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Ver-

pflichtungen) , A/G H 2'760 2'760 2'614 
4 Anlagen, , . , An H 0'104 0'104 

§ 2 (Summe) . 9'880 5'059 14'939 14'602 

3 Administrative Bibliothek V !H 2) 0'104 0'104 , 3) 

Titel 1 (Summe) , 28'552 22'990 51'542 51'008 

2 Besondere Ausgaben: 

1 Staatsarchiv : 
1 Verwaltungsaufwand V K 3990 0'592 4'582 4'793 
2 Errichtung von Archivanlagen An K 0'097 0'097 0'150 
3 Archivamt , , , , , ... " A K 0'006 0'006 0'009 

§ 1 (Summe) , 3'990 0'695 4'685 4'952 
2 (leer) 

3 Statistisches Zentralamt : , 
1 Verwaltungsaufwand .v !H 15'077 7'480 22'557 21'591 
2 Aufwandskredite . A 

!H 
0'019 0'019 0'030 

§3 (Summe) , 15'077 7'499 22'576 21'62~ 

4 Bundesgesetzblatt A !H 2'397 2'397 2'457 
Administrative Bibliothek 4) 0'638 

Titel 2 (Summe) . 19'067 10'591 29'658 29'668 

Kapitel 7 tSumme) , 47'619 33'581 81'200 80'676 

" 

1) Im BVA. 1958 bei der Unterteilung 1 (Persönliche Ausgaben) mitveranschlagt gewesen. 
Z) Der Personalaufwand ist beim § 1 Unterteilung 1 mitveranschlagt. 
3) Im BVA, 1958 beim Titel 2 als ,§ 2 veranschlagt gewesen. 
~) Im BV A, !959 sind die persönlichen Ausgaben bei Titel! § 1 Untel'teilung 1 mitveranschlagt und die sachlichen Ausgaben bei Titel! § 3 veranschlagt. 
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Q) 

·ä 
'" ::d 

7 

A 
0.. 
~ Einnahmen 

Q) Oll 

'" .. 
~ '" 0.. 

VIII. Bundeskanzleramt. 

Bundeskanzleramt: 

1 Bundeskanzleramt: 

1 Bundeskanzleramt 

2 Bundeskanzleramt, Wirtschaftliche Koordination 

3 Administrative Bibliothek 

4 Osterreichfilm (Ve~rechnungsansatz) 

'17 

Bundesvoranschlag 

'1959 1958 

Millionen Schilling 

0'831 

0'532 

0'012 

0'775 

0'812 

, 1) 

Ti tel 1 (Summe) , 
1---------1----------11 

1'375 1'587 

2 Besondere Einnahmen: 

1 Staatsarchiv 

2 (leer) 

3 Statistisches Zentralamt 2) 

4 Bundesgesetzblatt 

Administrative Bibliothek (yerrethnungsansatz) 

0'015 

0'662 

2'660 

• 3) 

0'015 

0'648 

2'697 

Titel 2 (Summe), 
1--------11-------11 

3'337 3'360 

Kapitel 7 (Summe), 4'712 4'947 

1) I~ BV A. 1958 beim Titel 2 als § 2 veranschlagt gewesen, 
Z) Die Einnahmen an hande1sscattstismen Gebübren stad b.el K.lpitd 17 Titel. 5 ) 1 , • .s~empcl· und Rechtsgebühren" mitveranschlagt. 
') Im BVA. 1959 beim Titel 1 als § 3 veranschlagt. ' 
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18 

bJl Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c:: J, 
...c:: ::l Oll.., --_. vor-
0.. 'iJ c:: a. 

I I anschlag <l '" Ausgaben :::0.. persön-
'"' t:: sachliche Summe ·ä <l 
bJl .., ; ::l liebe 1958 '" C; ...c'"' 

'" 
... .... .,bJl 

~ ~ '" ::> c..? Millionen Schilling 0.. 

8 Xußeres: 

1 Zentrale des Außendienstes: 

1 Verwaltungsaufwand V !H 8'835 1) 0'936 9'771 9'936 

2 Förderungsausgaben F S 0'026 0'026 0'039 

3 Aufwandskredite (Gesetzliche Ver-
pflichtungen) , AjG 1 H 15'808 15'808 10'438 

4 Sonstige Aufwandskredite A H 0'065 0'065 0'450 

Titel 1 (Summe) , 8+835 16'835 25'670 20'863 

2 Diplomatischer Dienst: 

1 Verwaltungsaufwand v H 56'715 20'700 77'415 79'842 

2 Anlagen An H 2'860 2'860 3'875 

3 Förderungsausgaben F lK 0'162 0'162 0'250 

4 Liegenschaftserwerb An lH 1'365 1'365 3'400 

Titel 2 (Summe) , 56'715 25'087 81'802 87'367 

3 Konsulatsdienst : 

1 Verwaltungsaufwand V H 11'115 5'627 16'742 17'921 

2 Anlagen '. ' An H 0'226 0'226 0'248 

3 Förderungsausgaben F s 0'195 0'195 0'300 

4 Liegenschaftserwerb . An :H 0'065 0'065 0'900 

Titel 3 (Summe) , 11'115 6'113 17'228 19'369 

Kons ularakadem i e (Verrechnungsansatz) 

Kapitel 8 (Summe) , 76'665 48'035 124'700 127'599 

, 

t) Ein Teil des Verwaltungsaufwandes für die Zentrale des Außendienstes ist bei Kapitel 7 Titell § 1 ,,Bundeskanzleramt" Unterteilung 1 
mitveranschlagt. 
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19 

...c Bundesvoranschlag 
c-

I 01 r: Einnahmen 1959 1958 -ä M 
01' <U 

<U ... .... 
f.:: <U ::.:: c.. Millionen Schilling 

8 Kußeres: 1) 

1 Zentrale des Außendienstes 0'001 0'001 

2 Diplomatischer Dienst 2'590 2'007 

3 Konsulatsdienst 0'276 0'395 

K 0 n s u I' ara k ade m i e (Verredmungsansatz) 

Kapitel 8 (Summe) , 2'867 2'403 

1 Die Einnahmen an Konsular ebühren .ind bei Ka itel 17 Titel 5 p 1 Stern el- und Rechts ebühren" mitveranschla p g 
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- bI) 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-I'i 

~" ...e ::l vor-
0.. '<l s:: 0.. I sachliche I anschlag "ij .. 

t Ausgaben ::l 0.. persön-
·ä "ij 

!;b cu ; e liche Summe 1958 .. .... .~ ~ .. ~ 
... 

:5 t::4 P! C,!) Millionen Schilling 

VIlla. Inneres. 
9 Inneres: 

1 Bundesministerium für I n-
neres: 

1 Bundesministerium für Inneres: 
1 Verwaltungsaufwand V jH 30'358 4'551 34'909 33'970 
2 (leer) 
3 Förderungsausgaben , FIS 0'007 0'007 0'010 
4 Aufwandskredi.te (Gesetzliche Verpflich-

tungen) , , , , , , A/G! H 0'122 0'122 0'122 
5 Sonstige Aufwandskredite A lH 0'078 0'078 .0'100 

Anlagen 1'400 

§ 1 (Summe) , 30'358 4'758 35'116 35'602 

2 Flugpolizei, überwachung der Flugplätze 
und Katastropheneinsatz , , , , , , A !H 0'603 0'603 0'584 

Anlagen 2'300 

§ 2 (Summe) . 0'603 0'603 2'884 

Ti t el 1 (Summe) , 30'358 5'361 35'719 38'486 

2 Politische Behörden: 

1 Verwaltungsaufwand V !H 0'225 0'380 0'605 3'993 
2 Aufwandskredite (Gesetzliche Ver-

pflichtungen) AlT 3'137 3'137 1) 

Ti tel 2 (Summe) , 0'225 3'517 3'742 3'993 
3 Bundespolizei: 

1 Verwaltungsaufwand V !H 548'390 94'102 642'492 630'181 
2 Anlagen. An lH 0'017 0'017 2'338 
3 Aufwandskredite A 

IH 
8'395 8'395 7'380 

Ti tel 3 (Summe) , 548'390 102'514 650'904 639'899 
3a (leer) 

3b Entminungsdienst V H 1'473 1'196 2'669 2'946 

4 Bundesgendarmerie: I 

1 VerwaItungsaufwand ,. V H 361'300 100'761 462'061 438'437 
2 .(\.nlagen, , , , An H 1'806 1'806 1'864 
3 Aufwaudskredite A H 3'717 3'717 2'844 

Ti tel 4 (Summe) , 361'300 106'284 467'584 443'145 --- -

6 Wanderungswesen F S 0'351 0'351 0'600 

6 Kriegsgräberflirsorge 
AlK 

1'000 1'000 1'300 

7 Kos ten der Nationalrats-
wahlen A/G I H 0'127 0'127· 1'750 

7a Kosten der Wahl des Bundes-
präsidenten , .. A/G 1 H 0'002 0'002 0'700 

7b Kosten der Stimmlisten A/G I H 1'000 1'000 3'000 

7c Kosten für Volksb egehr e n und 
Vo I k s a b s tim m u·n g2). , . , , A/G! H 0'100 0'100 

8 Grenzangelegenheiten , A 

I" 
0'200 0'200 0'350 

') Im BVA. 1958 beim .Verwaltungsaufwand" als .Persönliche Ausgaben" veranschlagt gewesen. 
2) Gemäß BGBI. Nr. 13/1958. . 
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öl 
,t:: 
p.; .. 
~ 

9 

öl ... 
~ 

1 

2 

3 

3a 

3b 

4 

5 

6 

7 

..c 
p.; 
f Einnahmen bIl 

'" .... 
'" Po. 

VIII a. Inneres. 

Inneres: 

Bundesministerium für Inneres: 

1 Bundesministerium für Inneres, 

2 Flugpolizei, überwachung der Flugplätze und Katastropheneinsatz (Ver-

rechnungsansatz) , 

Titel 1 (Summe), 

Politische Behörden 

Bundespolizei 

Beiträge der Gemeinden zum Polizeiaufwand 

Entminungsdienst 

Bundesgendarmerie , 

Wanderungswesen 

Kriegsgräberfürsorge 

K 0 s t end erN a t i 0 1). air a t s w a h I e n (Verrechnungsansatz) , 

7a Kosten der Wahl des Bundespräsidenten 

(Verrechnungsansatz) • 

7b Kosten der Stimmlisten (Verrecbnungsansatz) 

7c Kosten für Volksbegehren und Volksabstimmung 

(Verrechnungsansatz) 

8 Gr e nza ngelege nhe i t e n 

21 

Bundesvoranschlag 

1959 I 1958 

MHlionen Schilling 

0'514 

0'001 

0'515 
1------1 

0'036 

18'171 

52'000 

0'031 

2'006 

0'150 

0'051 

0'001 

0'001 

0'001 

0'001 

0'050 

0'102 

0'102 

0'068 

18'455 

52'000 

0'031 

1'910 

0'200 

0'100 
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Ol) 

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c I 

...c -2 ~" vor-0.. ';) C 0.. 

I sachliche I anschlag 1l '" t:: Ausgaben eo.. persön-... Summe 's.. v Ol) 

" '" I:: liche 1958 r: ... 
'" 

... C ~M 
"~ '" ::.:: P-o ::> " Millionen Schilling 

I I I 
9 9 Betreuung derUmsiedler, Heimat-

vertriebenen und Altflücht-
linge: 

1 Verwaltungsaufwand V S 13'300 13"300 16"434 
2 Anlagen (Verreqmungsansatz) An S 1) 0"001 0'001 "2'000 
3 Förderungsausgaben " F 5 4"193 4"193 7"168 
4 Aufwandskredite A 5 26'000 26"000 34"479 

Titel 9 (Summe) . 13"300 30"194 43"494 60"081 

9a Betreuung der Neuflüchtlinge 
mit Ausnahme der ungarischen 
Flüchtlinge: 

1 Verwaltungsaufwand v 5 2"960 2"960 1"996 
2 (leer) 
3 Förderungsausgaben " F S 3"900 3"900 10"475 
4 Aufwandskredite A 5 16"500 16"500 30"759 

Titel 9 a (Summe) . 2"960 20"400 23"360 43"230 

9b Betreuung der ungarischen I 
Flüchtlinge: i 

1 Verwaltungsaufwand V S 10"474 10'47"4 14"800 

I 2 Anlagen" An 5 1"950 1"950 8"000 
3 Förderungsausgaben . F 5 0"001 0'001 
4 Aufw~ndskredite A 5 61"899 61"899 95"200 

Titel 9b (Summe) " 10"474 63"850. 74"324 118"000 

10 Hei m kehr erfürs or ge A S 0'100 0"100 0"180 

11 Betriebsähnliche Verwaltungs-
zweige: 

1 Aufwandskredite (Gesetzliche Ver-
pflichtungen) . A/G H 1"520 0"001 1"521 

2 Sonstige Aufwandskredite A H 7"979 7'979 

Titel 11 (Summe). 1"520 7"980 9"500 

12 A ußerordehtliche Gebarung: 
1 Bundesministerium für Inneres An H 0"760 0"760 
2 Flugpolizei, überwachung der Flugplätze 

und Katastropheneinsatz . An H 1"329 1"329 
3 Bundespolizei An H 4"611 4"611 
4 Bundesgendarmerie An H 8"300 8"300 
5 Betreuung der Umsiedler, Heimat-

vertriebenen und Altflüchtlinge . F S 10"000 10'000 

') Das Anweisungsremt steht dem Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau zu. I 
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., ... 
'{5.. 

'" ::<:: 

9 

., 
~ 

9 

9a 

9b 

10 

11 

..c 
0. 

'" .... 
bO 

'" .... 
os 

0. 

Einnahmen 
• 

Betreuung der Umsiedler, Heimatvertriebenen und 

Altflüchtlinge 

Betreuung der Neuflüchtlinge mit Ausnahme der 

ungarischen Flüchtlinge 

Betreuung der ungarischen Flüchtlinge 

Hei m keh rerfürs 0 rg e 

Betrie b sähnlich e Ve rw a!tu n g sz we ige 

B und e s p 0 J i z e i (Zweckgebundene Einnahmen betriebsähnlicher Verwaltungszweige, Ver
rechnungsansatz) 

Z i v i J s c hut z (Verrechnungsansatz) , 

Kapitel 9 (Summe), 

23 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

Millionen Schilling 

9'286 

23'360 

74'324 

0'003 

9'500 

189-487 

9'743 

2'250 

118'000 

0'001 

202'860 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)26 von 614

www.parlament.gv.at



24 

!>Il Bundes-c:: , Bundesvoransc.nlag 1959 
..<:: .,s llh.., 
~ 

r.:I vor-
öl 

.., c:: p.. 
persön- I sac.nlic.ne I ansc.nlag t Ausgaben .,sp.. 

Summe "ä öl if 
.., lii 2 lic.ne 1958 w 

w 8 0 {1!>1l 
~ P .. 

/:l.., l? Millionen Sc.nilling 

9 12 6 Zivilschutz. An H 5'000 5'000 

Titel12 (Summe) 30'000 30'000 
----

B und e , pol i z e i (n.cl. Maßgabe der Einnah-
men betriebsähnlicl.er Verwaltungszweige, Verrecl.-
nung,ansatz) • , 

Zivilschutz . 0'300 
-

Ordentliche Gebarung 
(Summe) . 970'000 344'176 1.314'176 1,357'960 

Außerordentliche Gebarung 
(Summe) . 30'000 30'000 .. 

Kapitel 9 (Summe) . 970'000 374'176 1.344'176 1,357'960 

IX. Justiz. 
10 Justiz: 

1 Bundesministerium für 
Justiz: 

1 Verwaltungsaufwand V H 8'400 1'500 9'900 9'652 

2 Förderungsausgaben . F S 0'006 0'006 0'010 

Titel 1 (Summe) . 8'400 1'506 9'906 9'662 
2 Oberster Gerichtshof. V H 9'400 0'750 10'150 8'714 

3 Justizbehörden In den 
L ä n der n: ., 

1 Verwaltungsaufwand V H 248'600 45'080 293'680 283'532 

2 Förderungsausgaben . p 5 0'229 0'229 0'363 

3 Aufwandskredite (Gesetzlic.ne VerpfIic.n-
rungen) . , . . • . . . . . , , , AIG H 22'833 22'833 16'833 

4 Sonstige Aufwandskredite A H 10'000 10'000 11'350 

Ti tel 3 (Summe) . 248'600 78'142 326'742 312'078 

4 Justizanstalten: 
1 Verwaltungsaufwand V H 65'600 19'471 85'071 80'537 

2 Anlagen. An H 0'587 0'587 3'345 

3 Förderungsausgaben F S 0'210 0'210 0'266 

4 Aufwandskredite A l:f 28.888 28'888 37'065 

Ti tel 4 (Summe) . 65'600 49'156 114'756 121'213 

Kapitel 10 (Summe). 332'000 129'554 461'554 451'667 

\ 
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I ...<:: Bundesvoranschlag 

QJ ~ Einnahmen I .t:: QJ 

I 
Oll 1959 1958 

~ f! 
~ ... I 

~ p.. Millionen Schilling 

IX. Justiz, 

10 Justiz: 

1 Bundesministerium für Justiz 0'073 0'069 

2 Obers'ter Gerichtshof 0'012 0'002 

3 Justizbehörden in den Ländern 169'194 162'000 

4 Justizanstal ten . , , 15'721 14'929 
., 

Kapitel 10 (Summe). 185'000 177'000 
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0/) 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-<=: ih ...<:: ...2 

0- '., <=: " I· sachlicile ·1 
vor-

B e 1:: Ausgaben 
;:10- persön- Summe anscillag. 

-;) 
0/) 

" ~o- licile 1958. '5- e 'i:l ..c2 
'" ~ .. 00/) 
~ 0. ~ Millionen Schilling 

X. Unterricht und Kunst. 
11 Bundesministerium für 

Unterricht: 
1 V erwaltungsa ufwand v H 14'785 1'902 16'687 16'057 
4 Förderungsausgaben F H 1'996 1'996 2'150 

Kapitel 11 (Summe) , 14'785 3'898 18'683 18'207 

12 Unterricht: 
11) Hochschulen 

und wissenschaftliche Zwecke: 
1 Hochschulen: 

1 Verwaltungsaufwand v K 180'347 24'079 204'426 204'578 
4 Förderungsausgaben F K 13'625 13'625 15'390 
5 Aufwandskredite . (Gesetzlicile Verpflicil-

tungen) . AjG K 80'500 80'500 60'000 
5a Sonstige Aufwandskredite . A K 15'634 15'634 16'013 

Anlagen 35'700 

§ 1 (Summe) , 180'347 133'838 314'185 331'681 

1a Hochschulen (nach Maßgabe der Ein-
nahmen): 

1 Verwaltungsaufwand . , V K 7'185 1'380 8'565 7'150 
3 Anlagen , , , , , , , An K 2'910 2'910 0'300 
4 Förderungsausgaben , , F K 0'045 0'045 0'045 
5a Sonstige Aufwandskredite . A K 11'480 11'480 14'261 

§ 1 a (Summe) , 7'185 15'815 23'000 21'762 

1b Hocilschulen (nacil Maßgabe der Ein-
nahmen betriebsähnuciler Verwaltungs-

3 
zweige): • 

Anlagen , , , , , , . , , An K 0'460 0'460 
5 Aufwandskredite ( Gesetzlicile Verpflich-

tungen) , AjG K 0'584 0'001 0'585 0'755 
5a Regieaufwand A K 1'151 1'151 0'590 

, § 1 b (Summe) , 0'584 1'612 2'196 1'345 

§§ 1 bis 1 b (Summe) , 188'116 151'265 339'381 354'788 

2 Wissenscilaftliche Anstalten: 
1 Verwaltungsaufwand V K 14'250 3'841 18'091 15'978 
4 Förderungsausgaben '. , F K 10'707 10'707 11'620 
5 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

5a 
tungen) , AjG H 5'000 5'000 2) 

Sonstige Aufwandskredite. A K 3'037 3'037 3'700 
Anlagen 2'400 

§ 2 (Summe) , 14'250 22'585 36'835 33'698 

2a Wissenschaftlicile Anstalten (nach Maß. 

1 
gabe der Einnahmen): 

Verwaltungsaufwand , . . v· K 0'119 0'119 0'121 
5a Sonstige Aufwandskredite . A K 0'146 0'146 0'075 

§ 2 a (Summe) , 0'119 0'146 0'265 0'196 

§§ .2 und 2 a (Summe) , 14'369 22'731 37~100 33'894 

Wetterdienst : 
Verwaltungsaufwand 2'215 
Sonstige Aufwandskredite 0'168 

Summe. .. 3) 2'383 . 
1) Im BVA. 1958 als Titel 2 veranschlagt gewesen. 
') Im BV A. 1958 bei der Unterteilung 4 mitveranschlagt gewesen, 
') Im BVA, 1959 bei Ka ite! 12 Titel 1 2 mitveranschIa , p § gt 
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11 

12 

11) 

Einnahmen 

x. Unterricht und Kunst. 

ßundesministerium für Unterricht 

Unterricht: 

Hochschu~en und wissenschaftliche Zwecke: 

1 Hochschulen 

1a Hochschulen (Zweckg~bundene Einnahmen) 

1 b Hochschulen (Zweckgebundene Einnahmen betriebsähnlicher Verwaltungs
zweige) 

27' 

Bundes'voranschlag 

1959 1958 

Millionen Schilling 

0'015 

2'148 

23'000 

2'196 

0'063 

1'735 

21'762 

1'345 

§§ 1 bis 1 b (Summe) , 
1--------1--------

24'842 27'344 

2 Wissenschaftliche Anstalten 0'324 0'336 

2a Wissenschaftliche Anstalten (Zweckgebundene Einnahmen) , 0'265 0'196 

§§ 2 und 2 a (Summe) , 0'589 0'532 
1------1------11 

Wetterdienst 2) 0'027 

1) Im BV A. 1958 als Titel 2 veranschlagt gewesen. 
2) 1m BV A. 1959 bei Kapitel 12 Titel 1 § 2 mitveranschlagt. 
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I b!> 
Bundesvoranschlag 1959 I Bundes-c ~ ...c ::l vor-

~ :-::l 
C '" I sachliche , öl '" persön- anschlag ... t:: Ausgaben ::l c.. Summe .'.:: b!> '" 
.... c.. liehe 1958 c.. öl .. ... .1l e .. ~ 

... c .. 
c3b!> ~ c.. ~ Millionen Schilling 

12 1 Titel 1, Laufende Gebarung (Summe) , 194'597 156'423 351'020 367'762 
Titel 1, Gebarung nach Maßgabe der 

Einnahmen (Summe) . 7'304 15'961 23'265 21'958 
Ti tell, Gebarung nach Maßgabe der 

Einnahmen betriebsähnlicher Verwal-
tungszweige (Summe) , 0'584 1'612 2'196 1'345 

Titel 1 (Summe) . 202'485 173'996 376'481 391'065 
21) Schulaufsicht: 

1 Verwaltungsaufwand , , , A K 31'787 4'273 36'060 33'188 
4 Förderungsausgaben F K 1'403 1'403 1'650 
5.a Sonstige Aufwandskredite , A K 0'059 0'059 2) 

Titel 2 (Summe) . 31'787 5'735 37'522 34'838 
2a1) Schulaufsicht (nach Maßgabe der 

Einnahmen): 
5a Sonstige Aufwandskredite . A K 0'293 0'293 0'180 

Ti tel 2 und 2a (Summe) . 31'787 6'028 37'815 35'018 
3 Mittlerer und niederer 

Unterricht: 
1 Mittelschulen: 

1 Verwaltungsaufwand V K 303'652 17'909 321'561 303'789 
4 Förderungsausgaben . . , . F K 13'894 13'894 14'122 
5 Aufwandkredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) A/G K 1'270 1'270 2) 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 7'607 7'607 2'200 

Anlagen 18'720 

§ 1 (Summe) , 303652 40'680 344'332 338'831 
1a Mittelschulen (nach Maßgabe der Ein-

nahmen): 
1 Verwaltungsaufwand , , , V K 0'006 0'006 0'001 
5a Sonstige Aufwandskredite . A K 0'094 0'094 0'045 

§ 1 a (Summe) , 0'006 0'094 nOO 0'046 
1b Mittelschulen (nach Maßgabe der Ein-

nahmen betriebsähnlicher Verwaltungs-
zweige): 

3 Anlagen An K 0'156 0'156 0'085 
5 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) , , A/G K 2'961 2'961 2'703 
5a Regieaufwand , A K 7'424 7'424 6'146 

§ 1 b (Summe) . 2'961 7'580 10'541 8'934 

§§ 1 bis 1 b (Summe) , 306'619 48'354 354'973 347'811 
2 Bundeserziehungsanstalten : 

1 Verwaltungsaufwand V K 10'230 1'750 11'980 11'298 
4 Förderungsausgaben F K 0'215 0'215 0'252 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 3'778 3'778 3'593 

Anlagen 1'900 

§ 2 (Summe) . 10'230 5'743 .15'973 17'043 

2a Bundeserziehungsanstalten (nach Maßgabe 
der Einnahmen): 

1 Verwaltungsaufwand , . V K . 0'125 0'125 0'070 
5a Sonstige Aufwandskredite A K IN44 0'444 0'457 

§ 2 a (Summe) , 0'125 0'444 . 0'569 0'527 

§§ 2 und 2a (Summe) . 10'355 6'187 16'542 17'570 

I 
1) Im BVA. 1958 als Titel 1 bzw. 1 a veransmlagt gewesen. 
2) Im BVA. 1958 bei der Unterteilung 4 mitveransmlagt gewesen. 
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Bundesvoranschlag 

Einnahmen 1959 1958 

Millionen Schilling 

12 1 Ti tel 1, Laufende Gebarung (Summe) . 2'472 2'098 

Ti tel 1, Zweckgebundene Einnahmen (Summe), 23'265 21'958 

. Ti tel 1, Zweckgebundene Einnahmen betriebsähnlicher Verwaltungszweige 
(Summe) . 2'196 1'345 

Ti tel 1 (Summe) . 27'933 25'401 

21) Schulaufsicht 1'166 0'726 
! 

2a1) Schulaufsicht (Zweckgebundene Einnahmen) . 0'293 0'180 

Ti tel 1 und 1 a (Summe) , 1'459 0'906 

3 Mittlerer und nieder'er Unterricht: 

1 Mittelschulen . 6'896 6'754 

1a Mittelschulen (Zweckgebundene Einnahmen) 0'100 0'046 

1b Mittelschulen (Zweckgebundene Einnallmen betriebsähnlicher Verwaltungs-
zweige) 10'541 8'934 

§§ 1 bis 1 b (Summe) , 17'537 15'734 

2 Bundeserziehungsanstalten , 4'195 3'764 

2a Bundeserziehungsansta!ten (Zwedtgebundene Einnahmen) . 0'569 0'527 

§§ 2 und 2 a (Summe) , 4'764 4'291 

') Im BVA, 1958 als Titel 1 bzw. 1 a veransmlagt gewesen. 
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IoD Bundes-c: , Bundesvoranschlag 1959 -a ,.g /;'0 vor-
" 

c: ., 

I sachliche I " '" .... Ausgaben ::l 0.. persön- anschlag ... Summe .... bt) .... 
;~ " 

... liche 1958 '~ '" .... .... .... c: ..0 .... 

~ '" c3bJ:i ::4 A.o :::J Millionen Schilling 

12 3 3 Kaufmännisches Bildungswesen : 
1 Verwaltungsaufwand V K 44'892 3'384 48'276 42'734 
4 Förderungsausgaben , , , , , F K 0'942 0'942 1'109 
5 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) , , , ... A/G K 0'130 0'130 1) 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 1'119 1'119 0'140 

Anlagen 1'600 .. 
§ 3' (Summe) . 44'892 5'575 50'467 45'583 

3a Kaufmännisches Bildungswesen (nach Maß-
gabe der Einnahmen): 

5a Sonstige Aufwandskredite A K 0'150 0'150 0'090 

§§ 3 und 3a (Summe) . 44'892 5'725 
. 

50'617 45'673 
4 Gewerbliches Bildungswesen : 

1 Verwaltungsaufwand V K 144'103 17'912 162'015 144'~79 
4 Förderungsausgaben , , , , F K 2'025 2'025 2'382 
5 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) A/G K 0'663 0'663 1) 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 6'209 6'209 5'900 

Anlagen 12'400 

§ 4 (Summe) . 144'103 26'809 170'912 165'561 
---- -----

4a Gewerbliches Bildungswesen (nach Maß-
gabe der Einnahmen): 

1 Verwaltungsaufwand V K 0'605 0'605 0'388 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 6'882 6'882 6'084 

§ 4a (Summe) , 0'605 6'882 7'487 6'472 
4b Gewerbliches Bildungswesen (nach Maß-

gabe der Einnahmen betriebsähnlich.er 
Verwaltungszweige) : 

3 Anlagen. ................... An K 0'008 0'008 0'006 
5 Aufwandskredite (Gesetzlich.e Verpflich·· 

tungen) , , A/G K 0'646 0'001 0'647 0'452 
5a Regieaufwand A K 2'113 2'113 1'580 

§ 4 b (Summe) , 0'646 2'122 2'768 2'038 

§§ 4 bis 4b (Summe) . 145'354 35'813 181'167 174'071 
5 Lehrerbildung: 

1 Verwaltun gsaufwand V K 27'085 2'313 29'398 27'865 
4 Förderungsausgaben , F K , 0'832 0'832 0'979 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 0'944 0'944 0'275 

Anlagen 2'900 

§ S (Summe) , 27'085 4'089 31'174 32'019 
5a Lehrerbildung (nach. Maßgabe der Ein-

nahmen): 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 0'133 0'133 0'118 

5b Lehrerbildung (nach Maßgabe der Ein-
nahmen betriebsähnlich.er Verwaltungs-
zweige): 

3 Anlagen, , , , An K 0'030 0'030 0'035 
5 Aufwandskredite (Gesetzlich.e Verpflich.-

tun gen) A/G K 0'544 0'544 0'517 
5a Regieaufwand A K .1" .. 1'242 1'242 1'230 

§ Sb (Summe) , 0'544 1'272 1'816 1'782 

§§ S bis Sb (Summe) , 27'629 5'494 33'123 33'919 

') Im BVA, 1958 im Person.laufwand mitveransdUagt gewesen, 
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...c: 
. Bundesvoranschlag 

0. 

I o:l '" Einnahmen '-< 1959 1958 ... OI:J 
'0. o:l '" '" ~ 

'-< 
cO 

~ p... Millionen Schilling 

12 3 3 Kaufmännisches Bildungswesen . 0'551 0'534 

3a Kaufmännisches Bildungswesen (Zweckgebundene Einnahmen) 0'150 0'090 

§§ 3 und 3 a (Summe) . 0'701 0'624 

4 Gewerbliches Bildungswesen . ., . . 2'273 2'524 

4a Gewerbliches Bildungswesen (Zweckgebundene Einnahmen) 7'487 6'472 

4b Gewerbliches Bildungswesen (Zweckgebundene Einnahmen betriebsähnlicher 
Verwaltungszweige) 2'768 2'038 

§§ 4 bis 4 b (Summe) . 12'528 11'034 

5 Lehrerbildung , 0'080 0'072 

5a Lehrerbildung (Zweckgebundene Einnahmen) 0'133 0'118 

5b Lehrerbildung (Zwed,gebundene Einnahmen betriebsähnlicher Verwaltungs-
zweige) 1'816 1'782 

§§ 5 bis 5 b (Summe) . 2'029 1'972 , 

-

• 

Bundesfinanzgesetz 1959 3 
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32 

b.O 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c: 

~ ..c: ;:s vor-
<l 

g. ] Ausgaben § " persön- I sachliche I anschlag .... .... Cl. Summe ,~ b.O " "g< liche 1958 g. <l " ... 
~ 

.... 
:3 

...Cl .... 

" e)b.O Millionen Sdtilling ::4 Cl. 

12 3 6 Volks-, Haupt- un~ Sondersdtulen: 

1 Verwaltungsaufwand V K 1.261'303 6'400 1,267'703 1.233'737 
4 Förderungsausgaben , , , , , , , , , F K 1'139 1'139 1'340 
5 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflidl-

tungen) , , , , , , .. , , , , , , AIG K 10'000 10'000 10'000 
5a Sonstige Aufwandskredite , A K 0'325 0'325 0'010 

§ 6 (Summe) , 1.261'303 17'864 1,279'167 1.245'087 

6a Volks-, Haupt- und Sondersdtulen (nach 
Maßgabe der Einnahmen): 

4 Förderungsausgaben , F K 0'020 0'020 0'025 

§§ 6 und 6a (Summe) , 1,261'303 17'884 1,279'187 1.245'112 

7 Gewerblidte, kautmännische und haus-
wirtsdtaftliche Berufsschulen: 

1 Verwaltungsaufwand - V K 117'137 0'648 117'785 108'253 
4 Förderungsausgaben , F K 0'085 0'085 0'100 

5a Sonstige Aufwandskredite A K 0'007 0'007 1) 

§ 7 (Summe) , . 117'137 0'740 117'877 108'353 

8 Blinden- und TaubstuIhmenanstalten: 

1 Verwaltungsaufwand V K 4'658 0'534 5'192 5'160 
4 Förderungsausgaben , , F K 0'036 0'036 0'040 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 1'407 1'407 1'245 

Anlagen 0'300 

§ 8 (Summe) , 4'658 1'977 6'635 6'745 
'. 

9 Schule und Beruf: 

1 Verwaltungsaufwand V K 0'930 0'171 1'101 0'180 
4 Förderungsausgaben , F K 0'435 0'435 1'100 

5a Sonstige Aufwandskredite A K 0'644 0'644 1) 

§ 9 (Summe) , 0'930 1'250 2'180 1'280 

9a Sdtule und Beruf (nach Maßgabe der 
Ei~nahmen) : 

5a Sonstige Aufwandskredite A K 0'830 0'830 0'200 

§§ 9 und 9 a (Summe) , 0'930 2'080 3'010 1'480 

Titel 3, Laufende Gebarung (Summe) , 1,913'990 104'727 2,018'717 1.960'502 

Ti tel 3, Gebarung nadt Maßgabe der 
Einnahmen (Summe) , 0'736 8'553 9'289 7'478 

T i tel 3, Gebarung nach Maßgabe der 
Einnahmen betriebsähnlicher Verwal-

tungszweige (Summe) , 4'151 10'974 15'125 12'754 

Titel 3 (Summe) , 1,918'877 124'254 2,043'131 1.980'734 

4 Volksbildungswesen: 

1 Verwaltungsaufwand V K 1'408 0'445 1'853 1'733 
4 Förderungsausgaben , F K 13'762 13'762 13'188 

5a Sonstige Aufwandskredite A K 0'007 0'007 0'010 
Anlagen '. ' 0'200 

Titel 4 (Summe) , 1'408 14'214 15'622 15'131 

1) Im BVA. 1958 bei Unterteilung 4 mitveranschlagt gewesen. 
I 
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..J:l Bundesvoranschlag 
0.. 

I 1 e Einnahmen 1959 1958 Oll 
"il e 

'" ~ '" ::<:: 0.. Millionen Schilling 

12 3 6 Volks-, Haupt- und Sonderschulen . 0'701 0'800 

6a Volks-, Haupt- und Sonderschulen (Zweckgebundene Einnahmen) 0'020 0'025 
0 

§§ 6 und 6 a (Summe) . 0'721 0'825 

Be Beiträge der Länder zum Personalaufwand der Volks-, Haupt- und Sonder-
schulen .......... ' ........ , ........•. 13'000 15'000 

7 Gewerbliche, kaufmännische und hauswirtschaftliche Berufsschulen. 0'301 0'301 

7e Beiträge der Länder zum Personalaufwand der gewerblichen, kauf-
männischen und hauswirtschaftlichen Berufsschulen 59928 56'521 

8 B1inden- und Taubstummenanstalten 1'703 1'903 

9 Schule und Beruf 0'327 0'720 

9a Schule und Beruf (Zweckgebundene Einnahmen) . 0'830 0'200 

§§ 9 und 9a (Summe) . 1'157 0'920 

Titel 3, Laufende Einnahmen (Summe) . 89'955 88'893 

Titel 3, Zweckgebundene Einnahmen (Summe) . 9'289 7'478 

Titel 3, Zweckgebundene Einnahmen betriebsähnlicher Verwaltungszweige 

(Summe) . 15'125 12'754 

Ti tel 3 (Summe) . 114'369 109'125 

4 Volksb il d un gswese n 0'004 0'104 

, 
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0Il Bundes-Cl J, Bundesvoranschlag 1959 ..c: ;:l 0IlQ) 
0.. ',-;:1 c:: 0.. 

I s~chliche I 
vor-

oS ... persön- anschlag <l I-; .. Ausgaben co.. 
.~ 0Il .... oS ;:l Summe 

<l Q) Iiche 1958 oS .. ..cl-; 
oS .!:l I-; c:: ",0Il 

oS 
~ !-< 0.. ;:J \.:) Millionen Schilling 

12 4a Volk s bild u ngswese n 
gabe der Einnahmen): 

(nach Maß-

1 Verwaltungsaufwand V K 0'024 0'024 0'022 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 0'276 0'276 v 0'278 

Titel 4a (Summe), 0'024 0'276 0'300 0'300 _. 

4b Volksbildungswesen (nach Maß-
gabe der Einnahmen betriebsähnEcher 
Verwaltungszweige) : 

3 Anl.agen (Verrechnungsansatz) , An K 0'001 0001 
5 Autwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) , , A/G K 0'036 0'036 0'020. 
5a Regieaufwand A K 0'243 0'243 0'260 

Ti tel 4 b (Summe) , 0'036 ·0'244 0'280 0'280 

Titel 4 bis 4b (Summe) , 1'468 14'734 16'202 15'711 

5 Jugendförderung: 

1 Verwaltungsaufwand " V K 0'496' 0'496 0'422 
4 Förderungsausgaben , , , F K 1'500 1'500 0'990 

5a Sonstige Aufwandskredite A K 1'956 1'956 1'650 
Anlagen 0'150 

Titel 5 (Summe) , 0'496 3'456 3'952 3'212 

5a Jugendförderung 
gabe der Einnahmen): 

(nach Maß-

1 Verwaltungsaufwand '. V K 0'280 0'280 0'270 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 2'840 2'840 2'130 

T i t e 15 a (Summe) , 0'280 2'840 3'120 2'400 

Ti tel 5 und 5 a (Summe) , 0'776 6'296 7'072 5'612 

6 Sportförderung: 
1 Verwaltungsaufwand V S 2'042 0'161 2'203 1'932 
4 Förderungsausgaben F S 14'424 14'424 5'158 

An1agen 4'960 

Titel 6 (Summe) , 2'042 14'585 16'627 12'050 

Ba Sportförderung (nach Maßgabe 
der Einnahmen): 

5a Sonstige Aufwandskredite A S 0'380 0'380 0'200 

6b S p 0 r tf ö r der u n g (nach Maßgabe 
der Einnahmen betriebsähnlicher Ver-

3 
waltungszweige): . 

0'001 Anlagen (Verrechnungsansatz) , , , , , An S 0'001 
5 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen)., , A/G S 1'758 1'758 1'394 
5a Regieaufwand , .' A s 3'441 3'441 3'106 

Ti tel 6 b (Summe) , 1'758 3'442 5'200 4'500 

Titel 6 bis 6b (Summe) , 3'800 18'407 22'207 16'750 
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~ 
Bundesvoranschlag 

0.. 

I Ol '" Einnahmen ... 1959 1958 .... 0J:l 
'5.. v cd 

~ 
... 

'" '" ~ p... Millionen Schiiling 

12 4a V 0 1 k s b i 1 dun g 5 wes e n (Zweckgebundene Einnahmen) . 0'300 0'300 

4b V 0 1 k s b i I dun g 5 wes e n (Zweckgebundene Einnahmen betriebsähnlicher 
Verwaltungszweige) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . • 0'280 0'280 

Ti tel 4 bis 4 b (Summe) . 0'584 0'684 

5 Jugendförderung (Verrechnungsansatz) . 0'001 

. 5a J u gen d f ö r der u n g (Zweckgebundene Einnahmen) . 3'120 2'400 

Ti tel 5 und 5 a (Summe) . 3-121 2'400 

6 Sportförderung 0'191 0'481 

6a S p 0 r tf ö r der u n g (Zweckgebundene Einnahmen) 0'380 0'200 

6b S p 0 rtf ö r der u n g (Zweckgebundene Einnahmen betriebsähnlicher Ver-
waltungszweige) 5'200 4'500 

Ti tel 6 bis 6 b (Summe) . 5'771 5'181 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)38 von 614

www.parlament.gv.at



36 

12 

13 

7 

1 

la 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
11 

1 
4 
5 

5a 

1 
5a 

Ausgaben 

Außerorden tliche Gebarung: 

Hochschulen 
Wissenschaftliche Anstalten 
Mittelschulen , 
Bundeserziehungsanstalten 
Kaufmännisches Bildungswesen 
Gewerblimes Bildungswesen , 
Lehrerbildung , , , , , , , , , 
Blinden- und Taubstummenanstalten 
Volksbildungswesen 
Jugendförderung 
Sportförderung , 

Titel 7 (Summe) , 

Laufende Gebarung (Summe) 2) , 

Gebarung nach Maßgabe der 
Einnahmen (Summe) , 

Gebarung nach Maßgabe der 
Einnahmen betriebsähnlicher 
Verwaltungszweige 

(Summe) , 

Kap j tel 12 (Summe) 3) , 

Kunst: 
Bildende Künste: 

Verwaltungsaufwand 
Förderungsausgaben , , , 
Aufwandskredite (Gesetzlime Verpflich-

tungen) , , • • , , , 
Sonstige Aufwandskredite 
Anlagen 

Titel 1 (Summe) , 

B i I den d e K ü n s t e (nach Maßgabe 
der Einnahmen): 

Verwaltungsaufwand 
Sonstige Aufwandskredite 

Titel 1 a (Summe) , 

Titel 1 und 1 a (Summe) , 

Bundesvoransmlag 1959 

persön- I sadJ.lime I Summe 
lime 

Millionen Schilling 

, 

An ! K 35'700 35'700 
An 1 K 2'400 2'400 
An i K 18'720 18'720 
An 1 K 1'900 1'900 
An ! K 1'600 1'600 
An l K 12'400 12'400 
An 1 K 2'900 2'900 
An ! K 0'300 0'300 
An j K 0'200 0'200 

Bundes
vor

anschlag 
1958 

1ll_2-'I-44-'-3-20_1 __ ':-:-:-:'-:_1_2-'5-:-::-;-:-1'2-'3-9-3-'4-95-
11 

6'529 

28'303 

16'272 

36'647 

22'801 

32'516 

18'879 

2,159'193 424'945 2.584'138 2,444'890 

6'116 V ! K 1'137 7'253 
F I K 2'001 2'001 

A/G! K 2'054 2'054 

A I X • __ 6_'1_1_6_
1 
__ :_:_:_:_. __ 1_:_':_:_:_ 

8'940 
2'354 

4) 
0'590 
0'600 

12'484 

V ! K 0'024 0'018 0'042 0'037 

A I KI_~O'~02~4~1 ___ :~::~:_~_I ___ :_::_:_~_I ___ :_::_::~11 
6'140 5'816 11'956 12'589 

1) Hinsichtlich eines Teilkredites von 3'750 Millionen Sdlilling für Bauzwecke steh das Anweisungsremt dem Bundesministerium für Handel 
und Wiederaufbau zu, .. 

persönlime samlime Summe 1958 
') Hievon ordentlime Gebarung 2,144'320 299'140 2.443'460 2,393'495 

außerordentlime Gebarung . 81'230 81'230 

Summe, ___ =2,~14~4'~32~0~ ____ ~38~0~'3~70~ __ ~2~.5~24~'6~9~0 ____ ~2~,3~9~3'4~9~5 
') Hievon ordentlime Gebarung , , , 2,159'193 343'715 2,502'908 2,444'890 

außerordentlime Gebarung , 81'230 81'230 
Summe, 2,159'193 424'945 . 2,584'138 2.444'890 

') Im BV A, 1958 im Personalaufwand mitveranschlagt gewesen, 
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..<:: Bundesvoransd:tlag 
0.. 

I ] 
.. 

Einnahmen .... 1959 1958 'öl 
b.O 

0.. .. .. ... .... 
~ 

.. 
::<:: 0.. Millionen Schilling 

12 Kap i tel 12, Laufende Einnahmen (Summe) , 93'789 92'302 

Kap i tel 12, Zweckgebundene Einnahmen (Summe), 36'647 32'516 

Kap i tel 12, Zweckgebundene Einnahmen betriebsähnlicher 
Verwaltungszweige (Summe) , 22'801 18'879 

Kapitel 12 (Summe), 153'237 143'697 
-----

13 Kunst: 

1 Bildende Künste , , 0'106 0'105 

1a Bi I d e,n d e K ü n s t e (Zweckgebundene Einnahmen) 0'113 0'105 -
Ti tell und 1 a (Summe) , 0'219 0'210 

i 
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0J:l Bundes-t:: , Bundesvoranschlag 1959 -a ~ gj, 
;-;:: t:: ... 

I sachliche I vor-

11 os ... persön- anschlag ... t:: Ausgaben 2"'" Summe 0J:l 
'5. v os ~ 

os"'" liehe 1958 
os ~ 

... ..c~ 
os ... ... 

~ p.., ~ 0 011 Millionen Schilling 

13 2 1\1 usik und darstellende 
Kuns't: 

1 Verwaltungsaufwand ........ V : K 12'121 2'155 14'276 14"642 
4 Förderungsausgaben .. ' . . . . . . . F I K 

25'321 25'321 20'069 
5 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) ........ A{G: K 6'733 6'733 3'840 
5a Sonstige Aufwandskredite A )K 1'955 1'955 1'130 

Anlagen 0'270 

Titel 2 (Summe) . 12"121 36"164 48"285 39"951 

2a Musik und darstellende 
K un st (nach Maßgabe der Ein-
nahmen): 

1 Verwaltungsaufwand ." V K 0'080 0"030 0"110 0"101 
5a Sonstige Aufwandskredite A I' 1'165 1'165 1"070 

, Titel 2a (Summe) " 0"080 1"195 1'275 1"171 

Titel 2 und 2a (Summe) . 12"201 37"359 49"560 41'122 

3 Musealwesen: ! 
1 Verwaltungsaufwand "' v !K 14"493 3'220 17'713 18'188 
4 Förderungsausgaben " . F !K 0"148 0"148 0"175 

5a Sonstige Aufwandskredite A 

I
K 0"450 0"450 0"447 

Anlagen 2"580 

Titel 3 (Summe) " 14'493 3'818 18'311 21'390 
, 

3a Musealwesen (nach Maßgabe der 
Einnahmen) : 

1 Verwaltungsaufwand V K 0'015 0'015 0'015 
3 Anlagen" " . , " " An K 0'040 0'040 0'016 

5a Sonstige Aufwandskredite A K 0'895 0"895 0'829 

Titel 3a (Summe) " 0"015 0'935 0"950 0"860 

Titel 3 und 3a (Summe) " 14"508 4"753 19'261 22'250 

4 Denkmalpflege: 

1 Verwaltungsaufwand V K 3"061 0"974 4"035 4"262 
4 Fördetungsausgaben . . F K 5'691 5'691 0'860 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 0"410 0'410 0"370 

Anlagen 1"386 

Titel 4 (Summe) " 3"061 7"075 10'136 11"878 

4a Denkmalpflege ·(nach Maßgabe der 
Einnahmen): 

1 Verwaltungsaufwand .. V lK 0"098 0'098 0"056 
5a Sonstige Aufwandskredite A 0'060 0'060 0"055 

, . 
Titel 4a (Summe) " 0"098 0"060 0"158 0"111 

Titel 4 und 4a (Summe) " 3"159 7"135 10'294 11"989 
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...c Bundesvoranschlag 
0.. 

I" 

v .. 
Einnahmen 1959 1958 .t: - !;l, 

fi' '" '" 
~ ~ 

~ 0.. Millionen Schilling 

13 2 Musik und dar s t e"II end e Kunst: 2'853 2'949 

2a Musik und darstellende Ku n s t (Zweckgebundene Einnahmen) 1'275 1'171 

T it e I 2 und 2 a, (Summe) , 4'128 4'120 

3 Musealwesen , 1'140 0'815 

3a Mus e a I wes e n (Zweckgebundene Einnahmen) 0'950 0'860 

Ti t el 3 und 3 a (Summe) , 2'090 1'675 

4 Denkmalpfl~ge 0'071 0'062 

4a Den k mal p f leg e (Zw:eckgebundene Einnahmen) 0'158 0'111 

Titel 4 und 4a (Summe), 0'229 0'173 

". 
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bl) 

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-<=: , 
-a i ~ vor-

<=: '" persön- I sacIilime I ansmlag öl <U Ausgaben ;:10.. 
Summe .... .... ;;g. .l:l 

~ 
~ ~ lime 1958 0.. .... <=: ~ .... .. .. 

~ p.. ::> c.!IbI) Millionen Smilling 

13 5 Film- und Lichtbildwesen: 1) 

1 Verwaltungsaufwand V K 0'383 0'077 0'460 0'422 
4 Förderungsausgaben . , , F K 2'618 2'618 2'832 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 0'005 0'005 0'007 

Anlagen 0'015 

Ti tel 5 (Summe) . 0'383 2'700 3'083 3'276 

5a Film- und Lithtbildwesen 1) 

(nam Maßgabe der Einnahmen): 

1 Verwaltungsaufwand V K 0'200 0'017 .0'217 0'214 
3 Anlagen ...... An K 0'350 0'350 0'350 
4 Förderungsausgaben . . F K 0'201 0'201 0'202 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 3'606 3'606 3'384 

Titel 5 a (Summe) . 0'200 4'174 4'374 4'150 

Titel 5 und 5a (Summe) . 0'583 6'874 7'457 7'426 
6 Li t e rat ur: 

4 Förderungsausgaben . . . F K , 2'336 2'336 2'660 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 0'160 0'160 2) 

Titel 6 (Summe) . 2'496 2'496 2'660 
7 (leer) 

8 Kulturelle Aus I a nd s b e-
ziehungen: 

1 Verwaltungsaufwand . V K 3'630 1'440 5'070 4'121 
4 Förderungsausgaben . F K 0'505 0'505 0'595 
5 Aufwandskredite (Gesetzlime Verpf1im-

tungen) ...... , A/G H 1'040 1'040 1'020 
5a Sonstige Aufwandskredite A K 0'303 0'303 0'370 

Anlagen 0'460 

Titel 8 (Summe) . 3'630 3'288 6'918 6'566 

8a Kulturelle Auslandsbezie-
hungen (nam Maßgabe der Ein-
nahmen): 

5a Sonstige Aufwandskredite A K 0'030 0'030 0'030 

Ti tel 8 und 8 a (Summe) . 3'630 3'318 6'948 6'596· 

9 (leer) 

9a K unstförd erungs bei träg e (nam 
Maßgabe der Einnahmen): 

4 Förderungsausgaben • F K 12'000 12'000 12'000 

10 (leer) 

10a Kulturgroschen 
Einnahmen) : 

(nam Maßgabe der 

4 Förderungsausgaben F K 4'200 4'200 4'000 

11 (leer) 

Ha Aus I a n d s k u I t u r fon d s (nam 
Maßgabe der Einnahmen): 

4 Förderungsausgaben (Verremnungs-
ansatz) F K 0'001 0'001 

12 (leer) 

') Im BVA. 1958 als ,,Li<htbild- und Filmwesen" veranschlagt gewesen. 

• I ) m BVA. 1958 b . n rteilun e1 U te g 4 mitveranschla gtg ewesen. , 
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Bundesvoranschlag 

Einnahmen 1959 1958 

Millionen Schilling 

13 5 F i I m- und L ich t b i I d wes e n 1) 0'016 0-016 

5 a F i1 m- und Li c h t b i1 d wes e n 1) (Zweckgebundene Einnahmen) , 4'374 4'150 

4'390 4'166 Titel5 und 5a (Summe), 
1----------1------------11 

6 Literatur 0'060 0'018 

7 (leer) 

8 Kulturelle Auslandsbeziehungen 0'036 0'068 

0'030 0'030 8 a K u I tu r elle Aus I a n d s b e z i e h u n gen (Zweckgebundene Einnahmen) 
1---------1----------11 

0'066 0'098 Titel8 und 8a (Summe), 
1-----------1------------11 

9 (leer) 

9a Ku n 5 tf ö r der u n g s bei t r ä g e (Zweckgebundene Einnahmen) , " 

10 (leer) 

10a Ku I t u r g r 0 s ehe n (Zweckgebundene Einnahmen)" 2) 

11 (leer) 

na Aus 1 a n d s k u I t u r fon d s (Zweckgebundene Einnahmen, Verrechnungs
ansatz) 

12 (leer) 

') Im BVA. 1958 als "Lichtbild- und Filmwesen" veranschlagt gewesen. 

.,. Gesamtaufkommen • _ . , • . . • • • , . • • • 
Ab: Anteile der Länder und d.r Stadt Wien, , , • 

V.rbleiben , 

1959 1958 
Millionen S 

28'000 26'667 
23-800 22-667 

4'200 4-000 

12'000 12'000 

4'200 2) 4'000 

0'001 
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13 12a 

13 

14 

4 

Ausgaben 

Förderung von Kunst und 
Wissenschaft (nach Maßgabe der 
Einnahmen aus dem Pferdetoto) : 

Förderungsausgaben , 

Außerordentliche Gebarung: 

Bundesvoranschlag 1959 

Millionen Schilling 

, I K 
0'100 

An . i K 0'600 0'600 
An i K 0'270 0'270 
An i K 2'580 2'580 
An i K 1'386 1'386 
An i K 0'015 0'015 

Bundes
vor

anschlag 
1958 

0'100 

1 
2 
3 
4 
5 
6 

Bildende Künste , , , , , 
Musik und darstellende Kunst 
Musealwesen , , , , , , 
Denkmalpflege , , , , , 
Film- und Lichtbildwesen 
Kulturelle Auslandsbeziehungen An ! K 1 ____ 1, __ 0_'4_6.,..0_

1 
__ 0_'_46_0_

1 
_____ 

11 
Ti tel 13 (Summe), 

Laufende Gebarung (Summe) 1) , 

Gebarung nach Maßgabe der 
Einnahmen (Summe) , I ~~~ ~:; :~::~ 98'205 

22'527 

120'732 Kapitel 13 (Summe) 2) , 

Kap i tel 11 bis 13, Laufende 
Gebarung (Summe) 3) , 2,198'909 450'847 2,649'756 2,509'907 

Kap i te I 11 bis 13, Gebarung 
nach Maßgabe der Einnahmen 

(Summe) , 

Kap i tel 11 bis 13, Gebarung 
nach Maßgabe der Einnahmen 
betriebsähnlicher Verwal

tungszweige (Summe) , 

8'761 51'087 

6'529 16'272 

59'848 55'043 I 

22'801 18'879 

Kapitel 11 bis 13 (Summe) 4) , 2,214'199 518'206 2,732'405 2,583'829 

(leer) 

') Ordentliche Gebarung , , , 
Außerordentliche Gebarung 

2) Ordentliche Gebarung , , , 
Außerordentliche Gebarung 

3) Ordentliche Gebarung , , , 
Außerordentliche Gebarung , 

') Ordentliche Gebarung , , , 
Außerordentliche Gebarung , 

XI, (leer) 

persönliche sachliche Summe 1958 
Mill, S 

39'804 61'268 101'072 98'205 
5'311 5'311 

Summe, __ ~3~9'~80~4 ____ ~~~'5~79 ____ ~1~06~'3~8~3 ____ ~98~'2~0~5 __ 

40'221 84'052 124'273 120'732 
5'311 5'311 

Summe , ___ 4_0'_22_1 _____ 8_9_'3_63 _____ 1_29_'5_8_4 ____ 1.=.20_'7-'-3,~2 __ 

2,198'909 364'306 2.563'215 2.509'907 

Summe, 2,198'909 

2,214'199 

Summe, 2,214'199 

86'541 86'541 

450'847 

431'665 
86'541 

518'206 

2,649'756 2.509'907 

2,645'864 
86'541 

2,583'829 

2,732'405 2,583'829 
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, 
...r:: 

Bunclesvoranschlag 
0. 

I 1! 
.. 

Einnahmen 1959 1958 .... 
0fJ 

"5,. qJ '" '" 
.... .... 

f.::: '" Millionen Schilling ::<:i p... 

-
13 12a An te i 1 am Ertrag cl es Pferdetotos (Zweckgebundene 

Einnahmen) . 0'100 0'100 -
Kap i tel 13, Laufende Einnahmen (Summe) " 4'282 4'033 

K a pi tel 13, Zweckgebundene Einnahmen (Summe) , 23'201 22'527 

Kapitel 13 (Summe)" 27'483 26'560 

Kapitel 11 biS> 13, Laufende Einnahmen (Summe), 98'086 96'398 

Kapi tel 11 bis 13, Zweckgebundene Einnahmer;t (Summe) " 59'848 55'043 

Kapitel 11 bis 13, Zweckgebundene Einnahmen 
betriebsähnlicher Verwaltungszweige (Summe) , 22'801 18'879 

Kapitel 11 bis 13 (Summe) , 180'735 170'320 

XI. (leer) 

14 (leer) 
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15 
1 

1 

2 

2 

1 

1 

2 

3 

4 

1 

2 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

"Ausgaben 

XII. Soziale Verwaltung. 

Soziale Verwaltung: 
Bundesministerium für soziale 

Verwaltung: 

Bundesministerium für soziale Ver
wa�tung: 

Verwaltungsaufwand 

Förderungsausgaben 

Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich
nmgen) 

Sonstige Aufwandskredite 

§ 1 (Summe) , 

Fonds: 

Kriegsblindenfonds 

Leibrentnerfonds . 

§ 2 (Summe) , 

Ti tel 1 (Summe) , 

Leistungen des Bundes zur 
So zial versi cheru n g: 

Pensionsversicherung; Bundesbeitrag: 

Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter 

Land- und Forstwinschaftliche Sozialver
sicherungsanstalt 

Versicherungsanstalt der österreich ischen 
Eisenbahnen (Verrechnungsansatz) 

Pensionsversicherungsanstalt der Angestell
ten (Verrechnungsansatz) , . , , , , 

Versicherungsanstalt' des österreichischen 
Bergbaues (Verrechmingsansatz) 

Pellsionsversicherungsanstalt der gewerb
lichen Wirtschaft (Verrechnungsansatz) 

Landwirtschaftliche Zuschußrentenversiche
rungsanstalt 

§ 1 (Summe) , 

: I: 

Bundesvoranschlag 1959 

persön- I sachliche I Summe 
liche 

26'013 

Millionen Schilling 

5'290 

0'107 

31'303 

0'107 

Bundes
vor

anschlag 
1958 

29'953 

0'065 

A/G I H 3'140 3'140 2'985 

: I: 1 __ 26_'0_1_3_1 __ :_:_:_:_1 __ 3_:_:_::_1 __ 3_:_::_:_11 

A/G' S 0'017 0'017 0'019 

A/G! S 

AjG I S 

A/G! S 

A/G! S 

A/G I S 

A/G I S 

26'013 

0'042 0'042 0'044 

8'799 34'812 33'171 

706'700 706'700 634'200 

279'000 279'000 284'400 

0'001 0'001 

0'001 0'001 

0'001 0'001 

0'001 0'001 

) 100'0001) 

AlT , ____ 11.0:::::: 1,0:::::: 1.018'600 

1) Im BV A. 1958 gemeinsam als "Selbständigen-Pensionsversicherung" veranschlagt gewesen. 
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.. 
..r:: Bundesvoranschlag 
0.. 

I ö3 .. Einnahmen 1959 1958 .~ 50 
0.. ö3 .. 
co ... ... 

~ .. 
~ 0.. Millionen Schilling 

-

XII. Soziale Verwaltung. 

15 Soziale Verwaltung: 

1 Bundesministerium für soziale Verwaltung: 

1 Bundesministerium für soziale Verwaltung. 1'056 0'047 

2 Fonds 0'042 0'044 

Ti te 1 1 (Summe) , 1'098 0'091 
------_._-

I 
- I 
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0J:l 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-<=: 

1ih ..c: ...e vor-
0. 'iij <=: ... 

I I "'iii '" t:: Ausgaben ., 0. persön- anschlag ... sachliche Summe -ä 0J:l ... ... 0. 
liche 1958 "'iii '" ..., '" ., 

'" ~ 
... <=: -ß Eh '" ;:.:: ~ ;:J Cl Millionen Schilling 

15 2 2 Ausgleichszulagen ; Bundesbeitrag : 

1 in der Pensionsversicherung nach dem 
ASVG ....•......... A{G I S 135'750 135'750 ) 2 III der Pensionsversicherung nach dem 60'000 
GSPVG .. A{G: 5 7'150 7"150 

§ 2 (Summe) . , 142'900 142'900 60'000 

3 Krankenversid1erung: 

1 Teilersatz der Aufwendungen für das 
Woroengeld AjG I 5 37'000 37'000 35'000 

2 Zuschuß zur knappschaftlichen Kranken-
versicherung 

AlG! 
S 4'200 4'200 4'000 

§ 3 (Summe) . 41'200 41'200 39'000 

4 
-

Nachversicherungsbeiträge und Uberwei-
sungsbeträge für pensionsversicherungs-
freie Dienstverhältnisse bei reichs-
deutschen Dienststellen A/G: s 1'900 1,'900 0'300 

5 Ersätze auf Grund des Auslandsrenten-
Ubernahmegesetzes (AR-UG,) (Ver-
redmungsansatz) 1) AjG: 5 0'001 0'001 

6 Vorschüsse auf ausländische Renten A 5 2'400 2'400 3'000 

7 Leistungen nach 
beihilfengesetz : 

dem Wohnungs-

1 Anteil der Sozialversicherungsträger am 
Sonderbeitrag • , . . • . . . AjG i s. 223'740 223'740 205'920 

2 Anteilmäßiger Kostenersatz für die Ein-
, 

hebung dieses Sonderbeitrages ." A/G: 5 2'260 2'260 2'080 

§ 7 (Summe) . 226'000 226'000 208'000 

Ti t el 2 (Summe) , 1.490'105 1.490'105 1.328'900 

3 Ar bei tslose n versiehe rung: 

1 Maßnahmen zur Förderung der 
Arbeitsaufnahme : 

1 Produktive Arbeitslosenfürsorge . F 5 80'000 80'000 90'000 

2 Nach-, Um- und Vorsd1Ulung . F 5 18'800 18'800 16'000 

3 Sonstige Maßnahmen F S 6'000 6'000 5'400 

§ 1 (Summe) . 104'800 104'800 111'400 

2 Kurzarbeiterunterstützung A S 5'000 5'000 2'500 

3 Unterstützungen nach dem· Arbeitslosen-
versicherungsgesetz : 

1 Arbeitslosengeld A(G 5 530'400 530'400 474'900 

2 Notstandshi!fe AjG S 185'400 185'400 178'200 

§ 3 (Summe) , 715'800 715'800 653'100 

I 
1) Im BVA. 1958 als .Ersätze gemäß Art. 17 des 2. Sozialversicherungsabkommens mit der Bundesrepublik Deutschland" veranschlagt gewesen. 
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Bundesvoranschlag 

Einnahmen 1959 1958 

Millionen Schilling 

15 2 Leistungen cl e s Bundes zur Sozialversicherung: 

1 Sonderbeitrag nach dem Wohnungsbeihilfengesetz 226'000 208'000 

2 Sonstige Einnahmen (Verrechnungsansatz) 0'003 

Titel2 (Summe) , 226'003 208'000 

3 Arbeitslosenversicherung: 

1 Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsaufnahme . 0'250 0'250 

2 Kurzarbeiterunterstützung (Verrechnungsansatz) 0'001 , 
3 Arbeitslosen versicherungsbeiträge (Zweckgebundene Einnahmen) • 1.100'000 1.100'000 

3a Heranziehung von Mitteln des Reservefonds zur Abdeckung unbeglichener 
Vorschüsse des Bundes zur AlV, .. , 0'080 

Bundesfinanzgesetz 1959 4 
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48 

bJ) 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c I 

..a ~ ~.ciu VOl"-
0.. C 0.. 

persön- I sachliche ,. Summe anschlag "i3 e t Ausgaben ::s 0.. 
,!:l "i3 

bJ) ... ; 2 liche 1958 
0.. e ... 

-ßbJ) .. p .. c 
t>d ~. ~ ~ Millionen Schilling 

15 3 4 Krankenversicherung 
Arbeitslosen: 

der unterstützten 

1 Beiträge für Bezieher von Arbeits-
losengeld AJG 5 74'250 74'250 65'950 

2 Beiträge für Bezieher von Notstands-
hilfe AJG 5 25'950 25'950 24'740 

3 Teilersatz des Aufwandes für das Wochen-
geld , ,. , , AJG 5 3'800 3"800 2'200 

§ 4 (Summe) , 104'000 104'000 92'SlJO 

6 Landesarbeitsämter und Arbeitsämter, V 5 103'988 15'180 119'168 114"847 

6 Kostenersatz an die Gemeinden , A S 1'600 1'600 1'600 

7 Kostenersatz an die Träger der Kranken-
versicherung , AJG 5 7'250 7'250 6'800 -

Ti tel 3 (Summe) , 103'988 953'630 1,057'618 983'137 

3a Reservefonds nach dem AIVG,: 

1 Abdeckung unbeglichener Vorschüsse 
.des Bundes zur AlV, AJG H 0'080 0'080 

2 Sonstige Ausgaben CVerrechnungsansatz) , AJG 5 0'001 0'001 

Titel 3a (Summe) , 0'081 0'081 

3b S ch lech twetterentschädigung 
im Baugewerbe: 

1 Leistungen nach § 8 des Gesetzes , AJG 5 42'850 42'850 44'850 

2 Kostenersatz an die Träger der Kranken-
versicherung , AJG S 0'150 0'150 0'150 

Titel 3b (Summe), 43'000 43'000 45'000 

3c Leistungen nach dem Woh-
nun gsbeihilfengeserz: 

1 Wohnungsbeihilfen für Arbeitslose , AjG 5 36'090 36'090 34'600 

2 Anteilmäßiger Kostenersatz für die Ein-
hebung des Sonderbeitrages AjG 5 0'410 0'410 0'400 -

Titel 3 c (Summe) , 36'500 36'500 35'000 

3d Ei n ig u.n gsä mter, He i mar bei tskom-
mIssIonen V S 0'405 0'376 0'781 0'581 

Aufwandskredite . 1) 0'200 

Titel 3d (Summe). 0'405 0'376 0'781 0'781 

3e l\rztliche Uni ersuchung der 
in Beschäftigung stehenden 
Jugendlichen, , , , , , , , , AjG S 2'600 2'600 2'600 

3f Ersatz des Aufwandes an Sonder- , 
unterstützung nach dem M utter-
schutzgesetz ,.,."", AjG 5 0'500 0'500 1'500 

') Im BVA. 1959 beim .Verwaltungsaufwand" bzw. bei Titel 1 § 1 Unterteilung t mitveranscblagt. 
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"';j ... 
"';j 'a 

'" ~ ::.:: 

15 3 

3a 

1-.... 
bIl r: 
'" ~ 

4 

5 

6 

7 

Einnahmen 

Krankenversicherung der unterstützten Arbeitslosen (Verrechnungsansan) . 

Landesarbeitsämter und Arbeitsämter . 

Kostenersatz an die Gemeinden (Verrechnungsansatz) 

Kostenersatz an die Träger der Krankenversicherung (Verrechnungsansatz) 

Titel 3 (Summe). 

. Res erve fon d s na c h dem A1VG. (Zweckgebundene Einnahmen) 

49 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

Millionen Schilling 

0'001 

0'200 

0'001 

0'001 

1.100'534 

0'080 

0'165 

1.100'415 

1-----------1-----------·1( 

Sb Schlechtwetterentschädigung 1m Baugewerbe: 

3c 

3d 

3e 

3f 

3g 

1 

2 

Zuschlag zum Arbeitslosenversicherungsbeitrag (Zweckgebundene Einnahmen) 

Rückersätze (Verrechnungsansatz) 

30'000 

0'001 

30'000 

Ti tel 3 b (Summe) . 
1---------1----------11 

30'001 30'000 

Le ist u n g e ~ n ach dem Wo h n u. n g s bei hilfen ge set z, 
Sonderbeitrag • . • • .• 

Ein ig u n gs ämter, Heima r b ei tskommissionen 

Krztliche Untersuchun·g der in Beschäftigung stehen
den J u gen d I ich e n {Verrechnungs ansatz) •........... 

Ersatz des Aufwandes an Sonderunterstützung nach 
dem M u tt e r.s c hut z g e set z, R ü c k e r sät z e (Verrechnungsansatz) 

Ausgleichsgehühren nach § 8 des Jugendeinstellungs-
gesetzes . • 

41'000 

0'001 

0'001 

0'001 

0'050 

40'000 

0'001 

8'000 
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50 

M 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-<=: J, 

,.<:; 

~ M" vor-0.. § g; 
I sachliche I öl '" persön- anschlag .... t! Ausgaben Summe .';:! öl 

M " ~ E! liche 1958 0.. '" d {lM .... .... 
'" ~ '" ~ c.!l Millionen Schillin g ~ 0.. 

15 4 Kr i e gs 0 p f e rf ü r so r ge: 
1 Heilfürsorge A/G S 18'000 18~000 18'000 
2 Versorgungsgebühren A/G S 1,222'120 1.222'120 1.316'980 
3 Berufliche Ausbildung A/G S 2'200 2'200 2'600 
4 Beschaffung von Körperersatzteilen , A/G S 15'500 15'500 17'900 
I) Landesinvalidenämter : 

1 Verwaltungsaufwand V S 35'769 3'800 ,39'569 38'505 
2 Aufwandskredite A S 2'496 2'496 2'886 

§ 5 (Summe) , 35'769 6'296 42'065 41'391 

6 . In validenfürsorgeanstalten : 
1 Verwaltungsaufwand V S 1'165 0'010 1'175 1'118 
2 Anlagen, An S 0'020 0'020 0'026 
3 Aufwandskredite A S 1'723 1'723 1'361 

§ 6 (Summe) , 1'165 1'753 2'918 2'505 

7 Prothesenwerkstätten : 
1 Verwaltungsaufwand V S 1'473 0'003 1'476 1'418 
2 Anlagen, An S 0'008 0'008 0'004 
3 Aufwandskredite A S 0'583 0'583 0'587 

§ 7 (Summe) . 1'473 0'594 2'067 2'009 

8 Kranken versicherung 
bliebene: 

für Kriegshinter-

1 Beiträge für Hau pt- und Zusatzversicherte A/G S 21'760 21'760 23'070 

2 Mehrleistungen gemäß § 72 Abs, 2 
KOVG, 1957 A s 0'230 0'230 1) 

§ 8 (Summe) , 21'990 21'990 23'070 

9 Sonstige Fürsorge: 

1 Pflichtleistungen der Fürsorge, A S 0'424 0'424 0'420 
2 Sonderfürsorge in Notstandsfällen F s 0'404 0'404 0'852 

§ 9 (Summe) , 0'828 0'828 1'272 

T i tel 4 (Summe) , 38'407 1,289'281 1,327'688 1,425'727 

4a Hilfeleistungen an S pätheimkeh-
rer 2) , A/G S 50'000 50'000 

----
4b Bundesfachschule für Technik: 

1 Verwaltungsaufwand , V S 2'196 0'089 2'285 1'168 
2 Anlagen An S 0'430 0'430 0'618 
3 Förderungsausgaben , F S 0'070 0'070 0'075 
4 Aufwandskredite A S 1'231 1'231 0'691 

Titel 4 b (Summe) , 2'196 1'820 4'016 2'552 

5 W~hnungsfürsorge: 
1 Beitrag zum Bundes-W ohn- und Sied-

lungsfonds , F S 125'000 125'000 150'000 
1a Beitr~g zum Bundes-Wohn- und Sied-

lungsfonds (Außerordentliche Ge-
barung) F S 18'000 18'000 

1) Im BVA. 1958 bei Titel 4 § 9 Unterteilung 2 mitverapschlagt gewesen. 
2 Gemäß BGBl. Nr. 128 1958. 
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51 

.J:: Bundesvoranschlag 
0.. 

I " '" Einnahmen .... 1959 1958 .~ 

" 
bJl 

0.. '" ~ 
... 

'" '" ::.:: ~ Millionen Schilling 

15 4 K rie gso pf erfürsorge: 

1 Invalidenfürsorgeanstalten 2'034 1·624 

2 Prothesenwerkstätten " 2"087 2"050 

3 Sonstige Einnahmen • 0"121 0"052 
. 

Ti tel 4 (Summe) . 4"242 3"726 

4a Hilf eIe ist u n gen anS p ä t h e i m k ehr e r, R ü c k e r sät z e (Ver-
rechnungsansatz) " " " " " . . 0"001 

4b Bundesfachschule für Technik . . 0"659 0"300 

5 Wohnungsfürsorge: 

1 Tilgungsbeiträge, Teil- und gänzliche Rückzahlungen nach dem Wohn-
bauförderungs- und Mietengesetz von 1929 4"000 3"600 
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52 

b.O 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-t:: J, 

..Q ::s bIlQJ vor-0.. :-::I t:: 0.. 

I ~achliche I <i .. QJ 
Ausgaben ::s 0.. persön- anschlag ... 1:: ; E Summe ·ä <i 

bIl :l liche 1958 .. ... {JbIl .. ~ .. t:: 
::.:: 0.. ~ 0 1fillionen Schilling 

. 
15 5 1b Beitrag zum Bundes-Wohn- und Sied-

lungsfonds aus Konversionsdarlehen F S 0'562 0'562 0'602 
2 Bundeszuschüsse für Wohnbauförderung 

nach dem 1. Abschnitt des Wohnbau-
förderungs- und Mietengesetzes von 
1929 ••• • 0 ••• ••••••• A/G S 0'200 0'200 0'216 

3 Verpflichtungen nach dem Kleinwohnungs-
bauförderungsgesetz von 1937 und 
nach dem Wohnbauförderungsgesetz 

0'006 
, 

von 1938 ............ F/G S 0'006 0'008 
4 Beitrag zur Fertigstellung nicht vollendeter 

staatlich geförderter Wohnhausbauten F S . 1'800 1'800 3'000 
5 Verpflichtung zur Einlösung der Anleihe-

reste der Wohnbauanleihe - Emission 
1931 und 1936 A/G S 0'150 0'150 

6 Zinsenvergütung für zur Verfügung ge-
stellte Reichsdarlehenstilgungsraten , , A s 0'058 0'058 

Ti tel 5, Ordentliche Gebarung 
(Summe) , 127'776 127'776 153'826 

Ti t el 5, Außerordentliche Gebarung 
(Summe) , 18'000 18'000 

T i tel 5 (Summe) , 145'776 145'776 153'826 

6 Allgemeine Fürsorge: 

1 Kleinrentn'er~ntschädigung A/G 5 30'100 30'100 31'800 

2 Opferfürsorge: .' 
1 Heilfürsorge ' . , , , . . , . , , , A/G S 4'100 4'100 3'350 
2 Versorgungsgebühren und sonstige Aus-

gaben. , . " , , , , . , , . , , A/G S 60'140 60'140 59'910 
3 Sonderfürsorge in Notstandsfällen , F s 0'200 0'200 

§ 2 (Summe) , 64'440 64'440 63'260 

2a Haftentschädigungen: 

1 Entschädigungen für erlittene Haft , A/G S 7'000 7'000 10'000 
2 Haft- und Gerichtskosten A/G S 0'010 0'010 0'050 

§ 2 a (Summe) , 7'010 7'010 10'050 
----

3 Schülerausspeisung , NG S 3'000 3'000 3'500 

3a Schulmilchaktion F S 2'130 2'130 2'310 

4 Sonstige Maßnahmen der Fürsorge , F S 5'200 5'200 7'800 -
Titel 6. (Summe) , 111'880 111'880 118'720 

7 Volksgesundheit: 

1 Bundesstaatliche Untersuchungsanstalten : 
1 Verwaltungsaufwand V s 12'595 0'445 13'040 12'670 
2 Anlagen, , , , An S 1'486 1'486 1'519 

, 3 Aufwandskredite A S 3'388 3'388 3'715 

§ 1 (Summe) , 12'595 5'319 17'914 17'904 

2 Bundesheilanstalten : 
1 Verwaltungsaufwand V S 3'285 0'277 3'562 3'124 
2 Anlagen, , , , , , An s 0'761 0'761 0'894 
3 Aufwandskredite , , A s 2'725 2'725 2'302 

§ 2 (Summe) , 3'285 3'763 7'048 6'320 
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"" 's, <l w 
w .... ... 

E= w 
~ p.., 

15 5 2 

3 

6 

1 

2 

Einnahmen 

Bauaufsichtsgebühren nach dem Kleinwohnungsbaufördcrungsgesetz von 1937 
und nach dem Wohnbauförderungsgesetz von 1938 (Verrechnungsansatz) . 

Rückflüsse aus Konversionsdarlehen . 

53 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

1fillionen Schilling 

0'001 

1'124 1'204 

5'125 4'804 T i tel 5 (Summe) . 
1----------1-----------11 

Allgemeine Fürsorge: 

Schulmildtaktion, Beitrag des Mildtwirtsdtaftsfonds 1) (Zweckgebundene 
Einnahmen) 

Sonstige Einnahmen (Verredtnungsansatz) . 

2'130 2'310 

0'001 

2'310 Ti tel 6.cSumme). 
1---------1----------

2'131 

7 Volksgesundheit: 

1 

2 

ßundesstaatliche Untersuchungsanstalten 

Bundesheilanstalten . 

I I) Aus dem Liquidationserlös des Milchausgleic:hsfonds, 

5'250 

3'544 

4'788 

3'437 
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15 7 

8 

3 

4 

5 

6 

7 

1 
2 

1 

2 
3 

1 
2 
3 

1 
2 
3 
4 
5 

6 
7 

1 
2 

1 
2 

Ausgaben 

Krankenanstalten und Krankenpflege
wesen: 

Aufwand nach dem Krankenanstalten
gesetz , 

St;ipendien für Gastärzte 
Förderungsbeiträge 

§ 3 (Summe) , 

Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge: 
überwachung der Radioaktivität 
Vorsorge für Mutter und Kind 
Sonstige Maßnahmen 

§ 4 (Summe) , 

Besondere Ausgaben: 

Gesundheitsschutz , , , 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
Lebensmittelhygiene , , , , , , , , , 
Veröffentlichungen und Statistiken, , , 
Fortbildungskurse für Ärzte und Sanitäts-

personal, 
Fachbeiräte 
Förderungsbeiträge 
Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge 

Hebammenwesen : 
Hebammenausbildung 
Sonstige Ausgaben , 

§ 5 (Summe) , 

§ 6 (Summe) , 

Osterreichisches Arzneibuch: 
Anlagen, 
Aufwandskredite . , 

§ 7. (Summe) , 
Gesundheitssmutz und Lebensmittelhygiene : 

Gesundheitssmutz 
Lebensmittelhygiene 

Summe, 

Ti tel 7 (Summe) , 

Ar bei t 5 ins p e k t ion: 
Verwaltungsaufwand 
Aufwandskredite , , 

T i tel 8 (Summe) , 
Ausgleimsgebühren nam § 8 des Jugendeinstellungs

gesetzes, Rückersätze (Verremnungsansatz) . . 

Kapitel 15, Ordentliche Geba
rung (Summe) , 

Ka pi teIlS, Außerordentliche 
Gebarung (Summe) , 

KapitellS (Summe) , 

Bundesvoranschlag 1959 

persön- ,I sachliche I Summe 
liche 

Millionen Schilling 

Bundes
vor

anschlag 
1\~58 

F IG 1 S 40'000 40'000 50'000 
Fis , 1'800 1'800 2'448 

FIS 4~::~: 4~::~: 5~:~: 
ill--.-,-I_-!:-[_~_I--_~_[_~_I---'-l-)11 

A/G I S 1----1--
0

'600 0'600 , 2) 

Ais: 9'871 9'871 2'400 
A/G i s 0'120 0'120 , 2) 
Als 0"165 0'165 0"120 

~ I ! 1-------I--1-:-:-;-:-I--1-:-:-!~)-I---~-ti-!-11 
V s 0"095 0'963 1'058 0'986 
A s 0'020 0'020 0'020 

0'095 0'983 l'Ö78 1'006 

An S 0'015 0'015 0'058 
A s 0'085 0'085 0'142 1-------1-------,1------1--------11 

I 15'971) 

! 

0'100 0'100 0'200 

65'361 

0'900 
0'150 

, 4) 1'050 

81'336 84'771 

: :,.: ~ 1--l-1.-~-58-1----~:-g-~g-I--1-~,-'~-gg-I.-1-g-:~-~~.,...1I 
11'458 2'845 14'303 13'934 

. 5) , 5) 

198'442 4.184'554 4.382'996 4.229'619 

18'000 18'000 

198'442 4.202'554 4,400'996 4,229'619 

1) Im BVA. 1958 bei Titel 7 § 5 mitveransmlagt gewesen. 
2) Im BV A. 1958 als § 4 "Gesundheitssmutz und Lebensmittelhygiene" veransdtlagt gewesen. 
3) Im BVA. 1959 als § 4 veransmlagt. 
') Im BV A. 1959 bei Titel 7 § 5 Unterteilung 1 und 3 veransmlagt. 
S) Das Jugendeinstellungsgesetz trat mit 31. Dezember 1957 ·außer Kraft. 
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..c: . Bundesvoranschlag 
0. 

I '"il '" Einnahmen 1959 .... 1958 . ::: ''"il öJl 
0. '" '" ~ 

.... 
'" ~ 0... Millionen Schilling 

I 

15 7 3 Krankenanstalten und Krankenpflegewese~ (Verrechnungsansatz) 0'001 

4 Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge (Verrechnungsansatz) · 0'001 

5 Besondere Einnahmen . . · . 0'116 0'130 

6 Hebammenwesen · . .. 0'279 0'232 

7 Osterreichisches Arzneibuch (Verrechnungsansatz) 0'001 

Gesundheitsschutz und Lebensmitte/hygiene . 1) 0'003 

Ti tel 7 (Summe) , 9'192 8'590 

8 Arbeitsin s pekt i on . · , 0'567 0'352 

Kapitel 15 (Summe) , ·i.420'686 1,406'589 

, 

') Im BV A. 1959 bei Titel 7 § 5 mitveranschlagt. 
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co Bundesvoranschlag 1959 Bundes-
~ J, 

...<:: ::I co vor-
Cl.. :-;:I ~ " I sachliche I Ql r! " Ausgaben 2 Cl.. persön- anschlag t: Summe 

.~ Ql co cu .. Cl.. liche 1958 .. .... .0::1 .. • t:: ... ~ " ... 
~ !-t 

.. ::J 0 co Millionen Schilling p.. 

XIII. Finanzen. 

16 Finanzverwaltung: 
1 Bundesministerium für 

Finanzen: 
1 Verwaltungsaufwand V H 39'680 6'774 46'454 43'818 
2 Förderungsausgaben . F H 0'035 0'035 0'005 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) , , , , , , , . , , , , , A/G H 0'280 0'280 0'240 
4 Sonstige Aufwandskredite A H 1'435 1'435 1'096 

Tit e I 1 (Summe) , 39'680 8'524 48'204 45'159 

2 Unterbehörden und Organe: 
, 

1 Finanzlandesdirektionen und deren 
Unterstellen: 

1 Verwaltungsaufwand . V H 528'900 142'188 671'088 619'735 
2 Förderungsausgaben , F H 0'002 0'002 0'012 

§ 1 (Summe) , 528'900 142'190 671'090 619'747 

2 Finanzprokuratur . V H 3'403 0'655 4'058 4'444 

3 Punzierungswesen: 
1 Verwaltungsaufwand V H 1'988 0'238 2'226 2'015 
2 Aufwandskredite A H 0'090' 0'090 0'090 

§ 3 (Summe) , 1'988 0'328 2'316 2'105 

4 (leer) 

5 Zentralbesoldungsamt V H 19'086 2'894 21'980 24'597 

Ti t el 2 (Summe) , 553'377: 146'067 699'444, 650'893 

3 Münzregal. A H 132'691 132'691 136'160 

Kapitel 16 (Summe) , 593'057 287'282 880'339 832'212 
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-a 
Bundesvoranschlag 

<l os Einnahmen 1959 I ... 1958 .!:l 00 
0.. <l co 
os ~ ~ Millionen Schilling ~ 

XIII. Finanzen. 
, 

16 Finanzverwaltung: 

1 B und e s m i rt is t e r i u m für Finanzen 0'386 0'387 

2 Unterbehörden und Organe: 

1 Finanzlandesdirektionen und deren Unterstellen 34'528 28'104· 

2 Finanzprokuratur , . 0'502 0'502 

3 Punzierungswesen 2'784 3'500 

4 (leer) 

5 . Zentralbesoldungsamt . 0'106 0'072 

Ti tel 2 (Summe) . 37'920 32'178 

-
3 Münzregal 421'950 354'900 -I 

Kapitel 16 (Summe) , 460'256 387'465 

\ 
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58 

I Oll 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-s:= ...c: :> vor-P.. :-::I 

I sachliche r Summe 
anschlag -V 

.. ... 
Ausgaben persön-... 

~ • !:\ -;j 
Oll liche . 1958 .. P.. ... d .. ~ .. 

i:4 P.. ::> Millionen Schilling 
i 

17 öffentliche Abgaben: 

1 (leer) 

2 (leer) 

3 (leer) 

4 (leer) 

, 

-

I 

, , 

-
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17 

2 

2a 

3 

4 

Einnahmen 

öffentliche Abgaben: 
Direkte Steuern: 

1 Einkommensteuer: 
a) Veranlagte Einkommensteuer 
b) Lohnsteuer. . . . 
c) Kapitalertragsteuer . 

§ 1 (Summe) . 

59 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

Millionen Schilling 

2.700'000 
2.350'000 

60'000 

5.110'000 

2.800'000 
2.200'000 

50'000 

5.050'000 
2 (leer) 
3 
4 
5 
6 
7 

8 

Körperschaftsteuer 
Aufsichtsratsabgabe _ 
Vermögensteuer 
Gewerbesteuer 1) 

(leer) 

Beitrag vpm Einkommen zur Förderung des Wohnbaues und für Zwecke 
des Familienlastenausgleiches (Zweckgebundene Einnahmen): 2) 

2.300'000 
25'000 

qOO'OOO 
2.200'000 

2.100'000 
25'000 

400'000 
2.100'000 

a) Für den Wohnhaus-Wiederaufbaufonds 740'000 715'000 
b) Für die Länder zur Wohnbauförderung 370'000 355'000 
c) Für den Familienlastenausgleichsfonds zur Familienförderung , 220'000 213'000 

§ 8 (Summe) . 1.330'000 1.283'000 
I----------~I------------II 

9 Beiträge nach dem Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz 2) 50'000 50'000 
10 Wohnbauförderungsbeitrag (Zweckgebundene Einnahmen) 4) 

Besatz,ungskostenbeiträge 

390'000 360'000 
100'000 

Ti tel 1 (Summe) . 11.905'000 11.468'000 

1 
2 

3 
4 
5 
6 
7 

8 

Umsatzsteuer 

Bundeszuschlag zur 

ZÖ 11 e 

Verbrauchsteuern: 

Umsatzsteuer 

Tabaksteuer und Aufbauzuschlag sowie Monopolabgabe 
B:ersteuer 
Weinsteuer 
Branntweinaufschlag 
Monopolausgleich (Branntwein) 
Mineralölsteuer 
Bundeszuschlag zur Mine.-alölsteuer (Zweckgebundene Einnahmen) 0) • 
Monopolabgabe Salz (Verrechnungsansatz) . 

Ti tel 4 (Summe) . 

1----------1-----------
5.100'000 5.600'000 

2.550'000 2.800'000 

1.860'000 2.000'000 

1.418'000 
360'000 

60'000 
25'000 
5'000 

250'000 
1.000'000 

3.118'000 

1.500'000 
330'000 

55'000 
30'000 

3'000 
250'000 

1.1)00'000 

3.168'000 
1----------1------------11 

5 Gebühren und Verkehrsteuern: 

1 Stempel- und Rechtsgebühren: 
a} In Stempelmarken zu entrichtende Gebühren 
b) Rechnungsstempel _ . 
c) übrige Gebühren (einschließlich Gebührenerhöhungen) 
Gebühren aus dem Glücksspielmonopol 

§ 1 (Summe) . 

220'000 
1.275'000 

125'000 
6) 

1.620'000 

250'000 
1.400'000 

150'000 
21'000 

1.821'000 
1-----------1------------11 

') Diese Einnahmen fließen ausschließlich den Gemeinden zu (siehe Abseczung bei Einnahmenkapitel 17 Titel 7 § 2). 
') Korrespondierende Ausgaben bei Einnahmenkapitel 17 Titel 7 § 4. - _ 
3) Korrespondierende Ausgaben bei Einnahmenkapitel 17 Titel 7 § 5. 
') Korrespondierende Ausgaben bei Einnahmenkapitel 17 Titel 7 § 8 . 

. ") Korrespondierende Ausgaben bei Kapitel 21 Titel 2 . 
• ) Im BVA. 1959 bei c) "übrige Gebühren" mitveransmlagt. 
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~ Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c:: I 

,..<:; :) M vor-
0. :-= c:: '" 

I sachliche I Summe -.; '" ... 
Ausgaben 20. persön- anschlag ... t ·ä -.; ~ 

'" '" 0. liche 1958 '" ... ..02 

'" ~ 
... c:: 

::.a '" ::> t:J~ Millionen Schilling p. 

17 5 Gebüb ren und Verke hrsteuern: 

1 Stempelmarkengebarung (Druckkosten 
und Verschleißgebühren) : 

1 Druckkosten .. V H 0'666 0'666 0'900 

2 Verschleißgebühren A/G H 19'260 19'260 18'000 

§ 1 (Summe) . 19'926 19'926 18-900 

TitelS (Summe). 19'926 19'926 18-900 

6 Kosten im Abgaben- und Devisen-
Straf-' und Ei nb ringungsve r-
fahren V H 1-980 1'980 1-980 

, 
Kapitel 17 (Summe) . 21'906 21'906 20'880 

I 

I 
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6 

, 7 

...c:: 
0.. 
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oS 

0.. 

2 
3 
4 
[) 
f; 
7 
~ 

9 

10 

11 

1 

2 
3 

4 

Einnahmen 

Kapitalverkehrsteuern 
Erbschaft(Schenkung)steuer 
Grunderwerbsteuer 
Versicberungssteuer 
Feuerschutzsteuer 1) 
Beförderungssteuer , 
Kraftfahrzeugsteuer ..... 
Außenhande.1sförderungsbeitrag , , 

Bundesmonopol-Abgabe der Spielbanken: 
a) Stammabgabe "., , , , , , , , 
b) Bundeszusatzabgabe 3) , , , 

§ 10 (Summe) , 

Sonderabgabe der Spielbanken 

Ti tel 5 (Summe) , 

Nebenansprüche und Resteingänge weggefallener 
Ab gab e n 4) ... 

Offentliche Abgaben (Summe Kapitel 17) , 

Ab überweisungen: 

der Ertragsanteile der Länderund der Gemeinden, 5,917'400 0) 

hievon ab Bundespräzipuum 685'000 

der Gewerbesteuer an die Gemeinden 7) 
der Feuerschutzsteuer an die Länder und die Stadt Wien 1) 

des Beitrages vom Einkommen zur Förderung des Wohnbaues und für 
Zwecke des Familienlastenausgleiches: 8) 

a) Anteil für den Wohnhaus-Wiederaufbaufonds, 
b) Anteil für die Länder zur Wohnbauförderung 
c) Anteil für den Familienlastenausgleichsfonds zur Familienförderung 9) 

§ 4 (Summe) , 

5 der Beiträge nach dem Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz an den Wohnhaus-
Wiederaufbaufonds 10) 

6 eines Anteiles des Außenhande1sfärderungsbeitrages an die Bundeskammer 
der gewerblichen W.irtschaft 2) • • , .• • • • , • • 

7 der Bundeszusatzabgabe der Spielbanken für Länder und Gemeinden 3) • 

8 des Wohnbaufärderungsbeitrages an den Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds ll) 

T i tel 7 (Summe), 

Verbleiben Bundeseinnahmen aus öffentlichen Ab
gaben, Kapitel 17 (Summe). 

61 

~undesvoranschlag 

1959 I 1958 

Millionen Schilling 

30'000 20'000 
125'000 70'000 
220'000 200'000 
180'000 130'000 

50'000 4Q'000 
320'000 350'000 
170'000 130'000 

2) 100'000 2) 100'000 

39'000 35'000 
7'000 6~000 

46'000 41'000. 

9'000 9'000 

2.870'000 2.911'000 

140'000 150'000 
, 

27.543'000 28.097'000 

5.232'400 6) 5.316'000 

2,200'000 2.100'000 
50'000 40'000 

740'000 715'000 
370'000 355'000 
220'000 213'000 

1.330'000 1.283'000 
I-~---I 

50'000 50'000 

80'000 72'000 

7'000 6'000 

390'000 360'000 

9.339'400 9.227'000 

18.203'600 18.870'000 

1) Die;e Einnahmen fließen den Ländern zu und werden zu Lasten Einnahmenkapirel 17 Titel 7 § 3 an diese überwiesen. 

2) Hievon Zweckgebundene 'Einnahmen. 
Korrespondierende Ausgaben: 

Verschiedene Ausgabenansätze . . 
Einnahmenkapitel 17 Titel 7 § 6 

1959 1958 
96'00 Mill, S 96'00 Mill. S 

16'00 Mill. S 24'00 Mill. S 
80'00 Mill. S 72'00 Mill. S 

. 3) Die Bundeszusatzabgabe fließt einzelnen Ländern ~nd Gemeinden zu und wird zu Lasten Einnahmenkapitel 17 Titd 7 § 7 an diese ü1?erwiesen. 
tt) Im EVA 1958 als "Nebengebühren, Abgabenstrafen, Kostenersätze und Resteingänge weggefal1ener Abgaben" veranschlagt gewesen. 
') Einschließlich einer Pauschalvorsorge von 100'00 Millionen Schilling für die Abrechnung der Ertragsanteile 1958. 
6) Ertragsanteile der Länder und Gemeinden 5.917'400 Mill. S 

bievon ab Bundespräzipuum . . . 685'000 Mill. 5 

j) bis 11) Korrespondierende Einnahmen bei: 
zu 7): Kapitel 17/1/6 
zu 8): Kapitel 17/1/8 

zu 9): Kapitel 18/20./1 
zu 10): Kapitel 17/1/9 

zu 11): Kapitel 17/1/10 
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bI) 

Bundesvoranschlag 1959 B~ndes-c g}, .J:; ;:I 
0.. :-::l c: '" I sachliche I vor-... persön- anschlag 11 '" t Ausgaben :J 0.. , .... .... 0.. Summe öl) 

'" liche 1958 '0. -.; '" ... '" :J I 
.~ .... c: ..0 ... 

'" '" o bI) ~ f-o 0.. ;:> Millionen Schilling 

18 Kassen verwaltung: 
1 Kapitalsbeteiligung des 

B und e s: 
1 Verstaatlichte Unternehmungen: 

1 Kapitalsbeteiligungen (Gesetzliche Ver-
pflichtungen) (Außerordentüche Ge-

, barung) (Verrechnungsansätz) 1) An/G W 0'001 0'001 144'700 
1a Kapitalsbeteiligungen (Sonstige Anlagen) 

(Verrechnungsansatz) . . . . . • . An W' 0'001 0'001 40'000 
2 Entschädigungen . . . . . . . . . . A/G H 30'000 30'000 10'000 

§ 1,' Ordentüche Gebarung (Summe), , 30'001 30'001 194'700 
§ 1, Außerordentliche Gebarung (Summe) 0'001 0'001 

§ 1 (Summe) . 30002 30'002 194'700 
2 Erwerbung von Anteilsrechten von son-

'stigen Unternehmungen: 
1 Gesetzliche Verpflichtungen j) (Außeror-

dentliche Gebarung), . . . , . An/G W 11'000 '11'000 11'600 
2 Sonstige Anlagen (Außerordentliche 29'388 29'388 9'513 

Gebarung) An W 

§ 2, Außerordentliche Gebarung (Summe) 40'388 40'3R8 
§ 2, Ordentliche Gebarung (Summe) 21'113 

§ 2 (Summe) , 40'388 40'388 21'113 
2a Kosten aus der Verwaltung und Veräuße-

rung von Anteilsrechten des Bundes: 
1 Verstaatüchte Unternehmungen . A W 0'200 0'200 0'100 
2 Sonstige Unternehmungen , . , A W 0'100 0'100 0'100 

§ 2 a (Summe) , 0'300 0'300 0'200 

3 Aufwandsentschädigungen für Vertreter 
des Bundes bei Unternehmungen , , A H 0'325 0'325 0'400 

Ti tell, Ordentliche Gebarung (Summe) 30'626 30'626 216'413 
Ti tell, Außerordentliche Gebarung 

(Summe) 
" " 40'389 40'389 

Ti tell (Summe) . 71'015 71'015 216'413 
------

2 Effekten- und Geldverkehr 
des B und es: 

1 Erwerb von Effekten ausschließlich der 
Aktien: 

1 Schuldverschreibungen des Bundes für 
Tilgungszwecke , . A/G H 145'700 145'700 82'000 

2 Kurspflege und Sonstiges , An H 50'000 50'000 20'000 

§ 1 (Summe) . 195'700 195'700 102'000 

2 Staatlicher Postscheckverkehr V H 27'720 27'720 37'800 
3 Sonstige Ausgaben 2) . A/G H 0'180 0'180 0'160 

Veqinsung der zur Kassenstärkung begebenen 
Bundesschatzscheine 3) 20'000 

T i tel 2 (Summe) . 223'600 223'600 159'960 
, 

1) Auf Grund des ElektrizitätSförderungsgesetzes, 
') Das Anweisungsrecht steht hinsichtlich nachstehender Teilkredite zu: 

Bundesministerium für Land- und ForstWirtschaft . ,30.000 S 
Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau . .40.000 S 
Bundesministerium für soziale Verwaltung . . . , 200 S 

3) Im BVA. 1959 bei Kapitel 4 Titel 3 § 28 Unterteilung 1 veranschlagt, 
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18 

1 
1 

Einnahmen 

Kassenverwaltung : 

Kapitalsbeteiligung des Bundes: 
Erträge der Anteilsremte des Bundes: 

1. Verstaatlimte Unternehmungen (ohne Banken) nam dem 1. Ver
staatlichungsgesetz , . . . . . . . . • . . . 

1 a. Verstaatlimte Unternehmungen (ohne Banken) nam dem 1. Ver
staatlimungsgesetz (Zweckgebundene Einnahmen) (Verremnungsansatz) 1) 

2. Banken nam dem 1. Verstaatlimungsgesetz 
3. Sonstige Unternehmungen -

Oesterreichische Nationalbank , 

§ 1 (Summe). 

1 a Abfuhr der Oesterreimismen Nationalbank : 

1, Ertrag der Anteilsremte des Bundes 
2. Gewinnabfuhr 

§ 1 a (Summe) , 

2 Veräußerung von Anteilsremten des Bundes: 

1. Verstaatlimte Unternehmungen (Verremnungsansatz) 
2. Sonstige Unternehmungen (Verremnungsansatz) 

63 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

Millionen Schilling 

100'000 

0'001 
35'000 
15'000 

. 2) 

150'001 

7'500 
80'000 

87'500 

330'000 

35'000 
6'000 

100'000 

471'000 
------

§ 2 (Summe) . 
1--------1---------

2 a Liquidationserlöse : 

1. Verstaatlimte Unternehmungen (Verremnungsansatz) 2'300 
2. Sonstige Unternehmungen (Verremnungsansatz) 

§ 2a (Summe) , 2'300 
I~---------I------------II 

3 Tantiemen 0'500 0'550 

Ti tel 1 (S~mme). 
1-------

238'001 473'850 

2 E ff e k t e n- und Gel d ver k ehr des B und es: 

1 
2 
3 
4 

Veräußerung von Effekten ausschließlidl der Aktien 4) . 
Zinsen aus Effekten 
Zinsen aus der Veranlagung von Kassenbeständen ö) 
Sonstige Einnahmen 

Ti tel 2 (Summe) . 

120'050 
4'662 
2'000 
.0'070 

126'782 

182'488 
4'040 
1'000 

187'528 
1----------1------------11 

') Korrespondierende Ausgaben bei Kapitel 18 Titel 3 § 2 Unterteilung 3, 
') Im BV A. 1959 bei § 1 a veranschlagt. 

') Vergütung von Kapitel 4. 
5) Das Anweisungsrecht steht allen anweisenden Stellen zu. 

') Im BV A. 1958 beim § 1 mitveranschlagt gewesen. 

Bundesfinanzgesetz 1959 5 
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bO 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-Ci 

~" ..t:: ~ vor-p.. Ci p.. 

I sachliche I anschlag ., ~ t: Ausgaben ;:lp.. persön- Summe .~ 

~ 
bO " ~ e liche 1958 p.. ~ 

.., 
-ßbO os os Ci 

~ Po. ~ , (!) Millionen Schilling 

18 3 Bundesdarlehen: I 1 Darlehen zur Förderung des Wohnbau- i sparens (Verrechnungsansatz) . ., , F · S 0'001 0'001 3'000 
2 Bundesdarlehen an Unternehmungen, 

! an denen der Bund beteiligt ist: 

1 Elektrizitätsunternehmungen 1) (Außeror- ! 
dentliche Gebarung), . . , . . . . F/G I W 235'400 235'400 

2 VerstaatliChte Unternehmungen F ! W 106'000 106'000 

1 • 
3 Verstaatlichte Unternehmungen nach 

Maßgabe deren Gewinnabfuhren (Ver- r 206'623 
rechnungsansatz) 1a) , • F W 0'001 0'001 

4 Sonstige Unternehmungen F ") 105'035 105'035 J 
§ 2, Ordentliche Gebarung (Summe) . 211'036 211'036 206'623 

§ 2,' Außerordentliche Gebarung (Summe) 235'400 235'400 

§ 2 (Summe) . 446'436 446'436 206'623 

3 übrige Bundesdarlehen F W 32'880 32'880 5'001 

Titel 3, Ordentliche Gebarung (Summe) I 243'917 243'917 214"624 

Titel 3, Außerordentliche Gebarung 
(Summe) ! 235'400 235'400 

! 
Ti tel 3 (Summe) . I 479'317 479'317 214"624 

3a Bezugsvorschüsse (Hoheits- ! , 
verwaltung) : , 

; 

1 Präsidentschaftskanzlei 3) 
; 

0'026 0'026 0'040 , , F I H 

2 Organe der Bundesgesetzgebung 4) , F H , 0'056 0'056 0'083 , 
3 Verfassungsgerichtshof5 ) F ! , H 0'020 0'020 0'015 
4 Verwaltungsgerichtshof 6) F 

I 

H 0'072 0'072 0'102 
5 Rechnungshof 7) , F H , 0'095 0'095 0'148 
7 BundeskanzleramtS) F H 0'569 0'569 0'945 
8 Außeres 9) F H 1'170 1'170 1'455 
9 Inneres 10) F H 12'050 12'050 18'225 

10 Justizll) , F H 4'016 4'016 5'520 
11 Unterricht und Kunst12) , F H 26'709· 26'709 38'618 
15 Soziale Verwalqmg 13) F H 2'410 2'410 3'590 
16 Finanzverwaltung, , , F H 7'903 7'903 11'042 
19 Land- und Forstwirtschaft14) F H 1'720 1'720 2'984 
20 Handel und Wiederaufbau 15) F 'i H , 2'996 2'996 4'600 
23 Landesverteidigung 16) F ! H 5'243 5'243 7'090 
24 Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 17) i 1'092 1'092 1'731 F i H 

T i tel 3 a (Summe) , ! 66'147 66'147 96'188 
i 

! 
j · ! 
! 

1) Auf Grund des Elektrizitätsförderungsgesetzes. ') Nationalrat und Bundesrat, .13) Bundesministerium für soziale Verwaltung. 
1') Korrespondierende Einnahmen bei Ka- ') Verf.ssungsgeridItshof. ") Bundesministerium für Land- und Forst-

pitol 18 Titel 1 § 1 Unterteilung la. 6) Verwaltungsgerichtshof. wirtschaft. 
2) K . . . . . . . .. 2'500 Mill. S 7) RedInungshof. 15) Bundesministerium für Handel und I S . . . . . . . . 39'000 Mill, S 8) Bundeskanzleramt, Wiederaufbau . 

W. ....... 63'535 Mill. S 9) Bundeskanzleramt, Sektion Äußeres. 16) Bundesministerium für Landesverteidi-
105'035 Mill. S 10) Bundesminiscerium für Inneres. gung. 

3) bis "): Das Anweisungsredlt steht zu: 11) Bundesministerium für Justiz. 17) Bundesministerium für Verkehr und 
S) Präsidentschaftskanzlei, 12) Bundesministerium für Unterridlt. ElektrizitätswirtsdIaft. 
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..<:: Bundesvoranschlag 

öl ~ 
Einnahmen I .~ <J 

5h 1959 1958 .. ... .... 
~ 

os 
~ Il< Millionen Schilling 

18 3 Bundesdarlehen: 

1 Zinsen, · · 28'896 11'504 

2 Kapitalsrückzahlung 79'071 10'609 

Titel 3 (S~mme) , 107'967 22~113 

3a Bezugsvorschußersätze (Hoheitsverwaltung) : 

1 Präsidentschaftskanzlei 1) , · 0'020 0'020 

2 Organe der Bundesgesetzgebung 2) , 0'043 0'043 

3 V erfass~ngsgeridItshof3) , · · . 0'004 0'006 

4 Verwaltungsgerichtshof 4) · . · · 0'070 0'078 

5 RechnungshoF» · · 0'120 0'150 

6 (leer) 

7 Bundeskanzleramt 6) · · · · · . · 0'417 0'464 

8 ßußeres 7) . · · · · · 1'200 0'500 

9 Inneres 8) . . · · · · . 7'825 8'006 

10 Justiz 9) · · · 4'200 4'149 

11 UnterridIt und Kunst 10) · .. 13'930 15'431 

12 
} (leer) bis 

14 

15 Soziale Verwaltung 11) . . · · . 2'200 2'120 

16 Finanzverwaltung , · · · · 8'344 7'309 

17 
} (leer). und 

18 
19 Land- und Forstwirtschaft 12) · · · · · . 2'090 2'23'4 
20 Handel und Wiederaufbau 13) . · , 2'088 2'045 

21 
} (leer) und 

22 

23 Landesverteidigung 14), , , , , , , • '. · · 1'700 1'612 
24 Verkehr und Elektrizitätswirtschaft1.) • · 0'920 0'870 

Titel 3a (Summe) • 45'171 45'037 

1) bis ta): Das Anweisungsremt steht zu: 

') Präsidentsmaftskanzlei. 9) Bundesministe;ium für Justiz. 
2) Nationalrat u.i!d Bundesrat. 10) Bundesministerium für Unterrkht. 
3) Verfassungsgerimtshof. 11) Bundesministerium für soziale Verwaltung. 
') Verwaltungsgerimtshof. ") Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft. 
5) Remnungshof. ") Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau. 
6) Bundeskanzleramt. 1~) Bundesministerium für Landesverteidigung. 
7) Bundeskanzleramt, Sektion Äußeres. ") Bundesministerium für Verkehr und Elektrizitätswirtsdlaft. 
8) Bundesministerium für Inneres. 
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0J:l Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c: ib ..a ~ vor-
0.. c: '" persön-

I sachliche I anschlag .. Ausgaben ::lo.. 
.~ 

.... t! ....0.. Summe 

~ 
0J:l ., .. ::l liche 1958 

0.. .. ... ...0 .... 

'" 
.... c: .. c30J:l Mi11ionen Schilling ~ 0.. ;:J 

, 

18 3b Gebarung aus den Krediten der 
Export-Import-Bank zur Förde
rung der wirtschaft-lichen Ent
wicklung österreichs: 

1 

2 

1 
2 
3 

Förderungsausgaben (Außerordentliche 
Gebarung}:l) 

(leer) 
2. Programm (Verrechnungsansatz) 
3. Programm (Verrechnungsansatz) 

§ 1 (Summe) • 

Aufwandskredite : 

1. Programm 
2. Programm 

F W 
F W 

W 
W 

0'001 
0'001 

0'002 

0'361 
3'122 

0'001 
0'001 

0'002 

0'361 .-
3'122 

1 
2 
3 3. Programm (Verrechnungsansatz) 

A 
A 
A 0'001 0'001 

3'484 3'484 
wI--------I·-------I-------I--------1I 

4 

1 
2 

3 

4 

5 
6 

§ 2 (Summe) • 

Titel 3 b, Ordentliche Gebarung 
(Summe) • 

Ti tel 3 b, Außerordentliche Gebarung 
(Summe) . 

Titel 3 b (Summe). 

B und e sau f si c h t: 

Kreditpolitische Bundesaufsicht 
Bundesaufsicht in Angelegenheiten der 

Sozialen Verwaltung 3). . 

A/G H 

A/G H 

A/G H 

A/G H 

A/G! H 

3'484 3'484 

0'002 0'002 

3'486 3'486 

2) 0'370 0'370 0'367 

'0'957 0'957 0'812 

0'007 0'007 0'007 

0'048 0'048 0'048 
0:018 0'018 0'018 

0'050 0'050 0'050 

Bundesaufsicht über die Wirtschaft 
(Handel, Gewerbe, Industrie) 4) 

Bundesaufsicht über die Wirtschaft 
(Land- und Forstwirt.<;chaft)5) 

Bundesaufsicht in Kunstange\egenheiten 6) 
Bundesaufsicht über die Vertragsver

sicherung A/G! H 1-------1-------1-------1-------11 

Titel 4 (Summe) 1"450 1'450 1'302 

R ü c k z a h I u n g von zum B u n-
desschatz eingezogenen 
Beträgen 0'400 0'400 0'300 

~ 

A/G I H 

5 

Kursverluste 7) 5'001 5'001 3'051 A/G! H ! ____ I _____ I _____ I----II 

I 

6 

. 

I 
: 

1) Die Einnahmen aus den Krediten gelangen in der Anlehensgebarung zur Verrechnung, deren Gebarung nach den H~ushaltvorschriften 
nicht veranschlagt wird. Nach Maßgabe der entsprechenden Einnahmen in der Anlehensgebahrung können Ausgaben bei diesen Ansätzen zur Verredmung 
gelangen. Die Rückflüße der aus diesen Förderungsausgaben gewähnen Darlehen _ werden bei Titel 3 mitverrechnet_ . 

2) Das Anweisungsrecht steht hinsichtlich eines Teilbetrages von 9000 S dem Bundesministerium für Inneres zu. 
3} Das Anweisungsrecht steht dem Bundesministerium für soziale Verwaltung zu. 
I~) Das Anweisungsrecht steht dem Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau zu. 
') Das Anweisungsrecht steht dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft zu. 
6) Das Anweisungsredlt steht dem Bundesministerium für Unterricht zu. 
') Das Anweisungsrecht steht allen anweisenden Stellen zu. -
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Bundesvoranschlag 

Einnahmen 1959 1958 

Millionen Schilling 

18 4 Beiträge zu den Kosten der Bundesaufsicht: 

1 Kreditpolitische Bundesaufsicht 1) 0'470 0'450 
2 Bundesaufsicht in Angelegenheiten der Sozialen Verwaltung 2) 1'025 0'880 
3 Bundesaufskht über die Wirtschaft (Handel, Gewerbe, Industrie)2) 0'007 0'007 
4 Bundesaufsicht über die Wirtschaft (Land- und Forstwirtschaft) 2) 0'050 0'057 
5 Bundesaufsicht in Kunstangelegenheiten 2) 0'025 0'025 
6 Bundesaufsicht über die Vertragsversicherung 3) , 1'300 1'000 

Ti tel 4 (Summe) . 2'877 2'419 

5 Einziehungen zum Bundesschatz 3'200 3'000 

6 Kur s g e w i n ne 4) " . 11'000 11'000 

') Das Anweisungsrecht steht hinsichtlich eines Teilbetrages von 10.000 S dem Bundesministerium für Inneres zu. 
') Bezüglich des Anweisungsrechtes siehe die Fußnoten 3) bis .) auf Seite 66. 
3) Gebühreneinnahmen der Bundesaufsicht. über die Vertragsversicherung gemäß § 101 des Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten 

Versicherungsunternehmungen und Bausparkassen in der Fassung des Knderungsgesetzes vom 5. März 1937, Deutsches RGBI. I S. 269. Der korrespon. 
dierende allgemeine Verwaltungsaufwand ist bei Ausgabenkapitel 16 Titel 1 mitveranschlagt. 

') Das Anweisungsrecht steht allen anweisenden Stellen zu. 
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o:l 
·ä 
'" ~ 

18 

o:l ... 
~ 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

.c: 
0.. 
'" ... 
0.0 

'" ... 
~ 

1 
1a 
2 

1 

1a 

2 

3 

1 

2 

1 

2 

0.0 
~ 
:> 

:-= 
<lJ 

~ ... 
~ 

;:J 

Ausgaben 

U n b e'w e g 1 ich e s B und e sei g e n-
turn: 

Erwerb 1) 
Erwerb (Außerordentliche 
Sonstige Ausgaben 2) 

Gebarung) 1) 

Ordentliche Gebarung (Summe) . 
Außerordentliche Gebarung (Summe) . 

T i tel 7 (Summe) . 

Am tS h aftu ngsent sch ädigungen 

B rotgetr eidepreisa usgl eich 3) • 

Sonstiger Lebensmittelpreis-
ausgleich: 

Lebensmittelpreisausgleich im Bereich 
des Bunqesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft nach Maßgabe der 
Einnahmen (Verrechnungsansatz) 3) • 

Sonstiger Lebensmittelpreisausgleich im 
Bereich des Bundesministeriums für 
Land- und Forstwirtschaft (Verrech-
nungsansatz) 4) • 

Lebensmittelpreisausgleich 1m Bereich 
des Bundesministeriums für Inneres 
nach Maßgabe der Einnahmen 6) 

Milchpreisausgleich 3) • 

Ti tel 10 (Summe) . 

F u t te r mit tel p re isa u s g 1 e ich: 3) 
FutterIllittelpreisausgleich nach Maßgabe 

der Einnahmen (Verrechnungsansatz) . 
Sonstiger Futtermittelpreisausgleich . . . 

T i tel 11 (Summe) . 

D ü n ge mit tel pr eis aus g 1 ei c h : 3) 
Düngemittelpreisausgleich nach Maßgabe 

der Einnahmen (Verrechnungsansatz) . 
Sonstiger Düngemittelpreisausgleich . . . 

Ti tel 12 (Summe) . 

Ti tel 9 bis 12 (Summe) . 

Haftungsübernahmen des 
Bundes 

Förderung freiwilliger sozialer 
Einrichtungen und des Be
triebssportes für Bundes
bedienstete •........ 

An : H 
An \ H 
V H 

Bundesvor~nschlag 1959 

Pltd~en- I sachliche I Summe 

Millionen Schilling 

Bundes
vor

anschlag 
1958 

10'000 10'000 38'500 
29'280 29'280 
0'689 0'689 0'850 

1Ö'689 10'689 39'350 
29'280 29'280 

39'969 39'969 39'350 

A/G I. H 1_' __ • _'_1 __ 0_'_24_0_
1 
___ 0'_24_0_

1 
0'200 

F S 69'600 69'öOO 417'080 

J ." 3~~ 3~~: 
F/G j S 1 _____ ~89~1~'O~0_:::'0-1 _ _:::'89~1~'O:_::0~0-1-~7:_::50:_'O:_::0~0-1I 

924'008 924'008 750'000 

F ! W 0'002 0'002 

F ,W 1---.-1-~~::-:~:-::~~2-1--~~:~:~~~:-::~.1-~-:~:~:::-:::~~1I 

Fiw 

T 
A/G iW 

F ! S 

0'001 
219'920 

0'001 
219'920 149'260 

219'921 219'921 149'260 

1.228'531 1.228'531 1.471'690 
1----1----

47'250 47'250 104'400 

1'200 1'200 0'700 

") Das Anweisungsrecht steht beim § 1 für die Ausgaben 'aus dem Erwerb von Siedlungsgründen (Post 30) dem Bundesministerium für Land
und Forstwirtschaft, beim § 1a für die Ausgaben aus dem"Erwerb gemäß § 10 des 1. Staatsvenragsdurchführungsgesetz (Post 35) dem Bundesministerium 
für Finanzen, für alle anderen Ausgaben der §§ 1 und 1 a dem Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau zu. 

Weitere Kredite für Liegenschaftsankäufe sind im Bereiche der Hoheitsverwaltung noch bei folgenden linanzgesetzlichen Ansätzen veranschlagt: 
Kapitel Titel Paragraph Unterteilung Bezeichnung des linanzgesetzlichen Ansatzes 

S 2 4 Äußeres (Diplomatischer Dienst) 
3 4 Äußeres (Konsulatsdienst) 

19 7 4 1 Bauhof- und Maschinenbewirtschaftung (Verrechnungsposten für Ausgaben nach Maßgabe zweck
gebundener Einnahmen) 

21 2 2 - Bundesstraßen (Baumaßnabmen) 
2 a 2 1 Liegenschaften für Autobahnzwecke 

7 , 1 - Ausbau der Autobabn (Außerordentliche Gebarung) 
30 2 1 - ERP-Gebarung (Verrechnungspost). 

') Das Anweisung,recht steht hinsichtlich eines Teilbetrages von 20.000 S dem Bundesministerium iür Handel und Wiederaufbau zu. 
Im BVA. 1958 als "Veräußerungen" veranschlagt gewesen. 

') Das Anweisungsrecht steht gemäß BGBl. Nr. 183/1952 in der Fassung BGBl. Nr. 272/1955 dem BM. für Land- und Forstwirtschaft zu. 
4) Das Anweisungsrecht steht dem Bundesministerium für Land~ und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem BM. für Finanzen Zu. 
Ö) Das Anweisungsrecht steht gemäß BGBI. Nr. 183/1952 in der Fassung .BGBl. 272/1955 dem Bundesministerium für Inneres zu. 
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18 7 

8 

9 

Einnahmen 

Unbew"egliches Bundeseigenturn: 

1 Veräußerungen und Grundabtretungen 
1a Vergütungen gemäß § 30 (3)BHV. . 
2 Belastungen.,.. 
3 Nutzungen 1) 
4 Sonstige Einnahmen (Verrechnungsansatz) 

T i tel 7 (Summe) . 

Amtshaftungsbeiträge ' 

Abfuhr vom Getreideausgleichsfonds (Verrechnungsansatz) 

69 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

Millionen Schilling 

26'400 
0'090 
0'010 
2'500 

29'000 

0'240 

0'001 

17'990 
1'000 
0'010 
2'000 

21'000 

0'200 

5'000 

10 S 0 n s t i ger Leb e n s mit tel p r eis aus g 1 eie h: 2) 

11 

12 

13 

14 

1 Lebensmittelpreisausgleich im Bereich des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft (Zweckgebundene Einnahmen, Verrechnungsansatz)3) .. 

1a Sonstiger Lebensmittelpreisausgleich im Bereich des Bundesministeriums für 
Land- und Forstwirtschaft (Verrechnungsansatz) 3) • • • • • . • • • • 

2 Lebensmittelpreisausgleich im Bereich des Bundesministeriums für Inneres 
(Zweckgebundene Einnahmen) 4). . 

0'003 

0'002 

36'001 

36'006 Ti tel 10 (Summe) . 
1-----1--

Futtermiti:elpreisausgleich (Zweckgebundene Einnahmen, Ver
rechnungsansatz)2) 3) • • . • • • • 

D ü n gern i t tel pr eis aus g 1 eie h (Zweckgebundene Einnahmen, Ver
rechnungsansatz) 2) 3) • • • • • • 

Haftungsübernahmen des Bundes 

Abschöpfungsbeträge gemäß§3a Preisregelungsgesetz 
1957 (Verrechnungsansatz) , , •.•••....••..••••. 

0'001 

0'001 

11'161 

0'001 

14'660 

1) Das Anweisung,recht steht hinsichtlich nach,tehender Teilbeträge zu: 
1,926.000 S: Bundesmini,terium für Handel und Wiederaufbau 

16.000 S: Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 
200 S: Bunde,ministerium für Justiz. 

2) Prei,ausgleiche gemäß Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952 (BGBI. Nr. 183/1952, in der Fassung BGBI. Nr. 272/1955) und Ausgleich,beträge 
gemäß Milchwirtschaftsgesetz 1956 (BGBI. Nr. 148), Getreidewirtschaftsgesetz 1956 (BGBI. Nr. 149) und Viehverkehrsgesetz 1956 (BGBI.Nr. 150). 

') Das Anweisungsrecht steht dem Bundesminister,um für Land- und Forstwirtschaft zu. . 
') Das Anweisungsrecht steht dem Bundesministerium für Inneres zu. 
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70 

bO 
Bundesvoranschiag 1959 Bundes-c: , 

,..s::; ;::l ~ vor-0- ~ c: ., 
persön- I sachliche I anschlag <l .. .... Ausgaben ;::l 0.. 

Summe ... ... ... 0.. .~ <l bO ... .. ;::l Iiche 1958 0.. .. .... 
~/;b os .~ ... c: 

i:<:l' I-< 
.. 

~ Millionen Schilling 0.. 

18 15 Quotenanteil der Republik Oster-
reich bei der Internationalen 
Bank für Wiederaufbau und 
Wirtsch afts f ö rd e ru ng A/G H 43'000 43'000 43'000 

16 Q u 0 t e.n a n t eil der Republik 
österreich beim Inter-
nationalen Währungsfonds. A/G H 0'100 0'100 

17 Gebarungen aus der Anmietung 
von Beamtenwohnungen , A H 9'684 9'684 7'512 

18 Hagelversicherung P/G W 6'500 6'500 5'500 
18a Ver s ich e run g s wie der a u fb a u P/G ') 12'600 12'600 26'250 
19 Aus g lei c h s fon d s für Kin d e r-

beihilfe: 
1 Kinderbeihilfen . A/G S , 1,340'000 1.340'000 1,350'000 
2 überschuß an den Ausgleichsfonds für 

Familienbeihilfen 2) A/G H 870'000 870'000 580'000 

Ti t el 19 (Summe) , 2,210'000 2,210'000 1,930'000 

19a Ernährungsbeihilfen A/G S 0'800 0'800 1'100 

20 Ausgleichsfonds für 
beihilfen: 

Familien-

1 Familienbeihilfen A/G S 820'000 820'000 700'000 
2 Ergänzungsbeträge zur Kinderbeihilfe . A/G S 380'000 380'000 192'000 
3 Geburtenbeihilfen A/G S 65'000 65'000 70'000 

Titel 20 (Summe) . 1,265'000 1.265'000 962'000 

21 Erfüllung von R ü c k gab e a n-
sprüchen, AJG H '. 0'120 0'120 0'120 

21a überweisung. einbehaltener Ge- . 
wer b esteueran teile an die Pen-
sionsv'ersicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft (Ver-
rechnungsansatz) , . . , , , A/G H .. 0'001 0'001 

22 Zuführung an eine Baurücklage 
(Verrechnungsansatz) A H 0'001 0'001 

22a Wiedergutmachung an poli-
ti s c h geschädigte B und es-
bedienstete A/G S 0'500 0'500 

22b F ö r der u n g der u n t e r e n·t-
w i c k e I t enG e b i e t e (Außer-
ordentliche Gebarung), , , , . P W 100'000 100'000 

23 Verschiedene Ausgaben: 

1 Ordentliche Gebarung, , , A H 11'365 11'365 15'252 
2 Außerordentliche Gebarung A H 3'600 3'600 

Ti tel 23 (Summe) , 
14'965 14'965 15'252 

Kapitel 18, Ordentliche Gebarung 
(Summe) , 5,422'206 5,422'206 5,298'912 

Kapitel 18, Außerordentliche Ge-
barung (Summe) , 408'671 408'671 

Kapitel 18 (Summe) , 5,830'877 5,830'877 5,298'912 

, , , , 

') S . " . " 0'550 Mill. S; W •. ", 12'050 Mill. S. 
')Korrespondierende Einnahmen bei KapitellS Titel 20 § 4. 

• 
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<l 
.';::: 
Cl. 
'" ~ 

18 

-

"E 
f=: 

15 . 
16 

17 

18 

19 

20 

..c:: 
Cl. 
'" ... 
"" '" ... 
'" ~ 

1 

2 

3 

4 

(leer) 

(leer) 

Einnahmen 

Ge bar u n gen aus der A n m i e tun g von B e amt e n-
wohnungen 

(leer) 

Dienstgeberbeiträge zum Ausgleichsfonds für Kinder
beihilfe 

Aus g lei c h s fon d s für Farn i 1 i e n bei hilf e n (Zweckgebundene 
Einnahmen) : 

Beitrag vom Einkommen gemäß BGBl. NT. 152/1954: 

1. Beiträge der Lohnsteuerpflichtigen 

2. Sonstige Beiträge 

Beiträge von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 

Beiträge der Länder 

Oberschuß des Ausgleichsfonds für Kinderbeihilfe 

§ 1 (Summe) . 

Titel 20 (Summe). 

21 

21a 

Ein n.a h m eng e m ä ß § 25 W ä h run g s s c hut z g e set z 

Einbehaltene Gewerbesteueranteile für die gewerbliche Selb
ständigen versicherun g 3) • 

22 

23 

Entnahme aus der Baurücklage (Verrechnungsansatz)!) 

Verschiedene Einnahmen 

Abfuhr der Häute-Import-Ausgleichskasse i. L. gemäß BGBI. Nr. 138/1957 (Verrechnungsansatz) 

Kapitel 18 (Summe). 

1) Siehe auch Einnahmenkapitel 17 Titel 1 § 8 lit. c und Einnahmenkapitel 17 Titel 7 § 4 Ut. c. 
2) Korrespondierende Ausgaben bei Kapitel 18 Titel 19 § 2. 
') Gemäß BGBI. Nr.292/1957, § 27 (1). 
4) Im BV A. 1958 als "Entnahme aus der Baurücklage-Kassenreserve" veranschlagt gewesen. 

71 

Bundesvoranschlag , 

1959 1958 

Millionen Schilling 

2.210'000 

80'000 

140'000 

1) 220'000 

70'000 

122'177 

2) 870'000 

1,282'177 

250'000 

132'000 

0'001 

161'637 

7'356 

1.930'000 

75'000 

120'000 

1) 195'000 

65'000 

122'177 

2) 580'000 

962'177 

250'000 

150'000 

I-------~I·---------II 

4,656'788 4,085'340 
1----------1-----------/1 
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72 

I bIl Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c: J, 

-a ~ 
bIl vor-c: ., 

persön- I sachliche I anschlag öl e t: Ausgaben "'0.. Summe 
.~ Oll ... .... 0.. liche 1958 öl e '"' ~2 

~ .. c: 0 b1l ::.:: ~ ::> Millionen Schilling 

XIV. Land- und Forst-
wirtschaft. 

19 Lan'd- und Forstwirtschaft : 
1 Bundesministerium für 

La n d- und F 0 r s tw ir t s c h a f t: 
1 Verwaltungsaufwand V H 16'146 3'804 19'950 20'206 
2 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) , , , , ... AIG H 1'794 1'794 1'612 
3 Sonstige Aufwandskredite A H 0'310 0'310 0'429 

Titel 1 (Summe) . 16'146 5'908 22'054 22'247 

2 Unterbehörden und 
Organe: 

1 Grenzbeschaudienst V H 0'044 0'420 0'464 0'517 
2 Bundeskellereiinspektion . V H 0'523 0'317 0'840 0'841 
3 Wildbachverbauungsdienst V W 10'452 1'961 12'413 12'859 

4; Bundesgärten : 
1 Verwaltungsaufwand V W 10'602 1'545 12'147 13'154 
2 Anlagen ...... An W 0'081 0'081 0'133 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) , , . . . , , , , . . . . A/G W 0'113 0'113 0'103 
4 Sonstige Aufwandskredite A W 1'055 1'055 1'117 

§ 4 (Summe) . 10'602 2'794 13'396 14'507 

5 Schulaufsicht V K 0'594 0'119 0'713 0'906 

6 (leer) 

7 Spanische Reitschule: 
1 Verwaltungsaufwand V K 0'935 0'228 1'163 1'286 
2 Anlagen, , , , , . ........ An K 0'017 0'017 0'030 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) , , . , , , , , ... , . A/G K 0'190 0'190 0'190 
4 Sonstige Aufwandskredite A K 0'398 0'398 0'427 

§ 7 (Summe) . 0'935 0'833 1'768 1'933 

Ti tel 2 (Summe) . 23'150 6'444 29'594 31'563 
" 

3 Staatsaufgaben im In teresse 
der Land- und Forstwirt-
schaft: 

1 Epizootieauslagen A/G W 17'000 17'000 19'000 

2 H ydrogra phie: 
1 Anlagen .. , An H 0'197 0'197 0'200 
2 Aufwandskredite A H , 2'540 2'540 2'140 

§ 2 (Summe) , . 2'737 2'737 2'340 

3 Betriebswirtschaftliche Maßnahmen und 
Statistik: 

1 Berghöfekataster . A W 0'140 0'140 0'150 
2 Bäuerliche Wirtschaftsberatung , , A w 8'478 8'478 9'000 
3 Landtechnische Grundlagenarbeiten A W 0'565 0'565 0'650 

Alpstatistik , . 0'040 
Bodenkartierung (Anlagen) 1) 0'600 
Bodenkartierung (Aufwand) 1) 2'400 

§ 3 (Summe) , 9'183 9'183 12'840 

') Im BVA, 1959 bei Kapitel 19 Titel 4'§ 2 mitveranschlagt, .' 
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<l 
.~ 
0.. os 
~ 

19 

73 

...c:: Bundesvoranschlag 
0.. .. Einnahmen .... 
M 

-;) e 
~ os 

0.. 

1958 1959 

Millionen Schilling 

XIV. Land- und Forstwirtschaft. 

Land- und Forstwirtschaft: 

1 B und e s m i n ist e r i u m für La n d- und F 0 r s t wir t s c ha f t 0'377 1'137 

2 Unterbehörden und Organe: 

3 

1 Grenzbeschaudienst 

2 Bundeskellereünspektion (Verrechnungsansatz) 

3 Wildbachverbauungsdienst , 

4 

5 

6 

7 

Bundesgärten 

Schulaufsicht (Verrechnungsansatz) 

(leer) 

Spanische Reitschule 

Titel 2 (Summe) , 

2'500 

0'011 

2'520 

1'600 

6'631 

2'500 

0'010 

2'400 

1'500 

6'410 
1----------1----------11 

Staatsaufgaben im Interesse der Land- und Forstwirtschaft: 

1 Epizootie: 

1, Strafgelder 0'300 0'300 
2, F1eismverkauf 2'100 2'200 

§ 1 (Summe) , 2'400 2'500 
1--------1---------11 

2 Hydrographie 0'040 0'040 

3 Betriebswirtsmaftlime Maßnahmen und Statistik: 

1, Berghöfehtaster (Verremnungsansatz) 

2. Bäuerlime Wirtsmaftsberatung (Verremnungsansatz) 

3, Landtemnisme Grundlagenarbeiten (Verremnungsansatz) 

Alpstatistik . (V' erredmungsansatz) 0'005 
Bodenkanierung 

0'005 § 3 (Summe) , 
1---------1----------11 

t) Im BV A. 1959 bei Kapitel 19 Titel 4 § 2 mitveransdtlagt. 
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74 

M 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c , 

1- ..E! g),,, vor-. ., c c. 
persän- I sachliche I anschlag .. ... Ausgaben :::lc. ... ... ; 2 Summe ·ä .. M " liche 1958 

os ... l:! d ~M 
~ '" ~ p., ::J c..? Millionen Schilling 

19 3 4 Flußbaukataster . ........... A ;w 0'018 0'018 0'040 
5 Durchfiihrung des Futtermittelgesetzes , A iw 0'085 0'085 0'090 
6 Durchführung des Saatgutgesetzes . . , A iW 0'018 0'018 0'030 
7 Instandhaltung des Klausenkofelbaches 

(nach Maßgabe der Einnahmen) ., . A IW 0'080 0'080 0'100 
8 Land- und forstwirtschaftliche Sonder-

aufgaben . A IW 0'940 0'940 1'000 

Ti tel 3 (Summe) . 30'061 30'061 35'440 

4 Lan d- und forstwirtschaft-
lieh e Bundesanstalten: 

1 Landwirtschaftliche Bundeslehranstalten : 
1 Verwaltungsaufwand .. , .. ", V K 11'639 3'994 15'633 15'487 
2 Anlagen .. , , ..... , . , .. An K ~ 1'452 1'452 2'000 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich- , 

, 

tungen) . , , , , . , . . . , , . ArG; K 0'131 0'131 0'113 
4 Sonstige Aufwandskredite A 

!K 
2'675 2'675 2'900 

§ 1 (Summe) . 

i 
11'639 8'252 19'891 20'500 

1a Landwirtschaftliche Bundeslehranstalten 
(nach Maßgabe der Einnahmen be-
triebsähnlicher Verwaltungszweige) : 

1 Verwaltungsaufwand V !K 1'022 1'022 0'879 
2 Anlagen. , . , .. .. . ... An lK 0'083 0'083 . 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) , . , , , , A/G K 0'021 0'021 
4 Sonstige Aufwandskredite A K 3'141 3'141 

Aufwandskredite , . 3'052 

§ 1 a (Summe) , 1'022 3'245 4'267 3'931 

2 Landwirtschaftliche Bundesversuchs-
anstalten: 

'1 Verwaltungsaufwand . V W 15'175 3'858 19'033 18'356 
2 Anlagen, • , , , . ...... An 'W 1'231 1'231 1'400 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) , , .. , , . A/G W 0'062 0'062 0'075 
4 Sonstige Aufwandskredite A W 3'410 3'410 2'725 -§ 2 (Summe) , 15'175 8'561 23'736 22'556 

3 Forstwirtschaftliche Bundeslehranstalten: 1) 

1 Verwaltungsaufwand V K 1'171 0'508 1'679 10'536 
2 Anlagen, , , , , , .. , , , . , , An K 0'048 0'048 1'099 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) . " "".".' A/G K 0'008 0'008 0'014 
4 Sonstige Aufwandskredite A K 0'086 0'086 1'201 

§ 3 (Summe) , 1'171 0'650 1'821 12'850 

3a Forstwirtschaftliche Bundeslehranstalten 1) 
(nach Maßgabe der Einnahmen be-
triebsähnlicher Verwaltungszweige): 

1 Verwaltungsaufwand V ! K 0'265 0'265 0'255 
2 Anlagen. An IK 0'097 0'097 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) ..... A/G i K 0'014 0'014 
4 Sonstige Aufwandskredite A 1'068 1'068 

Aufwandskredite , 0'756 

§ 3 a (Summe) , 0'265 1'179 1'444 1'011 

1) Im BVA. 1958 als "ForstwirtsdIafclidIe Bundeslehr. und VersudIsanstalten" veranschlagt gewesen. 
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75 

A 
Bundesvoranschlag 

0.. 

I öl '" Einnahmen 1959 1958 .... . ~ M 

~ 
öl .~ 

~ '" ~ 0.. Millionen Schilling 

19 3 4 Flußbaukataster (Verrechnungsansatz) 

5 Durchführung des Futtermittelgesetzes (Verrechnungsansatz) 

6 Durchführung des Saatgutgesetzes (Verrechnungsansatz) 

7 Einnahm~n aus der Liegenschaft "Aurewald" (Zweckgebundene Einnahmen) 0'080 0'100 

8 Land- und forstwirtschaftliche Sonderaufgaben (Verrechnungsansatz) . 

Titel 3 (Summe) . 2'520 2'645 

4 La n d- und f 0 r s t wir t s c h a f t 1 ich e Bundesanstalten: 

1 Land wirtschaftliche Bundeslehranstalten 2'582 2'350 

1a Land wirtschaftliche Bundeslehranstalten (Zweckgebundene Einnahmen be-
triebsähnlicher Verwaltungszweige) 4'374 3'958 

2 Landwirtschaftliche Bundes~ersuchsanstalten 3'577 2'571 
3 Forstwirtschaftliche Bundeslehranstalten 1), ' . 0'103 0'555 

3a Forstwirtschaftliche Bundeslehran~talten 1) (Zweckgebundene Einnahmen be-
triebsähnlicher Verwaltungszweige ) 1'444 1'020 

. 

1) Im BVA. 1958 als "Forstwirtschaftliche Burideslehr- und Ver.uchsanstalten" veranschlagt gewesen. 
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76 

Oll 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes. c: I 

..c:' ::l gj;, vor-0.. "U r::: ... persön- I sachliche I anschlag " 
.. 

t Ausgaben e 0.. .... Summe ·ä " 
Oll ... .. 0.. liche 1958 ... ... 

~~ ... ... .... c: 
t:<:: ~ ~ ~ 0 1fillionen Schüling 

19 4 3b Forstwirtschaftliche Bundesversuchsan-
stalten : 

1 Verwaltungsaufwand V w 5:259 2'883 8'142 
2 Anlagen. An W 1'179 1'179 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) A/G W 0'010 0'010 
4 Sonstige Aufwandskredite A W 1'240 1'240 .' 

§ 3 b (Summe) , 5'259 5'312 10'571 1) 

4 Bundesinstitut für Gewässerforschung 
und Fischereiwirtschaft : ' 

1 Verwaltungsaufwand V K 0'533 0'389 0'922 1'042 
2 Anlagen An K 0'026 0'026 0'040 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) ... ' , . , .. , , , " , A/G K 0'015 0'015 0'014 
4 Sonstige Aufwandskredite A K 0'740 0'740 0'864 

§ 4 (Summe) , 0'533 1'170 1'703 1'960 

4a Bundesinstitut für Gewässerforschung 
und Fischereiwirtschaft (nach Maßgabe 
der Einnahmen betriebsäbnlicher Ver-
waltungszweige) : 

1 Verwaltungsaufwand V K 0'007 0'007 0'007 
2 Anlagen (Verrechnungsansatz) An K 0'001 0'001 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) A/G K 0'001 0'001 
4 Sonstige Aufwandskredite A K 0'041 0'041 

Aufwandskredite , 0'041 -
§ 4a (Summe) , 0'007 0'043 0'050 0'048 

5 Bundeslehr- und Versuchsanstalten für 
Milch wirtschaft: 

1 Verwaltungsaufwand . V W 2'494 O'8S4 3'378 3'446 
2 Anlagen, An W 0'989 0'989 1'284 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) . , , , ,', . , • , , , , A/G W 0'280 0'280 0'229 
4 Sonstige Aufwandskredite A w 26'340 26'340 24'837 

§ 5 (Summe) , 2'494 28'493 30'987 29'796 

5a Bundeslehr- und Versuchsanstalten fUr 
Milchwirtschaft (nach Maßgabe der Ein-
nahmen betriebsähnlicher Verwaltungs-
zweige) : 

1 Verwaltungsaufwand V W 0'124 0'124 0'099 
2 Anlagen, An W 0'004 '0'004 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) - . A/G W 0'002 0'002 
4 Sonstige Aufwandskredite A W 0'160 0'160 

Aufwandskredite . 0'155 

§ 5 a (Summe) , 0'124 0'166 0'290 0'254 

1) Im BV A. 1958 bei § 3 mitveranschlagt gewesen. 
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..r:: 
Bundesvoranschlag 

e 
0- I - r: Einnahmen 1959 1958 cu 

.\:l 00 
0- <:l r: .. ~ .. Millionen Schilling ::.:: p., 

19 4 3b Forstwirtschaftliche Bundesversuchsanstalten 0'365 • 1) 

4 Bundesinstitut für Gewässerforschung und Fischereiwirtschaft , 1'345 1'400 

4a Bundesinstitut für Gewässerforschung und Fischereiwirtschaft (Zweckgebun-
dene Einnahmen betriebsähnlicher Verwaltungszweige) ... 0'050 0'049 

5 Bundeslehr- und Versuchsanstalten für Milchwirtschaft. 30'374 28'178 
, 5a Bundeslehr- und Versuchsanstalten für Milchwirtschaft (Zweckgebundene Ein-

nahmen betriebsähnlicher Verwaltungs?-weige) . 0'292 0'262 

') Im BVA. 1958 bei § 3 mitveransch\.gt gewesen, 
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bI) 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-.=: i1 ..c: ..E , vor-c.. 'ii .=: ... 

I sachliche I <l .. .... Ausgaben ~c.. persön- anschlag .... Summe 
.~ . 

bI) .... ;;; g. <l '" liche 1958 .. .... ... .... .=: ...Cl .... 

~ 
.. rjbCI ::.:: c.. ::> Millio~en Schilling 

19 4 6 Pferdezuchtanstalten : 

1 Verwaltungsaufwand " V W 5'488 0'672 6'160 6'458 
2 Anlagen, An W 1'181 1'181 1'594 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflim-

tungen) A/G W 0'100 0'100 0'083 
4 Sonstige Aufwandskredite A W 2'000 2'000 2'300 

§ 6 (Summe) , 5'488 3'953 9'441 10'435 

7 Bundesanstalten für Tierseumenbe-
kämpfung: 

1 Verwaltungsaufwand V W 4'377 1'042 5'419 5'707 
2 Anlagen, An W 0'217 0'217 0'400 
3 Aufwandskredite (Gesetzlime Verpflim-

tungen) A/G W 0'524 0'524 0'832 
4 Sonstige Aufwandskredite , A W 4'240 4'240 3'895 

§ 7 (Summe) , 4'377 6'023 10'400 10'834 

8 Bundesanstalten für veterinär-medizinisme 
Untersumungen: 

1 Verwaltungsaufwand V W 1'486 0'621 2'107 2'229 
2 Anlagen, , , , . , An W 0'243 0'243 0'360 
3 Aufwandskredite (Gesetzlime Verpflim-

tungen) , , . , , , A/G W 0'012 0'012 0'022 
4 Sonstige Aufwandskredite A W 0'410 0'410 0'381 

§ 8 (Summe) , 1'486 1'286 2'772 2'992 

9 Wasserbauliche Bundesversumsanstalten: 
1 Verwaltungsaufwand V W 1'771 0'516 2'287 2'440 
2 Anlagen. , " ' , , ........ An w 0'060 0'060 0'099 
3 Aufwandsk,-:edite (Gesetzlime Verpflich-

tungen) , , , , , , A/G W 0'024 0'024 0'014 
4 Sonstige Aufwandskredite A W 0'236 0'236 0'256 

§ 9 (Summe) , 1'771 0'836 2'607 2'809 

10 Speläologismes Institut: 
1 Verwaltungsaufwand V K 0'076 0'091 0'167 0'206 
2 Aufwandskredite , , A K 0'056 0'056 0'060 

§ 10 (Summe) , 0'076 0'147 0'223 0'266 

Landwirtschaftliche Bundesversuchsan,talten (nach 
Maßgabe der Einnahmen betrieb,ähnlicher Ver-
waltungszweige) : 

Verwaltung,aufwand 0'022 
Aufwand,kredite , " 0'050 

Summe. 1) 0'072 

T ite] 4 (Summe) 50'887 69'316 120'203 120'314 

'), Im BVA, 1959 bei Kapitel 19 Titel 4 § 1 a mitveranschlagt. 
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..c Bundesvoranschlag 
0. 

I <i '" Einnahmen .... 1959 1958 
.~ 

OJ) 

<i '" .... .... 
~ '" Millionen Sdllliing ~ p.., 

19 4 6 Pferdezuchtanstalten 2'350 2'200 
7 Bupdesanstalten für Tierseuchenbekämpfung , 10'365 15'934 

8 Bundesanstalten für veterinär-medizinische Untersuchungen 0'930 0'804 
9 Wasserbauliche Bundesversuchsanstalten . 0'563 0'450 

10 Speläologisches Institut 0'061 0'002 
Landwirtschaftliche Bundesversuchsanstalten (Zweckgebundene Einnahmen betriebsähnlicher Ver-

waltung,zweige) '. , , 1) 0'073 

Ti tel 4 (Summe) , 58'775 59'806 

, 

! 

1) Im BVA. 1959 bei Kapitel 19 Titel 4 § 1a mitveran,chlagt. 

Bundesfinanzge,etz 1959 6 
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80 

CD 
Bundesvoransdllag 1959 Bundes-e: tl, ...c: ~ vor-0- e: " I sadllidle I 'öl 

.. .. 
Ausgaben e 0- persön- ansdllag ... t:: Summe ·ä ö:l 

CD ::l .. 0- lidle 1958 .. ..ce ... ... e: .. 
f.:: ~ c;CD ~ ~ Millionen Sdlilling 

19 5 Land wirtschaftliche Berufs-
schulen und niedere landwirt-
schaftliche Fachschulen V K 36'751 2'280 39'031 40'617 

6 Forstliche Ausbildungsstätten: 

1 Verwaltungsaufwand V W 0'551 0'442 0'993 1'159 
2 Anlagen, , , , An W 0'064 0'064 0'100 
3 Aufwandskredite A W 0'129 0'129 0'100 

T i tel 6 (Summe) , 0'551 0'635 1'186 1'359 

6a Forstliche Ausbildungsstätten 
(nadl Maßgabe der Einnahmen be-
triebsähnlicher Verwaltungszweige ) : 

] Verwaltungsaufwand .' V w 0'043 0'043 0'097 
2 Anlagen, An W 0'005 0'005 , 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) , , , , , , A/G W 0'007 0'007 
4 Sonstige Aufwandskredite A w 0'183 0'183. 

Aufwandskredite , 0'250 

Ti tel 6 a. (Summe) , 0'043 0'195 0'238 0'347 

7 Betriebsähnliche Verwal-
tungszweige: 

1 Landwirtsdlaftliche Betriebe: 
1 Verwaltungsaufwand V w 8'820 2'336 11'156 11'192 
2 Anlagen. , , , , , , , , An W 2'439 2'439 3'281 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflidl-

tungen) , , , . , .. A/G W 0'785 0'785 1'251 
4 Sonstige Aufwandskredite A W 4'515 4'515 4'423 

§ 1 (Summe) , 8'820 10'075 18'895 20'147 

2 Forstwirtsdlaftlidle Betriebe: 

1 Verwaltungsaufwand V W 1'322 0'588 1'910 1'790 
2 Anlagen, , , , , , , , ,-, .. ' , An W 0'031 0'031 0'080 
3 Aufwandskredite (Gesetzlidle Verpflidl-

tungen) , , , , , , , , A/G W 0'427 0'427 0'360 
4 Sonstige Aufwandskredite A w 0'320 0'320 0'420 

§ 2 (Summe) , 1'322 1'366 2'688 2'650 

3 Bundesforstgärten : 

1 Verwaltungsaufwand V W 11'505 1'462 12'967 13'299 
2 Anlagen, , .... An W 1'202 1'202 1'150 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflidl-

tungen) . . .. A/G W 0'333 0'333 0'108 
4 Sonstige Aufwandskredi~e A W 3'OSO 3'080 2'886 

§ 3 (Summe) . . 11'505 6'077 17'582 17'443 

4 Bauhof- und Maschinenbewh'tschaftung: 

1 Anlagen, An ') : 2) 19'053 3) 19'053 13'716 
2 Aufwandskredite A W 6'674 4) 6'674 5'662 

§ 4 (Summe) . 25'727· 25'727 19'378 

T i tel 7 (Summe) , 21'647 43'245 64'892 59'618 

Ti tell bis 7 (Sc;mme) , 149'175 15S'084 307'259 311'505 -_._--
i 

1) W .. , . 19'053 Mill. S 
H ... , Mill.S 

Z) Im TeilkreditOfür Ausgaben nadl Maßg'lbe zweckgebundener Einnahmen ist eine Verremnungspost für GrunJankäufc vorgesehen. 
') Hievon 17'163 Millionen Schilling Ausgaben nach Maßgabe zweckgebundener Finnahmen, 
') Ausgaben nach Maßgabe zweckgebundener Einnahmen, 
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'"il ... 
.~ 

::<: 

19 

, 

..<:: 
1t .... 
~ '"il ... .... 

f:: .. 
Po. 

5 

5a 

6 

6a 

7 

1 

2 

3 

4 

Einnahmen 
~ 

Landwirtschaftliche Berufsschulen und niedere 
la n d w ir t s c h a f tl ich e Fa c h s c h u I e n (Verrechnungsansatz) 

Bei t r ä g e der L ä nd erz u m Per so na lau f w a n d der la n d
wirtschaftlichen Berufsschulen un d niederen landwirt" 
schaftlichen Fachschulen . 

Forstliche Ausbildungsstätten 

F 0 r s tl ich e Aus b i I dun g s st ä t t e n (Zweckgebundene Einnahmen 
betriebsähnlicher Verwaltungszweige) . . • 

B e t ri e b s ä h n I i ch e Ver wal tun g s z w e i g e: 

Landwirtschaftliche Betriebe 

Forstwirtschaftliche Betriebe • 

Bundesforstgärten 

Bauhof- und Maschinenbewirtschaftung 

T i tel 7 (Summe) . 

Ti tel 1 bis 7 (Summe) . 

') Zweckgebundene Einnahmen. 

81 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

Millionen Schilling 

20'055 20'907 

0'002 0'001 

0'238 0'350 

20'077 21'200 

3'419 3'300 

19'622 16'515 
1) 24'807 15'578 

67'925 56'593 

156'523 147'849 
1-----------1----------11 
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82 

19 8 

1 

1a 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

S 

8a 

Sb 

Sc 

9 

10 

10a 

11 

11a 

12 

13 

14 

1 

2 

3 

4 

5 

Ausgaben 

Produktionssteigerung und 
Schutz der Lan.dwirtschaft: 

Allgemeine Maßnahmen 

Zinsenzuschüsse für Agrarkredite 1) 

Sozialpolitische Maßnahmen für land-
und forstwirtschaftliche Dienstnehmer , 

Pflanzen- und Futterbau , 

Gemüse- und Gartenbau 

Obstbau, 

Weinbau 

Alp- und Weidewirtschaft 

Düngerwirtschaft und Stallverbesserung , 

Landwirtschaftliche Kultivierung , 

Güterwege, Seilaufzüge und Elektrifi. 
zierung der Landwirtschaft 

Landwirtschaftliches Maschinenwesen , 

Schädlingsbekämpfung in der Landwirt-

F i w 

F w 

F S 

F W 

F W 

F : W 

F : W 

F : W 

F \ W 

F : W 

F : W 

F : W 

Bundesvoranschlag 1959 

persön- I sachliche I Summe 
" liche 

Millionen Schilling 

12'000 

7'000 

1'500 

2'500 

4'000 

3'400 

0'500 

6'500 

43'000 

3'400 

2l'600 

19'500 

12'000 

7'000 

1'500 

2'500 

4'000 

3'400 

0'500 

6'500 

43'000 

3'400 

Bundes. 
vor

anschlag 
1958 

23'460 

15'500 

17'000 

S'7S0 

2'000 

3'000 

6'000 

4'000 

3'600 

6'500 

47'S20 

4'500 

schaft, , , F : W 3'000 

14'000 

3'000 

14'000 

5'346 

15'000 Besitzfestigung 

TransportkostenzusdlUß für Gebirgs
bauern , , 

Siedl ungswesen 

Bergbauernhilfsfonds 

Agrarische Operationen 

Vieh- und Milchwirtschaft: 

Pferdezucht 

Rinderzucht und übrige Viehwirtschaft 2) 

Bekämpfung der Rinder-Tbc 

Viehabsatz und Viehverkehr 

Milchwirts<:i1aft 

§ 13 (Summe) , 

. Landwirtschaftlicher Wasserbau auf Grund 

F ., W 

F W 10'000 10'000 10'000 

F W 2'600 2'600 6'600 

F W O'OSO O'OSO 0'100 

14'000 14'000 9'000 
F ,w 1----_~--I----II----" 

F ! W 3'000 

F I W 14'000 

: I: ~::~~~ 

3'000 

14'000 

16'000 

25'000 

3'300 

5'400 

14'000 

16'000 

35'500 

6'000 F W 3'300 
1--------1-------1,-------1--------11 

61'300 61'300 76'900 

des W asserbautenförderungsgesetzesF W 
I-------li-------I~-----I'---~-II 

15'000 15'000 19'000 

Ti tel 8 (Summe) , ,244'SSO 244'880 284'106 

') Im BVA, 1958 als .Zinsenzuschüsse zu den Agrarsonderkrediten" veranschlagt gewesen, 
') Im BVA, 1958 als .übrige Viehwinschaft" veranschlagt gewesen. 
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0.. 
~ 
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1 

1a 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

8a 

8b 

,8c 

9 

10 

10a 

11 

Einnahmen 

Produktionssteigerung und Schutz der Landwirtschaft: 

Allgemeine Maßnahmen 

Zinsenzuschüsse für Agrar-Kredite (Verrechnungsansatz) 1) • 

Sozialpolitische Maßnahmen Hir land- und forstwirtschaftliche Dienstnehmer 

Pflanzen- und Futterbau (Verrechnungsansatz) 

Gemüse- und Gartenbau (Verrechnungsansatz) 

Obstbau 

Weinbau 

Alp- und Weidewirtschaft 

~ .. 

Düngerwirtschaft und Stallver;besserung (Verrechnungsansatz) . 

Landwirtschaftliche Kultivierung 

Güterwege, Seilaufzüge und Elektrifizierung der Landwirtschaft (Verrech-
nungsansatz) 

Landwirtschaftliches Maschinenwesen (Verrechnungsansatz) 

Schädlingsbekämpfung in. der Landwirtschaft (Verrechnungsansatz) 

Besitzfestiguhg . .' 

Transportkostenzuschuß für Gebirgsbauern (Verrechnungsansatz) 

Siedlungswesen : 

1. Darlehen nach 1945 . 

2. Darlehen vor 1938 

83 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

Millionen Schilling 

0'400 0'250 

0'030 0'050 

" 

0'006 

0'250 0'300 

0'100 0'030 

0'010 

0'945 0'945 

0'150 0'100 

} 7'000 } 6'800 

§ 11 (Summe), 
'----------t~--------·'I 

7'000 6'800 

12 Agrarische Operationen (Verrechnungsansatz) 

13 Vieh- und Milchwirtschaft: 

1. Pferdezucht (V errechnungsans~tz) 
2, Rinderzucht und übrige Viehwirtschaft (Verrechnungsansatz) 2) , 

3, Bekämpfung der Rinder-Tbc (Verrechnungsansatz) 

4, Viehabsatz und Viehverkehr (Verrechnungsansatz) 

5, Milchwirtschaft 

§ 13 (Summe) , 

14 Landwirtschaftlicher Wasserbau auf Grund des Wasserbautenförderungs
gesetzes (Verrechnungsansatz) 

Ti tel 8 (Summe) , 

') Im BVA. 1958 als .Zinsenzusdtüsse zu den Agrar-Sonderkrediten" veransdtlagt gewesen. 
') Im BVA. 1958 als .übrige Viehwirtsdtaft" veransdtlagt gewesen. 

0'450 0'300 

0'450 0'300 
1---------:-1-----

9'335 8'781 
,------------1-----------11 
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84 

~ 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c: J, 

...c: ::l ~ .. vor-
Cl. !":l c: Cl. 

/sachliche I <l e ~ .t\usgaben ;:l Cl. persön- Summe ansdllag 
... ;:l ·ä <l 

~ .. os .... lich.e 1958 f w -ß~ os ~ os c: 
::.4 Cl. :J <.!l Millionen Schilling . 

19 8a Produktionssteigerung und 
Schutz der Forstwirt-
seh aft: 

1 Aufforstungsmaßnahmen , F ;w 6'800 6'800 8'000 

2 Forstschutz, Forstpflege und ·sonstige Forst-
wirtschaftsmaßnahmen , , ., , , . • F :W 5'400 5'400 7'800 

3 Forstaufsch.ließung , F 

i

W 13'000 13'000 15'200 

Titel 8a (Summe) , 25'200 25'200 31'000 

9 Maßn ah m en im ges a m tvolks-
wir t s e h a f t I ich e n I n t e r-
e ss e: 

I' 1 Schutz- und Regulierungsbauten an 
Flüssen und Bächen auf Grund des 
Wasserbautenförderungsgesetzes F .W 5'000 5'000 45'000 

2 Schutz- und Regulierungsbauten an 
den Bundesflüssen auf Grund des 
W asserba utenförderungsgesetzes A !W 5'000 5'000 40'000 

3 Leistungen auf Grund internationaler 
wasserwirtschaftlicher Vereinbarungen 1) A/G lw 1'800 1'800 3'800 

4 Wildbach- und Lawinenverbauung F ;w 73'000 73'000 78'000 

T i tel 9 (Summe) . 84'800 84'800 166'800 

10 Außerorden diehe Gebarung: 
1 Maßnahmen Im gesamtvolkswirtschaft. 

lichen Interesse: . 1 Schutz- und Regulierungsbauten an 
Flüssen und Bächen auf Grund des 
Wasserbautenförderungsgesetzes F 

i
W , 40'000 40'000 

2 Schutz- und Regulierungsbauten an 
den Bundesflüssen auf Grund des 
Wasserbautenförderungsgesetzes A lw 35'000 35'000 

3 Wildbach. und Lawinenverbauung F 
!W 

5'000 5'000 

§ 1 (Summe) . 

Iw 
80'000 80'000 

2 Zinsenzuschüsse . F 11'000 11'000 

Ti tel 10 (Summe) . 91'000 91'000 

Kapitel 19, Ordentliche 
Gebarung (Summe) . 149'175 512'964 662'139 793'411 

Kapitel 19, Außerordentliche 
Gebarung (Summe) , 91'000 91'000 

Kapitel 19 (Summe) , 149'175 603'964 753'139 793'411 

1) Im BVA, 1958 als "Wasserbauten auf Grund ineernationaler Vereinbarungen" veranschlagt gewesen. 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 87 von 614

www.parlament.gv.at



<l 
.!:! 
~ 

::4 

19 

<l p 

8a 

9 

..c 
p.. 
t'! 
OJ) 

'" ... 
'" c:l.. 

1 

2 

3 
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Einnahmen 

Produktionssteigerung und Schutz der Forstwirtschaft: 

Auffo~ngsmaßnahmen (Verrechnungsansatz) 

Forstschutz, Forstpflege und sonstige Forstwirtschaftsmaßnahmen (Ver-
rechnungsansatz) . . . . . . . . . . . . . . • • ..• . . • . 

Forstaufschließung (Verrechnungsansatz) 

T i tel 8 a (Summe) . 

Maßnahmen 1m gesamtvolkswirtschaftlichen 
Interesse: 

Schutz- und Regulierungsbauten an Flüssen und Bächen auf Grund des 
Wasserbautenförderungsgesetzes (Verrechnungsansatz) • 

2 Schutz- und Regulierungsbauten an den Bundesflüssen auf Grund des 
Wasserbautenförderungsgesetzes (Verrechnungsansatz) • • . . 

3 Leistungen auf Grund internationaler wasserwirtschaftlicher Vereinbaningen 1) 
(Verrechnungsansatz) • • • • • . ... . . • . . • 

4 Wildbach- und Lawinenverbauung (Verrechnungsansatz) 

Ti tel 9 (Summe) . 

Kap i tel 19 (Summe). 

') Im BVA. 1958 als "W':"erbauten auf Grund internationaler Vereinbarungen" veranschlagt gewesen. 

85 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

Millionen Schilling 

I--------I----~---II 

I--------J·---------II 

165'858 156'630 
1------1 
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86 

00 Bundesvoranschlag 1959 Bundes-<=: J, 
...<: ;:l 00" vor-
0. ~ a 0. 

I sachliche I 11 '" ~ Ausgaben ;:l 0. persön- anschlag ... .... a e Summe 00 liehe 1958 '~ <l '" " .... ... 'i:l ..goo 
~ ~ '" ~ (,) Millionen Schilling 0. 

XV. Handel und Wiederaufbau. 
! , 

20 Handel, Gewerbe, 
IndustrIe: 

1 Bundesministerium für 
Handel und Wiederaufbau: 

1 Zentralleitung: 

1 Verwaltungsaufwand V :H 37'268 6'109 43'377 43'154 
2 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) A/G: H 1'787 1'787 0'260 

§ 1 (Summe) , 37'268 7'896 45'164 43'414 
,-

2 Außenstelle : 

1 Verwaltungsaufwand V :H 6'567 2'145 8'712 9'291 
2 Förderungsausgaben F i W 1'300 1'300 1'350 

.3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-
tungen) AlT 0'004 0'004 0'006 ---

§ 2 (Summe) , 6'567 3'449 10'016 10'647 

3 Preisausgleich In der Mineralölwirt-
schaft nach Maßgabe der Einnahmen 1) F IW 10'000 10'000 15'000 

,,4 Preisausgleieh für sonstige Wirtschafts-
güter (Verrechnungsansatz) 1) F IW 0'001 O'OCH " 

5 Straßenverkehrssicherheit : 
1 Förderungsausgaben , F :H 0'065 0'065 
2 Aufwandskredite A 

IH 
0'098 0'098 

§ 5 (Summe) , 0'163 0'163 

T ite I 1 (Summe) , 43'835 21'509 65'344 69'061 

2 Exportförderung: 
1 Förderungsmaßnahmen : 

1 Allgemeine Exportförderung , F ~w 0'065 0'065 0'137 
2 Besondere Exportförderung (Verrech-

nungsansatz) , , , ,', , F W 0'001 0'001 

§ 1 (Summe) , , 0'066 0'066 0'137 

2 Aufwandskredite A !w 0'108 0'108 0'160 

T it el 2 (Summe) , 0'174 0'174 0'297 , 
3 "Ausstellungswesen: 

1 Allgemeines Ausstellungswesen : 
1 Weltausstellung Brüssel 1958 F :w 1'900 1'900 7'000 
2 Sonstige -Förderungsausgaben F \w 1'365 1'365 2'332 
3 Aufwandskredite A jw 0'030 0'030 0'050 

§ 1 (Summe) , 3'295 3'295 9'382 

2 Handwerkliches Ausstellungswesen , F ;w 0'234 0'234 0'400 

Titel3 (Summe) , 3'529 3'5~9 9'782 

4 F ö r der u n g des F rem d e n-
verkehrs: 

1 asterreichische Fremdenverkehrswerbung F :W 19'270 19'270 19'270 
2 Banken-Sonderaktion F :w 1'900 1'900 5'191 

2a Neue Kreditaktion (Verrechnungsansatz) F :w 0'001 0'001 
2b Sonstige Förderungsausgaben F !W " 4'615 4'615 7'897 
3 Aufwandskredite A !w 0'357 0'357 0'300 

Titel 4 (Summe) , 26'143 26'143 32'658 

. 
1) Preisausgleicbe gemäß den Bestimmungen des Preisre elun s esetzes 1957, BGBl, Nr. 1St 1957, g gg 
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. ...<:: Bundesvoranschlag 
0. 

I Q) '" Einnahmen .~ Q) 
6h 1959 1958 

0. '" .... 
'" . ~ 

'" ~ E-< p., Millionen Schilling 

XV. Handel und Wiederaufbau. 

20 Handel, Gewerbe, Industrie: 

1 B u n de s ~ i nisteri um für Handel und Wiederaufbau: 
1 ZentraIleitung . 5'350 4'150 
2 AußensteIle 0'313 0'400 
3 Preisausgleich in der Mineralölwirtschaft (Zweckgebundene Einnahmen) 1) , 10'000 15'000 

Ti tel 1 (Summe) , 15'663 , 19'550 

2 Ex p 0 rtf ö r der u n g (Verrechnungsa~satz) 

3 Aus s tell u n g s wes e n 0'041 0'463 

4 Förderung des Fremdenverke!us: 

1 Beiträge der Bundeshandelskammer und der Bundesländer zu den Kosten der 
Osterreichischen Fremdenverkehrswerbung , 5'270 5'270 

2 Sonstige Einnahmen . ., 0'230 7'330 

Ti tel 4 (Summe) , 5'500 12'600 

I 

I 

I 

, 

:, 

') Preisausgleiche gemäß den Bestimmungen des Preisregelungsgesetzes 1957, BGBl, Nr.151/1957, 
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0.0 Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c: J, 
..c: ;l 0.0", vor-g. :-::l c: p.. 

I sachliche I öl '" Ausgaben ;lp.. persön- anschlag ... 1:: Summe ... 
~ 

0.0 '" ~ e liehe 1958 '5. ~ ... ~o.o 
~ 

~ 
c: 

~ 0 ~ Millionen Schilling 

20 5 Wi rtsch a ftsfö rd eru n g: 

1 Allgemeine Wirtschaftsförderung : 
1 Förderungsausgaben , F W 11'787 11'787 18'427 
2 Aufwandskredite (Verrechnungsansatz) , A W 0'001 0'001 " , 

§ 1 (Summe) , '. 11'788 11'788 18'427 

2 Besondere Wirtschaftsförderung: 
1 Förderungsausgaben , F W 1'053 1'053 2'294 
2 Aufwandskredite A W 0'377 0'377 0'050 

§ 2 (Summe) , 1'430 1'430 2'344 

T i tel 5 (Summe) , 13'218 13'218 20'771 

6 Technische Stellen: 

1 Technisches Museum: 

1 Verwaltungsaufwand V K 1'928 0"490 2'418 2'250 
2 Anlagen, An K 0'238 0'238 0'366 
3 Aufwandskredite , A K 0;169 0'169 0'099 

§ 1 (Summe) , 1'928 0'897 2'825 2'715 

2 Bundesversuchsansl'alt fiir Kraft-
fahrzeuge: 

1 Verwaltungsaufwand V W 1'395 0'288 1'683 1'636 . 
2 Anlagen 0'033 0'033 0'040 An w , 

3 Aufwandskredite A w 0'046 0'046 0'060 

§ 2 (Summe) , 1'395 0'367 1'762 1'736 

3 Bundesversuchs- und Forschungsanstalt 
Arsenal: 

1 Verwaltungsaufwand V W 3'122 0'720 . 3'842 3'912 
2 Anlagen An W 1'235 1'235 1'900 
3 Aufwandskredite A W 6'750 6'750 6'750 

§ 3 (Summe) , 3'122 8'705 11'827 12'562 

4 Beschußwesen : 

1 Verwaltungsaufwand V H 0'216 0'049 0'265 0'249 
2 Anlagen An H . . 0'046 0'046 0'050 
3 Aufwandskredite A H . 0'040 0'040 0'044 

§ 4 (Summe) 0'216 0'13.5 ·0'351 0'343 

5 Förderung des technischen 
Versuchswesens , F W 0'330 0'330 0'535 

T i tel 6 (Summe) , 6'661 10'434 17'095. 17'891 

7 Patentwesen: 
1 Patentamt: 

. 
1 Verwaltungsaufwand V W 10'260 1'574 11'834 10'954 
2 Aufwandskredite (Gesetzliche Ver-

pflichtungen) AjG W 3'278 3'278 3'900 

§ 1 (Summe) , 10'260 4'852 15'112 14'854 
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...<: 
Bundesvoranschlag 

0-
Einnahmen I öl .. 

1959 1958 ,':I 1;1, 
0- ~ 

.. ... .. .. 
::0::: 0. Millionen Schilling 

20 5 Wirtschaftsförderu ng 9'470 8'684 

6 Technische Stellen: 

1 Technisches Museum, , 0'087 0'087 

2 "Bundesversuchsanstalt für Kraftfahrzeuge . 2'110 2'000 

3 Bundesversuchs- und Forschungsanstalt Arsenll,i . . . . 12'150 12'040 

4 Beschußwesen ," , , 0'085 0'085 

5 Förderung des technischen Versuchswesens • 0'300 0'100 

T i tel 6 (Summe) , 14'732 14'312 
---

7 Pa te n twesen: 

1 Patent- und Markengebühren 13'600 9'697 

2 Sonstige Einnahmen 0'723 0'603 

T i tel 7 (Summe) , 14'323 10'300 

. 
\ 

I 
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90 

btJ 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c J, 

..c ::s btJO) -- vor-n. ~ c n. 

I I anschlag ö1 .. 
Ausgaben ::s n. persön-... 1:: sachliche Summe ... btJ cu .... ::s 

liche 1958 '0. ö1 .. .. ... ... 
-ßbtJ 

~ 
.... c .. .. 

~ 0.. ~ l? Millionen Schilling 

20 7 2 Patentgerichtshof A/G W .' . 0'080 0'080 I) 0'060 

T i tel 7 (Summe) . 10'260 4'932 15'192 14'914 

8 E i c h- und Ver m e s s u n g s wes e n: 
1 Eichwesen: 

1 Verwa!tungsaufwand ,. V W 7'723 1'445 9'168 9'180 
2 Anlagen ..... An W 1'000 1'000 0'997 
3 Aufwandskredite .. A W 1'800 1'800 1'733 

§ 1 (Summe) . 7'723 4'245 11'968 11'910 

2 Vermessungswesen: 
1 Verwaltungsaufwand V W 65'005 4'442 69'447 68'679 
2 Anlagen ...... An W 1'592 1'592 1'951 
3 Aufwandskredite (Gesetzliche Ver-

pflichtungen). , , . . '. A/G W 0'200 0'200 0'200 
4 Sonstige Aufwandskredite A W 13'013 13'013 13'563 

§ 2 (Summe) . 65'005 19'247 84'252 84'393 

2a Vermessung und Vermarkung der Bun-
desgrenzen , . . . , _ . . . . , , A/G H 0'619 0'619 0;500 

T i tel 8 (Summe) . 72'728 24'111 96'839 96'803 

9 Bergwesen: 
1 Bergbehörden V H 2'488 0'685 3'173 3'124 
2 Erhaltung und Erwerb von Bergbau-

berechtigungen (Verrechnungsansatz) . A/G W 0'001 0'001 
3 Förderung des Bergbaues. • . . . . . F w 0'715 0'715 1'248 

Ti te I 9 (SuInme) , 2'488 1'401 3'889 4'372 

10 Mobilienwesen: 
1 Verwaltungsaufwand V K 1'512 0'195 1'707 1'886 
2 Anlagen, , .. An K 0'078 0'078 0'130 
3 Aufwandskredite A K 0'276 0'276 0'320 

Titel10 (Summe), 1'512 0'549 2'061 2'336 

11 ,Förderung der Energiewirtschaft 
und Elektrotechnik F W 0'071 0'071 0'117 

12 Betriebsähnliche Verwaltungs-
" zweige: 

1 Tiergarten Schön brunn : 
1 Verwaltungsaufwand , , , V K 1'626 0'155 1'781 1'740 

·2 Anlagen (Verrechnungsansatz) An K 0'001 0'001 
3 Aufwandskredite A K' 2'468 ·2'468 2'000 

Ti tel 12 (Summe) , 1'626 2'624 4'250 3'740 

Kapitel 20 (Summe) , 139'110 108'695 247'805 272'742 

') Im BVA. 1958 als .Verwaltungsaufwand" veranschlagt gewesen. 
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.cl 
'Bundesvoranschlag 

0-

I '] '" Einnahmen k 1959 1958 b.O 
05. o:l '" '" o!:l k 

'" Millionen Schilling ~ l-< ~ 

20 8 Eie h- und Vermessungswesen: 

1 Eichwesen 14'000 13'090 

2 Vermessungswesen 10'756 10'298 

2a Vermessung und Vermarkung der 'Bundesgrenzen , 00100 

I Ti tel 8 (Summe) 0 24'856 23'388 

9 Bergwe~en: 

1 Bergbehörden 0'318 0'218 

2 Erhaltung und Erwerb von Bergbauberechtigungen (Verrechnungsansatz) , 

3 Förderung des Bergbaues 0'209 0'074 
4 Montangebühren 0'0 200'790 153'074 

Ti tel 9 (Summe) , 201'317 153'366 

I 
10 Mobilienwesen 0'434 0'380 

11 Förderung der Energiew irtschaft und Elektrotechnik. 0'003 0'005 

12 Betriebsähnliehe Verw aJ tu ngszweige: 

1 Tiergarten Schönbrunn , . 4'500 3'935 

Kapitel 20 (Summe) , 290'839 246'983 

, 
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I 
Oll 

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c: ih .. 1: 
::s vor-:= c: 0.. 

I sachliche I '" Ausgaben persön- anschlag 'öl 1:: 20.. Summe ,t:l 
'öl if ~ ol 2 liche .1958 

~ ... c: ~0Il 
~ 

ol 
~ tl.. ::> 0 Millionen Schilling 

21 Bauten: 
1 Bundesbaudienst: 

1 Dienststellen 
waltung: 

der Bundesgebäudever-

1 Verwaltungsaufwand V \ 1) 89'782 14"400 104'182 103'866 
2 Anlagen ,",' An l 1) 0'065 0'065 0'092 
3 Aufwandskredite A 

I ') 
5'700 5'700 2'800 

§ 1 (Summe) , 89'782 20'165 109'947 106'758 

1a Betriebsähnliche Verwaltungszweige des , 
Bundesbaudienstes : 

1 Verwaltungsaufwand V j 2) 1'833 0'386 2'219 2'417 
2 Anlagen, , , ... . An 

!'> 
0'014 0'014 0'020 

3 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich. 
tungen) ....•..••••.. A/G l 2) 0'078 0'078 0'063 

4 Sonstige Aufwandskredite 

A !' 1'192 1'192 1'642 

§ la (Summe) . 1'833 1'670 3'503 4'142 

2 Bundesstrombauamt: 
1 Verwaltungsaufwand ,'. V lw 29'962 2'520 32'482 33'501 
2 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) , , , , .• A/G l w 0'504 0'504 0'435 
3 Sonstige Aufwandskredite A 0'010 0'010 0'016 

§ 2 (Summe) , 29:962 3'034 32'996 33'952 

Ti te I 1 (Summe) . 121'577 24'869 146'4<1,6 144'852 

2 Bundesstraßen; Aufwand nach 
Maßgabe der Eingänge des 
Zuschlages zur Mineralöl-
steue r3) und sonstiger zweck-
ge b und e n e r Ein nah m e n 4) : 

1 Erhaltung: 
1 Bundesstraßen B A ~w , 186'455 186'455 186'635 
2 Bundesstraße A (Autobahn) A 

jW 
3'000 3'000 0'775 

§ 1 (Summe) . 189'455 189'455 187'410 

2 Baumaßnahmen An 

IW 

801'137 0)801'137 672'134 

3 (leer) 

, 
1) '> S W Zusammen 

100"10 K S w H Mill. S 

Mill, S V (Persönliche Ausgaben) , 1'271 0'562 1'833 
V (Sadlliche Ausgaben), ,0'279 0'107 0'386 

21/1/1/1 (P) 89'782 13'019 7'676 7'093 61'994 .' An ,0'002 0'012 0'014 
21/1/1/1 (S) 14'400 1'3,0 1'305 0'990 10'755 A/G , ,0'046 0'032 0'078 
21/1/1/2 0'065 0'033 .0'004 0'009 0'019 A, ,0'895 0'297 1'192 
21/1/1/3 5'700 2'850 0'285 0'855 1'710 Summe, 2'493 1'010 3'503 

3) Siehe Einnahmenkapitel 17 Titel 4 § 7. '} Siehe Einnahmenkapitel 21 Titel 2. 

5) Hievon Kosten der Grundeinläsungen: 31,000,000 Schilling, Vergütungen gemäß § 30 (J) BHV. für Liegenschaften: 50,000 Schilling, 
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...c:: 
Bundesvoranschlag 

;:; ~ 
Einnahmen I ... 1959 1958 ,!: ;:; bO 

Po. ~ 
'" ~ ~ ::.:: Millionen Schilling 

, 

, 

21 Bauten: 

1 Bundesbaudienst: 

1 Dienststellen der· ßundesgebäudeverwaltung 7'216 4'265 

1a Betriebsähnliche Verwaltungszweige des Bundesbaudienstes ~ 3'870 4'375 

2 BundesstTombauamt 0'675 0'410 

Ti tel 1 (Summe) , 11'761 9'050 

2 B und e s s t r a ß e n (Zweckgebundene Einnahmen): 1) 

1 Beiträge .. 6'491 15'848 

2 Geldstrafen , , , 3'4,51 3'250 

3 Sonstige Einnahmen , 4'870 5'437 

Ti tel 2 (Summe) , 14'812 24'535 

-

') Siehe Fuß~ote ') auf Seite 92. I 
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M BundesvoransChlag 1959 Bundes-s:: J, ...c:: ::s - ~ 
MO,) 

I sachliche I voran-0.. <: 0.. persön- schlag Ol '" .... Ausgaben ;:l 0.. Summe .... .... ; 2 liche .~ 
Ol 

M <!) 1958 0.. '" Q -ßM '" ~ 
.... 
'" ~ 0.. ;::J <.!J Millionen Schilling 

-
I 21 2 4 Anschaffung von Geräten und Kraft-

fahrzeugen; 

1 Bundesstraßen B An W 19'300 19'300 } 2 Bundesstraße A (Autobahn) 
19'781 

An W 1'000 ;1:000 

§ 4 (Summe) • I 20'300 20'300 19'781 
; 

I 

5 Bundesbeiträge AjG W 3'920 3'920 2'750 
Großbauvorhaben 142'460 

: Ti tel 2 (Summe) , i1,014'812 1.014'812 1.024'535 I 

I 

I 
2a Liegenschaften der Bundes- I 

I straßen ve r wal tun g-A u tobah n; I 

1 Autobahneigene Wohngebäude samt I 
I 

dazugehörigen Grundstücken; I 
I 

·1 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich- I 
i 

rungen) AIG W 
, 0'425 0'425 0'425 

2 Sonstiger Aufwand A w I 0'702 0'702 1'080 

§ 1 (Summe) , I 1'127 1'127 1'505 

2 Liegenschaften für Autobahnzwecke; 

1 Anlagen, An H . 1'238 1'238 2'405 
2 Aufwandskredite - A w 0'708 0'708 1'090 

§ 2 (Summe)", I 1'946 1'946 3'495 
I 

Ti tel 2 a (Summe) , 3'073 3'073 5'000 

3 ß und e s hoc h bau (Neu-, Zu-, Auf-
und grundlegende Umbauten); 

1 Unterrichtsanstalten und sonstige Kultur-
bauten (Verrechnungsansatz) An K . 0'001 0'001' 72'000 

2 Sonstige Gebäude , An I) 90'000 90'000 51'000 

Titel 3 (Summe) , I 90'001 90'001 123'000 

, 

I 
\ 

I) MilJ.S 
S ......... 6'000 

W, ..•• "" • 2'00e 

H.", , , , , , ,82'000 --
Summe. 90'000 
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...c: Bunclesvoranschlag 

<l ~ Einnahmen 1959 I 1958 .~ 6h 
~ <l '" . ~ ... 

::.:: I--< ~ Millionen Schilling 

21 2a Nie h tz w eck g e b u n cl e n e E i·n nah m e n cl e r Bu n cl e s s t r a ß e n-
verwaltung, , 2'839 2'757 

3 Bundeshochbau . 0'100 0'100 

I 

Bunde.finanzgesetz 1959 7 
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ll.O 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-I':: J, 

...:: ::1 Il.OCI) vor-
0.. ~ 1'::0.. 

I sachliche I <l os 
Ausgaben ::10.. persön- anschlag .... 1:: Summe ,l:: <l ll.O CI) :;; e liche 1958 0.. os .... ~bJl .. ,=: .... Cl .. ::.:: I-< 0.. ;:J 0 Millionen. Schilling 

21 4 Bundesgebäudeverwaltung I: 
1 Betriebskosten und Hauserfordernisse : 

1 Gesetzliche Verpflichtungen , A/G ') 14"000 14"000 12'000 
2 Sonstiger Aufwand , , , , A ') 6'090 6'090 9'900 

§l (Summe) , 20'090 20'090 21'900 

2 Herstellungen am Baubestande: 
1 Allgemeiner Instandhaltungsbedarf , , , A ') 100'135 100'135 92'000 
2 Instandsetzung von Unterrichtsanstalten 

(Verrechnungsansatz) , , , , , , , A K 0'001 0'001 46'000 
:3 Große Instandsetzungsvorhaben ein-

smließlim restlicher Wiederaufbau 
(Verremnungsansatz) An H 0:001 0'001 33'174 

§ 2 (Summe) , 100'137 100'137 171'174 

3 Unterbringung der Atombehörde : 
1 Anlagen, An H 3'715 3'715 6'350 
2 Aufwandskredite A H 0'380 0'380 0'650 

§ 3 (Summe) , 4'095 4'095 7'000 

Titel 4 (Summe) , 124'322 124'322 200'074 
5 Bundesge bä udeve rwal tu ng II: 

1 Betriebskosten und Hauserfordernisse : 
1 GesetzlidJe VerpflidJtungen , A/G ') 12'500 12'500 11'000 
2 Sonstiger Aufwand , , , , A ') 6'500 6'500 11'000 

§ 1 (Summe) , 19'000 19'000 22'000 

2 Herstellungen am Baubestande: 
1 Allgemeiner Instandhaltungsbedarf , , , A 3) 16'900 16'900 30'000 
2 Große Instandsetzungsvorhaben (Ver-

rechnungsansatz) , , , '. ' , , , , An H 0'001 0'001 

§ 2 (Summe) , 16'901 16'901 30'000 

3 Neu-, Zu-, Auf- und Umbauten: 
1 Ausbau der Bundesversuchs- und 

Forschungsanstalt Arsenal, , , An W 7'150 7'150 8'044 
2 Sonstige Bauten (Verrechnungsansatz) An ") 0'001 0'001 

§ 3 (Summe) , 7'151 7'151 8'044 

4 Bauten für das Bundesministerium für 
Landesverteidigung : 

1 Herstellungen am Baubestande A H 7'021 7'021 58'000 
2 Neu-, Zu-, Auf- und Umbauten, An H 33'930 33'930 12'000 

§ 4 (Summe) , 40'951 40'951 70'000 

Ti tel 5 (Summe) , 84'003 84'003 130'044 

Ti tel 4 und 5 (Summe) , 208'325 208'325 330'118 

5a B u n de s bei t rag zum Wo h n-
hau s- Wi e d e ra U fb a ufo nds F S 125'000 125'000 150'000 

') K S W H ') S W H 
100 % 50"/0 5°1 15"/0 30"10 100"/0 10"/0 5"10 85 "10 

Mili~ S Mill, S 
21/4/1/1 , , , 14'000 7'000 0'700 2'100 4'200 21/5/1/1 ..... , 12'500 1'250 0'625 10'625 
21/4/1/2, 6'090 3'045 0'305 0'913 1'827 21/5/1/2 , , . . . . . 6'500 0'650 0'325 5'525 
21/4/2/1 , , , , , 100'135 50'068 5'007 15'020 30'040 ') Mill.S 

S , , , 1'690 ') Der Aufgabeabereich ist be-
w, , , 0'845 dingt durch die jeweilige Art der 
H, , , l4'365 Inanspruchnahme (H, , ,0'001), 

1'6ToO 
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...::: 
Bundesvoranschlag 

" , Einnahmen 1959 I 1958 .<;::: 

" 0.-.. .<;::: .. 
Millionen Schilling ::.:: !-t 0.. 

21 4 Bundesgeb äudeverwal tUlig I . 21'350 19'300 

5 Bundesgebäudeverwaltung II. . . 19'000 16'000 

Tite I 4 und 5 (Summe) . 40'350 35'300 

5a Wo h nh a u s-Wied era ufba u (Verrechnungsansaez) 

-

\ 

! 
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bD 
Bundesvoranschlag 1959 Bundes-Ci J, ...c ..2 bD." vor-;t 'ö c Cl. persön- I sachliche I anschlag 0:; .... Ausgaben ::I Cl. ... ... ... ::J Summe ,!:l 0:; bD ." os ... liche 1958 Cl. ~ .... 

~bD os ,!:l os Ci . 
~ I-< p.. !:J C!l Millionen Schilling 

21 6 Wasserbau: 
1 Wasserbautedmische Angelegenheiten: 

1 Anlagen (Gesetzliche Verpflichtungen) An/G W 0'460 0'4(10 0'400 
2 Sonstige Anlagen . . , . , . , An W 1'800 1'800 3'078 
3 Förderu'ngsausgaben (Gesetzliche Ver-

pflichtungen), , , , , , , , F;G W 0'560 0'560 0'600 
4 Sonstige Förderungsausgaben , , , , , F w 1'976 1'976 2'500 
5 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-

tungen) , , , , , , , A;G W 22'500 22'500 22'700 
6 Sonstige Aufwandskredite A w 3'250 3'250 5'000 

§ 1 (Summe) , 30'546 30'546 34'278 
2 Wasserversorgung und Kanalisation: 

1 Gruppenwasserversorgung Burgenland 
(Verrechnungsansatz) F w 0'001 0'001 

2 Sonstige Förderungen 1) F w 11'105 11'105 12'969 

§ 2 (Summe) . 11'106 11'106 12'969 

3 Wasserkraftkataster A W 0'176 0'176 0'297 
4 Donau-Hochwasserschutz-Konkurrenz An/G W 3'800 3'800 4'000 

T i tel 6 (Summe) , 45'628 45'628 51'544 

7 Bauliche Investitionen (Außer-

1 
ordentliche Gebarung): 

Ausbau der Autobahn , , An W 2)550'000 550'000 550'000 
2 Festspielhaus Salzburg An K 60'000 60'000 40'000 

---- ----
3 Bundeshochbau (Neu-, Zu-, Auf- und 

1 
grundlegende Umbauten): 

Unterrichtsanstalten und sonstige Kultur-
bauten " , An 3) 100'000 100'000 

2 Universitätsinstitute Wien , , , , An K 25'000 25'000 
3 Sonstige Bauten (Verrechnungsansatz) An H 0'001 0'001 

§ 3 (Summe) , 125'001 125'001 

4 Große Instandsetzungsvorhaben ein-
schließlich restlicher Wiederaufbau der 

1 
Bundesgebäudeverwaltung I: 

Unterrichtsanstalten und sonstige Kultur-
bauten , , , . , , , , , . , , , An K 40'000 40'000 

2 Sonstige Gebäude (Verrechnungsansatz) , An H 0'001 0'001 

§ 4 (Summe) . . 40'001 40'001 

5 Neu-, Zu-, Auf- und Umbauten der 
Bundesgebäudeverwaltung II An S 5'000 5'000 

5a Wohnhauswiederaufbau , , . F s 18'000 18'000 
6 Wasserbau, . . .- An W 6'497 6'497 12'100 

I 
7 Gruppenwasserversorgung Burgenland F W 8'000 8'000 

Ti tel 7 (Summe) , 812'499 812'499 602'100 

Ordentliche Gebarung (Summe) , 121'577 1.511'708 1.633'285 1.829'049 

Außerordentliche Gebarung 
(Summe) , 812'499 812'499 602'100 

Kapitel 21 (Summe) , 121'577 2,324'207 2,445'784 2,431'149 

1) Im BV A. 1958 als "Sonstige Beiträge" veranschlagt gewesen. J) K 97'650 Mill. S 
') Hievon Kosten der Grundeinlösungen: 17,500,000 Schilling, Vergütungen W, 2'350 'MiJI, S 

gemäß § 30 (3) BHV, für Liegenschaften: 50,000 Schilling, . 100'000 Mill. S 
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...c Bundesvoranschlag 

<l ~ 
Einnahmen I .... 1959 1958 .... 

<l 
0.0 

'0.. '" '" ~ 
.... 
'" ~ ~ Millionen Schilling 

21 6 Wasserbau 9"047 9"918 

7 Bauliche Investitionen: 

1 Ausbau der Autobahn 0"145 

2 Festspielhaus Salzburg 3"000 

3 Sonstige Einnahmen (Verrechnungsansatz} , 

Titel 7 (Summe), 3"145 

Kapitel 21 (Summe) , 82"054 81"660 
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22 

23 

Ausgaben 

XVI. (leer) 
(leer) 

1 

2 

3 

4 

1 

2 

1 

2 

3 

4 

1 

2 

3 

1 

2 

3 

') s, . 19"000 MilL S 
H. . . 82'001 MilL S 

XVII. Landesverteidigung. 

Landesverteidigung : 
Bundesministerium für 

Landesverteidigung : 

Verwaltungsaufwand 

Förderungsausgaben 

Ti tel 1 (Summe) , 

Stehendes Heer und Heeres-
verwaltung: 

Verwaltungsaufwand 

Anlagen 

Aufwandskredite (Gesetzliche VerpfIim-
tungen) " 

Sonstige Aufwandskredite 

Familienunterhalt und Mietzinsbeihilfe . 

Ti tel 2 (Summe) . 

He e res geschi ch tl i c hes 
Museum: 

Verwaltungsaufwand 

Anlagen, 

Aufwandskredite 

Titel 3 (Summe). 

Betriebsähnliche 
Verwaltungszweige 
(nam Maßgabe der Einnahmen): 

Anlagen" 

Aufwandskredite (Gesetzlime Verpflim
tungen) 

Regieaufwand 

Ti tel 4 (Summe) , 

Ka'pitel 23 (Summe), 

V 

F 

H 

Bundesvoranschlag 1959 

persön- I sachliche I Summe 
liche 

Millionen Schilling 

30'196 

" 
:~l~~~ 

1958 

6'958 

0'100 

37'154 

0'100 

32'185 

0'400 H 
1------1------1------1,-----11 

30'196 7'058 37'254 32'585 

407"400 104'531 511'931 488'330 

343'359 343'359 300'000 A: I: 
A/G: ') 101'001 101'001 2) 

A ",;"""".1 H , ____ I_1_,o=o_2-,=88=4=:~1=,O=0_2-'=884=3=).11-1-,l-6-::_:_~~_II 
,_ 407'400 1,551'775 1,959'175 1,-963'848 

K 2'297 0'699 2'996 

An K 0'340 0'340 

2'842 

0'365 

0'360 A K 0'235 0'235 

An w 

A/Gl W 

A w 

~ 

2'297 

5'525 

5'525 

1'274 3'571 

1'075 1'075 

0'400 

4"640 

6'115 

5'925 

4'640 

11'640 

'3'567 

445"418 l,56W222 2,011'640 2,000'000 

') Im BVA. 1958 zum Teil beim § 4 .Familienunterhalt und Mietzinsbeihilfe" mitveranschlagt gewesen. 
') Im BV A. 1959 bei § 3 mitveranschlagt. 
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..<:: 
Bundesvoranschlag 

0.. 

I <l <Il 

Einnahmen .... 1959 1958 .t:: 00 

~ 
<l <Il 

~ 
.... 

.<Il 
~ p.. Millionen Schilling 

XVI. (leer) 
22 (leer) 

XVII. Landesverteidigung. 

23 Land e s verteid i gung: 
1 Bun de s ministeri um für Landesverteidigung 0'080 0'065 

2 Stehendes Heer und Heeresverwaltung 19'821 1'270 

3 He.e res g e s chi t h tl ich es Museum 0·053 0'021 

4 Betriebsähnliche Verwaltungszweige (-Zweckgebundene 
Einnahmen) ; 11'660 

Kapitel 23 (Summe). 31'614 1'356 , 

, 

,. 
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b.O 
Bundesvoransmlag 1959 Bundes-~ I 

::s '" "E. 0tJ<> vor-
~ ~ 0.. 

persön- I samlime I ansmlag -.; os 
t Ausgaben co.. Summe .... 

·ä b.O os c lime 1958 -.; os d -ßb.O ... .... os 
~ 

os 
~ 0 Millionen Smilling ~ 0.. 

XVIII. Verkehr I 
und Elektrizitätswirtschaft. 

24 Verkehr und Elektrizi-
tätswirtschaft: 

1 Bundesministerium für Verkehr 
und Elek trizi tätswirtscha ft: 

1 Verkehr: 
1 Verwaltungsaufwand V H 9'776 2'885 12'661 13'365 
2 Förderungsausgaben , F H 1'154 1'154- 1'215 
3 Aufwandskredite (Gesetzlime Verpflim-

tungen) ..... A/G H 0'449 0'449 0'033 
4- Sonstige Aufwandskredite A H 0'055 0'055 0'571 

§ 1 (Summe) , 9'776 4'543 14-'319 15'184-
2 Generaldirektion für die Post- und 

Telegraphenverwaltung : 
1 Verwaltungsaufwand " V H l4'737 1'114 15'851 16'516 
2 Förderungsausgaben , F S 0'600 0'600 0'600 

§ 2 (Summe) , 14'737 1'714 16'451 17'116 
3 Generaldirektion der Osterreimismen 

ßundesbahnen V H' 48'450 3'365 51'815 52'048 
Ti tell (Summe) , 72'963 9'622 82'585 84'348 

2 Schiffahrt: 
1 Förderung der Smiffahrt 1) , . F w 0'109 0'109 0'115 
2 Stromaufsimt: 2) 

1 Verwaltungsaufwand V H 1'450 0'392 1'842 1'878 
2 Anlagen, • , • , , An H 0'470 0'470 0'060 
3 Aufwandskredite A H 1'807 1'807 1'449 

§ 2 (Summe) , 1'450 2'669 4'119 3'387 
3 Länden- und Hafenei~imtilllgen,Bundes-

anteil für die Ausrüstung der Häfen 
Linz, Krems und Wien sowie sonstige 
Hafenverbesserungen im Smiffahrts-
interesse (Außerordentlime Gebarung) F;G w 9'000 9'000 10'000 

4 Donausmiffe (Außerordentlime Gebarung) An W 10'350 10'350 11'500 
Titel 2, Ordentlime Gebarung 

(Summe) , 1'450 2'778 4-'228 3'502 
T i tel 2, AußerordentlimeGebarung 

(Summe) , 19'350 19'350 21'500 
Titel 2 (Summe) , 1'450 22'128 23'578 25'002 

3 Zivil-Luftverkehr: 
1 Förderungsausgaben , , , , , F w 1'697 1'697 1'786 
2 Bundesamt für Zivilluftfahrt : 3) 

1 Verwaltungsaufwand , , , • , V w 12'611 4'045 16'656 
2 Anlagen, , , . , , , , , , An W 30'920 30'920 
3 Sonstige Aufwandskredite , A w 9'187 9'187 

Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen) , 

§ 2 (Summe) . 12'611 44'152 56'763 
Flugsicherungsdienst : 

Verwaltungsaufwand 15'794 
Anlagen . 39'000 
Aufwandskredire (Gesetzliche Verpflichtungen) , ., 0'250 
Sonstige Aufwandskredite , 11'550 

Summe. 66'594 
Titel 3 (Summe) . 12'611 45'849 58'460 68'380 

I 
0 

1) Im BVA. 1958 als "Förderungsausgab~n" veranschlagt gewesen. 
2) Im BV A, 1958 als "Handhabung der Schiffahrtspolizei" veranschlagt gewesen. 
3 Gemäß BGBI. Nr. 2531957. 
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...t:: 
0.. 

] '" Einnahmen .... 
on 

0.. Q) '" .... 
'" ~ '" J:<:i Po. 

XVIII. Verkehr und Elektrizitätswirtschaft. 
24 Verkehr und Elektrizitätswirtschaft: 

1 B und e 5 m i n ist e t i u m für Ver k eh run dEI e k tri z i t ä t 5-
wir t 5 c h a f t: 

1 Verkehr 

2 Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung 

3 Generaldirektion der Osterreichischen Bundesbahnen 

T i tel 1 (Summe) . 

2 Schiffahrt: 

1 Förderung der Schiffahrt 

2 Stromaufsicht 1) 

3 Länden- und Hafeneinrichtungen • • • • • 

4 Donauschiffe 

Ti tel 2 (Summe) . 

3 Zivil-Luftverkehr 

1) Im EVA. 1958 als .Handhabung der Schiffahrtspolizei" veranschlagt gewesen. 

103 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

Millionen Schilling 

0'081 

0'002 

0'250 

0'933 

0'113 

0'601 

0'300 

1'014 
------~- ---'-----

0'191 

0'049 

0'550 

3'000 

3'790 
1------

0'038 

0'250 

0'047 

0'550 

1'000 

1'847 

0'037 
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öl) 

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c J., ...c ~ """ vor-
0. c 0. persön-

I sachliche I anschlag "'il '" Ausgaben ;; 0. ... 1:: Summe ,t:: "" '" :. 2 liche 1958 "'il '" ... 0. 

~ 
... c ~"" '" '" ~ I=!.. ~ c.? Millionen Schilling 

24 !l 
I 

Allgemeiner Verkehr 
I -

Ver kehr s f ö r der u n g: 
1 Förderungsausgaben , F W 4'422 4'422 4'655 
2 Aufwandskredite , , A W " , 0'883 0'883 1~100 

, Titel 4 (Summe), 5'305 5'305 5'755 

5 EI ek t r izi t äts wirtschaft: 
1 Förderung der Elektrizitätswirtschaftl) F W 0'940 0'940 0'990 

Förderungsausgaben (Gesetzliche Verpflichtungen) , 0'004 

§ 1 (Summe), 0'940 0'940 0'994 

2 Planungen, Studien, Begutachtungen und 
Entwicklungsarbeiten : 

t Aufwandskredite (Gesetzlidle Verpflich-
tungen) A;G H 0'020 0'020 0'020 

2 Sonstige Aufwandskredite A H 0'462 0'462 0'626 

§ 2 (Summe) , ' 0'482 0'482 0'646 

Titel 5 (Summe) , 1"422 1'422 1'640 

Kap i tel 24, Ordentliche Geba-
, rung (Summe) , 87'024 64'976 152'000 163'625 

Kapitel 24, Außerordentlich e 
Gebarung (Summe) , 19'350 19'350 21'500 

Kapitel 24 (Summe), 87'024 84'326 171'350 185'125 

\ 

XIX. Postsparkassenamt. 
25 Postspar kassenamt: 

1 Verwaltungsaufwand v w 46'347 37'903 84'250 90'984 
2 Anlagen (Gesetzliche Verpflich-

tungen) AnlG W 0'132 0'132 0'140 

3 Sonstige Anlagen An W 0'481 0'481 0'600 
,4 Förderungsausgaben, " F W 0'613 0'613 0'968 
5 Aufwandskredite (Gesetzliche Ver-

pflichtungen) AIG W 45'635 143'558 189'193 160'417 

6 Sonstige Aufwandskredite A W 0'271 0'271 0'380 

Kapitel 25 (Summe) , 91'982 182'958 274'940 253'489 

1) Im BVA. 1958 als "Sonscige Förderungsausgaben" veranschlagt gewesen. 
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,.Ll 
Bundesvoranschlag 

0. 

I ö) '" Einnahmen .... 1959 1958 ,~ O!l 
0. ö) '" '" ~ 

... 
'" ~ 0. Millionen Schilling 

24 4 Allgemeiner Verkehr - Verkehrsföroderung 0'001 

5 Elektrizitätswirtschaft: 

1 Förderung der Elektrizitätswirtschaft , 0'564 0'468 

2 Planungen, Studien, Begutachtungen und Entwidclungsarbeiten 0'001 0'120 

Titel 5 (Summe) , 0'565 0'588 

Kapitel 24 (Summe) , 5'327 3'486 

XIX. Postsparkassenamt. 

25 Postspar kassenamt 279'428 253'555 
----

: 

, 

I 
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bO Bundesvoranschlag 1959 Bundes-c: I 

..c: i gj, ... 

I sac.~liche·1 Summe 
vor-0.. Co.. persön- anschlag -;j .. Ausgaben 2~ .. ... Iiche .[ -;j bO u .. ... 195~ .. ... ~bO .. ... ... c: 

~ ~ 
.. 

~ Ü Millionen Schilling p.., 

I 

I 
XX. Staatsvertrag. 

26 Staatsvertrag: 
1 Vertragliche Verpflichtungen: 1) 

1 Zahlungen an die UdSSR und sonstige 
Aufwendungen für die an die Repu-
blik österreich übertragenen ehe-
maligen deutschen Vermögenswene: 

1 Jahrestangente A/G H 885'000 885'000 
2 Sonstige Aufwendungen A/G H 25'000 25'000 32'000 

Jahrestangente .1958 1.032'000 

§ 1 (Summe) , 910'000 910'000 1,06<1'000 
._---

2 Besatzungskosten: 
1 Ansprüche auf Grund des Vergütungs-

gesetzes 2) , , , , , , , , , , , , AfG H 5'000 5'000 5'000 
2 Entschädigungszahlungen auf Grund des 

Besatzungsschädengesetzes3) MG H 100'000 100'000 
Entschädigungen , 120'000 
Sonstige Besatzungskosten • 10'000 
Besondere Verwaltungsaufwendungen 1'200 

§ 2 (Summe) , 105-000 105'000 136'200 
----

3 KriegS-' und Verfolgungssachschäden : 
1 Zahlungen gemäß §§ 5 und 9 KVSG,4) . A/G H ; 170'000 170'000 
2 Zahlungen gemäß § 11 KVSG,4) , , , A!G H 30'000 30'000 

§ 3 (Summe) , 200'000 200'000 
._------ -'--'-

4 Zahlungen in Zusammenhang mit dem 
IV. Teil des Staatsvertrages , , , , , A/G H 140'000 140'000 

5 Besondere Verwaltungsaufwendungen 0) , V H '. 5'000 5'000 
Sonstige Ausgaben 100'000 

Titel 1 (Summe) , 1,360'000 1.360'000 1,300'200 

2 Be reinig un gsm a ß n ah men: 

1 Hilfsmaßnahmen AjG 5 50'000 50'000 100'000 
2 Sonstige Bereinigungsmaßnahmen 6) H 91'000 91'000 205'300 

Titel 2 (Summe) , 141'000 141'000 305'300 

Kapitel 26 (Summe) . 1.501'000 1.501'000 1.605'500 

Hoheitsverwaltung . (K a p i tel 
bis 26) (Summe): 

1 

Ordentliche Gebarung , 7,713'731 18.52<1'852 26,~38'583 25,578'512 
Außerordentliche Gebarung , 1.466'061 1,466'061 623'600 

Gesamtsumme , 7,713'731 19.990'913 27.704'64<1 26.202'112 

~) Im BVA. 1958 als "Staatsvertrag" veranschlagt gewesen. 
2) Im BVA_ 1958 als "Ansprüche auf Grund des Verglitungsgesetzes, BGBl. Nr. 53/1955" veranschlagt gewesen. 
') BGBl. Nr. 126/1958. . 
:) Kriegs- und Verfolgungssachschädengesetz, BGBl. Nr. 127/1958. 
a) Für die Durchführung des Besatzungsschädengesetzes, Kriegs- und Verfolgungssachschädengesetzes u. ä. Gesetze. 
6) A '" 90'S Mill. 5 

V ... 0-5 MilL S 
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"'& 
Bundesvoranschlag 

'0) cO 
Einnahmen 1959 I 5h 1958 -ä ""i) rn 

:.. 
cO ~ <. ;..:: ~ Millionen Schilling 

XX. Staatsvertrag. 

26 Staatsvertrag: 

1 . Vertragliche Verpflichtungen (Verrechnungsansatz) 

2 Bereinigu ngs maßnahm e n (Verrechnungsansatz) 

Kapitel 26 (Summe) . 

Hoheitsverwaltung (Kapitel 1 bis 26) (Summe): 

Ordentliche Gebarung . 26.610'267 26.381'042 

Außerordentliche Gebarung . 

Gesamtsumme. 26.610'267 26.381'042 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)110 von 614

www.parlament.gv.at



108 

:-§ Bundesvoranschlag 1959 Bundes-
...<=: ~ 

" vor-
Po. 

Ausgaben 
.J:> 

persön- I sachlime I anschlag - .. i1 Summe '" .... 
.~ OJ:) .0 lime 1958 öl .. " .. r.:: 

... ~ .. 
Millionen Schilling :.:: p,., ..: 

I 

Monopole. 
(Gruppe XXI.) 

(Geld voranschläge siehe Anlagen 
II/2 bis 4,) 

27 Monopole: 1) 

1 Tabak (Verrechnungsansatz) W 

2 S al z: 

1 Betriebsausgaben w 72'772 63'202 135'974 149'288 

2 Außerordentliche Gebarung W 12'000 12'000 

Ti tel 2 (Summe) , 72'772 75'202 147'974 149'288 

3 Staatslotterien: 

1 Betriebsausgaben W 5'758 261'763 267'521 250'773 

4 Branntwein: 

1 Betriebsausgaben W 2'348 209'707 212'055, 178'702 

Kapitel 27, Ordentliche 
Gebarung (Summe) , 80'878 534'672 615'550 578'763 

Kapitel 27, Außerordentliche 
Gebarung (Summe), 12'000 12'000 

J 

Kap i tel 27 (Summe) , 80'878 546'672 627'550 578'763 

:> Die in Spalte 1958 eingestellten Ziffern sind die in den Geldvoranschlägen der Monopole, 
ausgewlesenen Bruttoausgaben. 

Anlagen II des Bnndeslinanzgesetze, 1958, 
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..<:: 
Bundesvoranschlag 

Ol 
;t Einnahmen 1959 I 1958 .... ... 
~ .~ Ol ... .... 

lL: ~ oS 

Millionen Schilling t:>.. 

Monopole. 
\ (Gruppe XXI.) 

(Geldvoranschläge siehe Anlagen II/2 bis 4,) 

27 Monopole: 1) 

1 Tabak: 

1 Ertrag der Anteilsrechte des Bundes an der Monopolgesellschaft (Verrechnungs-
ansatz) 

2 Salz: 

1 Betriebseinnahmen , 169'336 17C'133 

3 Staatslotterien: 

1 Betriebseinnahmen 303'797 285'163 

4 Branntw~in: 

1 Betriebseinnahmen 432'755 379'787 

Kapitel 27 (Summe) , 905'888 835'08S 
-~----~---_. --------------

I 
') Die in Spalte 1958 eingeteilten ZiHe~n sind die in den Ge1dvoransJ:.lägen der Monopole, Anlagen II des Bundeslinanzgesetzes 1958, 

ausgewiesenen Bruttoeinnahmen. 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)112 von 614

www.parlament.gv.at



110 

I 
-i3 Bundesvoranschlag 1959 Bundes-'0) 

-a u vor-
.J:l 

persön- I sachliche '" Summe 
anschlag "E 

I 
os 

Ausgaben 
~ ... " ~ ~ liche 1958 '5, öl "" os ,l::l ... 

'13 os 
Millionen Schilling ~ I-< ~ «: 

I 

Bundesbetriebe. 
(Gruppe XXII.) 

(Geldvoranschläge siehe Anlagen 
III!t, 3, 6 bis 9,) 

28 Bundesbetriebe: 1) 
1 Post- und Telegraphenanstalt: 

1 Betriebsausgaben ') 1,895'156 886'784 2,781'940 2,707'680 
2 Außerordentliche Gebarung W 321'600 321'600 294'000 

Rundfunk : , 3) 154'140 

Titel 1 (Summe) , 1.895'156 1.208'384 3,103'540 3,155'820 

2 (leer) 

3 Osterreichische Bundes-
forste: 

1 Betriebsausgaben W 276'741 126'645 ·403'386 385'625 
2 Außerordentliche Gebarung , W 38'005 38'005 32'560 

Ti te I 3 (Summe) , 276'741 164'650 441'391 418'185 

4 (leer) 
5 (leer) 

6 Staatsdruckerei: 
1 Betriebsausgaben W 51'966 38'757 90'723 89'640 

7 Hauptmünzamt: . 
1 Betriebsausgaben W 7'089 124'747 131'836 143'166 

8 Bundestheater: 
1 Betriebsausgaben K 137'686 4) 40'528 178'214 180'115 
2 Außerordentliche Gebarung K 1'» 35'000 35'000 25'000 

Ti t el 8 (Summe) , 137'686 75'528 213'214 205'115 

9 Bundesapotheken: 
1 Betriebsausgaben W 1'463 3'568 5'031 4'436 

Kapitel 28, Ordentliche 
Gebarung (Summe) , 2,370'101 1,221'029 3,591'130 3,664'802 

Kap i t el 28, Außerordentliche 
Gebarung (Summe) , 394'605 394'605 351'560 

Kapitel 28 (Summe) , 2,370'101 1,615'634 3,985'735 4,016'362 

1) Die in Spalte 1958 eingestellten Ziffern sind die in den Geldvorallschlägen der Bundesbetriebe, Anlagt"n In des Bundesfinanzgeserzes 1958, 
ausgewiesenen Bruttoausgaben. 

Mill,S 
') W (Persönliche) , 1.895'156 

W (Sachliche) , 731'648 
K (Sachliche) , 155'136 

~ ---
') Im BVA. 1959 beim § 1 mitveranschlage, ' 
') Hinsichtlich eines Teilkredites von 2'500 Millionen Schilling steht das Anweisungsrecht dem Bundesministerium für Handel und Wieder, 

aufbau zu, 
:,) Hinsichtlich eines Teilkredites VOn 25 Millionen Schillin steht das Anweisun srecht dem Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau zu, g g 
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..c: 
Bundesvoranschlag 

c.. . 
I ., '" Einnahmen .... 1959 1958 .';:l bJ) 

c.. ., 
'" '" ~ 
... 
'" ~ c.. Millionen SdJilling 

Bundesbetriebe. 
(Gruppe XXII.) 

(GeldvoransdJläge siehe Anlagen III/t, 3, 6 bis 9.) 

28 Bundes betriebe: 1) 

1 Post- und Telegraphenanstalt: 

l' Betriebseinnahmen 2,666'288 2,445'860 

Rundfunk , 2) 154'140 

Ti tel t (Summe) , 2,666'288 2,600'000 
c 

2 (leer) 

3 Osterreichische Bundesforste: 

1 Betriebseinnahmen 468'217 470'248 

4 (leer) 

5 (leer) 

6 Staatsdruckerei: 

1 Betriebseinnahmen . 90'996 88'592 

7 Haup~münzamt: 
f 

1 Betriebseinnahmen , ., 152'858 153'708 

8 Bundestheater: 

1 Betriebseinnahmen , 57'110 52'317 

9 Bundesapotheken: 

1 Betriebseinnahmen , , 5'354 4'592 

Kapitel 28 (Summe),. 3,440'823 3,368'857 

\ 

1) Die in Spalte 1958 eingestellten Ziffern sind die in den Geldvoranscblägen der Bundesbetriebe, Anlagen DI des Bundesfinanzgesetzes 1958, 
ausgewiesenen Bruttoeinnahmen. 

') Im BV A. 1959 größtenteils beim § 1 mitveranscblagt. 

Bundesfinanzgesetz 1959 8 
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bIl :§ Bundesvoransmlag 1959 Bundes-c 
..c ::l ~ vor-0.. :-:l ..g 

I sachliche I Summe 
anschlag e <LI 

Ausgaben persön-öl ... 
" bIl ... 

10 lime 1958 .~ öl <LI 
0.. .. ... ... ... c 11 oS 

~ 
oS ::J Millionen Smilling ~ 0.. ..:: 

Eisenbahnen. 

(Gruppe XXIII.) 

29 Eisenbahnen: 

1 Osterreichische Bundesbahnen: 1) 

1 Betriebsausgaben . W 4.459'143 2,152'215 6,611'358 7,094'037 
----

2 Außerordentliche Gebarung: 

1 Elektrifizierung W 250'000 250'000 380'000 
2 Sonstige Investitionen W 846'000 846'000 352'000 

§ 2 (Summe) , 1.096'000 1.096'000 732'000 

Bau der Jauntalbahn (Außerordentlidte Gebarung) , 

Titel 1, Ordentliche Gebarung (Summe)" 4,459'143 2,152'215 6,611'358 7,094'037 

Ti tell, AlIßerordentlime Gebarung 
(Summe) , 1.096'000 1.096'000 732'000 

Ti te I 1 (Summe) . 4,459'143 3,248'215 7,707'358 7,826'037 

2 Südbahn: 

1 Leistungen an die Gesellsmaft 2) , W 0'112 0'112 0'117 

2 Leistungen an den Obligationenfonds (Ver-

I remnungsansatz) 2) H 0'001 0'001 

Ti tel 2 (Summe) . 0'113 0'113 0'117 

3 Begünstigun~en für Lokalbahnen 3) • w 9'650 9'650 5'000 

Kapitel 29, Ordentliche Gebarung 
(Summe) 4.459'143 2.161'978 6.621'121 7,099'154 

Kapitel 29, Außerordentliche 
Gebarung (Summe). 1,096'000 1,096'000 732'000 

Kapitel 29 (Summe). 4,459'143 3,257'978 7,717'121 7,831'154 

1) Geldvoransdtlag siehe Anlage fi/10. Die in der Spalte 1958 eingestellten Zi1fern sind die im Geldvoransdtlag der österreidtischen Bundes-
bahnen, Anlage III/IO des Bundesfinanzgesetzes 1958, ausgewiesenen Bruttoausgaben. 

Z) Aufwandskredite (Gesetzlime Verpflidttungen). 
3) F/G , . . 9'000 

F .... 0'650 -- -
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..cl 
Bunclesvoranschlag 

0. 

I ., .. Einnahmen 1959 .... 1958 .... 0.0 
'5., 

~ ~ .. 
~ Millionen Schilling 

Eisenbahnen. 

(Gruppe XXlli.) 

29 Eisenbahnen: 

1 tlsterreichische B u n cl e s b ahn e n: 1) 

1 Betriebseinnahmen . 5.118'352 5.350'000 

I K apiteJ 29 (Summe) . 5.118'352 5,350'000 

1) Geldvoransdtla~ ';eh. Anlage rn/lo. Die in der Spalte 1958 ein~estellten Ziffern sind die im GeldvoransdtIag der österreichischen Bundes-
bahnen, Anlage rn/lO des Bundesfinanzgesetzes 1958, ausgewiesenen Bruttoemnahmen. 
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~ J, Bundesvoranschlag 1959 Bundes-
.r: ;:l OJ) ... vor-.g. :-::l \ Co.. I sachliche I anschlag ] !ih t Ausgaben 20.. persön- Summe 

öl ... ." ;:l liche 1958 0.. '" .. .0'" 

i:J 
... C ... OJ) '" '" ~ (:l; ::> 0 Millionen Schilling 

. XXIV. ERP-Gebarung • 
30 ERP-Gebarung: 

1 Ausgaben der ordentlichen 
Gebarung nach Maßgabe 

. der Freigaben: 

1 Förderungsausgaben (Verrechnungsan-
satz) . . . • . . . . . • F 1) 0'001 0'001 

Anlagen (Verrechnungsansatz) .• 
Aufwandskredite (Verrechnungansatz) • 

Ti t e"l 1 (Summe) . 0'001 0'001 

2 Aus gab end e rau ß e r 0 r den t-
. lichen Gebarung nach 

Maßgabe der Freigaben: 

1 Anlagen (Außerordentliche Gebarung, 
Verrechnungsansatz) . . . .'. . . . An ') 0'001 0'001 

2 Förderungsausgaben (Außerordentliche 
Gebarung, Verrechnungsansatz) . . . F ') 0'001 0'001 

3 Aufwandskredite (Außerordentliche Ge-
barung, Verrechnungsansatz) A W 0'001 0'001 

Ti tel 2, Außerordentliche 
Gebarung (Summe) . 0'003 0'003 

3 Gebarung nach Maßgabe d·er 
Rückflüsse von Darlehen 
aus Freigaben nach dem 
20. J uni 1952 : 

1 Abfuhren auf das Hilfskonto , A H 258'546 258'546 225'060 
2 Förderungsausgaben , , F 2) 1'000 1'000 2'920 
3 Sonstige Ausgaben A W 13'279 13'279 12'194 

Ti tel 3 (Summe) . 272'825 272'825 240'174 

4 ! Pro d uk ti v itä tsför der u n gs-
Hilfe: 

1 Gebarung nach Maßgabe der Freigaben: 

1 Förderungsausgaben (Außerordentliche 
Gebarung, Verrechnungsansatz) , . , F W 0'001 0'001 

Anlagen (Außerordentliche Gebarung, Ver-
rechnun ,ansatz) . 

Aufwandskredite {Außerordentliche Gebarung, Ver- ! , 

rechnungsansatz} • 
~ 

§ 1, Außerordentliche Gebarung 
(Summe) . 0'001 0'001 

i 
') Der Aufgabenbereich ist bedingt durch den jeweiligen Verwendungszweck der Freigaben (W . 
2) W. . . rooo Mill. S 

. . 0·001). 

S ... - MilI.S 
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.. 
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Po. 
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2 

3 

1 

2 

• Einnahmen 

XXIV. ERP-Gebarung, 
ERP~Ge barung: -

Freigaben zur Bedeckung von Ausgaben der ordent-
1 ich enG e bar u n g des B und e s (Verrechnungsansatz) " . 

F'r e i gab e n zur Be cl eck u n g von Aus g a h end e rau ß e r
o r den tl ich enG e bar u n g des B und e s (Außerordentliche Ge
barung, Verrechnungsansatz) 

Rückflüsse von Darlehen aus Freigaben nach dem 
20, Ju ni 1952 : 

Zinsen, , , , , , 

Kapitalsrückzahlung 

'. Ti tel 3 (Summe) , 

4 Produktivitätsförderungs-Hilfe: 

1 Freigaben aus der Produktivitätsförderungs-Hilfe (Außerordentliche Gebarung, 

115 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

Millionen Schilling 

0'001 

0'003 

77'503 73"130 

195'322 167'044 

272'825 240'174 

Verremnungsansatz) , 0'001 
1---------1----------11 
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30 4 

5 

6 

2 

1 
2 

1 

1 

2 

Ausgaben 

Gebarung nach Maßgabe der Rückfliisse 
von Darlehen: 

Abfuhren auf das Produktivitätsförde-

Bundesvoranschlag 1959 

persön- I (Sachliche I Summe 
liche 

Millionen Schilling 

Bundes
vor

anschlag 
1958 

rungs-Kreditkonto A H 21'595 21'595 16'039 

Sonstige Ausgaben A W 0'534 0'534 0'504 
1-------1-------1-------1--------11 

§ 2 (Summe) , 

T i tel 4, Ordentliche Gebarung 
(Summe) , 

Ti tel 4, Außerordentliche Gebarung 
(Summe) , 

Ti tel 4 (Summe) , 

Wie der auf bau der ö s t e r-
reichischen Wirtschaft 
n ach Maß gab e der R ü c k
flüsse von Darlehen aus 
F r e i gab e n vor dem 20, J uni 
1952: 

Förderungsausgaben , 
Aufwandskredite , , 
Anlagen (Verredmungsansatz) 

Ti tel 5 (Summe) , 

Gebarung nach Maßgabe der 
Rückflüsse aus Freigaben 
a n K red i tin s t i tut e: 3) 

Förderungsau$gaben (Verrechnungsansatz) 

Kapitel 30, Ordentliche Geba
rung (Summe), 

Kapitel 30, Außerordentliche 
Gebarung (Summe) , 

Kapitel 30 (Summe), 

Kapitel 1 bis 30 (Summe): 

Ordentliche Gebarung, 

" Außerordentliche Gebarung , 

Gesamtsumme, 

F ') 
A 2) 

~ , 
i 

F ! W 
1------

22'129 22'129 16'543 

22'129 

0'001 

22'130 

65'336 
31'428 

96'764 

0'001 

22'129 

0'001 

22'130 

65'336 
31'428 

96'764 

0'001 

16'543 

16'543 

66'952 
19'668 

86'620 

391'720 391'720 343'337 

0'004 0'004 

391'724 391'724 343'337 

14,623'85322,834'25137,458'10437,264'568 

2,968'670 2,968'670 1,707'160 

14,623'85325,802'92140,426'77438,971'728 
-------

') w, , . , . . , ,65'336 Mill. 5 
s ........ - Mill.S 

'} W. . . . . . . • 4'295 Mill. S 
H ....•... 27'133 Mill. S 

3} Osterrekhische Investitionskredit-A.G. und österreidJ.isdJ.e Kommunalkredit-A.G. Zur AufsdJ.ließung von InduStriegelände. 
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..r:: 
Bundesvoranschlag 

öl ~ Einnahmen 1959 I 1958 .~ öl ~ g. 
~ 

.... 
:.:i ~ Millionen Schilling 

30 4 2 Rückflüsse von Darlehen aus der Produktivitätsförderungs-Hilfe: 

1. Zinsen 3'971 2'909 
2, Kapitalsrückzahlung 18'158 13'634 

§ 2 (Summe) , 22'129 16'543 . 

Ti tel 4, Ordentliche Gebarung (Summe) . 22'129 16'543 
I 

Ti tel 4, Außerordentliche Gebarung (Summe) , 0'001 

Titel 4 (Summe). 22'130 16"543 

5 Rückflüsse von Darlehen aus Freigaben vor dem 
20, J uni 1952: 

1 Zinsen. 44'718 34'229 
2 Kapitalsrückzahlung 52'046 52'391 

Ti tel 5 (Summe) , 96'764 86'620 

6 Rückflüsse aus Darlehen an K red i tin s t i t'U t e : 1) . 

1 Zinsen (Verredtnungsansatz) . 0'001 

Kapitel 30, Ordentliche Gebarung (Summe) , 391'729 343'337 

Kapitel 30, Außerordentliche Gebarung 
(Summe) . 0'004 , 

Kapitel 30 (Summe) . 391'724 343'337 

Kapitel 1 bis 30 (Summe): 

Ordentliche Gebarung. . 36,467'050 36.278'319 

Außerordentliche Gebarung, 0'004 

Gesamtsumme . 36,467'054 36,278'319 

. 

, 
0 

1) Siehe Fußnote ') auf Seite 116. 
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Zusantmenzug. 

1959 

Bruttogliederung 
Ausgaben I Einnahmen I Oberschuß I Abgang des Bundesvoranschlages 

Millionen Schilling 

Hoheitsverwaltung (Kapitel I bis 26): 

Ordentliche Gebarung 26,238'583 26,610'267 371'684 

Außerordentliche Gebarung 1.466'061 1,466'061 -- ~ 

Hoheitsverwaltung (Summe) , 27,704'644 26,610'267 1,094'377 

Monopole (Kapitel 27): 

Ordentliche Gebarung 615'550 905'888 290'338 

Außerordentliche Gebarung 12'000 12'000 
, ----Monopole (Summe), 627'550 905'888 278'338 

Bundesbetriebe (Kapitel 28): 

Ordentliche Gebarung 
1 

, 3,591'130 3,440'823 150'307 

Außerordentliche Gebarung 394'605 394'605 

Bundesbetrieb~ (Summe), 3,985'735 3,440'823 544'912 
------

Eisenbahnen (Kapitel 29): 

Ordentliche Gebarung . 6,621'121 5,118'352 1,502'769 

-Außerordentliche Gebarung 1.096'000 1.096'000 

/ 

Eisenbahnen (Summe), 7,717'121 5,118'352 2.598'769 

- ERP-Gebarung (Kapitel 30): 

. Ordentliche Gebarung 391'720 391'720 

Außerordentliche Gebarung 0'004 0'004 

ERP-Gebarung (Summe), 391'724 391'724 
, , 

v---' 

Zusammen (Kapitell bis 30): 

Ordentliche' Gebarung -37.458'l04 36,467'050 991'054 

Außerorden diche Gebarung . 2,968'670 0'004 2,968'666 

Gesamtsumme, 40,426'774 36,467'054 3,959'720 
--------

0 
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Anlage 1 a. 

Bundesvoranschlag 1959,. Zusammenfassung der ordentlichen und außerordentlichen Gebarung. 
-----~~-- --

Ordentliche Gebarung Außerordentliche Gebarung Gesamt-

Bruttoausgaben 
abgang 

Bezeichnung Brutto- Abt·ng (-), . (-), 
... 

öl 
persönliche I I einnahmen ü ers<nuß Ausgaben Emnahmen -über-

0.. (+) 0.. ·ä sachliche Summe schuß (+) ;l .. .. 
<.!I t:<:i Millionen Schilling 

Hoheitsverwaltung : 
1 1 Bundespräsident und 'Präsidentschaftskanzlei . 2'118 2'036 4'154 0'010 - 4'144 · ........ · ........ - 4'144 
1I 2 Organe der Bundesgesetzgebung . , , , " ' 4'760 33'165 37'925 0'922 - 37'003 .. .. -....... · ........ - 37'003 
1I1 3 Gerichte des öffentlichen Rechtes • . . . • , 6'318 1'681 7'999 0'148 - 7'851 .. .. .. .. .. .. ....... - 7'851 
IV 3a Rechnungshof • . • . . • . • • . • • • 7'788 1'861 9'649 0'043 - 9'606 .......... · ......... - 9'606 
V 4 Staatsschuld , , . . • , . . • • . • • • ............ 1.671'817 1,671'817 137'683 - 1.534'134 .. .......... .. .. .. .. . .. - 1,534'134 
VI 5 Finanzau~gleich . , , , , . , , . • • . • ............ 460'600 460'600 140'500 - 320'100 .. ......... .. . .. .. . . - 320'100 
VII 6 Pensionen (Hoheitsverwaltung) . • . • . , 2.226'479 2'210 2,228'689 171'710 - 2.056'979 ........... · ......... - 2,056'979 
VIII ( 7 Bundeskanzleramt, . '_ . , , • • • • • • 47'619 33'581 81'200 4'712 - 76'488 ....... · ........ - 76'488 

\ 8 Außeres, , , .. , , . , , , ••• , , 76'665 48'035 124'700 2'867 - 121'833 · ..... · ......... - 121'833 
VIII a 9 Inneres . , , , . , , . . , • , , . • , 970'000 344'176 1,314'176 189'487 - 1.124'689 30'000 · ....... - 1,154'689 

IX 10 Justiz . . , . . . . . • • . • • • • • • 332-000 129'554 461-554 185'000 - 276.554 · ........ .. . .. .. . .. - 276'554 
/11 Bundesministerium für Unterricht 14'785 3'898 18'683 0'015 - 18'668 ......... .. . .. . .. .. - 18'668 

X 12 Unterricht • • . . • . , . , • • • • • • 2,159'193 343'715 2,502'908 153'237 - 2,349'671 81'230 - -2,430'901 
\13 

......... 
Kunst ...•..•..•.•••••• 40'221 84'052 124'273 27'483 - 96'790 -5'311 .......... - 102'101 

XII 15 Soziale Verwaltung . , . • . • • • • • • 198'442 4,184'554 4,382'996 1.420'686 - 2,962'310 18'000 · ........ - 2,980'310 
J16 Finanzverwaltung, • _ . , . • • -. • • • 593'057 287'282 880'339 460'256 - 420'083 .. . .. . .. .. · ......... - '420'083 

XIII \17 öffentliche Abgaben. • • . • • • • • • _ • ......... 21'906 21'906 18.203'600 +18,181'694 · ......... .. ....... +18.181'694 
18 Kassenverwaltung • . . . , • • • • • • • · ...... 5.422'206 5,422'206 4,656'788 - 765'418 408'671 · ....... - 1.174'089 

XIV 19 Land- und Forstwirtschaft • • • • • • • • 149'175- 512'964 662'139 165'858 - 496'281 91'000 · ...... - 587'281 
XV f20 Handel, Gewerbe, Industrie. , , • • • , , 139'110 108'695 247'805 290'839 + 43'034 · ..... · ..... + 43'034 

\21 Bauten . . . . . . ~ . . . . . . . . . 121'577 1.511'708 1,633'285 82'054 - 1,551'231 812'499 · ..... - 2,363'730 
XVII 23 Landesverteidigung . . • , , , • • • , , 445'418 1.566'222 2,011'640 31'614 - 1,980'026 - 1.980'026 • D •••• · ..... 
XVIII 24 Verkehr und Elektrizitätswirtschaft , , .. 87'024 64'976 152'000 5'327 - 146'673 19'350 - 166'023 · ..... 
XIX 25 Postsparkassenamt , , . , , . , . , , , • 91'982 182'958 274'940 279'428 + 4'488 · ..... + 4'488 · ..... 
XX 26 Staatsvertrag • . , • • . . , • • • • , , · ..... 1,501'000 1.501'000 . ..... - 1,501'000 · ..... - 1,501-000 · ..... 

Hoheitsverwaltung (Summe) • 7,713'731 18,524'852 26,238'583 26,610'267 + 371'684 1.466'061 · ..... - 1,094'377 
-~---

Monopole: 

27 { 
Titel 1: Tabak. . . . , , . • •• , : . · ..... ., ..... . . . . . . . ..... . ...... · ..... · ..... . ..... 

XXI » 2: Salz, , . , . , ...• , ••• 72'772 63'202 135'974 169'336 + 33'362 12'000 · ..... + 21'362 
» 3: Staatslotterien . . , , • • • , . . 5-758 261'763 267'521 303'797 + 36'276 · ..... · ..... + 36'276 
» 4: Branntwein . _. , .•••... 2'348 209'707 212'055 432'755 + 220'700 · ........ · ..... + 220'700 

Monopole (Summe) , 80'878 534'672 615'550 905'888 + 290'338 12'000 · ..... + 278'3381 
- --

-N 
o 
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Anlage I a. (Fortsetzung), 
-------- --

Ordentliche Gebarung 
-

Bruttoausgaben Brutto- Abgang (-), 

8- - Bezeichnung 
persönliche I I einnahmen Oberschuß 

a. ~ sachliche Summe (+) 

e 'a. .. 
Millionen Schilling (!) l:.:: 

Bundesbetriebe: 

r 
Titel 1: Post- und Telegraphenanstalt , , , 1,895'156 886'784 2,781'940 2,666'288 - 115'652 

" 3: Osterreichische Bundesforste ., 276'741 126'645 403'386 468'217 + 64'831 

28

1 
" 6: Staatsdruckerei , , , , , , , , , 51'966 38'757 90'723 90'996 + 0'273 

XXII " 7: Hauptmünzamt , , , , , , , , , 7'089 124'747 131'836 152'858 + 21'022 
" 8: Bundestheater , , , , , , , , , 137'686 40'528 178'214 57'110 - 121'104 

~ " 9: Bundesapotheken " , , , , , , 1'463 3'568 5'031 5'354 + 0'323 

Bundesbetriebe (Summe) , 2,370'101 1,221'029 3,591'130 3,440'823 - 150'307 

Eisenbahnen: 

2·1 
Titel 1: Osterreichische Bundesbahnen , , . 4,459'143 2,152'215 6,611'358 5,118'352 - 1.493'006 

XXIII " 2: Südbahn """','" .. .. .. .. .. . 0'113 0'113 .. .. .. " ... - 0'113 

" 3: Begünstigungen für Lokalbahnen, , .. .. .. .. .. . 9'650 9'650 .. .. .. .. .. .. - 9'650 

Eisenbahnen (Summe) , 4,459'143 2,161'978 6,621'121 5,118'352 - 1,502'769 

XXIV 30 ERP-Gebarung , , , , . , , , , , , .. .. .. .. .. .. 391'720 391'720 391'720 .. .. .. .. .. .. 

Kapitell bis 30 (Summe) , 1) 14,623'853 22,834'251 37,458'104 .36,467'050 - 991'054 

-

" 
') Hievon Pensionsaufwand 4,846'677 Millionen Schilling. 

----

Außerordentliche Gebarung 

Ausgaben Einnahmen 

321'600 " ......... 
38'005 ........... 

.. .. .. .. .. . ........... 
.. .. .. .. .. . ........... 

35'000 ........... 
........... ~. .. .. .. .. . 

394'605 ........... 

1,096'000 ............ 

.. .. .. .. .. . ............ 
-:- .. .. .. .. . ........... 

1,096'000 ............ 

0'004 0'004 

2,968'670 0'004 

~ 

Gesamt-
abgang 
(-), 

-über-
schuß (+) 

- 437'252 
+ 26'826 
+ 0'273 
+ 21'022 
- 156'104 
+ 0'323 

- 544'912 

- 2,589'006 

- 0'113 

- 9'650 

- 2,598'769 

............ 

- 3,959'720 

.... 
N 
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Anlage Ib. 

Bundesvoranschlag 1959, Zusammenfassung der ordentlichen und außerordentlichen Gebarung. 
-N 
N 

Unterschiede gegenüber den Krediten des Bundesvoranschlages 1958. 

Ordentliche Gebarung Außer- '> Gesamtgebarung 

I Brutto- I I überschuß 

ordentliche 

. . Abga~g I überschuß ~' ] Bezeichnung 
Bruttoausgaben Gebarung 

persönliche I sachliche I Summe I einnahmen 
Abgang 

Ausgaben ;:I 0. 

~ '" ~ Millionen Schilling 

Hoheitsverwaltung: 
I 1 Bundespräsident und Präsidentschaftskanzlei • - 0'459 + 0'802 + 0'343 .. .. .. .. .. + 0'343 .......... .. .. .. .. . ' + 0'343 ........ 
TI 2 Organe der Bundesgesetzgebung ••. , . + 0'227 + 2'467 + 2'694 + 0'022 + 2'672 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. + 2'672 .......... 
ill 3 Gerichte des öffentlichen Rechtes • • , . . 0'685 + 1'183 + 0'498 + 0'050 + 0'448 .. .. .. .. .. ............ + 0'448 · ...... 
IV 3a Rechnungshof ••••••••••... - 0'177 + 0'398 + 0'221 + 0'033 + 0'188 .. .. .. . .. .. . .. . .. + 0'188 ........ 
V 4 Staatsschuld • • • • • • • • • • • . . . .. . .. . . + 442'559 + 442'559 - 24'488 + 467'047 .. ........ .. .. .. .. .. + 467'047 · ...... 
VI 5 Finanzausgleich.. • . • • • . • • • . . . .. .. . .. .. + 291'300 + 291'300 + 139'750 + 151'550 .. ........ .. .. .. .. .. + 151'550 ......... 
VTI 6 Pensionen (Hoheitsverwaltung) • • • • • • + 5'987 0'111 + 5'876 + 5'201 + 0'675 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. + 0'675 ......... 
VIII { ~ Bundeskanzleramt •••••••.••• - 4'895 + 5'419 + 0'524 - . 0'235 + 0'759 ....... .. .. . .. .. + 0'759 · ....... 

Kußeres •••••....••••••• - 0'647 - 2'252 - 2'899 + 0'464 - 3'363 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. - 3'363 .......... 
Villa 9 Inneres • • . • • • . . • . • • •••• + 12'910 - 56'694 - 43'784 - 13'373 - 30'411 .. .. .. ~'.. .. + 30'000 - 0'411 .......... 

IX 10 Justiz . . • . . . . . . . • • • • • •• + 16'750 - 6'863 + 9'887 + 8'000 + 1'887 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. + 1'887 .......... 

{1l Bundesministerium für Unterricht •••• + 0'659 - 0'183 + 0'476 - 0'048 + 0'524 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. + 0'524 .......... 
X' 12 Unterricht. • • • • . . • • . • • • • • + 83'391 - 25'373 + 58'018 + 9'540 + 48'478 .. .. .. .. .. + 81'230 + 129'708 .......... 

13 Kunst .••.••••••••••.•. 1'942 + 5'483 + 3'541 + 0'923 + 2'618 .. .. .. .. .. + 5'311 + 7'929 .. ........ 
xn 15 Soziale Verwaltung • . • • • • • • . . , + 8'603 + 144'774 + 153'377 + 14'097 + 139'280 .. .. .. .. .. + 18'000 + 157'280 .......... 

r6 Finanzverwaltung. • . . • • • • . . . , + 26'385 + 21'742 + 48'127 + 72'791 - 24'664 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. - 24'664 .......... 
Xill 17 öffentliche Abgaben ••••••..... .. .. .. .. .. + 1'026 + 1'026 - 666'400 .. ........ - 667'426 .......... .. .. . .. .. - 667'426 

18 Kassenverwaltung • . . • • • • • . . • . .. .. .. .. .. + 123'294 + 123'294 + 571'448 -448'154, .. ........ + 408'671 - 39'483 .......... 
XIV 19 Land- und Forstwirtschaft • . • • . . . . - 5'039 - 126'233 - 131'272 + 9'228 - 140'500 .. .. .. .. .. + 91'000 - 49'500 ......... 
XV 120 Handel, Gewerbe, Industrie . . . . . . . + 1'459 - 26'396 - 24'937 + ·43'856 · .... + 68'793 · ... ..... + 68'793 

\21 Bauten . . . . . . . . . . . . . . . . - 0'772 - 194'992 - 195'764 + 0'394 - 196'158 · .... + 210'399 + 14'241 · .... 
XVII 23 Landesverteidigung , • . • • . • . • • • + 9'152 + 2'488 + 11'640 + 30'258 - 18'618 · .... · .... - 18'618 · .... 
XVITI 24 Verkehr und Elektrizitätswirtschaft . . • . 0'028 - 11'597 - 11'625 + 1'841 - 13'466 · .... - 2'150 - 15'616 · .... 
XIX 25 Postsparkassenamt . • • • • • • • • • . . - 3'961 + 25'412 + 21'451 + 25'873 · .... + 4'422 · .... ..... + 4'422 
XX 26 Staatsvertrag. . . • . • . • • • . . . . . . . . . - 104'500 - 104'500 . .... - 104,'500 · .... · .... - 104'500 · .... '-- . '---~ ..-

Hoheitsverwaltung (Summe Kapitel' 1 bis 26) + 146'918 + 513'153 + 660'071 + 229'225 · .... ~ 430'846 + 842'461 + 1.273'307 · .... 
--- ------
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Anlage I b (Fortsetzung).' 

Ordentliche Gebarung 

Gruppe 
Bezeichnung 

Bruttoausgaben I Brutto- I Kapitel persönliche I sadiliche I Summe einnahmen 

Monopole: 
Titel 1: Tabak • • .', • • • , · .... . .... . . . . . · .... ={ " 2: Salz .•. " •••• - 2'751 - 10'563 - 13'314 - 0'797 

27 " 3: Stllatslotterien , • . • • + 0'333 + 16'415 + 16'748 + 18'634 
" 4: Branntwein • • . . . • - 0'284 + 33'637 + 33'353 + 52'968 

Monopole (Summe) , - 2'702 + 39'489 + 36'787 + 70'805 

Bundesbetriebe: 
Titel 1: Post- u, Telegraphenanst, , · .... - 79'880 - 79'880 + 66'288 

" 3: Osterr, Bundesforste . • • - 0'477 + 18'238 + 17'761 - 2'031 

=1 " 6: Staatsdruckerei •••• - 1'890 + 2'973 + 1'083 + 2'404 
28 " 7: Hauptmünzamt . • . . + 0'057 - 11'387 - 11'330 - 0'250 

" 8: Bundestheater • . . • . - 10'070 + 8'169 - 1'901 + 4'793 
" 9: Bundesapotheken '" - 0'095 + 0'690 + 0'595 + 0'762 

Bundesbetriebe (Summe) • - 12'475 - 61'197 - 73'672 + 71'966 

Eisenbahnen: 

XXlll{ 
Titel 1: Osterr, Bundesbahnen • , - 39'445 - 443'234 - 482'679 - 231'648 

, 29 " 2: Südbahn . . . . . • . · .... - 0'004 - 0'004 · .... 
" 3: Begünstigungen für Lokal-

bahnen •••••• ' .. · .... + 4'650 + 4'650 · .... 
Eisenbahnen (Summe) . - 39'445 - 438'588 - 478'033 - 231'648 

XXIV ERP-Gebarung + + 48'383 + 48'383 ' 30 . . . . . . · .... 48'383 

-
Kapitel 1 bis 30 (Summe). + 92'296 + 101'240 + 193'536 + 188'731 

Außerordentliche Gebarung 

Abgang I überschuß Ausgaben I Einnahm~n 
Millionen ,Schilling 

· .... · .... · .... · .... · .... + 12'517 + 12'000 · .... 
· .... + 1'886 · .... · .... · .... + 19'615 · .... .. . . . . 
· ..... + 34'OÜ:i + 12'000 · .... 

- 146'168 · .... + 27'600 · .... 
· .... - 19'792 + 5'445 · .... 
· .... + 1'321 · .... • 0 •••• 

· .... + 11'080 · .... · .... 
- 6'694 · .... + 10'000 · .... · .... + 0'167 · .... · .... 
--..- -- 145'638 · .... + 43'045 · .... 

- 251'031 · .... + 364'000 · .... 
- 0'004 · .... · .... · .... 
+ 4'650 · .... · .... · .... 
- 246'385 · .... + 364'000 · .... 

· .... · .... + 0'004 + 0'004 

+ 4'805 · .... +1.261'510 + 0'004 

-

Gesamtgebarung 

Abgang I, überschuß 

," 

· .... · .... · .... + 0'517 
· .... + 1'886 
· .... + 19'615 

· .... + 22'018 

- 118'568 · .... · .... - 25'237 
· .... + 1'321 
· .... + 11'080 

+ 3'306 · .... · .... + 0'lß7 
--v--
- 102'593 · .... 

+ 112'969 · .... 
- 0'004 · .... 
+ 4'650 · .... 
+ 117'615 · .... 

0 

· .... · .... 

+1.266'311 · .... 

.... 
N ..., 

520 der B
eilagen V

III. G
P - R

egierungsvorlage (gescanntes O
riginal)

126 von 614

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



i\nlage 1 c 

Aufgliederung der Kredite des Sachaufwandes (Ordentliche und außerordentliche Gebarung) im Bundes
voranschlag 1959 nach einzelnen Gebarungsgruppen. 

Anlagen Förderungsausgaben Aufwandskredite -
Sachaufwandskredite der 

Verwaltungs-
Gesetzliche I E Gesetzliche Gesenliche I E . Sllmme aufwand V rmessens- Ver- Ermessens- V rmessens-., ordentlichen Gebarung . er- - kredite 

pflichtungen kredite f1" ch er-I kredite ... pfllChtungen p 1 tungen 'p, 
'" Millionen Schilling ~ 

Hoheitsverwaltung : 
,. 

1 Bundespräsident und Präsidentschaftskanzlei . . 0'911 ........... .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. '" .. 0'565 0'560· 2'036 
2 Organe der Bundesgesetzgebung , , , , , , , 3'202 ............ 1'825 .. .. .. .. .. .. .. .......... 27'508 0'630 33'165 
3 Gerichte des öffentlimen Rechtes, . . " , . 0'628 ............ .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .......... 1'053 .. .......... 1'681 
3a Rechnungshof , , , , , , , , , . , , , , , 1'629 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0'232 ........ ;. .. 1'861 
4 Staatsschuld , , , , , , , , , , , , , , , . 5'400 ............ .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 1,666'417 .. .......... 1,671'817 
5 Finanzausgleich , , . , , , , , , , , , ,., ............ .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 460'600 .. .......... 460'600 
6 Pensionen (Hoheitsverwaltung) , , , , , , , . .. .. .. .. .. .. · .- ........ .. . .. .. .. . .. ........ 2'210 .. .. .. .. .. .. .. .......... 2'210 
7 Bundeskanzleramt , , . , , , , • ,. , . , , 15'042 ............ 0'201 .. .......... 0'912 8'675 8'751 33'581 
8 Außeres .................................. 27'263 .. .......... 4'516 .. .......... 0'383 15'808. 0'065 48'035 
9 Inneres, . , . , , . , , , , , . , , , , , 200'990 ............ 3'774 .. .......... 8'452 4'489 126'471 344'176 

10 Justiz .................................... 66'801 .. .......... 0'587 .. ......... 0'445 22'833 38'888 129'554 
11 Bundesministerium für Unterricht .. .. .. .. .. .. 1'902 ............ .. .. .. .. .. .. .. .. , ...... 1'996 .. ........ . .. . . . . 3'898 
12 Unterricht ..................... 85'200 · ........ 3'566 · ...... 75'089 97'565 82'295 343'715 
13 -Kunst . . .. .. .. . . . . .. . .. .. . . .. . . 9'038· ........ 0'390 .. ........ 55'122 9'827 9'645 84'052 
]5 Soziale Verwaltung, , , , , , , , , , , , , 29'258 .......... 3'220 40'006 243'953 3,835'593 32'524 4,]84'554 
16 Finanzverwaltung , , . , , , , , . . , , , 152'749 ............ .. . .. .. . .. .. .. .. " " .. 0'037 0'280 134'216 287'282 
]7 Offentliche Abgaben . , , , , , , , , , , , 2'646 "," ...... .......... " .... " . 

, , 648'795' 
19'260 " ......... 21'906 

18 .Kas~enverwaltung , , , , , , , , , , , , , 28'409 ........ 60'001 910'100 3,749'742 25'159 5,422'206 
19 Land- und Forstwirtschaft. , , , , . , , , , 30'960 ............ 29'900 · ........ 348'080 23'653 80'371 512'964 
20 Handel, Gewerbe, Industrie, , , , . , , , , 18'297 .... " .... 4'223 .. .......... 54'673 5'969 25'533 108'695 
21 Bauten, , , , , , , , , . . , , , . , , , 17'306 4'260 959'353 0'560 138'082 53'927 338'220 1,511'708 
23 Landesverteidigung , , , , , , , , , , ,.. , 112'188 ............ 344'774 " " ....... 0'100 101'401 1.007'759 1.566'222 
24 Verkehr und Elektrizitätswirtschaft , , . , , , 11'801 ........... 31'390 · ... " ... 8'922 0'469 12'394 64'976 
25 Postsparkaisenamt ......................... 37'903 0'132 0'481 .. .......... 0'613 143'558 0'271 182'958 
26 Staatsvertrag ............................ 5'500 .. .......... .. .. .. . . .. .. .. . . " .. .. .. " " .... 1.405'000 90'500 1,501'000 

Hoheitsverwaltung (Summe Kapitel 1 bis 26) , 865'053 "·'392 1,448'201 950'666 1.587'864 11.654'424 2,014'252 18,524'852 I 

I 

Monopole: I 

I 

27 { 
Titel 2: Salz ..................... 0'499 .. ......... 1'833 · .......... 1'910 10'550 48'410 63'202 

" 
3: Staatslotterien . .. .. . .. .. . .. . . . ......... · ........ 1'065 · ......... 0'039 202'201 58'458 261'763 

" 
4: Branntwein , , , , • . , , . , . , ...... " . .. .. .. " .... 0'351 · ......... 0'027 23'390 185'939 209'707 

, Monopole (Summe Kapitel 27) . 0'499 ............ 3'249 .. ... "." . 1'976 236'141 I 292'807 534'672 

N 
..j>. 
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Anlage Ie (Fortsetzung). 

Sachaufwandskredite der 
Verwaltungs-

aufwand 
v ordentlichen Gebarung 
.~ g.. 
::.:: 

I Titel 1: Post- und Telegraphenanstalt • . • • . · ..... 

2. 1 
.. 3: Osterreichische Bundesforste , . . . . 1'534 .. 6: Staatsdruckerei . , . , . , , . • , , · ... ' .. .. 7: Hauptmünzamt '. , ... , , , .. · ..... 
" 8: Bundestheater . . . , . . , . , . . 0'987 .. 9: Bundesapotheken . . . . , , . . . , · ...... 

Bundesbetriebe (S~mme Kapitel 28) . 2'521 

29 { Titel 1: Osterreichische Bundesbahnen . . . . · ..... .. 2 und 3: übrige Gebarung . ..... · ..... 
Eisenbahnen (Summe Kapitel 29) . · ..... 

30 ERP-Gebarung ....... , .... · ..... 
Ordentliche Gebarung (Summe). 

868'073 

Sachaufwandskredite (Ao. Gebarung) 
9 Inneres. , • • • . . . . . , , . . , • • , · ..... 

12 Unterricht . . . . . . . . . . . . . . . . · ..... 
13 Kunst •••••••••••••• 0"' •• · ..... 
15 Soziale Verwaltung, , , , , , • , , . , . , .. . .. .. .. . 
18 Kassenverwaltung .. .. .. .. .. . . . .. .. .. .. . .......... 
19 Land- und Forstwirtschaft. • , . . -. . . . . .. . .. . .. .. 
21 Bauten, , , .... , , . , .. , .. , , .. .. .. .. .. .. 
24 Verkehr und Elektrizitätswirtschaft . . . , . , .. .. . .. .. .. 

Hoheitsverwaltung (Summe) . .. .. . . .. . 
27 Titel 2: Salz (Monopol) .. .. .. . .. .. . . .. .. .. . .. . .. . 

28 { 
Titel 1: Post- und Telegraphenanstalt , , , • . .. .. .. . .. . 

" 3: Osterreichische Bundesforste , , • . • .. .. .. .. . .. 

" 
8: Bundestheater . , . . . , • . , , . .. .. .. .. .. . 

Bundesbetriebe (Summe) , .. .. .. .. " .. 

29 Eisenbahnen. , , , , . , •. , • , , · ........ 
30 ERP-Gebarung ... , , .. " • , , .. .. .. .. .. .. 

Außerordentliche Gebarung (Summe) .- .. . .. . . .. 

Anlagen Förderungsausgaben Aufwandskredite 

Gesetzliche Gesetzliche I Gesetzliche I Ermessens- V Ermessens- V Ermessens-Ver- kredite er- k d' 
pflichtungen 

. er- kredite pflichtungen re lte pflichtungen i 

Millionen Schilling 

· ..... . 81'801 · ..... 31'541 355'855 417'587 
· ..... 1'000 · ..... 1'458 53'763 68'890 
· ..... 3'580 · ..... 0'409 4'850 29'918 
.. . . . . . 0'481 · ..... 0'056 0'180 124'030 
....... 5'850 · ..... 1'341 0'100 32'250 
· ..... 0'013 · ..... 0'013 0'499 3'043 

· ..... 92'725 · ..... 34:818 415'247 675'718 

· ...... 330'150 · ..... 81'538 410'231 1.330'296 
· ..... · ..... 9'000 0'650 0'113 · ..... 
· ..... 330'150 9'000 82'188 410'344 1.330'296 

· ..... · ..... · ..... 66'338 · ..... 325'382 

4'392 1~874'325 959'666 1.773'184 12.716'156 4.638'455 

1.878'717 
- ' """ - ' -v-

2.732'850 17.354'611 

· ..... 20'000 · ..... 10'000 · ..... · ..... 
· ..... 81'230 · ..... . ..... · ..... · ..... · ...... 5'311 · ..... . ..... · ...... · ........ 
.. . . . . . .. .. .. .. . .. · ....... 18'000 .. .......... .. ........ 

11'001 58'668 235'400 100'002 .. .......... 3'600 
· ........ · .......... ........... 56'000 .. .......... 35'000 
.. .. . .. .. . 786'499 · .. ~ .. .. .. 26'000 · .......... .. .. .. .. .. .. 
........... 10'350 9'000 .. .......... .. .. .. .. .. . .. .. .. .. .. .. 

11'001 962'058 244'400 210'002 ........... 38'600 

.. . . .. .. .. 12'000 · ........ .. . . .. . . · .......... .. .. .. .. .. .. 

.. .. .. .. .. .. 321'600 .. .. .. . .. .. ........... .. ..... " . .. " .. " " .. 

............ 38'005 · .......... .. .......... · ....... " · .......... 

.. .. .. .. .. .. 3i)'000 .. .......... .. .......... .. ......... · ........ 

.. .. .. .. .. . 394'605 .. .. .. .. . .. .. .. .. . .. .. · ......... .. ......... 
.. .. .. . . . 1.096'000 .. .. ~ .. .. . .. .. . .. .. .. .. ,. .. .. .. . .. ......... 
· ......... 0'001 · .......... . 0'002 .. .......... 0'001 

11'001 2.464'664 244'400 210'004 · ......... 38'601 
---- ------ -_. __ .. _--~ ------

Summe 

886'784 
126'645 

38'757 
124'747 

40'528 
3'568 

1.221'029 

2.152'215 I 

9'763 . 

2. 161"\l7. 

391'720 

22.834'251 

30'000 
81'230 

5'311 
18'000 

408'671 
91'000 

812'499 
19'350 

1.466'061 

12'000 

321'600 
38'005 
35'000 

394'605 

1.096'000 
0'004 

2.968'670 ..... 
N 
U1 
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Anlage Id 

Aufgliederung der Kredite des Personalaufwandes (Ordentliche Gebarung) 
im Bundesvoranschlag 1959 nach einzelnen Gebarungsgruppen. 

Aufwands-

11 
Verwaltungs- kredite (Ge- Summe 

Personalaufwandskredite der ordentlichen Gebarung aufwand setz1iche Ver-
.~ pflidttungen) 
~ 

Mil1ionen Schilling 

Hoheitsverwaltung: 

6 Pensionen (Hoheitsverwaltung) . 2.226"479 2.226'479 
9 Inneres 968'480 1'520 970'000 
12 Unterridtt , 2.152'664 6'529 2,159'193 
23 Landesverteidigung 439'893 5'525 445'418 
25 Postsparkassenamt - 46'347 45~635 91'982 

übrige Kapitel , 1,820'659 1,820'659 

Hoheitsverwaltung (Summe Kapitel 1 bis 26) , 5.428'043 2,285'688 7,713'731 

Monopole: 

27 I Titel 2: Salz , 1'974 70'798 72'772 

" 3: Staatslotterien . , 5'758 5'758 

" 4: Branntwein 2'348 2'348 

Monopole (Summe Kapitel 27) , 1'974 78'904 80'878 

Bundesbetriebe : 

~l 
Titel 1: Post- und Telegraphenanstalt , 1,895'156 1,895'156 

" 
3: tlsterreichisdte Bundesforste 9'316 .267'425 276'741 

" 6: Staatsdru<kerei . 51'966 51'966 

" 
7: Hauptmünzamt . 7'089 7'089 

" 
8: Bundestheater 3'106 134'580 137'686 

t " 
9: Bundesapotheken , . 1'463 1'463 

Bundesbetriebe (Summe Kapitel 28) , 12'422 2.357'679 2,370'101 

29 Eisenbahnen 4,459'143 4.459'143 

30 ERP-Gebarung , " 

Ordentliche Gebarung (Summe) , 5.442'439 9.181'414 14,623'853 

, , 
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Anlage Ie 

Aufgliederung der Ausgaben-Kredite des Bundesvoranschlages 1959 
(Ordentliche und außerordentliche Gebarung) nach einzelnen Auf~ 

gaben bereichen. 

Aufgabenbereiche 1) 

Erziehung U'lWOhlfahrt (S) !Wirtschaft(W)/ übrige Ge-I Summe 
Kultur (K) barung (H) Gebarungsgruppe 

1 Millionen Schilling 

PersonaIaufwand: 

Verwaltungsaufwand 

Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen) 

Sachaufwand: 

Verwaltungsaufwand 

Anlagen: Gesetzliche Verpflichtungen 

Ermessenskredite 

Förderungsausgaben : Gesetzliche Verpflichtungen 

Ermessenskredite 

Aufwandskredite : gesetzlime Verpflichtungen 

Ermessenskredite , 

Kapitel 1 bis 30 (Summe), 

1) Siehe Fußnote 1) auf Seite 3, 
') Hievon außerordentlidle Gebarung: 

2,271'314 

139'351 

106'184 

2) 351'548 

119'790 

263'968 

188'692 

3,440'847 

Erziehung und 
Kultur (K) 

210'151 274'839 

1'758 6.812'306 

25'713 74'877 
2) 15'393 

2) 21'138 2) 3,383'189 

931'556 2) 272'510 
2) 593'904 2) 1,197'785 

6,509'669 1.152'847 

149'465 2) 2,642'791 

3) 8.443'354 4)15,826'537 

Wohlfahrt Wirtsdlaft 
(S) (W) 

übrige Ge-
barung (H) 

Millionen Sdlilling 
Anlagen (Gesetzlidle Verpflidltungen) ... , , . - - 11'001 
Anlagen (Ermessenskredite) ... , , , .. , . . 341'581 4'960 2.063'841 

-
Förderungsausgaben (Gesetzliche Verpflichtungen) , - - 244'400 

54'282 
-
-

2,686'135 

2.227'999 

661'299 

2) 583'114 

71'709 

4,789'672 

1,696'108 

5)12,716'036 

Summe 

11'001 
2.464'664 

244'400 
210'004 Förderungsausgaben (Ermes,en,kredite), , , , , , - 46'000 164'004 

Aufwandskredite (Ermessenskredite) . , ... ..:. . ...:.:......-...,,...,-.,....,..,,.,-_-.,.-,..,..,..,.....-..,,..,.3;;;;5~·OO;:,I;...._-==.;;:;.::........,...,,;;;..;~ 
Zusamme~n~, __ ~3~4~I'~58~1 ____ ~50~·9~6~0-=2.~51~8~·2~47~ __ ~~~~~~ 

3'600 38'601 
57'882 2.968'670 

') Hievon: Gh 
. SW 

Wb 

Mill. S 
') Hievon: Tr 

Lf 

MiIL S 
') Hievon: Lv . , . 

St 
Hv, , , 

5,442'439 

9,181'414 

868'073 
2) 15'393 

2) 4,338'989 

2) 1,204'066 

2) 1,983'188 

12,716'156 

2) 4,677'056 

2)40,426'774 

Mill. S 

ID .. ...:.... --:....:....:~ 
Vg. ,_. __ _ .... 

. ... 

Bundesfinanzgeset~ 1959 9 
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An'lage If. 

Zusammenfassung der außerordentlichen Gebarung. 

Cl) 

Bundesvoranschlag t:: 
...<:: :;! 
0.. ~ I <l .. 

Ausgaben ... t: 1959 1958 ·ä 
~ 

Cl) 
~ e .. .. t:: 

~ ,:l.. ~ Millionen Schilling 

I 
9 Inneres: 

12 Außerordentliche Gebarung: 
1 Bundesministerium für Inneres 0'760 . 
2 Flugpolizei, überwachung der Fl~g~lä~z~ ~nd Ka;as;r~phe~di~n~t : 1'329 
3 Bundespolizei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4'611 
4 Bundesgendarmerie . 8'300 
5 Betreuung der Umsiedler, Heimatvertriebenen und Altflüchtlinge . 10'000 
6 Zivilschutz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5'000 

Kapitel 9 (Summe) . 30'000 

12 Unterricht: 

7 Außerordentliche Gebarung: 
1 Hochschulen ...... 35'700 
2 Wissenschaftliche Anstalten 2'400 . 
3 Mittelschulen ...... 18'720 
4 Bundeserziehungsanstalten , . · 1'900 
5 Kaufmännisches Bildungswesen · 1'600 
6 Gewerbliches Bildungswesen . . . . · 12'400 
7 Lehrerbildung '" . . . . , . 2'900 
8 Bünden- und Taubstummenanstalten 0'300 
9 Volksbildungswesen 0'200 

10 Jugendförderung ,. 0'150 
11 Sportförderung . . 4'960 

Kapitel 12 (Summe) . 81'230 

13 Kunst: 
13' Außerordentliche Gebarung: 

1 Bildende Künste . . . . . . . 0'600 
2 Musik und darstellende Kunst. 0'270 
3 Musealwesen ...... 2'580 
4 Denkmalpflege . . . . .' 1'386 
5 Film- und Lichtbildwesen . .. 0'015 
6 Kulturelle Auslandsbeziehungen 0'460 

Kapitel 13 (Summe) . 5'311 

15 Soziale Verwaltung: 
5 Wohnungsfürsorge : 

la Beitrag zum Bundes-W ohn- und Siedlungsfonds 18'000 

\ 

., , 
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18 

19 

21 

1 

·3 

3b 

7 

22b 

23 

10 

7 

1 

2 

2 

1 

1a 

2 

1 

2 

1 
2 

3 

4 

5 
5a 
6 
7 

Ausgaben 

Kassenverwaltung : 
Kapitalsbeteiligung des Bundes: 
Verstaatlichte Unternehmungen: 

1 Kapitalsbeteiligungen (Gesetzliche Verpflichtungen) (Verrechnungsansatz) 

Erwerbung von Anteilsrechten von sonstigen Unternehmungen: 
1 Gesetzliche Verpflichtungen 
2 Sonstige Anlagen 

Bundesdarlehen : 
Bundesdarlehen an Unternehmungen, an denen der Bund beteiligt ist: 

1 Elektrizitätsunternehnungen, 

Gebarung aus den Krediten der Export-Import-Bank zur Förderung 
der wirtschaftlichen Entwic.1dung Osterreichs : 

Förderungsausgaben : 
2 2, Programm (Verrechnungsansatz) 
3 3, Programm (Verrechnungsansatz) 

1 

2 

3 

Unbewegliches Bundeseigentum : 
Erwerb 
Förderung der unterentwickelten Gebiete , 

Verschiedene Ausgaben: 
Außerordentliche Gebarung 

Land- und Forstwirtschaft: 
Außerordentliche Gebarung: 

Kapitel 18 (Summe). 

Maßnahmen im gesamtvolkswirts~aftlichen Interesse: 
Schutz- und Regulierungsbauten an Flüssen und Bächen auf Grund des 

Wasserbautenförderungsgesetzes , 
Schutz- und Regulierungsbauten an den Bundesflüssen auf Grund des 

Wasserbautenförderungsgesetzes , 
Wildbach- und Lawinenverbauung . 
Zinsenzuschüsse 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 

. Millionen Schilling 

0'001 

11'000 
29'388 

235'400 

0'001 
0'001 

29'280 
100'000 

3'600 

408'671 

129 

1--------1-------11 

40'000 

35'000 
5'000 

11'000 

91'000 Kapitel 19 (Summe). 
1--------1----------11 

1 
2 
3 

1 
2 

Bauten: 
Bauliche Investitionen: 
Ausbau der Autobahn 
Festspielhaus Salzburg 

Bundeshochbau (Neu-, Zu-, Auf- und grundlegende Umbauten): 
Unterrichtsanstalten und sonstige Kulturbauten • 
Universitätsinstitute Wien ...., . . . 
Sonstige Bauten (Verrechnungsansatz) 

Große Instandsetzungsvorhaben einschließlich restlicher Wiederaufbau 
der Bundesgebäudeverwaltung I: . 

Unterrichtsanstalten und sonstige Kulturbauten 
Sonstige Gebäude (Verrechnungsansatz) . . . , . . . . . • • . 
Neu-, Zu-, Auf-und Umbauten der Bundesgebäudeverwaltung II 
Wohnhauswiederaufbau .. , .. , . , ......... . 
Wasserbau ..• , .....•• 
Gruppenwasserversorgung Burgenland 

550'000 
60'000 

100'000 
25'000 

0'001 

40'000 
0'001 
5'000 

18'000 
6'497 
8'000 

550'000 
40'000 

12'100 

Kapitel 21 (Summe). 1 ___ 8_12_'4_99_' _1_---.:6...:..02~·1:..:0_0_11 
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!>/) BundesvoransdUag = ,.J:i ~ 
0. r::1 

I Q) ~ 
... 

.~ Ol 
!>/) ti Ausgaben 1959 1958 

fii' ~ 
~ ;3 I:<:l ~ Millionen Schilling 

I 

24 Verkehr und Elektrizitätswirtschaft: 
2 Schiffahrt: 

3 Länden- und Hafeneinrichtungen, Bundesanteil für die Ausrüstung 
der Häfen Linz, Krems und Wien sowie sonstige Hafenverbesserungen 

10'000 im Schiffahrtsinteresse . • . • • . . . 9'000 
4 Donauschiffe 10'350 11'500 

Kapitel 24 (Summe). 19'350 21'500 

27 Monopole: 
2 1 Salz . . 12'000 

28 Bundesbetriebe: 
1 2 Post- und Telegraphenanstalt 321'600 294'000 
3 2 Osterreichische Bundesforste 38'005 32'560 
8 2 Bundestheater 35'000 25'000 

Kapitel 28 (Summe). 394'605 351'560 

29 Eisenbahnen: 
1 Osterreichische Bundesbahnen : 

2 Außerordentliche Gebarung: 
1 Elektrifizierung . . . .' 250'000 380'000 
2 Sonstige Investitionen 846'000 352'000 

Bau der Jauntalbahn • , 

Kapitel 29 (Summe). 1,096'000 732'000 

30 ERP-Gebarung: 
2 Ausgaben der außerordentlichen Gebarung na~ Maßgabe der Freigaben: 

1 Anlagen (Verrechnungsansatz) . . . . . . 0'001 
2 Förderungsausgaben (Verrechnungsansatz) . , 0'001 
3 Aufwandskredite (Verredmungsansatz) . 0'001 

4 Produkcivitätsförderungs-Hilfe: 
1 Gebarung nach Maßgabe der Freigaben: 

1 Förderungsausgaben (Verrechnungsansatz) . . 0'001 
Anlagen (Verrechnungsansatz) , . . . 
Aufwandskredite (Verrechnungsansatz) • , 

Kapitel 30 (Summe) . 0'004 

Außerordentliche Gebarung (Summe) . 2.968'670 1.707'160 
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Anlagen II und m 

Geldvoranschläge der "Monopole" 

und der "Bundesbetriebe" 

(einschließlich "österreichische Bundesbahnen "). 
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Anlage 11/2 

zu Kapitel 27 Titel 2 Geldvoranschlag 

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-

samlime I vor-

Ausgaben persön-
I Summe anschlag 

lime 1958 

Millionen Smilling 
I I 

A. Betriebsausgaben. 

I, GeneraIdire ktion, 
1. Personalaufwand: 1) 

a) Aktivitätsaufwand 1'974 1'974 2'136 

2, Samaufwand: 

a) Verwaltungsaufwand , 0'499 0'499 0'765 
b) Förderungsausgaben 2) • . . , . , 0'022 0'022 0'035, 

2. Samaufwand (Summe) , 0'521 0'521 0'800 

Summe I, 1'974 0'521 2'495 2'936 
H, Salinen, 3) 

1. Personalaufwand: 4) 

a) Aktivitätsaufwand 42'696 42'696 45'546 
b) Pensionsaufwand 28'102 28'102 27'841 

1. Personal aufwand (Summe) , 70'798 70'798 73'387 

2, Samaufwand : 

a) AnIagen 2)2a) 1'833 1'833 3'100 
Modernisierung der Sudhütten . 7'500 

Anlagen (Summe) . 1'833 1'833 10'600 

b) Förderungsausgaben 2) 1'888 1'888 2'165 

c) Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen): 
öffentlime Abgaben 8'650 8'650 8'202 
Sanitätskosten 1'900 1'900 1'720 

Aufwandskredite (Gesetzlich,e Verpflichtungen) (Summe) , 10'550 lO'550 9'922 

d) Regieaufwand 0) 0'950· 0'950 0'828 

e) Sonstige Aufwandskredite : 2) 

W crkstoffimsten 35'000 35'000 37'100 
Sachliche Betriebskosten 1'060 1'060 1'100 
Erhaltungskosten 2'200 2'200 2'250 
Frachtkosten ,. 9'200 9'200 9'000 

Sonstige Aufwandskredite (Summe) , 47"460 47'460 49'450 

2, Samaufwand (Summe) , 62'681 62'681 72'965 

Summe II , 70'798 62'681 133'479 146'352 

Summe A (I + 11): Betriebsausgaben • 72'772 63'202 135'974 149'288 

B. Außerordentlime Gebarung. 

Modernisierung der Sudhütten 6) . 12'000 12'000 . 
Summe A+B (Ausgaben) , 72'772 75'202 147'974 149'288 

'l Verwaltungsaufwand. 
2 Ermessenskredite. 

2a) Im BVA. 1958 als "übrige Anlagen" veranschlagt gewesen. 

I 3) Einschließlich Personenseilbahn Hallstatt. 
') Al,Ifwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen). 
6) Aufwandskredite (Ermessenskredite), 
") Anlagen (Ermessen,kredite). 
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des "Salzmonopols" .1) 

Bundesvoranschlag . 

Einnahmen 1959 I 
Millionen 

C, Betriebseinnahmen, 

I. Generaldirektion. 

1. Allgemeine Betriebseinnahmen , . 0'038 

2. Pensions- und Krankenfürsorgebeiträge 0'047 

Summe I. 0'085 , 

II. Sal inen, 2) 

1. Allgemeine Betriebseinnahmen 3'340 

2. Pensions-, Provisions- und Krankenfürsorgebeiträge 2'211 
\ 

3. Produktenverschleiß 163'700 
! 

Summe II. 169'251 

Summe C: Betriebseinnahmen , 169'336 

Kassamäßiger Saldo. 

Betriebsausgaben 3) 

Betriebseinnahmen 4) 

Kassamäßiger Monopolsertrag . 

Außerordentliche Gebarung fi) " , 

Bundesvoranschlag 1959 

persönliche I sachliche I Summe 

Millionen Schilling 

72'772 63'202 130'974 

169'336 

33'362 

12'000 

1958 

Schilling 

0'032 

0'042 

0'074 

4'935 

2'631 

162'493 

170'059 

170'133 

Bundes
voranschlag 

1958 

149'288 

170'133 

20'840' 

Kassamäßiger Gesamtertrag, 
1---------1----------1---------11---------11 

21'362 20'845 

I) Die Ziffernmsätze des Geldvoranschlages sind finanzgesetzlidle Ansätze im Sinne des § 15 Absatz 1 BHV. 
2) Einschließlich Personenseilbahn Hallstatt. 
') Als Bundesausgabe in das finanzgesetzlidte Summarium (Ausgabenkapieel 27 Titel 2 § 1) übenragen. 
') Als Bundeseinnahme in das finanzgesetzlidte Summarium (Einnahmetikapitel 27, Titel '2 § 1) übenragen. 
5) Die wenvermehrenden Ausgaben der "Außerordenelidten Gebarung" wirken auf den Monopolserfolg nidte ein und ersdteinen daher im 

6nanzgeseezlidten Summarium Ausgabenkapitel 27 Titel 2 § 2) gesonden als Bundesausgabe dargestellt, 
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Anlage 11/3 

zu Kapitel 27 Titel 3 

Ausgaben 

A. Betriebsausgaben. 

1. Personalaufwand:1) 

a) Aktivitätsaufwand 
- , 

b) Pensionsaufwand . . · 
L Personalaufwand (Summe) . 

2. Sachaufwand: 

a) Anlagen 2) . , , , 
b) Aufwandskredite (Gesetzlime Ver.pflichtungen) 

c) Förderungsausgaben 2) . 
d) Regie!1ufwand 3) 

e) Zahlenlotto: 

Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflimtungen) 
" 

Sonstige Aufwandskredite 2) 

Zahlenlotto (Summe) . 

f) Klassenlotterie: 

Aufwandskredite (Gesetzlime Verpflimtungen) . . · 
Sonstige Aufwandskredite2) · 

Klassenlotterie (Summe) , 

g) Sporttoto1) . 
h) Pferdetoto 1) . ; 

i) Entgelt der Annahmestellen 3) 

2, Samaufwand (Summe) , 

Summe A (1 +2): Betriebsausgaben , 

1) Aufwandskredite (Ge,etzliche Verpflicbtungen). 
Z) Ermessen,kredite. 
3) Aufwandskredite (Ermessen,kredite). 

Geldvoranschlag 

Bundesvoranschlag 1959 

Plitn- I samlime I Summe 

Millionen Schilling 

3'281 3,281 

2'477 2'477 

5'758 5'758 

1'065 1'065 
., 1'701 1'701 

0'039 0'039 

14'479 14'479 

22'960 22'960 

13"735 13'735 

36'695 36'695 

85'176 85'176 

19'874 19'874 

105'050 105'050 

91'423 .91'423 

0'941 0'941 

10'370 lO'370 

261'763 261'763 

5'758 261'763 267'521 

Bundes
vor

anschlag 
1958 

3'085 

2'340 

5'425 

1'090 

1'581 

0'052 

14'112 

22'960 

13'104 

36'064 

80'110 

18'805 

98'915 

83'010 

0'941 

9'583 

245'348 

250'773 
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der "Staatslotterien" .1) 

Bundesvoranschlag 

Einnahmen 1959 I 1958 

Millionen Schilling 

B. Betriebseinnahmen. 

1. Allgemeine Betriebseinnahmen . '. 1'993 1'872 

2. Zahlenlotto Wfi50 55'140 

3. Klassenlotterie 120'505 113'310 

4. Sporttoto 112'000 102'000 

5, Pferdetoto 1'300 1'300 

6, 

7, 

Verwaltungskostenbeiträge des Sport- und Pferdetotos 12'370 

Pensionsbeiträge , 0'079 

Summe B: Betriebseinnahmen . 303'797 
------

') Die Ziffernansätze des Geldvoranschlages sind finanzgesetzlime Ansätze im Sinne des § 15 Absatz I BHV, 

Kassamäßiger Saldo. 

Bundesvoranschlag 1959 

persön
liche I sachliche I Summe 

Millionen Schilling 

11'480 

0'061 

285'163 

Bundes
voranschlag 

1958 

Betriebsausgaben 1) 

Betriebseinnahmen 2) 

5'758 261'763 267'521 

303'797 

250'773 

285'163 

36'276 34'390 Kassamäßiger Monopolsertrag . ------1----·--1-----1-----11 

1) Als Bundesausgabe in das finanzgesetzlime Summarium (Ausgabenkapitel 27 Titel 3 § I) übertragen, 
0) Als Bundeseinnahme in das finanzgesetzlime Summarium (Einnahmenkapitel 27 Titel 3 § I) übertragen. überdies fließen der Finanz

verwaltung an 2Sprol.entigen Gebühren VOn den Gewinnen im Zahlenlotto und den Geldtreffern von Geld ... und gemischten Lotterien bzw. von den 
nimt in Geld bestehenden Haupttreffern von Werdonerien, soweit sie in Bargeld abgelöst werden, ferner an Gebühren nach § 33 TP, 17 Ziffer 7 

Jit. ades Gebübrengesetzes 1946 in der Fassung der Gebührennovelle 1952 von Ausspielungen sowie an Einsatzgebübr und gestaffelter Gewinstge
bühr aus dem Sport- und Pferde toto betrieb und schließlim Lottotaxe insgesamt 23'S Millionen Smilling zu, welme bei Einnahmenkapitel 17 Titel 5 
§ 1 mitveransmlagt sind. • 
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Anlage 0/4 
:zu Kapitel 27 Titel 4 Geldvoranschlag 

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-

I sachliche I Summe 

vor-

Ausgaben persön- anschlag 
liehe 1958 

Millionen Schilling 

A. Betriebsausgaben 

I, Personalaufwand : 1) 

a) Aktivitätsaufwand . 2'286 2'286 2'580 

b) Pensionsaufwand , . 0'062 0'062 0'052 

I, Personalaufwand (Summe) , 2'348 . 2'348 2'632 

2, Sachaufwand: 

a) Anlagen 2) 0'351 0'351 0'882 

b) Förderungsausgaben 2) 0'027 0'027 0'044 

c) Offentliche Abgaben!) 23'390 23'390 19'215 

d) Regieaufwand 3) , . , 0'521 0'521 0'558 

e) Sonstige Aufwandskredite : 2) 

Branntweinübernahme 144'990 144'990 120'926 
Reinigung 34'530 34'530 29'460 
Betriebsfrachten 4'500 4'500 3'810 
Erhaltungskosten , . 0'635 0'635 0'335 
übrige Erfordernisse . 0'763 0'763 0'840 

Sonstige Aufwandskredite (Summe) , 185'418 185'418 155'371 

2, Sachaufwand (Summe) , 209'707 209'707 176'070 

Summe A (l + 2): Betriebsausgaben , 2'348 209'707 212'055 178'702 

1) Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen), 
') Ermessenskredite, . 
3) Aufwandskredite (Ermessenskredite), 
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des "Branntweinmonopols" .1) 

Bundesvoranschlag 

Einnahmen 1959 I 1958 

, Millionen Schilling 

B. Betriebseinnahmen. 

I, Allgemeine Betriebseinnahmen 1'325 

2, Branntweinverkaufserlöse . 431'430 

Summe B: Betriebseinnahmen , 432'755 

Kassamäßiger Saldo. 

Bundesvoranschlag 1959 

persönliche I sachliche I Summe 

Millionen Schilling 

Betriebsausgaben 2) • 

Betriebseinnahmen 3). 

Kassamäßiger Monopolsertrag , 

2'348 209'707 

t) Die Ziffemansätze des GeldvOI'anscblages sind linanzgesetzlidle Ansätze im Sinne des § 15 Absatz 1 BHV, 
2) Als Bundesau,gabe in das linanzgesetzliche Summarium (Ausgabenkapitel 27 Titel 4 § I) übertragen. 
3) Als Bundeseinnahme in das bnanzgese,zliche Summarium (Einn.hmenkapitel 27 Titel 4 § ]) übertragen. 

212'055 

432'755 

220'700 

1'287 

378'500 

379'787 

Bundes-.' 
voranschlag 

1858 

178'702 

379'787 

201'085 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)140 von 614

www.parlament.gv.at



138 

Anlage III/t 

zu Kapitel 28 Titel Geldvoranschlag der "Post-

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-

I sachliche I vor-
Ausgaben persön-

Summe anschlag 
liche 1958 

Millionen Schilling 

A. Betriebsausgaben. 

(Ver k ehr s die n s t) 

1. Personalaufwand: 1) 

a) Aktivitätsaufwand 1.319'753 1.319'753 1.319'753 
b) Pensionsaufwand 575'403 575'403 575'403 

1. Personalaufwand (Summe) , 1.895'156 1.895'156 1.895'156 

2, Sachaufwand: 

a) Anlagen 2) 81'801 81'801 141'801 
b) Förderungsausgaben 2) . . . 31'541 31'Q41 25'146 
c) Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen) 3)355'855 355'855 207'821 
d) Regieaufwand 4) 141'182 141'182 147'733 
e) Sonstige Aufwandskredite 2) . 276'405 276'405 290'023 

2. Sachaufwand (Summe) , 886'784 886'784 812'524 . 
Summe A (1+2): Betriebsausgaben . 1.895'156 886'784 2,781'940 2,707'680 

B. Außerordentliche Gebarung. 5) 

a) Automatisierung , 150'000 150'000 255'000 
b) Sonstige Investitionen . . . 171'600 171'600 39'000 

Summe B: Außerordentliche Gebarung, 321'600 321'600 294'000 

Rundfunk. 6) 154'140 

Summe A +B (Ausgaben) . 1.895'156 1.208'384 3,103'540 3,155'820 

') Aufwandskredite (Gesetzliche Verpßid1tungen). 
2) Ermessenskredite. 
") Hievon überweisung an die .österreichismer Rundfunk, Gesellsdlaft m. b. H. ", u. zw. 

Rundfunkgebühren. . .. ..... 126'336 Mill. S 
Fernsehrundfunkgebühren . ..... 28'800 MiU. S 

Summe. 155'136 Mil!. S 
') Aufwandskredite (Ermessen,kredite). 
5) Anlagen (Ermessenskredite). 
6) Im BVA. 1959 bei .Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen)" mitveranschlagt. 
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und ·Telegraphenanstalt" .1) 

Bundesvoranschlag 

Einnahmen 1959 1958 

Millionen Schilling 

C. Betriehseinnahmen. 

1. Allgemeine Betriebseinnahmen 80'114 68'300 
2. Gebühren: 

a) Post 960'000 989'000 
b) Telegraph . 51'000 57'760 
c) Fernschreiber 82'200 76'420 
d) Fernsprecher 935'000 890'840 
e) Funk 29'942 2) 35'142 
f) Rundfunk 
g) Fernsehrundfunk 

157'920 , S) 
36'000 , 4) 

2,252'062 2,049'162 2. Gebühren (Summe) . 
1----------1------------11 

3, Postauto . 
4. Vergütung seitens des Postsparkassenamtes 
5. Pensionsbeiträge 
6. Uberweisungsbeträge gemäß ASVG. 

Summe C: Betriebseinnahmen . 

Rundfunk 

Summe (Einnahmen) 

') Die Ziffernansätze des Geldvoranschlages sind finanzgese[2liche Ansätze im Sinne des § 15 Absatz 1 BHV 
') Im BVA. 1958 bei "Rundfunk" veranschlagt gewesen. 
3) Im BV A. 1958 bei der Gruppe "Rundfunk" veranschlagt gewesen. 
4) Im Jahre 1958 erstmalig eingehoben, aber noch nicht veranschlagt gewesen. 
5) Im BV A. 1959 größtenteils bei 2. f) "Rundfunk" veranschlagt. 

Kassamäßiger Saldo. 

205'000 
77'260 
38'492 
13'360 

2,666'288 

2,666'288 

Bundesvorans(hlag 1959 

persönliche \ sachliche I Summe. 

Millionen Schilling 

Betriebsausgaben 1) , 
Betriebseinnahmen 2) 

Kassamäßiger Betriebsabgang, 

1,895'156 886'784 

Außerordentliche Gebarung 3) 

Rundfunk') , 

Kassamäßiger Gesamtabgang . 
1---------[---------1 

') Als BUDdesausgobe in das finanzgesetzliche Summarium (Ausgabeokapitel 28 Titel 1 S 1) übertragen. 

2,781'940 
2,666'288 

115'652 

321'600 

437'252 

206'545 
70'000 
38'610 
13'243 

2,445'860 

154'140 

2,600'000 

Bundes
voranschlag 

1958 

2,707'680 
2,445'860 

261'820 

294'000 

555'820 

=) Ab Bundeseinnahme in das finanzgesetzliche Summarium (Einnahmenkapitel 28 Titel 1 § 1) übertragen. 
a) Die wenvermehrenden Ausgaben der "Außerordentlichen Gebarllng" wirk.en auf den Betriebserfolg Dicht ein und erscheinen daher 

im ttnanzQesettlichen Summarium (Ausl:!abenkavirel 28 Titf'1 1 ~ 2) gesonden als ßundesausgabe dargestellt. 
') Im BV A 1959 bei den Betriebsausgaben und -einnahmen mitveranschlagt. 
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. Anlage III/s 
zu Kapitel 28 Titel 3 

Ausgaben 

A. Betriebsausgaben, 
I, Generaldirektion, 

1. Personalaufwand: 1) 

a) Aktivitätsaufwand 

2, Sachaufwand: 

a) Verwaltungsaufwand 
b) Anlagen 2) , 

c) Förderungsausgaben 2) , 
d) Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen) 

2, Sachaufwand (Summe) , 

Summe I, 

II, B und es f 0 r s t e, 

1, Personalaufwand : 3) 

a) Aktivitätsaufwand 
b) Pensionsaufwand , 

1. Personalaufwand (Summe) , 
2, Sachaufwand: 

a) Anlagen 2) , 
b) Förderungsausgaben 2) , 

c) Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen) 
d) Sonstige Aufwandskredite2) 

Regieaufwand 

2, Sachaufwand (Su~me) , 

SummeII, 

III, Säg ewe r k e, 

1. Personalaufwand : 3) 

a) Aktivitätsaufwand 
'0 

2, Sachaufwand: 

a) Anlagen 2) 
b) Förderungsausgaben 2) , 

c) Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen) 
d) Sonstige Aufwandskred:te 2) 

Regieaufwand 

2, Sachaufwand (Summe) , 

1) Verwaltungsaufwand. 
') Ermessenskredite. 
') Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen). 
') Im BVA. 1959 bei »Sonstige Aufwandskredite" mitveranschlagt, 

SummeIII. 

Geldvoranschlag der 

Bundesvoranschlag 1959 

persön- I sachliche I Summe 
·liche 

Millionen Schilling 

9'316 9'316 

1'534 1'534 
0'270 0'270 
0'170 0'170 
0'024 0'024 

1'998 1'998 

9'316 1'998 11'314 

217'644 217'644 
42'467 42'467 

260'111 260'111 

0'447 0'447 
1'208 1'208 

52'951 52'951 
46'739 46'739 

,. 4) 

., ., 101'345 101'345 

260'111 101'345 361'456 

5'921 5'921 

0'107 0'107 
0'060 0'060 
0'590 0'590 

19'622 19'622 
4) 

20'379 20'379 

5'921 20'379 26'300 

Bundes
vor

anschlag 
1958 

9'835 

1'650 
0'325 
0'176 
0'018 

2'169 

12'004 

218'262 
41'851 

260'113 

4'805 
1'149 

27'008 
46'515 
4'666 

84'143 

344'256 

6'074 

0'743 
0'060 
0'542 

18'025 
0'169 

19'539 

25'613 
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nösterreichischen Bundesforste" .1) 

Bundesvoranschlag 

Einnahmen 1959 I 1958 

Millionen Sdlilling 

C. Betriebseinnahmen. 

1. Gen e r a 1 dir e k ti 0 n. 

1. Allgemeine Betriebseinnahmen 0'282 0'270 

6, Pensionsbeiträge . 0'145 0'148 

Summe 1. 0'427 0'418 

H, Bun desforste, 

1. Allgemeine Betriebseinnahmen 14'663 11'087 

2, Holznutzung . 406'170 416'095 

3, Land- und Almwirtschaft 2'352 2'156 

4, Jagd 3'785 3'190 

5, Nebenwirtschaften .' 
2'685 1'945 

6. Pensionsbeiträge . 0'569 0'850 

7. Grundverkäufe . 3'001 3'000 

Summe II. 433'225 438'323 
------

III, Sägewerke, 

1. Allgemeine Betriebseinnahmen '. 1'793 1'555 

2, Schnittholzerlöse 17'095 15'850 

3, Fertigungserlöse , . 10'875 9.'750 

6,Pensionsbeiträge . . , 0'009 0'008 

Su.mme m, 29'772 27'163 

I) Die Ziffern ansätze des Geldvoranschlages sind finanlgesetzliche Ansätze im Sinne des § 15 Absatz 1 BHV, 
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Anlage 111/3 

zu Kapitel 28 Titel 3 
(Fortsetzung) Geldvoranschlag der 

Ausgaben 

IV. Jod s c h w e f e I bad Gois ern. 

1. Personalaufwand: 1) 

a) Aktivitätsaufwand 

2. Sachaufwand: 

a) Anlagen 2) 

b) Förderungsausgaben 2) . .. 
c) Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen) 

d) Sonstige Aufwandskredite 2) 

Hegieaufwand 

2. Sachaufwand (Summe) . 

Summe IV. 

Summe A (I bis IV): Betriebsausgaben . 

B. Außerordentliche Gebarung. 4) 

11. B u n cl e s f 0 r s t e. 

1. Grundankäufe b) 

2. Sonstige Investitionen: 

a) Aufwand für Arbeiter . 
b) übriger Aufwand 

2. Sonstige Investitionen (Summe) . 

SummeII. 

III. Säg ewe r k e 

N. Todschwefelbad Goisern . 

Summe B (I1 bis III): Außerordentliche Gebarung. 

Summe A + B (Ausgaben) , 

') Aufwandskredite (Gesetzlidle Verpflidltungen). 
2) Ermessenskredite. 
3) Im BV A. 1959 bei ,,sonstige Aufwandskredite" mitveranschlagt. 
') Anlagen (Ermessenskredite). ' 

Bundesvoranschlag 1959 

persön- I sachliche I Summe 
liche 

Millionen Schilling 

1'393 1'393 

0'176 0'176 

0'020 0'020 

0'198 0'198 

2'529 2'529 

3) 

2'923 2'923 

1'393 2'923 4'316 

276'741 126'645 403'386 

5'000 5'000 

11'376 11'376 

20'631 20'631 

32'007 32'007 

37'007 37'007 

. 0'998 0'998 

38'005 38'005 

276'741 164'650 441'391 

Bundes
vor

anschlag 
1958 

1'196 

0'157 

0'015 

0'169 

2'016 

0'199 

2'556 

3'752 

385'625 

4'000 

10'460 

16'570 

27'030 

31'030 

1'330 

0'200 

32'560 

418'185 

') Wertvermehrende Grundankäufe. Der Aufwand für die nidlt wertvermehrenden Grundankäufe ist bei A 11 2 d) .Sonsti~e Auf
wandskredite" zu verredlnen. Nidlt wertvermehrende Grundankäufe dürfen nur getätigt werden, wenn Beträge aus den zweckgebundenen 
Einnahmen bei Kapitel 28 Titel 3 § 1 (Post 71) hiefür zur Verfügung stehen. 
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"österreichischen Bundesforste" . 1) 

Bundesvoranschlag 

Einnahmen 1959 I 1958 

Millionen Schilling 

IV, Jod s c h w e f e I bad Goisern, 

1. Allgemeine Betriebseiilnahmen , 0'198 0'189 

2, Kurhausbetrieb 4'243 3'619 

3, Bergliftbetrieb 0'350 0'534 

6, Pensionsbeiträge , 0'002 0'002 

SummeIV, 4'793 4'344 

Summe C (I bis IV): Betriebseinnahmen, 468'217 470'248 

" , 

Kassamäßiger Saldo. 

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-

persönliche I sachliche I Summe 
voranschlag 

1958 

Millionen Schilling 

-
Betriebsausgabeil 2) , 276'741 126'645 ' 403'386 385'625 
Betriebseinnahmen 3) " 468'217 470'248 

Kassamäßiger Betriebsüberschuß , 64'831 84'623 

Außerordentliche Gebarung 4) 38'005 32'560 

Kassamäßiger Gesamtüberschuß , 26'826 52'063 

1) Die Ziffemansätze des Geldvoransdtlages sind finanzgesetzliche Ansätze im Sinne des § IS Absatz 1 BHV. 
') Als Bundesausgabe in das finanzgesetzliche Summarium (Ausgabenkapitel18 Titel 3 § 1) übertragen, 
S) Als Buodeseinoahme in d., finanzgesetzliche Summarium (Einnahmenkapicel 28 Titel 3 § 1) übertragen, 

,') Die wertvermehrcnden Ausgaben der .Außerordentlichen Gebarung" wirken auf den Betriebserfolg nicht ein und erscheinen' daher im 
finanzgesetzlidten Summarium (Ausgabenkapitel 28 Titel 3 § 2) gesondert als Bundesausgabe dargestellt. ' 

Bundesfinanzgesetz 1959 10 
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Anlage IDIß 
zu Kapitel 28 Titel 6 

Geldvoranschlag der 

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-

I sachliche I 
vor-

Ausgaben persön- Summe anschlag 
liche 1958 

Millionen Schilling 

I 
A. Betriebsausgaben. 

1. Personalaufwand: 1) 

a) Aktivitätsaufwand . 36'313 36'313 38'262 

b) Pensionsaufwand 15'653 15'653 15'594 

1. Personalaufwand (Summe) • 51'966 51'966 53'856 

2: Sachaufwand: 

a) Anlagen 2) '. 3'580 3'580 2'580 

b) Förderungsausgaben 2) . . . 0'409 0'409 0'617 

c) Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen) . 4'850 4'850 4'220 

d) Regieaufwand 3) •.• . . . 2'118 2'118 1'902 

e) Sonstige Aufwandskredite 2) 27'800 27'800 26'465 

2. Sachaufwand (Summe) • 38'757 38'757 35'784 

Summe A (1 + 2): Betriebsausgaben . 51'966 38'757 90'723 89'640 

') Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen), 
Z) Ermessenskredite, 
') Aufwandskredite (Ermessenskredite), 
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. " Staatsdruckerei " .1) 

Bundesvoranschlag 

Einnahmen 1959 I 1958 

Millionen Schilling 

B. Betriebseinnahmen. 

1. Allgemeine Betriebseinnahrnen . 1'022 1'012 

2, Staatsdruckerei : Erzeugung und Verschleiß 79'500 77'500 

3, Wien er Zeitung . , 10'200 9'800 

4, Pensions- und Provisionsbeiträge 0'274 0'280 

Summe B: Betriebseinnahmen , 90'996 88'592 

Kassamäßiger Saldo. 

Betriebsausgaben 2) , 

Betriebseinnahmen 3) 

Kassamäßiger Betriebsüberschuß , 

Bundesvoranschlag 1959 

persönliche I sachliche I Summe 

Millionen Schilling 

51'966 38'757 90'723 

90'996 

0'273 

Bundes
voranschlag 

1958 

89'640 

88'592 

-

I----------I-----------I----------I---~------·II 

'Kassamäßiger Betriebsabgang , 

1) Die Zi1fernansätze des GeldvoranschIages sind 6nanzgesetzlidte Ansätze im Sinne des § 15 Absatz 1 BHV, 
') Als Bundesou'gabe in das 6nanzgesetzlidte Summarium (Ausgabenkapitel 28 Titel 6 § 1) überuagen,. 
') Al, Bunde,einnahme in das 6nanzgesetzlidte Summarium (Einnabmeokapitel 28 Titel 6 § 1) übertragen, 

Bundes6nanzgesetz 1958 

1'048 

11 
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Anlage IIIh 
zu Kapitel 28 Titel 7 

Ausgaben 

A. Betriebsausgaben. 

1. PersonalilUfwand: 1) 

a) Aktivitätsaufwand 

b) Pensionsaufwand 

1. Personalaufwand (Summe) , 

2, Sachaufwand: 

a) Anlagen 2) 

b) Förderungsausgaben ~) . 
c) Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen) 

d) Regieaufwand 3) 

e) Sonstige Aufwandskredite: 

Besondere Betriebskosten 3) 

Erhaltung der Gebäude, Maschinen und Einrichtung 3) 

Sonstige Aufwandskredite (Summe) , 

2. Sachaufwand (Summe) , 

Summe A (1 + 2): Betriebsausgaben , 

1) Aufwandskredite (Gesetzli<ne Verpflichtungen), 
') Ermessenskredite. . 
3) Aufwandskredite (Ermessenskredite). 

Geldvoranschlag , 

Bundesvoranschlag 1959 

Pli~n- I sachliche I Summe 

Millionen Schilling 

5'179 5'179 

1'910 1'910 

7'089 7'089 

, 

0'481 0'481 

0'056 0'056 

0'180 0'180 

0'624 0'624 

123'194 123'194 

0'212 0'212 

123'406 123'406 

124'747 124"747 

7'089 124'747 131'836 

Bundes
vor

anschlag 
1958 

5'209 

1'823 

7'032 

0'661 

0'089 

0'160 

0'574 

134'452 

0'198 

134"650 

136'134 

143'166 
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des "Hauptmünzamtes".l) 

Bundesvoranschlag 

Einnahmen 1959 I 1958 

I Millionen Schilling 

B. BetriebseiOliahmen. 

1. Allgemeine Betriebseinnahmen 0'267 0'215 

2, Gebühren und Erlöse . 10'000 8'096 

3, Ersätze für Ausmünzungen für Rechnung des Bun'des . 132'691 136'160 

4, Pensions- und Provisionsbeiträge 0'068 0'067 

5, übrige Betriebseinnahmen 9'832 8'570 

Summe B: Betriebseinnahmen , 152'858 153'108 

Kassamäßiger Saldo. 

Bundesvoranschlag 1959 

persönlidle I sachliche I Summe 

Bundes
voranschlag 

1958 

Millionen Schilling 

Betriebsausgaben 2) 7'089 

Betriebseinnahmen 3) 

Kassamäßiger Betriebsübetschuß , 

1) Die Zifternansätze des GeldvoransdJlages sind finanzgeseulidJe Ansätze im . Sinne des § 15 Absatz 1 BHV, 
') Als Bundesausgabe in das finanzgesetzüdJe Summadum (Ausgabenkapitel 28 Titel 7 § 1) überuagen. 
a) Als Bundeseinnahme in das finanzgesetzlidJe Summarium (Einnahmeokapitel 28 Titel 7 SI) übertragen. 

131'836 143'166 

152'858 153'108 

21'022 9'942 
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Anlage 111/8 

zu Kapitel 28 Titel 8 

, 

Ausgaben 

A. Betriebsausgaben. 

I. Bundestheaterverwaltung. 
(Zentralleitung) 

1. Personalaufwand : 1) 

a) Aktivitätsaufwand 

2. Sachaufwand: 

a) Verwaltungsaufwand 

b) Förderungsausgaben 2) 

2. Sachaufwand (Summe) . 

Summe 1. 

11. Betriebe. 
t. Personalaufwand : 3) 

a) . Akti vitätsaufwand 

b) Pensionsaufwand 

1. Personalaufwand (Summe) . 

2. Sachaufwand: 

a) Anlagen 2) 

b) Förderungsausgaben 2) 

c) Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen) . 

d) Regieaufwand 4) 

e) Sonstige Aufwandskredite 2) 

2. Sachaufwand (Summe) . 

SummeII. 

Summe A (I + 11): Betriebsausgaben , 

B, Außerordentliche Gebarung 5) 

Summe 

') Verwa[tung,aufwand. 
%) Ermessenskredite. 
3) Aufwand,kredite (Gesetzlime Verpflimtungen). 
') Aufwandskredite (Ermessen,kredite), 
5) Anlagen (Ermessenskredite), 

A + B (Ausgaben) . 

" 

Geldvoransdtlag 

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-

I sachlidle I vor-
persön- Summe anschlag 

liche 1958 

Millionen Sdlilling 

3'106 3'106 2'663 

0'987 0'987 0'998 

0'041 0'041 0'041 

1'028 , 1'028 1'039 

3'106 1'028 4'134 3'702 

109'124 109'124 122'046 

25'456· 25'456 23'047 

134'580 134'580 145'093 

5'850 5'850 10'000 

1'300 1'300 1'700 

0'100 0'100 0'100 

23'380 23'380 11'830 

8'870 8'870 7'690 

39'500 39'500 31'320 

134'580 39'500 174'080 176'413 

137:686 40'528 178'214 180'115 

., 
35'000 35'000 25'000 

137'686 75'528 213'214 205'115 
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der " Bundestheater" .1) 

Bundesvoranschlag 

Einnahmen 1959 I 1958 

Millionen Schilling 

C. Einnahmen. 

1. Allgemeine Betriebseinnahmen 1'750 2'210 

2. Tageseinnahmen ,. 48'500 44'567 

3, Theaterzettel 2'100 2'100 

4. Pensionsbeiträge . 0'060 0'040 

5. Provisionsbeiträge 4'700 3'400 

Summe C: Betriebseinnahmen . 57'110 52'317 

Kassamäßiger Saldo. 

Bundes':oranschlag 1959 

persönliche I sachliche I Summe 

Bundes
voranschlag 

1958 

Millionen Schilling 

Betriebsausgaben 2) 

Betriebseinnahmen 3) 

Kassamäßiger Betriebsabgang . 

Außerordentliche Gebarung 4) 

Kassamäßiger Gesamtabgang . 

I) Die Ziffemansätze des Geldvoransmlages sind 6nanzgesetzlime Ansätze im Sinne des § 15 Absatz. 1 BHV. 
') Als Bundesausgabe in das finanzgesetzlime Summarium (Ausgabenkapitel 28' Titel 8 § 1) übertragen. 

156'104 

a) Als Bundeseinnabme in das 6nanzgesetzlime Summarium (Einnabmenkapitd 28 Titel 8 § 1) übertragen. 
') Die wertvermehrenden Ausgaben der .Außerordentlimen Gebarung" wirken auf den Betriebserfolg rumt ein und ersmeinen daher 

im 6nanzgesetzlidJen Summarium (Ausgabenkapitel 28 Titel 8. § 2) gesondert als Bundesausgabe dargestellt. 
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Anlage mf9 
zu Kapitel 28 Titel 9 Geldvoranschlag 

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-
vor-

Ausgaben persön- I sachliche I Summe anschlag 
liche 1958 

Millionen Scl1illing 

A. Betriebsausgaben. 

1. Personalaufwand: 1) 

a) Aktivitätsaufwand 
" 

1'140 1'140 1'219 

b) Pensionsaufwand . 0'323 0'323 0'339 
\ 

1, Personalaufwand (Summe) . 1"463 1'463 1'558 

2. Sacl1aufwand: 

a) Anlagen 2) 0'013 0'013 0'030 

b) Förderungsausgaben 2) . . 0'013 0'013 0'019 

c) Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen) 0'499 0'499 0'353 

d) Regieaufwand 3) • 0'190 0'190 0'157 

e) Sonstige Aufwandskredite: 2) 

Rohstoffe und Fertigwaren 2'835 2'835 2'300 

Sonstige Ausgaben , 0'018 0'018 0'019 

Sonstige Aufwandskredite (Summe) , 2'853 2'853 2'319 

2, Sacl1aufwand (Summe) . 3'568 3'568 2'878 

Summe A: Betriebsausgaben , 1"463 3'568 5'031 4'436 

l) Aufwandskredite (Gesetzlidle Verpflichtungen), 
') Ermessen,kredite, 
"l Aufwand,kredite (Ermessenskredite), 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 153 von 614

www.parlament.gv.at



151 

der "Bundesapotheken " .1) 

Bundesvoranschlag 

'Einnahmen 1959 I 1958 

Millionen Schilling 

B. Betriebseinnahmen. 

1. Allgemeine Betriebseinnahmen 0'411 0'325 

2, Erzeugung und Verkauf .. 4'936 4'260 

3, 'Pensionsbeiträge 01>07 0'007 

Summe B: Betriebseinnahmen , 5'354 4'592 

Kassamäßiger Saldo. 

Bundesvoranschlag 1959 

persönliche I sachliche I Summe 

Bundes
vor

anschlag 
1958 

Betriebsausgaben 2) , 

Betriebseinnahmen 3) , 

l'463 

Millionen Schilling 

3·568 5'031 

5'354 

0'323 

N36 

4'592 

0'156 Kassamäßiger Betriebsübersdtuß . 
1-----------1------------1----------1-----------11 

I) Die Ziffernansätze des Geldvoranscblages sind finamgesetzliche Ansätze im Sinne des § 15 Absatz 1 BHV, 
Z) Als Bundesausgabe in das finanzgesetzliche Summarium (Ausgabenkapite! 28 Tite! 9 § I) übertragen. 
3) Als Bundeseinnahme in das 6nanzgesetzlidl. Summarium (Einnahmenkapitel 28 Titel 9 § I) übertragen. 
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Anlage III/1o 
Zli Kapitel 29 Titel 1 Geldvoranschlag der 

Bundesvoranschlag 1959 Bundes-

I sachliche. I vor-

Ausgaben persön- Summe anschlag 
liche 1958 

Millionen Schilling 

I 

A. Betriebsausgaben. I 
1. Personalaufwand: 1) 

a) Aktivitätsaufwand 2.576'433 2,576'433 2,600'526 

b) Pensionsaufwand 1,882'710 1,882'710 1.898'062 

1. Personalaufwand (Summe) . 4,459'143 4;459'143 4.498'588 

2, Sachaufwand: 

a) . Anlagen 2) 330'150 330'150 500'000 

b) Förderungsausgaben 2) 81'538 81'538 84'269 

i:) Aufwandskredite: 

Gesetzliche Verpflichtungen 410'231 410'231 465'086 

Regieaufwand 3) 333'066 333'066 338'521 

Erhöhung der Materialvorräte (Verrechnungsansatz) 3) 0'001 0'001 

Sonstige Kredite 3) 997'229 997'229 1.207'573 

Aufwandskredite (Summe) , 1,740'527 1.740'527 2,011'180 

2: Sachaufwand (Summe) . 2,152'215 2,152'215 2,595'449 

Summe A (1 + 2): Betriebsausgaben 4,459'143 2,152'215 6,611'358 7,094'037 

B. Außerordentliche Gebarung. 4) 

1. Elektrifizierung: 

a) Aufwand für Bedienstete 20'366 20'366 19'219 

b) übriger Sachaufwand 229'634 229'634 360'781 

1. Elektrifizierung (Summe) , 250'000 250'000 380'000 

2, Sonstige Investitionen: 

a) Aufwand für Bedienstete 6'328 6'328 2'664 

b) übriger Sachaufwand . 839'672 839'672 349'336 

2, Sonstige Investitionen (Summe) 846'000 846'000 352'000 

Bau der Jauntalbahn 

Summe B: Außerordentliche Gebarung, 1.096'000 1.096'000 732'000 

Summe A + B (Ausgaben) . 4.459'143 3,248'215 ·7,707'358 7,826'037 

1) Aufwandskredice (Gesetzliche Verpflichtungen), 
Z) Ermessenskredice, 
8) Aufwandskredite (Ermessenskredite ). 
') Anlagen (Ermessenskredice), 
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"österreichischen Bundesbahnen " . 1) 

Bundesvoranschlag 

Einnahmen 1959 I 1958 

Millionen Schilling 

C. Betriebseinnahmen. 

1. Allgemeine Betriebseinnahmen 484'452 

2. Verminderung der Materialvorräte (Verrechnungsansatz) 

3. Personenverkehrseinnahmen 1.145'500 

4. Güterverkehrseinnahmen . . 3.488'400 

Summe C: Betriebseinnahmen . 5.118'352 

Kassamäßiger Saldo. 

Bundesvoranschlag 1959 

Betriebsausgaben 2) • 

Betriebseinnahmen 3) 

Kassamäßiger Betriebsabgang . 

Außerordentliche Gebarung 4) 

Kassamäßiger Gesamtabgang . 

persönliche I sachliche I Summe 

4.459'143 

Millionen Schilling 

2.152'215 6.611'358 

5,118'352 

1.493'006 

1.096'000 

2.589'006 

1) Die Ziffeman,ätze des Goldvoranschlages ,ind finanzgesetzliche Ansätze im Sinne des § 15 Absatz 1 BHV. 
') Als Bundesausgabe in das finanzgesetzliche . Summarium (Ausgabenkapitel 29 Titel 1 § 1) übertragen. 

475'940 

1.038'000 

3.836'060 

5.350'000 

Bundes
voranschlag 

1958 

7.094'037 

5.350'000 

1.744'037 

732'000 

2.476'037 

") Als Bundeseinnahme in das finanzgesetzliche Summarium (Einnahmenkapitel 29 Titel 1 § 1) übertragen. 
') Die wertvermehrenden Ausgaben der "Außerordentlichen Gebarung" wirken auf den Betrieb,erfolg nicht ein und e ... cheinen daher 

im finanzgesetzlichen Summarium (Ausgabenkapitel 29 Titel 1 § 2) gesondert als Bundesausgabe dargestellt. 
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Zu 520 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des 
Nationalrates (VIII. GP.). 

Anlage IV zum Bundesfinanzgesetz für 1959 

Dienstpostenplan 
für das Jahr 1959 

Wien 1958 

österreichische Staatsdruckerei 
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Zu 520 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des 
Nationalrates (V'ßI. GP.) 

Zu Anlage IV' zum Bundesfinanzgesetz für 1959 

Ergänzung 
. . 

Auf Seite 81 des bienstpostenplanes für·das Jahr 1959 ist in der linken Spalte ob1n beim 

Dienstzweig "Ver,waltungshilfsdienst und Kanzleidienst" \bei der Summe der Zahl der Dienstposten 

nach der Ziffer ,,3595" das Zeichen »*)" anzubringen. 

Auf derselben Seite unten ist als weitere Fußnote zur linken Spalte anzufügen: 

,,'~) Zu Lasten von freien Dienstposten dieses Dienst
zweiges können Beamte anderer Dienstzweige der Ver
wendungsgruppe D ernannt werden;" 
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J. Allgemeiner Teil. 

1. Richtigstellung des Dienstpostenplanes. 

Die Bundesregierung ist ermächtigt, Richtigstellungen des Dienstpostenplanes vorzunehmen, 
wenn für Bedienstete einer Kategorie, für die im Dienstpostenplan Dienstposten vorzusehen 
sind, ein ihrem anerkannten gesetzlichen Anspruch. entsprechender Dienstposten nicht vorgesehen ist. 

2. Besetzung von Dienstposten auf Rechnung von Dienstposten höherer Dienstklassen (Dienststufen) 
oder höherer Verwendungsgruppen. 

(1) Im gleichen Dienstzweig 'und Personalstand kann auf Rechnung eines freien Dienstpostens 
des systemisierten Standes ein Dienstposten einer niedrigeren Dienstklasse (Dienststufe) über den 
systemisierteIi Stand besetzt werden. 

(2) Auf Rechnung eines freien Dienstpostens in einem Dienstzweig.der Verwendungsgruppe D 
kann ein Dienstposten in einem Dienstzweig der Verwendungsgruppe E oder der Verwendungs
gruppen P 8 bis P 4 besetzt werden. 

3. Umwandlung von Dienstposten. 

Auf Antrag des zuständigen Bundesministeriums kann vom Bundeskanzleramt ein freier Dienst
posten in einen Dienstposten der gleichen oder einer niedrigeren Dienstklasse (Dienststufe) einer 
niedrigeren Verwendungsgruppe umgewandelt werden. 

4. Personalstand. 

Die im Dienstpostenplan angeführten· Personalstände gleicher Dienstzweige können mit Zu
stimmung des Bundeskanzleramtes vom zuständigen Bundesministerium zu einheitlichen Personal
ständen zusammengelegt und in Personalstände zerlegt werden. 

5. Personalreserve. 

(1) DiePersonalreserve (I1, Bund 111, B) enthält Dienstposten, die vom Bundeskanzleramt 
einzelnen Personalständen über den systemisierten Stand an gleichen Dienstposten zugewiesen werden 
können. Für jedeIi derart über den systemisierten Stand in einer höheren Dienstklasse besetzten 
Dienstposten hat ein im Personalstand systemisierter Dienstposten der niedrigsten Dienstklasse im 
gleichen Dienstzweig unbesetzt zu bleiben, sofern im Dienstpostenplan oder anläßlich der Zuweisung 
nicht bestimmt wird, daß ein höherer Dienstposten unbesetzt zu blei~n hat. 

(2) Die in einem Personalstand frei werdenden Dienstposten einer Dienstklasse, für die aus der 
Personalreserve Dienstposten zugewiesen sind, gelten: als Dienstposten der Personalreserve, solange 
in dieser Dienstklasse der tatsächliche Stand den systemisierten Stand übersteigt. 

(3) Frei werdende Dienstposten der Personalreserve können vom Bundeskanzleramt in dem 
Personalstand, dem sie zugewiesen waren, belassen, einem anderen Personalstand der gleichen Ver
wendungsgruppe, und zwar in der Regel auch des gleichen Dienstzweiges, zugewiesen oder zur Ein
ziehung bestimmt werden. 

3 
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6. Gemeinsame Systemisierung von Dienstposten. 

Dienstposten der Dienstklasse VI, V und IV der Verwendungsgruppe A, der Dienstklasse V, IV 
und III der Verwendungsgruppe B sowie der Dienstklasse III und II der Venvendungsgruppen C, 
D und .E, die gemeinsam mit Dienstposten der niedrigsten Dienstklasse der entsprechenden Ver
wendungsgruppe systemisiert sind, können nach Maßgabe der Bestimmungen des Punktes 8 im 
Rahmen des systemisierten Standes und der im Verwaltungsbereich für die Besetzung solcher bienst

posten geltenden besonderen Grundsätze besetzt werden. 

7. Termine für die Wiederbesetzung freigewordener Dienstposten durch Beförderung. 

(1) Beförderungen auf freigewordene Dienstposten sind inder Regel mit Wirksamkeit vom 
1. Jänner oder 1. Juli zu vollziehen; die zu besetzenden Dienstposten müssen, wenn die Beförderung, 
Mehrkosten verursacht, spätest'ens am vorhergehenden 1. Oktober oder 1. April freigeworden sein. 
Frühestens mit gleichem Zeitpunkt können auch die Beförderungen auf die sich ergebenden Folge
stellen vollzogen werden. Beförderungen auf freigewordene Dienstpösten für Bundeslehrer haben 
in der Regel zu Beginn des Schuljahres oder eines Schulhalbjahres zu erfolgen: 

(2) Beförderungen dürfen außerhalb der im vorhergehenden Absatz angeführten Termine nur 
dann vollzogen werden, wenn zwingende dienstliche Rücksichten die spätere Besetzung des frei

gewordenen Postens nicht zulassen. 

8. Zustimmung des Bundeskanzleramtes zur Besetzung von Dienstposten. 

(1) Die Besetzung eines im Dienstpostenverzeichnis vorgesehenen Dienstpostens für einen öffent
lich-rechtlichen Bediensteten mit einer Person, die nicht als Beamter des Dienststandes in einem öffent
lich-rechtlichen Dienstverhältnisse zum Bund steht oder die einer anderen Besoldungsgruppe oder 
Verwendungs gruppe angehört, bedarf der Zustimmung des Bundeskanzleramtes. 

(2) Die Zustimmung des Bundeskanzleramtes ist ferner für die Besetzung von Dienstposten 
durch Beförderung und für die Besetzung eines Dienstpostens des höheren Ministerialdienstes mit' 
einer Person notwendig, die diesem Dienstzweig noch nicht; angehört. 

(3) Das Bundeskanzleramt kann die Zustimmung zur Besetzung von bestimmten Dienstposten 
des systemisierten Standes gegen Widerruf generell erteilen. Es kann diese Zustimmung· an bestimmte 
Voraussetzungen knüpfen. 

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 gelten nicht für die Kanzlei des Präsidenten des 
Nationalrates. 

9. Vertragsbedienstete. 

(1) Der Dienstpostenplan sieht Dienstposten für Vertragsbedienstete der Kategorie A (ganzjährig 
vollbeschäftigt) und für Vertragsbedienstete der Kategorie B (saison- oder teilbeschäftigt) vor. Für 
die Vertragsbediensteten der Kategorie B sind die Dienstposten mit der auf ganzjährig vollbeschäf
tigte Vertragsbedienstete umgerechneten Anzahl festgesetzt; demgemäß können auf Rechnung eines 
solchen Dienstpostens . mehrere saison~ oder teilbeschäftigte Vertragsbedienstete, jedoch mit der 
Einschränkung aufgenommen werden, daß dadurch der auf den vorg,esehenen Posten 

8 

entfallende 
Kredit nicht überschritten werden darf. 

(2) Auf Rechnung eines freien Dienstpostens für öffentlich-rechtliche Bedienstete kann ein Ver
tragsbediensteter der Kategorie Azur Versehung gleichartiger oder niedrigerer Dienste aufgenommen 
werden. Ferner kann auf Rechnung eines freien Dienstpostens für Vertragsbedienstete des Entloh
nungsschemas I, Entlohnungsgruppe d, ein Vertragsbediensteter der Entlohnungsgruppe e und auf 
Rechnung eines freien Dienstpostens für Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II, Entloh
nurtgsgruppe 1 bis 6, ein Vertragsbediensteter der Entlohnungsgruppe 7 aufgenommen werden. 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)162 von 614

www.parlament.gv.at



(3) Für die Aufnahme von Vertragsbediensteten ist die Zustimmung der Bundesregierung 
erforderlich, wenn für sie weder im Dienstpostenplan oder nach Absatz 2 ein Posten vorgesehen 
noch in den Teilheften zum Bundesvoranschlag vorgesorgt ist. Der Antrag ist vom zuständigen 
Bundesministerium im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt und dem Bundesministerium für 
Finanzen zu stellen. Die Zustimmung der Bundesregierung ist nicht erforderlich für die Aufnahme 
von Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas I, Entlohnungsgruppe e, und des Entlohnungs
schemas H, Entlohnungsgruppe 7, die in dringlichen Fällen einer unvorhergesehenen Dienstverhin
derung eines Bediensteten als Ersatz für diesen eingestellt werden müssen. 

(4) Im übrigen ist für die Aufnahme von Vertragsbediensteten die Zustimmung des Bundes
kanzleramtes erforderlich. Das Bundeskanzleramt kann die Zustimmung für die Aufnahme von 
bestimmten Gruppen von Vertrags bediensteten generell erteilen. Es kann diese Zustimmung an 
bestimmte Voraussetzungen knüpfen. 

10. übergangsbestimmungen . 

. (1) Das Bundeskanzleramt kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen und 
dem beteiligten Bundesministerium für einzelne Personalstände einen Normalstellenplan aufstellen 
und bestimmen, daß freie Dienstposten soweit nicht wieder besetzt werden dürfen, als sie den Nor
malstellenplan übersteigen. 

(2) Dienstposten, die im Dienstpostenplan zusätzlich für die Zeit eines vorübergehenden Bedarfes 
vorgesehen sind, dürfen soweit nicht mehr besetzt werden, als das Bundeskaniieramt im Einver
nehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen und dem beteiligten Bundesministerium fest
stellt, daß der erhöhte Bedarf nicht mehr besteht. 

(3) Das Bundeskanzleramt kann im Falle einer Anderung der Dienstpostenorganisation die , 
Bestimmungen des Dienstpostenplanes den Organisationsänderungen anpassen. 

(4) Der Dienstpostenplan erstreckt sich nicht auf die Bediensteten, die nicht in einem Dienst
verhältnis Zum Bund stehen, für deren Dienstbezüge aber der Bund aufzukommen hat. 1) 

1) Die übersicht III weist die Anzahl dieser Bediensteten und ihre kreditmäßige Veranschlagung 1m Bundes
voranschlag aus. 

5 
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/ 

11. Besonderer Teil. 

A. Dienstpostenverzeichnis. 
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Präsidentschaftskanzlei 

über den über den 
Stand Stand 

Dienst-
Stand 

aus der 
Bezeichnung Dienst-

Stand 
aus der 

Bezeichnung klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besent besetZl 

Präsiden tschaftskanzlei 
Verwaltungshilfsdienst 

Rechtskundiger Verwaltungs- und Kanzleidienst 
dienst (Verwendungsgruppe D) 

(VerwendungsgruPl'e A) 

Kabinettsdirekcor IX 1 Oberoffizial, Kanzleioberofftzial IV - 2 

Kabinettsvizedirektor VIll i Oberoffizial, Kanzleioberoffizial I li-I Offizial, Kanzleioffizial . Kabinettsrat VII 1 Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 8 Kabinettssekretär VI 

) 
des Verwaltungshilfsdienstes, Kabinettssekretär V 1 Kanzlist . . • . . . . • . • Kabinettskommissär IV ---Kabinettskommissär III 8 ---

4 . ---
---

Höherer Ministerialdienst 
Dienst der Kuriere in der 

(Verwendungsgruppe A) Präsidentschaftskanzlei 
Sektionschef IX - 1 (Verwendungsgruppe D) 
Ministerialrat . vm 1 

--- Erster Kurier IV 1 
1 Zweiter Kurier. } ---

Gehobener Verwaltungsdienst Zweiter Kurier. Ill-I 1 
Zweiter Kurier . 

(Verwendungsgruppe B) ---
2 

Wirklicher Amtsrat VI 1 1 
Amtssekretär . V 

} Amtsoberrevident . IV-III ---
Amtsrevident III 2 

Amtsassistent . II 
Allgemeiner Hiifsdienst, ---

3 Kraftwagenlenker 
------

V erwa ltungsdienst (Verwendungsgruppe E) 

(Verwendungsgruppe C) Amtswart, Kraftwagenlenker 
} rn-I Ministerialkanzleidirektor • V 1 Amtswart, Kraftwagenlenker . 11 

Kanzleidirektor . IV 1 2 Amtsgehilfe,Kraftwagenlenker 
Oberkontrollor } 

---
Kontrollor III-I 2 

11 

Adjunkt ------
--- Summe 33 

4 I 

A. Vertragshedienstete des Entlohnungsschemas I 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I I 
Summe 

a b c d e . 
Präsi dentschaftskanzlei 1 1 - 1 5 8 
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Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates 

über den über den 
S<and Stand 

Bezeichnung 
Dienst-

Stand 
aus der 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 

I besetzt besetzt 

Kanzlei des Präsidenten 
Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe C) 

des Nationalrates Ministerialkanzleidirektor . . V 1 

Rechtskundiger Verwaltungsdienst Kanzleidirektor . IV -
Oberkontrollor 

} III-I 
(Verwendungsgruppe A) Kontrollor. 2 

Parlamentsdirektor . . IX 1 
Adjunkt. Parlamentsvizedirektor . VIII 2 ---

Parlamentsrat VIII 1 3 
--

Parlamentsrat VII 1 Verwaltungshilfsdienst 
Parlamentssekretär VI 

} und Kanzleidienst 
Parlamentssekretär V 6 (Verwendungsgruppe D) 
Parlamentskommissär IV Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} rn-I 
Parlamentskommissär III Offizial, Kanzleioffizial . ---, 11 Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 7 

--- des Verwaltungshilfsdienstes, 

Höherer Stenographendienst 
Kanzlist . . . . . . . . . ---

7 (Verwendungsgruppe A) ---
Wirklicher Hofrat VIII 1 Mittlerer technischer Dienst 
Oberrat • VII 1 (Verwendungs~ruppe D) 
Rat. VI 

} 
TedlOischer Oberof zial . • • 

} III-I 
Oberkommissär V 12 Technischer Offizial . 
Kommissär IV TedlOischer Adjunkt, Beamter des 1 
Kommissär III mittleren technischen Dienstes . ------

14 1 ---._-
Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 

Rechnungsdienst (Verwendungsgruppe D) 
(Verwendungsgruppe B) Oberaufseher . . . . • . . 

} III-I 1 
Wirklicher Amtsrat . . . . VI 1 Oberaufseher ---Rechnungssekretär V 

} 
1 

Rechnungsoberrevident IV-IlI 1 Maschinisten Dampf- und 
---

Rechnungsrevident m 10 

Rechnungsassistent Il elektrischen Betrieben 

--- (Verwendungsgruppe D) 
2 Obermaschinist . . . 

} III-I 1 --- Maschinist . ---
Gehobener Verwaltungsdienst 1 

(Verwendungsgruppe B) Allgemeiner Hilfsdienst, 
---

Wirklicher Amtsrat VII - 1 Kraftwagenlenker 
Wirklicher Amtsrat VI 1 (Verwendungsgruppe E) 
Amtssekretär . V 

} Amtswart, Kraftwagenlenker 
} III-I Amtsoberrevident . IV-III 1 Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker 33 

Amtsrevident III ---
33 

Amtsassistent . II ------ Summe. 75 2 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

I 
i 

I Unterteilung 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

Summe 
a I b I c I d I e 

Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates - I 1 I - I 7 I 31 I 39 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II 

Unterteilung I Stand' in der Entlohnungsgruppe 
Summe 

.' 1 I 2 I 3 I 4 I 5 I 6 I 7 

Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates ... - I - I - I - I 1 - I 5 6 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I (saison- oder teilbeschäftigt) 

Unterteilung I Stand in der Entlohnungsgruppe I Summe 
a I b I c I d I e 

Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates ·1 4 I - .! - I 5 
\ 

- I 9 
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Gerichte des Öffentlichen Rechtes 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt , besetzt 

Verfassungsgerichtshof 
Verwaltungshilfsdienst 

und Kanzleidienst 

Höherer Verwaltungsdienst (Verwendungsgruppe D) 

(Verwendungsgruppe A) Oberoffizial, Kanzleioberoffizial -
} rn-I Ministerialsekretär _ VI 

} 
Offizial, Kanzleioffizial _ 

2 Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter Ministerialoberkommissär _ V 1 des Verwaltungshilfsdienstes, MinisteriaIkommissär IV 
Ministerialkommissär 'rn Kanzlist _ 

---
--- 2 

1 ---
---

Verwaltungsdienst' 
Allgemeiner Hilfsdienst. 
(Verwendungsgruppe E) 

(Verwendungsgruppe C) Amtswart -
} rn-I Kanzleidirektor _ IV 1 Amtswart 1 

Oberkontrollor _ } Amtsgehilfe 
Kontrollor _ li-I - ---
Adjunkt _ I-I 

1 
---

Summe _ 5 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
~Unterteilung 

I I I I 
Summe 

a b c d e 
-

-I I I Verfassungsgerichtshof 1 - - I 2 I 1 I 4 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschema~ 11 

Unterteilung 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

I I I I I I 
Summe 

1 2 3 4 5 6 7 

Verfassungsgerichtshof _ _1_-1--=-1--=-1--=-1--=-1--=-1_2 1_2 

, 
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Gerichte des öffentlichen Rechtes 

über den über den 
Dienst- Stand Stand' 

Bezeichnung klasse 
Stand 

. aus der 
Bezeichnung 

Dienst- Stand 
'aus der 

(Standes- Per- klasse Per-
sonal- sonal~ 

gruppe) reserve reserve 
, besetzt besetzt 

Verwaltungs- Verwaltungsdienst 

gerichtshof (Verwendungsgruppe C) 

Ministerialkanzleidirektor . V 1 Richter 
Kanzleidirektor IV - 1 

Präsident 8 1 Oberkontrollor } Vizepräsiden t . 7 1 Kontrollor III-I 2 
Senatspräsident 6 SI) Adjunkt. 
Rat. S 20 2) ---

3 --- ------27 
-- ---

Verwaltungshilfsdienst 

Höherer Verwaltungsdienst und Kanzleidienst 

(Verwendungsgruppe A) (Verwendungsgruppe D) 

Sektionsnit . VII 1 1 Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} lU-I 
Mi nisterialsekretär . VI 

} 
Offizial, Kanzleioffizial . 

Ministerialoberkommissär . V Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 8 

Ministerialkommissär IV 1 des Verwaltungshilfsdienstes, 

Ministerialkommissär III Kanzlist ......•... ------ 8 
2 ------_ ... ,-- ..._---

Geho bener Verwalnmgsdienst Allgemeiner 'Hilfsdienst 

(Verwendungsgruppe B) (Verwendungsgruppe E) 

Amtssekretär . " V 

} 
Amtswart 

} III-I Amtsoberrevident . IV-III 
Amtswart '- 6 .' 2 Amtsgehilfe Amtsrevident III ---

Amtsassistent . II 6 --- ---
2 
-- Summe. 48 1) 

Dazu für die Zeit vorübergehenden Bedarfes ') I, ,Z) 5 Dienstposten. t) Dazu für die Zeit vorüberg ebenden Bedarfes 6 Dienstposren. 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Unterteilung 
Stand in der Entlobnungsgruppe 

I I I I 
Summe 

a b c d e 

Verwaltungsgericlttshof ·1 - I - I - I 
51) 

I 
4 I 9 1) 

1) Dazu für, die Zeit vorübergehenden Bedarfes 2 Dienstposten. 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II 

Unterteilung 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

I I I I I I 
Summ<:! 

1 2 3 4 5 6 7 

Verwaltungsgerichtshof 
·1 - I - I - 'I -

I 
- I -

I 
5 I 5 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II (saison- oder teilbeschäftigt) 

Unterteilung 
Stand in der Eritlohnungsgruppe 

I I I I I I 
,Summe 

1 2 3 4 5 6 7 

Verwaltungsgericlttshof. . '1--=--1--=--1_-1--=--1--=--1--=--1_1 1_1 
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Redtnungshof 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeidmung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aUJ d~r 

klasse Per~ klasse Per-
sona.l- sonal-

reserve reserve 
besent besetzt 

Verwalrungsdienst 

Rechnungshof 
(Verwendungsgruppe C) 

Ministeri~lkanzleidirektor V 1 
Höherer Verwaltungsdienst Kanzleidirektor . IV 1 

Oberkontrollor } (Verwendungsgruppe A) Kontrollor . III-I 1 

Vizepräsident IX 1 
Adjunkt . ---

Sektionschef IX 1 3 
Ministerialrat . VIII 7 8 

---_ .. --- ---

Sektionsrat . VII 7 Verwaltungshilfsdienst 
Ministerialsekretär . VI 

} 30 

und Kanzleidienst 
Ministerialoberkommissär . V (Verwendungsgruppe D) 
Ministerialkommissär IV Oberoffizial, Kanzleioberoffizial lm_, Ministenalkommissär In Offizial, Kanzleioffizial . --- Adjunkt, Kan:zleiadjunkt, Beamter 7 

I~ des Verwaltungshilfsdienstes, 

I 
I 
._-_. Kanzlist ---

7 
Gehobener Verwaltungsdienst --- _._-~ -----

(Verwendungsgruppe B). Allgemeiner Hilfsdienst, 
Kraftwagenlenker 

Wirklicher Amtsrat VII 11 (Verwendungsgruppe E) 
Wirklicher Amtsrat VI 9 Amtswart, Kraftwagenlenker 

} III-I Amtssekretär . V 

} 
Amtswart, Kraftwagenlenker 8 

Amtsoberrevident . , , IV-III 19 Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker 
Amtsrevident . III ---
Am tsassistent . n 8 ---------

39 Summe. 103 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I d I a b c e 
Summe 

Rechnungshof ·1 1 I .4 I - I 16 I 4 I 2S 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung ----.--~~--~----.---------~---ISumme 

121 3 I .4 I S 1
6 1 7 

I - - - - I - s s 

-\---1--
Rechnungshof 
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14 

Bundeskanzleramt 

über den über den 
Stimd Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der Dienst- aus der 

klasse Per- Bezeichnung klasse Stand Per-
sonal .. sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Gehobener Redaktionsdienst 
(Verwendungsgruppe B) 

Bundeskanzleramt Redaktionssekretär V 

} Redaktionsoberrevident " IV-'-III 6 
Zentralleitung Redaktionsrevident III 
Höherer Ministerialdienst Redaktionsassistent 11 -(Verwendungsgruppe A) 6 

Sektionschef IX 2 2 ---
Ministerialrat . . " VIII 6 3 
Sektionsrat . ..... '. " VII 7 2 Gehobener Verwalrungsdienst 
Ministerialsekretär . VI 

} 21 

(Verwendungsgruppe B) 
Ministerialoberkommissär . V Wirklicher Amtsrat VII 3 
Ministerialkommissär IV Wirklicher Amtsrat VI 3 5 
Ministerialkommissär III Amtssekretär . V 

} 36 Amtsoberrevident . . IV-III 24 Amtsrevident III 
--- Amtsassistent . II ---

30 
--- ---

Höherer Ministerialdienst Verwaltungsdienst (Pressedienst) {Verwendungsgruppe C) 
(Verwendungsgruppe A) Ministerialkanzleidirektor . V 1 

Sektionschef IX 1 Kanzleidirektor IV 4 

Ministerialrat , VIII 2 Oberkontrollor r III-I Sektionsrat . VII 2 1 Kontrollor . 16 
Ministerialsekretär . VI 

} 
Adjunkt , 

Ministerialoberkommissär . V ---
6 21 

Ministeriall,ommissär IV 
Ministerialkommissär . III ------

---
11 Verwaltungshilfsdienst 

und Kanzleidienst 
------ (Verwendungsgruppe D) 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial l rn-I 
Offizial, Kanzleioffizial . 

Höherer Redaktionsdie~st 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 45 

des Verwaltungshilfsdienstes, 
(Verwendungsgruppe A) Kanzlist " . ---

Chefredakteur VIII - 2 45 
Chefredakteur VII 3 ---
Redaktionsrat VI 

}12 Redakteur 1. Klasse . V Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 
Redakteur 2. Klasse . IV (Verwendungsgruppe D) 
Redakteur 2. Klasse . III - Oberaufseher . 

} III-I 3 
15 Oberaufseher - 3 

--- --- ---

Reclmungsdienst Allgemeiner Hilfsdienst, 

(Verwendungsgruppe B) Kraftwagenlenker 
(Verwendungsgruppe E) 

Rechnungsdirektor VII ' 1 Amtswart, Kraftwagenlenker 
} III-I Wirklicher Amtsrat VI 1 Amtswart, Kraftwagenlenker , 70 

Rechnungssekretär V 

} 
Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker 

Rechnungsoberrevident IV-III -
Rechnungsrevident III 33 70 

Rechnungsassistent II ---
35 Summe. 272 

--" --- -
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15 

Bundeskanzleramt 

über den über den 
Stand Stand 

Dienst- aus der Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung klasse Stand Per- Bezeichnung klasse Per-
sonal- .onal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Verwaltung für Gehobener Verwaltungsdienst 

verstaatlichte (Verwendungsgruppe B) 

U n te r neh m un gen ';.) Wirklicher Amtsrat VII 1 
Wirklicher Amtsrat VI 2 

Höherer Ministerialdienst Amtssekretär • " 
V ) (Verwendungsgruppe A) Amtsoberrevident . IV-rn 

10 
Sektionschef IX 1 Amtsrevident rn 

Amtsassistent • TI 
Ministerialrat • vrn 1 ---
Sektionsrat . VTI 1 13 
Ministerialsekretär . VI ---
Ministerialoberkommissär . V ) 5 Verwaltungsdienst Ministerialkommissär IV 
Ministerialkommissär rn (Verwendungsgruppe C) 

--- Kanzleidirektor • 
" 

IV 1 
8 Oberkontrollor . } --- . 

Kontrollor. rn-I 1 

Höherer technischer Dienst 
Adjunkt. ---

(Verwendungsgruppe A)' 2 
---

Baurat VI 

) Bauoberkommissär V 1 Verwaltungshilfsdienst 
Baukommissär IV und Kanzleidienst 
Baukommissär III (Verwendungsgruppe D) --- Oberoffizial, Kanzleioberoffizial • . 1 I Ill-I --- Offizial, Kanzleioffizial . 

Höherer Wirtschaftsdienst 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 20 

des Verwaltungshilfsdienstes, 
(Verwendungsgruppe A) Kanzlist ...•...... 

Wirtschafts rat VI 

) 
---

Wirtschaftsoberkommissär V 20 
1 ---

Wirtschaftskommissär IV 
Wirtschaftskommissär III AlI~emeiner Hilfsdienst --- (Verwendungsgruppe E) 1 

--- Amtswart I 

} rn-I Amtswart 8 
Verwaltungshilfsdienst Amtsgehilfe 

und Kanzleidienst ---
(Verwendungsgruppe D) 8 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial I Ill-I ---
Offizial, Kanzleioffizial . Summe. 63 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 2 ---des , Verwaltungshilfsdienstes, 

Osterr. Staatsarchiv Kanzlist .....•..•. ---
2 Höherer Arc:hivdienst J --- (Verwendungsgruppe A) 

Summe. 12 Wirklicher Hofrat· .' VIII 4 -'-- Oberstaatsarchivar VII 5 
Staatsarchivar 1. Klasse VI ) Zen trallei t ung Staatsarchivar 1. Klasse V 13 
Staatsarchivar 2. Klasse IV 

(Wirtschaftliche Koordination) Staatsarchivar 2. Klasse rn ---Höherer Ministerialdienst 22 
(Verwendungsgruppe A) ---

Sektionschef IX 1 Rechtskundiger Verwaltungsdienst 
Ministerialrat • 

, 
VIII 3 (Verwendungsgruppe A) 

Sektionsrat . VII 4 1 Wirklicher Hofrat vrn - 1 
Ministerialsekretär • VI ) Administrationsrat VI 

) Ministerialoberkommissär • . V 12 Oberkommissär . V 2 Ministerialkommissär IV Kommissär IV 
Ministerialkommissär III Kommissär III . --- ---

20 2 
--- ------

. .. , . 
) Fur dIe Zelt des vorubergehenden Bedarfes . 
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16 

Bundeskanzleramt 

Bezeichnung 

Gehobener Fachdienst an Archiven 
(Verwendungsgruppe B) 

Wirklicher Amtsrat 
Wirklicher Amtsrat 
Archivsekretär 
Archivoberrevident 
Archivrevident 
Archivassistent 

Verwaltungsdienst 
(Verwendungs gruppe C) 

Kanzleidirektor . 
Oberkontrollor 
Kontrollor. 
Adjunkt. 

I 

Dienst
klasse 

über den 
Stand 

aus der 
Stand Per-

VlI 1 
VI 1 

IV V rn } 16 
1lI 
II 

IV 

} rn-I 

18 

1 

3 

4 

sonal
reserve 

( besetzt 

-----------1--------_ 
Verwaltungshilfsdienst 

und Kanzleidienst 
(Verwendungsgruppe D) 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 
Offizial, Kanzleioffizial . 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 

des Verwaltungshilfsdienstes, 
Kanzlist ......... . 

IV 2 

14 

14 
-~---------I------------

Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 
(Verwendungsgruppe D) 

Oberaufseher . 
Oberaufseher . • 

Allgemeiner Hilfsdienst 
(Verwendungsgruppe E) 

Amtswart 
Amtswart 
Amtsgehilfe 

Summe. 

} rn-I 6 

6 

} rn-I 11 

11 

77 

11--,.----------11-------

Statistisches Zentralamt 
Höherer statistischer Dienst 

(Verwendungsgruppe A) 
Präsident 
Wirklicher Hofrat 
Ob errat . 
Rat 
Oberkommissär 
Kommissär. 
Kommissär 

IX 1 
vrn 2 2 
VII 3 
VI 

} V 13 IV 
rn ---

Bezeichnung 

Gehobener statistischer Fachdienst 
(Verwendungsgruppe B) 

Wirklicher Amtsrat 
Wirklicher Amtsrat 
Sekretär. 
Oberrevident . 
Revident • 
Assistent. 

Dienst
klasse Stand 

VII 2 
VI 5 

IV: rn } 26 

11 

33 

über den 
Stand 
aus der 

Per
sonal

reserve 
besetzt 

11----------1---------

Statistischer Fachdienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Fachinspektor . IV 2 
Ober kontrollor . 
Kontrollor. 
Adjunkt. 

} rn-I 29 

Einfacher statistischer Dienst 
(Verwendungsgruppe D) 

Oberoffizial .. 
Offizial . • '.. . 
Adjunkt, Kanzlist . 

Verwaltungshilfsdienst 
und Kanzleidienst 

(Verwendungsgruppe D) 

} rn-I 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial ·1 rn-I 
Offizial, Kanzleioffizial . • • . . 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 

des Verwaltungshüfsdienstes, 
Kanzlist 

31 

17 

17 

4 

4 

2 

------------1---- ------

Allgemeiner Hilfsdienst 
(Verwendungsgruppe E) 

Amtswart 
Amtswart • 
Amt~gehilfe 

Summe. 

} rn-I 6 

6 

110 
19 --- --111----------1------
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17 

Bundeskanzleramt 

über den I über den 
Stand Stand 

Dienst- aus der Dienst- aus der 
Bezeichnung 

klassl' Stand 1'er- Bezeichnung klasse Stand Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetlt besetzt 

Außeres V erwa ltungsdienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Höherer auswärtiger Dienst ' Kanzleidirektor . , V - 1 
, (Verwendungsgruppe A) Kanzleidirektor . IV - 4 

AußerordentliCher und bevoll- Oberkontrollor • } mächtigter Botschafter . IX 5 Kontrollor. III-I 10 
Außerordentlicher Gesandter und Adjunkt. 

bevollmächtigter Minister, Le- ---
gationsrat 1. Klasse, General- 10 

--konsul 1. Klasse . . . . . • VIII 29 - Verwaltungshilfsdienst Legationsrat 2. Klasse, General- und Kanzleidienst konsul 2. Klasse ...... VII 34 7 
(Verwendungsgruppe D) Legationssekretär 1. Klasse, Konsul 

1 
1. Klassl',GeneraikonsuI3. Klasse VI Oberoffizial, Kanzleioberoffizial IV - 3 

Legationssekretär 2. Klasse, Konsul Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} ln-I 
2. Klasse .••.... V r' Offizial, Kanzleioffizial . 

Legationssekretär 3. Klasse, Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 30 
Vizekonsul IV des Verwaltungshilfsdienstes, 

Legationssekretär 3. Klasse, Kanzlist 
Vizekonsul, Attache • . III 30 ---

171 -----
,--
~ Allgemeiner Hilfsdienst 

Gehobener Verwaltungsdienst (Verwendungsgruppe E) 
(Verwendungsgruppe B) Amtswart 

} I1I-I Wirklicher Amtsrat VII 4 Amtswart 14 
Wirklicher Amtsrat ,VI 8 Amtsgehilfe 
Amtssekretär . V 

} 96 

---
Amtsoberrevident . IV-I1I 14 ---Amtsrevident III Summe. 333 
Amtsassistent . . II ------ Gesamtsumme. 855 

108 (12) 
--- ------

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Stand in der EntJohnungs~nlppe 
Unterteilung 

I I I 
Summe 

a b c I d e 

Zentralleitun~ ...... 10 17 4 I 61 15 107 
Zentralleitung - Wirtschaftliche Koordination 32 31 3 

I 
42 4 112 

Osterr. Staatsarchiv - - - 4 7 11 
Statistisches Zentralamt . 4 36 28 224 10 302 
Kußeres . 9 31 - 246 S3 369 

Zusammen. 55 115 35 577 119 901 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 

Stand in der ,Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I I I I 
Summe 

1 2 3 4 5 6 7 

Zentralleitung . . ...... - - 2 8 2 35 2 49 
Zentralleitung - Wirtschaftliche Koordination - - - 1 5 6 - 12 
Osterr. Staatsarchiv - - 3 - 5 13 2 23 
Statistisches Zentralamt .' . - - - 1 - 18 - 19 
Äußeres. - - - 18 - - 83 101 ---------------------

Zusammen. - - 5 28 12 72 87 204 ---------------------
Dienstpostenplan 1959 2 
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18 

Bundeskanzleramt 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I (saison- oder teilbesd!.äftigt) 

Unterteilung I 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

I I I I 
SUl1,1me 

a b c d e 

Statistisches Zentralamt 
·1 

- I -
I 

-
I 111 I - I 111 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 (saison- oder teilbeschäftigt) 

Unterteilung 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

Isumme 
1 I 2 I 3 I 4 I 5 I 6 I 7 

Zentralleitung - - - - - - 1 1 

Statistisches Zentralamt '. - - - - - - 14 14 

------------------------
Zusammen. - - - - - - 15 15 ---------------------

I 
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Bundesministerium für Inneres 

über den übeeden 

Dlenst-
Stand Stand 

Bezeidmung Stand 
aus der Dienst- aus der 

klasse Per- Bezeichnung klasse Stand Per~ 
sonal- sonal. 

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Inneres 
Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe C) 

Zentralleitung Ministerialkanzleidirektor . V 1 

Höherer Ministerialdienst 
Kanzleidirektor, Fachinspekt~r· IV 7 9 
Oberkontrollor . . . . . . . } (Verwendungsgruppe A) Kontrollor ITI-I 36 

Sektionschef IX 2 Adjunkt. ---
Ministerialrat . VIII 11 13 44 
Sektionsrat . VII 13 2 --~ 

Ministerialsekretär . VI 

I 
Verwaltungshilfsdienst 

Ministerialoberkommissär V 40 
und Kanzleidienst 

MinisteriaIkommissär IV (Verwendungsgruppe D) 
Ministerialkommissär III Oberoffizial, Kanzleioberoffizial IV - 8 --- Oberoffizial, Kanzleioberoffi2ial I Ill-J 

66 
_. 

----- --~ Offizial, Kanzleioffizial 

Höherer landwirtschaftlicher Dienst 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 100 

des Verwaltungs hilfsdienstes, 
(Verwendungsgruppe A) Kanzlist ---

Landwirtschaftsrat . VI 

1 
100 

Landwirtschaftsoberkommissär V 
--~ 

1 Allgemeiner Hilfsdienst, 
Landwirtschaftskommissär IV 
Land wirtsc4aftskommissär m ) Kraftwagenlenker 

--- (Verwendungsgruppe E) 
1 Amtswart, Kraftwagenlenker 

} III-I -----. --- --~ Amtswart, Kraftwagenlenker . 35 

Rechtskundiger Verwaltungsdienst 
Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker ---

(Verwendungsgruppe A) 
35 ---

Administrationsrat VI 

I 
Summe. 373 

Oberkommissär V 
1 ---

Kommissär IV 
En tmin ung s dienst 

Kommissär III --- Gehobener technischer Fachdienst 1 
--- --- (Verwendungsgruppe B) 

Rechnungsdienst 
Technischer Inspektor . . V , 
Technischer Oberrevident IV-nI } 

(Verwendungsgruppe B) Technischer Revident nI 1 

Rechnungsdirektor VII I Technischer Assistent II I 
Wirklicher· Amtsrat VI 2 2 ---

I 
Rechnungssekretär V 

} 30 

---- .. - ---
Rechnungsoberrevident IV-IJI Technischer Fachdienst 

Rechnungsrevident III (Verwendungsgruppe C) 

~echnungsassistent Il Technischer Oberkontrollor 
} III-I --- Technischer Kontrollor 6 33 Technischer Adjunkt 

--~ --- ---
< Gehobener Verwaltungsdienst 

6 
---

(Verwendungsgruppe B) Mittlerer technischer Dienst 

Wirklicher Amtsrat VI] 2 3- (Verwendungsgruppe D) 

Wirklicher Amtsrat VI 5 8 Technischer Oberoffizial 
I Amtssekretär V Technischer Offizial . 

Amtsoberrevident . IV-III I 84 

Technischer Adjunkt, B~a~t~r de~ J 
m--':'I 23 

Amtsrevident 1Il mittleren technischen Dienstes . 
Amtsassistent . II 

---
23 --- -_. --~ 

91 Allgemeiner Hilfsdienst, -_._-_. --- --~ Kraftwagenlenker 

Technischer Fachdienst (Verwendungsgruppe E) 

(Verwendungsgruppe C) Amtswart, Kraftwagenlenker .-
} III-I 

Technischer Oberkontrollor } 
Amtswart, Kraftwagenlenker 15 

Technischer Kontrollor III-I 2 
Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker ---

Technischer Adjunkt 15 ------. __ 1_2 Summe. 45 
! 

--- ---
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Bundesministerium rur Inneres 

I über den überden 
Stand Stand 

Dienst- aus der Dienst- Stand 
aus d~r 

Bezeichnung klasse Stand Per- Bezeichnung klasse Per-I sonal- sonal-
reserve reserve 
beserzt besetzt 

Bun des-Po I izeibehörden I Rechnungsdienst 

und Poli zeiorgane (Verwendungsgruppe B) 

Rechtskundiger Dienst bei Wirklicher Amtsrat VI 1 2 
den Bundespolizeibehörden Rechnungssekretär V 

} Rechnungsoberrevident IV-III 11 (Verwendungsgruppe A) Rechnungsrevident III 
Rechnungsassistent Il 

Polizeipräsident . IX 1 ---
Polizeivizepräsident VIII 1 12 

-----~- -- ---
Wirklicher Hofrat VIII 19 1 
Oberpolizeirat VII 48 
Polizeirat VI 

} 26. 

Gehobener Verwaltungsdienst 

Polizeioberkommissär V (Ve~endungsgruppe B) 
Polize;kommissär IV 

Wirklicher Amtsrat VII 4 
Polizeikommissär ; III Wirklicher Amtsrat VI 20 2 --- Amtssekretär . V 

I 330 
Amtsoberrevident . lV-lU --- ---
Amtsrevident III 292 

Amtsassistenc . 11 
Amtsärztlicher Dienst ---

316 
(Verwendungsgruppe A) ---_. ---

Chefarzt VIII 1 
Chefarzt VII 1 Verwaltungsdienst 
Chefarztstell vertreter VII 1 (Verwendungsgruppe C) 
Polizeiobersanitätsrat . VII 6 
Polizeisanitätsrat VI 

}" 
Kanzleidirektor, Fachinspektor IV 6 5 

Polizeisanitätsoberkommissär V 
Oberkontrollor } Kontrollor III-I 116 

Polizeisanitätskommissär IV Adjunkt. 
Polizeisanitätskommissär III ------ 122 

52 --- --~-

------ I 

~rzte in Sanitätsanstalten 
Verwaltungshilfsdienst 

und Kanzleidienst 
(Verwendungsgruppe A) (Verwendungsgruppe D) 

Primararzt . VI l Oberoffizial, Kanzleioberoffizial . IV - 2 
Primararzt . V 1 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

}rn_. Sekundararzt IV f Offizial, Kanzleioffizial 
< . 

Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter Sekundararzt . III 545 
--- des Verwaltungshilfsdienstes, 

1 Kanzlist ----
545*) 

------ -- ---

Höherer WirtschaEtsdienst 

(Verwendungsgruppe A) Allgemeiner Hilfsdienst 

Wirtschaftsrat VI 

} 
(Verwendungsgruppe E) 

Wirtschaftsoberkommissär V 3 Amtswart 
} III-I Wirtschaftskommissär IV Amtswart 145 

Wirtschaftskommissär III Amtsgehilfe --- ---
3 145 

--- --- ---

*) Hievon 25 Dienstposten für die 
untauglicher Wachebeamter vorbehalten. 

ObersteIlung exekutivdienst-
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Bundesministeriu'm für Inneres 

i über den 
I 

Dienst-
überden 

Dienst- Stand Stand 
klasse Stand 

aus der 
Bezeichnung klasse Stand 

aus der . 
Bezeichnung (Dienst- Per. (Dienst- Per· 

sonal- sonal· 
stufe) .reserve stufe) reserve 

! besetzt besetzt 

I 

c 

Sidlerheitswachdienst Bundesgendarmerie 
Leitende Beamte 

Gendarmeriedienst 
(Verwendungsgruppe W 1) 

Leitende Beamte 
Polizeigeneral VIII 1 

I (Verwendungsgruppe W 1) 
Polizeioberst VII 6 
Polizeioberstleutnant VI 17 1 Gendarmeriegeneral . VIII 1 
Polizeimajor 1. Kl. V 42 Gend armerieoberst VII 14 1 
Polizeimajor 2. Kl., Polizei ritt-

} Gendarmerieoberstleutnant VI 24 meister 1. Kl. IV 127 
Polizeirittmeister 2. Kl., Polizei- Gendarmeriemajor 1. Kl. V 45 

oberleutnant, Polizeileutnant III-II 

! --- Gendarmeriemajor 2. KI., Gendar-
193 merierittmeister 1. Kl.. . . • IV 

Dienstführende Beamte 
Gendarmerierittmeister 2. Kl., 121 

(Verwendungsgruppe W 2) Gendarmerieoberleutnant, ) Polizeitruppeninspektor III-I (3) 82 Gendarmerieleutnant III-II 
Polizei ezirksinspektor . III-I (2) 520 --_. 
Polizeirevier inspektor . IH-I (1) 1547 205 ---

2149 Dienstführende Beamte 
Eingeteilte Beamte (Verwendungsgruppe W 2) 

(Verwendungsgruppe W 3) 
Gendarmeriekontrollinspektor . II1-1 (3) 701

) 

Polizeirayonsinspektor 

} III-I 
Gendarmeriebezirksinspektor III-I (2) 460 

Polizeioberwachmann, Oberauf-
seher 9370 Gendarmerierevierinspektor . rn-I (1) 2223 ............... 

Polizeiwachmann, Aufseher. ------ 2753 
11712 

Eingeteilte Beamte ---
(Verwendungsgruppe W 3) 

Kriminaldienst Gendarmerierayonsinspektor 

} Leitende Beamte Gendarmeriepatrouillenleiter II1-1 7244 
(Verwendungsgruppe W 1) Gendarm 

Kriminalzentralinspektor VII 1 2 
10202,)1 KriminalchefinspeKtor . VI 6 6 

Kriminaloberinspektor 1. KI .. V 17 12 
IV } 

~---_. --- ---Kriminaloberinspektor 2. Kl. • . 69 
Kriminalabteilungsinspektor III-II ---

93 
Allgemeiner Hilfsdienst 

Dienstführende Beamte (Verwendungsgruppe E) 
(Verwendungsgruppe W 2) Amtswart 

} III-I 
Kriminalgruppeninspektor III-I (3) 21 

Amtswart 10 
Kriminalbezirksinspektor III-I (2) 225 
Kriminalrevierinspektor III-I (1) 487 Amtsgehilfe .' ------

733 10 Eingeteilte Beamte 
. (Verwendungsgruppe W 3) ---

I Kriminalrayonsinspektor 
} III-I 102121

) Kriminalbeamter 1044 Summe. 
Kriminalbeamter ---

1870 ---
---

Gesamtsumme . 25738') Summe. 15108 

i j-

1) Dazu für die Zeit vorübergehenden Bedarfes 18 Dienstposten. 
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Bundesministerium für Inneres 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Stand in der Entlohnungsgruppe Lehrer 
Unterteilung 

I I I I 
Summe I L/l 2 

a b c d e 

Zentralleitung 3 15 - 181 18 217 -
Entminungsdienst . - - - - 2 2 

, 
-

Bundespolizeibehärden und Polizei organe . 18 52 2 870 81 1023 -
Bundesgendarmerie - 1 3 46 - 50 -
Flüchtlingsbetreuung - Altflüchtlinge . 15 49 53 92 66 275 14 

Flüchtlingsbetreuung - Neuflüchtlinge 7 5 11 27 12 62 2 

Flüchtlingsbetreuung - Ungarnflüchtlinge . 4 40 48 73 40 205 18 

Zusammen. 47 162 117 1289 219 1834 34 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 Be-
dienstete 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
nach 

Kollek-
Unterteilung 

I I I I I I 
Summe tivver-

1 2 3 4 5 6 7 trag 

---
ZentraUeitung - 1 5 2 2 8 38 56 -

Bundespolizeibehörden und Polizeiorgane . - 34 73 22 26 76 279 510 -

Bundespolizeibehörden und Polizeiorgane -
betriebsähnliche Verwaltung . . . . . . 1 - - 5 14 8 13 41 -

Bundesgendarmerie 2 5 20 10 20 12 142 211 -
Bundesgendarmerie - betriebsähnliche Ver-

waltung '. 1 - 2 4 2 8 27 44 -

Flüchtlingsbetreuung -'Altflüchtlinge '. 5 5 45 20 29 15 110 229 39 

Flüchtlingsbetreuung - Neuflüchtlinge 1 - 1 - 4 - 56 62 3 

Flüchtlingsbetreuung - Ungarnflüchtlinge . - 3 15 11 19 4 135 187 ------------------- --- ---
Zusammen. 10 48 161 74 116 131 800 1340 42 -------------' -, ----------

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 (saison- oder teilbeschäftigt) Be-
dienstete 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
nach 

Kollek-
Unterteilung 

I I I I I I 
Summe tivver-

1 2 3 4 5 ,6 7 trag 

---
,Bundespolizeibehörden . - - - - - - 132 132 -

Bundesgendarmerie - - - - - - 123 123 350 ------ ------ --- ------------
Zusammen. - - - - - - 255 255 350 --------- --- ---------

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 179 von 614

www.parlament.gv.at



23 

Bundesministerium für Justiz 

Bezeichnung 
Dienst
klasse 

I 
über den über den 

Stand Dienst- Stand 
~~ ~re ~~ 

Stand I Per- BezeidlOung Stand Per-
sonal- (~tandes- sonal-

reserve gruppe) reserve 
besetzt besetzt 

II-----------------~~--~~~~--II 

Justiz 
Zentralleitung 
Höherer Ministerialdienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Sektionschef 
Ministerialrat . 
Sektionsrat . 
Ministerialsekretär • 
Ministerialoberkommissär 
Ministerialkommissär 
Ministerialkommissär 

IX 
VIII 
VII 
VI 
V 
IV 
III 

2 
7 
7 

1 
8 
3 

41 1) --------------------------1------- ---.----

Gehobener Verwaltungsdienst 
(Verwendungsgruppe B) 

Wirklicher Amtsrat 
Amtssekretär . 
Amtsoberrevident . 
Amtsrevident 
Amtsassistent . 

VI 

I" VIII} 
III 
II 

2 

8 

11 ____________ 1 ______ 1_0 ___ _ 

Verwaltungsdienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Ministerialkanzleidirektor . 
Kanzleidirektor . 
Oberkontrollor . 
Kontrollor 
Adjunkt. 

V 
IV 

} III-I 2 

3 
11-------------1--------

Verwaltungshilfsdienst 
. und Kanzleidienst 

(Verwendungsgruppe D) 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial l 
Offizial, Kanzleioffizial . . . . . 
Ad junkt, Kanzleiad junkt, Beamter 1II -I 

des Verwaltungshilfsdienstes, 
Kanzlist ........•. 

. Allgemeiner Hilfsdienst, 
Kraftwagenlenker 

(Verwendungsgruppe E) 

Amtswart, Kraftwagenlenker } . 
Amtswart, Kraftwagenlenker . III-I 
Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker 

10 

10 

4 

4 

Summe. 68 

I I 

1) Dazu 14 zugeteilte Ridlter und Staatsanwälte. 

Generalprokuratur 

Staatsanwaltschaftliche Beamte 
Generalprokurator • 

Generalanwalt 

6 

5 7 

11------------1---------
Summe. 8 

11------------11--------
Oberster Gerichtshof 

Richter 
Erster Präsident des Obersten 

Gerichtshofes . 

Zweiter Präsident des Obersten 
Gerichtshofes 

Senatspräsident des 
Gerichtshofes . 

Obersten 

Rat des Obersten Gerichtshofes 

Präsidialsekretär des Obersten 
Gerichtshofes . 

Sekretär des Obersten Gerichts
hofes 

Sekretär des Obersten Gerichts
hofes 

Gehobener Fachdienst in der 
Gerichtskanzlei . 

(Verwendungsgruppe B) 

Wirklicher Amtsrat 
T ustizsekretär 
Justizoberrevident 
Justizrevident 
Justizassistent . 

Fachdienst bei Gericht 
(Verwendungsgruppe C) 

Justizoberkontrollor 
Justizkontrollor • 
Justizadjunkt . 

8 

6 

5 

4 

3 

2 

VI 
V 

IV-III 
III 
II 

} III-I 

7 

36 

2 

47 

4 

3 

3 
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Bundesministerium für Justiz 

I übeiden 
~ 

über den 
Dienst- Stand Dienst- Stand 
klasse 

I 
aus der klasse au'i der 

Bezeidmung (Standes- Stand Per- Bezeichnung (Standes- Stand Per-
sonal- sonal-

gruppe) reserve gruppe) I reserve 
besetzt besetzt 

-Verwaltungshilfsd ienst 
Staatsanwaltschaftliche Beamte 

Obentaatsanwalt, Leitender Erster 
und Kanzleidienst Staatsanwalt In Wien, Graz, 

(Verwendungsgruppe D) Linz und Innsbruck _ 5 9 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial, . I rn-I 

---

Erster Oberstaatsanwaltstellver-Offizial, Kanzleioffizial . 
treter, Erster Staatsanwalt, Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 5 
Oberstaatsanwaltstellver -des Verwaltungshilfsdienstes, treter 4 34 Kanzlist ------

5 Oberstaatsan waltstellvertreter , 
--- --- Staatsan walt 3 44 

,-----

Allgemeiner Hilfsdienst Staatsanwalt 2 36 21) --
(Verweildungsgruppe E) 123 

--- ---
Amtswart 

} rn-I 
Rechnungsdienst Amtswart 2 

Amtsgehilfe 
(Verwendungsgruppe B) 

--- Rechnungsdirektor , . . VII 2 
2 Wirklicher Amtsrat . . VI 8 --- Rech.n ungssekretä r V 

Summe. 61 Rechnungsoberrevident IV-rn ) 62 --- Rechnungsrevident III 
Rechnungsassistent II ---

Justizbehörden In 72 

den Ländern 
----- ---- ---

Gehobener Fachdienst in der 
Richter Gerichtskanzlei ' 

Oberlande~gerichtspräsident 7 4 
(Verwendungsgruppe B) 

Wirklicher Amtsrat .... VII 3 
Wirklicher Amtsrat VI 80 8 --- J ustizsek retär . V 

)788 Präsident des Gerichtshofes 1. In-
Justizoberrevident Iv-rn 
Justizrevident III 

stanz, Oberlandesgerichtsvize- Tustiza,sistent . II 
präsident, Vorsitzender Rat des - ---
Oberlandesgerichtes . . . . . 5 49 871 

----~ 

-- Fachdienst bei Gericht I 
a) Rat des Oberlandesgerichtes, 

(Verwendungsgruppe C) 

I 

1 

Justizinspektor , . lV 45 
Vizepräsidem des Gerichtshofes Justizoberkontrollor } I. Instanz . . . 4 92 Justizkontrollor • III-I I~ b) Senatsvorsitzender des Gerichts- Justizadjunkt 
hofes 1. Instanz 93 

I~ ----- ---
---

Verwaltungshilfsdienst 
a) Senatsvorsitzender des Gerichts-

} 
und Kanzleidienst 

hofes I. Instanz 3 206 (Verwendungsgruppe D) 
b) Gerichtsvorsteher, Rat des Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} ß1-I 
Gerichtshofes I. Instanz , 173 Offizial, Kanzleioffizial 

Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 664 
--- , des Verwaltungshilfsdienstes, 

Gerichtsvorsteher, Rat des Ge-
Kanzlist ---: 

richtshofes I, Instanz 2 296 664 
--- ---

---- Vollstreckungsdienst 
(Verwendungsgruppe D) 

Richter 1 329 Vollstreckungsoberoffizial . 1 rn-I 
Vollstreckungsoffizial 364 ---- -- Vollstreckungsad junkt, 

Vollstrecker . . . • 
Hilfsrichter, Richteramtsanwärter 87 ------ 364 

1329 ----- --- --
---

I) über dem Stand auf Grund der Bestimmungen der Fußnote des H. Teiles, B. 
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25 

Bundesministerium für Justiz 

über den 
Dienst-

I über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung 
klasse Stand 

aus der 

klasse Per- (Dienst- Per-
sonal- sonal-

reserve stufe) 
I 

reserve 
besetzt b.esetzt 

Gefangenenaufsichtsdienst bei 
Maschinisten in Dampf- und Bezirksgerichten 

(Verwendungsgruppe E) elektrischen Betrieben 

Gefangenenhauswart . 
} III-I 

(Verwendungsgruppe D) 

Gefangenenhauswart 60 Obermaschinist 
} III-I Gefangenenhausgehilfe Obermaschinist 3 

--- Maschinist 
60 ---

3 -_. --
--- ---

Allgemeiner Hilfsdienst 
(Verwendungsgruppe E) 

Amtswart 
} III-I 

Bundeslehrer 
Amtswart 120 (Verwendungsgruppe L 2 B) 
Amtsgehilfe Direktor 1 --- Fachhauptlehrer, Fachoberlehrer, 120 --- Fachlehrer . 11 ---

Summe. 4231 
(Verwendungsgruppe L 2 HS) 

12 

--- Direktor 1 
Hauptlehrer, Oberlehrer, Lehrer 2 

Justizanstalten ---
3 

Höherer Dienst in Justizanstalten --- --- ---
(Verwendungsgruppe A) . 

Oberrat, Geistlicher Rektor, Justizwachdienst und Die~st der 
Obersanitätsrat • VII 2 Jugenderzieher 

Rat, Geistlicher Rektor, Sanitäts- Leitende Beamte 
rat ............ VI 

1 
Oberkommissär, Geistlicher Rek- (Verwendungsgruppe W 1) 

tor, Sanitätsoberkommissär . V Oberdirektor . VII 2 
Kommissär, Geistlicher Rektor, 22 Direktor VI 7 2 

Sanitätskommissär . IV 

I 
Justizwachoberinspektor 1. Kl., 

Kommissär, Geistlicher Rektor, Oberpräfekt 1. Kl. . V 17 ·9 
Sanitätskommissär • III Justizwachoberinspektor 2. Kl., 

--- Oberpräfekt 2. Kl. . IV 

} 52 
24 J ustizwachabteilungsinspektor, ---- --

Präfekt rn-lI 
Sozialer Betreuungsdienst ---
(Verwendungsgruppe B) 78 

Sekretär. V ) 
Diensdührende Beamte Oberrevident IV-III 

J Revident III 21 (Verwendungsgruppe W 2) 
Assistent II Justizwachgruppeninspektor, --- Obererzieher • . • . . . III-I (3) 8 21 

----- -- --- Justizwachinspektor, Ober-

Wirtschaftsführer 
erzieher . . . . . . . III-I (2) 25 

(Verwendungsgruppe C) 
Justizwachoberkontrollor, Ober-

erzieher III-I (1) 269 
Wirtschaftsoberkontrollor 

} lII-I 
---

Wirtschaftskontrollor 2 302 

Wirtschaftsad ju nkt Eingeteilte Beamte 
--- (Verwendungsgruppe W 3) 

2 
----- --- --- Justizwachkontrollor, Erzieher 

} III-I Verwaltungshilfsdienst 
. Justizoberwachmann, Erzieher 1445 

und Kanzleidienst 
Justizwachmann, Erzieher ---

(Verwendungsgruppe D) 1825 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

fm-I 
---

Offizial, Kanzleioffizial . Summe. 1902 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 12 

des Verwaltungshilfsdienstes, - ---
Kanzlist • . . . . . . . . . --- Gesamtsumme . 6270 

12 
--- --- ---
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Bundesministerium für Justiz 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I I 
Summe 

a b c d e 

Zentralleitung - - I - 30 - 30 

Oberster Gericlltshof - - - 18 1 19 

Justizbehärden in den Ländern " 10 130 66 916 114 1236 

J ustizanstalten 4 1 2 38 - 45 

Zusammen. 14 131 68 1002 115 1330 

I 
I 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I I I I 
Summe 

1 2 3 4 5 6 7 
, I 

Zentralleitung - - 1 4 - 1 I - 6 

Justizbehörden in den Ländern . - 2 17 9 4 30 129 191 

Justizanstalten - I - 2 12 - 1 3 18 
--[--------------------

Zusammen. - I 2 20. 25 4 32 132 215 1-'-'-' -l-I I 

B. Vertrags bedienstete des Entlohnungsschemas II (saison- oder teilbeschäftigt) 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I I I I 
Summe 

1 2 3 4 5 6 7 

Justizbehörden in den Ländern . . - - - - - - 120 120 

---------------------
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Bundesministerium für Unterricht 

über den überden 
Stand Stand 

Dienst- aus der Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung klasse 
Stand Per- Bezeichnung klasse Per-

sonal- sonal-
reserve reserve 
besetzt besetzt 

Unterricht Hochschulen 

Zentralleitung Hochschullehrer 

Höherer Ministerialdienst Ordentlicher Professor. 372 1} 

(Verwendungsgruppe A) Außerordentlicher Professor 121 2} 

Sektionschef • IX 4 Hochschulassistent . 845 3) 

Ministerialrat VTII 14 20 ---
1338 

Sektionsrat . - VII 17 4 ----- ------
Ministerialsekretär . VI 

I Bundeslehrer 
Ministerialoberkommissär . V 50 (Verwendungsgruppe L 1) 
Ministerialkommissär IV Direktor 1 
Ministerialkommissär III --- Professor 7 

85 (Verwendungsgruppe L 2 HS) --- ---

Rechnungsdienst Fachhauptlehrer, Fachoberlehrer, 
(Verwendungsgruppe B) Fachlehrer . . . . . . . . . 4 

Rechnungsdirektor VII 1 (Verwendungsgruppe L 2 V) 
Wirklicher Amtsrat VI 1 Fachhauptlehrer, Fachoberlehrer, 
Rechnungssekretär V 

I 
. Fachlehrer.. . . . . . . . . 1 

Rechnungsoberrevident IV-III 18 (Verwendungsgruppe L 3) 
Rechnungsrevident III Hauptlehrer, Oberlehrer, Lehrer. 1 
Rechnungsassistent II ------ 14 

20 ---
--- ---

Reciltskundiger Verwaltungs-Gehobener Verwaltungsdienst 
(Verwendungsgruppe B) dienst 

Wirklicher Amtsrat VII 1 1 (Verwendungsgruppe A) 
Wirklicher Amtsrat VI. 1 2 Oberadministrationsrat -. VII 1 1 
Amtssekretär . V 

I 
Administrationsrat VI 

I Amtsoberrevident . IV-1II 22 Oberkommissär V 
Amtsrevident III Kommissär IV 8 
Amtsassistent • II --- Kommissär III 

24 ---
9 

.------
Verwaltungsdienst und 

Rechnungshilfsdienst 
Wissenscilaftlicher Dienst (Verwendungsgruppe C) 

Ministerialkanzleidirektor . . V 1 (Verwendungsgruppe A) 
Kanzleidirektor, Facilinspektor IV 2 3 Direktor VTII - 1 
Oberkontrollor } Direktor, Staatsarchäologe 1. Klasse, 
Kontrollor . . . III-I 9 Kustos 1. Klasse, Obser.vator 
Adjunkt. --- 1. Klasse, Chefgeologe, Ober-

12 assistent .......... VII 1 3 
------ Staatsarchäologe 1. Klasse, Kustos 

Verwaltungshilfsdienst 1. Klasse, Observator L Klasse, 
und Kanzleidienst Chefgeologe, Oherassistent . . VI 

}35 
(Verwendungs gruppe D) Staatsarchäologe 2. Klasse, Kustos 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial IV - 1 2. Klasse, Observator 2. Klasse, 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} Ill-I 

Geologe, Oberassistent . V 
Offizial, Kanzleioffizial Wissenscilaftlicher Assistent IV 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 20 Wissenschaftlicher Assistent III 

des Verwaltungshilfsdienstes, ---
36 Kanzlist • . . . • . . . . . ------20 Dienst der Apotheker 

--- (Verwendungsgruppe A) 
Allgemeiner Hilfsdienst, Direktor VI 

I Kraftwagenlenker Oberprovisor V (Verwendungsgruppe E) Provisor. ]V 1 
Amtswart, Kraftwagenlenker 

} III-I 
Provisor. III Amtswart, Kraftwagenlenker 20 ---

Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker 1 --- ---- ------
20 --- I) Hievon 19 zur Umwandlung in a. o. ProfessorensteIlen, 3 zur Auflassung Summe. 181 bestimmt. --- ') Hievon 5 zur Auflassung bestimmt. 

I 3) Hievon 52 ständige HomsdlUlassistenten. 
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28 

Bundesministerium ftir Unterricht 
, 

I l über den 
I 

i über den 

I Stand I Stand 
Dienst- ausdf'r Dienst- I Stand I··~ Bezeichnung 

I klasse Stand Per- Bezeichnung klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt i . besetzt 

, 

I Höherer landwirtschaftlicher Dienst Gehobener Verwaltungsdiens! 
(Verwendungsgruppe A) (Verwendungsgruppe B) 

Landwirtschaftsrat VI 

} 
Wirklicher· Amtsrat VI! - 1 

Landwirtschaftsoberkommissär V 2 Wirklicher Amtsrat VI 2 
Landwirtschaftskommissär IV Amtssekretär . V 

}12 Landwirtschaftskommissär m Amtsoberrevident . IV-III --- Amtsrevident III 2 
--- Amtsassistent . I! ---

Höherer technischer Dienst 14 
(Verwendungsgruppe A) ----- --- --

Oberbaurat vn - 2 Technischer Fachdienst 
Baurat VI 

} 
(Verwendungsgruppe C) 

Bauoberkommissär V 3 Technischer Oberkontrollor 
}. III-I Baukommissär IV TechOischer Kontrollor. 12 

Baukommissär m --- Technischer Adjunkt 
3 ---

12 --- --_. 
Gehobener Gartenfachdienst Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe B) 
V 

(Verwendungsgruppe C) 

I Gartenoberverwalter 

} Kanzleidirektor, Fachinspektor IV 1 7 
Gartenverwalter IV-III 

I Oberkontrollor 
} III-I Gartenrev.dent m Kontrollor . 19 

Gartenassistent 11 Adjunkt. ---
I ---

20 
--- ---

Medizinisch-technische Gärtner in selbständiger 
Assistentinnen Verwendung 

(Verwendungsgruppe B) 
V 

(Verwendungsgruppe D) 
Mediz.-techn. Oberassistentin 

} Gartenmeister 
} III-I 

Mediz.-techn. Assistentin IV 
Mediz.-techn. Asslstentin III 10 Ober~ärtner 15 

Mediz.-techn. Assistentin II Gärtner ------ 15 10 
----- ---

Gehobener Fachdienst an Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 
wissenschaftlichen Anstalten (Verwendungsgruppe D) I (Verwendungsgruppe B) Oberlaborant, Oberaufseher, I 

Technischer Präparator 1. Klasse, Oberpräparator . . . . . . IV - 1 
Sekretär. . . .. V 

I 
Oberlaborant, Oberaufseher, 

Technischer Präparator 1. Klasse, 
. IV-lI! Oberpräparator . _ . . . . . 

} III-I Oberrevident 5 Oberlaborant, Oberaufseher, 93 
Technischer Präparator 2. Klasse, Oberpräparator . , 

Revident III ---
Adjunkt. II 93 --- ----- --- ------

5 
Maschinisten in Dampf- und ------ ----- ---

Quästurs- und Kassendienst elektrischen Betrieben 
(Verwendungsgruppe B) (Verwendungsgruppe D) 

Quästor VI 2 2 Obermaschinist 
} III-I Quästor ...... V 

} I Obermaschinist .. 2 
Quästursoberrevident IV-III 18 Maschinist 
Quästursrevident lI! ---

2 Quästursassistent 1I ---- ----- ------- Miltlerer technischer Dienst 20 ._--- --- --- (Verwend ungsgruppe D) 
Gehobt"lIer technischer FachdienSl Technischer Oberoffizial IV - 2 

(Verwendungsgruppe B) Technischer Oberoffizial 

} rn-I 
Technischer Inspektor • . V 

~ 
Technischer Offizial. 

Technischer Oberrevident IV-III 2 Technischer Adjunkt, Beamter 101 
Technischer Revident III des mittleren technischen 
Technischer Assistent II Dienstes. --- .---2 101 

----- "--- ------,---1---
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Bundesministeriumffir Unterricht 

I 
über den über den 

Stand Stand 
Dienst- aus der Dienst- Stand 

aus der 
Bezeichnung klasse I Stand Per- Bezeichnung klasse Per-

sonal- sonal-
reserve reserve 
besetzt besetzt 

Kanzleidienst Rechnungsdienst 
(Verwendungsgruppe D) (Verwendungsgruppe B) 

Kanzleioberoffizial IV - 3 Rechnungssekretär " V 

} Kanzleioberoffizial 
} IlI-I 

Rechnungsoberrevident IV-III 1 
Kanzleioffizial 71 Rechnungsrevident III 
Kanzleiadjunkt, Kanzlist Rechnungsassistent II ---- 1 71 --~ 

-- Gehobener tedmischer Fachdienst 

• 

(Verwendungsgruppe B) 
Allgemeiner Hilfsdienst Technischer Inspektor . . V 

} 16 
(Verwendungsgruppe E) Technischer Oberrevident IV-IlI 

Amtswart, Aufseher,. Laborant, Technischer Revident III 

I 
Präparator, Gartenwart, Wirt- Technischer Assistent II ---schaftsgehilfe, Portier _ . . . 16 

-~- ---Amtswart, Aufseher, Laborant, 
Präparator, Gartenwart, Wirt-

III-I 157 Gehobener Verwaltungsdienst schaftsgehilfe, Portier . . . . 
(Verwendungsgruppe B) Amtsgehilfe, Hilfsaufseher, 

Wirklicher Amtsrat VI - 2 Laboratoriumsgehilfe, Hilfs-
Amtssekretär . V ) präparator, Gartengehilfe, 
Amtsoberrevident . . [V-IlI 

J 
5 Portier J Amtsrevident TIl ---

I 157 Amtsassistent . II --- ---
Summe. I 1926 5 

--- .._-------
Technischer Fachdienst 

Wissenschaftliche An- , (Verwendungsgruppe C) 

stalten Fachinspektor .., . . . IV - 1 
Technischer Oberkontrollor . 

} Wissenschaftlicher Dienst Technischer Kontrollor. IlI-I 15 
(Verwendungsgruppe A) Technischer Adjunkt 

Direktor, Staatsarchäologe 1. Klasse, ---
15 Kustos 1. Klasse, Observator -- --~ 

--
1. Klasse, Chefgeologe, Ober- Verwalwngsdienst 
assistent . . . . .. .. VII 3 7 (Verwendungsgruppe C) 

Staatsarchäologe 1. Klasse, Kustos Kanzleidirektor N - 1 1. Klasse, Observator 1. Klasse, Oberkontrollor } Chefgeologe, Oberassistent . . VI 

!} " 

Kontrollor IlI-I 1 
Staatsarchäologe 2. Klasse, Kustos Adjunkt . 

2. Klasse, Observator 2. Klasse, ---
Geolop;e, Oberassistent . V 1 

--- ---Wissenschaftlicher Assistent IV 
Fachlicher Hilfsdienst höherer Art Wissenschaftlicher Assistent III 

I 42 
(Verwendungsgruppe D) 

} IlI-I 
Oberaufseher . 

7 --- Obera)lfseher . . 
Akademisch gebildete Restauratoren 

7 (Verwendungsgruppe A) 
---~ --~ 

Akademischer Restaurator VI 

} Mittlerer technischer Dienst 

I 
Akademischer Restaurator V 1 (Verwendungsgruppe D) 
Akademischer Restaurator IV Technischer Oberotfizial . . 

} IlI-I 
Akademischer Restaurator III Technischer Offizial. 9 --- Technischer Adjunkt, Beamter des 1 

---~ -- mittleren technischen Dienstes 
Gehobener Fachdienst ---

9 
an wissenschaftlichen Anstalten ._-

--~ 

(Verwendungsgruppe B) Kanzleidienst 
Sekretär. V 

} 
(Verwendungsgruppe D) 

Oberrevident IV-III 7 Kanzleioberoffizial 
} IlI-I Revident III Kanzleioffizial 6 

Adj)lnkt. II Kanzleiadjunkt, Kanzlist --- ---7 6 
--~ --~ 
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30 

Bundesministerium für Unterricht 

über den über den 
Stand Stand 

Dienst- aus der 
Bezeichnung 

Dienst- Stand 
aus der 

Bezeid:mung klasse Stand Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Allgemeiner Hilfsdienst ökonomisch-administrative 
(Verwendungsgruppe E) Referenten und politischer Dienst 

Amtswart, Aufs,eher, Laborant, I Ill-I (Verwendüngsgruppe A) 
Präparator _ . • • 

Laborant, Wirklicher Hofrat VIII 4 
Amtswart, Aufseher, .-

Präparator. . . , . . . . . 
20 Oberregierungsrat . VII 4 

Amtsgehilfe, Hilfsaufseher, Labora- Landesregierungsrat VI 

) toriumsgehilfe, Hilfspräparator . Regierungsoberkommissär V 
--- Regierungskommissär IV 15 

20 --- Regierungskommissär III ---
Summe. 130 23 --- --- -----

Bibliotheksdienst 
Höherer Bibliotheksdienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Rechnungsdienst und Wirklicher Hofrat VIII 2 2 
Oberstaatsbibliothekar . VII 14 6 Gehobener Verwaltungsdienst 

o 

Staatsbibliothekar 1. Klasse VI ) 
(Verwendungsgruppe B) 

Staatsbibliothekar 1. Klasse V 75 Rechnungsdirektor, Wirklicher 
Staatsbibliothekar 2. Klasse IV Amtsrat . VII - 2 
Staatsbibliothekar 2. Klasse III Wirklicher Amtsrat VI 1 4 - ---

91 Rechnungs(Amts)sekretär . V 

l --- --- IV-IIl Rechnungs(Amts)oberrevident . 30 
Gehobener Fachdienst Rechnungs(Amts)revident III 

an Bibliotheken Rechnungs(Amts)assistent Il 

(Verwendungsgruppe B) ---
I 31 

Wirklicher Amtsrat . VI - 4 ----_. ------
Bibliothekssekretär V ) Bibliotheksoberrevident IV-IIl 65 
Bibliotheksrevident III Verwaltungsdienst 
Bi b li otheksassistent II --- (Verwendungsgruppe C) 

65 Kanzleidirektor, Fachinspektor . IV - 1 ---
Summe. 156 I --- Oberkontrollor . • • . . • . } i Kontrollor . III-I 6 

Sch ula ufsich t Adjunkt. . ---
Beamte des Schulaufsichtdienstes 6 
a) Mittelschulen und Lehrer-

bildungsanstalten, Volks-, 
Haupt- und Sonderschulen, 

----- ------

Kindergärten: 
(Verwenclungsgruppe S 1) Kanzleidienst 

Landesschulinspektor 25 (Verwendungsgruppe D) 
1 

(Verwendungsgruppe S 3) I Kanzleioberoffizial IV - 2 
Bezirksschulinspektor . . . . 112 1 

Kanzleioberoffizial 
} III-I' (Verwendungsgruppe S 4) 

5 
I 

Kanzleioffizial 33 
Kindergarteninspektor . . . . Kanzleiadjunkt, Kanzlist 
b) Berufsbildendes Schulwesen: ---
1. Handelsakademien und I 33 

Handelssu1 ulen : ----- ----- ----~ 

(Verwendungsgruppe S 1) 
5 Landesschulinspektor . 

2. Techn. u. gewerb!. Lehr- Allgemeiner Hilfsdienst 
anstalten einschI. Lehranstalten (Verwendungsgruppe E) 
für Frauenberufe u. Berufs- Amtswart 

} III-I schulen: 
I 

Amtswart 12 
(Verwendungsgruppe S1) 

12 
Amtsgehilfe 

Landesschulinspektor ---
(Verwendungsgruppe S 2) 12 

Fortbildungs( öerul s)s-il ul- ---
inspektor 1) ; 12 

Summe. 276 <---
171 ------1---

I < ') Oer haup'amtlich beStellt ist. I 
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31 

Bund~sministerium für Unterricht 

Bezeichnung 

Mi ttelsch ulen 
Bundeslehrer 

(Verwendungsgruppe L 1) 
Direktor ..... . 
Professor . . . . . . . . . . 
(Verwendungsgruppe L 2 B, HS,V) 
Fachhauptlehrer, Fachoberlehrer , 

Fachlehrer . . • . . . . . . 
(Verwt'ndungsgruppe L 3) 

Haupt1ehrer, Oberlehrer, Lehrer. 

Rechnungsdienst 

Dienst
. klasse Stand 

136 
3536 

78 

16 

3766 
____ 1 __ _ 

über den 
Stand 

aus der 
Per· 

sonal· 
reserve 
besetzt 

(Verwendungsgruppe B) 
Rechnungssekretär .. 
Rechnungsoberrevident 
Recb nungsrevident 
Rechnungsassistent 

V 
IV-III 

III 
II LI 

Gehobener Verwaltungsdienst 
(Verwendungsgruppe B) 

Amtssekretär . • • 
Amtsoberrevident . 
Amtsrevident 
Amtsa9Sistent . 

Verwaltungsdienst 
und Rechnungshilfsdienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Fachinspektor 
Oberkontrollor 
Kontrollor 

. Adjunkt . 

Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 
(Verwendungsgruppe D) 

} 

V 

IV-III } 
III 
II 

IV 

Ill-I 

1 

-

3 

---
3 

Oberaufseher . } 
Oberaufseher . I1I-1 

1 

1-

1 

---------_ .. ---------

Kanzleidienst 
(Verwend ungsgru pp e D) 

Kanzleioberoffizial 
Kanzleioffizial 
Kanzleiadjunkt, Kanzli.<;t 

} III-I 
9 

--I 

Bezeichnung 

Schulwarte, Allgemeiner Hilfsdienst 
(Verwendungsgruppe E) 

'Dienst
klasse Stand 

Oberschulwart, Amtswart, Aufsehe~ 
Schulwart, Amtswart, Aufseher . } 
Schulgehilfe, Amtsgeh:tfe, Hilfsauf- Ill-I 109 

scher . . . . . . . . . • . __ _ 
109 

I
, über den 

Stand 
aus der 

\ 

Per-
somll
reserve 
besetzt 

----------------------.1------·--------
Summe. 3890 

Bundeserziehungs
anstalten 
Bundeslehrer 

(Verwendungsgruppe L 1) 

Direktor ..... 
Direktor-Stell vertreter 
Erziehungsleiter . 
Professor 

(Verwendungsgruppe L 2 B, HS,V) 
Fachhauptlehrer, Fachoberlehrer, 

Fachlehrer . . . . . . . . . 

4 
2 
4 

107 

7 

124 
11-------------1----·----

Gehobener Verwaltungsdienst 
(Verwendu~gsgruppe B) 

Amtssekretär . 
Amtsoberrevident . 
Amtsrevident 
Amtsassistent . 

Schulwarte 
(Verwendung;gru ppe E) 

Oberschulwart 
Schulwart . 
Schulgehilfe 

1\ VIII } 3 
III 
II 

3 

} III-I 7 

11 ____________ 1 ___ __ 7 _ ___ _ 

Summe. 

Kaufmännische 
Lehranstalten 

Bundeslehrer 
(Verwendungsgruppe L 1) 

Direktor. 
Professor 

(Verwendungsgruppe L 2 B, HS,V) 
Fachhauptlehrer, Fachoberlehrer, 

Fachlehrer . . . . . . . . . 

134 

36 
457 

83 
9 ! --

----------1------1-- ------------I~--I~--
I I I 
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32 

Bundesministerium fiir Unterricht 

über den über den 
Stand Stand 

Dienst- aus der Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung klasse Stand Per ... BezeidlOung klasse Per-
sonal. sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Verwaltungsdienst Rechnungsdienst 
(Verwendungsgruppe C) (Verwendungsgruppe B) 

Oberkontrollor • 
} III-I 

Rechnungssekretär • V 

} Kontrollor. . 1 Rechnungsoberrevident IV-III 
Adjunkt. 1II 2 . Rechnungsrevident ." --- Rechnungsassistent II 1 ------

2 
-- --

Kanzleidienst 
(Verwendungsgruppe D) Gehobener Verwaltungsdienst 

Kanzleioberoffizial 
} II1-I 

(Verwendungsgruppe B) 
Kanzleioffizial 3 Amtssekretär • V 

} Kanzleiadjunkt, Kanzlist Amtsoberrevident . IV-II1 --- Amtsrevident III 7 
3 

--- Amtsassistent . .. 1I ---
Schulwarte 7 

(Verwendungsgruppe E) 
---

Oberschulwart 
} III-I 

Technischer Fachdienst 
Schulwart . 4 (Verwendungsgruppe C) 
Schulgehilfe . . 

Technischer Oberkontrollor 
} II1-I 

---4 Technischer Kontrollor 1 --- --- Technischer Adjunkt 
Summe. 584 ---

I 
------------

Verwaltungsdienst und 

Tech nisch-gewer bliche Rechnungshilfsdienst 

Lehr ans t al t"en (Verwendungsgruppe C) 

Bundeslehrer Kanzleidirektor • IV 1 

(Verwendungsgruppe L 1) Oberkontrollor • } Kontrollor . III-I 13 
Direktor 37 Adjunkt. 
Fachvorstand . 63 ---
Professor 722 14 

-- ---
(Verwendungsgruppe L 2 B, HS, V) 
Direktor 7 Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 
Fachvorstand . 17 (Verwendungsgruppe D) 
Fachhauptlehrer, Fachoberlehrer, 

Oberaufseher, Oberlaborant 
} III-I Fachlehrer . 848 8 --- Oberaufseher, Oberlaborant 

1694 ------ 8 --- ---
Wissenschaftlicher Dienst Mittlerer technischer Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

(Verwendungsgruppe D) 
Kustos 1. Klasse VI 
Kustos 2. Klasse V } Technischer Oberoffizial IV - 1 .. 

. Wissenschaftlicher Assistent • . IV 6 Technischer Oberoffizial 

} III-I 
Wissenschaftlicher Assistent III Technischer Offizial . --- Technischer Adjunkt, Beamter des 10 

6 
------ mittleren technischen Dienstes . ---

10 
Gehobener Fachdienst ---- ----

an wissenschaftlichen Anstalten 
Kanzleidienst (Verwendungsgruppe B) 

(Verwendungsgruppe D) Sekretär •.•.•.•. V 

} Ober~evident . IV-II1 Kanzleioberoffizial 
} II1-1 Revident III 2 Kanzleioffizial 20 

Adjunkt. 1I Kanzleiadjunkt, Kanzlist --- ---
2 20 

--- -----
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33. 

Bundesministerium 'für 'Unterricht 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeichnung 
Dienst- Stand 

aus der 
Bezeichnung 

Dienst- Stand 
aus der 

klasse Per- klasse Per- , 
sonal- sonal-

j reserve reserve 
besetzt besetzt 

Schulwarte, Allgemeiner Hilfsdienst 
Gehobener Verwaltungsdienst 
, (Verwendungsgruppe B) 

(Verwendung~gruppe E) Wirklicher Amtsrat VI - 1 

Oberschulwart, Laborant. 
}m-I 

Amtssekretär • V 

) Schul wart, Laborant . 72 Amtsoberrevident . IV-III 2 ..... 
Amtsrevident III 

Schulgehilfe, Laboratoriumsgehilfe --- Amtsassissent ., II 
72 --2-

------
Summe. 1836 

Kanzleidienst ------ (Verwendungsgruppe D) 

Lehrer bild ungsanstal ten 
Kanzleioberoffizial . 

} III-I Kanzleioffizial '. 1 

Bundeslehrer Kanzleiadjunkt, Kanzlist ---
(Verwendungsgruppe L 1) 1 

- --- ---
Direktor 14 

Schulwarte 
Professor 269 

(Verwendungsgruppe E) 
(Verwendungsgruppe L 2 B, HS, V) Oberschulwart 

} III"7'I Fachhauptlehrer, Fachoberlehrer, Schulwart 1 

Fachlehrer . .' . 43 Schulgeh;Jf e ---
übungshauptkindergärtnerin, 1 

übungsoberkindergärtnerin, ------
Summe. 48 

übungskindergärtnerin . . . 7 ---
(Verwendungsgruppe L 3) Schule und Beruf 

Hauptlehrer, Oberlehrer, Lehrer 14 Bundeslehrer 
übungsoberkindergärtnerin, (Verwendungsgruppe L 1) 

11 übungskindergärtnerin 6 Professor . --- ---
353 Summe. 11 ---

Kanzleidienst Volks bild ungswesen 
(Verwendungsgruppe D) Bundeslehrer 

Kanzleioberoffiz;al 
} III-I 

(Verwendungsgruppe L 1) 
Kanzleioffizial 1 Direktor 1 
Kanzleiadjunkt, Kanzlist Professor 14 --- (Verwendungsgruppe L 2 V) 1 

----- Fachhauptlehrer, Fachoberlehrer, 

Schulwarte Fachlehrer 1 ---
(Verwendungsgruppe E) 16 

---
Oberschulwart 

} III-I 
., . Gehobener Verwaltungsdienst 

Schulwart 20 
Schulgehilfe 

(Verwendungsgruppe B) 
V --- Amtssekretär 

} 20 Amtsoberrevident . IV-III ------ Amtsrevident III 1 

Summe. 374 Amtsassistent . II ------ 1 
---

Blinden- und Taub- Verwaltungsdienst 
stummeninstitute (Verwendungsgruppe C) 

Bundeslehrer 
Oberkontrollor 

} III-I Kontrollor 1 
(Verwendungsgruppe L 1) Adjunkt 

Direktor 2 ---1 
Professor ... 21 ---

(Verwendungsgruppe L 2 B, HS, V) Schulwarte 

Fachhaupdehrer, Fachoberlehrer, 
(Verwendungsgruppe E) 

Oberschulwart 
} III-I 

Fachlehrer . 18 Schulwart 1 
(Verwendungsgruppe L 3) Schulgehilfe ---

Hauptlehrer, Oberlehrer, Lehrer 3 1 - ---
44 Summe. 19 ---

Dienstpostenplan 1959 3 
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34 

Bundesministerium für Unterricht 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeichnung 
Dienst- Stand 

aus der 
Bezeichnung 

Dienst- Stand 
aus der 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
I beserzt besetzt 

J U gen df örderun g Gehobener Fachdienst 

Bundeslehrer an wissenschaftlichen Anstalten 

(Verwendungsgruppe L 1) (Verwendungtgruppe B) 

Professor . . . . . . . . . 6 Sekretär. V 

l (Verwendungsgruppe L 2V) Oberrevident . IV-III 2 
Fachhauptlehrer, Fachoberlehrer, Revident III 

Fachlehrer . . . . . . . • . 3 Adjunkt. II --- ---9 2 --- ---
Summe _ 9 ------ Quästurs- und Kassendienst 

Sportförderung (Verwendungsgruppe B) 
Bundeslehrer Quästor _ VI - 1 

" (Verwendungsgruppe L 1) Quästor. V 

l Professor . . . . . . . . . 5 Quästursoberrevident IV-III 
--- ---

Quästursrevident III 2 

Rechn ungsdienst Quästursassistent II 
(Verwendungsgruppe B) ---

Rechn ungssekretär V 

l 
2 

Rechnungsoberrevident lV-III --- -----1 
Rechnungsrevident - III Gehobener Verwaltungsdienst 
Rechnungsassistent II --- (Verwendungsgruppe B) 

1 
--- Amtssekretär . V 

l Gehobener Verwaltungsdienst Amtsoberrevident . IV-III 1 
(Verwendungsgruppe B) 

} 
Amtsrevident III 

Amtssekretär . . . V Amtsassistent . II 
Amtsoberrevident . IV-III 6 

---
I 

Amtsrevident III ---

Amtsassistent . ". 1I --- Verwaltungsdienst und 
6 Rechnungshilfsdienst ---

Summe. 12 (Verwendungsgruppe C) ---
Kunstakademien Oberkontrollor l 

(Bildende Künste) 
Kontrollor. 

I 
III-I 1 

Hochschullehrer 
Adjunkt. 

Ordentlicher Professor . IP) ---
I 

Außerordentlicher Profess~r 13 2) ---
Homschulassistent . 6 Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 

30 (Verwendungsgruppe D) ---
Bundes!ehrer Oberaufseher . 

} III-I 1-
(Verwendungsgruppe L 1) Oberaufseher . ---

Professor 10 1 
--- --- ~~----

Rechtskundiger Verwaltungsdienst 
(Verwendungsgruppe A) 

} 
Mittlerer technischer Dienst 

Administrationsrat VI (V erwendungsgru ppe D) 
-

Oberkommissär . V 
Kommissär. IV 

1 Technischer Oberoffizial 
Kommissär. III Technischer Offizial. ..... l III~I 5 --- Technischer Adjunkt, Beamter des 

1 mittleren technischen Dienstes . 
--- ---WissensChaftlicher Dienst 5 

(Verwendungsgruppe A) -- ---
Direktor, Kustos 1. Klasse . VII - 1 
Kustos 1. K'a<se V[ 

l 
KanzleiJienst 

Kustos 2. Klasse V 
3 (Verwendungsgruppe D) 

Wissenschaftlicher Assistent IV 
Wissenschaftlicher Assistent III Kanzleioberoffizial-

} III-I --- Kanzleioffizial 3 
3 Kanzleiadjunkt, Kanzlist -_._- ---

~) I-!~evon 3 zur Umwandlung in a. o. Professorenstellen bestimmt, I 3 
) Hlevon 2 zur A ufhls~ung bestima1t. 1----
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35 

Bundesministerium für Unterricht 

Bezeichnung 

Allgemeiner Hilfsdienst, 
Schulwarte 

(Verwendungsgruppe E) 
Amtswart, Aufseher, l.'ortier, Ober

schulwart 
Amtswart, Aufseher, Portier, Schul-

wart • . . .. . 
Amtsgehilfe, Hilfsaufseher, Portier, 

Schulgehilfe • 

Summe. 

Musikakademien 
Hochschullehrer 

Ordentlicher Professor . 
Außerordentlicher Professor 
Hochschulassistent . 

Bundeslehrer 
(Verwendungsgruppe L 1) 

Professor 

Dienst
klasse Stand 

18 

18 

77 
1----1---

6 
1P) 

17 

-----------------------1-------
Rechtskundiger 

Verwaltungsdienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Wirklicher Hofrat 
Oberadministrationsrat . 
Administrationsrat 
Oberkommissär . 
Kommissär 
Kommissär 

Quästurs- und Kassendienst 
(Verwendungsgruppe B) 

Quästor ..• ' .• 
Quästursoberrevident 
Quästursrevident 
Quästursassistent 

Verwaltungsdienst 
und Rechnungshilfsdienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Oberkontrollor 
Kontrollor . 
Adjunkt. 

Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 
(Verwendungsgruppe D) 

Oberau{seher. . . . .'. . 
Oberaufseher . 

VIII 
VII 
VI 
V 
IV 
In 

3 

IV V III 11 
III 
II 

} III-I 

} III-I 

11--------------1---- ----

1) Hievon 1 zur Auflassung bestimmt. 
:&) Hievon 2 zur Auflassung bestimmt. 

über den 
Stand 

aus der 
Per

sonal
reserve 
besetzt 

Bezeichnung 

Kanzleidienst 
(Verwendungsgruppe D) 

Kanzleioberoffizial 
Kanzleioffizial 
Kanzleiadjunkt, Kanzlist 

Allgemeiner Hilfsdienst, Schulwarte 
(Verwendungsgruppe E) 

Amtswart, Portier, Oberschulwart 
Amtswart, Portier, Schulwart . . 
Amtgehilfe, Portier.Schulgehilfe . 

Summe. 

Museen, SammI ungen 
Wissenschaftlicher Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Direktor. 
Direktor, Kustos 1. Klasse 
Kustos 1. Klasse 
Kustos 2. Klasse . 
Wi,senschaftlicher Assistent 
Wissenschaftlicher Assistent 

Rechtskundiger Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe A) 
Oberadministrationsrat . 
Administrationsrat 
Oberkommissär 
Kommissär 
Kommissär 

Dienst
klasse 

} III-I 

} III-I 

VIII 
VII 
VI 
V 
IV 
UI 

VII 
VI 
V 
IV 
rrr 

Stand 

3 

3 

10 

10 

62 

5 

i ,: 
1-54 

über den 
Stand 

aus der 
Per
sonal

reserve 
besetzt 

4 

11-------------1-----1----- -----

Akademisch gebildete Restauratoren 
(Verwendungsgruppe A) 

Akademischer Restaurator 
Akademischer Restaurator. 
Akademischer Restaurator 
Akademischer Restaurator 

Gehobener Fachdienst 
an Museen und Sammlungen 

(Verwendungsgruppe B) 

Technischer Restaurator 1. Klasse, 
Technischer Präparator 1. Klasse, 
Sekretär. . . . . . • • . . 

Technischer Restaurator 1. Klasse, 
Technischer Präparator 1. Klasse, 
Oberrevident . . . _. . 

Techn;scher Restaurator 2. Klasse, 
Technische; Präparator 2. Klasse, 
Revident .. 

Adjunkt. -

VI 
V 
IV 
III 

V 

IV-lII 

III 
II 

2 

1 

l' 
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36 

Bundesministerium für Unterricht 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- . Stand 
aus der Dienst- aus der 

klasse Per- Bezeichnung klasse Stand Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt bcsct2'.t 

Rechnungsdienst Allgemeiner Hilf~dienst 
(Verwendungsgruppe B) (Verwendungsgruppe E) 

Rechnungssekretär V 

) -
Amtswart, Aufseher, Präparator, 

Rechnungsoberrevident IV-rn Portier 

}m-, Rechnungsrevident rn 1 Amtswart, Aufseher, Präparator, 
Rechnungsassistent II Portier 60 

--- Amtsgehilfe, Hilfsaufseher, Hilfs-
1 präparator, Portier ------ --- 60 ------

Gehobener Verwaltungsdienst 
Summe, 203 

(Verwendungsgruppe B) 

WirkEcher Amtsrat VI 2 
---

Amtssekretär , 
-

V 

) Amtsoberrevident , '. IV-rn Bun des denkmala mt 
Amtsrevident rn 5 
Amtsassistent . II Höherer Dienst 

--- (Beamte des fachlichen Dienstes) 
5 (Verwendungsgruppe A) 

---
PräSident VIII 1 

Technischer Fachdienst 
Oberstaatskonservator VII 2 
Staatskonservator 1. Klasse VI l (Verwendungsgruppe C) Staatskonservator 2. Klasse V 15 

Technischer überkontrollor 

} III-I 

Wissenschaftlicher Assistent !V f 
Technischer Kontrollor Wissenschaftlicher Assistent 1Il 

4 ---
Technischer Ad junkt 18 

---_."---- ~ ---- ------
4 

._- Höherer Dienst 

I 
(Rechtskundige Beamte) 

Fachlicher Hilfsdienst höherer Art (Verwendungsgruppe A) 

CVerwendungsgruppe D) Oberadministrationsrat VII - I 

Oberaufseher, Oberpräparator 
} III-I 

Administrationsrat VI 

} Oberaufseher, Oberpräparator 27 Oberkommissär V 
Kommissär, IV 1 

--- Kommissär ur 

1---"-
---

--- 1 
---

Mittlerer technischer Dienst 
(Verwendungsgruppe D) 

Akademisch gebildeteRestauratoren 

Technischer Oberoffizial 
(Verwendungsgruppe A) 

Technischer Offizial . -. 
) III-I 

Akademischer Restaurator VI 

»2 
Technischer Adjunkt, Bea~t~r de; 31 Akademischer Restaurator V 

mittleren technischen Dienstes , Akademischer Restaurator iv 

--- Akademischer Restaurator III ---31 2 
------

Kanzleidienst Gehobener Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe D) (Verwendungsgruppe B) 

Kanzleioberoffizial 
} III-I 

Amtssekretär , V 

) Kanzleioffizial ., 9 
Amtsoberrevident , IV-III 1 

Kanzleiadjunkt, K;n;lis~ Amtsrevident , III 

--- Amtsassistent , II 
9 ---

1 
--- --- ---

I 
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Bezeichnung 

Verwaltungsdienst und 
Rechnungshilfsdienst 

(Verwendungsgruppe C) 
Fachinspektor 
Oberkontrollor 
Kontrollor 
Adjunkt . 

Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 
(Verwendungsgruppe D) 

Oberpräparator 
Oberpräparator . 

Kanzleidienst 
(Verwendungsgruppe D) 

Kanzleioberoffizial . 
Kanzleioffizial 
Kanzleiadjunkt, Kanzlist 

Allgemeiner Hilfsdienst 
(Verwendungsgruppe E) 

Amtswart, Präparator 
Amtswart, Präparator . . . 
Amtsgehilfe, Hilfpräparator 

Summe. 

Film und Lichtbild 
Bundeslehrer 

(Verwendungsgruppe L 2 B) 

Fachhallptlehrer, 
Fachlehrer . . 

Fachoberlehrer, 

Wissenschaftlicher Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Direktor. 
Kustos 1. Klasse 
Kustos 2. Klasse 
Wissenschaftlicher Assistent 
Wissenschaftlicher Assistent 

. 

Bundesministerium für Unterricht 

. über den 
Stand 

Dienst- aus der 

klasse Stand Per- Bezeichnung 
sonal-
reserve 
besetzt 

" Gehobener Verwaltungs dienst 
(Verwendungsgruppe B) 

Amtssekretär . 
IV - 1 Amtsoberrevident 

} III-I 
Amtsrevident . 

1 Amtsassistent . .. 
---

1 

Mittlerer technischer Dienst 
(Verwendungsgruppe D) 

} III-I 1 Technischer Oberoffizial 
--- Technischer Offizial . ..... 

1 Technischer Adjunkt, Beamter des 
. .. _-

mittleren technischen Dienstes .. 

} III-I 6 Summe. 

---
6 

-- ---

Kulturinstitute 
Wissenschaftlicher Dienst 

} III-I 4 
(Verwendungsgruppe A) 

Direktor. .. --- Direktor. 
4 Direktor. --- Rat. 

34 Ober kommissär . . --- Kommissär. 
Kommissär. 

-

Allgemeiner l'Iilfsdienst 
1 (Verwendungsgruppe E) 

Aufseher 
------- Aufseher 

Hilfsaufseher 

VII - 1 
VI 

) 
Summe. 

V 2 IV 
III Gesamtsumme . ---

2 

37-

über den 
.Stand 

Dienst. 
Stand 

aus der 

klasse Per~ 
sonal-
reserve 
besetzt 

V 
.. 

IV-III ) 1 III 
n ---

1 
--- ---

) III-I 1 

---
1 ---
5 

---

IX - 1 
VIII -
VII - 1 
VI 
V } 9 
IV 
III ---

9 
--- ---

} III-I 1 

---
1 ---

10 

---
9977 

---
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38 

Bundesministerium für Unterricht 

A. Vertrags bedienstete des Entlohnungsschemas I 

Unterteilung 

Zentralleitung 
Hochschulen . . . . . . • . . . • . . . 
Hochsmulen - zweckgebundene Einnahmen 
Wissensmaftlime Anstalten . . . . . . . . 
Wissensmaftlime Anstalten - zweckgebundene Ein-

nahmen ... : ....•......... 
Bibüotheksdienst • 
Smulaufsimt • 
Mittelschulen. . . • • . . . . . . . . . 
Mittelschulen - zweckgebundene Einnahmen 
Bundeserziehungsanstalten . . . . . . . . 
Kaufmännisme Lehranstalten . . . . . . . 
Temnism-gewerblime Lehranstalten . . . . . . . 
Temnism-gewerbüme Lehranstalten - zweckgebun-

dene Einnahmen (Lehrhaushalte) . . . . . . . 
Temnism-gewerblime LehJlanstalten - zweckgebun

dene Einnahmen (Bundeskonvikte) . . • . . . 
Lehrerbildungsanstalten 
Lehrerbildungsanstalten - zweckgebundene Ein-

nahmen ....•.•........ 
Bünden- und Taubstummeninstitute . 
Volksbildungswesen . . . . . . . . . . . 
Volksbildungswesen - zweckgebundene Einnahmen 
Jugendförderung - zweckgebundene Einnahmen . 
Sportförderung . . • • . . . . . . . • . . . 
Sportförderung - zweckgebundene Einnahmen . 
Kunstakademien (Bildende Künste) 
Musikakademien . . . . . . . . . . . . . . 
Musikakademien - zweckgebundene Einnahmen . 
Museen, Sammlungen . . . . • . . • . . . . 
Bundesdenkmalamt . . . . . . . . . . . . . . 
Bundesdenkmalamt - zweckgebundene Einnahmen 
Film- und 'Limtbildwesen . . . . . . . . . . . 
Film- und Limtbildwesen - zweckgebundene Ein-

nahmen 
Kulturinstitute 

Zusammen. 

a 

4 1) 

38 

9 

3 
15 0) 

2 

2 

17 
9 
2 

5 

108 

Stand in der Entlohnungsgruppe 

b 

10 2) 

79 
2 
8 

1 
40 6) 

19 

2 
2 

7 

1 
3 
1 

3 
1 
1 
1 

12 
6 

6 

206 

c 

3 
23 

2 
7 

3 
1 

3 

2 
4 

53 

d 

56 3) 
268 

22 
32 

61 
94 
17 
14 
2 

68 

1 

4 
12 

2 
9 
5 
2 

5 
4 
6 

13 

38 
16 

1 
2 

3 
4 

762 

Dazu für die Zeit vorübergehenden Bedarf"" ') 2, 2) I, 3) I,. ') 4, ') 3, 6) 12, ?) 15 Dienstposten. 

A. Vertragsbedienstete im Lehramt des Entlohnungsschemas I L 

Unterteilung 

Homsmulen 
Miuelsmulcn 
Bundeserziehungsanstalten . . 
Kaufmännische Lehranstalten 

. Technisch-gewerbliche Lehranstalten 
Lehrerbildungsanstalten . . . . . 
Blinden- und Taubstummeninstltute 
Sportförderung 
Musikakademien . 

*) 365 wissenschaftliche Hilfskräfte, 
374 klinische Hilfsärzte. 

Zusammen. 

Stand in der Entlohnungsgruppe 

I 1 I I 2 I I 3 

5 4 -
902 22 7 

11 1 2 
217 35 -
310 412 -

51 11 7 
- 9 8 

1 - -
- - -

1497 494 24 

e 

7 
254 

11 
41 

24 
211 

7 
25 
10 

109 

6 

21 

9 
28 

5 

2 
8 

19 
14 

1 
136 

7 

2 

957 

Summe 

9. 
931 

14 
252 
722 
69 
17 
1 

-

2015 

Summe 

80 4) 

662 
37 
97 

5 
55 7) 

105 
305 
29 
42 
12 

187 

7 

4 
33 

11 
39 
15 

3 
1 

13 
17 
28 
29 

1 
204 

38 
3 
3 

4 
17 

2086 

Bedienstete 
nam anderen 

Rechts-
vorsmriften 

739*) 
-
-
-
-
-
-
-
15 

754 
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39 

Bundesministerium für Unterricht 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 Be. 
dienstete 

nach 

Zentralleitung 
HochsdlUlen . 

Unterteilung 

Hochschulen - zweckgebundene Einnahmen . 
Wissenschaftliche Anstalten . . • . • . . . 
Schulaufsicht • 
Mittelschulen . . . . . • . . . . . • . • 
Mittelschulen - zweckgebundene Einnahmen 
Bundeserziehungsanstalten 
Bundeserziehungsanstalten - zweckgebundene 

Einnahmen 
Kaufmännische Lehranstalten . . . . . . . 
Technisch-gewerbliche Lehranstalten . • . . 
Technisch-gewerbliche Lehranstalten -=- zweck-

gebundene Einnahmen (Lehrhaushalte) . . 
Technisch-gewerbliche Lehranstalten - zweck

gebundene Einnahmen (Bundeskonvikte) 
Lehrerbildungsanstalten 
Lehrerbildungsanstalten - zweckgebundene 

Einnahmen 
Blinden- und Taubstummeninstitute '.' 
Volksbildungswesen • • 
Sportförderung . .......... . 
Sportförderung-zweckgebundene Einnahmen 
Kunstakademien (Bildende Künste) 
Musikakademien 
Museen, Sammlungen 
Bundesdenkmalamt . 
Film- und Lichtbildwesen . . . . . 
Film- und Lichtbildwesen - zweckgebundene 

Einnahmen • 

Zusammen. 

Stand in der Entlohnungsgruppe Kollek. 
1----;;-----.--..... ----,----'--,..-=-=--,..----ISurnrile tiv. 

1 I 2 I 3 I 4 I 5 I 6 I 7 vertrag 

2 18 

1 

5 

112 
2 

10 

6 

56 

.1 
3 

4 
1 

1 
4 
5 
2 

2 
7 

2 

4 

7 

2 

48 
4 
2 
1 
5 

16 
4 

9 

2 

1 

1 
4 

2 
6 

83 

6 
3 

17 

5 

19 

1 

2 

1 
8 

1 
3 

2 

7 
232 

8 
18 
11 

146 
72 
66 

7 
15 

117 

13 

15 
12 

10 
7 
2 
1 
3 
7 
7 

26 
1 
1 

9 
502 

14 
39 
15 

173 
88 
82 

7 
15 

213 

17 

17 
18 

12 
23 

3 
5 

12 
8 

12 
35 

4 
2 

3 

7 

12 

4 

14 

Lehr
linge 

7 

5 

-------------------1---11 
4 25 208 29 107 151 804 1328 37 12 

11-----------------------------------

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I (saison- oder teilbeschäftigt) 

Unterteilung 

Hochschulen 
Hochschulen-zweckgebundene Einnahmen. 
Wissenschaftliche Anstalten . . . . . . 
Mittelschulen . . . . . . . 
Kaufmännische Lehranstalten 
T echnisch~gewerbliche Lehranstalten 
Jugendfärderung - zweckgebundene Ein-

nahmen ... 
Sportförderung . 
Musikakademien 
Museen, Sammlungen 
Kulturinstitute • . . 

Zusammen 

a 

2 

Stand in der Entlohnungsgruppe 

I b I 

10 
7 

3 

eid I 

5 

6 

1 
11 
1 
1 

e 

3 

1 
4 

1 

Summe 

9 

2 
15 

1 
2 

10 
14 

3 
1 1 

Bedienstete 
nach anderen Rechts

vorsmriften 

15 

6 

---------------1-----1-------
2 20 5 20 10 57 21 

.......;.------------1----------------·---11 
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40 

Bundesministerium für Unterricht 

B. Vertragsbedienstete 1m Lehramt des Entlohnungsschemas II L (teilbeschäftigt) Bedienstete 
---------------------------------------.----------------~--------------.-----~---Inachanderen 

Summe 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

Unterteilung 

I I I 3 I 1 I 2 

Mittelschulen 205 55 30 290 
Bundeserziehungsanstalten 9 4 - 13 
Kaufmännische Lehranstalten , 27 32 - 59 
Technisch-gewerbliche Lehranstalten. 78 47 
Lehrerbildungsanstalten . . . . . . 8 5 . 2 
Blinden- und Taubstummeninstitute 2 10 . 4 

125 
15 

. 16 
Kunstakademien (Bildende Künste) - - -
Musikakademien - - -

-. 
-

~ 

Zusammen. 329 153 36 518 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II (saison- oder teilbeschäftigt) 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unt!Crteilung 

I I I 1 I 2 I 3 I 4 5 6 7 

Zentralleitung - - - - - -"- 3 
Hochsch ulen . ............ - - ~ - 4 - 20 
Hochschulen - betriebsähnliche Verwaltung. - - - - - - -
Wissenschaftliche Anstalten • . . . . . . . - - - - - - 1 
Schulaufsicht - - - - - - 5 
Mittelschulen . - - - - 5 4 50 
Bundeserziehungsanstalten - - - - - - 2 
Kaufmännische Lehranstalten - - - - - - 1 
Technisch-gewerbliche Lehranstalten 

'. 
2 2 13 - - - -

Lehrerbildungsanstalten . . . . . . . . . . . . -"' - - - 2 1 7 
Volksbildungswesen .............. - - - - - - 1 
Volksbildungswesen - zweckgebundene Einnahmen. - - - - - - 4 
Sportförderung . . . . . . . . . . . . . . - - - - 1 1 -

Sportförderung - zweckgebundene Einnahmen - - - - - - -
Kunstakademien (Bildende Künste) . . . . . - - - - - - 1 
Musikakademien - - - - - - 8 ----- ----- ----- ---------------

Zusammen . - - - - 14 8 116 
--------------------

Rechts
vorschriften 

-
-
-
-

0 -
-
14 

101 

115 

Be-
dienstete 

nach 
Kollek-

Summe. tiv-
vertrag 

3 -
24 -
.. 34 
1 -
5 -

59 -
2 -
1 -

17 -
10 -
1 -
4 -
2 -

- 38 
1 -
8 ----------

138 72 

---- -----
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41 

Bundesministerium ftir soziale Verwaltung 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung 
Dienst- Stand 

aus der 

klasse Per- klasse Per-
.onal- sana}· 

reserve reserve 
-- besetzt besetzt 

Soziale Verwaltung Verwaltungshilfsdienst 
und Kanzleidienst 

Zentralleitung (Verwendungsgruppe D) 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

I Höherer Ministerialdienst Offizial, Kanzleioffizial , 
(Verwendungsgruppe A) Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter rn-I 55 

Sektionschef IX 4 des Verwaltungshilfsdienstes, 
Ministerialrat vm 20 15 Kanzlist, ---Sektionsrat , VII 24 -- 55 
Ministerialsekretär , VI 

) 70 

---~--- --- ---
Ministerialoberkommissär . V AlIgemeiner Hilfsdienst, 
Ministerialkommissär IV Kraftwagenlenker 
Ministerialkommissär III (Verwendungs gruppe E) ---

118 Amtswart, Kraftwagenlenker } --- Amtswart, Kraftwagenlenker rn-I 20 
Gehobener Arbeitsinspektionsdienst Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker ---(Verwendungsgruppe B) 20 
Sekretär, V 

) 
---

Oberrevident IV-rn Summe. 357 
Revident III 2 ---
Assistent " II --- Landesar bei tsäm ter 2 

Arbeits~mter --- und 
Gehobener Fachdienst Höherer Dienst bei den Arbeits-
bei den Arbeitsämtern ämtern 
(Verwendungsgruppe B) 

t 
(Verwendungsgruppe A) 

Sekretär. V Wirklicher Hofrat , VIII 4 Oberrevident . . IV-III 3 Oberrat , VII 12 
Revident III Rat, VI ) Assistent, II " , -. --- Oberkommissär , V 3 Kommissär, IV 50 

------
Redulungsdienst Kommissär III ---

(Verwendungsgruppe B) 66 
---

RedlOungsdirektor VII 1 Höherer Dienst der Berufsberatung Wirklicher Amtsrat VI 3 5 
Rechnungssekretä~ V 

t 
(Verwl.'ndungsgruppe A) 

Rechnungsoberrevident IV-III 39 Oberrat VII 4 
Rechnungsrevident TIl I Rat, VI 

) Rechnungsassistent II Oberkommissär V 42 --- Kommissär IV 
43 Kommissär ,- III --- ---

Gehobener Verwaltungsdienst ----
46 

--- ~---

(Verwendungsgruppe B) Dienst der Krzte in_ Anstalten 
Wirklicher Amtsrat VII 2 4 und. bei Kmtern des Bundes 
Wirklicher Amtsrat VI 7 15 - (Verwendunggruppe A) 
Amtssekretär . V 

) 
Chefarzt, Amtsarzt, Anstaltsarzt , VI 

) Amtsoberrevident , I\'-III 75 
Amtsarzt, Anstaltsarzt V 3 Amtsrevident IJT Amtsarzt, Anstaltsarzt IV 

Amtsassistent II Amtsarzt, Anstaltsarzt III --- ---84 3 ------

Verwaltungsdienst Gehobener Fachdienst 
bei den Arbeitsämtern und Rechnungshilfsdienst (Verwendungsgruppe B) (Verwendungsgruppe C) Wirklicher Amtsrat , , , , VII 3 

Ministerialkanzleidirektor . V 1 Wirklicher Amtsrat VI 20 12 
Kanzleidirektor, Fachinspekt~r IV 3 10 Sekretär, V 

) 526 
Oberkontrollor . . , • , • 

} Oberrevident . IV-III 
Kontrollor, , III-I 28 Revident III 
Ad;unkt Assistent II --- 549 32 

---
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42 

Bundesministerium rur soziale Verwaltung 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung 
Dienst- Stand 

aus der 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

. 
Fachdienst der Arbeitsvermittlung Dienst der Krzte in Anstalten 

(Verwendungsgruppe C) und bei Kmtern des Bundes 
Fachinspektor • IV 40 (Verwendungsgruppe A) 
Oberkontrollor . } Chefarzt VII 1 
Oberadjunkt III-I 730 Chefarzt, Amtsarzt, Anstaltsarzt . VI 

} Adjunkt Amtsarzt, Anstaltsarzt V 3 --- Amtsarzt, Anstaltsarzt IV 
770 Amtsarzt, Anstaltsarzt III --- ---

4 
---

Mittlerer Dienst der Arbeits-
vermittlung Rechnungsdienst 

tVerwendungsgruppe D) (Verwendungsgruppe B) 

o beroffizial } Rechnungsdirekror VII I 
Offizial ..... III-I 204 Wirklicher Amtsrat VI 5 10 
Adjllnkt, Kanzlist. Rechnungssekretär V 

) --- Rechnungsoberrevident IV-III 204 103 
Rechnungsrevident . III 

--- Rechnungsassistent n ---
Allgemeiner Hilfsdienst 109 

(Verwendungsgruppe E) -- --- ---

Amtswart } 
Gehobener Verwaltungsdienst 

Amtswart III-I 25 (Verwendungsgruppe B) 
Amtsgehilfe Wirklicher Amtsrat VII - 1 --- Wirklicher Amtsrat 25 VI 3 12 

- Amtssekretär . V ) --- Amtsoberrevident . IV:..-III 136 
Summe. 1663 Amtsrevident III 

Amtsassistent . II --------- 139 
--- ---

Heimarbeits- Verwaltungsdienst und 

kommissionen 
Rechnungshilfsdienst 

(Verwendungsgruppe C) 

Verwaltungsdienst Kanzleidirektor, Fachinspektor IV 13 4 
und Rechnungshilfsdienst Oberkontrollor } Kontrollor . III-I 96 
(Verwendungsgruppe C) Adjunkt. 

Oberkontrollor } ---. . 109 Kontrollor. III-I 1 --- ---
Adjunkt. 

Verwaltungshilfsdienst ---
I und Kanzleidienst 

--- (Verwen dungsgruppe D) 

Summe. 1 Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

I Offizial, Kanzleioffizial 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter III-I 142 --- des Verwaltungshilfsdienstes, 
Kanzlist. 

Landesin validenämter ---142 
--- ---

Rechtskundiger 
Verwaltungsdienst 

Allgemeiner Hilfsdienst (Verwendungsgruppe A) 

Wirklicher Hofrat VIII 1 2 (Verwendungsgruppe E) 

Oberadministrationsrat VII 5 11 Amtswart } Administrationsrat VI ) Amtswart III-I 26 

Oberkommissär . V 49 Amtsgehilfe 
IV ---

Kommissär. 
III 

26 
Kommissär. ---------

55 Summe. 584 : 
--- . 1-
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43 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeidmung 
Dienst- Stand 

aus der 
Bezeichnung Dienst- Stand 

aus der 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Invalidenfürsorge- Bundesfachschule 
anstalten für Technik 

Gehobener Verwaltungsdienst Bundeslehrer 
(Verwendungsgruppe B) (Verwendungsgruppe L 2 B) 

Wirklicher Amtsrat VI - 1 Direktor 
Oberverwalter V 1 

Verwalter N-III I Fachhauptlehrer, Fachoberlehrer, 

Amtsrevident III 1 Fachlehrer . . . 4 . 
Amtsassistent . II ---5 --- ---

1 
---

Verwaltungsdienst 
Gehobener Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe C) (Verwendungsgruppe B) 

Fachinspektor IV - 1 Amtssekretär . V 

I Oberkontrollor 
} III-I 

Amtsoberrevident . N-III 
Kontrollor. 1 Amtsrevident . m 1 

Adjunkt. Amtsassistent . II --- ---
I 1 

---
Summe. 2 ------ Verwaltungshilfsdienst 

und Kanzleidienst 
Bundesstaatliche - (Verwendungsgruppe D) 

Prothesen wer kstä tten Oberof:6zial, Kanzleioberoffizial 

I 
. 

Gehobener Verwaltungsdienst Offizial, Kanzleiof:6zial. 
(Verwendungsgruppe B) Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter III-I 1 

Oberverwalter V 

I 
des Verwaltungshilfsdienstes, 

Verwalter IV-III 
2 Kanzlist 

Amtsrevident . III ---
Amtsassistent . II 1 ---- 2 Summe. -- 7 

Verwaltungsdienst ---
und Rechnungshilfsdienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Kanzleidirektor, Fachinspektor IV - 1 Untersuch ungsanstalten 
Oberkontrollor } Kontrollor • . IlI-I 1 der bundesstaadichen 
Adjunkt. Sanitätsverwaltung ---

1 Höherer Dienst 
-- -_ .. (Verwendungsgruppe A) 

Verwaltungshilfsdienst Direktor 
VIII 1 2 
VII 10 

und Kanzleidienst Direktor, Vorstand Vl 

144 
(Verwendungsgruppe D) Direktor, Vorstand V 

o beroffizial. Kanzleioberoffizial 

I 
Oberkommissär . IV 

Offizial, Kanzleioffizial . 
Kommissär III 

Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter III-I 1 Kommissär ---
des Verwaltungshilfsdienstes, 55 
Kanzlist, .•.•.. ' ... --- ------

1 
Gehobener Verwaltungsdienst 

Allgemeiner Hilfsdienst (Verwendungsgruppe B) 
(Verwendungsgruppe E) Wirklicher Amtsrat VI - 1 

Amtswart . } 1 
Amtssekretär . V 

I Amtswart . III-I Amtsoberrevident . IV-III 
Amtsgehilfe .. Amtsrevident III 5 

--- Amtsassistent . n 1 ------ 5 Summe. 5 ---
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Bundesministerium rur soziale Verwaltung 

I I 
I über den I über den I 
i Stand Stand 

D;enst- aus der Dienst- 'I aus der Bezeichnung 
klasse :,Stand Per- Bezeichnung klasse Stand Per-

I 

.onal- 500a1-
reserve I i reserve 
besetzt besetzt 

Gehobener Fachdienst 
an wi~senschaftlichen Anstalten Arbeitsinspektion 

(Verwendungsgruppe B) 
Wirklicher Amtsrat . . . . VI - 2 Höherer Arbeitsinspektionsdienst 

Sekretär. V } 
(Verwendungsgruppe A) 

Oberrevident IV-III 12 
Wirklicher Hofrat ,. VIII 1 3 

Revident III Oberbaurat, VII 17 6 
Adjunkt , II Baurat VI 

} --- Bauoberkommissär V 12 Ba ukomm issär IV 52 
--- Baukommissär m ,---

Medizinisch-technische 70 
Assistentinnen -----_. ------- ---

(Verwendungsgruppe B) 
Dienst der Arzte in Anstalten 

I Md.-techn, Oberassistentin . V 

} und bei Amtern des Bundes Med.-techn. Assistentin ., IV 5 
Med.-techn. Assistentin III (Verwendungsgruppe A) 
Med.-techn. Assistentin II Chefarzt, Amtsarzt, Anstaltsarzt . VI 

} --- Amtsarzt, Anstaltsarzt V 5 Amtsarzt, Anstaltsarzt N 3 
--- ---

Amtsarzt, Anstaltsarzt III 
Lebensmittelrevisoren ---

(Verwendungsgruppe C) 3 
---

Fachinspektor • • . . . . IV - 3 
Gehobener Arbeitsinspektions-Oberkontrollor } Kontrollor • III-I 8 dienst 

Adjunkt. (Verwendungsgruppe B) 
--- Wirklicher Amtsrat VI - 2 8 Sekretär. V ---- ---

} Oberrevident IV-III 
Verwaltungsdienst Revident III 47 

und Rechnungshilfsdienst Assistent. '. 1I 
(Verwendungsgruppe C) --~ 

47 
Fachinspektor IV - 1 --- ---
Oberkontrollor } Arbeitsinspekiionsdienst 
Kontrollor. III-I 4 
Adjunkt. (Verwendungsgruppe C) 

IV - 1 --- Fachinspektor, . . . . . . 

} 4 Oberkontrollor 
-- '---- Kontrollor III-I 18 

Verwaltungshilfsdienst Adjunkt .' ---
und Kanzleidienst '- 18 

(Verwendungsgruppe D) 
-------- ---

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

1 
Verwaltung;hilfsdienst 

Offizial, Kanzleioffizial . und Kanzleidienst 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter III-I 7 (Verwendungsgruppe D) 

des Verwaltungshilfsdienstes, Oberoffizial, Kanzleioberoffizial IV - 1 
Kanzlist .........• Oberoffizial, Kanzleioberoffizial I --- Offizial, Kanzleioffizial . 7 III-I 20 --- --- Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 

Fachlicher Hilfsdienst höherer Art des Verwaltungshilfsdienstes, 
(Verwendungsgruppe D) Kanzlist .......... ---Oberlaborant . . . . . . . } ru-I 8 20 

Oberlaborant . ---------
8 

Allgemeiner Hilfsdienst --- ---
Allgemeiner Hilfsdienst (Verwendungsgruppe E) 

(Verwendungsgruppe E) Amtswart } Amtswart . } 
Amtswart III-I 2 

Amtswart III-I 7 Amtsgehilfe ---
Amtsgehilfe 2 

---
7 Summe. 160 ---Summe. 111 Gesamtsumme . 2890 ---
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-----------------------------

45 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

I 
Stand in der Endohnungsgruppe 

Unterteilung 

I I I I 
Summe 

a b c d e 

Zentralleitung 14 33 7 125 17 196 

Landesarbeitsämter und Arbeitsämter. 22 116 389 702 43 1272 

Heimarbeitskommissionen - 6 -- 2 1 9 

Landesinvalidenämter - 90 13 196 35 334 

Invalidenfürsorgeanstalten - - 5 2 2 9 

Prothesenwerkstätten - - 1 5 - 6 

Bundesfachschule für Technik - 3 2 4 4 13 

Untersuchungsanstalten der bundesstaatlichen 
Sanitätsverwaltung 26 42 14 44 31 157 

Bundesheilanstalten - - - 1 - 1 

Krankenanstalt für Neurochirurgie in Ischl 15 3 33 16 - 67 

Bundeshebammenlehranstalten - - 3 - - 3 

Arbeitsinspektion 21 19 22 39 -- 101 ---
Zusammen. 98 312 489 1136 133 2168 

------

A. Vertrags bedienstete 1m Lehramt des Entlohnungsschemas I L 

Unterteilung 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

Summe 
I 1 I I 2 I I 3 

Bundesfachschule für Technik 
·1 

- I 15 I - I 15 
I I 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II Be-
dienstete 

I 
Stand in der Entlohnungsgruppe nam 

Kollektiv-
Unterteilung 

I I I I I I 
Summe vertrag 

1 2 3 4 5 6 7 

Zentralleitung . - - 4 - 1 - ~ 5 -

Landesarbeitsämter und Arbeitsämter - - 39 34 JO 8 42 133 -

Landesinvalidenämter - - 3 - 1 2 13 19 -
Invalidenfürsorgeanstalten - - - 1 6 5 13 25 -
Prothesenwerkstätten - - - - - - - - 31 

Bundesfachschule für Technik - - - - - 1 6 7 -

Untersuchung~anstalten der bundesstaat-
lichen Saniiätsverwaltung - - 2 1 5 18 22 48 -

Bundesheilanstalten . - - 2 - 3 - 1 6 -
Krankenanstalt für Neurochirurgie in !schi . 1 1 3 - 4 2 24 35 -
Arbeitsinsp ektion - - 12 5 - - 1 18 ----------------------------

Zusammen. 1 I 1 65 41 30 36 122 296 31 
------. 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)202 von 614

www.parlament.gv.at



46 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I (saison- oder teilbeschäftigt) 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I I 
Summe 

a b c d e 

Landesarbeitsämter und Arbeitsämter .... - - - 25 - 25 
Landesinvalidenämter 20 - - - - 20 
Bundesfachschule für Technik. 1 - - - - 1 
Untersuchungsanstalten der bundesstaatlichen Sani-

tätsverwaltung ....... 1 - - 3 1 5 
Krankenanstalt für Neurochirurgie in Ischl - - 1 - - 1 

Zusammen . 22 - 1 28 1 52 

B. Vertrags bedienstete im Lehramt des Entlohnungsschemas II L (teilbeschäftigt) 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I 
Summe 

1 1 I 2 I 3 

Bundesfachschule für T eClmik - 23 - 23 

B. Vertrags bedienstete des Entlohnungsschemas II (saison- oder teilbeschäftigt) 
Bedien-

I 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

stete nach 
Kollektiv-

Unterteilung 

I I I I I I 
Summe vertrag 

1 2 3 4 5 6 7 

Landesarbeitsämter und Arbeitsämter - - - - - 4 114 118 -
Landesin validenämter - - - - ~ . 1 18 19 -
In validenfürsorgeanstalten . - - - - - 1 1 2 -
Prothesenwerkstätten - - - - - - 2 2 1 
Untersuchungsanstalten der bundesstaatlichen Sani-

tätsverwaltung . . . . . . . . . . . . - - - - - - 5 5 -
Krankenanstalt für Neurochirurgie in Ischl . - - - - - - 2 2 -
Arbeitsinspektion . . . . . . . . . - - - - - - 9 9 ---- ---------------------

Zusammen. - - - - - 6 151 157 1 

---------1-. --
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47 

Bundesministerium für Finanzen 

über den überden 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung 
Dienst- aus der 

klasse Per- klasse Stand Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
beset2t besetzt 

Finanzen 
a) B un d es ~i niste ri u m Gehobener Verwaltungsdienit 

Zentralleitung -

Höherer Ministerialdienst 
(Verwendungsgruppe B) 

(Verwendungsgruppe A) Wirklicher Amtsrat VII 4 1 

Sektionschef • . . . . • . IX 51) 1 Wirklicher Amtsrat VI 6 5 

Ministerialrat . ' .. VIII 232) 24 A mt,,~ekretär . V 

} Sektionsrat . VII 233) 6 Amtsoberrevident IV-III 

Ministerialsekretär • VI Amtsrevident III 73 

Ministerialoberkommissär . V 
} 71 4) 

Amtsassistent . II 

Ministerialkommissär IV ---
83 

Ministerialkommissär III -- ------
1225)"-) 

----- -~-- ---

Höherer Betriebsprüfungsdienst 
Zolldienst 

(Verwendungsgruppe -A) (Verwendungsgruppe B) 

Oberfinanzrat , . . . . . VII 1 3 Zolldirektor . - VII 2 2 
Finanzrat VI 

} 
Wirklicher Amtsrat VI 4 

Finanzoberkommissär V Zollamtmann V 

} 12 
Finanzkommissär IV 8 Zolloberrevident IV-III 
Finanzkommissär III Zollrevident 1I! --- Zollassistent II 

9 ------ --- 18 
Höherer landwirtschaftlicher 

-"---

Dienst 
(Verwendungsgruppe A) Verwaltungsdienst 

Oberlandwirtschaftsrat . . . VII - 1 
Landwirtschaftsrat . VI 

} 
(Verwendungsgruppe C) 

Land wirtschaftsoberkommissär V Ministerialkanzleidirektor . V 1 
Landwirtschaftskommissär IV I Kanzleidirektor . lV 7 2 
Landwirtschaftskommissär III Oberkontrollor . 

} --- Kontrolior • rn-I 17 
1 Adjunkt. --- ---

Höherer technischer Dienst 25 
---

(Verwendungsgruppe A) 
Baurat . VI 

} Bauoberkommissär V 
Verwaltungshilfsdienst Baukommissär IV 1 

Baukommissär rn und Kanzleidienst 

--- (Verwendungsgruppe D) 
1 

---- --_._- -- Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

l Höherer technischer Finanzdienst Offizial, Kanzleioffizial . 

und höherer Bodenschätzungsdienst Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter III-I 76 

(Verwendungsgruppe A) des Verwaltungshilfsdienstes, 

. Technischer Oberfinanzrat . . . VII - 2 Kanzlist .......... , ---
Technischer Finanzrat VI 

} 
..... 76 

Technischer Finanzoberkommissär V 2 
---

Technischer Finanzkommissär . IV 
Technischer Finanzkommissär . III --- Allgemeiner Hilfsdienst, 2 

-- -- --- --- Kraftwagenlenker 

Höherer Wirtschaftsdienst (Verwendungsgruppe E) 
(Verwendungsgruppe A) Amtswart, Kraftwagenlenker } Oberwirtschafrsrat . . . . VII - 1 Arntswart, Kraftwagenlenker III-I 42 

Wirtschaftsrat VI 

} 
Arntsgehilfe, Kraftwagenlenker 

Wirtschaftsoberkom missär .. V ---
Wirtschaftskommissär -. IV 4 42 

Wirtschaftskommissär III ------
---

4 Summe. 383 1) 
------- ----- ---

Dazu für die Zeit vorübergehenden Bed-_lrfes ') I, ') 10, S) 10, ') 32, 
') 53 Dienstposten. ' ---

*) Auf Rernnung von freien Dienstposten des höheren Ministerial-
dienstes können Beamte des höheren Finanzdienstes und des redrts- I) Dazu für die Zeit vorübergehenden B.-:darfe5 53 Dienstposren. 
kundigen Verwaltungsdienstes ernannt werden. 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)204 von 614

www.parlament.gv.at



48 

Bundesministerium rur Finanzen 

Bezeichnung 

b) Buchhaltung und 
F ach prüf un gs stelle 

Rechnungsdienst 
(Verwendungsgruppe B) 

Rechnungsdirektor 
Wirklicher Amtsrat 
Rechnungssekretär 
Rechnungsoberrevident 
Rechnungsrevident 
Rechnungsassistent 

Dienst
klasse Stand 

VII 2 
VI 6 

IV~III } 
III 47 
II 

über den 
Stand 
aus der 

Per
sonal

reserve 
besetzt 

11---'---------1--- _5_5 ___ _ 

Verwaltungsdienst 
und Rechnungshilfsdienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Kanzleidirektor, Fachinspektor IV 
Oberkontrollor . . • . .. } 
Kontrollor III-I 
Adjunkt. 

1 4 

8 

____________ 1------ __ 9 ___ _ 

Verwaltungshilfsdienst 
und Kanzleidienst 

(Verwendungsgruppe D) 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizal IV 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial I 
Offizial, Kanzleioffizial • . • . . 
Ad junkt, Kanzleiad junkt, BeamterIII-I 

des . Verwaltungshilfsdienstes, 
Kanzhst ......• -... -

Allgemeiner Hilfsdienst 
(Verwendungsgruppe E) 

Amtswart III I 
Amtswart } 

Amtsgehilfe -

Summe. 

c) Staatshauptkasse 

Kassendienst 

- 1 

13 

13 

4 

4 

81 

(Verwendungsgruppe B) 

Zentralkassendirektor 
Kassendirektor 

VII _ 

Hauptkassier • • . 
Kassenoberrevident 
Kassenrevident 
Kassenassistent 

VI 1 

IVVIII } 
III 7 
II 

8 

Bezeichnung 

Verwaltungshilfsdienst 
und Kanzleidienst 

(Verwendungsgruppe D) 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 
Offizial, Kanzleioffizial 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 

des Verwaltungshilfsdienstes, 
Kanzlist ...•....•. 

Allgemeiner Hilfsdienst 
(Verwendungsgruppe E) 

Amtswart 
Amtswart 
Amtsgehilfe 

Dienst
klasse 

} III-I 

Stand 

2 

2 

2 

2 

über den 
Stand 
aus der 

Per
sonal-

I res'erve 
besetzt 

11----------1-------
12 Summe. 

Finanzlandes
behörden 

Höherer Finanzdienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Präsident ....... . 
Präsident 
Wirklicher Hofrat 
Oberfinanzrat 
Finanzrat • . . • • 
Finanzoberkommissär 
Finanzkommissär 
FinanzkoP1missär 

IX 
VIII 
VIII 
VII 
VI 
V 
IV 
III 

3 1 
2 

55 
116 

}413 

589 
11-------------1----- -----

Höherer Betriebsprüfungsdienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Wirklicher Hofrat 
Oberfinanzrat 
Finanzrat 
Finanzoberkommissär 
Finanzkommissär 
Finanzkommis~är 

Höherer technischer Finanzdienst 
und höherer Bodenschätzungsdienst 
. (Verwendungsgruppe A) 
Wirklicher Hofrat ..... . 
Technischer Oberfinanzrat 
Technischer Finanzrat . . . . . 
Technischer Finanzoberkommissär 
Technischer Finanzkommissär . 
Technischer Finanzkommissär . 

VIII 
VII 
VI 
V 
IV 
III 

VIII 
VII 
VI 
V 
IV 
III 

1 10 
}107 

118 

1 
1 

} 28 

30 

3 

8 

----------------------1------1-------
Wissenschaftlicher Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Oberassistent . 
Oberassistent . . . . . . 
Wissenschaftlicher Assistent 
Wissenschaftlicher Assistent 

VI 
V 
IV 
I1I 

1 
--11----------1-------

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 205 von 614

www.parlament.gv.at



49 

Bundesministerium für Finanzen 

über den I über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst~ Stand 
aus der 

Bezeichnung 
Dienst- Stand 

"aus de~ 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Bemessungs- und Kassendienst Bemessungs- und Kassenhilfsdienst 
und Bodenschätzungsdienst (Verwendungsgruppe C) 

(Verwendungsgruppe B) Fachinspektor V - 3 

Amtsdirektor . VII 29 Fachinspektor IV 70 51 

Wirklicher Amtsrat VI 125 10 Oberkontrollor . } Finanzsekretär V 

. }2361 

Kontrollor III-I 1478 .. Adjunkt . Finanzoberrevident IV-rn ---
Finanzrevident · III 1548 
Finanzassistent II ---

--- Steueraufsichtsdienst 2515 
--- --- (Verwendungsgruppe C) 

Oberinspektor V 42 
Betriebsprüfungsdienst Inspektor IV 154 

(Verwendungsgruppe B) Oberkontrollor • } Wirklicher Amtsrat VII 5 Kontrollor. III-I 567 
Wirklicher Amtsrat VI 33 Adjunkt. ---Finanzsekretär V 

} 425 

763 
Finanzoberrevident IV-III ---
Finanzrevident III Technischer Fachdienst 
Finanzassistent 11 (Verwendungsgruppe C) 

463 Technischer Oberkontrollor } --- Technischer Kontrollor III-I 1 
Gehobener technischer Fachdienst Tedmischer Adjunkt ---(Verwendungsgruppe B) I 
Technischer Inspektor . • V 

}11 
---

Technischer Oberrevident IV-III Verwaltungsdienst und 
T edmischer Revident III Rechnungshilfsdienst 
Technischer Assistent 11 (Verwendungsgruppe C) ---

11 Kanzleidirektor, Fachinspektor IV 22 15 
--- Oberkontrollor . } Redmungsdienst 

Kontrollor • . rn-I 91 
Adjunkt. 

(Verwendungsgruppe B) ---
Rechnungsdirektor VII 6 113 

--- ---
Wirklicher Amtsrat VI 17 1 
Rechnungssekretär • V 

}145 

Verwaltungsdienst 

Rechnungsoberrevident . IV-rn (Verwendungsgruppe C) 

Rechnungsrevident . III Fachinspektor . . IV 6 
Rechnungsassistent 11 Oberkontrollor } --- Kontrollor III-I 136 

168 Adjunkt. --- ---
142 

Gehobener Verwaltungsdienst ---
(Verwendungsgruppe B) Verwaltungshilfsdienst -

Wirklicher Amtsrat VII - 6 und Kanzleidienst 
Wirklicher Amtsrat VI 5 1 (Verwendungsgruppe D) 
Amtssekretär . V 

) Oberoffizial, Kanzleioberoffizial IV - 13 
Amtsoberrevident . IV-III Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

I Amtsrevident . III 56 Offizial, Kanzleioffizial . 
Amtsassistent . II Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter rn~I 838 ---

61 des Verwaltungshilfsdienstes, 
--- --- Kanzlist ---

Zolldienst 838 
(Verwendungsgruppe B) ---

Zolldirektor · .. VII 17 Mittlerer technischer Dienst 
Wirklicher Amtsrat VI 80 (Verwendungsgrup~e D) 
Zollamtmann V 

} 
Technischer Oberoffizia . • 

} Zolloberrevident . Iv-rn Technischer Offizial-. 
Zollrevident · III 755 Technischer Adjunkt, Beamter des III-I 4 
Zollassistent n mittleren technischen Dienstes . --- ---

852 4 
------

Dienstpostenplan 1959 4 
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50 

Bundesministerium für Finanzen 

Dienst-
überden über den 

Stand Stand 

Bezeidmung klasse Stand 
aus der 

Bezeidmung Dienst- Stand 
aus der 

(Dienst- Per- klasse Per-
sonal- sonal-

stufe) reserve reserve 
besetzt besetzt 

Steuereintreibungsdienst Finanzprokuratur 
(Verwendungsgruppe D) 

Finanzprokuratursdienst Steuerexekutionsoberoffizial • 

l Steuerexekutionsoffizial rn-I 311 
(Verwendungsgruppe A) 

Steuerexekutionsadjunkt, Steuer-
Prokuraturspräsident IX 1 exekutor --- Wirklicher Hofrat • VIII 5 1 

311 Oberprokurarursrat . VII 6 
------ Prokurarursrat . . - . VI 

} 27 
Dienst der Zollmeister Prokuratursoberkommissär V 

(Verwendungsgruppe D) Prokuraturskommissär IV 

Oberzollmeister • } 
Prokuraturskommissär . rn 

rn-I 11 ---Zollmeister 39 --- --- ---
11 

------
Hilfsdienst beim Zollverfahren Gehobener Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgr,uppe E) (Verwendungsgruppe B) 
Amtssekretär . V 

} Oberzollwart , l Amtsoberrevident IV-rn 
Zollwart III-I 55 Amtsrevident III 1 
Zollgehilfe . f Amtsassistent . 11 --- ---55 1 --- ---

Allgemeiner Hilfsdienst, 
Kraftwagenlenker Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe E) (Verwendungsgruppe C) 
Amtswan, Kraftwagenlenker- } 213 

Kanzleidirektor IV 1 
Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker rn-I Oberkontrollor . } --- Kontrollor rn-I 3 

213 Adjunkt. --- ---4 
Zollwachdienst ---

Leitende Beamte 
(Verwendungsgruppe W 1) 

Verwaltungshilfsdienst 
Zollwachoberst . . VII 5 und Kanzleidienst 
Zollwachoberstleutnant -. -. VI 10 (Verwendungsgruppe D) 
Zollwachmajor 1. KL V 13 
Zollwachmajor 2. Kl., Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

I Zollwachrittmeister 1. Kl. IV 

} 
Offizial, Kanzleioffizial . 

Zollwachrittmeister 2. Kl., Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter rn-I 13 
Zollwachoberleutnant, Zollwam- 66 des Verwaltungshilfsdienstes, 

leutnant. IIl-I1 Kanzlist ------
Dienstführende Beamte 94 13 

---
(Verwendungsgruppe W 2) 

Zollwachgruppeninspektor II1-I (3) 34 
Zollwachinspektor . • • • rn-I (2) 233 Allgemeiner' Hilfsdienst 
Zollwachoberkontrollor III-I (1) 604 (Verwendungsgruppe E) ---

Eingeteilte Beamte 871 Amtswart . 
} rn-I (Verwendungsgruppe W 3) Amtswart 2 

Zollwachkontrollor } *) 
Amtsgehilfe ---Zollwachoberrevisor . II1-I 2661 2 

Zollwachrevisor . ------
3626 - - Summe. 59 -

Summe. 12433 

---
, 

.) Der Stand an Zollwachbeamten der Verwendungsgruppe W J 
kann auf Rechnung von freien Dienstposten des Steueraufsiditsdienstes 
und des Verwaltun 'eostes übersduitten werden. 
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51 

Bundesministerium für Finanzen 

überden über den 
Stand Stand 

Dienst- aus der Dienst- aus der 

Bezeimnung Stand Per- Bezeimnung Stand Per-
klasse sonal- klasse SOD.I-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Ha u ptpun zierun gs- Mittlerer temnisdter Dienst 

und Probieramt (Verwendungsgruppe D) 

Höherer temnismer Dienst Temnismer Oberoffizial 

I 01 erwendungsgruppe A) Technismer Offizial." . 
Tedmischer Ad junkt, Beamter des II1-I 6 

Wirklimer Hofrat VIII 1 mittleren temnismen Dienstes . 
Oberbergrat VII 1 ---
Bergrat .. VI 

I 
6 

Oberwardein V --- ---
Wardein IV 14 

Wardein III --- Allgemeiner Hilfsdienst 
16 (Verwendungsgruppe E) --- ---

Amtswart } .. 
°Arntswart li-I 2 

Gehobener technismer Fachdienst Amtsgehilfe ---
(Verwendungsgruppe B) 2 ---

T emnischer Inspektor . . V 

I Temnismer Oberrevident IV-II1 Summe. 33 . 
Technischer Revident III 1 

Temnismer Assistent II ------
1 

--- ---
Zen ~ral besold un gsamt 

Remtskundiger Verwaltungs-
Gehobener Verwaltungsdienst dienst 

01 erwendungsgruppe B) (Verwendungsgruppe A) 

Wirklimer Amtsrat VI 1 
Wirklicher Hofrat . VIII 2 - Oberadministrationsrat . VII 2 

Amtssekretär . V 

I 
Administrationsrat VI 

Amtsoberrevident . IV-I1I Oberkommissär . V I Amtsrevident li 1 
Kommissär. IV 5 

Amtsassistent . II Kommissär li --- ~ ---1 9 ---
-

Technischer Fachdienst Rechnungsdienst 

(Verwendungsgruppe C) 
(Verwendungsgruppe B) 

Rechnungsdirektor VII 3 
Fachinspektor IV 1 2 Wirklicher Amtsrat VI 19 
Technischer Oberkontrollor } Rechnungssekretär V 

1223 
Technischer Kontrollor II1-I 5 Rechnungsoberrevident IV-li 
Technischer Adjunkt Rechnungsrevident . III --- Rechnungsassistent II 

6 ------ 245 ---

"Verwaltungshilfsdienst 
und Kanzleidienst Gehobener Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe D) (Verwendungsgruppe B) 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 
Wirklicher Amtsrat VII 1 

}m~l 
Wirklicher Amtsrat VI 6 

Offizial, Kanzleioffizial Amtssekretär . V I 19 

Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 1 Amtsoberrevident . IV-li 
des Verwaltungshilfsdienstes, ° 

Amtsrevident . III 
Kanzlist. • . • . ." • • . • Amtsassistent . II --- ---I 26 -- -----
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52 

Bundesm;nisterium für Finanzen 

über den I über den 
Stand Stand 

Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung 
Dienst- . Stand 

aus der 
Bezeichnung klasse Per- klasse Per-

sonal- sonal-
reserve reserve 
besetzt I besetzt 

Verwaltungsdienst Technischer Fachdienst 
und Rechnungshilfsdienst (Verwendungsgruppe C) 
(Verwendungsgruppe C) 

Fachinspektor IV - 2 Kanzleidirektor , Fachinspektor IV 1 12 Tedmischer Oberkontrollor . } Oberkontrollor } Technischer Kontrollor rn-I 3 Kontrollor . rn-I 54 Technischer Adjunkt Adjunkt. ------ 3 55 
--- --- --- -_. 

Verwaltungshilfsdienst 
und Kanzleidienst Verwaltungsdienst 

(VerwJ!ndungsgruppe D) (Verwendungsgruppe C) 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

I 
0 

Kanzleidirektor, Fachinspektor IV 1 1 
Offizial, Kanzleioffizial Oberkontrollor } Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter rn-I 30 Kontrollor . rn-I 1 

des Verwaltungshilfsdienstes, Adjunkt. 
Kanzlist ....•...•• ------ 2 

30 --
--

Allgemeiner Hilfsdienst 
Verwaltungshilfsdienst (Verwendungsgruppe E) 

und Kanzleidienst 
Amtswart } Amtswart rn-I 16 (Verwendungsgruppe D) 
Amtsgehilfe -

IV 2 Oberoffizial, Kanzleioberoffizial ----

} 
16 o beroffizial, Kanzleioberoffizial --- Offizial, Kanzleioffizial 

Summe. 381 Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter rn-I 12 - des Verwaltungshilfsdienstes, ---
Kanzlist .•...... ' •• ---Tabakregie 12 

Höherer Verwaltungs- und .---
höherer technischer Dienst 

(Verwendungsgruppe A) 

, Generaldirektor . IX 1 Werkmeister 
Wirklicher Hofrat VIII 4 (Verwendungsgruppe D) Oberdirektionsrat . VII 5 6 
Direktionsrat • VI 

} 
Oberwerkmeister } Direktionsoberkommissär • V Werkmeister • rn-I 4 

Direktionskommissär IV 13 Werkmeister . 
Direktionskommissär rn ------ 4 23 

--- ---
Summe. 98. 

Gehobener Verwaltungs- und 
Betriebsdienst ---

(Verwendungsgruppe B) 1) 

Zentralinspektor VII 11 1 
Gesamtsumme. 13.480 

Oberinspektor VI 9 13 
Inspektor V 

} 
------

Oberrevident . .' IV-rn 
Revident m 34 
Assistent. II ---

54 
------ I) Dazu für die Zeit vorübergehenden Bedarfes 53 Dienstposten. 
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53 

.. Bundesministerium Hir Finanzen 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Stand in der Endohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I I 
Summe 

a b c d e -
Zentralleitung 14 5 1 132 32 184 
Budthaltung und Fadtprüfungsstelle - 11 2 22 2 37 
Finanzlandesbehörden . . . . . . 103 420 116 2229 119 2987 
Finanzprokuratur. . . . 1 - - 19 2 22 
Hauptpunzierungs- und Probieramt . - - - 8 2 10 
Zentralbesoldungsamt . . . . . . . - 49 9 1) 88 2) 37 3) 183 4) 

Zusammen. 118 485 128 2498 194 3423 

Dazu für die Zeit ·vorübergehenden Bedarfes ') 4, 2) 10, 3) 1, ') 15 Dienstposten. 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 

Unterteilung 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

I I I I I I 
Summ.e 

1 2 3 4 5 6 7 

Zentralleitung . . . . . . . . . - - 8 6 3 3 80 100 
Budthaltung und Fadtprüfungsstelle - - - - - - - -
Finanzlandesbehörden . . . . . . 1 13 47 25 17 31 295 429 
Finanzprokuratur . - - - - - - 2 2 
Zentralbesoldungsamt - 1 - - 5 6 16 28 ------------------------

Zusammen. 1 14 55 31 25 40 393 559 ------------------

.. 
B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I (teilbesdtäftigt) 

Unterteilung 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

I I I I 
Summe 

a b c d e 

Finanzprokuratur 
·1 

2 I - I - I - I 1 
2 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 (saison- oder teilbesdtäftigt) 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I I I I 
SUinme 

1 2 3 4 5 6 7 

Finanzlandesbehörden - - - - -
- 402 ~ Finanzprokuratur . . . . . . . . - - - - - - 1 1 

Hauptpunzierungs- und Probieramt - - - - - 2 2 --------------- ---------
Zusammen. - - - - - 405 405 ------------- ------
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54 

Bundesministerium f"tir Land- und Forstwirtschaft • 

über den über den 

Stand Stand 

Dienst- aus der 
Bezeichnung 

Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung klasse Stand Per- klasse Per-

sonal· sonal-

reserve reserve 

besetzt besetzt 

Gehobener technischer Fachdienst 

Land- und Forstwirt-
(Verwendungsgruppe B) 

Technischer Oberinspektor VI 1 

schaft Technischer Inspektor . • V 

1 
Technischer Oberrevident IV-III 6 

Zentra'lleitung Technischer Revident III 
Technischer Assistent II 

Höherer Ministerialdienst ---7 
(Verwendungsgruppe A) ---

Sektionschef IX 3. 1 Verwaltungsdienst und 
Ministerialrat . VIII 17 19 .Rechnungshilfsdienst 
Sektionsrat . VII 20 (Verwendungsgruppe C) 
Ministerialsekretär • • . VI 

1 
Ministerialkanzleidirektor . V 1 

Ministerialoberko~missär V Kanzleidirektor , Fachinspektor IV 2 6 
Ministerialkorrimissär IV 60 

Oberkontrollor } Ministerialkommissär III Kontrollor III-I 13 
100 Adjunkt. --- ---

16 
--- ---

Höherer landwirtschaftlicher Dienst 
Verwaltungshilfsdienst 

(Verwendungsgruppe A) und Kanzleidienst 
Landwirtschaftsrat VI 

1 
(Verwendungsgruppe D) 

Landwirtschaftsoberkommissär V 1 Oberoffizial, Kanzleioberoffizial IV - 1 
Landwirtschaftskommissär IV Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

I Land wirtschaftskommissär III Offizial, Kanzleioffizial • ---
1 Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter III-I 31 

--- --- des Verwaltungshilfsdienstes, 
Kanzlist .•........ 

Rechnungsdienst ---
31 

(Verwendungsgruppe B) ---

Rechnungsdirektor VII 1 
Werkmeister 

Wirklicher Amtsrat VI 2 
(Verwendungsgruppe D) 

IV 
Rechnungssekretär V 

122 

Oberwerkmeister • • • . .'. - 1 
Rechnungsoberrevident IV-III Oberwerkmeister } Rechnungsrevident III 

Werkmeister • III-I 1 
Rechnungsassistent II Werkmeister • 

------
25 1 ------

Allgemeiner Hilfsdienst, 

Gehobener Verwaltungsdienst Kraftwagenlenker 

(Verwendungsgruppe B) 
(Verwendungsgruppe E) 

} Amtswart, Kraftwagenlenker 
Wirklicher Amtsrat VII 1 Amtswart, Kraftwagenlenker . III-I 11 
Wirklicher Amtsrat VI 2 Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker ---
Amtssekretär . V 

1 22 

11 " 
Amtsoberrevident . IV-III ------
Amtsrevident 1II Summe. 218 

Amtsassistent . II 
---

--- B und e s k e 11 e r e i-25 
--- inspektion 

Gehobener landwirtschaftlicher 
Gehobener landwirtschaftlicher 

Fachdienst 
, 

Fachdienst (Verwendungsgruppe B) 
(Verwendungsgruppe B) Kellereioberinspektor VII - 1 

Land wirtschaftsoberinspektor VII - 1 Kellereioberinspektor VI 1 
Landwirtschaftsoberinspektor VI - Kellereioberinspektor V 

1 Landwirtschaftsinspektor . • V 

1 
Kellereiinspektor 1. Klasse IV 

9 
Landwirtschaftsoberrevident IV-III . Kellereiinspektor 1. Klasse m 
Landwirtschaftsrevident 1II 1 Kellereiinspektor 2. Klasse II . 
Land wirtschaftsassistent II 

---
10 

1 ------
Summe. 10 ------
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55 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

über den über den 
Stand Stand 

Dienst- aus der Dienst- Stand 
aus det 

Bezeichnung Stand Per- Bezeichnung klasse Pere klasse sonal- sonat· 
reserve reserve 
besetzt besetzt 

Wildbach- Gehobener Gartenfachdienst 
verbauungsdienst (Verwendungsgruppe B) 

Gartenoberverwalter . VI 1 3 Höherer forsttechnischer Dienst 
Gartenoberverwalter • V 

} 
(Verwendungsgruppe A) 

Gartenverwalter IV-rn 
7 Wirklicher Hofrat VIII 2 3 Gartenrevident III Oberforstrat VII 11 10 Gartenassistent II Forstrat VI 

} ---Forstoberkommissär V 8 
---Forstkommissär • IV 72 ". 

Forstkommissär . III Gehobener Verwaltungsdienst --s5 (Verwendungsgruppe B) ---
V Amtssekretär . 

} Rechnungsdienst 
Amtsoberrevident . IV-III 

1 (Verwendungsgruppe B) 
Amtsrevident III 

Rechnungssekretär . V 

} Amtsassistent . II 
Rechnungsoberrevident IV-III ---7 1 Rechnungsrevident III ----- --- ---Rechnungsassistent II 

--7-
Verwaltungshilfsdienst --- und Kanzleidienst 

Gehobener technischer Fachdienst (Verwendungsgruppe D) 
(Verwendungsgruppe B) Oberoffizial, Kanzleioberoffizial ." 

f rn-I 

Technischer Inspektor . . V 

} Offizial, Kanzleioffizial . 
2 Technischer Oberrevident IV-III 7 Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 

Technischer Revident III des Verwaltungshilfsdienstes, 
Technischer Assistent II Kanzlist • -----7-

2 --- ---
Forstbetriebs- und Forstschutz-

dienst Gärtner in selbständiger Ver-
(Verwendungsgruppe C) wendung 

Oberförster 
} III-I 

(Verwendungsgruppe D) 
Förster 1 Obergartenmeister IV - 6 
Forstadjunkt Gartenmeister 

} --- Obergärtner III-I 44 1 
--- Gärtner ---Verwaltungsdienst 44 

(Verwendungsgruppe .cl ---
Oberkontrollor } Werkmeister Kontrollor III-I 3 (Verwendungsgruppe D) Adjunkt. 

Oberwerkmeister 
} III-I 

--3-
Werkmeister 1 ---

Kanzleidienst Werkmeister • ---(Verwendungsgruppe D) 1 ---Kanzleioberoffizial ..•• IV - 1 
Kanzleioberoffizial Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 
Kanzleioffizial III-I 10 (Verwendungsgruppe D) 
Kanzleiadjunkt, Kanzlist --- Oberaufseher . \ III-I 6 10 Oberaufseher . { ---

Summe . . 113 6 ---
Bundesgärten Allgemeiner Hilfsdienst, 

Höherer Kraftwagenlenker 
landwirtschaftlicher Dienst (Verwendungsgruppe E) 
(Verwendungsgruppe A) Amtswart, Gartenwart, Wirt-

} III-I 

Oberlandwirtschaftsrat • VII 1 schaftsgehilfe, Kraftwagenlenker " Landwirtschaftsrat VI 

}-
Amtgehilfe, Gartengehilfe, Wirt- 42 

Landwirtschaftsoberkommissär . V schaftsgehilfe, Kraftwagenlenker Landwirtschaftskommissär IV 
42 Landwirtschaftskommissär III ---

1 Summe. 105 
--- ---
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56 

Bundesministerium fiir Land- und Forstwirtschaft 

I Stand 

über den über den 
Stand Stand 

Dienst- aus der 
Bezeichnung 

Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung klasse Per- klasse Per-

I 
sonal- sonal-

reserve reserve 

I besetzt besetzt 

Schulaufsicht 
Beamte des Schulaufsichtsdienstes 

Höherer Dienst 

Landwirtschaftliche Schulen (Verwendungsgruppe A) 

(Verwendungsgruppe S 1) Direktor VIII - 1 
Landesschulinspektor 3 Direktor, Vorstand VII - 1 

(Verwendungsgruppe S 2) 
Direktor, Vorstand VI 

} 22 
Oberkommissär V 

Berufsschulinspektor • 5 Kommissär. IV --S- . .. 
Kommissär. . rn --- 22 Summe. 8 --- ------

Spanische Reitschule 
Gehobener Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe B) 
Dienst der pferdezuchtkundigen 

Amtssekretär . V Beamten } (Verwendungsgruppe B) 
Amtsoberrevident . IV-IlI 
Amtsrevident III 2 

Gestütsoberinspektor VII - 1 Amtsassistent . 11 
Gestütsoberinspektor VI 1 ---
Gestütsinspektor V 

2 

}-
--- ._-

Gestütsoberrevident IV-III Gehobener landwirtschaftlicher 
Gestülsrevident . III Fachdienst 
Gestütsassistent . '. 11 

(Verwendungsgruppe B) --1-
--- Landwirtschaftsinspektor V 

} Dienst des Oberbereiters Landwirtschaftsoberrevident IV-III 1 
(Verwendungsgruppe C) Landwirtschaftsreviden t !II 

Land wirtschafts assistent 11 
Oberbereiter IV 1 ---
Oberbereiter } rn-I - 1 
Oberbereiter --- ---

1 Verwaltungsdienst 
--- (Verwendungsgruppe C) 

Mittlerer Wirtschaftsdienst Oberkontrollor } (Verwendungsgruppe D) Kontrollor III-I 1 

Bereiter 1. Klasse } Adjunkt. 
Bereiter 2. Klasse III-I 8 1 
Bereiter 2. Klasse ---

--8- Wirtschaftsführer 
--- (Verwendungsgruppe C) 

Allgemeiner Hilfsdienst Fachinspektor . . • • IV - 1 
(Verwendungsgruppe E) Wirtschaftsoberkontrollor } Amtswart, Reitgehilfe } 

Wirtschaftskontrollor rn-I 2 
Amtswart, Reitgehilfe III-I 2 Wirtschaftsadjunkt 
Amtsgehilfe, Reitgehilfe 2 

--2-· -'"---~ ---

--- Verwaltungshilfsdienst 
Summe. 12 und Kanzleidienst --- (Verwendungsgruppe D) . 

Land wirtschaftliche Oberoffizial, Kanzleioberoffizial . 

f 
Bund es leh ranst al ten 

Offizial, Kanzleioffizial . .' . 
III-I 3 Adjunkt, Kanzleiadjunkt; Be-

Bundeslehrer amter des Verwaltungshilfs-

(Verwendungsgruppe L 1) dienstes, Kanzlist 

Direktor 7 3 

Professor 30 ----------

(VerwendungsgruppeL2B,HS, V) 
Gärtner in selbständiger Ver-

wendung 
Fachhauptlehrer, Fachoberlehrer, 

16 (Verwendungsgruppe D) 
Fachlehrer . . . • . . • . . Gartenmeister } (Verwendungsgruppe L 3) Obergärtner . III-I 2 

Hauptlehrer, Oberlehrer, Lehrer 3 Gärtner. ---56 2 
--- ---
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57 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtsdtaft 

Bezeichnung 

Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 
(Verwendungsgruppe D) 

Dienst
klasse 

Oberlaborant, Oberpräparator } rn-I 
Oberlaborant, Oberpräparator 

Stand 

1 

über den 
Stand 
aus der 

Per .. 
sonal .. 

reserve 
besetzt 

1"-------------1---- ------

Schulwarte, Allgemeiner Hilfsdienst 
(Verwendungsgruppe E) 

Oberschulwart, Wirtschaftsgehilfe, 

Schulwart, Wirtschaftsgehilfe, 
Amtswart I 
Amtswart rn I 

Schulgehilfe, Wirtschaftsgehilfe, -
Amtsgehilfe 

Summe. 

La n cl wirt sch aftliche 
B u n clesversuch san s tal ten 

Höherer Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Direktor .......• 
Direktor, Vorstand 
Direktor, Vorstand 
Oberkommissär . 
Kommissär 
Kommissär 

VIII 
VII 
VI 
V 
IV 
III 

2 

2 

92 

3 
7 6 

68 11---------1-------
Gehobener Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe B) 
Amtssekretär . . . . . . . 
Amtsoberrevident . 
Amtsrevident 
Amtsassistent . 

V 
IV-III 

III 
II 

11 ____________ 1 ______ 4 _ ---

Gehobener technischer Fachdienst 
(Verwendungsgruppe B) 

Technischer Inspektor .. . 
Technischer Oberrevident 
Technischer Revident 
Technischer Assistent 

Technischer Fachdienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Technischer Oberkontrollor 
Technischer Kontrollor 
Technischer Adjunkt 

Verwaltungsdienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Fachinspektor ..... . 
Oberkontrollor . • 
Kontrollor. 
Adjunkt. 

V 
IV-III 

III 
II 

} I1I-I 

IV 

} rn-I 

13 

3 

3 

3 

Bezeichnung 

Wirtschaftsführer 
(Verwendungsgruppe C) 

Fachinspektor • . . . . . 
Wirtchaftsoberkontrollor 
Wirtschaftskontrollor 
Wirtschaftsadjunkt 

Dienst
klasse 

IV 

} rn-I 

Stand 

3 

3 

über den 
Stand 
aus der 

Per
sonal .. 

reserve 
besetzt 

II---------~---I--------
Gärtner in selbständiger Ver

wendung 
(Verwendungsgruppe D) 

Gartenmeister . . . . .. } rn-I 
Obergärtner 
Gärtner 

Verwaltungshi1fsdienst 
und Kanzleidienst 

(Verwendungsgruppe D) 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 1 
Offizial, Kanzleioffizial . . . . . 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter f I1I-I 

des Verwaltungshilfsdienstes, 
Kanzlist ......... . 

Mittlerer technischer Dienst 
(Verwendungsgruppe D) 

Technischer Oberoffizial • • . 
Technischer Offizial. . . . . . } 
Technischer Adjunkt, Beamterdes III-I 

mittleren tedmischen Dienstes . 

4 

4 

8 

8 

15 

____________ 1 ______ 1_5 ___ _ 

Werkmeister 
(Verwendungsgruppe D) 

Oberwerkmeister . . . •. } 
Werkmeister III-I 
Werkmeister 

Mittlerer Wirtschaftsdienst 
(Verwendungsgruppe D) 

Wirtschaftsoberoffizial . •• } 
Wirtschaftsoffizial . III I 
Oberwirtschafter, Wirtschlfter -

Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 
(Verwendungsgruppe D) 

Oberlaborant, Oberpräparator } rn-I 
Oberlaborant, Oberpräparator 

1 

--1-

Allgemeiner Hilfsdienst 
(Verwendungsgruppe E) 

Wirtschaftsgehilfe, Amtswart 
Wirtschaftsgehilfe, Amtswart . 
Wirtschaftsgehilfe, Amtsgehilfe • 

} III-I 4 

4 

3 Summe. 128 ,---
--11--~---':";;;;';'==-':"1---.1"":":::""'1--

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)214 von 614

www.parlament.gv.at



58 

Bundesministerium fiir Land- und Forstwirtschaft 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeidmung Dienst- Stand 
aus der Dienst- aus der 

klasse Per- Bezeichnung 
klasse Stand Per-

sonal- sonal-
reserve reserve 
besetzt besetze 

Forstbetriebs- und Forstschutz-
F ors tw irt sch a ftli eh e dienst 
Bundeslehranstal ten (Verwendungsgruppe C) 
Höherer forsttechnischer Dienst Oberförster IV - 1 

(Verwendungsgruppe A) Oberförster } Förster III-I 1 Oberforstrat VII 1 Forstadjunkt Forstrat • VI 

I 
---Forstoberkommissär V 1 

Forstkommissär . IV 5 ---
Forstkommissär • III Technischer Fachdienst --- (Verwendungsgruppe C) 6 

----- Technischer Oberkontrollor } Gehobener Verwaltungsdienst Technischer Kontrollor III-I 2 

(Verwendungsgruppe B) Technischer Adjunkt ---
Amtssekretär • V 

I 
2 

Amtsoberrevident . IV-lU --

Amtsrevident III 1 
Gärtner in selbständiger Ver-. 

Amtsassistent . II wendung --- (Verwendungsgruppe D) 1 
--- Gartenmeister 

} Forst betriebs- und Forstschutz- Obergärtner III-I 1 
dienst Gärtner. ---(Verwendungsgruppe C) I 

Oberförster } 
--. 

Förster .- III-I 2 Mittlerer Wirtschaftsdienst 
Forstadjunkt . . (Verwendungsgruppe D) --- Wirtschaftsoberoffizial } 2 --- Wirtschaftsoffizial . ..... III-I 1 

Snmme. 9 Oberwirtschafter, Wirtschafter. ------ I ---
F 0 rstwirtsch a ft li ehe 

Bundesver 5 u chs- Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 

anstal ten (Verwendungsgruppe D) 

Höherer Dienst 
Oberaufseher • } III-I 1 Oberaufseher . .. : 

(Verwendungsgruppe A) ---
I 

Direktor VII 1 1 --
Vorstand VI I 24 

Allgemeiner Hilfsdienst Oberkommissär . V 
Kommissär IV (Verwendungsgruppe E) 

Kommissär . III Amtswart 

} --- Amtswart III-I 1 
25 Amtsgehilfe --- --- ---

Gehobener technischer Fachdienst 1 ---
(Verwendungsgruppe B) Summe. 37 

Technischer Oberinspektor VI -, 1 ---
Technischer Inspektor . . V 

I 
Bundesinstitut für Technischer Oberrevident lV-lU 

Technischer Revident m 4 Gewässerforschung und 
Technischer Assistent II Fisch er ei wirt sch aft ---

4 Höherer Dienst 
--- --- (Verwendungsgruppe A) 

Gehobener Verwaltungsdienst Direktor, Vorstand VI 

I (Verwendungsgruppe B) Oberkommissär . V 2 
Amtssekretär . V I 

Kommissär IV . 
Kommissär Amtsoberrevident . IV-III m 

Amtsrevident 
1 ---. III 2 

Amtassistent II --------- Summe. 2 1 ---
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59 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

über den über den 
Stand Sund 

Dienst- aus der Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung klasse Stand Per- Bezeichnung klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Bundeslehr- und Gehobener Verwaltungsdienst 

Ver suchsanstalten für (Verwendungsgruppe B) 

Milch wirtschaft Amtssekretär . V 

} Amtsoberrevident . N-rn 
Höherer Dienst Amtsrevident III 1 

(Verwendungsgruppe A) 
VII Amtsassistent . II 

Direktor, Vorstand - 1 ---
1 Direktor, Vorstand VI 

} 
---

Oberkommissär . V 6 
Kommissär N 

Gehobener landwirtschaftlicher 
Kommissär rn Fachdienst ---

6 (Verwendungsgruppe B) --- ---

Höherer landwirtschaftlicher Dienst Landwirtschaftsinspektor • . V 

} Landwirtschaftsoberrevident IV-rn 
(Verwendungsgruppe A) Landwirtschaftsrevident III 1 

Landwirtschaftsrat . VI 

} Landwirtschaftsassistent II 
Landwirtschaftsoberkommissär V ---1 1 
Landwirtschaftskommissär IV ---
Landwirtschaftskommissär rn --- Verwaltungsdienst 1 

--- (Verwendungsgruppe C) 
Gehobener Verwaltungsdienst Fachinspektor IV - 1 

, (Verwendungsgruppe B) Oberkontrollor .- } Wirklicher Amtsrat . VI - 1 Kontrollor rn-I 2 
Amtssekretär . V 

} 
Adjunkt. 

Amtsoberrevident . N-III ---1 2 Amtsrevident rn --
Amtsassistent • II --- Verwaltungshilfsdienst 1 und Kanzleidienst ---

(Verwendungsgruppe D) 
Technischer Fachdienst 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} 
(Verwendungsgruppe . C) 

Offizial, Kanzleioffizial . . • • 
Technischer Oberkontrollor . 

} rn-I 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter rn-I 4 

Technischer Kontrollor . 2 des Verwaltungshilfsdienstes, 
Technischer Adjunkt Kanzlist --- ---2 4 ---

Summe. 10 ------
Mittlerer Wirtschaftsdienst und 

Pf erde.zuchtanstal ten Gestütswirtschaftsdienst 
(Verwendungsgruppe D) 

Dienst· der Tierärzte 
Wirtsdlaftsoberoffizial, Ober-

(Verwendungsgruppe A) gestütsmeister .' • IV - 1 
Gestütsoberveterinärrat VII 1 2 Wirtschaftsoberoffizial, Oberge-
Gestütsveterinärrat VI 

} 
stütsmeister 

} Gestütsveterinäroberkommissär V Wirtschaftsoffizial, Gestütsmeister 
Gestütsveterinärkommissär N 6 Oberwirtschafter , Wirtschafter, rn-I 19 
Gestütsveterinärkommissär rn Gestütsmeister ---7 19 --- --- ---
Dienst der pferdezuchtkundigen Allgemeiner Hilfsdienst 

Beamten 
(Verwendungsgruppe E) 

(Verwendungsgruppe B) 
Wirtschaftsgehilfe } Gestütsoberinspektor . VI - 1 Wirtschaftsgehilfe rn-I 22 

Gestütsinspektor V 

} 
Wirtschaftsgehilfe 

Gestütsoberrevident IV-III 
22 Gestütsrevident • rn 1 , - ---Gestütsassistent . II 

Summe. 57 

1

1 ---
0 
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60 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

über den überdec 
Stand Stand 

Bezeidmung Dienst- aus der Dienst- aus der 

klasse Stand Per- Bezeichnung klasse Stand Per· 
sonal. sonal· 

reserve reserve 
besetzt besetzt 

~ 

Bundesanstalten für Mittlerer Wirtschaftsdienst 

Tierseuchen- (Verwendungsgruppe D) 

bekämpfung . Wirtschaftsoberoffizial, Oberbe-
Höherer Dienst schlagmeister ........ 

} (Verwendungsgruppe A) Wirtschaftsoffizial, Beschlagmeister 
III-I 1 . Oberwirtschafter, Wirtschafter, 

Direktor VIII - 1 Beschlagmeister . 
Direktor, Vorstand VII 1 1 ---
Direktor, Vorstand VI 

}13 
1 

.--- ---
Oberkommissär V 
Kommissär IV 
Kommissär III Allgemeiner Hilfsdienst, 

14 Kraftwagenlenker 
--- (Verwendungsgruppe E) 

Gehobener technischer Fachdienst Amtswart, Kraftwagenlenker t 
(Verwendungsgruppe B) Amtswart, Kraftwagenlenker f 

III-I 9 

.Technischer Inspektor V 

} 
Amtsgehilfe, Kraft wagenlenker ---

Technischer Oberrevident IV-I1I 3 
9 

Technischer Revident III ---
Technischer Assistent II --- Summe. 37 3 

---

-------
Gehobener Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe B) 

Amtssekretär . V 

} 
Bundesanstalten für 

Amtsoberrevident IV-I1I veterinärmedizinische 
Amtsrevident III .2 
Amtsassistent . II Untersuchungen 

--2- Höherer Dienst 
--- (Verwendungsgruppe A) 

Wirtschaftsführer Direktor VII - 1 

(Verwendungsgruppe C) 
Direkror, Vorstand VI 

} Oberkommissär V 
Wirtschaftsoberkontrollor } Kommissär IV 8 

Wirtschaftskontrollor III-I 1 Kommissär III 
Wirtschaftsad junkt ------ 8 

1 --- ---
--- . 

Verwalttingshilfsdienst Technischer Fachdienst 
und Kanzleidienst (Verwendungsgruppe C) 

(Verwendungsgruppe D) Technischer Oberkontrollor 
} III-I Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

I 
Technischer Kontrollor 1 

Offizial, Kanzleioffizial . Technischer Adjunkt 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter III-I 2 ---

I 
des Verwaltungshilfsdienstes, --- ---
Kanzlist • . . . . . . . • • ---2 --- Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 

Mittlerer technischer Dienst 
(Verwendungsgruppe D) 

(Verwendungsgruppe D) Oberaufseher. .. . } rn-I 1 Oberaufseher . 
Tedmischer Oberoffizial IV 1 ---
Technischer Oberoffizial 

} 
1 

Technismer Offizial • ---
Technischer Adjunkt, Beamter des rn-I 5 

mittleren technischen Dienstes . Summe. 10 ---5 ---
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61 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

über den über den 
Stand Stand, 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-
reserve reserve· 
besetzt besetzt 

Wasserbauliche Bundes- Speläologisches Institut 
versuchsanstalten Höherer Dienst 

Höherer Dienst' _ (Verwendungsgruppe A) 
(Verwendungspruppe A) Vorstand VI 

} .oberkommissär , V 1 Direktor, Vorstand VII - 1 Kommissär, IV 
Direktor, Vorstand VI 

}12 
Kommissär, III 

Oberkommissär , 
V ---

Kommissär, 1 
Kommissär, IV ------" III ---

t2 Summe, 1 
--- --- ---

Gehobener Verwaltungsdienst 
(Verwendungsgruppe B) Forstliche 

Amtssekretär , V 

} 
Aus bildungsstätten 

Amtsoberrevident , .. IV-III 1 Höherer forsttechnischer Dienst 
Amtsrevident , III (Verwendungsgruppe A) 
Amtsassistent , II --- Forstrat VI-

} 1 Forstoberkommissär V 
--- Forstkommissär IV 1 

" 

Forstkommissär , m ---
Gehobener technischer Fachdienst 1 

(Verwendungspruppe B) ---

Technismer Inspektor , , V 

} 
Forstbetriebs- und Forstsmutz-

Technismer Oberrevident IV-III 
1 dienst 

Temnischer Revident III 
Temnismer Assistent , II (Verwendungsgruppe C) --- Oberförster 1 

}m-I --- Förster .. 2 
Forstadjunkt ---

2 
Fachlimer Hilfsdienst höherer Art ---

(Verwendungspruppe D) 
Summe .. 3 

Oberaufseher, Oberpräparator , 
Oberaufseher, Oberpräparator .. 

} nI-I 1 ------
I 

------ Landwirtschaftliche 
Betriebe 

Mittlerer temnischer Dienst 
Höherer landwirtschaftlicher (Verwendungsgruppe D) Dienst 

Temnismer Oberoffizial .. 

}m-r (Verwendungsgruppe A) T emnismer Offizial 
Technischer Adjunkt, Beamter 1 Oberlandwirtschaftsrat VIII - 1 

des mittleren temnischen Oberlandwirtschaftsrat VII -
Dienstes, Landwirtsmaftsrat .. VI 

} --- Landwirtsmaftsoberkommissär y 
1 2 --- Landwirtsmaftskommissär IV 

Landwirtschaftskommissär III 
Summe, 16 ---

2 
--- ... ---
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62 

Bundesministerium rur Land- und Forstwirtschaft 

Bezeichnung 

Höherer forsttechnischer Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Forstrat . . ., . 
Forstoberkommissär . 
Forstkommissär . 
Forstkommissär . 

Gehobener landwirtschaftlicher 
Fachdiemt 

(Verwendungsgruppe B) 

Landwirtschaftsinspektor . . 
Landwirtschaftsoberrevident 
Landwirtschaftsrevident 
Landwirtschaftsassistent 

Dienst
klasse 

VI 
V 
IV 
III 

V 
IV-III 

III 
II 

Stand 

über den 
Stand 

aus der 
Per

sonal
reserve 
besetzt 

Bezeichnung 

Mittlerer Wirtschaftsdienst 
(Verwendungsgruppe D) 

Wirtschaftsoberoffizial -
Wirtschaftsoberoffizial 
Wirtschaftsoffizial . 
Oberwirtschafter, Wirtschafter 

Summe. 

F 0 rs t w irt s eh a ftl ie h e 
Betrie be 

Höherer forsttechnischer Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

2 Forstrat . . . . . 
--------------1-----�------ Forstoberkommissär 

Forstkommissär 

Forstbetriebs- und Forstschutz
dienst 

(Verwendungsgruppe C) 

Oberförster 
Oberförster 
Förster 
Forstadjunkt 

IV 

.•. } III-I 

2 

4 

4 
II--------~-------I------I---------

Verwaltungsdienst und Rechnungs
hilfsdienst 

(Verwendungsgruppe· C) 

Oberkontrollor 
Kontrollor . 

. Adjunkt. 
} III-I 

11---------------1------ ---- ----

Wirtschaftsführer 
(Verwendungsgruppe C) 

IV 

Forstkommissär 

Forst betriebs- und Forstschutz
dienst 

(Verwendungsgruppe C) 
Oberförster 
Förster 
Forstadjunkt 

Summe. 

Bund e s f 0 r s tg ärten 
Höherer forsttechnischer Dienst 

(Verwendungsgruppe A) 
Forstrat . • . . ., • 
Forstoberkommissär . 
Forstkommissär . 
Forstkommissär . 

. Dienst
klasse 

IV 

} III-I 

Stand 

3 

3 

16 

VI I V . 1 
IV 
m 

} III-I 

VI 
V 
IV 
III 

3 

3 

4 

3 

über den 
Stand 

aus der 
Per
sonal~ 

reserve 
besetzt 

Fachinspektor 
Wirtschaftsoberkontrollor 
Wirtschaftskontrollor 
Wirtschaftsadjunkt 

} III-I 11-------------1------- ----

11-----------------.:.....---1------- ---- --. --

Verwaltungshilfsdienst 
und KanZleidienst 

(Verwendungsgruppe D) 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial I III-I 
Offizial, Kanzleioffizial •..• 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 

des Verwaltungshilfsdienstes, 
Kanzlist ......... . 

2 

2 

Forstbetriebs- und Forstschutz
dienst 

(Verwendungsgruppe C) 
Oberförster • 
Förster 
Forstadjunkt 

Summe. 

Gesamtsumme. 

} III-I 5 

5 

8 

896 
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Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Unterteilung 

Zentralleitung 

Grenzbeschaudienst 

Bundeskellereiinspektion 

Wildbachverbauungsdienst 

Bundesgärten . 

Spanische Reitschule • 

Landwirtschaftliche Bundeslehranstalten . 

Landwirtschaftliche Bundeslehranstalten - betriebs
ähnliche Verwaltung 

Landwirtschaftliche Bundesversuchsanstalten 

Forstwirtschaftliche Bundeslehrsanstalten . : 

Forstwirtschaftliche Bundeslehranstalten -
betriebsähnliche Verwaltung ... 

Forstwirtschaftliche Bundesversuchsanstalten 

Bundesinstitut für Gewässerforschung und Fischerei-
wirtschaft . . • . . . . . • . . • . . . • • 

Bundeslehr- und Versuchsanstalten für Milchwirt
schaft . 

Bundeslehr- und Versuchsanstalten für Milchwirt
schaft - betriebsähnliche . Verwaltung 

Pferdezuchtanstalten • 

Bundesanstalten für lierseuchenbekämpfung 

Bundesanstalten für veterinärmedizinische 
suchungen , 

Wasserbauliche Bundesversuchsanstalten 

Speläologisches Institut. . .. 

Forstliche Ausbildungsstätten. 

Landwirtschaftliche Betriebe 

Forstwirtsmaftliche. Betriebe 

Bundesforstgärten • ., 

Unter-

Ausbau der landwirtschaftlichen Produktion-ERP
Gebarung 

Ausbau der Forstwirtschaft - ERP-Gebarung . 

Aufforstungsaktionen - ERP-Gebarung 

Waldstandsaufnahme - ERP-Gebarung • 

Zusammen. 

a 

11 

1 

16 

1 

9 

50 

6 

41 

2 

2 

3 

3 

7 

2 

5 

4 

2 

6 

2 

173 

Stand in der Entlohnungsgruppe 

b 

26 

1 

20 

1 

14 

3 

40 

23 

3 

5 

4 

4 

3 

148 

c 

1 

6 

5 

14 

1 

3 

2 

4 

3 

19 

3 

63 

d 

64 

119 

6 

3 

28 

1 

85 

3 

"1 

42 

3 

14 

2 

5 

30 

13 

12 

1 

2 

12 

10 

7 

3 

8 

474 

e 

14 . 

40 

18 

2 

1 

3 

4 

3 

87 

Summe 

116 

1 

1 

161 

47 

4 

52 

4 

198 

11 

1 

122 

5 

20 

2 

5 

42 

23 

24 

1 

7 

28 

16 

30 

2 

12 

10 

945 

63 
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64 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

A. Vertragsbedienstete 1m Lehramt des Entlohnungsschemas I L 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

1 I 
Summe 

I 1 I 2 I 3 

Schulaufsicht . ........... 15 - - 15 
Land wirtschaftliche Bundeslehranstalten . 34 26 4 64 

Zusammen. 49 26 4 79 

-

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 Be-
dien-
stete Lchr-

Stand in der Entlohnungsgruppe naCh linge 

Unterteilung Summe Kollek-

1 I I I I ' I 
tiv-

1 2 3 4 5 6 7 vertrag 

Zentralleitung . - - 1 4 - 8 - 13 - ~ 

Wildbachverbauungsdienst - 1 3 1 - 1 4 10 - -
Bundesgärten 3 19 31 17 71 65 5 211 - 33 

Spanische Reitsmule - - 1 - - 7 7 15 - 3 

Landwirtschaftlime Bundeslehranstalten - - 24 11 13 8 17 73 42 6 

Landwirtschaftlime Bundeslehranstalten - be-
triebsähnlime Verwaltung • - 3 6 2 1 11 26 49 2 -

Landwirtschaftlime Bundesversumsanstalten 1 2 35 22 21 . 14 34 129 19 5 

Forstwirtsmaftlime Bundeslehranstalten - - 5 - 2 - - 7 2 -

Forstwirtsmaftlime Bundeslehranstalten - be-
triebsähnlime Verwaltung . - - 3 - - 6 - 9 - -

Forstwirtsmaftlime Bundesversumsanstalten - 2 5 2 6 5 - 20 15 -
Bundesinstitut für Gewässerforschung und 

Fismereiwirtsmaft 1 3 - 1 1 - 1 7 - 2 

Bundesinstitut für Gewässerforsmung und 
Fismereiwirtsmaft - betriebsähnlime Ver-
waltung - - 1 - - - - 0 

1 - -
Bundeslehr~ und Versuchsanstalten für Milmwirt-

smaft 1 4 5 3 3 6 9 31 19 3 

Bundeslehr- und Versumsanstalten für Milmwirt-
smaft - betriebsähnliche Verwaltung - - 2 - - 1 2 5 - -

Pferdezumtanstalten - - 3 9 20 22 - 54 85 -
Bundesanstalten für Tierseumenbekämpfung .. 2 3 8 9 18 25 11 76 - -
Bundesanstalten für veterinärmedizinisme Unter-

suchungen .. ' - - - 3 4 8 8 23 - -
Wasserbaulime Bundesversumsanstalten - - 5 4 2 3 3 17 - -
Speläologismes Institut - - - - - 1 - 1 - -
Forstliche Ausbildungsstätten . - - - - - 1 - 1 7 -
Forstlime Ausbildungsstätten - betriebsähnliche 

Verwaltung . . .- - 1 1 - - 4 - 6 - -
Landwirtsmaftlime Betriepe - - - - - - - - 148 2 

Forstwirtsmaftlime Betriebe . - - - - - - - - 26 1 

Bundesforstgärten . - - - - - - - - 10 -
Bauhof- und Masminenbewirtsmaftung - be-

triebsähnlime Verwaltung . . . . . . . - - - - - - - - 68 -----------------------------
Zusammen. 8 38 139 88 162 196 127 758 443 55 

-------------------------

• 
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65 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I (saison- oder teilbeschäftigt) 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I ) I I 
Summe 

a b c d e 

Wasserbauliche Bundesversuchsanstalten . 1 - - - - 1 

Bundesforstgärten - - - 1 - 1 

Zusammen. 1 - - 1 - 2 

B. Vertragsbedienstete im Lehramt des Entlohnungsschemas IIL (teilbeschäftigt ) 
• 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I 

Summe 
I 1 I 2 I 3 

Land wirtschaftliche Bundeslehranstalten 16 5 2 23 

Forstwirtschaftliche Bundeslehranstalten 3 1 - 4 

Bundeslehr- und Versuchsanstalten für Milchwirtschaft 4 2 - 6 

Forstliche Ausbildungsstätten . . 1 1 - 2 

Zusammen. 24 9 2 35 

B.Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 (saison- oder teilbeschäfti~) 
Bedienstete 

I 
Stand in der Entlohnungsgruppe I Summe 

nach 

Unterteilung 
Kollektiv-

I I I I I I 
vertrag 

1 2 3 4 5 6 7 

Wildbachverbauungsdienst • . ". . '- - - - - - 1 1 -
Bundesgärten 

" 
- - - - - - 1 1 11 

Landwirtsdlaftliche Bundeslehranstalten - - - - - - 10 10 16 
Landwirtschaftliche Bundeslehranstalten-betriebs-

ähnliche Verwaltung - - - - - - - - 2 
Landwirtschaftliche Bundesversuchsanstalten - - - - - - 29 29 42 
,Forstwit1Schaftliche Bundeslehranstalten - - - - - 1 - 1 4 
Forstwirtschaftliche Bundeslehranstalten - be-

triebsähnliche Verwaltung . - - - - - - - - 2 
Bundesinstitut für Gewässerforschung und 

Fischereiwirtschaft - - - - - - 2 2 -
Bundeslehr- und Versuchsanstalten für Milch-

wirtschaft - - - - - 1 - 1 -
Bundeslehr- und Versuchsanstalten für. Milchwirt-

schaft-betriebsähnliche Verwaltung . - - - - - - - - 2 
Pferdezuchtanstalten - - - - - - - - 14 
Bundesanstalten für Tierseuchenbekämpfung . - - - - - 1 - 1 -
Bundesanstalten für veterinärmedizinische Unter-

suchungen - - - - - - 1 1 -
Wasserbauliche Bundesversuchsanstalten - - - - - 1 - ' 1 -
Landwirtschaftliche Betriebe - - - - - - - - 154 
Forstwirtschaftliche Betriebe . - - - - - - - - -
Bundesforstgärten - - - - - - - - 575 
Wildbach- und Lawinenverbauung - - - - - - - - 1951 ------------------

Zusammen. - - - - - 4 44 48 2773 ---------------
Dienstpostenplan 1959 5 
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66 

Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau 

über den über den 
Stand Stand 

Dienst. aus der Dienst· Stand 
aus der 

Bezeidmung klasse Stand Per. Bezeichnung klasse Per-
sonal- sonal~ 

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Handel Gehobener technischer Fachdienst 

und Wiederaufbau 
(Verwendungsgruppe B) 

Technischer Oberinspektor VII 1 
Technischer Oberinspektor VI 2 

Zentralleitung , Technischer Inspektor V 

} 27 Höherer Ministerialdienst Technischer Oberrevident IV-III 
Technischer Revident . m 

(Verwendungsgruppe A) Technischer Assistent II 
Sektionschef IX 5 2 ---
Ministerialrat _ VIII 34 32 30 
Sektions rat _ VII 37 8 -----

: 
Ministerialsek retär . VI 

}112 
Ministerialoberkommissär V 
Ministerialkommissär IV Technischer Fachdienst 
Ministerialkommissär In (Verwendungsgruppe C) --- Fachinspektor IV 1 188 . -

--- --- Technischer Oberkontrollor } Technischer Kontrollor III-I 4 

Höherer Wirtschaftsdienst Technischer Adjunkt ---
(Verwendungsgruppe A) 4 

Wirtschaftsrat VI 

} 
---

Wirtschaftsoberkommissär V 7 Wirtschaftskommissär . IV 
Wirtschaftskommissär In Verwaltungsdienst und --- Rechnungshilfsdienst 7 

------ (Verwendungsgruppe C) 
Ministerialkanzleidirektor V 1 

Höherer technischer Dienst Kanzleidirektor, Fachinspektor • IV 8 
Oberkontrollor } (Verwendungsgruppe A) Kontrollor III-I 17 

Oberbaurat VII 3 2 Adjunkt. 
Baurat VI 

} 
---26 Bauoberkommissär . . V 37 ---Baukommissär IV 

Baukommissär III ---40 
Verwaltungshilfsdienst ---

und Kanzleidienst 

Rechn ungsdienst 
(Verwendungsgruppe D) 

OberoffiziaI. Kanzleioberoffizial 

I (Verwendungsgruppe B) Offizial, Kanzleioffizial . 
Remnungsdirektor VII 1 Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter III-I 78 
Wirklicher Amtsrat VI 2 2 des Verwaltungshilfsdienstes, 
Rechnungssekretär V 

} 
Kanzlist ..••.•...• 

Remnungsoberrevident IV-rn 33 ---
Rechnungsrevident III 78 
Rechnungsassistent II ._- ------36 

------
Allgemeiner Hilfsdienst, 

Gehobener Verwaltungsdienst Kraftwagenlenker 
(Verwendungsgruppe E) 

(Verwendungsgruppe B) Amtswart, Kraftwagenlenker } Wirklicher Amtsrat VII 2 Amtswart, Kraftwagenlenker In-I 22 
Wirklicher Amtsrat VI 4 1 Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker 
Amtssekretär . V 

} 
---

Amtsoberrevident . IV-III 39 22 
Amtsrevident III ---
Amtsassistent . II --- Summe .• 476 

45 
--- ---
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67 

Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau 

über deo überden 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst-
Stand 

aus der 
Bezeichnung Dienst- Stand 

aus der 

klasse Per- klasse Per .. 
lOoaI- sonal-
reserve reserve 
besetzt besetzt 

Technisches Museum Allgemeiner Hilfsdienst 

für Industrie und (Verwendung<gruppe E) 

Gewerbe In Wien Amtswart, Aufseher. 
} rn-I 

Wissenschaftlicher Dienst 
Amtswart, Aufseher. 4 
Amtsgehilfe, Hilfsaufseher 

(Verwendungsgruppe A) ---
Direktor VIII - 11) 4 ---Direktor VII 1 Summe. 16 
Vizedirektor VII - 1 -
Kustos 1. Klasse Vi 

} Kustos 2. Klasse ..... V Bundes versuchs anstalt Wissenschaftlicher Assistent . IV 7 
Wissenschaftlicher Assistent . m für Kraftfahrzeuge 

Höherer technischer Dienst ---
8 (Verwendungsgruppe A) 

---- --- --- Oberbaurat VII 1 
Baurat VI 

} , Bauoberkommissär . V 
3 

Gehobener Verwaltungsdienst Baukommissär IV 
Baukommissär III (Verwendungsgruppe B) ---

Amtssekretär . V 

} 
4 

Amtsoberrevident . IV-III ---
Amtsrevident m 1 

Gehobener technischer Fachdienst 
Amtsassistent . II (Verwendungsgruppe B) 

--- Technischer Inspektor •. V } 1 Technischer Oberrevident IV-rn 3 ------
Technischer Revident rn . 
Technismer Assistent II ---

Gehobener technischer Famdienst 
3 ---

(Verwendungsgruppe B) 
Technischer Fachdienst 

Technischer Oberinspektor '. VI - 1 (Verwendungsgruppe C) 
Technischer Inspektor .• V 

} Fachinspektor IV 1 Temnischer Oberrevident IV-rn -
1 Technischer Oberkontrollor } Temnischer Revident m . 

T emnischer Assistent II Technischer Kontrollor .• rn-I 1 
Technischer Adjunkt --- ---

1 1 
---

Verwaltungsdienst und 
Rechnungshilfsdienst 

. Werkmeister (Verwendungsgruppe C) 
(Verwendungsgruppe D) Kanzleidirektor . IV - 1 

Oberwerkmeister . } 
Oberkontrollol } Werkmeister . . rn-I 1 Kontrollor . . . rn-I 2 

Werkmeister . Adjunkt. ------ 2 
1 ---._- ---

Verwaltungshilfsdienst 
und Kanzleidienst 

0 

(Verwendungsgruppe D) 
Fachlimer Hilfsdienst höherer Art Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} rn-I 
(Verwendungsgruppe D) Offizial, Kanzleioffizial . 

Oberaufseher . 
} rn-I 1 

Adjunkt, Kanzleiadjunkt,Beamter 2 
Oberaufseher • des Verwaltungshilfsdienstes, . 

Kanzlist . . . . . . . . . . ---
1 ---

2 - -----

I t) Auf Redmung des Dienstpostens der Dienstklasse Vll besetzt. 
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68 

Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeichnung 
Dienst- Stand 

aus der 
Bezeichnung 

Dienst- Stand 
aus der 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Mittlerer technischer Dienst Rechnungsdienst 
(Verwendungsgruppe D) (Verwendur.gsgruppe B) 

Technischer Oberoffizial I III-I 

Wirklicher Amtsrat VI 1 
Technischer Offizial , ..... 2 Rechnungssekretär V 

I Technischer Adjunkt, Beamter des Rechnungsoberrevident IV-III 8 
mittleren technischen Dienstes , Rechnungsrevident III -- Rechnungsassistent 11 2 ------ --- 9 

---
Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 

(Verwendungsgruppe D) Gehobener Verwaltungsdienst 
Oberaufseher ,Oberwerkführer 

} III-I 4' 
(Verwendungsgruppe B) 

Oberaufseher, Oberwerkführer Wirklicher Amtsrat VI - 1 --- Amtssekretär . V 

I 4 --- Amtsoberrevident . IV-III 
6 Amtsrevident III 

Allgemeiner Hilfsdienst Amtsassistent . II 
(Verwendungsgruppe E) ---

Amtswart } 
6 

------
Amtswart III-I 1 
Amtsgehilfe Registerführer im Patentamt --- (Verwendungsgruppe C) 1 --- Registervorsteher , '. IV. 10 3 

Summe, 19 Oberkontrollor , , } Kontrollor. , , III-I 20 --- Adjunkt, ---
Beschußämter 30 

---
Gehobener technischer Fachdie~st 

(Verwendungsgruppe B) Verwaltungsdienst 

Technischer Inspektor , , V 
und Rechnungshilfsdienst 

I (Verwendungsgruppe C) 
Technischer Oberrevident " IV-III 1 Oberkontrollor Technischer Revident III 

} III-I Technischer Assistent II Kontrollor, 3 
--- Adjunkt, 

1 ------ 3 
Technischer Fachdienst 

---

(Verwendungsgruppe C) Verwaltungshilfsdienst 
Fachinspektor IV - 1 und Kanzleidienst ...... 

(Verwendungsgruppe D) Technischer Oberkontrollor . } Technischer Kontrollor III-I 4 Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} rn-I 
Technischer Adjunkt .. Offizial, Kanzleioffizial , 

0 --- Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 21 
4 des Verwaltungshilfsdienstes, - --- Kanzlist .......•.. 

Summe. 5 ---21 --- ------

Patentamt 
Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 

(Verwendungsgruppe D) 
Rechtskundiger Dienst und Oberaufseher • 

} III-I" 2 höherer technischer Dienst Oberaufseher , 
(Verwendungsgruppe A) ---

2 
Präsident IX 1 -- --
Vizepräsident . VIII 2 

Allgemeiner Hilfsdienst Vorsitzender Rat VIII 10 2 
Rat, VII 12 (Verwendungsgruppe E) 
Ratssekretär . VI 

I 
Amtswart, Aufseher. . . : 

} III-I Oberkommissär • .. V Amtswart, Aufseher , 12 
Kommissär , IV 76 Amtsgehilfe, Hilfsaufseher . . 
Kommissär III 12 --- ---101 Summe. 184 ---
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69 

Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau 

überden über den 
I 

Stand Stand 

Bezeichnung . Diensr- Stand 
aus der 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

klasse Per- klasSe Per-
sonal- 50na1-

reserve reserve 
besetzt G besetzt 

Bundesamt für Eich- und Mittlerer technischer Dienst 
Vermessungswesen . (Verwendungsgruppe D) 

a) Eichwesen 
Technischer Oberoffizial IV - 1 
Technischer Oberoffizial 

) m"":"I Höherer technisdler Dienst Technischer Offizial . 
(Verwendungsgruppe A) Technischer Adjunkt, Beamter des 14 

Wirklicher Hofrat VIII 2 mittleren I technischen Dienstes ---Oberrat. . '. VII 4 14 
Rat. VI 

} 
---

Oberkommissär . V 14 
i . 

Kommissär IV WerkmeISter 

Kommissär. m (Verwehdungsgruppe D) 

--- Oberwerkmeister } 20 Werkmeister III-I 1 ------
Werkmeister . 

Rechnungsdienst ---
(Verwendungsgruppe B) 1 

---
Wirklicher Amtsrat VI - 1 
Rechnungssekretär V 

} 
Allgemeiner Hilfsdienst . 

Rechnungsoberrevident IV-III 7 (Verwendungsgruppe E) 
Rechnungsrevident III Amtswart } Rechnungsassistent II Amtswart III-I 10 --- Amtsgehilfe 7 ---• ------ 10 
Gehobener technischer Fachdienst ---

(Verwendungsgruppe B) Summe. 153 
Technischer Oberinspektor VII 1 
Technischer Oberinspektor VI 4 4 c ---
Technischer Inspektor .• . V 1 Technischer Oberrevident IV-rn 

J 
62 b) Vermessungswesen 

Technischer Revident m 
Technischer Assistent' . II Höherer technischer Dienst 

--- (Verwendungsgruppe A) 
67 Präsident IX 1 

--- Wirklicher Hofrat vrn 6 
Fachlicher Eichdienst Oberrat . . VII 50 20 

(Verwendung~gruppe C) Rat. VI 

)200 Technischer Fachinspektor . V 1 1 Oberkommisär V 
Technischer Fachinspektor . IV 2 2 Kommissär rv: 
Technischer Oberkontrollor } 

Kommissär rn 
Technischer Kontrollor rn-I 20 ---257 
Technischer Adjunkt ------23 

Rechtskundiger Verwaltungs----

Verwaltungsdienst dienst 
(Verwendungsgruppe C) (Verwendungsgruppe A) 

Oberkontrollor } Administrationsrat VI 

l Kontrollor rn-I 2 Oberkommissär . V 7 
Adjunkt. Kommissär. IV --- Kommissär rn 2 ------ --- 7 

Verwaltungshilfsdienst 
und Kanzleidienst 

---

(Verwendungsgruppe D) Rechnungsdienst 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial IV - 1 (Verwendungsgruppe B) 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

I 
Wirklicher Amtsrat . VI 1 

Offizial, Kanzleioffizial . Rechnungssekretär V 

} Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter rn-I 9 Rechnungsoberrevident lV-rn 13 
des Verwaltungshüfsdienstes, Rechnungsrevident rn 
Kanzlist .......... Rechnungsassistent 'II --- ---

9 14 ---
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70 

Bundesministerium rur Handel und Wiederaufbau -
über den über den 

Stand Stand 

Bezeidmung Dienst- aus der 
Bezeichnung Dienst-

Stand 
aus der 

klasse Stand Per- klasse Per-
sonal- sona1-

reserve reserve 
0 besetzt besetzt 

Gehobener Verwaltungsdienst Mittlerer technischer Dienst 
(Verwendungsgruppe B) (Verwendungsgruppe D) 

Wirklicher Amtsrat VI 1 1 Technischer Oberoffizial 

} III-I Am tssekretär _ V 

} 
Technischer Offizial • 15 

Amtsoberrevident . IV-III 
9 

Technischer Adjunkt, Beamter des 
Amtsrevident III mittleren technischen Dienstes 
Amtsassistent _ II ---15 ---

10 ---

--------- Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 
(Verwendungsgruppe D) 

Gehobener technischer Fachdienst Oberwerkführer } III-I 5 
(Verwendungsgruppe B) Oberwerkführer ---Technischer Oberinspektor VII 1 5 

Technischer Oberinspektor VI 12 1 ---
Technischer Inspektor . . V 

}185 

Allgemeiner Hilfsdienst 
Technischer Oberrevident IV-III (Verwendungsgruppe D) 
Technischer Revident III Amtswart 

} III-I Techni'scher Assistent II Amtswart 6 -- Amtsgehilfe 198 ------ 6 ---
Grundkatasterführer Summe. 911 

(Verwendungsgruppe C) 0 ---
Technischer Fachinspektor . V 1 Bergbehörden 
Technischer Fachinspektor . IV 12 4 Höherer bergbehördlimer Dienst Technischer Oberkontrollor } Technischer Kontrollor III-I 184 (Verwendungsgruppe A) 

Technischer Adjunkt Wirklicher Hofrat VIII 2 --- Regierungsoberbergrat . VII 3 3 
197 Regierungsbergrat . . . . . VI 

} ---
Regierungsbergoberkommissär V 
Regierungsbergkommissär IV 13 

Kartographisch-geodätischer Regierungsbergkommissär III 
Fachdienst ---

(Verwendungsgruppe C) 18 
---

Technischer Fachinspektor • V 1 Bergbehördlicher Inspektionsdienst 
Technischer Fachinspektor . IV 11 5 (Verwendungsgruppe C) 
Technischer Oberkontrollor } Bergrevierinspektor IV - 1 Temnischer Kontrollor III-I 168 Bergoberkontrollor } Technischer Adjunkt Bergkontrollor III-I 2 --- Bergadjunkt . 180 ------ 2 

---
Verwaltungsdienst Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe C) (Verwendungsgruppe C) 
Oberkontrollor • 

} III-I 
Kanzleidirektor . IV 1 

Kontrollor . 9 Oberkontrollor . . } Adjunkt. Kontrollor. III-I 4 --- Adjunkt. .' 9 ------ 5 
--- ---

Verwaltungshilfsdienst 
und Kanzleidienst 

Verwaltungshilfsdienst 
und Kanzleidienst 

(Verwendungsgruppe D) (Verwendungsgruppe D) 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} rn-I 

OberoffiZial, Kanzleioberoffizial 

f rn-I 
Offizial, Kanzleioffizial • Offizial, Kanzleioffizial . 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 13 Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 11 

des . Verwaltungshilfsdienstes, des Verwaltungshilfsdienstes, 
Kanzlist ........... Kanzlist • • . • .'. . . • . --- ,---

13 11 --- ---
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71 

Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau 

-
über den über dm 

Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung Dienst- Stand 
au.der 

klasse Per ... 
klasse Per-

sonal~ .onal-
reserve reserve: 
besetzt besetzt 

Allgemeiner Hilfsdienst Allgemeiner Hilfsdienst 
(Verwendungsgruppe E) (Verwendungsgruppe E) 

Amtswart 
} III-I 

Amtswart, Aufseher, Portier 
} III-I Amtswart . 1 Amtswart, Aufseher, Portier 8 

Amtsgehilfe Amtsgehilfe, Hilfsaufseher, Portier --- ---1 8 --- -
Summe. 37 Summe. 17 ---

Bundesmobilien- Tier gartenver w al tung 
verwaltung Schön brunn 

-
Wissenschaftlicher Dienst Höherer Dienst 
(Verwendungsgruppe A) (Verwendungsgruppe A) 

Oberassistent . VI 

)"1 

Direktor VI 

I Oberassistent . . . .. . V Oberkommissär . . V 1 Wissenschaftlicher Assistent . IV Kommissär . ". IV 
Wissenschaftlicher Assistent . III --- Kommissär III 

1 ---1 --- ---
Gehobener Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe B) Gehobener Verwaltungsdienst 
Amtssekretär ; . V 

I 
(Verwendungsgruppe B) 

Amtsoberrevident . IV-III 
3 Amtssekretär . .- . V 

I Amtsrevident III Amtsoberrevident . IV-rn 
Amtsassistent . n Amtsrevident III 2 --- Amtsassistent . n 3 ------ 2 

Verwaltungsdienst und ------
Redmungshilfsdienst 

(Verwendungsgruppe C) Verwaltungsdienst und 
Oberkontrollor . } Rechnungshilfsdienst 
Kontrollor. . rn-I 1 (Verwt:ndungsgruppe C) 
Adjunkt. . Oberkontrollor • 

} rn-I --- Kontrollor. 1 1 
--- Adjunkt. 

Technischer Fachdienst . ---
1 

(Verwendungsgruppe C) ------
Technischer Oberkontrollor • 

} rn-I Technischer Kontrollor 1 Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 
Technischer Adjunkt --- (Verwendungsgruppe D) 

1 Oberaufseher, Oberwerkführer 
} III-I 8 --- Oberaufseher, Oberwerkführer 

Verwaitungshilfsdienst - 8 
und Kanzleidienst ---

(Verwendungsgruppe D) 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} rn-I 

Allgemeiner Hilfsdienst 
Offizial, Kanzleioffizial (Verwendungsgruppe E) 
Adjunkt, Kan"zleiadjunkt, Beamter 1 Amtswart, Aufseher, Tierwärter, 

des Verwaltungshilfsdienstes, Portier, Werkführer. 

I Kanzlist .........• Amtswart, Aufseher, Tierwärter, --- l'ortier, Werkführer. III-I 13 1 
--- Amtsgehilfe, Hilfsaufseher, Tier_ . 

Fachlicher Hilfsdienst höherer Art gartengehilfe, Portier, HilfS'-

(Verwendungsgruppe D) werkführer .•..•.•• ---
Oberaufseher, Oberwerkführer 

} rn-I 
13 

Oberaufseher, Oberwerkführer 2 ---- Summe. 25 2 -
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72 

Buodesmioisterium für Handel und Wiederaufbau 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeidmung Dienst-
Stand 

aus der 
Bezeichnung 

Dienst- Stand 
aus der 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal· 

reserve reserve 
besetzt besetzt 

I 

Bundesbaudienst Wien Technischer Fachdienst 

Höherer technischer Dienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Fachinspektor . . . . . IV - 3 
(Verwendungsgruppe A) Technischer Oberkontrollor 

} III~I Wirklicher Hofrat VIII 2 Technischer Kontrollor 27 
Oberbaurat VII 6 Technischer Adjunkt 
Baurat VI 

I 
---

27 
Bauoberkommissär V 31 

---

Baukommissär IV Verwaltungshilfsdienst 
Baukommissär III und Kanzleidienst ---

39 (Verwendungsgruppe D) 
---------- Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} lli-l Rechtskundiger Verwaltungsdienst 
Offizial, Kanzleioffizial . 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 27 

(Verwendungs gruppe A) des Verwaltungshilfsdienstes, 
Administratlonsrat VI 

I 
Kanzlist 

Oberkommissär . V ---
1 27 

Kommissär IV ------
Kommissär III Werkmeister -'--

1 (Verwendungsgruppe D) 

} III-I 
--- Oberwerkmeister 

Werkmeisrer 7 
Rechnungsdienst Werkmeister • 

(Verwendungsgruppe B) ---
7 

Wirklicher Amtsrat VI 1 1 ------
Rechnungssekretär Co' V 

I 
Mittlerer technischer Dienst' 

Rechnungsoberrevident IV-II1 
18 (Verwendungsgruppe D) 

Rech nungsrevident III Technischer Oberotfizial . • 

I Rechnungsassistent 11 Technischer Offizial . --- Technischer Ad junkt, Beamter des II1-I 5 
19 

--- mittleren technischen Dienstes . ---
Gehobener Verwaltungsdienst 5 ---

(Verwendungsgruppe B) 
Maschinisten in Dampf- und Wirklicher Amtsrat VII -'- 1 elektrischen Betrieben Wirklicher Amtsrat VI 1 (Verwendungsgruppe D) Amtssekretär . V 

} Amtsoberrevident . IV-II1 
Obermaschinist } Amtsrevident III 14 Obermaschinist II1-I 14 

Amtsassistent . 11 
Maschinist . 

------ 14 15 ------
Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 

Gehobener technischer Fachdienst (Verwendungsgruppe D) 
(Verwendungsgruppe B) Oberaufseher, Oberwerkführer } II1-I 9 Oberaufseher, Oberwerkführer Technischer Oberinspektor VII 1 ---Technischer Oberinspektor VI 5 9 

TechnischerInspektor . . V 

I 
---

Technischer Oberrevident IV-IIl Gebäudeoberaufseher 
Technischer Revident III 46 (Verwendungsgruppe D) " 
Technischer Assistent 11 Gebäudeoberaufseher IV - ,2 

--- Gebäudeoberaufseher } 52 Gebäudeoberaufseher III-I 26 
---

---
Verwaltungsdienst und 2(, 

Rechriungshilfsdienst, 
---

(Verwendungsgruppe C) Dampf~aschinen- und Hochdruck~ 

Fachinspektor, Kanzleidirektor IV 
dampfkesselwäiter 

1 2 (Verwendungs gruppe E) 
Oberkontrollor 

} III-I 
Obermaschinenwärter, ; . . 

} Kontrollor. 7 Maschinenwärter .' II1....:.I 14 
Adjunkt. Maschinengehilfe - ---8 14 --- ---
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73 

Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung Dienst-
Stand 

aus der 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Gebäudeaufseher Technischer Fachdienst 
(Verwendungsgruppe E) (Verwendungsgruppe C) 

Gebäudeaufseher } Fachinspektor IV - 1 
Gebäudeaufseher III-I 13 Technischer Oberkontrollor ° } Hilfsgebäudeaufseher Technischer Kontrollor ° III-I 24 

--- Technischer Adjunkt 
13 ------ 24 

Allgemeiner Hilfsdienst 
--- ---

(Verwendungsgruppe E) -
Amtswart, Aufseher, Portier, Verwaltungsdienst 

Werkführer 

}~-I 
und Rechnungshilfsdienst 

Amtswart, Aufseher, Portier, (Verwendungsgruppe C) 
Werkführer ..... 47 Kanzleidirektor, Fachinspektor IV 1 1 

Amtsgehilfe, Hilfsaufseher , Oberkontrollor } Portier, Hilfswerkführer Kontrollor III-I 18 
--- Adjunkt ° 47 ------ 19 

Summe ° 323 --- .----

---
Bundesgebäude- Verwaltungshilfsdienst 

und Kanzleidienst 
verwaltungen II (Verwendungsgruppe D) 

Höherer technischer Dienst Oberoffizial, Kanzleioberoffizial l (Verwendungsgruppe A) Offizial, Kanzleioffizial ° 

Wirklicher Hofrat VIII 1 Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 

J 

III-I 27 
Oberbaurat VII 4 1 des Verwaltungshilfsdienstes, 
Baurat VI 

} 
Kanzlist ° , 

Bauoberkommissär V 
---

22 27 
Baukommissär IV -----
Baukommissär III --- Werkmeister 

27 (Verwendungsgruppe D) -----

Rechnungsdienst 
Oberwerkmeister } Werkmeister . III-I 4 

(Verwendungsgruppe B) Werkmeister 
Rechnungssekretär V 

} 
---

Rechnungssoberrevident IV-III 4 
Rechnungsrevident III 2 -- ---
Rechnungsassistent II --- Mittlerer technischer Dienst 

2 (Verwendungsgruppe D) 
--------

Technischer Oberoffizial • 
} III-I 

Gehobener Verwaltungsdienst Technischer Offizial ° 
(Verwendungsgruppe B) Technischer Adjunkt, Beamter des 29 

Wirklicher Aintsrat o. VI 3 mittleren technischen Dienstes ° 

All;ltssekretär ° 0 0 V 

} 
---

Amtsoberrevident ° IV-III 29 
46 ---

Amtsrevident III 
Amtsassistent ° II Fachlicher Hilfsdienst höherer Art ---49 (Verwendungsgruppe D) 

----- Oberaufseher ,Oberwerkführer 
} III-I 13 

Gehobener technischer Fachdienst Oberaufseher, Oberwerkführer ---(Verwendungsgruppe B) 13 
Technischer Oberinspektor VII 1 ---
Technischer Oberinspektor Vl 6 

Gebäudeoberaufseher TechnischerInspektor ° 0 V 

}107 
Technischer Oberrevident IV-III (Verwendungsgruppe D) 
Technischer Revident III Gebäudeoberaufseher 

} III-I Tedmischer Assistent II Gebäudeoberaufseher 49 - 49 114 
----- -----
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74 

Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau 

über den über den 
Stand Stand 

Dienst- aus der 
Bezeichnung Dienst- Stand 

aus der 
Bezeichnung klasse Stand Per- klasse Per-

sonal- sonal-
reserve reserve 
besetzt besetzt 

Gebäudeaufseher Rechtskundiger Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe E) (Verwendungsgruppe A) 
vn Oberadministrationsrat • - 1 Gebäudeaufseher 

} III-I 
Administrationsrat VI 

) Gebäudeaufseher 56 Oberkommissär . V 2 Hilfsgebäudeaufseher Kommissär TV --- Kommissär rn 56 ------ --
2 

--- ---
Allgemeiner Hilfsdienst Rechnungsdienst 
(Verwendungsgruppe E) (Verwendungsgruppe B) 

Amtswart, Aufseher, Portier, Werk-

) rn-I 

Wirklicher Amtsrat .. VI 1 1 
führer 23 Rechnungssekretär . V l Amtsgehilfe, Hilfsaufseher, Portier, Rechnungsoberrevident IV-rn 7 
Hilfswerkführer ••••.. Rechnungsrevident rn f Rechnungsassistent n --- ---23 8 _._-

--- ---

Kraftwagenlenker Gehobener Verwaltungsdienst 
(Verwendungsgruppe B) (Verwendungsgruppe E) 

Wirklicher Amtsrat VI - 1 
Kraftwagenlenker • 

} III-I 3 Amtssekretär . V ) Kraftwagenlenker . Amtsoberrevident • IV-rn 5 --- Amtsrevident rn 3 .. --- Amtsassistent . II 
Summe. 439 ---

5 
--- ---

Bun desge bäudever- Gehobener technischer Fachdienst 
(Verwendungsgruppe B) 

waltungen II- Technischer Oberinspektor VI 1 1 
betriebsähnliche Technischer Inspektor V ) Technischer Oberrevident Iv-rn 7 Verwaltung Technischer Revident III 

Gebäudeoberaufseher Technischer Assistent . II 
(Verwendungsgruppe D) ---

8 
Gebäudeoberaufseher 

} III-l 1 ---
Gebäudeoberaufseher Technischer Fachdienst --- (Verwendungsgruppe C) 1 Fachinspektor ...• . IV - 1 --- Technischer Oberkontrollor } Summe. 1 Technischer Kontrollor rn-I 2 --- Technischer Adjunkt ---Bundes- 2 
strombauamt Wien ---

Verwaltungsdienst und 
Höherer Baudienst Rechnungshilfsdienst 

(Verwendungs gruppe A) (Verwendungsgruppe C) 

} Oberkontrollor Wirklicher Hofrat vrn 1 1 Kontrollor rn-I 8 Regierungsoberbaurat VII 4 1 . 
Regierungsbaurat . .. . VI ) 

Adjunkt . ---
8 Regierungsbauoberkommissär . V 13 ---Regierungsbaukommissär . IV Verwaltungshilfsdienst Regierungsbaukommissär . rn und Kanzleidienst ---18 (Verwendungsgruppe D) 

I 
--- --- Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

Höherer technischer Dienst 
Offizial, Kanzleioffizial • 

6 Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter III-I 
(Verwendungsgruppe A) des Verwaltungshilfsdienstes, 

Baurat . VI 

) Kanzlist ' .• 
Bauoberkommissär V ---

I 6 '. Baukommissär . IV ------Baukommissär . III Summe. 58 - ------I Gesamtsumme . 2664 ------
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75 

Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Unterteilung 
Stand in der Endohnungsgruppe 

I \ I \ 

Summe 
a b c d e 

Zentralleitung . 28 32 7 188 50 305 
Außenstelle 13 ,30 51 102 12 208 
Technisches Museum 1 2 -- 4 5 12 
Bundesversuchsanstalt für Kraftfahrzeuge .• 1 1 -- 18 -- 20 
Bundesversuchs- und Forschungsanstalt Arsenal 17 14 3 15 -- 49 
Beschußämter -- -- -- 2 -- 2 
Patentamt -- 2 -- 25 7 34 
Eichwesen 6 28 -- 17 11 62 
Vermessungswesen 20 196 115 287 32 650 
Bergbehörden . . .. 5 -- -- 10 1 16 
Bundesmobilienverwaltung . . -- -- -- 2 -- 2 
Tiergartenverwaltung Schönbrunn -- -- -- 2 4 6 
Bundesbaudienst Wien 8 20 12 85 82 207 
Bundesgebäudeverwaltungen 1I'. ....... 9 44 3 246 106 408 
Bundesgebäudeverwaltungen II -- betriebsähnliche 

Verwaltungen . -- -- 2 3 -- 5 
Bundesstrombauamt Wien 2 16 26 75 3 122 

Zusammen. 110 385 219 1081 313 2108 

, A. Vertragsbedienstete des Entfohnungsschemas 11 
Bedienstete 

nach Lehr-
Stand in der Entlohnungsgruppe Kollektiv- linge 

Unterteilung 

I I I I I I 
Summe vertrag 

1 2 3 4 5 6 7 

Zentralleitung -- -- 8 7 -- -- 2 17 -- --
Außenstelle . • -- -- 2 -- 1 -- 12 15 -- --
Technisches Museum -- 3 14 -- 3 7 6 33 -- --
Bundesversuchsanstalt für Kraftfahrzeuge . 
Bundesversuchs- und Forschungsanstalt 

-- -- 1 -- -- 2 -- 3 -- --

Arsenal . -- 4 24 3 4 3 5 43 -- --
Beschußämter -- -- -- -- -- -- -- -- -- --
Patentamt -- -- -- 1 1 5 4 11 -- --
Eichwesen -- 1 5 12 1 1 3 23 -- --
Vermessungswesen -- 4 25 28 13 28 34 132 -- 30 
Bergbehörden -- -- -- 3 -- -- -- 3 -- --
Bundesmobilienverwaltung .. 1 2 19 2 4 1 2 31 -- --
Tiergartenverwaltung Schönbrunn -- -- 1 11 6 5 3 26 -- --
Bundesbaudienst Wien ........ 3 10 95 34 25 45 80 292 --
Bundesgebäudeverwaltu'1gen II .... 10 86 487 145 256 300 77 1361 -- --
Bundesgebäudeverwaltungeq II -- betriebs-

ähnliche Verwaltung . . -- 1 9 3 -- -- -- 13 15 --
Bundesstrombauamt Wien 30 102 268 118 71 41 14 644 -- --------------' ---------

Zusammen. 44 213 958 367 385 438 242 2647 15 30 

------------------
B. Vertragsbedienstete des Entfohnungsschemas I (saison- oder tei/beschäftigt) 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I I 
Summe 

a b c d e -

Bundesversuchs- und Forschungsanstalt Arsenal 1 2 -- -- -- 3 
Bergbehörden . . . . . • . • . . . . . .' -- -- -- -- 1 t 
Bundesbaudienst Wien -- 3 -- 2 -- 5 
Bundesgebäudeverwaltungen II -- betriebsähnliche 

Verwaltung -- -- -- 2 -- 2 

Zusammen. 1 5 -- 4 1 11 
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Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 (saison- oder teilbeschäftigt) 
Bedienstete 

Stand in der Entlohnungsgruppe nach 
Kollektiv-

Unterteilung 

I I I I I I 
Summe vertrag 

1 2 3 4 5 6 7 
1 

Außenstelle - - .- - - - 2 2 -
Bundesversuchsanstalt für Kraftfahrzeuge . - - - - - - 1 1 -
Bundesversuchs- und Forschungsanstalt , 

Arsenal - - - - - - - - -
Beschußämter - - - - - - 1 1 -
Vermessungswesen - - - - - - 30 30 -
Bergbehörden - - - - - - 1 1 -
Tiergartenverwaltung Schönbrunn - - - - - - 2 2 -
Bundesbaudienst Wien - - - - 2 20 1 23 -
Bundesgebäudeverwaltungen II - - - - 1 7 16 24 -
Bundesgebäudeverwaltungen II - betriebs-

ähnliche Verwaltung - - - 1 - - 2 3 33 
Bundesstrombauamt Wien - - 1 2 6 7 1 17 -

---------------------
Zusammen. - - 1 3 9 34 57 104 33 

---------------

-
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77 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

klasse Per. klasse Per-
sonal- sona!-

reserve reserve 
besettt besetzt 

Landesverteidigung Gehobener technischer Fachdienst 
(Verwendungsgruppe B) 

Zentralleitung Technischer Inspektor . • V 

)12 Höherer Ministerialdienst Technischer Oberrevident IV-nI 
(V~rwendungsgruppe A) Technischer Revident III 

Ministerialrat. . . vm 2 Technischer Assistent II 
Sektionsrat . VII 3 ---
Ministerialsekretär . VI ) 

12 
---

Ministerialoberkommissär • V 15 
Rechnungsdienst Ministerialkommissär IV 

Ministerialkommissär III (Verwendungsgruppe B) 

20 'f) Rechnungsdirektor VII 1 
--- Wirklicher Amtsrat VI 1 

Höherer Dienst d.Heeresverwaltung Rechnungssekretär V 

) 63 
(Verwendungsgruppe A) Reclmungsoberrevident IV-III 

Wirklicher Hofrat VIII 2 4 Rechnungsrevident III 
Oberadministrationsrat . VII 4 1 Rechnungsassistent .' 1I 
Administrationsrat VI 

) 
---

65 
Oberkommissär V' ---
Kommissär IV 12 

Gehobener Verwaltungsdienst 
Kommissär nI (Verwendungsgruppe B) ---

18 Wirklicher Amtsrat VI 2 --- Amtssekretär . V 
Höherer forsttechnischer Dienst Amtsoberrevident . IV~nI ) (Verwendungsgruppe A) Amtsrevident III 30 

Forstrat VI 

) Amtsassistent • n 
Forstoberkommissär V 1 ---
Forstkommissär . IV 32 

---
Forstkommissär . nI --- Technischer Fachdienst 

J (Verwendungsgruppe C) ---
Fachinspektor IV 1 

Höherer landwirtschaftlicher Dienst Technischer Oberkontrollor } (Verwendungsgruppe A) Technischer Kontrollor .. III-I 19 
OberIandwirtschaftsrat . • • VII - 1 Technischer Adjunkt -Landwirtschaftsrat . VI ) 

---
Landwirtschaftsoberkommissär V 20 

1 ---
Landwirtschaftskommissär IV 
Landwirtschaftskommissär '. III Verwaltungsdienst und --- Rechnungshilf~dienst 1 --- (Verwendungsgruppe C) 

Höherer technischer Dienst Ministerialkanzleidirektor V 1 
(Verwendungsgruppe A) Kanzleidirektor, Fachinspektor IV 3 

Oberbaurat VII - 1 Oberkontrollor } Baurat VI 

I 
Kontrollor . III-I 31 

Bauoberkommissär V 10 Adjunkt. • 
Baukommissär IV ---

35 
Baukommissär III -----

10 Wirtschaftsführer ---
(Verwendungsgruppe C) 

Gehobener Dienst der Heeres-
verwaltung WirtschaftsoberkontrollOl: 

} III-I (Verwendungsgruppe B) Wirtschaftskontrollor 5 
WirkI. Amtsrat, Techn. Oberinsp. VII 2 5 Wirtschaftsadjunkt 

---
WirH Amtsrat, Techn. Oberinsp. VI 6 10 5 
Sekretär, Techn. Inspektor . • . V 

}" 
------

Oberrevident, Techn. Oberrevi- Mittlerer technischer Dienst 
dent ........ lV-nI 

(Verwendungsgruppe D) Revident, Techn. Revident. nI 
Assistent, T edm. Assistent II Technischer Oberoffizial 

) III-I 
34i) Technischer Offizial. 

18 --- Tedmischer Adjunkt, Beamter des 

*) Auf RedlDung von freien Dienstposten des höheren Ministerial- mittleren technischen Dienstes . 
---

dienstes können Beamte des remtskundigen Verwaltungsdienstes ernannt 18 
werden. --- ---

I) ZU Lasten von freien Dienstposten dieses Dienstzweiges 
können Beamte anderer Dienstz.weige der Verwendungsgruppe B er-
nannt werden. 
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78 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Bezeichnung 

Verwaltungshilfsdienst 
und Kanzleidienst 

(Verwendungsgruppe D) 

Dienst
klasse 

Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter ru-I 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial I 
Offizial, Kanzleioffizial _ 

des Verwaltungshilfsdienstes, 
Kanzlist . . . . . . . • . . 

Stand 

98 

98 

über den 
Stand 
aus der 

Per
sonal

reserve 
beseczt 

Bezeichnung Dienst
klasse Stand 

über den 
Stand 
aus der 

Per
sonal
reserve 
besetzt 

II-----------------~r_----r_--r---II 
Höherer Militärwirtschaftsdienst 

(Verwendungsgruppe H1) 
-General-Intendant 
Oberst-Intendant 
Oberstleutnant-Intendant. 
Major-Intendant 
Hauptmann-Intendant • 

Militärseelsorgedienst 

VIII 
VII 
VI 
V 
IV 

-----------1--------- (Verwendungsgruppe H 1) 

Allgemeiner Hilfsdienst, 
Kraftwagenlenker 

(Verwendungsgruppe E) 
Amtswart, Kraftwagenlenker 
Amtswart, Kraftwagenlenker 
Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker 

Summe. 

Militärpersonen 
Höherer militärischer Dienst 

(Verwendungsgruppe H 1) 
General der Infanterie (Artillerie) . 
Generalmajor 
Oberst 
Oberstleutnant 
Major. • 
Hauptmann 

Militärärztlicher Dienst 
(VerwendungsgruppC; H 1) 

Generalarzt 
Oberstarzt. 
Oberstleutnantarzt 
Majorarzt 
Hauptmannarzt • 
Oberleutnantarzt 

Höherer militärtechnischer Dienst 
(Verwendungsgruppe H 1) 

Generalmajor 
Oberst 
Oberstleutnant 
Major. _ 
Hauptmann • • • . '" 
Oberleutnant. Fähnrich 

} III-I 

IX 
VIII 
VII 
VI 
V 
IV 

VIII 
VII 
VI 
V 
IV 
III 

VIII 
VII 
VI 
V 
lV 
III 

49 

49 

418 

1 
3 1 

25 

} 96 

125 1) 

1 
7 

128 1) 

1 
12 

Militärdekan . .. •.• 
Militärsuperior. Militäroberpfarrer 
Militäroberkurat 
Militärkurat 
MiIitärkaplan . 

VII 
VI 
V 
IV 
m 

2 

201) 
----------1--------

Truppenoffiziere 
(Verwendungsgruppe H 2) 

Generalmajor 
Oberst 
Oberstleutnant • 
Major 1. KI. .•••••••• 
Major 2. K1., Hauptmann 1. Kl .. 
Hauptmann 2. KI., Oberleutnant, 

Leutnant 

VIII 
VII 
VI 
V 

IV 

III-II 

1 
20 
70 

)1411 

1502 2) 
11----------1-------

Offiziere des technischen Dienstes 
(Verwendungsgruppe H 2) 

Oberst • . • •• • •• 
Oberstleutnant 
Major 1. Kl ......••.. 
Major 2. Kl., Hauptmann 1. Kl .. 
Hauptmann 2. Kl., Oberleutnant, 

Leutnant • 

Offiziere des Verwaltungsdienstes 
(Verwendungsgruppe H 2) 

Oberstleutnant . • . . . • . 
Major 1. Kl. ..•.••.•• 
Major 2. Kl., Hauptmann 1. Kl. . 
Hauptmann 2. Kl., Oberleutnant, 

Leutnant 

Offiziere des Wirtschaftsdien'stes 
(Verwendungsgruppe H 2) 

Oberst •• 
Oberstleutnant 
Major 1. Kl .......•.. 
Major 2. Kl., Hauptmann 1. Kl .. 
Hauptmann 2. Kl., Oberleutnant, 

Leutnant • 

VII 
VI 
V 
IV 

III-II 

VI 
V 
IV 

III-II 

VII 
VI 
V 
IV 

III-II 

3 
10 

) 142 

3 4 

4 
14 

-7-2-1-) 227 2) 

---II--------------I----I-~I--

t) Zu Lasten von freien Dienstposten eines Diensczweiges der Verwendungsgruppe H 1 können Beamte der Verwendungsgruppe A der Heeres
verwaltung ernannt werden. 

2) Zu Lasten von freien Dienstposten eines Dienstzweiges der Verwendungsgruppe H 2 können Beamte der Verwendungsgruppe B der Heeres
verwaltung ernannt werden. 
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Bundesministerium für Landesverteidigung 

Bezeichnung 

Truppenunteroffiziere 
(Verwendungsgruppe H 3) 

Offiziersstellvertreter 
Stabswachtmeister, Stabsfeuer

werker 
Wachtmeister '. 

Kanzleiunteroffiziere 
(Verwendungsgruppe H 3) 

Kanzleistabswachtmeister . . 
Kanzleistabswachtmeister 
Kanzleiwachtmeister 

Dienst
stufe 

7 

6 
5 

7 
6 
5 

Stand 

}1387 

1387 

} 622 

622 
----------------------·I-~-----------

Sanitätsunteroffiziere 
(Verwendungsgruppe H3) 

Sanitätsoffiziersstellvertreter . . 
Sanitätsstabswachtmeister 
Sanitätswachtmeister . 

Technische Unteroffiziere 
(Verwendungsgruppe H3) 

Zeugsoffiziersstellvertreter . • 
Zeugsstabswachtmeister 
Zeugswachtmeister 

Wirtschaftsunteroffiziere 
(Verwendungsgruppe H3) 

Wirtschaftsoffiziersstellvertreter 
Wirtschaftsstabswachtmeister 
Wirtschaftswachtmeister 

Musikunteroffiziere 
(Verwendungsgruppe H3) 

Musikstabswachtmeister . . 
Musikstabswachtmeister 
Musikwachtmeister 

Chargen und Wehrmänner 
(Verwendungsgruppe H4) 

Zugsführer 
Korporal 
Gefreiter, Vormeister • • • . . 
Infanterist, Fahrer, Flieger, Fun-

ker, Jäger, Kanonier, Lenker, 
Panzerschütze, Pionier, Sanitäts
soldat, Schütze, Panzerjäger . 

Summe. 

7 
6 
5 

7 
6 
5 

7 
6 
5 

7 
6 
5 

4 
3 
2 

} 163 

163 

} 392 

392 

} 453 

453 

28101) 

8175 

t) Der Stand an Chargen und Wehrmännem der Verwendung'
gruppe H 4 kann auf Rechnung von freien Dienstposten für Unteroffiziere 
der Verwendungsgruppe H 3 überschritten werden. 

Bezeichnung 

Heeres verwal tung 
Höherer Dienst 

der Heeresverwaltung 
(Verwendungsgruppe A) 

Oberadministrationsrat • • 
Administrationsrat 
Oberkommissär 
Kommissär 
Kommissär 

Dienst der Apotheker 
(Verwendungsgruppe A) 

Direktor 
Oberprovisor 
Provisor. 
Provisor. 

Höherer forsttechnischer Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Forstrat • •• 
Forstoberkommissär 
Forstkommissär . 
Forstkommissär • 

Höherer landwirtschaftlicher 
Dienst 

(Verwendungsgruppe A) 
Landwirtschaftsrat • 
Landwirtschaftsoberkommissär 
Landwirtschaftskommissär 
Landwirtschaftskommissär 

Höherer technischer Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Baurat 
Bauoberkommissär 
Baukommissär 
Baukommissär 

Wissenschaftlicher Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Observator 1. Klasse •• 
Observator 1. Klasse 

. Observator 2. Klasse 
Wissenschaftlicher Assistent 
Wissenschaftlicher Assistent 

Dienst
klasse 

VII 
VI 
V 
IV 
III 

VI 
V
IV 
III 

VI 
V 
IV 
III 

VI 
V 

IV 
III 

VI 
V 
IV 
III 

VII 
VI 
V 
IV 
III 

Stand 

79 

über den 
Stand 

aus der 
Per

sonal
reserve 
besetzt 

1 1 

4 

6 

3 

2 

6 

1 

10 
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80 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung 
Dienst- Stand 

aus der 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Gehobener Dienst Dienst der dip!. Oberpflegerinnen 
der Heeresverwaltung (Verwendungsgruppe C) 

(Verwendungsgruppe B) 
Oberpflegerin 2. K!. . } Wirklicher Amtsrat, Technischer Oberpflegerin 2. Kl .• lU-I 2 

Oberinspektor • . . . . • . VII 2 3 Oberpflegerin 2. Kl. • 
Wirklicher Amtsrat, Technischer ---

8 2 
Oberinspektor . . . . . • . VI 

}" 
---

Sekretär, Technischer Inspektor. V Forstbetriebs- und Forstschutz-Oberrevident, Technischer Ober-
dienst revident IV-III (Verwendungsgruppe C) Revident, Technischer Revident. lU IV Assistent, Technischer Assistent II Oberförster 1 

28i) Oberförster }. Förster III-I 9 
---

Forstadjunkt 
Medizinisch-technische ---

10 _. 
Assistentinnen ------

(Verwendungsgruppe B) 
Technischer Fachdienst Med.-techn. Oberassistentin . V ) Med.-techn. Assistentin IV 2 

(Verwendungsgruppe C) 
Med.-techn. Assistentin III Fachinspektor . . . . . IV 20 
Med.-techn. Assistentin II Technischer Oberkontrollor } --- Technischer Kontrollor III-I 258 2 

------ Technischer Adjunkt ---Rechnungsdienst 278 
(Verwendungsgruppe B) ---

Rechnungssekretär .- V ) Verwaltungsdienst 
Rechnungsoberrevident IV-III 2 und Rechnungshilfsdienst 
Rechnungsrevident .- III (Verwendungsgruppe C) 
Rechnungsassistent II --- Kanzleidirektor , Fachinspektor IV 6 

2 Oberkontrollor } --- Kontrollor • III-I 136 
Gehobener landwirtschaftlicher Adjunkt. 

Fachdienst ---
(Verwendungsgruppe B) 142 ---

Landwirtschaftsinspektor V ) Wirtschaftsführer Landwirtschaftsoberrevident - IV-III 
Landwirtschaftsrevident III 1 (Verwendungsgruppe C) 
Landwirtschaftsassistent II Fachinspektor .. . . IV 1 --- -

1 Wirtschaftsoberkontrollor } --- Wirtschaftskontrollor III-I 92 
Gehobener technischer Fachdienst Wirtschaftsad junkt 

(Verwendungsgruppe B) ----
92 

Technischer Oberinspektor VI 2 ---
Technischer Inspektor • . V ) Dienst der dip!. Pflegerinnen Technischer Oberrevident IV-III 38 
Technischer Revident III (Verwendungsgruppe D) 
Technischer Assistent 11 Pflegerin 1. K!. } ---

40 Pflegerin 2. Kl. III-I 8 
--- Pflegerin 2. K!. 

Gehobener Verwaltungsdienst ---8 
(Verwendungsgruppe B) ------

Wirklicher Amtsrat VI 1 Mittlerer technismer Dienst Amtssekretär • V 

) Amtsoberrevident . IV-III 29 
(Verwendungsgruppe D) 

Amtsrevictent III Technismer Oberoffizial 

) Amtsassistent . II Tedmischer Offizial --- Technischer Adjunkt, Beamter des 
III-I 1521 

30 
--- mittleren technischen Dienstes . ---i) Zu Lasten von freien Dienstposten dleses Dienstzweiges 1521 

können Beamte anderer Diensrzweige der Verwendungsgruppe B er- ---
nannt werden. 
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81 

Bundesministerium fUr Landesverteidigung 

über den über den 
Stand Stand 

Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung Dienst- aus der Bezeichnung . klasse Per-
klasse -Stand Per-

sonal- sonal-
reserve reserve 
besetzt b~setzt 

I 

I I 
Verwaltungshilfsdienst und Gehobener Fachdienst an Museen 

Kanzleidienst (Verwendungsgruppe B) 
(Verwendungsgruppe D) Technischer Restaurator 1. Klasse. -V 

I Oberoffizial, Kanzleioberoffizial I rn-I 

Technischer Restaurator 1. Klasse. IV-lI[ 
Offizial, Kanzleioffizial . Technischer Restaurator 2. Klasse. III 1 
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 3595 Adjunkt. II 

des Verwaltungshilfsdienstes, ---
Kanzlist • 1 

------
3595 Gehobener technischer Fachdienst 

--- (Verwendungsgrupp~ B) 

Mittlerer Wirtschaftsdienst Technischer Inspektor . . V 

I (Verwendungsgruppe D) Technischer Oberrevident IV-III 
1 Technischer Revident III 

Wirtschaftsoberoffizial } I~ 
Technischer Assistent II 

Wirtschaftsoffizial . ITI-I ---
Oberwirtschafter, Wirtschafter. 1 

---
! 830 Gehobener. Verwaltungsdienst 1---- (Verwendungsgruppe B) . 

Allgemeiner Hilfsdienst, Amtssekretär . V 

I Kraftwagenlenker Amtsoberrevident . IV-III 1 (Verwendungsgruppe E) Amtsrevident III 

Amtswart, Aufseher,' Präparator, Amtsassistent . II 

} lII-I 

---Kraftwagenlenker . 1 
Amtswart, Aufseher, Präparator, ---

Kraftwagenlenker . . . . . • 188 Verwaltungsdienst und 
Amtsgehilfe, Hilfsaufseher, Hilfs- Remnungshilfsdienst 

präparator, Kraftwagenlenker . (Verwendungsgruppe C) --- Oberkontrollor 
} III-I 

188 
--- Kontrollor. 1 

Bundeslehrer Adjunkt. ----
(Verwendungsgruppe L 1) 1 

---
Professor 8 Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 

--- (Verwendungsgruppe D) 

Summe. 6808 ObeTaufseher, Oberpräparator • } III-I 2 Oberaufseher, Oberpräparator . 

He er e 5 ge 5 chi eh tliche s 
---

2 
------

Museum 
Wissenschaftlicher Dienst 

Mittlerer technischer Dienst 
(Verwendungsgruppe D) 

(Verwendungsgruppe A) 
Technischer Oberoffizial • 

r III-I 
Direktor VIII - 11) Technischer Offizial . 
Direktor VII 1 

..... 5 Technischer Adjunkt, Beamter des 
Kustos 1. Klasse VII - 1 mittleren technischen Dienstes. 
Kustos 1. Klasse VI 

I ! ---
Kustos 2. Klasse V 5 
Wissenschaftlicher Assistent IV 4 

I 
---

Wissenschaftlicher Assistent III ___ I Allgemeiner Hilfsdienst 
5 (Verwendungsgruppe E) 

------ Amtswart, Aufseher, Präparator. \ 

Akademisch gebildete Restauratoren Amtswart, Aufseher, Präparator. 
} III-I 6 

(Verwendungsgruppe A) Amtsgehilfe, Hilfsaufseher, Hilfs-

Akademischer Restaurator VI 

} 
präparator . ---

Akademischer Restaurator V 6 
Akademischer Restaurator IV 1 ---
Akademischer Restaurator 1II Summe. 23 --- ---I 

I-- Gesamtsumme. 15424 ---
') Auf Rechnung des Dienstpostens der Dienstklasse VII besetzt. 

Dienstpostenplan 1959 
6 
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Bundesministerium rur Landesverteidigung 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I Be-
dienstete 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
nam 

Kollek-
Unterteilung 

I I I I 
Summe tiv .. 

a b c d e vertrag 

Zentralleitung . .. 4 10 6 205 70 295 -
Heeresverwaltung 10 30 64 512 437 1053 -
Heeresgeschimtlimes Museum 1 3 1 3 28 36 -
Heeresverwaltung - betriebsähnlime 

Verwaltung. . . . . . . - - - - - - 20 ---
Zusammen. 15 43 71 720 535 1384 20 ---

A. Vertrags bedienstete· des Entlohnungsschemas 11 Be-
dienstete 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
nam 

Kollek-
Unterteilung 

\ I 1 I I I 
Summe tiv-

1 2 3 4 5 6 7 vertrag 

Zentralleitung . - - 16 - - - 29 45 -
Heeresverwaltung 277 446 1914 341 268 338 457 4041 -
Heeresgesmimtlimes Museum - 3 11 - - - 6 20 -
Heeresverwaltung - betriebsähnlime 

Verwaltung - - - - - - - - 230 --------- - --- ---------
Zusammen. 277 449 1941 341 268 338 492 4106 230 - --- - - --- - ---------

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 (saison- oder teilbesmäftigt) Be-
dienstete 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
nach 

Kollek-
Unterteilung 

I I I I I I 
Summe tiv-

1 2 3 4 5 6 7 vertrag 

Heeresverwaltung . - - - - - - 100 100 -
Heeresverwaltung - betriebsähnlime 
Verwaltung . . . . . . . . . . - - - - - - - - 20 ---------------------

Zusammen. - - - - - - 100 100 20 
1------- ---------------

.. , 
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Bundesministerium für Verkehr und Elektrizitätswirtsmaft 

iiberden über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt I besetzt 

Verkehr und Elek-
Rechnungsdienst 

(Verwendungsgruppe B) 

trizitätswirtschaft Wirklicher Amtsrat , , VI 1 
Rechnungssekretär V 

I Zentralleitung Rechnungsoberrevident IV-III 6 
Höherer Ministerialdienst Rechnungsrevident III 

(Verwendungsgruppe A) Rechnungsassistent II ---
Sektionschef IX 2 7 

. Ministerialrat , VIII 6 
---

7 
Sektionsrat , VII 8 2 Gehobener technischer Fachdienst 
Ministerialsekretär VI 

I 
. (Verwendungsgruppe B) 

Ministerialoberkommissär , V 24 Technischer Oberinspektor , VI 1 
Ministerialkommissär IV Temnismer Inspektor V 

1 Ministerialkommissär III Technischer Oberrevident IV-III 
6 --- Technischer Revident III 40 

Technischer Assistent II ------ ---
Höherer Arbeicsinspektionsdienst 7 

--- ---
(Verwendungsgruppe A) 

Arbeitsinspektionsdienst 
Wirklicher Hofrat " VIII - 1 (Verwendungsgruppe C) 
Oberbaurat VII ,I Oberkontrollor 

} III-I Baurat VI 

I Kontrollor , 2 
Bauoberkommissär V 2 Adjunkt, 
Baukommissär '" IV ---

" 2 Baukommissär III --- ---
3 Verwaltungsdienst und Rechnungs---- ---

Höherer technischer Dienst 
hilfsdienst 

(Verwendungsgruppe A) (Verwendungsgruppe C) 
V Ministerialk anzleidirektor , - 1 

Oberbaurat · VII - 2. Kanzleidirektor IV 1 1 
Baurat · VI 

,I 
Oberkontrollor } Bauoberkommissär · · V 3 Kontrollor, IlI-I 9 

Baukommissär · IV Adjunkt, 
Baukommissär III ---· --- 10 

3 ---
--- Verwaltungshilfsdienst 

Höherer Wirtschaftsdienst und Kanzleidienst 
(Verwendungsgruppe A) (Verwendungsgruppe D) 

Wirtschaftsrat VI 

I 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial .' ' IV - 1 

Wirtschaftsoberkommissär V J Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

I Wirtschaftskommissär IV Offizial, Kanzleioffizial , 
Wirtschaftskommissär III Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter III-I 14 --- des Verwaltungshilfsdienstes, 3 

------ Kanzlist, , , , , , , , , , ---Gehobener Arbeitsinspektions- 14 
dienst ---

(Verwendungsgruppe B) Allgemeiner Hilfsdienst, 
Wirklicher Amtsrat VI 1 Kraftwagenlenker 
Sekretär, " , V 

I 
(Verwendungsgruppe E) 

Oberrevident , , IV-IlI 8 
Amtswart, Kraftwagenlenker , 

} IlI-I 12 
Revident , III Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker ---Assistent, , 11 12 ---- ---9 Summe, 118 --- --- ---

Gehobener Verwaltungsdienst General direk tion der 
(Verwendungsgruppe B) {Jsterr, Bundes-

Wirklicher Amtsrat VII - 2 bahnen 
Wirklicher Amtsrat Vi 1 1 Höherer Ministerialdienst 
Amtssekretär , V 

I (Verwendungsgruppe A) 
Amtsoberrevident , IV-IlI 7 Ministerialrat, " , , , , VIII 9 
Amtsrevident III -Amtsassistent , n 9 

" --- - ---8 Summe. 9 ---
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84 

Bundesministerium für Verkehr und, Elektrizitätswirtschaft 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung Dienst-
Stand 

aus der 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Gene r a 1 di r ek tion für Allgemeiner Hilfsdienst 

die Post- und Tele-
(Verwendungsgruppe E) 

Amtswart 
} III-I gra phen verwaltung Amtsgehilfe 25 

Höherer Ministerialdienst ---
25 

(Verwendungsgruppe A) ---
Generaldirektor IX t Su~ine _ 258 
Sektiorischef IX t t ---
Ministerialrat _ VIII 12 15 Stromauf sicht Sektionsrat _ VII 13 2 
Ministerialsekretär _ VI 

I 
Technischer Fachdienst 

Ministerialoberkommissär . V 36 
(Verwendungsgruppe C) 

Ministerialkommissär IV Fachinspektor IV 1 
Ministerialkommissär III --- Technischer Oberkontrollor } 63 Technischer Kontrollor III-I 3 --- --- Technischer Adjunkt 

Rechnungsdienst ---
4 

(Verwendungsgruppe B) ---
Rechnungsdirektor VII 1 Strommeister 
Wirklicher Amtsrat VI 3 (Verwendungsgruppe D) 
Rechnungssekretär V I 20 

Oberstrommeister . IV - 1 
Rechnungsoberrevident IV-III Oberstrommeister . } III-I 17 Redlnungsrevident III Strom meister .-
Rechnungsassistent 11 ---

24 17 
,-------

Gehobener Verwaltungsdienst 
Allgemeiner Hilfsdienst 

(Verwendungsgruppe E) 
" (Verwendungsgruppe B) Amtswart \ III-I t Wirklicher Amtsrat VII 2 3 Amtsgehilfe • f 

Wirklicher Amtsrat VI 10 17 , ---
Amtssekretär . V I 63 

. . 1 
Amtsoberrevident ------

IV-III Sum}ne. 22 Amtsrevident III ------AmtsaSsistent . II 
75 Bundesamt fü r --- --- Zivilluftfahrt 

Technischer Fachdienst Höherer technischer Dienst 
(Verwendungsgruppe C) (Verwendungsgruppe A) 

Fachinspektor • • • . . • IV - t Wirklicher Hofrat VIII - 1 
Technischer Oberkontrollor . } 

. 
Oberbaurat VII -

Technischer Kontrollor _ III-I 1 Baurat VI 

I Technischer Adjunkt --- Bauoberkommissär V 
1 Baukommissär IV 4 
-- Baukommissär III 

Verwaltungsdiensi: ---4 
(Verwendungsgruppe C) ---- -- ---

Ministerialkanzleidirektor. . V 1 Rechtskundiger Verwaltungsdienst 
Kanzleidirektor, Fachinspektor IV 2 2 (Verwendungsgruppe A) 
Oberkontrollor ' 

} Administrationsrat .' VI 

I Kontrollo,f . III-I 12 Oberkommissär V 
Adjunkt _ Kommissär IV 4 ---15 Kommissär III 

--- --- ---
- 4 

Verwaltungshilfsdienst ---
und Kanzleidienst Wissenschaftlicher Dienst 

(Verwendungsgruppe D) (Verwendungsgruppe A) 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

i Irr-I 
Observator L Klasse VII 1 

Offizial, Kanzleioffizial . ; _ . . . Observator 1. Klasse VI 

I Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter, 55 Observator 2. Klasse V 14 
des Verwaltungshilfsdienstes, Wissenschaftlicher Assistent . IV 
Kanzlist Wissenschaftlicher Assistent . III --- ---55 15 

-- ---
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85 

Bundesministerium für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 

I I über den über den 
Stand Stand 

Dienst- aus der Dienst- aus der 
Bezeichnung klasse Stand Per- Bezeichnung 

klasse Stand Per-
sonal- sonal-
reserve 

I 
reserve 

besetzt besetzt 

Gehobener Verwaltungsdienst 
Gehobener Flugsicherungsdienst (Verwendungsgruppe B) 

(Verwendungsgruppe B) Amtssekretär . V 

I Oberinspektor, Flugverkehrsober - Amtsoberrevident . IV-III 5 
kontrollor . . . . . . . . . VI 1 Amtsrevident III 

Inspektor, Flugverkehrskontrollor V 

I" 
Amtsassistent . II ---

Oberrevident, Flugverkehrskon- 5 
trolloberrevident . . . . . . IV-III ------

\ 

Revident, Flugverkehrskontroll- Verwaltungshilfsdienst 
revident III und Kanzleidienst 

Assistent, Flugverkehrskontroll- (Verwendungsgruppe D) . 
assistent . II Oberoffizial, Kanzleioberoffizial I ru-I 

--- Offizial, Kanzleioffizial . 86 Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 5 
des Verwaltungshilfsdienstes, 
Kanzlist. ------- --- -- ---

5 
---

Gehobener technischer Fachdienst Allgemeiner Hilfsdienst, 
(Verwendungsgruppe B) Kraftwagenlenker 

Technischer Oberinspektor VI 1 (Verwendungsgruppe E) 
Technischer Inspektor . . V 

)74 

Amtswart, Kraftwagenlenker 
} III-I Technischer Oberrevident IV-III Amtswart, Kraftwagenlenker . 2 

TedlOischer Revident III Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker 
Technischer Assistent II ------ 2 

75 ---
------ Summe. 196 ----

Gesamtsumme. 603 ---
A. Vertragsbedienstete des Entlohnungssdlemas I 

I 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

I Unterteilung 
I I I I 

Summe 
a b c d e 

Zentralleitung . ...... 15 6 6 29 7 63 
Generaldirektion für die Post- und T elegraphen-

verwaltung . . . . . . . . . . . . . . . - 1 - 28 - 29 
Stromaufsicht • - - - 7 - 7 
Bundesamt für Zivilluftfahrt 14 102 4 19 1 140 ------Zusammen _ 29 109 10 83 -8 239 

I 

A. Vertrags bedienstete des Entlohnungssdlemas 11 

I Stand in der Entlohnungsgruppe 
I 

Unterteilung 7--1 Summe 
1 I 2 I 3 I 4 i 5 I 6 I 

Zentralleitung ...... 1 - 2 2 - - - 5 
Generaldirektion für die Post- und Telegraphen-

verwaltung . . • . . . . . . . . . . . . - - - - - - 12 12 
Strom auf sicht . . . . - -'- 4 4 7 3 - 18 
Bundesamt für Zivilluftfahrt . - - 9 9 1 2 6 27 ------Zusammen. 1 - 15 15 8 5 18 62 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 (saison- oder teilbeschäftigt) 

Unterteilung I Stand in der Entlohnungsgruppe I Summe 
1 I 2 I 3 ! 4 I 5 I 6 I 7 

Gerieraldirektion für die Post- und Telegr:):phen- I~ -- I -- ~ I - 13 13 verwaltung - --- ---- ---- -------- ----
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Postsparkassenamt 

. über den überden 
Stand Stand 

Dienst- Stand 
auS der 

Bezeichnung 
Dienst- Stand 

aus der 
Bezeichnung klasse Per- klasse Per-

sonal- sonal-
reserve reserve 

I 
besetzt besetzt 

Postsparkassenamt Technischer Fachdienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Höherer Verwaltungsdienst Fachinspektor IV - 1 
Technischer Ober kontrollor } (Verwendungsgruppe A) Technischer Kontrollor III~I 4 

Gouverneur IX 1 
Technischer Adjunkt ---

Vizegouverneur . VIII 1 4 
-- ---

Direktor VIII 2 
Direktorstellvertreter VII 1 
Direktionsrat . VI 

} 
Mittlerer Dienst 

Direktionsoberkommissär . V 4 (Verwendungsgruppe D) 
Direktionskommissär IV Oberoffizial 

} III-I 
Direktionskommissär Iß Offizial 31 --- ...... 

9 Adjunkt, Kanzlist . 
--- --- ---31 

--. 

Gehobener Fachdienst 
(Verwendungsgruppe B) Mittlerer technischer Dienst 

Zentralinspektor . VII 7 
(Verwendungsgruppe D) 

4 Technischer Oberoffizial Wirklicher Amtsrat VI 30 Technischer Offizial . 
} III-I Sekretär. V 

}223 

Technischer Adjunkt, Beamter des 10 
Oberrevident . IV-rn 
Revident III 

mittleren technischen Dienstes . . ---Assistent II 10 --- ------
260 
-----

Allgemeiner Hilfsdienst 

. Fachdienst 
(Verwendungsgruppe E) 

(Verwendungsgruppe C) Amtswart, Werkführer 
} III-I Amtswart, Werkführer 40 

Fachinspektor IV 28 Amtsgehilfe, Hilfswerkführer ---Oberkontrollor \ 40 
Kontrollor . ( III-I 362 - ---
Adjunkt. 

Summe. 744 ---
390 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Unterteilung 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

Summe 
a I b I c I d I e 

Postsparkassenamt . - . ··1 
- I -

I 
160 I 510 I 66 I 736 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I I I· I 
Summe 

1 2 3 4 5 6 7 

Postsparkassenamt • . . _ . 2 8 1 2 7 30 50 

------ ------------
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Monopole 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeidmung 
Dienst- Stand 

aus der 
Bezeichnung 

Dienst- Stand 
aus der 

klasse Per- klasse Per- , 
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Monopole Technischer Fachdienst 
Os terreiehi sehe ,$ alinen (Verwendungsgruppe C) 

Rechtskundiger Verwaltungs- Fachinspektor IV 12 7 
dienst Technischer Oberkontrollor 

} (Verwendungsgruppe A) Technischer Kontrollor III-I 26 

Generaldirektor IX 1 
Technischer Adjunkt .. ---

Wlrklimer Hofrat VIII 1 38 
--- ---

Oberadministrationsrat VII 1 
Adminisrrationsrat VI 

} Oberkommissär V Verwaltungsdienst und 
Kommissär IV 1 Remnungshilfsdienst 
Kommissär III (Verwendungsgruppe C) ---

4 Kanzleidirektor . IV - 1 
--- Oberkontrollor } Kontrollor. III-I '6 

Höherer temnismer Dienst Adjunkt. --_. 
(Verwendungsgr:uppe A) 6 

---
Wirklimer Hofrat VIII 1 1 
Oberbergrat VII 5 2 
Bergrat ..•.• VI 

} 
Verwaltungshilfsdienst 

Bergoberkommissär V und Kanzleidienst 
Bergkommissär IV 14 (Verwendungsgruppe D) 
Bergkommissär . III --- Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

f 
20 Offizial, Kanzleioffizial . 

------ Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter III-I 33 
des Verwaltungshilfsdienstes, 

Rechn ungsdienst Kanzlist ....•..... ---
(Verwendungsgruppe B) 33 

--- ---
Wirklicher Amtsrat VI 2 1 
Rechnungssekretär V 

} Remnungsobcrrevident IV-III Berg- und Hüttenmeister 
Rechnungsrevident III 12 
Remnungsassisrent 11 (Verwendungsgruppe D) 

--- Oberbergmeister, Oberhütten-
14 meister } ----- -- Bergmeister, Hüttelll;neister . III-I 34 

Gehobener Verwaltungsdienst 
Bergmeister, Hüttenmeister ---

34 
(Verwend ungsgruppe B) ---

Wirklicher Amtsrat V1 - 1 Summe. 159 
Amtssekrctär . V 

I Amtsoberrevident . IV-III ---
Amtsrevident III 3 
Amtsassistent . 1I --- Dienststelle für 

3 ·Staatslotterien ---------
Remtikundiger Verwaltungsdienst 

Gehobener technischer Fachdienst (Verwendungsgruppe A). 

(Verwendungsgruppe B) Wirklimer Hofrat VIII 1 
Technischer Inspektor V 

} 
- Oberadministrationsrat . VII 1 

Technischer Oberrevident IV-III Administrationsrat. VI 

} Technismer Revident III 7 Oberkommissär . V 1 
Technischer Assistent 11 Kommissär IV 

--- Kommissär III ---7 3 
--- ---
I 

, 
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. Monopole 

über den überden 
Stand Stand 

Bezeidmung Dienst- aus der Dienst- aus der 

klasse Stand Per ... Bezeichnung klasse Stand Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Rechnungsdienst 
Verwaltungshilfsdienst 

und Kanzleidienst 
(Ver~endungsgruppe B) (Verwendungsgruppe D) 

Rechnungsdirektor vn 1 Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} rn-I 
Wirklicher Amtsrat VI 3 Offizial. Kanzleioffizial . 

Rechnungssekretär . V Adjunkt. Kanzleiadjunkt. Beamter 2 

Rechnungsoberrevident IV-rn I 42 

des Verwaltungshilfsdienstes. 

Rechnungsrevident In Kanzlist . . . . . . . . . . ---
Rechnungsassistent II 2 --- ---

46 
------ Allgemeiner Hilfsdienst 

Verwaltungsdienst und 
(Verwendungsgruppe E) 

Amtswart 
} rn-I Rechnungshilfsdienst Amtswart 2 

(Verwendungsgruppe C) Amtsgehilfe ---
Oberkont(ollor 

} rn-I 
2 

Kontrollor. 6 ---
Adjunkt. Summe. 59 

--- ---
6 Gesamtsumme. 218 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Unterteilung 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

I I I I 
Summe 

a b c d e 

Osterreichische Salinen . 3 5 2 54 - 64 
Dienststelle für Staatslotterien - 4 3 12 1 20 
Verwertungsstelle des österr. Branntweinmonopols - 25 1 15 4 45 

Zusammen. 3 34 6 81 5 129 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 Bedien-
stete nach 

Stand in der Entlohnungsgruppe anderen 
Unterteilung 

I I I I I I 
Summe Rechtsvor-

1 2 3 4 5 6 7 schriften 

Osterreichische Salinen • .' . - I - - ! - I - I - I - - 1300 
Dienststelle für Staatslotterien • - - - - ~ - - - -
Verwertungsstelle des österr. Branntwein-

monopols - 1 - 3 4 7 4 19 ----------------------
Zusammen. - 1 - 3 4 7 4 19 1300 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I (saison- oder teilbeschäftigt) Bedien-
stete ·nach 

I 
Stand in der Enclohnungsgruppe 

I 
anderen 

Unterteilung Summe Rechtsvor-
a I b I c I d I e . schriften 

Osterreichische Salinen 

··1 
-

I 
-

I 
-

I I 
- I - , 4 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 (saison- oder teilbeschäftigt) 

Unterteilung I 
Stand inder Entlohnungsgruppe I Summe 

1 I 2 I 3 I 4 I 5 I 6 I 7 

Verwertungsstelle des österr. Branntweinmonopols .1~1~1~\~1~1~1 __ 4 __ 1 __ 4 __ 
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Bezeichnung 

Betriebe 
Post- und 

Tel e gra phen ans tal t 
Höherer Verwaltungs- und 

höherer technischer Dienst im 
Bereich der Post- und 
Telegraphenverwaltung 

(Verwendungsgruppe A) 

Präsident 
Präsident 
Wirklicher Hofrat 
Oberpostrat, Oberbaurat . 
Postrat, Baurat , 
Postoberkommissär, Bauoberkom-

missär ........ . 
Postkommissär, Baukommissär 
Postkommissär, Baukomrriissär .' 

Höherer Dienst und 
höherer technischer Dienst 

(Verwendungsgruppe A) 

Vorstand des Laboratoriums, Bau-
rat .......... . 

Oberkommissär , Bauoberkommis-
sär ........ . 

Kommissär, Baukommissär 
Kommissär, Baukommissär, . 

Höherer Wirtschaftsdienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Wirtschaftsrat 
Wirtschaftsoberkommissär 
Wirtschaftskommissär 
Wirtschaftskommissär 

Wissensdlaftlidler Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Kustos 1. Klasse 
Kustos 2. Klasse 
Wissenschaftlicher Assistent 
Wissenschaftlicher Assistent 

Rechnungsdienst _ 
(Verwend1:lngsgruppe B) 

Rechnungsdirektor 
Wirklicher Amtsrat 
Rechnungssekretär 
Rechnungsoberrevident 
Rechnungsrevident 
Rechnungsassistent 

Dienst
klasse 

IX 
VIII 
VIII 
VII 
VI 

V 
IV 
III 

VI 

V 
IV 
III 

VI 
V 
IV 
III 

VI 
V 
IV 
III 

VII 
VI 
V 

IV-III 
Iß 
11 

Stand 

1 
4 

12 
55 

}241 

} 

315 

4 

4 

5 

5 
60 

683 

89 

Betriebe' 

über den 
Stand 
aus der 

Per·' 
sODal. 

reserve 
besetzt 

3 
23 

34 

Bezeichnung 

Gehobener Fachdienst 
(Verwendungsgruppe B) 

Amtsdirektor, Wirklicher Amts-
rat .•........ 

Amtsdirektor, Oberinspektor, 
Wirklicher Amtsrat 

Amtsoberverwalter, Inspektor, 
Amtssekretär . . . . . . . 

Amtsverwalter, Oberrevident, 
Amtsoberrevident . 

Revident, Amtsrevident 
Assistent, Amtsassistent . 

Gehobener technischer Fachdienst 
(Verwendungsgruppe B) 

Technischer Oberinspektor 
Technischer Inspektor . • 
Technischer Oberrevident 
Technischer Revident 
Technischer Assistent 

Gehobener Bau- und Erhaltungs
dienst 

(Verwendungsgruppe B) 

Amtsdirektor, T elegraphenober
inspektor, Wirklicher Amtsrat . 

Telegrapheninspektor, Amts-
sekretär . . . . . . . • • 

Telegraphen(Amts)oberrevident 
T elegraphen(Amts)revident • • 
Teiegraphen(Amts)assistent . • 

Dienst- Stand 
klasse -

über den 
Stand 
aus der 

Per
sonal

reServe 
besetzt 

VII 

VI 

V 

IV""::III 
Ul 
II 

VI 
V 

IV-III 
III 
11 

VI 

V 
IV-III 

III 
11 

15 17 

450 61 

4670 

28 

100 79 

1036 11------------1----------

Garage- und Werkmeister 
im Postautodienst 

(Verwendungsgruppe C) 

Fachinspektor • 
Fachinspektor 
Postoberwerkmeister 
Postwerkmeister 
Postwer kmeister 

V 
IV 

} III-I 

30 

227 

257 

1 
64 

---------------11------1-------

Fachlicher Bau- und Erhaltungs
dienst 

(Verwendungsgruppe C) 

Fachinspektor 
T elegraphenoberwerkmeister 
Telegraphenwerkmeister • . 
Telegraphenwerkmeister .. 

IV 

} III-I 

150 

1389 

1539 

182 
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Betriebe 

überden über den 
Stand Stand 

Bezeichnung 
Dienst- Stand 

aus der 
Bezei<hnung Dienst- Stand 

aus dt'r 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sODal~ 

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Fachlicher Verkehrsdienst Mittlerer Bau.- und 

(Verwendungsgruppe C) Erhaltungsdienst 

Oberpostmeister, Fachinspektor IV 400 292 (Verwendungsgruppe D) 

Postmeister , Post- u. T elegraphen- Telegraphenoberadjunkt . . 

} III-I 
oberkontrollor . . . . . . . 

} III-I 
Telegraphenoberadjunkt . . 

Post- u. Telegraphenkontrollor. 4944 T elegraphenad junkt, T elegraphen- 1575 
Post- und Telegraphenadjunkt . monteur ------5344 1575 

---
Mittlerer technischer Dienst 

Technischer Fachdienst 
(Verwendungsgruppe D) 

(Verwendungsgruppe C) Technischer Oberoffizial I III-I 
Technischer Offizial . 

Fachinspektor • . • • . • IV - 1 Technischer Adjunkt, B;a~t;r des 9 
Technischer Oberkontrollor 

} ~-I mittleren technischen Dienstes . 
Technischer Kontrollor 6 ---
Technischer Adjunkt 

9 
~--- ------

6 Mitderer Werkstättendienst 
--- (Verwendungsgruppe D) 

Masdünenfachdienst 
Werkstättenoberadjunkt 

} III-I 
Werkstättenoberadjunkt 

(Verwendungsgruppe C) W erkstättenad junkt, Werkstätten- 562 

Fachinspektor IV 10 39 monteur 

Maschinenoberwerkmeister 
} III-I 

562 
Ma~chinenwerkmeister 101 -- --- ---
Maschinenwerkmeister . Allgemeiner Hilfsdienst ---111 (Verwendungsgruppe E) 

---
Amtswart. '. 

} rn-I Amtswart .' 276 
Verwaltungsdienst und Rechnungs- Amtsgehilfe 

hilfsdienst ---276 
(Verwendungsgruppe C) ~ ------

Kanzleidirektor, Fachinspektor IV 12 14 Bau- und Erhaltungshilfsdienst 
Oberkontrollor } (Verwendungsgruppe E) 
Kontrollor. " 

III-I 193 Telegraphenobermanipulant. . • 

} rn-I Adjunkt. Telegraphenmanipulant, T ele---- 715 205 j!;raphengehilfe . . . 
--- Telegraphenmanipulant, Tele-

graphengehilfe • • • ---
Verwaltungshilfsdienst 715 ' 

und Kanzleidienst 
---

(Verwendungsgruppe D) 
Verkehrshilfsdienst 

(Verwendungsgruppe E) 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial I rn-I 

Postobermanipulant . . . .' 
} rn~I Offizial, Kanzleioffizial . Postmanipulant, Postgehilfe . 644 

Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 260 Postmanipulant, Postgehilfe . 
des Verwaltungshilfsdienstes, ---
Kanzlist . . . . . . . . . . 644 

--- ------
260 Einfacher Werkstättendienst ---

(Verwendungsgruppe E) 

Mittlerer Verkehrsdienst Werkstättenobermanipulant. • 

}m-I (Verwendungsgruppe D) 
Werkstättenmanipulant. Werk-

stättengehilfe 149 
'Postoberadjunkt 

} III-I 

Werkstättenmanipulant, Werk-
Postoberadjunkt • • • • 9977 stätten gehilfe . . • . ---Postadjunkt, Post expeditor 149 --- ---9977 Summe. 28.371 ---
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Betriebe 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

! 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

Unterteilung I 

I I I 

Summe 
a 

I 
b c d e 

Post- und Telegraphenanstalt - 530 1408 2547 2690 7175 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II 

Stand in der Entlohnungsgruppe Lehrlinge 
Unterteilung 

I I I I I I 
Summe . 

1 2 3 4 5 6 7 

... ·1 I I I 

I 

I I 1
3906 I Post- und Telegraphenanstalt 5 61 1839 443 

I 
79 669 810 630 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I (saison- oder teilbeschäftigt) 

1 

Stand in der Entlohnungsgruppe 

" 
Unterteilung 

I I I I 
Summe 

a b c d e 

Post- und Telegraphenanstalt .. 
·1 

-
1 

-
I" 

824 
1 

853 
1 

360 
1 

2037 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II (saison- oder teilbeschäftigt) 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I I I I 
Summe . 1 2 3 4 5 6 7 , 

Post- und Telegraphenaristalt .. . . . . . - - - - - - 309 309 

Post- und Telegraphenanstalt - Zweckkredit, o. Ge-
barung. .. - - 13 1 1 9 8 32 

Post- und Telegraphenanstalt - Zweckkredit ao. Ge-
barung ............ - - 42 20 31 138 94 325 ------" ------------------

Zusammen. - - 55 21 32 147 411 666 ---------------------

, 
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Betriebe 

über deo über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der 

klasse Per- klasse Per~ 

sonal· sonal-
reserve reserve 
besetzt besetzt 

Osterreichische Forstbetriebs- u. Forstschutzdienst I Bundesforste (Verwendungsgruppe C) 
a) Generaldirektion I I 

Höherer forsttechnischer Oberförster V - I 3 

Dienst Oberförster IV 14 I 38 

(Verwendungsgruppe A) Oberförster } Förster III-I 41 
Wirklicher Hofrat VIII 3 Forstadjunkt 
Oberforstrat VII 3 ---
Forstrat . VI 1-

55 
Forstoberkommissär V 

--- --

Forstkommissär . IV 
Forstkommissär . , rn --- Kanzleidienst 6 

--- --- (Verwendungsgruppe D) 
b) Bundesforste Kanzleioberoffizial . I III-I Höherer forsttechnischer Kanzleioffizial 

Dienst Kanzleiadjunkt 1 
(Verwendungsgruppe A) Kanzlist e 

Oberforstrat VlI 5 ---
Forstrat VI l-

I ---
Forstoberkommissär V 
Forstkommissär . IV Summe. 

I 

67 
Forstkommissär . III ---

5 

A .. Vertragsangestellte der österreichischen Bundesforste 

Unterteilung I 
Stand in der Verweltdungsgruppe 

I Summe 

I 
, 

I I I A B C D -
Generaldirektion 65 42 19 50 - 176 
Bundesforste . 115 2 536 297 - 950 
Sägewerke ...... 1 1 3 7 - 12 
Jodschwefelbad Goisern - 1 - 3 - 4 

Zusammen. 181 46 558 357 - 1142 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Unterteilung I 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

I Summe 
a I b I c I d I e 

Generaldirektion -

I 
- - - 5 5 

Bundesforste - - - - 4 4 

Zusammen - I - - - 9 9 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 

Unterteilung I 
Stand in der Entlohnungsgruppe I Summe 

1 I 2 I 3 I 4 I 5 1 6 1- 7 

Generaldirektion - 4 1 1 - - 2 8 

------------------------
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Betriebe 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 (saison- oder teilbeschäftigt) Bedien- Forst-stete nach 
Kollektiv- zög-

I 
Stand in der Entlohnungsgruppe I Summe 

vertrag linge 
Unterteilung 

1 I 2 I 3 I 4 I 5 I 6 I 7 

Generaldirektion - - - - - - 6 6 8 -

Bundesforste . - - - - .- - - - 5800 65 

Bundesforste, a. o. Gebarung - - - - - - - - 240 -

Sägewerke. - - - - - - - - 240 -

Jodschwefelbad Goisern - - - - - - - - 38 ----------_._----------
Zusammen. - - - - - - 6 6 6326 65 

------------------

-

. 

. 
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Betriebe 

I 
über den I überden 

Stand Stand 

Bezeichnung Dienst-
Stand 

aus der Dienst- aus der 

klasse Per- Bezeichnung klasse Stand Per4 
sonal- sona}· 

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Gehobener tedmischer Fachdienst 
Wiener Zeitung (Verwendungsgruppe B) 

Höherer Redaktionsdienst 
Betriebsleiter ...... VII I 
Tedmischer Oberinspektor VI 3 

(Verwendungsgruppe A) Technischer Inspektor .'. V 

) Chefredakteur VIII 1 Technischer Oberrevident IV-llI 8 
Chefredakteur VII - Technischer Revident I!I 
Redaktionsrat . VI 

) 
Technischer Assistent II 

Redakteur 1. Klasse . V ---
12 

Redakteur 2. Klasse . IV 3 ------
Redakteur 2. Klasse . III 

--- Fachdienst 
4 --- (Verwendungsgruppe C) 

Oberinspektor v 1 
Summe. 4 Inspektor IV 4 11 

Oberkontrollor . } ------ Kontrollor. III-I 30 
Adjunkt. ---

35 

Osterr. 
--- ---

Staatsdruckerei 
Technischer Fachdienst 

Höherer Verwaltungsdienst und (Verwendungsgruppe C) 
höherer technischer Dienst Technischer Oberkontrollor 

} III-I (Verwendungsgruppe A) Technischer Kontrollor 4 
Generaldirektor IX - 1 Technischer Adjunkt 
Direktor VIII 1 ---
Oberdirektionsrat VII 1 

4 
---

Direktionsrat • . . . . . . VI 

) Direktionsoberkommissär . V 
2 Direktionskommissär IV Verwaltungsdienst 

Direktionskommissär III (Verwendungsgruppe C) 

--- Kanzleidirektor IV 1 
4 Oberkontrollor } -

--- Kontrollor III-I 4 
Adjunkt . ---

5 
--~ ---

Rechnungsdienst 
(Verwendungsgruppe B) 

Wirklicher Amtsrat VI 2 2 VerwaltungshiIfsdienst . 
Rechnungssekretär V 

) 
und Kanzleidienst 

Rechnungsoberrevident Iv-rn 11 
(Verwendungsgruppe D) 

Rechnungsrevident In Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

}rn~I Rechnungsassistent Il ' Offizial, Kanzleioffizial . . . • . 

--- Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 20 
13 des Verwaltungshilfsdienstes, 

- --- --- Kmzlist ...•...... ---
J 

20 
--~ ---

Gehobener Verwaltungsdienst 
(Verwendungsgruppe B) Allgemeiner Hilfsdienst 

Wirklicher Amtsrat VII 1 (Verwendungsgruppe E) 
Wirklicher Amtsrat VI 1 Amtswart 

} III-I Amtssekretär . .' V 

) 
Amtswart . 3 

Amtsoberrevident . IV-rn Amtsgehilfe 
Amtsrevident III 2 ---
Amtsassistent . II 3 --------- Summe. 100 4 ---
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A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Unterteilung 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

I I I I 
Summe 

a b c d e 

Wien er Zeitung 3 1 - - - 4 

Osterr. Staatsdruc:kerei 1 
r 

7 14 32 30 84 

Zusammen. 4 8 14 32 30 88 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 Bedien-
stetenach Lehrlinge Koliektiv-

Summe vertrag Unterteilung 

- I 896 I 82 

I 
_Osterr. _Staatsdru_ckerei . _. '-'I-=-l-=-I-=-l~l-=-l-=-I-=-I-
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Betriebe 

über den über den 
Stand Stand 

Dienst- aus der Dienst- Stand 
aus der 

Bezeichnung klasse Stand Pcr- Bezeichnung klasse Per-
sonal· sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Hauptmünzamt T emnischer Fachdienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Höherer technischer Dienst Fachinspektor IV - 1 
(Verwendungsgruppe A) Temnischer Oberkontrollor 

} Wirklimer Hofrat vrn 1 Technischer Kontrollor rn-I 8 
Oberbergrat vn 1 Temnischer Adjunkt -
Bergrat . . . . . VI 

I 
---

Obermünzwardein V 8 
--- ---

Münzwardein IV 4 
Münzwardein rn Verwaltungsdienst 

--- und Remnungshilfsdienst 
6 (Verwendungsgruppe C) ---

Remnungsdienst Oberkontrollor 
} rn-I Kontrollor . 3 (Verwendungsgruppe B) 

Adjunkt • 
Wirklicher Amtsrat . VI - 1 ---
Remnungssekretär V 

l. 
3 

Remnungsoberrevident IV-rn 
---

Remnungsrevident rn 3 V erwaltungshilfsd ienst 
Remnungsassistent 11 und Kanzleidienst 

--- (Verwendungsgruppe D) 
3 Oberoffizial, Kanzleioberoffizial I rn-I 

--- ---
Offizial, Kanzleioffizial . 

Gehobener Verwaltungsdienst Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 2 
(Verwendungsgruppe B) des Verwaltungsliilfsdienstes, 

Amtssekretär . V 

} 
Kanzlist . • . . . . . . . . 

Amtsoberrevident 
, 

IV-III -"--
2 

Amtsrevident rn 1 ---
Amtsassistent . 11 --- Famlimer Hilfsdienst höherer Art 

1 (Verwendungsgruppe D) -- ---

Graveurdienst Oberwerkführer .. 
} rn-I 2 

(Verwenduilgsgruppe B) Oberwerkführer ---Obergraveur 1. Klasse V 

I 
2 

Obergraveur 2. Klasse IV-rn ---
Obergraveur 2. Klasse III 2 
Graveur. ·11 Summe .. 27 ---

2 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 

Unterteliung I 
Stand in der Entlohnungsgruppe 

I 1 1 1 1 

Summe 
• b c d e 

Hauptmünzamt ·1 - I - I -

I 
4 I - I 4 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsscherrias 11 

Unterteilung I Stand-in der Entlohnungsgruppe I Summe 
1 1 2 1 3 1 4 1 5 1 6 1 7 

Hauptmünzamt .. 5 I 16 
\ 

19 I 28 I 17 1 I 1 I 87 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 (saison- oder teilbeschäftigt) Bedien-
stete nam 

I Stand in der Entlohnungsgruppe I Summe 
Kollektiv-

Unterteilung 
1 ·1 1 1 1 1 

vertrag 
1 2 3 4 5 6 7 

Hauptmünzamt . - - - - - - - - 50 
------------------
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Betriebe 

über den über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst-
Stand 

aus der 
Bezeichnung Dienst- Stand 

aus der 

klasse Per- klasse Per-
sonal- sonal-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

Bundestheater 
Rechnungsdienst 

(Verwendungsgruppe B) Verwaltungshilfsdienst 

Wirklicher Amtsrat VI 1 1 und Kanzleidienst 

Rechnungssekretär V (Verwendungsgruppe D) 
Rechnungsoberrevident IV-III I 8 Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

I Rechnungsrevident III· Offizial, Kanzleioffizial 
Rechnungsassistent II Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter III-I 7 --

9 des Verwaltungshilfsdienstes, 
------ Kanzlist . 

Gehobener Verwaltungsdienst ---7 
(Verwendungsgruppe B) ---

Wirklicher Amtsrat VII - 1 
Wirklicher Amtsrat VI 1 
Amtssekretär . V 

I 
Allgemeiner Hilfsdienst 

Amtsoberrevident • IV~III 

Amtsrevident . III 4 (Verwendungsgruppe E) 

Amtsassistent . II Amtswart 
} III-I -- Amtswart 3 5 

Amtsgehilfe --- ---
Verwaltungsdienst 3 

und Rechnungshilfsdienst ---
(Verwendungsgruppe C) 

Kanzleidire.ktor . IV - 2 
Oberkontrollor } Summe. 40 Kontrollor • III-I 16 
Adjunkt. ---16 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I 
Bedienstete 

Stand in der Entlohnungsgruppe nach Bühnen-
dienstvertrag Unterteilung 

i I I I 
Summe 

a b ·e cl e 

Bundestheater • .:.... 1) 8 7 30 5 50 1) 893 

') Dazu für die Zeit vorübergehenden Bedarf.. 1 .DienStposten. 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II Bedien-

I 
stete nach 

Stand in der Entlohnungsgruppe Kollektiv-
Unterteilung 

I I I \ .\ I 
Summe vertrag 

1 2 3 4 5 6 7 

Bundestheater . - - - - - - - I - 1005 

---------- -----I 
B. Vettragsbedienstete des Entlohnungsschemas II (saison- oder teilbeschäftigt) Bedien-

stete nach 
Stand in der Entlohnungsgruppe . Kollektiv-

Unterteilung 

I \ I \ I \ 

Summe vertrag 
1 2 3 4 5 6 7 

Bundestheater • .\- - - - - - - - 231 

1--

DienStpostenp!an 1959 7 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)254 von 614

www.parlament.gv.at



98 

. Betriebe 

überdeD über den 
Stand Stand 

Dienst- aus der Dienst- Stand 
aus der 

Bezeidmung klasse Stand Per- Bezeichnung klasse Per-
sonal- SODaI-
reserve reserve 
besetzt besetzt 

I 
Bundesapotheken 

Mittlerer technischer Dienst 

(Verwendungsgruppe D) 
Gehobener Verwaltungsdienst 

(Verwendungsgruppe B) Technischer Oberoffizial • 

} rn-I Amtssekretär . V 

} 
Technischer Offizial. . . ' . 

1 
Amtsoberrevident . IV-rn Technischer Adjunkt, Beamter des 
Amtsrevident rn 1 mittleren tedmischen Dienstes . ---Amtsassistent . II 1 --- -1 --- ---

------

Verwaltungshilfsdienst Fachlicher Hilfsdienst höherer Art 
und Kanzleidienst (Verwendungsgruppe D) 

(Verwendungsgruppe D) 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} rn-I 

Oberlaborant . } rn-I 1 
Offizial, Kanzleioffizial . , OberJaborant ---
Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 1 1 

des Verwaltungshilfsdienstes, ---
Kanzlist .........• ---1 Summe. .. 

---

---

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I Bedienstete 

Stand in der Enclohnungsgruppe 
nach anderen 

Rechtsvor-
Unterteilung 

I I I I 
Summe schriften 

a b c d e 

Bundesapotheken . . ·1 - I 2 I - ! 4 I 2 I 8 I 10 

A. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas 11 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I I I , Summe 1 2 3 4 5 6 7 

Bundesapotheken . . . - -'- - - - 2 2 4 

---------------------
B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas I (saison- oder. teilbeschäftigt) Bedienstete 

. Stand in der Entlohnungsgruppe 
nach anderen 

Unterteilung 
Rechtsvor-

I I I I 
Summe schriften 

a b c d e 

Bundesapotheken • 

-I 
-

I 

-

i 

-

I 

-

. 

-

1 

-

1 

2 

B. Vertragsbedienstete des Entlohnungsschemas II (saison- oder teilbeschäftigt) 

Stand in der Entlohnungsgruppe 
Unterteilung 

I I I I I I 
Summe 1 2 3 4 5 6 7 

Bundesapotheken ·1 - --=--I--=--_ --=----=--'_1 ___ 1 _ 
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Für die Dienstzweige 
in den Verwendungsgruppen 

AI) 

B 

C 

D 

B. Personalreserve. 
a) Allgemeine Verwaltung. 

Zahl der Dienstposten 

in den Dienstklassen 

IX I VIII I va I VI 

16 (11) I- 240 (180) 280 (70) -

- - 110 950 

- - - -

- - - -

I v 

-

-

20 

-

t) In der Klammer die Zahl der Dienstposten. die für den höheren Ministerialdienst vorbehalten sind. 

b) Wachebeamte. 

In der 

I 
Sicherheits-

I Kriminaldienst I 
Gendarmerie-

I Justizwachdienst Dienstklasse wachdienst dienst 

VllI - - 1 -

VII 2 2 2 1 

VI 7 10 6 2 

V 7 15 25 20 

c) Militärpersonen. 

Zahl der Dienstposten 

Für die Dienstzweige in den Dienstklassen in den Verwendungsgruppen 

IX I VIII I VII I VI 

Hl - 5 
1 

30 -

H2 - 1 8 40 

99 

I IV 

-

-

1.800 

90 

I Zollwachdienst 

-

-

-

10 

I V 

-

-

Anmerkung: Einem Personalstand, in dem ein außer Dienst gestelltes oberstes Organ der Vollziehung oder Organ 
der Gesetzgebung einen Dienstposten des systemisierten Standes innehat, kann ein Dienstposten gleicher Art auch dann 
zugewiesen werden, wenn ein solmer Dienstposten in der Personalreserve nicht zur Verfügung steht. Ein derart zugewiesener 
Dienstposten ist, wenn das Organ der Vollziehung oder Gesetzgebung seinen Dienst als Beall!t~r. wiederaufgenommen hat, 
spätestens in dem Zeitpunkt einzuziehen, in dem im Personalstand ein Dienstposten gleimer Ari: frei wird. Diese Bestimmung 
findet auch Anwendung, wenn ein oberstes Organ der Vollziehung seine Funktion zwar beendet, seinen Dienst als Beamter 
aber nom nimt wieder aufgenommen hat. Sie gilt auch für Personalstände des m. Teiles. 
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Irr. Besonderer Teil 

fiir die Bundesbediensteten der mittelbaren Bundesverwaltung. 

A. Dienstpostenverzeichnis. 
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Bundesministerium für Inneres -

I 
über den 

I 
überden 

Stand Stand 
Dienst- aus der Dienst- aus der 

Bezeichnung klasse I Stand Per- Bezeichnung klasse I Stand Per-
sona) .. sona1-

reserve reserve 
besetzt , besetzt 

Inneres Verwaltungsdienst und 

Amt der nieder- Rechnungshilfsdienst 

österreichischen (Verwendungsgruppe C) 
La n des r e g i e run g Kanzleidirektor, Fachinspektor . IV - 1 

Politischer Dienst 
Oberkontrollor 

} Kontrollor III-I 1 
(Verwendungsgruppe A) Adjunkt ---Landesregierungsrat . . . VI 

1 
1 

Regierungsoberkommissär V 1 
--- ---

Regierungskommissär IV --Regierungskommissär . III --- Verwaltungshilfsdienst 
1 und Kanzleidienst ---

(Verwendungsgruppe D) 

Summe. 1 Oberoffizial,. Kanzleioberoffizial 

I Offizial, Kanzleioffizial • • • . 
III-I --- Ad j unkt, Kanzleiad junkt, Beamter 1 

des Verwaltungshilfsdienstes, 
Kanzlist. . . . . . . . • • 

Amt der ---
ob e rö s terr ei c hi seh e n 1 

Landesregierung ---
Verwaltungshilfsdienst 

Summe. 3 

und Kanzleidienst ---
(Verwendungsgruppe D) 

Oberoffizial, Kanzleioberoffizial 

} rn-I 
Offizial, Kanzleioffizial ... -. Amt der Kärntner 
Ad junkt, Kanzleiad junkt, Beamter 4 Landesregierung 

des Verwaltungshilfsdienstes, 
Rechnungsdienst Kanzlist --- (Verwendungsgruppe B) 

4 Rechnungssekretär V --- ---

} Rechnungsoberrevident IV-III 2 
Allgemeiner Hilfsdienst, 

Rechnungsrevident III 
Rechnungsassistent II 

Kraftwagenlenker ---
(Verwendungsgruppe E) 2 

Amtswart, Kraftwagenlenker } 
--- ---

Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker III-I 1 

--- Gehobener Verwaltungsdienst 1 ------ (Verwendungsgruppe B) 
Amtssekretär • V 

1 Summe. 5 Amtsoberrevident • IV-III 
2 Amtsrevident . . III --- Amtsassistent . II ---

Amt der steiermärkischen 
2 

---
Landesregierung 

Politischer Dienst 
(Verwendungsgruppe A) Verwaltungsdienst und 

Wirklicher Hofrat VIII 1 Rechnungshilfsdienst 
Oberregierungsrat . . . . VII - (Verwendungsgruppe C) 
Landesregierungsrat . . . VI 

1-
Fachinspektor IV - 1 Regierungsoberkommissär . V Oberkontrollor • 

} III-I Regierungskommissär • • IV Kontrollor. 3 
Regierungskommissär • . In Adjunkt. . . --- ---1 3 --- --- ---
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13undesministerium für Inneres 

über den über den 
, Stand Stand 

Bezeichnung 
Dienst- aus der 

klasse Stand Per- . Bezeichnung 
Dienst- Stand 

aus der 

50nal· klasse Per-
SODa!-

reserve reserve 
besetzt besetzt 

VerwaItungshüfsdienst 

Verwaltungshilfsdienst 
und Kanzleidienst 

und Kanzleidienst 
(Verwendungsgruppe D) 

(Verwendungsgruppe D) OberoffiziaI, Kanzleioberoffizial IV - 1 

OberciffiziaI, Kanzleioberoffizial 

lm-I 
Oberoffizial, Kanzleioberoffizial l m-I Offizial, Kanzleioffizial _ _ • • 
Offizial, Kanzleioffizial • . • • . 

Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamte; 2 Adjunkt, Kanzleiadjunkt, Beamter 7 

des Verwaltungshilfsdienstes, 
des Verwaltungshilfsdienstes, 

Kanzlist • . - '. . . . . • • 
Kanzlist . . • . . . . . . . ------

2 7 ---
Summe. 8 

Summe. 9 ---
Gesamtsumme. 26 

---
" 

Amt der burgenländischen 
Landesregi,erung 

Rechnungsdienst 
(Verwendungsgruppe B) 

Rechnungssekretär . V 

I Rechnungsoberrevident Iv-rn 
Rechnungsrevident rn 1 

Rechnungsassistent II ---
1 

--- ---

-

-
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Bundesministerium für soziale Verwaltung 

, über den über den 
Stand Stand 

Dienst- aus der Dienst- Stand 
aus der 

Bezeidmung Stand Per- Bezeichnung klasse Per-klasse .onal- sonal-
reserve reserve 
besetzt besetzt 

Sanitätsdienst Amt der Kärntner 
Landesregierung 

Amt der oberösterreichi- Amtsärztlicher Dienst 
sehen Landesregierung (Verwendungsgruppe A) 

Amtsärztlicher Dienst Bezirksobersanitätsrat VII 1 
Landessanitätsinspek.tor, Bezirks-(Verwendungsgruppe A) 

sanitätsrat VI ) Landessanitätsinspektor, Bezirks- Bezirkssanitätsoberkommissär V 2 sanitätsrat VI 

) Bezirkssanitätskommissär IV 
Bezirkssanitätsoberkommissär V 1 Bezirkssanitätskommissär III 
Bezirkssanitätskommissär IV ---

3 Bezirkssanitätskommissär m ------- 1 Summe. 4 - - -

" 

, 

-

-

. 
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Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

Bezeichnung 

Forsttechnischer 
Dienst der politischen 

Verwaltung 
Amt der niederöste~reiehi

sehen Landesregierung 
Höherer forsttechnischer Dienst 

(Verwendungsgruppe A) 
Regierungsforstdirektor 
Regierungsoberforstrat . 
Regierungsforstrat . . .. • . 
Regierungsforstoberkommissär 
Regierungsforstkommissär 
Regierungsforstkommissär 

Dienst
klasse 

vm 
VII 
VI 
V 
IV 
III 

Stand 

über den 
Stand 

aus der 
Per

sonal
reserve 
besetzt 

Bezeichnung 

Technische 
Abteilungen der Agrar

behörden 
Amt der steiermärkisehen 
. Landesregierung 

Höherer tedmischer Agrardienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Agraroberbaurat 
Agrarbaurat . '.' . . 
Agrarbauoberkommissär 
Agrarbaukommissär . 
Agrarbaukommissär 

Dienst
klasse 

VII 
VI 
V 
IV 
In 

Stand 

2 

über den 
Stand 

aus der 
Per

sonal
reserve 
besetzt 

1 11-----------11------- ----------1-------
Summe. 

Amt der Kärntner 
Landesregierung 

Höherer forsttechnischer Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Regierungsforstrat ...,. VI 
Regierungsforstoberkommissär . V 
Regierungsforstkommissär IV 
Regierungsforstkommissär 1lI 

Forstaufsichtsdienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Bezirksoberförster , } 
Bezirksförster " llI-I 
Bezirksforstadjunkt 

Summe, 

Amt der burgenländisehen 
Landesregierung 

Höherer forsttechnischer Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Regierungsforstrat . • . • . 
Regierungsforstoberkommissär 
Regierungsforstkommissär 
Regierungsforstkommissär 

Summe. 

Amt der steiermärkisehen 
Landesregierung 

Forstaufsichtsdienst 
(Verwendungsgruppe C) 

Bezirksoberförster . 
Bezirksoberförster 
Bezirksförster ,. 
Bezirksforstadjunkt 

Summe. 

VI 
V 
IV 
m 

IV 

} rn-I 

1 

4 

4 

5 

1 

1 

1 

1 

1 

Summe. 2 

----------1--------
Veterinärwesen 
Amt der Kärntner 
Landesregierung 

Amtstierärztlicher Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Bezirksoberveterinärrat . 
Landesveterinärinspektor , Bezirks-

veterinärrat . . . . . . 
Bezirksveterinäroberkommissär 
Bezirksveterinärkommissär 
Bezirksveterinärkommissär 

VII 

VI 
V 
IV 
1lI 

1 

3 
11---------1-------

Summe. 

Amt der Tiroler 
Landes r e g i e run g 

Amtstierärztlicher Dienst 
(Verwendungsgruppe A) 

Landesveterinärinspektor, Bezirks-
veterinärrat 

Bezirksveterinäroberkommissär 
Bezirksveterinärkommissär 
Bezirksveterinärkommissär 

Summe. 

Gesamtsumme. 

VI 
V 
IV 
III 

3 

14 
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Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau 

über den I über den 
Stand Stand 

Bezeichnung Dienst- Stand 
aus der Be~eichnung Dienst- Stand 

aus der 

klasse Per ... . klasse Per-
- sonal- sonal-

reserve reserve 
besent besetzt 

Bundesbaudienst Gehobener technischer Fachdienst I 
Amt der niederösterreichi- (Verwendungsgruppe B) 

sehen Landesregierung Technischer Inspektor V 

} Technischer Oberrevident IV-rn 1 
Straßen- und Wasserbauhilfsdienst . Technischer Revident rn 

(Verwendungsgruppe E) Technischer Assistent 11 
Oberstraßen (Oberwasserbau) wär- ---

I 
ter } - --- ---

Straßen(Wasserbau}wärter rn-I 2 
Kanzleidienst Straßen(Wasserbau)gehilfe (Verwendungsgruppe D) -.--

2 Kanzleioberoffizial _. . . I rn-I 
--- Kanzleioffizial 

Summe. 2 Kanzleiadjunkt 1 
--- Kanzlist 

Amt der oberösterreichi- ---
schen Landesregierung 

1 
-- ._--

Straßen- und Brückenmeister Straßen- und Wasserbauhilfsdienst 
(Verwendungsgruppe D) (Verwendungsgruppe E) 

Oberstraßen(Oberbrucken}meister } rn-I 1 Oberstraßen(Oberwasserbau)wär-
Straßen(Brücken)meister ter .' 

} rn-I - Straßen(Wasserbau)wärter 50 1 Straßen(Wasserbau)gehilfe --- --- ---
Allgemeiner Hilfsdienst, ~ 50 

Kraftwagenlenker --- ---
(Verwendungsgruppe E) Summe. 56 

Amtswart, Kraftwagenlenker . } 7 ---
Amtsgehilfe, Kraftwagenlenker rn-I Amt der Tiroler 

7 
Landesregierung 

--- ._- Straßen- und Wasserbauhilfsdienst 

Straßen- und Wasserbauhilfsdienst (Verwendungsgruppe E) 

(Verwendungsgruppe E) Oberstraßen (Oberwasserbau) wär-

Oberstraßen(Oberwasserbau)wär- ter . . . . 
} rn-I ter } 

Straßen(Wasserbau)wärter . 4 

Straßen(Wasserbau}wärter .• rn-I 51 Straßen(Wasserbau)gehilfe ---Straßen(Wasserbau)gehilfe 4 --- ---51 Summe. 4 ---
Summe. 59 ------ Amt der burgenländischen 

Amt der Salzburger Landesregierung 
Landesregierung Höherer Baudienst 

Straßen- und Wasserbauhilfsdienst (Verwendungsgruppe A) 
(Verwendungsgruppe E) Regierungsoberbaurat ... • VII - 1 

Oberstraßen(Oberwasserbau)wär- Regierungsbaurat . . . . . VI } ter .. . ... } Regierungsbauoberkommissär· V 1 
Straßen{Wasserbau}wärter rn-I 11 Regierungsbaukommissär . IV 
Straßen(Wasserbau)gehilfe Regierungsbaukommissär • rn --- ---tl 1 --- --- --- ---

Summe. 11 Straßen- und Wasserbauhilfsdienst --- --- (Verwendungsgruppe E) 
Amt der Kärntner Oberstraßen(Oberwasserbau)wär-

L a n des r-e g i e run g ter . . . . . } Höherer Baudienst Straßen{Wasserbau)wärter rn-I 2 
(Verwendungsgruppe A) Straßen(Wasserbau)gehilfe 

Regierungsoberbaurat • . . VII 1 . ---
2 

Regierungsbaurat . . • . _ VI 

} ---
Regierungsbauoberkommissär V 3 Summe: 3 
Regierungsbaukommissär . • IV 
Regierungsbaukommissär. . rn ------ Gesamtsumme . 135 

4 ---
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B. Personalreserve. 

Zahl der DienstpOSten 

Für die Dienstzweige in den in den Dienstklassen Verwendungsgruppen 

IX I vm 
\ 

VII I VI I V I IV 

A - 2 4 - - -

B - - 1 2 - -

C -. - - - 1 3 

D - - - - - 3 

I 
i I 

I I I 
I 

I I 
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Österreichische 

Bundesbahnbeamte : Dienstposten der Gehaltsgruppe 
Dienstzweig 

IIXb I I VIII I VIIb I VIIa I VIb I VIa I I I I Summe X IXa Vb Va N-I 

GeneraIdirektion der I österr. Bundesbahnen 42 83 101 156 91 70 13 45 - 19 85 705 
------------------------------

Betrieb 

ZentraIdienst . 8 39 78 278 542 525 39 454 61 93 928 3.045 

Bau- und Bahnerhaltungs-
dienst . - 22 38 35 29 161 318 5 136 89 8.767 9.600 

Sicherungs- und Fern-
meldedienst . . . . - 2 7 16 15 101 50 97 221 22 2.049 2.580 

Bahnhof- und Zugbe-
gleiterdienst - - 17 . 53 129 312 1.249 - 2.075 102 19.422 23.359 

Zugförderungs- und Werk-
stättendienst - 17 25 74 62 127 286 193 3.746 230 14.560 19.320 

Elektrobetriebs- und Kraft-
werksdiensi: - 1 7 10 17 73 56 2 30 43 1.361 1.600 

Kraftwagendienst . 3 6 5 10 23 20 30 11 70 50 1.435 ·1.663 

Vorratslagerdienst . - - - 5 2 25 34 - - 37 637 740 

Schiffahrtsdienst - - - - - - - 3 3 - 42 48 

Elektrifizierung - 6 8 28 37 55 28 4 4 7 53 230 
---------------------

Summe·. 11 93 185 509 856 1.399 2.090 769 6.346 673 49.254 62.185 

Sonstiges Personal 

A. Vollbe- B. Saison-

Dienstzweig schäftigte oder teilbe-
~chäftigte Bedienstete Bedienstete 

Generaldirektion der österr.Bundes-
bahnen, Vertragsb~dienstete - 39 

Betrieb 

Bahnärzte 37 34 

Pauschalbedienstete . . - 1.800 

Aushilfsarbeiter . - 8.485 

Lehrlinge. 270 -

Stimme. 307 10.319 
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Bundesbahnen 

Vertragsbedienstete : Dienstposten der Gehaltsgruppe Lohn- Gesamt-

IXb I 
I 

I VIIb I I VIb I I I I bedienstete summe 
IXa I VIII VIIa VIa Vb Va Summe 

1 3 3 5 1 1 1 - - 15 2 722 
------------------

- 1 7 6 1 3 3 - - 21 177 3.243 

- 4 1 - 7 37 - - 21 70 1.330 11.000 

- - - - - - - - - - 97 2.677 

- - - - - - - - - - 2.076 25.435 

- 1 2 - - 4 - 28 - 35 1.797 21.152 

- - 2 - - - ....,. - - 2 98 1.700 

- - 1 2 - 2 2 1 1 9 182 1.854 

- - - - - - - - - - 55 795 

- - - - - - - - - - - 48 

- 2 1 - - 1 - - - 4 40 274 
------------------

- 8 14 8 8 47 5 29 22 141 5.852 68.178 

Zusammenstellung 

Sonstige Bedienstete 
Bundesbahn- Vertrags- Lohn- Gesamt-

beamte bedienstete bedienstete voll- I saison- oder 
summe 

beschäftigt teilbeschäftigt 

Generaldirektion . 705 15 2 - 39 761 1) 

Betrieb. 62.185 141 5.852 307 10.319 78.804 

Zusammen. 62.890 156 5.854 307 10.358 79.565 

1) Außerdem sind 9 Bundesbeamte bei der Generaldirektion vorgesehen. 
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Zusammenstellung 
und 

Übersichten. 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)268 von 614

www.parlament.gv.at



112 

Zusanlmeri-
c:I '0 ... ... 

~ ::! '0 :::1 .:E 
c:I ~ ..c:I ~ 

.... 
c:I .. .. tl e e "'. "1:) .... -6 ., 

....: 'e;; e :g 8 .2 .2 
J! :f --; 'C 

'" ... ... .. .... .... .. .. .. c:>..c:I .. 
~ 0 .. ~ .~ .-s "".2 ~ 1 1 '2 " ... c:I ~ "1:)'- c ::s '" .- rl 's c:I ._z ~ 

Cl 1 E ... 
'" " 1 ::s ~ Oll ~·a "1:) c:I .. c:I 
~~ ]~ ~ -9 "1:) "1:)s:: "1:)~ 

.... d g- d ::s .... ","0 

" .. u ::I ::S..-.. 
c:>.. ~ :> :> ;:.:: o:l a::l a::l 

A. Hoheitsverwaltung. 

Beamte der Allg. Verwaltung 33 . 75 5 21 103 867 1.954 2.923 
Beamte in handw. Verwendung - - - - - - - -
Richter' .......... - - - 33 - - - 1.376 
Staatsanwaltschaftliche Beamte. - - - - - - - 131 
Hochschullehrer . - - - - - - - -
Bundeslehrer . - - - - - - - 15 
Beamte des Schulaufsichtsdienstes . - - - - - - - -
Wachebeamte - - .- - - - 23.802 1.825 
Angehörige des Bundesheeres • • - - - - - - - -
Venragsbedienstete Ent!. Sch. I . 8 39 4 11 25 901 \.834 1.330 
Vertrags bedienstete Ent!. Sch. I L - - - - _. - 34 -
Venragsbedienstete Ent!. Sch. II - 6 2 5 5 204 1.340 215 
Kollektivvertrag - - - - - - 42 -
nach anderen Rechtsvorschriften - - - - - - - -
Lehrlinge . . .... - - - - - - - -
Vertr. Bed. Ent!. Sch I teilbesch .. - 9 - - - 111 - -
Venr. Bed. Ent!. Sch. II L teilbesch. - - - - - - - -
Venr. Bed. Ent!. Sch. II teilbesch. - - - 1 - 15 255 120 
Kollektivvertrag teilbesch. - - - - - - 350 -
nach anderen Rechtsvorschriften 

teilbesch. - - - - - - - -
Summe A. 41 129 11 71 133 2.098 29.611 7.935 

B. Monopole. 
Beamte der Allg. Verwaltung - - - - - - - -
Beamte in handw. VerWendung - - - - - - - -
Vertragsbedienstete Ent!. Sch. I - - - - - - - -
Vertragsbedienstete End. Sch. Il . - - - - - - - -
nach anderen Rechtsvorschriften . - - - - - - - -
Venr. Bed. Ent!. Sch. I teilbesch .. - - _. - - - - -
Venr. Bed. Ent!. Sch. II teilbesch. - - - - - - - -
nach anderen Rechtsvorschriften 

teilbesch. - - - - - - - -
Summe B. - -- - - - - - -

C. Bundesbetriebe. 

Beamte der Allg. Verwaltung - - - - - 104 - -
Beamte in handw. Verwendung -_. _. - - - - - -
Vertragsbedienstete End. Sch. I - - - - - 88 - -
Vertragsbedienstete End. Sch. n - - - - - - - -
Kollektivvertrag - - - - - 896 - -
nach anderen Rechtsvorschriften - - - - - - - -
Lehrlinge - - - - - 82 - -
Vertr. Bed. Ent!. Sch. I teilbesch .. - - - - - - - -
Vertr. Bed. Ent!. Sch. II teilbesch. - - - - - - - -
Kollektivvertrag teilbesch. 
nach anderen Rechtsvorschriften 

- - - - - - - -
teilbesch. - - - - - - - -

Forstzöglinge - - - - - - - -
Summe C. - - - - - 1.170 - -

Übertrag Summe Abis C 
Offentl.-recht!. Bedienstete 33 75 5 54 103 971 25.756 6.270 
Vertragsbedienstete 8 45 6 16 30 2.171 3.250 1.545 
Vertr. Bed. teilbesch. - 9 - 1 - 126 605 , 120 

Zusammen. 41 129 11 71 133 3.268 
I 

29.611 7.935 
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stelJung 
.... .... .... .... .!. :~ ~ 

.... .... , 
:;:l :;:l CI) :;:l :;:l .... 

~[ 
';:l..!<i 

'+< .... c: .... 'E't ....-0 ~ '" e § a e e·~ I e~~ e . e ~E ;:l ... .e~ ::s.~ .2-0.6 .~ öi '5& .~-o 

::J- ::J ~ ::J-o t·u ~§t '" '" ! t;; ... 
t;; '" t;; lir-o t;; c: .~ t ·S..g '2> '2 c: 'a c: 'j3 ::s c: <U '2 .... ~ c: 

'irE 's~ 's ~ .~ ;:l 's" ::s 'E ~ .-....c {,I) 

-t: <U 

~ -d.t: e ""ti: Ei 
'" " .. '" ~ fJ r;]~ .. -0 ~ -t: .~ '" " ... ".- '" c: '" '" c: ~ e -oc: -o~ g~ -0"'1 -0 "'~ "2'" ""tj u.,....j 

'" g:::> § .. §....J g:c ;; ::s...:l g> b 'es .. ::s 
CQ "1 "1 "1- "1 "1 CQ c.. N 

1.773 2.885 9.907 832 2.664 7.241 603 744 32.630 
- - - - - - - - -
- - - - - - - - 1.409 
- - - - - - - - 131 

1.385 - - - - - - - 1.385 
6.648 5 - 56 - 8 - - 6.732 

171. - - 8 - - - - 179 
- - 3.626 - - - - - 29.253 
- - - - - 8.175 - - 8.175 

2.105 2.168 3.438 945 2.108 1.384 239 736 17.275 
2.015 15 - 79 - - - - 2.143 
1.328 296 559 758 2.647 4.106 62 50 11.583 

37 31 - 443 15 250 - - 818 
754 - - - - - - - 754 

12 - - 55 30 - - - 97 
57 52 2 2 11 - - - 244 

518 23 - 35 - - - - 576 
138 157 405 48 104 100 13 - 1.356 

72 1 - 2.773 33 20 - - 3.249 

136 - - - - - - - 136 

17.149 5.633 17.937 6.034 7.612 21.284 917 1.530 118.125 
----- ------ ._---"--_._--- --_._--- --------

- -- 218 - -- - - - 218 
- - - - - - - - -
- - 129 - - - - - 129 
- - 19 - - - - - 19 
- - 1.300 - - - - - 1.300 
- - - - - - - - -
'- - 4 - - - - - 4 

- - 4 - - - - - 4 

- - 1.674 - - - - - 1.674 
----- . 

40 4 27 67 - - 28.371 - 28.613 
- - - - - - - - -

51 8 4_ 9 - - 7.175 - 7.335 
- 4 87 8 - - 3.906 - 4.005 

1.005 - - - - - - - 1.901 
893 10 - 1.142 - - - - 2.045 
- - - - - - 630 - 712 
- - - - - - 2.037 - 2.037 
- 1 - 6 - - 666 - 673 
231 - 50 6.326 - - - - 6.607 

- 2 - - - - - - 2 
- - - 65 - - - - 65 

2.220 29 168 7.623 - - 42.785 - 53.995 
--,,--_._- -----

10.017 2.894 13.778 963 2.664 15.424 28.974 744 108.725 
8.200 2.532 5.536 - 3.439 4.800 5.740 12.012 786 50.116 
1.152 236 465 9.255 148 120 2.716 - 14.953 . 

19.369 
I 

5.662 19.779 13.657 7.612 21.284 43.702 1.530 173.794 
~-,-_.-

._-~ -----_.- --_._--- ----------
I 

Dienstpostenplan 1959 8 
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Zusammen-
c:: 
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~ c:: S .. S c:: 'Ql Z ~ ~ .... cu ;:3 '" .. :(l.l:J 
-0 c:: .. 

~a ~~ .. ~ -0 -0'" 
~~ 't: .... --6 c:: §>-< §.E. .... .. -0 > .. <LI ;:3 
Po. ~ :::- ~ I'Q I'Q I'Q 

übertrag Summe Abis C 

affencl. recht!. Bedienstete 33 75 5 54 103 971 25.756 6.270 
Vertragsbedienstete 8 45 6 16 30 2.171 3.250 1.545 
Vertr. Bed. teilbesch. - 9 - 1 - 126 605 120 

Zusammen. 41 129 11 71 133 3.268 29.611 7.935 

D. Bundesbedienstete der mit-
telbaren Bundesverwaltung. 

Beamte der Allg. Verwaltung - - - - - - 26 

= Vertragsbedienstete - - - - - - -

Summe D. - - - - - - 26 

E. Bundesbahnen. 

Bundesbahnbedienstete . - - - - - - - -
Lehrlinge ........•. - - - - - - - -
Bundesbahnbedienstete teilbesch. . - - - - - - - -

Summe E. - - - - - - - -
Bundesbedienstete 

Gesamtzahl der Dienstposten 
der öffentlich-rechtlichen Be-
diensteten 33 75 5 54 103 971 25.782 6.270 

Gesamtzahl der Dienstposten 
der Vertragsbediensteten . 8 54 6 17 30 2.297 3.855 1.665 

Diehstpostenplan-Insgesamt . 41 129 11 71 133 3.268 29.637 7.935 

Im Bundesvoranschlag 
veranschlagte sonstige Bedienstete, 

deren Bezüge der Bund trägt. 

, 

Bedienstete der Akademie der 
Wissenschaften -Landeslehrer 

- - - - - - -- - - - - - - -Landesbedienstete - - - - - - 8 -

Z1,Isammen . - - - - - - 8 -

Zusammenstellung 

Bundesbedienstete . 41 .129 11 71 133 3.268 29.637 7.935 
Sonstige Bedienstete - - - - - - 8 -

41 129 11 71 133 3.268 29.645 7~935 
ab Bundesbedienstete "") - - - - - 25 26 -

Veranschlagter Gesamtstand 41 129 11 71 133 3.243 29.619 7.935 
I 

*) Die Bezüge dieser Bundesbediensteten werden von anderen Remtsträ ern etra en oder refundiert. g g g 
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stellung (Fortsetzung) 

.... ... :3 ... I ... . ... ... I 
:::3 :::3 :::l t! fE~ iBgp :::3..>4 
'+< '+< bJl '+< '+< .~ '+< .. 

S e c:: e E:1 ~ e·~ e~ e~~ ... 
::3 ::3..E ::3 ::3 ~ '5~ ::3.~ . e --o.a 8 .;:: .~ '" .;:: 't& .~--o 

8 ~ iJ'ij) ~ § E '" ... ... c:: 
.~ .ij 

... 
.~"'O ~ c:: .~ t ~ .~ u '" 'E ~.~ .5 :> '2 c:: c:: c:: '8 ::s .5 l> c:: 's'S .~ .. .~ ::3 's<1 ::3 

'~..c: 13 ~ 
... s...!! SN §~~ . ~.g e ":01 S '" " '" '" '" c:: ~ "glS rl ~ 'FJ '" '" ... ...~ '" '" ... c:: '" ~c:: 0.. 8 --oC:: --ON "g~ --0 "'''Ö --0"'11 

--0 .... _ 

tl C::;:J c:: 0 
§:r: '" c:: '" §I> b ~ ~. ::3 '" ::3 §....l '" ::3....l 0 

I:Q I:Q I:Q I:Q I:Q I:Q c:l.o 

10.017 2.894 13.778 963 2.664 15.424 28.974 744 108.725 
8.200 2.532 5.536 3.439 4.800 5.740 12.012 786 50.116 
1.152 236 465 9.255 148 120 .2.716 - 14.953 -

19.369 5.662 19.779 13.657 7.612 21.284 43.702 1.530 173.794 . 

- 4 - 14 135 - - - 179 
- - - _. - - - - -

- 4 - 14 135 - - - 179 

- - - - - - 68.937 - 68.937 
- - - - - - 270 - 270 
- - - - - - 10.358 - 10.358 

- - - - - - 79.565 - 79.565 

10.017 2.898 13.778 977 2.799 15.424 28.974 744 108.904 

9.352 2.768 6.001 12.694 4.948 5.860 94.293 786 144.634 . 
19.369 5.666 19.779 13.671 7.747 21.284 123.267 1.530 253.538 

, 

11 - - - - - - - 11 
32.983 - - 1.159 - - - - 34.142 

40 - - 1.054 3.683 - - - 4.785 

33.034 - - 2.213 3.683 - - - 38.938 

19.369 5.666 19.779 13.671 7.747 21.284 123.267 1.530 253.538 
33.034 - - 2.213 3.683 - - - 38.938 

52.403 5.666 19~779 15.884 11.430 21.284 123.267 1.530 292.476 
1 4 98 15 136 - - - 305 

52.402 5.662 19.681 15.869 11.294 21.284 123.267 1.530 292.171 

, 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)272 von 614

www.parlament.gv.at



116 

Übersicht I. 
Dienstposten der Personalstände des Dienstpostenplanes, deren Aufwand im Bundesvoranschlag 

nicht geschlossen bei ein e m finanzgesetzlichen Ansatz veranschlagt ist. 

Im Dienstpostenplan vorgesehener Dienstposten kreditmäßig veranschlagt bei 

Vertrags- Vertrags- Vertrags- Kapi- Titel Para- Unter-
im Person"a1stand Beamte Lehrer Bedienst. Lehrer Bedienst. tel graph teilung 

E.Sch. I E.Sch.IL E.Sch.II 

Bundeskanzleramt 
ZentraUeitung . 1 - - - - 2 1 1 

" . 3 - - - - 7 1 2 1 

" - - 1 - - 7 2 1 1 

" 1 - - - - 11 1 

" 1 - - - - 15 1 1 1 

" - - 1 - - 16 1 1 

" 
. . . . 2 - - - - 20 1 1 1 

" 
-Wirtsch. Koordination . 1 - - - - 7 1 1 1 

Staatsarchi v 1 - - - - 7 1 1 1 
Außeres 1 - - - - 7 1 1 1 

" 3 - 6 - - 7 1 2 1 

" 135 - 98 - - 8 1 1 1 

" 
160 - 206 - 85 8 1 2 1 

" 
34 - 59 - 16 8 1 3 1 

---------
Inneres 

Zentralleitung . 1 - - - - 3 2 

" 3 - - - - 9 3 1 

Bunde~polizeib~hörden 
1 - - - - 20 1 1 1 

." 58 1) - 3 - - 9 1 1 1 

" - - - - - 10 1 1 

" - - - - - 15 3 5 

" 
8 S) - - - - 16 2 1 1 

" . 1 2) - - - - 16 2 5 

" 
12) - - - - 24 3 2 

" 2 2) - - - "- 24 1 2 
Gendarmeriedienst 71 2) - 3 - - 9 1 1 1 

--------
Justiz 

den Ländern Justizbehörden in 14) - - - - 3 2 
.. .. " " 

32 ö) - 16 - 1 10 1 
Justizanstal~n . - - 1 - - 10 1 

---------
Unterricht 

Zentralleitung 1 - - - - 7 1 1 1 
Bibliotheksdienst . 4 - 1 - - 2 1 1 

" 3 - - - - 7 1 1 1 
.. 2 - 1 - - 7 2 1 1 

" 1 - - - - 7 2 3 1 
.. 2 - - - - 11 1 .. 69 - 41 - - 12 1 1 1 

" 60 - 23 - - 12 1 2 1 

" 5 - - - - 13 1 1 

" 2 - 1 - - 13 2 1 
- -" 1 - - 13 8 1 

" 2 - - - - 15 1 1 1 

" 2 - - - - 16 1 1 

" 3 - 1 - - 20 1 1 1 

" - - - - - 20 6 1 1 .. 1 - 1 - - 20 7 1 1 
Schulaufsicht 1 - - - - 11 1 
Mittelschulen . - 2 - 2 - 11 1 

Kaufm"ännische . L;h;an'st~lte'n 
- 41 - 1 - 12 2 1 
- 1 - 2 - 12 2 1 

Techn., gewerb!. Lehranstalten - 6 - 2 - 11 1 

Bli~den- u. Taubstum~eninstitu;e : 
- 6 - 1 - 12 2 1 
- 1 - - - 11 1 

Sportförderung - - 1 - - 11 1 - ---------
') Hievon 47 "Wachebeamte. -') Wachebeamte. - 3) Hievon 7 Wach.beamte" _ ') Richter. -') Hievon 11 Richter und 3 Staatsanwälte. -
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Im Dienstpostenplan vorgesehener Dienstposten kreditmäßig veranschlagt bei 

im Personalstand Lehrer 
Vertrags- Vertrags- Vertrags- Kapi- Para- Unter-Beamte Bedienst. Lehrer Bedienst. Titel 
E.Sch.I E.Sch.IL E.Sch. II tel graph teilung 

Soziale Verwaltung 

Zentralleitung 1 - 1 - 15 3 5 
" . 1 - - - - 15 3d 1 
" - - 1 - - 15 4 5 1 
" 1 - - - - 15 7 1 1 

Landesarbeitsämter 5 - 2 - 1 15 1 1 1 
Landesinvalidenämter . 10 - 4 1) - - 15 1 1 1 

" . 1 - - - - 15 3 5 
" 1 - - - - ·15 4 6 1 

Untersuch~ngsanstalte~ 
1 - - - - 15 8 1 

- - - - 1 15 1 1 1 
Arbeitsinspektion 1 - 1 - 1 15 1 1 1 
Bundesapotheken 1 - - - - 15 7 1 1 

---------
Finanzen 

Zentralleitung 1 - - - - 3 2 

Buchhaltung u. Fachprüfungsstelle 
1 - - - - 16 2 1 1 
1 - - - - 7 1 2 1 

Finanzlandesbehörden 19 - 2 - - 16 1 1 
Zentralbesoldungsamt . 2 - 1 - - 16 1 1 
,Postsparkassenamt 1 - - - 16 1 1 

" 1 - - - - 16 2 1 

---------
Handel und Wiederaufbau 

Zentralleitung 2 - - - - 20 6 3 1 
Bundesamt f .Eich-u. Vermessungswesen -

Vermessungswesen . 6 - - - - 20 1 1 1 
Bundesbaudienst Wien 3 - - - - 16 2 1 1 
Bundesgebäudeverwaltungen II 3 - 7 - -' 20 1 1 1 

" - - 3 2) - 10 2) 21 1 la 1 

---------
Landesverteidigung 

Zentralleitung ; 1 - - - - 7 1 1 1 
1 - - - - 9 1 1 

Militä;personen· 1 - - - - 1 1 

" 218 - - - 23 1 1 

- --------,-
Verkehr und Elektrizitäts-

wirtschaft 

Gen.-Direktion f. d. Post- u. Tel.-Verw. 1 - - - - 9 1. 1 
Post- und Telegraphenanstalt . 1 - - - - 3a .. " " 1 - - - - 12 2 1 1 .. " .. 1 - - - - 16 1 1 

" " " 1 - - - - 16 2 1 

" .. " - - 1 - - 16 2 2 .. " .. 5 - - - - 24 1 1 1 
" " " . 32 - 1 - 52) 24 1 2 

" " " 1 - - - - 25 1 1 

---------
') Hievon 1 teilbesch. Vem.-Be<!. - ') Teilbesch., Vertr.-Bed. 
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Übersicht II. 
Im Dienstpostenplan vorgesehene Dienstposten, deren Aufwand im Bundesvoranschlag 

von anderen Rechtsträgern getragen oder refundiert wird. 

im Personalstand 

Bundeskanzleramt 

Zentralleitung • 
Zentralleitung . 
Zentralleitung . 

Verwaltung für verstaatlichte Unterneh
mungen 

Zentralleitung - Wirtschaftliche Koordi
nation 

Unterricht 

Zentralleitung 

Finanzen 

Tabakregie 

Land- und Forstwirtschaft 

Zentralleitung 

Handel und Wiederaufbau 

Zentralleitung 

Mittelbare Bundesverwaltung 

Inneres. 

Soziale Verwaltung. . . . 
Land- und Forstwirtschaft . 

Handel und Wiederaufbau 

Zusammen. 

Beamte 

1 
2 
1 

12 

3 

98 

26 

4 
14 

135 

296 

Vertrags
bedienstete 

E. Sch. I 

6 

9 

den Aufwand trägt: 

Osterreichische Rundfunk Ges. m. b. H. 
GesellsdJaft für Ablöselieferungen 
Osterreichische Industrie- und Bergbau-

verwaltungs Ges. m. b. H. 

Osterreichische Industrie- und Bergbau
verwaltungs Ges. m. b. H. 

Gesellschaft für Ablöselieferungen 

Bundesland Tirol 

Monopolgesellschaft »Austria Tabakwerke 
A. G." 

Bundesland Tirol 

Bundesland Tirol 

Bundesland Niederösterreich, Oberöster
reich, Steiermark, Kärnten, Burgenland 

Bundesland Oberösterreich, Kärnten 
Bundesland Niederösterreich, Steiermark, 

Kärnten, Tirol, Burgenland 
Bundesland Niederösterreich, Oberöster

reich, Salzburg, Kärnten, Tirol, Burgen
land 
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Übersicht IlI. 
Bedienstete, die nicht in einem Dienstverhältnis zum Bund stehen, deren Dienstbezüge aber vom Bund getragen werden. 

bJ:) Landeslehrer Landes- Vertrags-c:: Landes-..c: ::l Landes- Landes- Landes- vertrags- bedienstete 
0. :-::l Landes- bedienstete der <l '" 

Q) 

Bezeichnung Direktor- vertrags- vertrags- vertrags- vertrags- Summe, '-< 
.., 

nach 
.~ 

bJ:) .. beamte bedienstete lehrer bedienstete lehrer Akademie <l '" 
Q) 

Dire~tor SteIlver- Lehrer sonstigen .., 
E.Sch. I E.Sch. IL E.Sch. II E.Sch. IIL ~ 

'-< c:: Rechts- derWissen-'" ~ P-. ~ treter vOl1chriften schaften 

9 2 Politische Behörden . 8 - - - - - - - - - 8 
12 1 2 1 Wissenschaftliche Anstalten . - - - - - - - - - 11 11 
12 2 1 Schulaufsicht . • & •• • •• 33 - - - 7 - - - - - 40 
12 3 6 1 Volks-, Haupt- u. Sonderschulen 1) - 5.066 - 22.358 - 440 - 2.252 - - 30.116 
12 3 7 1 Gewerbliche, kaufmännische und 

hauswirtschaft!. Berufsschulen 2) - 152 74 857 - 947 - 837 - - 2.867 
19 5 Landw. Berufsschulen und niedere 

landw. Fachschulen - 70 - 283 - 328 - 478 - - 1.159 
19 9 2 Schutz- und Regulierungsbauten 

an Bundesflüssen . . .. . - - - - - - - - 1.054 - 1.054 
21 2 ~ Bundesstraßen; Erhaltung . . • - - - - - - 1.745 - 1.225 - 2.970 
21 2 2 Bundesstraßen; Baumaßnahmen . - - - - 90 - 24 - 194 - 308 
21 6 1 5 Wasserbautechnische Angelegen-

heiten - Grenzflüsse - - - - - - 32 - 68 - 100 
21 7 1 Ausbau der Autobahn. • - - - - 79 - 20 - 198 - 297 
21 7 2 Festspielhaus Salzburg - - - - 7 - 1 - - - 8 

Zusammen. 41 5.288 74 23.498 183 1.715 1.822 3.567 2.739 11 38.938 

I 

~) Von diesen in den Dienstpostenplänen der Bundesländer vorgesehene n Dienstposten ist der Aufwand im Bundesvoranschlag wie folgt vorgesehen: 
8 1 2 Außeres - Diplomatischer Dienst . . . . - - - 1 - - - - - - 1 

11 
'2 

Unterricht - Zentralleitung . . . . . . . - - - 2 - - - - - - 2 
i2 

'1 
1 Schulaufsicht , , , , , , . . . , . . . - - - 80 - 3 - - - - 83 

12 3 1 Mittelschulen . . ... . . . . . . . . . - - - 45 - - - - - . - 45 
12 3 2 1 Bundeserziehungsanstalten ....... - - - 3 - - - - - - 3 
12 3 3 1 Kaufmännische Lehranstalten . . . . . . - - - 8 - '1 - - - - 9 
12 3 4 1 Technisch-gewerbliche Lehranstalten . . . - - - 16 - - - - - - 16 
12 3 5 1 Lehrerbildungsanstalten. . . . . . . . . - - - 41 - - - - - - 41 
12 3 6 '1 Volks-, Ha,upt- und SOnderschulen . . • - 5.066 - 22.110 - 436 - 2.252 - - 29.864 
12 3 7 1 Gewerb!., kaufm. u, hausw. Berufsschulen, - - - 43 - - - - - - 43 
12 3 9 

'1 
Schule und Beruf . , . , , , . . . . ' - - - 5 - - - - - - 5 

·13 5 Film und Lichtbild - - - 1 - - - - - - 1 
I 19. 5 LandwirtSchaft!. Beruf;'d,uie~ ~nd ~i~d~r; 

landwirtschaft!. Fachschulen ..... - - - 3 - - - - - - 3 

Summe. - 5.066 - 22.358 - 440 - 2,252 - - 30.116 
----

2) Von diesen in den Dienstpostenplänen dei' Bundesländer vorgesehenen Dienstposten ist der Aufwand im Bundesvoranschlag wie folgt vorgesehen: 
12 2 1 Schulaufsicht - - - 8 - 2 - - - - 10 
12 3 3 1 Kaufmännische' Lehra~s;al~e~ : : : : : : - - - 5 - - - - - - 5 
12 3 4 1 Technischlewerbliche Lehranstalten . . . - - - 1 - - - - - - 1 
12 3 7 1 Gewerb!., aufm. u, hausw. Berufsschulen , - 152 74 843 - 944 - 837 - - 2,850 
12 3 9 Schule und Beruf , , . , , , . , . . . - - - - - 1 - - - - 1 

I 
I 

Summe. - 152 74 857 - 947 - 837 - - - 2.867 I -->Cl 
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Beilage G2 : Vertragsbedienstete A (Stand) . . . . . . . . • . . . 251 
Beilage G3 : Vertragsbedienstete B (Stand) . . . . . . . . . . . . 252 
Beilage G4 : Aktive Bedienstete (Zusammenfassung der Stände) . . . . . . . . . . .. . 253-254 
Beilage G5 : Dienstpostenplan und Bundesvoranschlag (Vergleich der Stände) . . . . .. . 256-257 
Beilage Gs: Pensions- und provisionsberechtigte aktive Bedienstete (Stand und Aufwand) • 255 
Beilage G7 : Pensionisten (Stand und Aufwand) ...................... 258-259 
Beilage Gs: Aktive Bedienstete und Pensionisten (Zusammenfassung der Stände und ,des Aufwandes) 260 

Beilage H: 
Beilage J: 
Beilage K: 

Werkverträge und Entschädigungen an Personen. . . . . . . . . • . . . 
Für Wohnzwecke veranschlagte Kredite. . . . . . . . . '. . . . . . . • 
Personen, die direkt oder indirekt aus dem Bundeshaushalt Zuwendungen für ihren 

261 
262 

privaten Haushalt empfangen . . . • • . . • . • • • • . . • . • •. 263-268 

Offentliche Fonds; Stiftungen, Zweckvermögen, Konkurrenzen. 
Beilage L1 : Von Bundesbehörden verwaltete Fonds und Zweckvermögen ohne Rechtspersönlichkeit 269-270 
Beilage L:J: Von Bundesbehörden verwaltete (beaufsichtigte) Fonds mit Rechtspersönlichkeit usw . 271-273 
Beilage La: Von Bundesbehörden verwaltete Zweckvermögen mit Rechtspersönlichkeit • 274 
Beilage~: Von Bundesbehörden verwaltete Stiftungen und Stiftungsfonds1} • • 275-281 
Beilage Ln: Konkurrenzen, deren Geschäftsführung Bundesbehörden innehaben 281 

Beilage ,M: Zweckgebundene Einnahmen (1957 bis 1959) 
Beilage N: Kapitalsbeteiligungen . . . . . . . . . . . 

.282-288 

. 289....:...306 

Volkswirtschaftliche Aufgliederung. 
Beilage °1 : Allgemeines. . . 

Gebarung ohne erwerbswirtschaftliche Verwaltungszweige. 
Beilage 02: 1953 bis 1959 .....•...........•.......... 
Beilage 03: 1959 (Hauptgliederung nach ökonomischen und funktionellen Gesichtspunkten) . 
Beilage 0 4 : 1959 (Aufgliederung nach Verrechnimgspositionen) ..•.......... 

Gebarung mit erwerbswirtschaftlichen Verwaltungszweigen. 
Beilage 0 5: 1953 bis 1959 ........•........ 
Beilage 06: 1959 (Gesamtausgabengebarung) ..•. ' .•... 
Beilage 0 7 : 1959 (Personalaufwand) ......... . . . . 
Beilage Os: 1959 (Bruttoinvestitionen und Instandhaltungsaufwand) 
Beilage °9 : 1959 (Investitionsförderung) ..........'. .. . 
Beilage °10 : 1959 (Vermögensgebarungen) . . . . . . . . . . . . . . _ . • . . . . . . . 
Beilage 011: Ausgaben (Einnahmen) des Bundes an (von) andere(n) Stellen des öffentlichen Sektors 

in Osterreich . . . . . . . _ . . . . . . . . . . . . _ . . . . . . . _ . 

307 

1) Einschließlich der nur beaufsichtigten Stiftung .Theresianische Akademie" und des nur beaufsichtigten "Versatz-, Verwahrungs- und Ver, 
steig erungsamtes Dorotheum ce . 
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Gesamt
gebarung der 
öffentlichen 
Haushalte 

4 Gesamtgebarung der Öffentlichen Haushalte 

Abschnitt 1. 

Der Bundeshaushalt im Rahmen der öffentlichen Haushalte und der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung . 

Gesamtgebarung der öffentlichen Haushalte 

Dem bundesstaatlichen Aufbau entspl'echend 
weist österreich neben dem Haushalt der 
Bundesregierung noch die Haushalte der neun 
Bundesländer auf. Daneben gibt es noch eine 
große Anzahl von Insti,tutionen, die dem öffent
lichen Recht zugehören. Der nachfolgenden 
übersicht und deren Fußnoten 8 bis 10 können 
die Namen dieser öffentlich-rechtlichen Körper
schaften entnommen werden. Die Zuständigkeit~
bereiche .dieser öffentlichen Körperschaften sind 
in den einzelnen Staaten der Weit sehr ver-

schieden. Diese Tatsache muß daher bei zwischen
staatlichen Vergleichen über die Höhe von Be
lastungen aus Gebarungen des öffentlichen Sek
tors besonders beachtet werden. 

In den Bruttoausgaben und -einnahmen der 
einzelnen Institutionen des öffentlichen Sektors 
s;ind auch überweisungen zwischen diesen 
Institutionen enthalten. Eine Bereinigung der 
Bruttoziffern von diesen Doppelzählungen würde 
nichts an der Tatsache ändern, daß der hier 
interessierende Bundeshaushalt allein mehr als 
die Hälfte der Gebarung des öffentlichen Sektors 
umfaßt. 

Bruttoausgaben I Betrag in Milliarden Schilling I Anteil in v. H. 

19541195511956119571195811959 1954119551195611957119581'1959 

Bund2) • 
Länder (ohne Wien) . 
Gemeinden (ohne Wien) . 
Wien'(Land und Gemeinde) 
Bezirksfürsorgeverbände 
Offentliche Fonds 8) • . 
Kammern als Standesver-

tretungen 9) 
Sozial versicherungsträger 10) 

1) 
25'6 
3'6 
4'4 
3'2 
0'3S 
1'3 

0'7 
6'6 

1) 
29'0 
4'2 
4'S 
3'4 
0'44 
1'6 

O'S 
7'5 

1) 3) 
31'2 1)36'4 

4'6 1) 5'1 
5'2 6) 6'0 
3'7 1) 4'3 
0'52 6) 0'6 
1'7 6) 1"9 

1'2 6) 1'3 
S'5 4) 9'9 

7) 
6)39'6 °)40'4 55'9 56'1 55'1 55'5 56'2 
5) 5'3 7'9 S'l S'l 7'S 7'5 
6) 6'1 9'6 9'3 9'2 9'2 S'6 
0) 4'2 7'0, 6'6 6'6 6'6 5'9 
6) 0'6 O'S O'S 0'9 0'9 0'9 
6) 2'1 2'9 3'1 3'0 2'9 3'0 

6) 1'4 1'5 1'5 2'1 2'0 2'0 
6) 11'2 14'4 14'5 1:)'0 15'1 15'9 

Offentlicher Sektor (Summe) 45'S 1 51'7 1 56'6 1 65'1) 1 70'5 1 100'01100'01100'01100'01100'01100'0 

Bruttoeinnahmen 11954119551 1956 11957 11958 11959119541195511956119571195811959 

1) 1) 1) ") I 
27'5 2S'l 30'9 1) 36'3 ~ ;51>1')"'" 56'4 54'5 54'3 55'0 53"1 Bund 2) 

Länder (ohne Wien) 
Gemeinden (ohne Wien) 
Wien (Land und Gemeinde) 
Bezirksfürsorgeverbände , 
Offentliche Fonds . . 
Kammern als Standesver-

3'6 4'1 4'5 1) 5'0 0) 4'9 7'4 S'O 7'9 7'6 7'4 
4'7 5'1 5'5 6) 6'3 6) 6'3 9'6 9'9 9'7 9'5 9'6 
3'2 3'4 3'7 1) 4'3 0) 4'0 6'6 6'6 6'5 6'5 6'1 
0'4 0'4 0'56 '6) 0"6 6) 0'6 O'S O'S 1'0 0'9 0'9 
l'S 1'5 1'7 6) 2'1 6) 2'3 3'7 2'9 3'0 3'2 3'5 

O'S 0'9 1'2 6) 1"4 6) 1'5 1'6 l'S 2'1 2'1 2'3 tretungen ... , . , 
Sozialversicherungsträger 6'S S'O S'S 4) 10'0 6) 11'3 13'9 15'5 15'5 15"2 17'1 

Offentlicher Sektor (Summe) 4S'SI 51'51 56'9 
1 66'01 65'91 100'01100'01100'01100'01100'01100'0 

1) Gebarungserfolg laut Redmungsabschluß. 
2) Budget- und Anlehensgebarung. 
3) In der Anlehensgebarung wurde ein weiterer Betrag von 

3'0 Milliarden Schilling verrechnet, der aus dem Counterpart-Konto 
zur Tilgung einer gleich hohen Verpflichtung des Bundes an die 
Oesterreichische Nationalbank freigegeben wurde. Diese einmalige 
Ausgabe wurde in die übersicht oimt einbezogen, damit die Ver
gleichsmöglichkeit nicht gestört wird. Ein gleich hoher Betrag war 
in den Jahren vor 1952 in der Anlehensgebarimg vereinnahmt 
worden. 

') Vorläufiger Gebarungserfolg. 
5) Voranschlagsziffer. 
e) Schätzung. 
7) Die Voranschlagsziffer betrug: Milld. S 

Ausgaben 39'0 
Einnahmen. . ,36'3 

8) Einbezogen ist die Gebarung folgender Fonds: Ausgleichs
tarlonds, Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds, Getreideausgleichs-

fonds, Kriegsopferfonds, Land- und forstwirtschaftlicher Wiederauf
baufonds, Milchwirtschaftsfonds, Viehverkehrsfonds, Wohnhaus
Wiederaufbaufonds. 

9) Einbezogen ist die Gebarung folgender Kammern: Arbeiter
kammern (Arbeiterkammenag und 9 Kammern in den Bundes
ländern), Ingenieurkammern (vier), Kammer der Wirtschaftstreu
händer, Kammern der gewerblichen Wirtschaft (Bundeskammer 
und 9 Kammern in den Bundesländern), Landarbeiterkammern 
(Landarbeiterkammertag und 7 Kammern in den Bundesländern), 
Landwirtschaftskammern (Präsidentenkonferenz und 9 Kammern 
in den Bundesländern), Notariatskammem (Delegiertentag und 
6 Kammern in den Bundesländern), Österreichische Apotheker
kammer , österreidtische Arztekammern (österceichisme Ärzte
kammer und 9 Kammern in den Bundesländern), österreichisme 
Dentistenkammer, Remtsanwaltskammern (sieben},.Tierärztekammem 
(Bundeskammer und 9 Kammern in den Bundesländern). 

'0) Siehe die Beilage K auf Seite 000/000. 
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Vergleich mit Brutto-Nationalprodukt 5 

Vergleich mit Brutto-Nationalprodukt 

Als weiterer Maßstab Zur Beurteilung der 
Größenordnung der Bundesgebarung kann das 
Brutto-Nationalprodukt angesehen werden. 
Dieses errechnet sich aus dem Volkseinkommen 
zuzüglich der indirekten Steuern (von denen 

die Subventionen abzusetzen sind) und der Ab
schreibungen. Nachstehend ist die Budget
(ordentliche und außerordentliche) und Anlehens
geba'rung des Bundes in ,den Jahren 1925, 1937, 
1949 sow,ie 1954 bis 1959 dem jeweiligen Brutto- . 
Nationalprodukt gegenübergestellt: 

Ausgabe!) Einnahmen 

I AUßer-I I I AUßer-I I 
Brutto-National-Ordent- orden,," An- Ordent- ordent An-

Gebarungsjahr liche Ge- liche Ge- lehens- Summe liche Ge- liche G~- lehens- Summe produkt (=BNP.) 

barung barung gebarung barung barung I gebarung zu Marktpreisen 
in MUd. S 

I Iv, H.des 
Millionen Sdlilling Iv.H. des Millionen SdUlling BNP.') BNP.') 

Bundesrechnungs-
abschluß 

1925 2) 1.320 91 20 1.431 16'4 1.487 20 1.507 17'3 8'7 
1937 2) 2.056 22 54 2.132 25'1 2.007 158 2.165 25'5 8'5 
1949 8.100 1.426 784 10.310 25'6 8.214 952 1.478 10.644 26'4 40'3 
1954 22.917 1.972 684 25.573 29'2 24.528 885 2.077 27.490 31'4 87'5 
1955 26.882 2.016 124 29.022 28'9 27.592 298 147 28.037 27'9 100'4 
1956 29.424 1.669 150 31.243 28'2 30.014 301 578 30.893 27'9 110'6 
1957 34.454 1.825 3) 136 36.415 29'9 34.754 280 1.270 36.304 29'8 121'8 

Bundes-
voranschlag 

1958 4)5) 37.264 1.707 - 38.971 29'5 36.278 - - 36.278 28'7 126'46) 

19594) 37.458 2.969 - 40.427 31'0 36.467 - - 36.4!)7 '27'9 130'5 6) 

') BNP. = Brutto-Nationalprodukt zu Marktpreisen. 
2) Im Jahre 1925 und 1937 war nur ein Zuschuß des Bundes an die Postsparkasse und die österreichischen Bundesbahnen veranschlagr gewesen, 

während seit 1945 die Gebarunl dieser Betriebe im Bundeshaushalt bruttomäßig verrechnet wird. Außerdem wurde vor 1.938 der Auf-
wand der Pflichtschullehrer ni t vom Bund, sondern von den Ländern getragen. Wird dieser Umstand berücksiffitigt und den 
Berechnungen eine Bruttogebarung zugrunde gelegt, die mit den Ausgaben und Einnahmen der Jahre 1949 bis 1959 vergleichbar 
ist, ergeben sich folgende v. H.-Sätze des Brutto-Nationalproduktes: 

Einnahmen Ausgaben 
v. H. des BNP.') 

1925 ••• 25 
1937 .•. 32 

3) Siehe Fußnote 3) auf Seite 4. 
") Ohne Anlehensgebarung, die niffit veranschlagr wird. 
") Ohne Eventualvoranschlag. 
6 Sdtätzun unter Mitwirkun des Institutes für Wirtsrnaftsforschun . g g 

Wenn auch die Bruttoziffern der vorstehenden 
übersicht von Doppelzählungen auf Grund von 
überweisungen innerhalb des Bundeshaushaltes 

24 
31 

~ nicht hereinigt wurden, ist dennoch der Aus
sagewert der v. H.-Sätze in bezug auf die 
Größenordnung der Bundesgebarnng sehr auf
schlußreich. Beachtlich ist, daß der v. H.-Satz der 
Budgetausgaben in den letzten Jahren den v. H.
Satz des Jahres 1937 (siehe Fußnote 2) noch 
nicht erreicht hat. 

Der öffentliChe Sektor ist im Rahmender Ge~ 
s·amtwirtschaft so bedeutungsvoll, weil er einer
seitS den Betrieben und privaten Haushalten im 
Wege der Besteuerung Mittel entzi'eht und 
anderseits diese laufenden öffentlichen Ein
nahmen im wesentlichen für die Befriedigung 
von Gemeinschaftsbedürfnissen, für die Zu
führung von Einkommen an pri~ate Haushalte 
und für die Förderung der Wirtschaft verwendet. 

Die Bundes
gebarung im 
Rahmen der 
volkswirt

schaftlichen 
Gesamt
rechnung· 

Die Bundesgebarung im Rahmen der volkswirt
schaftlichen Gesamtrechnung 1) 

Die Ausweitung d~r öffentlichen Haushalte 
und die ühernahme zusätzlicher wirtschafts
politischer Aufgaben durch diese ließ immer 
mehr und mehr das Bedürfnis nach einer volks
wirtschaftlichen Betrachtung der öffentlichen 
Haushalte aufkommen. 

1) Siehe hiezu die Publikationen der "Forschungs
stelle zur Aufstellung volkswirtschaftlicher Bilanzen": 
"Das Volkseinkommen", Wien 1952; "Volkswirt
schaftliche Buchführung", Wien 1953, und "Der 
öffentliche Haushalt in der volkswirtschaftlichen Ge
samtrechnung", Wien 1956, im Druck- und Kom
missionsverlag earl Ueberreuter, Wien IX, Alser 
Straße 24. 
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6 Daten über das Volkseinkommen 

Nachstehend werden einige Gebarungsgrößen 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zu
sammen mit zugehörigen Daten der gesamten 
öffentlichen Haushalte und des Bundeshaushaltes 
zur Darstellung gebracht. Durch die Ausdehnung 
dieser Vergleichsdaten auf das Jahr 1959 soll Ein
blick gew~hrt werden, welchen finanzpolitischen. 
überlegungen der Voranschlagsentwurf des Bun
des für das Jahr 1959 folgt. Hiebei wurden in 
bezug auf, die Gebarung der erwerbswirtschaft
lichen Verwaltungszweige des Bundes (Postspar
kassenamt, Monopole, Bundesbetriebe und Bun
desbahnen) nur deren Netto-Ergebnisse berück
sichtigt, u. zw. die an die Bundesverwaltung 

überwiesenen Erträge unter den Bundeseinnah
men und die Zuwendungen an die vorgenannten 
Verwaltungszweige für 'la~fende Zwecke (Ver
lustdeckung) oder für Investitionen unter den 
Bundesausgaben, 

Die Summe aller Sachgüter und Dienstleistun
gen, die der. Volkswirtschaft aus der einheimi
schen Produktion einschließlich der Importe und 
abzüglich der Exporte für die Verwendung im 
Inland zu Verfügung stehen, stellt das verfüg
bare Güter- und Leistungsvolumen dar, über 
seine Zusammensetzung und Höhe. gibt ·die nach
stehende übersicht Aufschluß: 

I 1951 1 1952 1 1953 1 1954 1 1955 119561) 119572) 119583) 119593) 

Milliarden SchiUing 

Volkseinkommen 56'2 63'S 63'2 ' 71'1 81'1 89'6 98'9 102'0 105'0 

Abschreibungen , 4'3 5'2 0'4 6'3 7'1 8'0 8'7 9'1 9'5 

Indirekte Steuern 7'6 9'9 10'0 11'7 13'7 10'1 16:3 17'0 18'2 

Subventionen -1'7 -2'1 -1'0 -1'6 .,...1'0 -2'1 -2'1 -2'2 -2'2 

Brutto-Nationalprodukt zu 
Marktpreisen . . , , . 66'4 76'S 77'6 87'5 100'4 110'6 121'8 126'4 130'5 

Zahlungsbilanz: Defizit. 4'1 2'6 - - 3'8 - - - 0'5 

·Oberschuß - - -1'0 -O'S - -0'3 -O'S -1'0' -
Verfügbares Güter- und 

Leistungsvolumen , . , 70'0 79'4 76'6 87'2 104'2 110'3 121'0 120'4 131'0 
--- --.-.------------- ------

1) Siehe hiezu die Publikation des ÖSterreichisdten Statistischen Zentralamtes und des österreichischen Institutes für Wirtschafts-
forsdtung: .österreichs V~lkseinl,,~m~en im Jahre 19?6~, Verleger: Repu~lik O~terreich, Wien I, ~eue Burg, II, Sto~, , 

') SJehe hJezu d Je Publikanon des OsterreJchischen lnstJtutes fur W Jrtsdtaftsforsdtung 10' den Monatsbenchten des Instltutes, 
XXXI. Jahrgang, Heft Nr, 2/1958, Selbstverlag Wien I, Wipplingerstraße 34. . 

I) Schätzung unter Mitwirkung des Institutes für Winschaftsforsdtung, 

Auf Grund der nachfolgenden übersicht wer-

Verfügbares 
Güter- und 
Leistungs
volumen 

Im Rahmen der Ausführungen über den 
Bunde~haushalt ist von hesonderem Interesse, 
welcher Anteil des verfügbaren Güter- und 
Leistungsvolumens vom öffentlichen Sektor und 
im speziellen vom Bundessektor für slich selbst 
verwendet wird. Zum Bundessektor zählt nicht 
nur der um die Gebarung der erwerbswirtschaft
lichen Betriebsverwaltungen (im wesentlichen die 
Monopol- und Bundesbetriebe sowie Bundes
bahnen) vermindert·e Bundeshaushalt, sondern 
auch die Gebarungen der von Bundesbehörden 
verwaloeten oder beaufsichtigten' ·öffentlichen 
Fonds 1). Ein Teil der Einnahmen dieser Fonds 
wird als öffentliche Abgaben von Bundesbehör
den eingehoben und im Wege des Bundeshau:r 
haltes an die Fonds überwiesen. 

den vom Bundessektor sdbst nur rund 6 bis.! % • 

für Konsumausgaben, d. s. laufende Ausgaben 
für Sachgüter- und Dienstleistungen, verbraucht 
und für etwas mehr als 1 % Vermögenswerte 
geschaffen, Für den ~esamten öffentlichen Sektor 
betragen .die analogen Prozentsätze rund 13 bis 
140/0 bzw. etwa 4 0/0, 

1) Ausgleichtaxfonds gemäß Invalideneinstellungs
gesetz, Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds, Getreide
ausgleichsfonds, Kriegsopferfonds, Land- und forst
wirtschaftlicher Wiederaufbaufonds, Milchwirtschafts
fonds, Viehverkehrsfonds, Wohnhaus-Wiederaufbau-, 
fonds, 
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Laufende 
Einnahmen 
der öffent

lichen Haus
halte und 

deren Ver
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Verfügbares Güter- und Leistungsvolumen 7 

I Betrag in Milliarden Schilling I Anteil in v. H. 

1956 119571)119582)119592) 1956 11957 11958.1 1959 
-

Verfügbares Güter- und Leistungsvolumen 110'3 121'0 125'4 131'0 100'0 100'0 100'0 100'0 
- -------------- ---- -----

Verwendung durch: -
Bundessektor : 

Konsumausgaben 3) 7'0 8'6 9'3 9'6 6'3 7'1 7'4 7'3 
Bruttoinvestitionen 4) , , 1'4 1'5 1'8 1'8 1'3 1'2 1;5 1'4 ------------------- ---

Bundessektor (Summe) . 8'4 10'1 11'1 11~4 7'6 8'3 8'9 8'7 
------------------------

übriger öffentlicher Sektor: 

Konsumausgaben 3) • 7'5 8'4 9'1 9'3 6'8 6'9 7'2 7'1 

Bruttoinvestitiönen 4) , 2'9 3'0 3'1 3'2 2'6 2'5 2'5 2'4 ---------------- ------
übriger öffentlicher Sektor (Summe) , 10'4 11'4 12'2 12'5 9'4 9'4 9'7 9'5 

-----------------------
Privater Sektor: 

Konsumausgaben 3) 70'4 75'3 79'4 81'6 63'8 62'2 63'3 62'3 

Bruttoinvestitionen 4) , , , 20'0 22'6 23'7 24'9 18'2 18'8 18'9 19'0 ----------'--------- ---
Privater Sektor (Summe) . 90'4 97'9 103'1 106'5 82'0 81'0 82'2 81'3 

------------------------
Lagerbewegung und statistische Differenz , ., 1'1 1'6 -1'0 0'6 1'0 1'3 -0'8 0'5 

') Vorläufiger Erfolg. ' 
') Siehe Fußnote 3) auf Seite 6. 
3) Für Sachgüter, und Dienstleistun~en. 
') Inländische Brutto-Verrnögensbil ung. 

Die von den 'öffentlichen Körperschaften in 
österreich bzw, vom Bundessektor den privaten 
Haushalten und Betriieben im Wege der Be-

steuerung entzogenen Mittel sowie die wenigen 
sORStigen laufenden Einnahmen erreichen das 
nachstehende Ausmaß: 

1956 19571) 1958 2) 1 ';159 2) 

Laufende Einnahmen der öffentlichen Ins- I Hievon Ins- I Hievon Ins. I Hievon Ins- I Hie von 
Haushalte gesamt Bundes- gesamt Bundes- gesamt Bundes. gesamt Bundes-

sektor sektor sektor sektor 

" Milliarden Schilling 

Indirekte Steuern , 15'1 11'3 16'3 12'2 17"5 13'0 18'2 13'5 

Direkte Steuern der privaten Haushalte 10'6 6'5 12'5 7'5 12'8 7'7 1i3'5 8'1 

Sozialversicherungsbeiträge , 7'8 - 8'4 - 9'0 - 9'4 

Direkte Steuern von Kapitalgesellsdlaften 2'3 1'8 2'5 2'1 3'0 2'5 3'3 2'7 

Laufende Transferzahlungen aus dem Ausland 0'0 - 0'3 0'3 0'2 0'2 0'2 0'2 

Einkommen aus Besitz und Unternehmung 1'1 0'8 1'5 1'1 1'7 1'3 1'7 1'3 ---------- ---.---------
Laufende öffentlidle Einnahmen (Summe) , 36"9 20'4 41'5 23'2 44"2 24'7 46'3 25'8 

--------------- --~ ---

') Vorläufiger Erfolg. 
') Siehe Fußnote 3) auf Seite 6. 

Die eben aufgezeigten laufenden Einnahmen s,imt zeigt, neu verteilt, u. zw., im wesentlichen 
werden von den öffentlichen Körperschaften nur durch Zuführung von Einkommen an private' 

,etwa zur Hälhe für eigene Konsum- und Haushalte sowie durch die Förderung der Wirt
(Brutto-)Inve'stitionsausgaben ver.braucht. Die schaft mittels Subventionen und Darlehen. 
andere Hälfte wird, wie die nachlolgende über-
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8 
Laufende Einnahmen der öffentlichen Haushalte 

Laufende Einnahmen der öffentlichen I Betrag in Milliarden Schilling I Anteil in v, H, 
Haushalte und deren Verwendung 1956 119571)119582)119592) 1956 1 1957 1 1958 1 1959 

Laufende Einnahmen der öffentlichen Haushalte , 36'9 41'5 44'2 46'3 100'0 100'0 100'0 100'0 
-----------------------

Verwendung durch: 

öffentliche Konsumausgaben 14'5 17'0 18'4 18'9 39'3 41'0 41'6 40'8 

Laufende Transferzahlungen: 

an private Haushalte , 12'7 14'6 15'8 17'0 34'4 35'2 ,35'8 36'7 

Subventionen . 2'1 2'1 2'2 2'2 5'7 5'1 5'0 4'8 

Zinsen für Schulden 0'5 0'6 0'7 0'8 1'4 1'4 1'6 1'7 

an das Ausland 0'0 0'1 0'1 0'1 0'0 0'2 0'2 0'2 

öffentliches Sparen: 

Bruttoinvestitionen , 

} 
, 

Investitionsförderung 7'1 7'1 7'0 7'3 19'2 17'1 15'8 15'8 

Sonstiges . 
') Vorläufiger Erfolg, 
') Siehe Fußnote 3) auf Seite 6, 

Die laufenden Einnahmen des Bundessektors eig.ene Kon-sum- und Investition5ausgaben, die 
werden, wie der nachstehenden übersicht ent- andere Hälfte im Wege der Neuverteilung für 
nommen werden kann, ähnlich wie die Ein- Transfers an private Haushalte und die Wirt
nahmen ·der gesamten öffentlich·en Körperschaf- schaft, 
ten verwendet" und zwar -die eine Hälfte für 

Laufende Einnahmen des Bundessektors I Betrag in Milliarden Schilling I Anteil in v, H, 
und deren Verwendung 1956 119571)119582)119592) 1956 11957 11958 11959 

Laufende Einnahmen des Bundessektors , 20'4 23'2 24'7 25'8 100'0 100'0 100'0· 100'0 
----------------------

Verwendung durch: 

öffentliche Konsumausgaben 7'0 8'6 9'3 9'6 34'3 37'1 37'7 37'2 
. 

Laufende Transferzahlungen : 

an private Haushalte , , 6'5 .7'4 7'8 8'3 31'9 31'9 31'6 32'2 

Subventionen 2'0 2'0 2'1 n ,9'8 8'6 8'5 8'1 

Zinsen für Schulden 0'4 0'4 0'5 0'6 2'0 1'7 2'0 2'3 

an das Ausland , . 0'0 0'1 0'1 0'1 0'0 0'4 0'4 0'4 

öffentliches Sparen: 

Bruttoinvestitionen . . 
} Investitionsförderung 4'5 4'7 4'9 5'1 22'0 20'3 19'8 19'8 

Sonstiges . 
') Vorläufiger Erfolg, 
2) Siehe Fußnote') auf Seite 6, 

Abschließend kann gesagt werden, daß die belastung des österl'eichisch,en Natiorialproduktes 
Kosten der öffentlichen Verwaltung im Vergleich erklärt sich vielmehr zum Teil daraus, daß die 
zu anderen Ländern nicht als außerordentlich Transferzahlungen an private Haushalte sowie 
hoch zu bezeichnen sind, Die große Steuer- die Subventionen eine sehr große Rolle spielen, 

, 
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öffentliche 
Vermögens

rechnung 

Brutto
investi
tionen 

öffentliche Vermögensrechnung 9 

Zur Gewinnung eines üherbli<kes üher die 
VermögeIliSveränderungen der öffentlichen Kör
perschaften werden die entsprechenden Gebarun
gen in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
auf einem Vermögensveränderungskonto zusam
mengefaßt, Der Vermögensgebarung werden alle 
Ausgaben und Einnahmen zugerechnet, die die 
Zusammensetzung oder die Höhe ·desöff·entlichen 
Vermögens beeinflussen: im wesentlichen handelt 
es sich um Vermögensumschichtungen innerhalb 
einer öffentlichen Körperschaft oder um. Ver
mögensübertragungen zw,isch'en öffentlichen Kör: 
perschaften bzw. zwischen dem öffentlichen und 
privaten Sektor. 

Saldo aus den laufenden Einnahmen der öffent
lichen Haushalte bzw, des Bundessektors abzüg
lich deren laufenden Ausgaben (Konsumausgaben 
und laufende Transferzahlungen) als "öffent
liches Sparen" ausgewiesen, Durch ·dieses Nicht
verbrauch,en von laufenden Einnahmen für 
laufende Ausgaben tritt ein Vermögenszuwachs 
bei der öffentI.ichen Hand ein, Die Einnahmen 

. aus dem öffentlichen Sparen machen derzeit rund 
zwei Drittel der Gesamteinnahmen der öffent, 
lichen Vermögensrechnung aus, Nähere Einzel
heiten über die Zusammensetzung der gesamten 
Vermögensausgaben und -einnahmen enthält die 
nachstehende übersicht: 

In den übersichten auf Seite 8 wird der 

1956 1957 1) 1958 2) 1959 2) 

Zusammensetzung der öffentlichen Ins- I Hievon Ins- I Hievon Ins- I Hievon Ins- I Hievon 
Vermögensrechnung gesamt Bundes- gesamt Bundes- gesamt Bundes- gesamt Bundes-

sektor sektor sektor sektor 

Milliarden Schilling 

Ausgaben: 
Bruttoinvestitionen 4'3 1"4 4'5 1'5 4'9 1'8 5'0 1'8 
Erwerb bestehender Vermögenswerte (netto) . 0'5 0'1 0'2 -0'3 0'7 0'2 , 

Ka pitaltransfers 3) , • • . . , • . 1"4 1'0 1'7 1'3 2'3 1'9 , , 

Gewährung von Darlehen 3). . • • 2'5 1'8 3'0 2'2 3'2 2'4 , 

Tilgung von Schulden 0'9 0'6 1'0 0'7 1'3 1'0 , ...... 
Ablöselieferungen an das Ausland . 0'8 0'8 0'9 0'9 1'0 1'0 , , 

Netto-Veränderung an Bankguthaben und 
Kassenbeständen (Saldo) ....... +0'1 +0'6 +0'4 +1"4 -1'2 +0'1 , , 

------------------------
Ausgaben (Summe) , 10'5 6'3 11'7 7'7 12'2 8'4 00'0 00'0 

------------------ ---
Einnahmen: 

öffentliches Sparen . 7'1 4'5 7'1 4'7 7'0 4'9 7'3 5'1 
Abschreibungen 1'2 0'4 1'3 0'4 1'4 0'5 1'5 0'5 
Kapitaltransfers 0'2 0'2 0'2 0'2 0'3 0'3 
Rüchahlung von Darlehen 0'6 0'4 0'9 0'7 0'9 0'7 , , , 
Aufnahme von Schulden 1'6 1'0 2'2 1'7 2'6 2'0 , ......... 
Veränderung' der Zahlungs- und Anweisungs-

rückstände des Bundes (netto) , -0'2 -0'2 , , , 

------------------------
Einnahmen (Summe) , 10'5 6'3 11'7 7'7 12'2 8'4 , , 

--- ------------------
') Vorläufiger Erfolg. 
') Siehe Fußnote 3) auf Seite 6. 
3) Insbesondere für Investitionsförderung. 

Die Bruttoinvestitionen stellen nicht nur 
einen bedeut.enden Faktor auf der Ausgahenseite 
der öffentlichen Vermögemrechnung, sondern 

auch den wesentlichsten Teil der Brutto-Ver
mögensbild ung der Volkswirtschaft dar, Ihre 
Höhe beträgt: 

I 
1956 I 1957 I 1958 2) I 1959 2) 

Milliarden Schilling 

Bruttoinvestitionen 1) des 

öffentlichen Sektors 3) 4'3 4'5 4'9 5'0 

privaten Sektors , 20'0 22'6 23'7 24'9 

Zusammen. 24'3 27'1 28'6 29'9 

Hievon Bundessektor 3) • 1'4 1'5 1'8 1'8 

') Siehe auch die Obersicht auf Seite 7. 
') Siehe Fußnote 3) auf Seite 6. 
3) Nur Hoheitsverwaltung. 
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10 Bruttoinvestitionen 

Finanziert werden die Bruttoinvestitionen aus 
dem im vorhergehenden Absatz erwähnten 
"öffentlichen Sparen", dem analogen "Privaten 
Sparen", aus den unverteilten Gewinnen der 
Kapitalgesellschaften (Selbstfinanzierungen), aus 
Abschreibungen und aus Netto-Vermögens
übertragungen aus dem Ausland, Derzeit stellen 
die Abschreibungen rund ein Drittel der 
Finanzierungsquellen dar, während der Rest auf 

das Sparen und die unverteilten Gewinne ent
fällt, Hinsichtlich des Zweidrittelrestes der 
Finan:oierungss·eite ist in den letzten Jahren eine 
starke Verschiebung festzusteHen, Die Redeutung 
des privaten Sparens ist nach dem konjunkturel
len Tiefpunkt im Jahre 1953 stark gestiegen, 

Die öffentlich·en und gesamtwirtschaftlichen 
Ersparniss.e betrugen: 

- I 1953 I 1955 I 1956 I .1957 

Mrd, si Ofo Mrd, si Ofo Mrd, si Ofo Mrd, si Ofo 

Offentlimes Sparen 6'5 66'3 6'9 44'2 7'1 40'1 7'1 33'6 

Ersparungen der privaten Haushalte 2'2 22'4 6'9 44'2 9'2 52'0 12'5 59'3 

Unverteilte Gewinne der Kapitalsgesellsmaften 
(Selbstfinanzierung) , , 1'1 11'3 l'S 11'6 1'4 7'9 1'0 7'1 

------------------------

,z~sa~~e~ : I 9'S 100'0 15'6 100'0 17'7 100'0 21'1 100'0 

Hievon Bund , , , 3'9 39'S 5'1 32'7 4'5 20'4 4'7 22'3 

Wie die Tabelle zeigt, ist der Anteil' des 
"öffentlichen Sparens" in österreich sehr erheb
lich, Nur in wenigen Ländern spidt das Zwangs-

sparen als Mittel der Investitionsfinanzierung 
eine gleichbedeutende Rolle w,ie in österreich, 
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11 

Abschnitt H. 

Erstellung, Genehmigung und Veröffentlichung des Bundeshaushaltes 

Bundes
voranschlag 

Laut Artikd 51 des Bundes-Verfassungsgesetzes I Der BundesrechnungsabSchluß wird vom Rech- Bundes
hat die jeweilige Bundesregierung der nungshof auf Grund der von den ein~elnen an- rj,chJ:ijr
gesetzgebenden Körperschaft, dem Nationalrat, weisenden Stellen des Bundes zu übermitteln- a s u . 
einen Voranschlag über die voraussichtlichen den Teilrechnungsabschlüsse erstellt. Laut Ar-
Ausgaben und Einnahmen des nächsten Kalen- tikel 121 Albs. 2 der Bundes-Verfassung hat der 
der(Finanz)jahres vorzulegen, und zwar bis spä- Rechnungshof die Bundesrechnung bis späte-
testens zehn Wochen vor Beginn des nächsten stens acht Wochen vor Ahlauf des nächstfolgen
Kalenderjahres. Die Erstdlung des Voranschlages den Finanzjahres dem Nationalrat vorzulegen. 
obliegt dem Bundesminister für Finanzen. Der Der Nationalrat genehmigt den Bundesrech
Nationalrat genehmigt das Bundesfinanzgesetz, nungsabschluß. Der. diesbezügliche Beschluß 
das als Bestandteil den Bundesvoranschlag neben wird im BundesgesetlJblatt veröffentlimt, wäh-
einer Reihe anderer Anlagen (u. a. Dienstposten- rend der Bundesremnungsabsmluß seIhst als ge-
plan und Systemisierungsplan der Kraftfahrzeuge sondertes käufliches Druckwerk im Wege des 
des Bundes) umfaßt. Das Bundesfinanzgesetz mit Remnungshofes 1) der öffentlichkeit zugänglim . 
den verschiedenen Anlagen wird im Bundesgesetz- gemacht wird. 
blatt veröffentlimt. 

1) Ansmrift: Wien, I., Annagasse 5. 

Abschnitt IH. 

Formale Darstellung des Bundesvoranschlages. 

Gebarung und Gliederung. des Bundeshaushaltes 

Wirksame Die Haushaltsvorsmriften des Bundes unter-
und unwirk- scheiden zwischen wirksamer und unwirksamer 

same Ge- Gebarung. . 
barung . 

Von Bundes,dIenststellen vollzogene Ausgaben 
und Einnahmen werden als wir k sam bezeich
net, wenn sie auf Grund gesetzlicher,· vertrag
limer oder sonstiger Bestimmungen endgültig 
solche des Bundes sind. Müssen derartige wirk
same Bundeseinnahmen auf Grund einer Zweck
widmung einem Dritten überwiesen werden, 
stellen die dadurch bedingten Ausgahen trotzdem 
auch eine wirksame Gebarung dar. Ebenso zählen 
Ausgaben und Einnahmen aus Vergütungen von 
Leistungen zwischen Bundesdienststellen, soweit 
solch,e die haushaltsrech tlichen Vorschriften vor
sehen, zur wirksamen Gebarung. Die wirksame 

1) Aum Budgetgebarung genannt. 

Gebarung umfaßt die Haushalts-1) und die An
lehensgebarung. 

Alle anderen bei Bundesdienststellen anfallen
den Gebarung·en werden als u n wir k sam be
zeimnet. 

Wie aus der namstehenden übersicht ersehen 
werden kann, umfaßt der dem Bundesfinanzgesetz 
angesmlossene Bundesvoransmlag nur die Hau s
hai t s g e bar u n g des Bundes. 

Daneben gibt es nach den österreichischen 
Haushaltsvorschriften noch eme sogenannte 
A nie h e n s g e bar u n g, in der Anleihe
erlöse und ähnliche, in Sondergesetzen festgelegte 
Gebarungen verremnet werden, die aber keinen 
Gegenstand der Veranschlagung bildet. Im Bun
desrechnungsabschluß scheint hingegen die An
lehensgebarung auf. 

Haushalts
und An
lehens-

gebarung 
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12 Gebarung und Gliederung des Bundeshaushaltes 

Gebarung. bei Bundesdienststellen. 

Wirksame Gebarung 

r-------------------, 
Haushalts(Budget)gebarung I 

I 
I 
I 
I 
I 

Persönliche 
Amgaben 
Sachliche 
Ausgaben 

Einnahmen 

Sachliche 
Ausgaben 

Einnahmen 

I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I L ________ , , ________ ~ 

'.' 
Im Bundesvoranschlag enthalten 

Ausgaben 
Einnahmen 

Ausgaben 
Einnahmen 

unW~l=ml G<bon>n, 

Durchlaufende Gebarung 

Geldgebarung 

Ausgaben 
Einnahmen 

Wertpapier
gebarung 

Ausgaben 
Einnahmen 

Im Bundesrechnungsabschluß nachgewiesen 

Zu den 0 r den tl ich enG e bar u: n gen 
gehören nach den österreichischen Haushaltsvor
schriften ausnahmslos solche Ausgaben und Ein
nahmen, die der Art nach im Bundeshaushalt 
regelmäßig oder in kürzeren Zeitabschnitten 
wiederkehren. 

Als a u ß e r 0 r den t li c h e Gebarungen 
sind Ausgaben und Einnahmen nur dann zu be
handeln, wenn sie der Art nach im Bundeshaus
halt nur v,ereinzelt vorkommen oder der Höhe 
nach den normalen Wirtschaftsrahmen erheblich 
überschreiten. Dies trifft insbesondere für die den 
normalen Wirtschaftsrahmen erheblich 'überstei
genden größeren Investitionen der' Verwaltung 
des Bundes zu. Außerdem ist die gesonderte Dar
stellung 9ieser Investitionen in der außerordent
lichen Gebarung zweckmäßig, weil diese aus lau
fenden Einnahmen nicht zur Gänze bedeckt 
werden können und daher die Finanzierung aus 
den Erlösen von Kreditoperationen notwendig 
ist. Die Bedeckung von Investitionen durch Kre
ditoperationen läßt sich auch wirtschaftlich ver
treten, da ihnen eine wertvermehrende und pro
duktivitätssteigernde Wirkung für das Bundes
vermögen zukommt. 

Aufgliederung nach Gebarungsgruppen 

Erstmalig hat das Bundesministerium für 
Finanzen im Jahre 1954 alle Gebarungen, die zur 

Schaffung neuer AnlagevermögeIlJ des Bundes und 
die der Förderung der Wirtschaft dienen,' in 
eigenen finanzgesetzlichen Ansätzen erfaßt. Wei
ters wurden die Ausgaben des Zweck aufwandes, 
soweit sie auf gesetzlicher Grundlage beruhen, 
unter eig,enen finanzgesetzlichen Ansätzen zur 
Darstellung gebracht, um einen besseren Einblick 
in den Bundesvoranschlag zu erlangen, inwieweit 
bei gleichbleibender Gesetzeslage die starren un
beeinflußbaren Ausgaben von vornherein gegeben 
sind. 

Im weiteren Verlauf ergab sich das Bedürfnis, 
die Gesamtaufwendungen des Bundes insbeson
dere für die Aufgabenbereiche Erziehung und 
Kultur sowie Wohlfahrt und Wirtschaft fest
stellen zu können. Das Bundesministenum für 
Finanzen hatte sich daher erstmalig im Jahre 1956 
entschlossen, neben der bereits durchgeführten 
Kennzeichnung der finanz gesetzlichen Ansätze 
nach wirtschaftlichen und haushaltsrechtlichen 
Gesichtspunkten, auch noch die Zugehörigkeit 
dieser Gebarungen zu den vorerwähIlJten Auf
gabenbereichen erkenntJich zu machen. 

Die finanzgesetzlichen Ansätze des Bundesvor- Gebaruogen 
anschlages sind daher derzeit in einer "Ge- (Kennzeichen) 
barungsgruppe" benannten Spalte hinsichtlich 
der wirtschaftlichen und haushalts rechtlichen 
Belange mit nachstehenden Kennzeichen ver-
sehen: 
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Gebarungen und Aufgabenbereiche 13 

Kennzeimen Gebarung des einzelnen 
finanzgesetzlichen Ansatzes 

v ...... Verwaltungsaufwand. 

Zweduufwand: 

a) Anlagen: 
AnJG ... Gesetzliche Verpflichtungen. 
An .... , Ermessenskredite. 

b) Förderungsausgaben: 
F/G . . .. Gesetzliche Verpflichtungen. 
F ...... Ermessenskredite. 

c) Aufwandskredite: 
A/G . . .. Gesetzliche Verpflichtungen. 
A .... " Ermessenskredite. 

Der Aufgabenbereich ist in der Spalte' "Geba
rungsgruppe" durch folgende zusätzliche Kenn

. zeichen ersichtlich gemacht: 

Kennzeichen Aufgabenbereich 

K •••..... " Erziehung und Kultur. 
S ......... . Wohlfahrt. 
W ..•.....• Wirtschaft. 
H .....••.. , übrige Gebarung. 

Als "Ve r wal tun g sau f w a n d" ist der 
Personal- und Amtssachaufwand laut starrem 
Post:enverzeichnis veranschlagt. 

Als ;,A. n lag e n" sind die Ausgaben des 
Zweckaufwandes [einschließlich-der Ersatzanschaf
fungen 1)] bezeichnet, durch die im Vermögen 
des Bundes eine Umschichtung von Geldwerten 
in Sachwerte eintritt. 

Unter "F ö r der u n g sau s gab e n" sind 
. Darlehen und Zuschüsse an Dritte zur Erfüllung 
wirtschaftlicher, kultureller, sozialer und sport
licher Aufgaben veranschlagt. 

Unter "Aufwandskredite" sind alle 
Kredite des Zweckaufwandes veranschlagt, soweit 
sie keine Kredite für Anlagen oder Förderungs
ausgaben darstellen 2}. 

Bei den drei letztgenannten Gebarungsgruppen 
sind jeweils die Kredite auf Grund gesetzlicher 
Verpflichtungen gesondert von den übrigen er
forderlichen Krediten veranschlagt. Als "G e
set z I ich e Ver p f I ich tun gen" sind die 
Ausgaben veranschlagt, deren Leistungspflicht 
durch den Bund dem Grunde und der Höhe nach 
gesetzlich festgelegt ist. Beiträge auf Grund zwi
schenstaatlicher Vereinbarungen oder an exterri
toriale Organisationen, weiters öffentliche Ab-

1) Die Gebarungssummen der Anlagen~Kredite sind 
nicht identisch mit den Zugängen im Vermögen des 
Bundes. über die Änderungen im Vermögen des 
Bundes geben gesonderte Aufschreibungen Aufschluß. 

2) Hiezu gehört auch der "Regieaufwand" der 
Monopole, Bundesbetriebe und Bundesbahnen gemäß 
Erlaß des Bundesministeriums für Finanzen vom 
10. Juli 1954, Z1. 66.855-I/54. 

gaben sind den "Gesetzlichen Verpflichtung<:n" 
gleichgesetzt 1). 

Aufwendungen, die auf Grund gesetzlicher Er
mäch·tigungen erfolgen, sind als Ermessenskredite 
dargestellt, da für deren Genehmigung bzw. für 
deren Höhe das Ermessen des zuständigen Res
sorts ausschlaggebend ist. Zu den Ermessens
krediten zählen daher insbesondere Ausgaben, 
die auf Grund des gesetzlich festgelegten Auf
gabenbereiches einer Bundesbehörde anfallen, für 
die aber eine zwingende Leistungsverpflichtung 
durch materielle Bestimmungen eines eigenen 
Bundesgesetzes nicht gegeben ist. . 
. Zum Aufgabenbereich "E r :t i eh u n gun d 

Ku I t u r" zählen die Ausgaben für Kunst und 
Wissenschaft, für Volksbildung, Erziehung und 
Schulwesen sowie für Jugendförderung. 

Der Aufgabenbereich "W 0 h 1 f a h r tce um
faßt die Leistungen des Bundes zur Sozialver
sicherung, die Aufwendungen aus det: Arbeits
losenversicherung und für sonstige sozialpoli
tische Maßnahmen, ferner für die Kriegsopfer-, 
Wohnungs- und Jugendfürsorge, für das Ge
sundheitswesen einschließlich der Sportförderung 
sowie für familien- und bevölkerungspolitische 
Maßnahmen. 

Im Aufgabenbereich "W i r t s c h a f t" sind 
alle Ausgaben des Bundes aus wirtschafts- und 
verkehrsfördernden Maßnahmen sowie aus 
seiner eigenen wirtschaftlichen Tätigkeit, ferner 
die Aufwendungen der öffentlichen Dienste er
faßt. 

Dem Aufgabenbereich "ü br i g e Ge b a
run g" gehören an alle Ausgaben des Bundes für 
die Hoheitsverwaltung im engeren Sinne (zum 
Beispiel Rechtsetzung und Rechtsschutz}, für die 
Landesverteidigung, sowie alle übrigen Gebarun
gen, insbesondere aber Vermögensgebarungen, 
die den vorgenannten drei Aufgabenbereichen 
nicht zugezählt werden. 

Der Aufwand der für die einzelnen Aufgaben
bereiche tätig werdenden Bundesbehörden ist 
jeweils als Aufwand dieser Bereiche dargestellt. 

In den Teilheften zum Bundesvoranschlag 1959 
sind wie im Vorjahr die Aufgaberrbereiche W ohl
fahrt 2), Wirtschaft 3) und übrige Gebarung 4} in 
weitere Bereiche aufgespalten, da dies für die 
Aufgliederung der Gebarung des Bundes nach 

1) Neben den Ausgaben der Gebarungsgruppen 
"Gesetzliche Verpflichtungen" zählen auch noch ein
zelne aus verwaltungstechnischen Gründen an anderer 
Stelle mitveranschlagte Ausgaben zu den gesetzlichen 
Verpflichtungen des Bundes, deren Mehrausgaben ge
mäß Art. II Abs. 3 des Bundesfinanzgesetzes in Mehr
einnahmen bedeckt werden können. 
, 2) Gesundheit (Gh), Soziale Wohlfahrt (SW), 
Wohnungsbau (Wb). 

3) Straßen und Verkehr (Tr) , Land- und Forst- . 
wirtschaft (Lf), Industrie, Handel und öffentliche 
Dienste (ID). 

4) Landesverteidigung (Lv), Staats- und Rechts
sicherheit (St), übrige Hoheitsverwaltung (Hv), An
lehens- und Vermögensgebarung (Vg). 

Aufgaben
bereiche 

(Begriffe) 

Aufwand 
für Bundes
behörden 

Unterglie
derung der 
Aufgaben-

bereiche 
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14 Verrechnungs ansätze ; betriebsähnliche Verwaltungszweige ; mehrjährige Vorhaben; 
Zweckgebundene Einnahmen; -

KJ;iterien der volkswirtschaftlichen Gesamtrech- Die Gebarung der betriebsähnlichen Verwal
nung in der international üblichen Weise unJbe- tungszweige wird von der übrigen Gebarung ge
dingt erforderlich ist. Nähere Einzelheiten dar- trennt bei den einzelnen Kapiteln, und zwar in 
über sind aus der Beilage 01 zu entnehmen. der Regel in eigenen finanzgesetzlichen Ansätzen 

Eine Aufgliederung der Gesamtgebarung 1957 gesondert ausgewiesen. In Beilagen zu djesen 
und 1959 nach wirtschaftlichen und haushalts- finanzgesetzlichen Ansätzen werden in den Teil
rechtlichen Gesichtspunkten einerseits 1) und heften die ~us?abe?- und '~in?ahmen der ~in
funktionellen Gesichtspunkten 2) anderseits so- zelnen. betneb~ahnhchen ~m~.lchtu~gen weIter 
wie deren Kombinierung enthält die Beilage D a~fgeghedert. Emen ü~erb.hck uber dIe Gebarun.g 
auf Seite 222/223 3). Gleichartige Aufgliederun- dleser"y erw~ltun~szwCllge m den.Jahren 1 ?57 bIS 
gen hinsichtlich der Kredite der einzelnen Kap[tel 1959 gIbt dIe Beilage E auf Selte 231 bIS 236. 
des Bundesvoranschlages 1959 befinden sich in 
den entsprechenden Teilheften. Vorhaben, deren Durchführung die Kredite des 

Bundesvoranschlages durch mehrere Jahre belastet Die Ausgabenbeträge des Bundesvoranschlages 
1959 für .die nach wirtschaftlichen und haushalts
rechtlichen Gesichtspunkten erstellten Gebarungs
gruppen 4), u. zw. kapitelweise aufgegliedert, 
zeigen die Anlagen I d (Personalaufwand) und 
Anlage I c (Sachaufwand) des Bundesfinanz
gesetzes für das Jahr 1959, Seite 124 bis 126. 

Bei allen Vorhaben, für die Bundesmittel be- über mehrere 
reitgestellt werden und die sich über mehrere Jahre sich 

Jahre erstrecken, ist im Bundesvoranschlag J'eweils erstreckende 

Verrechnungsansätze 

Steht bei der Erstellung des Bundesvoranschlages 
nicht fest, ob für einen bestimmten Verwaltungs
zweck ein Erfordernis überhaupt auftritt, und 
kann im Falle des Eintrittes eines Erfordernisses 
dessen Höhe noch nicht abgeschätzt werden, so 
wird in den Bundesvoranschlag nur ein Verrech
nungssatz für das allfällige Erfordernis dieses 
Verwaltungszweckes eingesetzt, um den National
rat bei der .Beschlußfassung über das jeweilige 
Bundesfinanzgesetz von vornherein auf die Mög
lichkeit ciner Ausgabenvollziehung für diesen 
Verwaltungszweck aufmerham zu machen und 
seine Genehmigung hiezu zu erhalten. iBei diesen 
Verrechnungsansätzen wird ab 1959 über Wunsch 
des Rechnungshofes jeweils ein Betrag VOn min
destens 1000 SchiUing vorgesehen. 

Betriebsähnliche Verwaltungszweige 

Im Bundesvoranschlag 1955 wurden erstmals 
die Verwaltungszweige der ordentlichen Ge
barung besonders hervorgehoben, die einen be
triebsähnlichen Charakter aufweisen. Betriebs
ähnliche Verwaltungs zweige sind Einrichtungen 
zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben. Sie werden 
wie Betriebe geführt, unterscheiden sich von die
sen aber dadurch, daß eine Einnahmengewinnung 
nur insoweit erfolgt, als da,durch die öffentliche 
Aufgabenerfüllung nicht beeinträchtigt wlird. 

1) Aufgegliedert nach Gebarungen V, AniG, An, 
F/G, F, A/G, und A. 

2 Aufgegliedert nach den vier Aufgabenbereichen 
K, S, Wund H sowie deren elf Untergliederungen K, 
Gh, SW, Wb, Tr, Lf, ID, Lv, St, Hv und Vg. 

3) Die Anlage I e des Bundesfinartzgesetzes 1959, 
Seite 127, ist gleichartig gegliedert, beschränkt sich 
aber in funktioneller Hinsicht auf die vier Aufgaben
bereiche K, S, Wund H. 

4) Gesundheit (Gh), Soziale Wohlfahrt (SW), 
Wohnungsbau (Wb). 

nur jener Teilbetrag zu veranschlagen, der zur 
Ausführung der für das Voranschlagsjahr in Aus
sicht genommenen Arbeiten oder Anschaffungen 
erforderlich ist bzw. auf Grund rechtsverbind
licher Verpflichtungen aus einem solchen Vor
haben auf das Voranschlagsjahr entfällt. Zur Ge
winnung eines überblickes über die Gesamtkosten 
und die auf die einzelnen Budget jahre entfallen
den Teilerfordernisse solcher Vorhaben sowie 
ü:ber die Beiträge Dritter (Gebietskörperschaften, 
Personengemeinschaften oder andere Personen) 
zu diesen, sind allen Teilheften zum Bundes
voranschlag 1959 entsprechende übersichten an
geschlossen. 

Bauvorha'ben (Hoch-, Straßen- und Wasser
bauten) mit Gesamtkosten von 10 Millionen 
Schilling und mehr je Vorhaben sowie sonstige 
Vorhaben mit Gesamtkosten von 5 Millionen 
Schilling und mehr je Vorhahen sind in diesen 
übersichten einzeln dargestellt. .Alle anderen 
Vorhaben sind größtenteils zur Vermeidung einer 
zu starken Arbeitsbelastung gemeinsam nach-
gewiesen. 

Die vorerwähnten Bauvorhaiben, deren Ge
samtkosten im Einzelfall 10 Millionen Schilling 
übersteigen, wurden wie im Vorjahre in den 
Teilhefte11l bei eigenen Verrechnungsposten ge-
sondert veranschlagt. . 

Zweckgebundene Einnahmen 

Auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen, in ein
zelnen Fällen aber auch aus Zweckmäßigkeits
gründen auf Grund von Vereinbarungen dürfen 
gewisse Einnahmen nur für bestimmte Ausgaben 
Verwendung finden. Soweit aus derartigen zweck
gebundenen Einnahmen am Ende des Haushalts
jahres Einnahmenreste verbleiben, werden diese, 
falls für deren Verausgabung im Bundesvor
anschlag des nächsten Verwaltungsjahres kein 
Kredit vorgesehen werden konnte, im Wege von 
Jahreskreditüberschreitungen zur Verfügung ge
stellt. 

Vorhaben 

Zweck
gebundene 
Einn~hmeD 
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Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung ; Allgemeines; ausländische Zahlungsmittel 15 

Die am Ende des Verwaltungsjahres 1957 ver
bliebenen Einnahmenreste, die Gebarung 1957 
sowie ·die in den Bundesvoranschlägen 1958 und 
1959 veranschlagte Gebarung aus diesen zweck
gebundenen Einnahmen enthält die Beilage M 
auf Seite 282 bis 288. 

Aufgliederung der Bundesgebarung nach Kriterien 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 

Die institutionelle Gliederung der' Ausgaben 
und Einnahmen des Bundes ist eine unerIäßliche 
Notwendigkeit jedes Bundesfinanzgesetzes, weil 
sie jene Gliederung ergibt, die dem Verfügungs
und Verantwortungs bereich der Verwaltungs
stellen des Bundes entspricht. 

Die Ausgaben und Einnahmen des Bundes 
stehen aber auch in einer Beziehung zur ge
samten Volkswirtschaft, worüber nähere Einzel
heiten den Ausführungen in der Beilage 01 ent
nommen werden können. Es sind daher den Er
läuterungen auch Darstellungen des Bundes
budgets der Jahre 1953 bis J 959 angeschlossen, 
die n~ach ökonomischen Gesichtspunkten geglie
dert sind und auf die in der internationalen Sta
tistik gebräuchlichen Begriffsbestimmungen Be
dacht nehmen (siehe Beilage 02 .und Beilage 05). 

. Allgemeines 

Im Bundesvoranschlag 1959 (Anlage I zum 
Bundesfinanzgesetz 1959) sind sämtliche im 
Laufe des' Jahres 1959 zu erwartenden Geld
einnahmen und -ausgaben des Bundes veran
schlagt. Die Monopole, Bundesbetriebe und 
Bundesbahnen sind keine eigenen Wirtschafts
körper, sodaß diese ebenso wie die betriebsähn
lichen Verwaltungszweige mit ihren Bruttoaus
gaben und -e~pnahmen iJ.ll Bundesvoranschlag 
aufsmeinen. Hingegen sind die. verstaatlichten 
Unternehmungen Kapitalgesellschaften mit eige
ner Rechtspersönlichkeit, so daß im Bundeshaus
halt deren Bruttogebarung nicht veranschlagt 
wird 1). , 

Das Finanzjahr deckt sich mit dem Kalender
jahr. 

Die Ausgaben und Einnahmen des Bundes sind 
ungekürzt, das ist mit dem Gesamtbruttobetrage, 
veranschlagt. Bei Kapitel. 17 "öffentliche Ab
gaben" sind die den Ländern, den Gemeinden 
und der Stadt Wien zukommenden Ertragsan
teile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben 
sowie weitere auf Grund gesetzlicher Bestim
mungen an Gebietskörperschaften, öffentliche 
Fonds und Kammern als Standesvertretungen zu 
überweisende Anteile öffentlicher Abgaben ab
gesetzt, so daß in der Schlußsumme des Ka
pitels 17 nur der dem Bunde verbleibende Er
trag der öffentlichen Abgahen aufscheint. 

Den Ziffem ·der finanzgesetzlichen Ansätze 
des Bundesvoranschlages 1959 sind zur Ermög
lichung eines ziffernmäßigen Vergleiches in einer 
eigenen Spalte die Ziffernansätze des Bundesvor
anschlages 1958 beigefügt. 

Dariiber hinaus sind in den sogenannten "Teil
heften", in denen die finanzgesetzlichen Ansätze 
des Bundesvoranschlages nach Posten aufgeglie
dert werden, den Ziffern der Postenverzeichnisse, 
und zwar bei den finanzgesetzlichen Ansätzen 
und Krediten der einzelnen Verreclinungsposten, 
neben den Vergleichsziffern 1958 auch die ver
gleichbaren 'Erfolgsziffern des Bundesrechnungs
abschlusses 1957, ausgewiesen. Die Teilhefte sind 
nicht Bestandteile des Bundesfinanzgesetzes 1959. 

Ausländische Zahlungsmittel 

Der Bundesvomnschlag ist ,in Xhlllingen er
stellt. Soweit Zahlungen io. ausländischen Zah
lungsmitteln geleistet werden, sind sie bei den 
einzelnen finanzgesetzlichen Ansätzen nach dem 
Ruridschreiben des Bundesministeriums für Fi
nanzen vom 1. Jänner 1958, Zl. 9624-15 A/1958 
(sowie dessen mit den Zahlen 39.269-15 A/1958 
und 41.195-15 A/1958 erfolgten Abänderungen), 
mit nachstehenden Kassenwerten veranschlagt: 

1 ägyptisches Pfund ............ . 
1 au~tralisches Pfund ........... . 
1 britisches Pfund ............. . 
1 israelisches Pfund ............• 
1 libanesisches Pfund ...........• 
1 südafrikanisches Pfund ........ . 
1 türkisches Pfund ••............ 
1 irakischer Dinar ............. . 

100 argentinische Pes os ........... . 
100 belgische Francs ............. . 
100 bolivianische Bolivianos 
100 brasilianische Cruzeiros ....... . 
100 bulgarische Lewa ............. . 
100 chilenis'che Pesos •.............. 
100 dänische Kronen ............. . 
100 deutsche Mark .............. .. 
100 finnische Mark .............. . 
100 französische Francs ...... , .. , .. 
100 griechische Drachmen ........ . 
100 holländische Gulden .......... . 
100 indische Rupien .............. . 
100 indonesische Rupien ........... . 
100 italienische Lire ............. . 
100 japanische Yen ............... . 
100 jugoslawische Dinar .",.""" 

SdJilling 

58'00 
58'00 
72'80 

8'60 
8'00 

72'80 
5'50 

72'80 
70'00 
52'00 
0'34 

28'00 
273'00 

4'00 
376'00 
619'00 

8'10 

6'19 
8670 

1) S' h eh d' A f h b ' '1 100 kanadische Dollar .... : .... " .. . le e au le us Ü rungen el Kaplte 18 
Titel 1 auf Seite 113, 100 kolumbianische Pesos~ " . , , ..... 

684'00 
546'00 

64'00 
4'15 

.6'50 
3'50· 

2.620'00 
400'00 

Ausländische 
Zahlungs

mittel 
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16 Ausländische Zahlungsmittel 

100 mexikanische Pesos ........... . 
100 norwegische Kronen ... ;' ...... . 
100 pakistanische Rupien .......... . 
100 persische Rial .............. .. 
100 peruanische Sol .............. . 
100 polnische Zloty .............. . 
100 portugiesische Eskudos ..... ; .•. 
100 rumänische Lei .............. . 
100 sowjet-russische Rubel ........ . 
100 schwedische Kronen ........... . 
100 'schweizer Franken ........... . 
100 siamesisdte Tical (Bath) ....... . 
100 spanische Peseten •............ 

. 100 tschedtoslowakische Kronen ..... 
100 ungarische Forint ••••••.•••••• 
100 venezolanische Bolivare~ ....... . 
100 US-Dollar .. : .............. .. 

1 kg Gold .................... . 

Sdlilling ! Die Verrechnung (Abstattung) der in aus-
208'00 ländischen Zahlungsmitteln geleisteten Ausgaben 
364'00 erfolgt grundsätzlich bei den betreffenden finanz-
500'00 gesetzlichen Ansätzen zum jeweiligen Kurswert 

32'50 zuzüglich der damit verbundenen Spesen, die 
Verrechnung der Einnahmen zum Kurswert ab-

130'00 züglich der Spesen. 
108'00 

90'50 Ausgenommen hievon sind ausländische Zah-
216'50 lungsmittel, die auf Grund besonderer Vorschrif-
260'00 ten von den Zahlungspflichten unmittelbar bei 
503'00 Bundeskassen eingezahlt beziehungsweise von 

Bundeskassen unmittelbar im die Empfangs-
595'00 berechtigten ausgezahlt werden; diese Gebarungen 
104'00 werden von den Kassen zum Kassenwert verrech-
42'00 net, desgleichen Zahlungen in ausländischer Wäh-

180'00 rung, die über für bestimmte Bundesdienststellen 
100'00 eröffnete Fremdwährungskonten abgewickelt 

. werden (Erlaß des Bundesministeriums für Finan-
78000 zen vom 16. Juni 1956, Z. 84.523-15 A; Amts-

2.600'00 I blatt der österreichischen . Finanzverwaltung 
27.794'00 Nr. 208/1956).' . . 
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Gebarungs
übersicht 

1945-1952 

1953-1957 

17 

Abschnitt ,IV. 

Bundesgebarung der Vorjahre und langfristiges Investitionsprogramm 
, des Bundes. 

Für die Jahre 1945 bis 1957 liegen die Er~ Diese günstige Entwicklung begann im Jahre 
gebnisse des Rechnungsabschlusses bereits vor. 1953 nach der durchgeführten Budgetsanierung 
Deren Schlußziffern sowie jene der Bundesvor- und Währungsstabilisierung. Die Haushaltsein
anschläge für diese Jahre und für ,dilie Jahre 1938, nahmen des Bundes weisen von 1952 bis zum 
1958 und 1959 sind aus der Beilage A auf Jahre 1957 nach Ausscheiden von verschiedenen 
Seite 194 und 195 zu entnehmen. ' Doppelzählungen eine Steigerung von etwas mehr 

als 60 % auf. Obwohl in dieseQl Zeitraum 'zweiZu den Gebarungen der einzelnen Verwal-
tungsjahre ist zu bemerken: mal die Einkommensteuer gesenkt, Zuschläge 

zur Einkommen-, Vermögen- und Körperschaft-
Im Jahre 1945 war ein Voranschlag nieht auf- steuer vermindert und neun Verbrauchsteuern 

gestellt worden. Der Rechnungsabschluß für das aufgehoben wurden, erhöhte sich der Brutto
Rechnungsjahr 1945 umfaßt nur die Gebarung ab ertrag der öffentlichen Abgaben des Bundes 
Beginn der österreichischen Kassentätigkeit im gleichfalls um mehr als 60 0/0. Auch die Mono
April/Mai 1945, somit nur rund 8 Monate. Für pol-, Betriebs-, und sonstigen Verwaltungsein
das Jahr 1946 stand als Grundlage für die Haus- nahmen nahmen entsprechend zu, wobei im 
haltsverwaltung des Bundes erstmalig seit dem wesentlichen keine Erhöhungen der Tarife und 
Jahre 1938 wieder ein Bundesvoranschlag zur Kostenersätze vorgenommen wurden. Die Ein
Verfügung. nahmensteigerung des Budgets ist daher durch 

Die Ausweitung des Rahmens der Bundes- die günstige Entwicklung der österreich ischen 
haushalte in den folgenden Jahren bis zur Stabili- Wirtschaft bedingt gewesen. Das Brutto-Nati
sierung der Währung und des Bundeshaushaltes onalprodukt, d. i. die Summe der, im Inland er
in den Jahren 1952/53 ,hat im wesentlichen seine zeugten Sachgüter und erstellten Dienstleistun
Ursache in den Auswirkungen der in diesem Zeit- gen, bewertet zu ihren Marktpreisen, hat sich 
raum durchgeführten fünf allgemeinen Preis- und von 1952 bis 1957 von 76'8 Milliarden Schilling 
Lohnübereinkommen, die eine Senkung der in- um faßt 58% auf 121'8 Milliarden Schming 
ländischen Kaufkraft der österreichischen Schil- erhöht. Die prozentuelleZunalime der Haus
lingwährung zur Folge hatten. Nähere Einzel- haltseinnahmen und die damit Hand in Hand 
heiten darüber können in den Erläuterungen zu erfolgte Ausweitung des Budgetvolumens hält 
den Bundesfinanzgesetzen der Vorjahre (letzt- sich daher im Rahmen der Steigerung des Brutto
malig in den Erläuterungen zum Bundesfinanz- Nationalproduktes. 
gesetz 1954 auf Seite 5 bis 11) nachgelesen 
werden. Einzelheiten über die Gebarungsentwicklung 

In den Jahren 1953 bis 1957 ist die weitere 1953 bis 1956 (Voranschlag) können den Er-
E--L "'h d B d I b d' t d ch läuterungen zu den Bundesfinanzgesetzen der =0 ung es u getvo umens ' e mg ur 
Mehraufwendungen aus zwischenstaatlichen Ver- Vorjahre entnommen werden, und zwar letzt-
trägen und gesetzlichen Maßnahmen (Wiederauf- ,malig den Erläuterungen zum Bundesfinanz
nahme des Vorkriegsschuldendienstes, Durchfüh- gesetz 1957 auf Seite 8 bis 11. Hinsichtlich der 
rung des Staatsvertrages und Aufbau der Landes- Jahre 1956 (Erfolg) und 1957 folgen anschließend 
verteidigung, Valorisierung der Bezüge der Bun- nähere Ausführungen. 
desbediensteten, Ausweitung des Familienlasten- Die Gebarung des Bundesrechnungsabschlusses 
ausgleiches und der Sozialversicherung), durch 1956 ergab in der ordentlichen Gebarung einen 
die Erhöhung des Kulturbudgets und durch überschuß von 590 Millionen Schilling gegen
finanzpolitische Maßnahmen zur Konjunktur- über einem veranschlagten Abgang von fast 
beeinflussung. Trotz dieser Budgetausweitung 1209 Millionen Schilling und in der außerordent
schloß die Bundesrechnung in den Jahren 1953 lichen Gebarung einen Abgang von 1368 Millionen 
und 1954 in der Gesamtgebarung, in den Jahren Schilling. Der Gesamthaushalt weist daher nur 
1955 bis 1957 in der ordentlichen Gebarung mit einen Abgang von 778 Millionen Schilling gegen
einem überschuß ab. über emem veranschlagten Fehlbetrag von 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz. 2 

1956 
Redmungs

abschluß 
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18 Gebarung der Vorjahre 

2173 Millionen Schilling 'auf. Dabei erfuhr die 
Gebarung während des Jahres noch bedeutende 
Mehrbelastungen, wie aus den Ausführungen im 
nächsten Absatz ersehen werden kann. Aber 
dank einer mehr als erwartet guten Konjunk
turentwicklung, die eine Steigerung der Kauf
kraft und des Importvolumens 'bewirkte, erfuh
ren die Einnahmen die aufgezeigten Erhöhungen. 

Die, Mehrausgaben der ordentlichen Gebarung 
von rund 2'2 Milliarden Schilling gegenüber dem 
Bundesvoranschlag 1956 ergeben sich mit rund 
07 Milliarden Schilling heim Personalaufwand 
und mit rund 1'5 Milliarden Schilling beim Sach
aufwand. Die persönlichen Mehrausgaben sind 
im wesentlichen auf die am 1. Feber 1956 wirk
sam gewordene 850f0ige Erfüllung _ des Gehalts
gesetzes 1956 (BGBL Nr. 54) und analogen ge
setzlichen Regelungen (BGBL Nr. 59, 64, 66, 
102) zurückzuführen, die alle erst vom Nation'al
rat nach Genehmigung des Bundesfinanzgesetzes 
1956 beschlossen worden waren. Im Sachauf
wand ergaben sich zusätzliche Belastungen des 
Bundeshaushaltes in der Hauptsache aus Maß
nahmen auf dem Gebiete des Familienlastenaus
gleiches gemäß BGBL Nr, 52/1956 (336 Mil
lionen Schilling) und der erforderlichen über
stellung des überschusses des Kinderbeihilfen
fonds an den Familienlastenausgleichsfonds 
(398 Millionen Schilling), aus der Erhöhung der 
Milchpreisstützung gemäß BGBL Nr. 173/1956 
und Preisstützungen für sonstige Lebensmittel 
und Futtermittel (452 Millionen Schilling), aus 
der erforderlich gewordenen Beschleunigung des 
Aufbaues der Landesverteidigung (rund 350 Mil
lionen Schilling), bei dem aus den Eingängen 
des Zuschlages zur Mineralölsteuer finanzierten 
Straßenbau (160 Millionen Schilling), aus der 
Gewährung vo~ Darlehen an verstaatlichte Un
ternehmungen und sonstige Darlehensnehmer 
(rund 280 Millionen Schilling), aus Ausgaben von 
rund 70 Millionen Schilling zur Vermeidung 
eines Zahlungsverzuges bei den Lieferungen an 
die UdSSR auf Grund des Staatsvertrages, bei 
den Osterreichischen Bundesbahnen (134 Millio
nen Schilling), aus ERP-Gebarungen (138 Millio
nen Schilling) sowie aus der Betreuung der Un
garnflüchtlinge, Diesen Mehraufwendungen stehen 
wesentliche Ersparungen bei den Leistungen des 
Bundes zur, Sozialversicherung (rund 600 Mil
lionen Schilling), zum größten Teil auf Grund 
der ibesseren' Einnahmenentwicklung bei den So
zialversicherungsträgern sowie beim Staatsver
trag infolge noch nicht beendeter zwischenstaat
licher Verhandlungen und Nichtwirksamwerdens 
entsprechender Durchführungsgesetze (rund 
350 Millionen Schilling) gegenüber. 

Den Hauptanteil an den Mehreinnahmen ge
genüber dem Bundesvoranschlag 1956 in der 
Höhe von rund 4'0 Milliarden Schilling erbrach
ten die öffentlichen Abgaben mit rund 1'4 Mil
liarden Schilling. Die restlichen Mehreinnahmen, 

größtenteils wie bei den öffentlichen Ahgaben 
durch die günstige Wirtschaftsentwicklung be
dingt, verteilen sich auf fast alle übrigen Ver
waltungszweige des Bundes, wovon zu erwähnen 
wären: 860 Millionen Schilling aus höheren Ein
gängen an Dienstgeberbeiträgen zum Ausgleichs
fonds für Kinderbeihilfe und aus der überstel
lung dessen überschuß an den Familienlasten
ausgleichsfonds, 170 Millionen Schilling im Zu
sammenhang mit der Ausprägung von Scheide
münzen, rund 165 Millionen Schilling aus 
höheren Eingängen bei den Arbeitslosenversiche
rungs- und Wohnbauförderungsbeiträgen, gün
stigere Einnahmen der Post- und Telegraphen
anstalt (158 Millionen Schilling), der Bundes
bahnen (163 Millionen Schilling) und der 
Bundesforste (98 Millionen Schilling), rund 
170 Millionen Schilling höhere Monopolerträge, 
163 Millionen Schilling Montangebühren, 
114 Millionen Schilling aus ERP-Freigaben für 
Zwecke der laufenden Gebarung und Abfuhren 
der Oesterreichischen Nationalbank von Zinsen 
aus Aufbaukrediten, rund 90 Millionen Schilling 
aus Preisausgleichen, rund 60 Millione~ Schilling 
im Zusammenhang mit ehemals deutschen Ver
mögenswerten sowie in- und ausländische Spen
den für den Aufwand des Bundes aus der Be
treuung der Ungarnflüchtlinge. 

In der außerordentlichen Gebarung sind von 
den Mehrausgaben in Höhe von 705 Mil
lionen Schilling etwa 300 Millionen Schilling 
durch gleichhohe Mehreinnahmen aus ERP-Frei
gaben hedeckt, die nicht veranschlagt waren. Die 
restlichen 400 Millionen Schilling Mehrausga1ben 
fanden Verwendung zur Beendigung oder Fort
führung von Investitionsvorhaben des Bundes. 
Der Abgang der außerordentlichen Gebarung 
von 1368 Millionen Schilling wurde zum Teil 
aus dem o.berschuß der ordentlichen Gebarung, 
zum anderen Teil aus Erlösen von Kreditope
rationen und aus Kassenbeständen finanziert. 

Bei der Erstellung des Bundesvoranschlages 
1957 waren folgende Aufgaben zu erfüllen ge
wesen: 

1. Die Stabilität der Währung, Preise und 
Löhne durch einen geordneten Bundeshaushalt 
zu sichern; 

2. die Bedeckung der Mehrerfordernisse der 
ganzjährigen Auswirkungen des Gehaltsgesetzes 
1956 und analoger Bezugsregelungen, des Bundes
zuschusses an die Sozialversicherung für die Er
höhung der Altrenten, des Bundeszuschusses für 
eine im Laufe des Jahres 1957 wirksam 'werdende 
Altersversorgung der Selbständigen, der Bundes
zuschüsse an den Bundes-Wahn - und Siedlungs
fonds und an den Wohnhaus-Wiederaufbaufonds, 
der Novellierung der Kriegsopferfürsorge und 
die Aufrüstung des Bundesheeres sicherzustellen, 
ohne, bestehende Einnahmenquellen des Bundes 
zu erhöhen oder neue zu schaffen; 

1957 
Voransmlag 
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1957 
R"mnungs

abschluß 

Gebarung der Vorjahre 19 

3. eine Einschränkung des Investitionsvolumens 
der ordeIltlichen und außerordentlichen Geba
rung des Bundes (insbesondere Bausektor) sowie 
der Förderungstätigkeit des Bundes aus Kon
junkturpolitischen Gründen vorzunehmen. .. 

Diese Aufgaben konnten im Bundesvoranschlag 
1957 als erfüllt angesehen werden. Die ordent
liche Gebarung des Bundesvoranschlages 1957 
sah zwar einen Abgang von rund 860 Millionen 
Schilling und die außerordentliche Gebarung 
einen solchen von rund 700 Millionen Schilling 
vor, doch bestand begründete Aussicht, daß zu
mindest der Abgang der ordentlichen Gebarung, 
vermutlich aber auch der Abgang der außer
ordentlichen Gebarung aus Mehreinnahmen des 

. Bundes und kleineren Ausgabenersparungen 
seine Bedeckung finden wird. 

Die Gebarung des Bundesrechnungsabschlusses 
1957 zeigt, daß die be~ der Erstellung des Vor
anschlages angenommene günstige Entwicklung 
im Jahre 1957 auch tatsächlich eingetreten ist. 
Statt des veranschlagten Abganges hat die ordent
liche Gebarung einen überschuß von 300 Mil
lionen Schilling zu verzeichnen. Insgesamt zeigt 
der Rechnungsabschluß gegenüber dem Voran
schlag ordentLiche Mehreinnahmen von rund 
3·8 Milliarden Schilling, denen aber auch ziemlich 
hohe Mehrausgaben gegenüberstehen. 

Die Mehrausgaben der ordentlichen Gebarung 
von rund 2·6 Milliarden Schilling gegenüber dem 
Bundesvoranschlag 1957 ergeben sich fast zur 
Gänze beim Sachaufwand. Die Steigerung gegen
über dem Voranschlag beträgt rund 8 010 und 
beruht im wesentlidten auf gesetzlichen Maß
!lahmen bzw. Verpflichtungen (Familienlasten
ausgleich rund 410 Millionen Schilling, aus der 
erhöhten Milchaufbringung + 70 Millionen 
Schilling und aus der Ausprägung der Scheide
münzen rund 280 Millionen Schilling) sowie auf 
Mehraufwendungen (749 Millionen Schilling) der 
Monopole, Bundesbetriebe und Bundesbahnen im 
Zusammenhang mit Mehrleistungen, die mit ent
sprechenden Mehreinnahmen (976 Millionen 
Schilling) verbunden waren. 

Mehrausgaben ergaben sich weiters aus der 
bruttomäßigen Darstellung der Gebarung aus 
den Erdöllieferungen österreichs an die Sowjet
union auf Grund des Staatsvertrages sowie der 
Gcbarung aus der Umwandlung von Darlehen 
des Bundes in Kapitalsbeteiligungen des Bundes 
an Unternehmungen. Schließlich fielen noch 
Mehrausgaben aus der Betreuung von Flücht
lingen (170 Millionen Sch,iJling) und aus Frei
gaben von ERP-Mitteln (107 Millionen Schilling) 
an, welchen gleic4 hohe Einnahmen gegenüber
standen. 

206 Millionen Schilling Mehrausgaben entfallen 
auf die im Rahmen der Freigaben aus' dem Even
tualvoranschlag getätigten Ausgaben. 

Die Mehreinnahmen, die gegenüber dem Bun
desvoranschlag 1957 um 12010 höher liegen, sind, 
von den Einnahmen auf Grund bruttomäßiger 
Darstellung e'Lnzelner Gebarungen abgesehen, in 
einer weiteren Entfaltung der österreichischen 
Wirtschaft begründet. Der Erfolg der öffentlichen 
Abgaben im Jahre 1957 lag um 659 Millionen 
Schilling ·höher als der Voranschlag. Gegenüber 
dem Jahreserfolg der öffentlichen Abgaben im 
Jahre 1956 ergab sich eine Steigerung, von rund 
2 Milliarden Schilling. 

Zu der Steigerung gegenüber dem Vorjahre ist 
folgendes zu bemerken: 

Die prozentuell größte Steigerung (75 0/0 ) ist 
bei der Vermögensteuer zu verzeichnen. Hier 
wirkten sich die Hauptfeststellung der Einheits
werte m~t Stichtag 1. Jänner 1956 unter Berück
sichtigung der Vermögenswerte auf Grund der 
Schillingeröffnungsbilanzen und die Vermehrung 
des Volksvermögens aus. Mehreinnahmen von 
mehr als einer Milliarde Schilling brachte die Eln
kommensteuer (Veranlagte Einkommensteuer, 
Lohnsteuer, Beitrag vom Einkommen). Insbe
sondere erhöhte s,ich die Lohnsteuer durch eine 
neuerliche Zunahme der Beschäftigtenanzahl und 
durch verschiedene Lohnerhöhungen im Jahre 
1957. Hiebei kann festgestellt werden, daß die 
Ausfälle aus den Tarifsenkungen der Jahre 1954 
und 1955 durch weitaus höhere Einkommen
steigerungen ausgeglichen worden sind. Das Ge
werbesteueraufkommen nahm um mehr als 20 0/ 0 

zu. 'Die anhaltend günstige Lage der Wirtschaft 
bewirkte außerdem e,j,ne weitere Steigerung der 
Massenkaufkraft und der Einfuhren, woraus sid1 
insbesondere die Mehreinnahmen an Umsatz
steuer samt Bundeszusd11ag, Rechnungsstempel 
und Zöllen erklären. 

Bei den übrigen Mehreinnahmen stehen die 
konjunkturbedingten im Vordergrund, und zwar 
fast 600 Millionen Schilling beim Familien
lastenausgleich, 116 Millionen Schilling bei den 
Arbeitslosenversicherungsbeiträgen, rund 100 Mil
lionen Schilling höhere Monopolerträge und über 
750 Millionen Schilling höhere Betriebsein
nahmen bei den Bundesbetrieben (Post- und 
Telegraphenanstalt, Bundesforste, Bundeshahnen). 
Weitere Mehreinnahmen sind zu verzeichnen in 
Zusammenhag mit der Ausprägung von Scheide
münzen (rund 370 Millionen Schilling) und aus 
der Durchführung des Staatsvertrages (rund 
200 Millionen Schilling aus ehemals deutschen 
Vermögenswerten und Ersä tzen verschiedener 
Art). 

Von den Mehrausgaben ~er außerordendichen 
Gebarung in Höhe von 1.113 Millionen Schilling 
sind 280 Millionen Schilling' durch gleich hohe 
Mehreinnahmen aus ERP-Freigaben bedeckt, die 
nicht veranschlagt waren. Weiters wurden nach 
Maßgabe der Eingänge aus Kreditübereinkom
men mit der Export-Import Bank vom Bund 
Darlehen in Höhe von 206 Millionen Schilling 
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1958 
Voranschlag 

20 Gebarung der Vorjahre; langfristiges Investitionsprogramm 

an Industrieunternehmungen gewährt. Auf 
Grund der Ermächtigung im Bundesfinanzgesetz 
1957 wurde ein Betrag von etwa 600 Millionen 
Schilling als zweite Hälfte der Jahrestangente des 
Langfristigen Investitionsprogramms im über
schreitungswege für Investitionen der Post und 
Bahn sowie für den Ausbau der Autobahn zur 
Verfügung gestellt. 

Zur Bedeckung der Gesamtausgaben in der 
außerordentlich·en Gebarung von rund 1'8 Milli
arden Schüling standen neben den bereits er
wähnten ERP-Mitieln im Sinne des Artikels II 
Absatz 3. des Bundesfinanzgesetzes 1957, BGBl. 
Nr. 6, über 1'2 Milliarden Schilling aus Erlösen 
von Kreditoperationen . (7 % Verkehrsanleihe 
1957, Schweizer Regierungskredit 1957, Kredite 
der Export-Import Bank zur Förderung der 
wirtschafdi.chen Entwicklung österreichs, Salz
burger Festspielhaus-Anleihe und Bundessdlatz-
scheine) zur Verfügung. . 

Bei der Erstellung des Bundesvoranschlages 
1958 waren folgende Aufgaben zu erfüllen: 

1. Die Stabilität der Währung, Preise und 
Löhne durch einen geordneten Bundeshaushalt 
zu sichern; 

2. die Bedeckung der Mehrerfordernisse auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtungen, sei es bereits 
hei Erstellung des Bundesvoranschlages .1957 be
standener oder erst im Laufe des Jahres 1957 neu 
begründeter Verpflichtungen, in der Höhe von 
2"1 Milliarden Schilling (in der Hauptsache 
Staatsschuld, Kriegsopferfürsorge, Familienlasten
ausgleich, Staatsvertrag), der Mehrerfordernisse 
auf Grund zweckgebundener Mehreinnahmen 
(rund 350 Millionen Schilling) sowie auf Grund 
von Mehrleistungen der Betriebe und betriebs
ähnlichen Verwaltungszweige des Bundes (rund 
550 Millionen Schilling) sicherzustellen; 

Der Ausgabenrahmen der ordentlichen Ge
barung des Bundesvoranschlages 1958 weist gegen
über dem Bundesvoranschlag 1957 die beträcht~ 
liche Ausweitung von fast 5'5 Milliarden Schil
ling aus. Von dieser Ausweitung entfällt ein Be
trag von über 400 Millionen Schilling auf die 
bruttomäßige Darstellung des auf Grund des 
Staatsvertrages an die UdSSR zu liefernden Erd
öles, so daß die eigentliche Ausweitung rund 
5 Milliarden Schilling beträgt. Die Bundesregie
rung glaubte, diese Ausweitung im Hinblick auf 
die sich im Jahre 1957 abzeichnende größere 
Ausweitung des Sozialproduktes verantworten 
zu können, dies umsomehr, als die im Jahre 
1957 gegenüber dem Vorjahre zugenommene 
Investitionstätigkeit der Wirtschaft für das Jahr 
1958 eine neuerliche Ausweitung des Sozial-· 
produktes versprach. 

Außerdem fiel die Erstellung des Bundes
voranschlages 1958 - konjunkturpolitisch be
trachtet - in eine Zeit einer gewissen Labilität 
der Weltkonjunktur. Dieser Umstand war maß
gebend für die höher,e Dotation der Investitions
mittel. 

Der nicht bedeckte Abgang der außerordent
lichen Gebarung sollte durch Kreditoperationen 
10 seiner Finanzierung sichergestellt werden, 

Langfristiges Investitionsprogramm 
1954 bis 1963 

Im Mai 1954 wurde von der österreichischen 
Bundesregierung das "Langfristige Investitions
programm des Bundes" beschlossen, das rund 
10 Milliarden Schilling umfaßte und außer dem 
Ausbau der Autobahn Investitionen der öster
reichischen Bundesbahnen und der .Post,.. und 
Telegraphenverwaltung vorsieht. Einen überblick 
über dieses Programm und die tatsächlichen Aus
gaben für dieses Programm in den ersten Jahren 
gibt die Beilage C. 

3. die im Bundesvoranschlag 1957 gegenüber 
dem Vorjahre erfolgte 300f0ige Kürzung der An
lagen- und Förderungskredite aufzulassen (405 Mil
lionen Schilling); 

4 d A b d L d 'd' d ch Ein derartiges langfristiges Investitionspro-
. en us au er an esvertel Igung ur .. I'ch . . fi I' . ch 

. .' l'ch K d' . h lb M'l gramm ermog I t emerselts nanzpo ItlS e emen zusatz I en re It von emer a en I - PI d' . d W· ch f d' M" 
liardeSchilling zu sichern; l'chanku~gen, an

b 
ersedl~s Ist per Irts ~ t dIe Do.g-

.. .. .. '. I elt gege en, leses rogramm 10 en IS-
. 5. fU,r eInIge neue wlchtl?e und u~aufschlebbare I positionen der nächsten Jahre zu berücksichtigen. 

gesetzlIche Maßnahn:en .dle fin~nzlelle Vorsorge Das Investitionsprogramm wird auf die Jahre 
zu treffen (Selbstandlgenverslcherung, letzte 1954 bis einschließlich 1963 verteilt und ist in 
~tappe der Altrenten der Arbeiterpens~onsver- der außerordentlichen Gebarung des Bundeshaus
slch~rungsanstalt, Verbesserung der Arbeltslosen- haltes zu veranschlagen. Es genießt den Vorrang 
versIcherung)' "b d' A f h . d ß .. .' ... gegenu er an eren zur u na me m· en au er-

6. fur emen besCheIdenen Ausbau des Kultur- ordentlichen Haushalt der künftigen Bundesvor
budgets, für einzelne notwendige wirtschaftliche anschläge beantragten Vorhaben. Die Aus
Förderungsmaßnahmen, für eine bessere Erhal- führung der Vorhaben des langfristigen ln
tung de~ Anla~en des Bundes sowie für einige vestitionsprogrammes kann nur erfolgen, wenn 
notwendIge klemere Person,alvermehrungen vor- die erforderlichen Finanzierungsmittel gegeben 
zusehen; sind. Als solche kommen neben Kassenbeständen 

7. die Bedeckung für alle diese Mehraufwen- die überschüsse· der ordentlichen Gebarung des 
dungen in bereits bestehenden Einnahmenquellen Bundeshaushaltes und Kreditoperationen in Be-
zu sichern. trach t. 

Langfristiges 
Investitions
programm 

1954 bis 1963 
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Gesamt
gebarung 

Aufgaben
stellung 

21 

Abschnitt V. 

Hauptüberblick über den Bundesvoranschlag 1959. 

Das Bundesfinanzgesetz 1959 weist nach
stehende SchlußsuQlmen aus, die gegenüber dem 
Bundesfinanzgesetz 1958 folgendes Vergleichs
bild ergeben: 

Ordentliche Gebarung: 

Ausgaben., , , " , , , , 

Einnahmen ..... ," , 

Abgang ... 

Untersdlled 
Bundesfinanz- gegen Bundes- -
gesetz 1959 finanzgesetz 

1958 
MilI, S 

37.458'104 + 193'5 

36.467'050 + 188'7 

991'054 + 4'8 

Außerordentliche Gebarung: 

Ausgaben ........ 2,968'670 + 1.261'5 

Einnahmen,.,. ", 0'004 + 0'0 

Abgang" , 2,968'666 + 1.261'5 

Gesamtgebarungs-
abgang ......... 3,959'720 + 1.266'3 

Bei der Erstellung des Bundesvoranschlages 
1959 waren folgende Aufgaben zu erfüllen: 

1. Die Stabilität der Währung, Preise und 
Löhne durch einen geordneten Bundeshaushalt 
zu sichern; 

2, die Bedeckung der Mehrerfordernisse auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtungen, sei es bereits 
bei Erstellung des Bundesvoranschlages 1958 be-
6tandener oder erst im Laufe des Jahres 1958 neu 
begründeter Verpflichtungen, in der Höhe von 
rd, 2 Milliarden Schming (in der Hauptsache 
Staatsschuld, Finanzausgleich, Leistungen des Bun-

des zur Sozialversicherung, Familienlastenaus
gleich, Milchpreisstützung, Staatsvertrag) sowie 
der nicht auf gesetzlichen Verpflichtungen beru
henden Mehrerfordernisse auf Grund zweck
gebundener Mehreinnahmen in der Höhe von 
rund 900 Millionen Schilling sicherzustellen; 

3, die Bedeckung dieser Mehraufwendungen 
in dem Einnahmenrahmen des. Bundesvoran
schlages 1958 zu sichern, 

Diese Aufgaben können im Bundesvoranschlag . 
1959 als erfüllt angesehen werden, Der Aus
gabenrahmen der ordentlichen Gebarung des 
Bundesvotanschlages 1959 weist deshalb gegen
über dem Bundesvoranschlag 1958 keine nennens
werte Ausweitung aus, Dies war nur dadurch 
möglich, daß eine Einschränkung der nicht auf ge
setzlichen Verpflichtungen beruhenden Ausgaben 
vorgesehen worden ist, Der Einschränkung der 
Förderungsausgaben wurde durch die Eröffnung 
zinsverbilligter bundesgarantierter Kredite Rech
nung getragen, Der Einschränkung der Anlagen- . 
kredite wurde in ihrer Auswirkung auf die öster
reichische Volkswirtschaft durch eine verstärkte 
Vorsorge von Krediten für langfristige Investi
tionen in der außerordentlichen Gebarung be
gegnet. Die Bundesregierung hofft, über die ver
anschlagten Einnahmen hinaus Mehreinnahmen 
verzeichnen zu können, die im Verein mit Aus
gabenersparungen eine Bedeckung des veran
schlagten Abganges der ordentlichen Gebarung 
von 991 Millionen Schilling erbringen, Sollte so
gar ein überschuß in der ordentlichen Gebarung 
eintreten, so ist dieser zur teilweisen Bedeckung 
des Abganges der außerordentlichen Gebarung 
(2969 Mil1ionen Schilling) zu verwenden, Der 
hiedurch nicht bedeckte Abgang der außerordent
lichen Gebarung soll durch Kreditoperationen 
in seiner Finanzierung sichergestellt werden. 

über die VersChiebungen. der Ausgabenseite der Ver-
ordentlichen Gebarung zwischen den einzelnen sdllebungen 
Gebarungsgruppen gibt die namstehende über- der Au;gaben-
sicht Auskunft:' seIte 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 297 von 614

www.parlament.gv.at



22 Hauptüberblick 1959 

Bundesvoranschlag 

1959 1958 
Mill. S 

Unterschied 
gegen 

BVA 1958 

Persönliche Ausgaben •....•..•...•............... _ .--.:. __ ~14.:...:. • ..::...62=-4~-=1-=4.:...:..5-=-3-=-1 __ +~_ 93 

Sachliche Ausgaben: 

+ Verwaltungsaufwand . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 868 804 64 
Anlagen: Gesetzliche Verpflichtungen ... . . . . . . . . . . . . . 4 161 157 

Ermessenskredite ................•....... 1.874 2.299 425 

Förderungsausgaben: Gesetzliche Verpflichtungen ....... 960 837 + 123 
Ermessenskredite . . . . . . . .. ... .. 1.773 2.341 568 

Aufwandskredite: Gesetzliche Verpflichtungen.. . . . . . . . . 12.716 10.983 + 1.733 
Ermessenskredite ..........•..... ____ .. _______ 4.;...6;.;3 __ 9_......;.5.;.;.3 __ 0 __ 8 ________ 6 __ 6;..:..9 

Sachliche Ausgaben (Summ..;..:e}....;.. __ ....;2 __ 2;.;.. 8;.;3 __ 4~.;;;.22.;;;.. __ 7.;..3 __ 3 __ +.:........_. __ 1..;;..0;;..1 

Gesamtausgabensumme. 37.458 37,264 + 194 

Unterschiede Im folgenden werden die finanziell wichtigsten 
der Gebarung Ansätze des Bundesvoranschlages 1959 und deren 

ge~::ciber Unterschiede gegenüber jenen des Jahres 1958 
1958 hervorgehoben: 

Einnahmen: 

Effekten- und Geldver
kehr des Bundes 

Bundes. Unterschied 
voranschlag 1959 gegeo 1958 

MiII. S 

Einnahmen 

A. Ordentliche Gebarung. 

Einnahmen: 

Offentliche Abgaben: 
Direkte Steuern . 
Umsatzsteuer samt Bun

deszusdUag 
Zölle 
Tabaksteuer und Mo

nopolabgabe 
übrige Verbrauchsteuern 
Gebühren und Verkehr

steuern •.• 
übrige Einnahmen . 

Zusammen. 

Ab: 
überweisungen an Länder 
und Gemeinden sowie an 
die Fonds und die Bundes
kammer der gewerblidIen 
Wirtschaft 

Verbleiben . 

StaatssdIuld . 

FinanzausgleidI 

Inneres (hptsl. FlüdItlings
betreuung) . . . . . 

ArbeitslosenversidIerungs
beiträge ... 

Münzregal 

Kassenverwal tung: 
Gewinnabfuhr der ver

staatlidIten Unterneh
mungen und Banken 

Sonstige Abfuhren 

Bundes- Unterschied 
voranschlag 1959 gegen 1958 

MilI. S 

11.905'0 + 437"0 

7.650'0 750'0 
1.860'0 140'0 

1.418'0 82'0 
1.700'0 + 32'0 

2.870'0 41'0 
140'0 10"0 

27.543'0 554'0 

9;339'4 + 112'4 

18.203'6 666'4 

137"7 

140'5 + 
189'5 

1.100'0 

422"0 -+-

122'5 

115'0 + 

24'5 

139"7 

13"4 

67'1 

242'5 

9'0 

Bundesdarlehen 

Einnahmen gemäß § 25 
Währungsschutzgesetz • 

Dienstgeberbeiträge zum 
Ausgleichsfonds für 
Kinderbeihilfe 

Ausgleichsfonds für Fa
milienbeihilfen 

Einbehaltene Gewerbe
steueranteile für die 
gewerblidIe Selbst
ständigenversicherung . 

übrige Gebarung 

Mon tangebühren 

Postsparkassenamt 

Monopole 

Post-und Telegraphenanstalt 

Bundesforste 

übrige Bundesl?etriebe 

Eisenbahnen 

ERP-Gebarung 

übrige Einnahmen . 

Summe. 

126'8 60"7 

108'0 + 

250'0 

2.210'0 + 

1.282'2 + 

132'0 + 
310'3 + 
200'8 + 
279'4 + 
905'9 + 

2.666'3 + 
468'2 

306'3 + 
5.118'4 

391"7 + 
1.280'0 + 

36.467"1 + 

85'9 

280'0 

320'0 

132'0 

46'4 

47"7 

25'S 

70'S 

66"3 

2'0 

7'6 

231'6 

48'4 

83'1 

188"7 

Die Veranschlagung der Einnahmen im Bun
desvoranschlag 1959 beruht' auf der Annahme, 
daß die wirtschaftliche Entfaltung österreichs 
im Jahre 1959 sich weiterhin günstig gestaltet. 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)298 von 614

www.parlament.gv.at



Ausgaben 
( ordentlidle 
Gebarung) 

Hauptüberblick 1959 23 

Ausgaben: 1) 

Staatsschuld , , 

Finanzausgleich 
Pensionen (Hoheitsver-

waltung) 

Inneres: 
Polizei undGendarmerie 
Flüchtlinge 
übrige Gebarung 

Justiz 

Unterricht 

Kunst 

Soziale Verwaltung: 
Sozialversicherung 
Arbeitslosen

versicherung 2) , 
Kriegsopferfürsorge , 
überweisung an den 

Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds , 

Aufwand nach dem 
Krankenanstalten
gesetz 

übrige Soziale Verwal
tung, 

Finanzverwaltung: 

Münzregal 

übrige Gebarung 

Kassenverwaltung : 
Kapitalsbeteiligungen 

(Elektrizitätswirt
schaft) , , , , , 

Sonstige Kapitals
beteiligungen , , 

Bundesdarlehen , 

Haftungsübernahmen 
des Bundes, , , 

Preisausgleiche , 

Ausgleichsfonds für 
Kinderbeihilfe , 

Ausgleichsfonds für 
FamiJienbeihilfen 

übrige Kassenverwal-
tung , '" 

Land- und Forstwirtschafr 
Bauten: 

Straßenbau , 
Hochbau, 
Bundesgebäudever-

waltung I , , , 
Bundesgebäudever

waltung II , , , 
überweisung an den 

Wohnhaus-Wieder
aufbaufonds 

übrige Gebarung 

Bundes- Unterschied 
voransdllag '1959 gegen 1958 

MiII, S 

1.671 '8 + 442'6 

460'6 + 291'3 

2,228'7 + 5'9 

1.118'5 + 35'S 
141'2 80'1 

54'5 + '0'8 

461'6 + 9'9 

2,521 '6 + 58'S 

124'3 + 3'5 

1.490'1 + 161'2 

1.057'6 + 74'S 
1.327'7 98'0 

125'0 - 25'0 

40'0 10'0 

342'6 + 50'7 

132'7 3'5 

747'6 + 51'6 

30'6 29'5 

243'9 + 29'3 

47'3 57'1 

1.228'5 243'2 

2,210'0 + 280'0 

1.265'0 + 303'0 

396'9 2'9 

662'1 131'3 

1.014'8 9'7 
90'0 33'0 

124'3 75'8 

84'0 46'0 

125'0 25'0 
195'2 6'2 

1) Einschließlich Personalaufwand, 
2) Kapitel 15 Titel 3 
2) Im BVA" 1959 in der außerordentlichen Ge

barung veranschlagt, 

Ausgaben:!) 

Landesverteidigung , 
Staatsvertrag " 
Monopole 
Post- und 

Telegraphenanstalt , 
übrige Bundesbetriebe 
Eisenbahnen 
ERP-Gebarung 

übrige Ausgaben 

Summe, 

Bundes- Unterschied 
voninsdllag 1959 gegen 1958' 

Mill. S 

2,011'6 + 11'6 
1.501'0 104'5 

615'6 + 36'8 

2,781'9 79'9 
809'2 + 6'2 

6,621'1 478'0 
391'7 + 48'4 

962'3 + 24'0 

37.458'1 + 193'5 

B, Außerordentliche Gebarung, 

Inneres 
Unterricht 
Kunst 
Soziale Verwaltung 
Kassenverwaltung : 

Darlehen aus den Kre
diten der Export
Import-Bank 

Förderung der Elektri
zitätswirtschaft , , , 

Kapitalsbeteiligungen 
Förderung der unter-

entwickelten Gebiete 

I 
Erwerb von Liegen

schaften , ' , , , , 
Land- und Forstwirtschaft, 
Bauten: 

Autobahn 
Bundeshochbau (Unter

richt) 
Große Instandsetzungs

vorhaben (Unterricht) 
Festspielhaus Salz burg 
Wohnhaus-Wiederauf

bau 
übrige 

Verkehr und Elektrizi
tätswirtschaft 

Monopole , " 
Post- und Telegraphen-

anstalt 
Bundesforste 
Bundestheater 
Bundesbahnen , 

Summe, 

Bundes- Untersdlied 
voransdUag 1959 gegen 1958 

Milt. S 

30'0 + 
81'2 + 

30'0 
81'2 
5'3 5'3 + 

18'0 + 18'0 

0'0 2) + 
250'0 + 
29'4. + 

0'0 

250'0 
29'4 

100'0 + 100'0 

29'3 + 
91'0 + 

29'3 
91'0 

550'0 

125'0 

40'0 
60'0 

18'0 
19'5 

19'4 
12'0 

321'6 
38'0 
35'0 

1.096'0 
2,968'7 

+ 125'0 

+ 40'0 
+ 20'0 

+ 18'0 
+ 7'4 

2'1 
+ 12'0 

+ 27'6 
+ 5'4 
+ 10'0 
+ 364'0 
+ 1.261'5 

Der Rahmen der außerordentlichen Gebarung 
des Bundesvoranschlages 1959 erfuhr gegenüber 
dem Bundesvoranschlag 1958 eine wesentliche 
Ausweitung, Hinsichtlich des langfristigen In
vestitionsprogramms des Bundes wurde die 
ganze Jahrestangente 1959 vorge,sehel), Darüber 
hinaus wurde für weitere langfristige Investitio
nen des Bundes im außerordentlichen Haushalt 
Vorsorge getroffen, 

1) Einschließlich Personal aufwand, 
2) Im BV A, 1959 sind nur Verrechnungsansätze 

vorgesehen, 

Ausgaben 
(außeroidentlidle 

Gebarung) 
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24 Starrheit· des Bundeshaushaltes- Investitionen 

Starrheit des . Der Heranziehung der Haushaltsmittel für 
Bundeshaus- konjunkturpolicische Maßnahmen ist durch die 

haltes. hdS h'd Bd .. 

Grenze gesetzt. 70-80 % der Haushaltsangaben 
sind fast unantastbar, wie die na~stehende über-

Investitionen 
und 

Investitions
förderung 

weltge en e tarr elt es u getes eme gewIsse sich t zeigt; . 

Bundesvoranschlag Bundesrechnungs-
Ordentliche Gebarung 1959 I 1958 abschluß 1957 

Mill. S I Ofo MllI, S I Ofo Mill. S I Ofo 
Gesetzlidle Verpflidltungen: 1) 

I 

Anlagen. 4 0'0 161 0'4 137 0'4 
Förderungsausgaben . 960 2'6 837 2'2 723 2'1 
Aufwandskredite 12.716 34'0 10.983 29'6 9.200 26'7 

Zwischensumme I . 13.680 36'6 11.981 32'2 10.060 29'2 

Persönliche Ausgaben 14.624 39'0 14.532 39'0 14,028 40'7 
Verwaltungsaufwand im engeren 

Sinn 1) 868 2'3 804 2'2 792 2'3 

Zwischensumme 11 . 29,172 77'9 27,317 73'4 24,880 72'2 

Sachliche Betriebsausgaben der 
Monopole und Bundesbetriebe 
(einschließlich Bundesbahnen) 2) 2,844 7'6 3'292 8'8 3'239' 9'4. 

Zwischensumme III , 32,016 85'5 30'609 82'2 28,119 81'6 

übrige Gebarung 3) • 5,442 14'5 6,656 .17'8 6,335 18'4 

Gesamtgebarung (Summe) . 37,458 100'0 37,265 100'0 34,454 100'0 

1) Siehe Anlage I c zum Bundesfin:inzgesetz. 
') Der größte Teil dieser Ausgaben ist zur Fonführung des Betriebes und zur Erzielung der Einnahmen erforderlich und daher 

unkürzbai. . . 
3) Auch diese Ausgaben sind bis zu einem gewissen Grad starr, da daraus der Zweckaufwand für Schulen, für die Exekutive, für 

den Straßen- und Hochbau u. a. m., zum Teil auf ·Grund gesetzlicher oder venraglicher Zweckwidmung von Einnahmen, getätigt 
werden· muß. .. 

Zur Durchführung von konjul1kturbeein
fluss enden Maßnahmen eignen sich von den Aus
gaben des Bundeshaushaltes ,Ln erster Linie die 
aus der nachstehenden Tabelle ersichtlichen Aus
gabenbeträge für Bruttoinvestitionen des. Bundes, 

Ordentliche und außerordentlidle 
Gebarung 

Bruttoinvestitionen 

Instandhaltungsaufwand 

Investitionsförderung .' 

Summe. 

Hievon: 

ERP-Gebarung 2) 

SAC-Kredite 2) 

Langfristiges Investitionsprogramm 0) 

I) Siehe Beilage 06, 

für die Instandhaltung bundeseigener Vermögens
werte sowie für die zur Investitionsförderung im 
Bereiche der Wirtschaft ~n Aussicht genommenen 
Subventionen und Darlehen: 

Bundesvoranschlag Bundesredlnungs-
abschluß 

1959 I 1958 1957 

Millionen Schilling 

1) 3,536 1) 3.064 
1) 1,043 1) 1,141 

1) 1.075 1) 1,502 
1----..;....1 

1) 5.6541) 5,707 
.. 

3) 3) 3974) 

3) 3) 206 

1.493 1,470 1.242 

') Hauptsächlich Ausgaben zur. Investitionsförderung. 
3) Im Bundesvoranschlag werden die Freigaben aus dem Counterpart (ERP-) Konto und aus den Erlösen der US-überschußgüter

aktion nicht veranschlagt, da sie im Zeitpunkt der Voranschlagserstellung noch nicht bekannt sind. Im Jahre 1958 und 1959 kann etwa mit 
Ausgaben von 700 bis 800 Millionen Schilling gerechnet werden. 

') Siehe übersichten auf Seite 000 bis 000 .. 
• ) Das für die Jahre 1954 bis. 1 %3 erstellte Programm umfaßt nur Bruttoinvestitionen. Siehe auch Beilage C. 
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ökonomische 
und 

funktionelle 
Gliederung 

Bereinigte 
Budget

gebarung 

---- --- ------------

ökonomische und funktionelle Gliederung - Bereinigte Budgetgebarung 25 

Zur Analysierung der wirtschaftlichen Auswir
kungen des Bundeshaushaltes ist dieser nach 
ökonomischen Gesichtspunkten (Anlagen, Förde
rungsausgaben usw,) gegliedert worden, Diese 
Gliederung vermochte aber das Bedürfnis nach 
einer übersichtlichen Darstellung der öffentlichen 

Haushalte nur teilweise zu befriedigen, Es wurde 
daher die ökonomische Klassifikation mit einer 
funktionellen (siehe Aufgabenhereidte) verbun
den, Die nachstehende übersicht zeigt die wich
tigsten Daten: 

Bundesvoranschlag Bundesrechnungsabschluß 
1959 1) 1958 1957 1) 

Ordentliche und J, 

!" ~~ 
J, , 

J,~ 
J, ihc: J,:;' 

außerordentliche 
..,,,,, 

" " ~1 ;; ~" " ~-g " § ; """ " " """ " " """ ~ ::, §~ ;;6 e 
. ~ ~ti' 

.., 
~1 ;~ e ~~f;- if ".0 ;~ 

Gebarung -'=~~ ..!l ..... e -ä e ..... ".., ~~ ~~ " 
".., ~~ ~ "N " ""~ " ~:; "E~ Jl ~:; "E~ " -< :5 ; " ... '" -< " ... -< ..;j-'" VI " .. -< " .. :0 ('11 -< " .. :0 ftI 

> ~ > ~ > ~ 

Milliarden Schilling 

Aufgabenber~iche: 1) 

Erziehung u, Kultur , 2'4 0'3 0'1 0'6 3'4 2'3 0'3 0'1 0'6 3'3 2'3 0'2 0'1 0'6 3'2 

Wohlfahrt 0'2 0'0 1'5 6'7 8'4 0'2 0'0 1'8 6'3 8'3 0'2 0'0 1'5 5'6 7'3 

Wirtschaft 0'3 3'4 3) 1'5 10'6 15'8 0'4 3'4 3)1'2 10'9 15'9 0'3 3'0 1'7 10'4 15'4 

übrige Gebarung 3'4 0'6 0'1 8'7 12'8 3'2 0'5 0'1 7'7 11'5 3'1 0'4 0'1 6'8 10'4 ----------- ----- ------------
Gesamtsumme , 6'3 4'3 3) 3'2 26'6 40'4 6'1 4'2 3)3'2 25'5 39'0 5'9 3'6 3'4 23'4 36'3 

------------------------------
1) Weitere Aufgliederungen, insbesondere die 11 Untergliederungen zu den Aufgabenbereidten enthält die Beilage D, 
2) Einsdtließlidt der persönlidten Ausgaben, 
a) Minderaufwand gegenüber 1957, insbesondere durdt die Nidttveransdtlagung der Gebarung aus Counterpart- (ERP-)Mitteln und 

aus den Erlösen der Us..übersdtußaktion, deren Höhe bei der Budgeterstellung nidtt bekannt ist, 
v 

Leistungen VOll Monopolen 1), Bundesbetrie-' sind von den empfangenden Stellen zu vergüten. 
ben 1) und betriebsähnlichen Verwaltungs- Außerdem werden ·auch in gewissen Fällen 
zweigen 1) untereinander und an Dienststellen der zwischen Verwaltungszweigen der Hoheitsver
Hoheitsverwaltung des Bundes sowie umgekehrt waltung des Bundes Vergütungen gele,istet. Diese 

1 I 2 I 3 4 I 5 I 6 

Bünde~voranschlag 1959 Bundesvoranschlag 1958 

nach Ausscheiden nach Ausscheiden 

Haushalts(Budget)-
der Geb.rungen der Geb.rungen 

laut Bundes-
aus eigenen Ein-

laut Bundes-
aus eigenen Ein-

gebarung der Vergütungen nahmen der er- der Vergütungen nahmen der er-
finanzgesetz zwischen Ansätzen werbswirtsdtaftl. finanzgesetZ zwismen Ansätzen werbswirtsdtaftl. 

des Voran- Verw.ltungs- des Voran- Verw.ltungs-
sdtlages ') zweige und den sdtl.ges 1) zweige und den 

wesentlichsten wesentlichsten 
Vergürungen ') Vergütungen ') 

Millionen Schilling 

Ausgaben: ") 3) 

ordentliche . 37,458 37,264 35,634 27,087 

außerordentliche 2.969 1.707 1.707 1.674 

Summe. 40.427 38,971 37.341 28,761 

Einnahmen: 

ordentliche . 36.467 36,278 34,648 26,068 

außerordentliche 0 - - -
Summe. 36.467 36.278 34,648 26,068 

Gesamtabgang , 3.960 3,960 3,960 2.693 2.693 2,693 

1) Die Vergütungen betragen im Voranschiag 1959 rund 0.000 Millionen 
Millionen Schilling. 

Sdtilling und im Voransdtlag 1958 rund 1.630 

~) Vergütungen zwischen Verwaltungszweigen der Hoheitsverwaltung. 
') Siehe Beilage 01 und Beilage 0,. • 

1) Diese betrieblichen Einrichtungen, wie z. B. 
Forst- und Landwirtschaftsverwaltung Allentsteig
Döllersheim, Salinen, Post- und Telegraphenanstalt, 

. Bundesforste oder Österreichische Bundesbahnen, be
sitzen keine Rechtspersönlichkeit und sind im Bun
deshaushalt mit ihrer Bruttogebarung enthalten, Ver-

staatlichte und nichtverstaatlichte Unternehmungen 
hingegen, an denen der Bund beteiligt ist, sind 
Kapitalgesellschaften oder ähnliches mit Rechts
persönlichkeit. Ihre Gebarung ist im Bundeshaushalt 
nicht enthalten. 
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26 Bereinigte Budgetgebarung 

zwangsläufigen Vergütungen innerhalb des Bun
deshaushaltes bewirken eine irreführende Er
höhung des Budgetrahmens. In' der nachstehen
den übersicht (Spalte 2 und' 5) ist' der Bundes
haushalt um die Doppelzählungen aus den Ver
gütungenbereinigt und zeigt die Einnahmen, die 
dem Bunde tatsächlich von auswärts zufließen 
und von Bundesdienststellen verbraucht werden. 

In der volksw,irtschaftlichen Gesamtrechnung 
werden die Monopole 1) und Betriebe 1) des 

1) Siehe Fußnote auf Seite 25. 

Bundes nicht dem öffentlichen:, sondern dem 
Unternehmungssektor zugezählt. Die volkswirt
schaftliche Aufgliederung des Bundesvoranschla
ges um faßt daher im wes~ntlichen nur die Aus
gaben und Einnahmen der Hoheitsverwaltung 
sowie das Ergebnis der wirtschaftlichen Tätigkeit 
(kassamäßiger Betriebs-überschuß oder -Abgang) 
der dem Bundeshaushalt eingeliederten erwerbs
wirtschaftlichen Verwaltungszweige. Das Ergeb
nis der auf diese Weise bereinigten Bundes
gebarung zeigt gle1chfalls die nachstehende über
sicht (Spalte 3 und 6). 
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Kapitell 
Bundes

präsident und 
Präsident

schaftskanzlei 

Unterschiede 
gegenüber 
Vorjahre 

Bezüge 

Aufgaben 

Kapitel 1/2 21 

Abschnitt VI. 

Erläuterungen der Ausgaben und Einnahmen sowie - Vergleiche mit den 
Gebarungsziffern des -Bundesrechnungsabschlusses 1957 und Bundesvoran

schlages 1958. 

Kapitell "Bundespräsident und Präsident- Kapitel 2 "Organe der Bundesgesetzgebung". 
schaftskanzlei". - Ti tel 1: Na ti 0 n aIr a t. 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

MiIl,S 

1957 *), , . , ... , .2'2 1'1 3'3 0'0 . 

1958 ~'*) ......... 2'6 1'2 3'8 0'0 

1959 **). , ... , , , .2'1 2'0 4'1 0'0 

Die geringeren persönlichen Ausgaben im Vor
anschlag 1959 sind dadurch bedingt, daß die Be
züge des Herrn Bundespräsidenten wegen deren 
Zusammensetzung erstmaLig als sachliche Aus-
gaben bei "Aufwandskredite (Gesetzliche Ver
pflichtungen)" veranschlagt wurden. 

Die Bezüge des Herrn Bundespräsidenten sind 
im Bundesgesetz _ vom 29. Feber 1956, BGBl. 
Nr. 57, geregelt. 

Der Artikel 65 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
in der Fassung von 1929 zeigt den Wirkungskreis 
des Bundespräsidenten auf. 

Unter anderen Befugnissen steht dem Bundes
präsidenten die Verleihung des Ehrenzeichens für 
Verdienste um die Republik österreich gemäß 
BGBl. Nr. 89/1952 (in der Fassung BGBI. 
Nr. 194/1954) sowie die Verleihung des öster
reichischen Ehrenzeichens (Ehrenkreuzes ) für 
Wissenschaft und Kunst gemäß BGB!. Nr. 961 
1955 zu. Q 

Ausgaben Einnabmen 
persönliche sachliche Summe 

MilI.S 

1957 *) ..... , ... 4'1 24'5 28'6 0'8 

1958**) ......... 4·5 26'9 31'4 0'8 

1959 **)., ....... 4'8 29'3 34'1 0'8 

Das Mehrerfordernis im Personalaufwand des 
Voranschlages 1959 gegenüber 1958 ist im we
sentlichen auf eine Personalvermehrung sowie 
auf Erhöhungen einzelner Bezüge durch Vor
rückungen und Beförderungen zurückzuführen. 

Das Mehrerfordernis im Sachaufwand im 
Jahre 1959 gegenüber 1958 ergibt sich vor allem 
daraus, daß bei den Entschädigungen der Mit
glieder des Nationalrates für einen Mehrauf
wand vorgesorgt wurde, der sich infolge' der 
voraussichtlich eintretenden Vorverlegung der 
Nationalratswahlen von 1960 auf 1959 ergeben 
müßte. 

Ehrenzeichen- Die Präsidentschaftskanzlei führt auch die 

Die Ausgabensteigerung von 1957 auf 1958 
ist bei den persönlichen Ausgaben durch Per
sonalvermehrung, bei den sachlichen Ausgaben 
durch vermehrten Arbeitsanfall, eine größere 
Anzahl von laufenden Zuwendungen an Mit
glieder des Nationalrates und erhöhte Vorsorge 
für bauliche Maßnahmen im Parlamentsgebäude 
bedingt. 

Die Entschädigungen der Mitglieder des Natio
nalrates sind im Bundesgesetz vom 29. Feber 1956, 
BGBI. Nr. 57, in der Fassung der Novelle, BGBL 
Nr. 273/1956, geregelt. Laut § 3 des gleichen 
Gesetzes erhalten Mitglieder des National- und 
Bundesrates unter gewissen Voraussetzungen 
auch nach Beendigung ihrer Abgeordnetentätig
keit laufende Zuwendungen.1) 

kanzlei Agenden der Ehrenzeichenkanzlei. Die bei der 
Verleihung von Ehrenzeichen zu entrichtenden 
Verwaltungsabgaben regelt die Verordnung vom 
18. September 1956, BGB!. Nr. 198. 

Das Statut für das Ehrenzeichen für Ver
dienste um die Republik österreich enthält 
BGB!. Nr. 54/1953 in der Fassung BGB!. 
Nr. 199/1954 und 197/1956. Das Statut für das 
österreichische Ehrenzeichen (Ehrenkreuz) für 
Wissenschaft und Kunst ist aus BGBl. Nr. 1801 
1956 zu ersehen. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Der Nationalrat übt gemäß Artikel 24 Bundes
Verfassungsgesetz gemeinsam mit dem Bundesrat 

') Siehe Beilage K, 
") Bundesrechnungsabschluß. 

,:.,:.) Bundesvoranschlag. 

Kapitel 2 

Nationalrat 

Unterschiede 
des Erforder· 

nisses 1959 
gegenüber 
Vorjahre 

Entschädi
gungen der 
Mitglieder 

Aufgaben 
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28 Kapitel 2/3 

" Bundesrat 

die Gesetzgebung des Bundes aus. Außerdem ist 
er zur Mitwirkung beim Abschluß von Staatsver
trägen, sofern sie politischen oder gesetzes ändern
den Inhaltes sind, berufen und hat das Interpella
tions- und Resolutionsrecht. Ferner bedarf die 
Festsetzung von Eisenbahntarifen, Post-, Tele
graphen- und Fernsprechgebühren und Preisen von 
Monopolgegenständen sowie von Bezügen der in 
Betrieben des Bundes ständig beschäftigten Per
sonen der Zustimmung des Hauptausschusses des 
Nationalrates. Schließlich bedürfen bestimmte 
Verordnungen der Bundesregierung oder eines 
Bundesministers, bei denen dies bundes gesetzlich 
festgesetzt wird, des Einvernehmens mit dem 
Hauptausschuß des Nationalrates. Hinsichtlich 
der finanziellen Gebarung des Bundes obliegt 
dem Nationalrat die Genehmigung des Bundes
voranschlages, die Prüfung und Genehmigung 
des Rechnungsabschlusses, die Genehmigung der 
Aufnahme oder Konvertierung von Bundesanlei
hen sowie die Verfügung über Bundesvermögen. 

Ti tel 2: B und e s rat. 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 
" Mill.S 

1957 '~) ......... 37 37 0'1 

195 8 *'~) ......... 3'8 3'8 0'1 
1959'~*) .... ,., .. 3'9 3'9 0'1 

Untersdliede Das Mehrerfordernisergibt sich vor allem 
de~Erforder- daraus, daß für diejenigen Mehrkosten Sorge ge-
OIsses 1959 d ß d' . gegenüber tragen wer en mu te, le sIch aus dem Wechsel 
Vorjahre von Bundesräten infolge der im Jahre 1959 zu 

Aufwand 

Entschädi
gungen der 
Mitglieder 

erwartenden Landtagswahlen ergeben können. 
Bei diesem Titel werden lediglich die sachlichen 

Ausgaben veranschlagt, die den Bundesrat .im be
sonderen betreffen. Die übrigen sachlichen Aus
gaben werden ebenso wie die gesamten persön
lichen Ausgaben bei Kapitel 2 Titel 1 mitver-
anschlagt. 

Die Entschädigungen der Mitglieder des Bundes-
rates sind im Bundesgesetz vom 29. Feber 1956, 
BGBI. Nr. 57, in der Fassung der Nove11e, BGBI. 
Nr. 273/1956, geregelt. 1) 

Aufgaben Der Bundesrat setzt sich aus den von den ein-
zelnen Landtagen entsendeten Vertretern zusam
men und übt gemäß Artikel 24 Bundes-Verfas
sungsgesetz gemeinsam mit dem Nationalrat die 
Bundesgesetzgebung aus. Seine" vorp.ehmliche 
Aufgabe ist hiebei, die Interessen der Länder zu 
wahren. Der Bundesrat hat das Recht der Ge
setzesinitiative, das Recht der Einspruchserhebung 
zu den vom Nationalrat gefaßten Gesetzes
beschlüssen mit Ausnahme der in Art; 42 Abs. 5 
Bundes-Verfassungsgesetz bestimmten Fälle sowie 
das Interpellations- und Resolutionsrecht. Außer-

1) Siehe Beilage K. 
") BundesredlOungsabsdlluß. 

,:.*) Bundesvoranschlag. 

dem kommt dem Bundesrat ebenso wie dem Na
tionalrat eine Mitwirkung beim Abschluß von 
Staatsverträgen, sofern sie politischen oder ge-
setzesändernden Inhaltes sind, zu. " 

Kapitel 3 "Gerichte des öffentlichen 
Rechtes". 

Kapitel 3 

Ti t cl 1 : V e rf ass u n g s ger ich t s hof. Verfassungs
gerichtshof 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

Mill.S 

1957 ':-) .. _ . ___ . - 1"2 
1958 **) .. ___ . , __ 1'4 

1959 **). _ ....... 0'3 

0'4 1'6 0'0 

0'1 
1'2 

1'5 
1'5 

0'0 
0'0 

Die geringeren persönlichen Ausgaben sind 
dadurch bedingt, daß die Bezüge des Präsidenten, 
des Vizepräsidenten und der Mitglieder des Ver
fassungsgerichtshofes wegen deren Zusammen
setzungerstmals als sachliche Ausgaben bei "Auf
wandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen)" ver
veranschlagt wurden. 

Die Tätigkeit des Verfassungsgerichtshofes fußt 
auf den Artikeln 126 a und 137 bis 148 des Bun
des-Verfassungsgesetzes in der Fassung" von 1929 
und auf folgenden einschlägigen Verfassungs
gesetzen, Gesetzen, Verordnungen und Kund
machungen: 

Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, BGBI. 
Nr. 85/1953, in der Fassung BGBI. Nr. 18/1958, 
Unvereinbarkeitsg.esetz, BGBl. Nr. 294/1925 
(Nove11e: BGBI. Nr. 100/1931), Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtsbarkeitsnovelle 1946,. BG~1. 
Nr. 211/1946, Kundmachung des Bundeskanzler
amtes betreffend d,ie Geschäftsordnung des Ver
fassungsgerichtshofes, BGBI. Nr. 202/1946, und 
Verordnung der Bundesregierung, womit das 
Verfahren des Verfassungsgerichtshofes in den 
Fällen der Artikel 126 bund 127 Abs. 1 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes geregelt wird, BGBl. 
Nr. 161/1926. 

Die Aufgaben des Verfassungsgerichtshofes sind 
sehr vielseitig. Er entscheidet: 

über vermögensrechtliche Ailsprüche an den 
Bund, die Länder. oder Gemeinden, die weder im 
ordentlichen Rechtsweg ausgetragen noch durch 
Bescheid einer Verwaltungsbehörde erledigt wer
den können, 

über die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen 
oder die Gesetzmäßigkeit von Verordnungen, 

nach Erschöpfung des Instanzenzuges über Be
schwerden wegen Verletzung verfassungsgesetz
lich gewährleisteter Rechte· der Parteien, 

über die Anfechtung von Wahlen in die all
gemeinen Vertretungskörper und in die Kam
mern sowie über Anträge auf Erklärung von 
Mandatsverlusten, 

*) BundesredlOungsabsdlluß. 
**) Bundesvoransdllag. 

Unterschiede 
gegenüber 
Vorjahre 

Gesetzlidle 
Grundlagen 

Aufgaben 
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Kapitel 3/3 a!4 29 

über Ministeranklagen, 
über Kompetenzkonflikte zwischen Gerichten 

und Verwaltungsbehörden, zwischen Verwal
tungsgerichtshof und allen anderen Gerichten 
(auch zwischen sich selbst und dem Verwaltungs
gerichtshof) sowie zwischen Bund und Ländern 
untereinander, 

Auf Antrag einer Bundes- oder Landesre
gierung hat der Verfassungsgerichtshof festzu
stellen, ob ein Akt der Gesetzgebung oder Voll
ziehung in die Zuständigkeit des Bundes oder der 
Länder fällt, 

Verwaltungs- Ti tel 2: Ve r wal tun g s ger ich t s hof, 
gerhntshof 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sadUlme Summe 

MiU,S 

1957 *), ...... , .5' 4 0'3 57 0'1 
1958 ~'~') ......... 5'6 0'4 6'0 0'1 
1959 **), ........ 6'0 0'5 6'5 0'1 

Untersmiede Das Mehrerfordernis bei den persönlichen Aus
des. Erforder- gaben ist im wesentlichen auf die zusätzliche 

russes 1959 S . . D' f f V gegenüber ystemlSlerung von lenstposten, erner au or-
Vorjahre rückungen ,in höhere Gehalts- und Dienstzulagen-

stufen zurückzuführ,en. 
-Gesetzlime Für die Tätigkeit des Verwaltungsgerichtshofes 
Grundlagen sind Artikel 129 bis 136 des Bundes-Verfassungs

gesetzes in der Fassung von 1929 und folgende 
einschlägige Bundesgesetze, beziehungsweise 
Kundmachungen maßgebend: 

Aufgaben 

Bundesverfassungsgesetz vom 9, Oktober 1946 
über die Verfassungs- und Verwaltungsgerichts
barkeit, BGBl. Nr, 211, Verwaltungsgerichtshof
gesetz, BGBl. Nr, 96/1952, Bundesgesetz vom 
12. Dezember 1946 über die überleitung der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit auf den Verwal
tungsgerichtshof, BGBl. Nr, 12/1947, die Bun
desgesetze vom 1. Feber 1946 und vom 10, De
zember 1947, womit Bestimmungen über die 
Altersgrenze der Mitglieder des Verwaltungs
gerichtshofes getroffen werden, BGBl. Nr. 571 
1946 und Nr. 13/1948, die Kundmachung 
des Bundeskanzleramtes vom 31. Oktober 1952, 
betreffend die Geschäftsordnung des Verwal
tungsgerichtshofes, BGBl. Nr. 220, und die 
Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 
15. Mai 1957, betreffend Ergänzung der Ge
schäftsordnung des Verwaltungsgerichtshofes, 
BGBl. Nr. 115. 

Der Verwaltungs gerichtshof ist zur Sicherung 
der Gesetzmäßigkeit der gesamten öffentlichen 
Verwaltung berufen. Ihm obliegt gemäß Ar
tikel 130 des Bundes-Verfassungsgesetzes die 
Entscheidung über Beschwerden - mit Aus
nahme der in Artikel 133 des Bundes-Verfas
sungsgesetzesangeführten Angelegenheiten -, 
mit denen Rechtswidrigkeit von Bescheiden der 

*) Bundesremnungsabsmluß. 
**) Bundesvoransmlag. 

Verwaltungsbehörden oder Verletzung der Ent
scheidungspflicht der Verwaltungsbehörden be
hauptet wird. 

Kapitel 3 a "Rechnungshof". 
Ausgaben Einnahmen 

persönlid.e sad.lid.e Summe 
Mill. S 

1957 ") ......... 6'9 1'3 8'2 0'0 
1958 ',',) ........ .'8'0 1'4 9'4 0'0 
1959 ~'~') .......... 7'8 1'8 9'6 0'0 

Die geringeren persönlichen Ausgaben sind da
durch bedingt, daß die Bezüge des Präsidenten 
wegen ,deren Zusammensetzung erstmalig als 
sachliche' Ausgaben bei "Aufwandskredite (Ge
setzliche Verpflichtungen)'~ veranschlagt wurden. 

Das weitere Mehrerfordernis bei den sachlichen 
Ausgabel.l betrifft eine Erhöhung der Aufwands
entschädigungen und den Umtausch des alten 
Dienstkraftwagens des Präsidenten gegen einen 
neuen, 

Kapitel3a 
Remnungs

hof 

Untersdtiede 
des Erforder
nisses 1959 
gegenüber 

1958 

Die Bezüge des Präsidenten des Rechnungs- Bezüge des 
hofes sind im Bundesgesetz vom 29, Feber 1956, Präsidenten 
BGBl. Nr. 57, in der Fassung der Novelle, BGBl. 
Nr. 273/1956, geregelt. 

Der Rechnungshof übt seine Tätigkeit auf Gesetzliche 
Grund des Bundesgesetzes vom 16, Juni 1948, Grundlage~ 
BGBl. Nr, 144, aus, 
. Dem Rechnungshof obliegt die Kontrolle der Aufgaben 

Gebarung der gesamten Wirtschaft des Bundes 
und der Gebarung des selbständigen Wirkungs-
kreises der Länder, Gemeindeverbände und Ge-
meinden (in der Regel jedoch nur solcher mit 
mehr als 20,000 Einwohnern) sowie der Ge-
barung der Träger der Sozialversicherung, 

Der Rechnungshof hat auch die Gebarung 
jener Fonds, Stiftungen und Anstalten, die von 
Organen des Bundes, eines Landes oder einer 
Gemeinde beziehungsweise durch von diesen be
stellte Personen verwaltet werden, sowie die Ge
barung aller Unternehmungen, an denen Bund, 
Länder. oder Gemeinden finanziell beteiligt sind, 
zu überprüfen. 

Schließlich hat der Rechm,mgshof alljährlich 
den Bundesrechnungsabschluß zu erstellen und 
ihn gemeinsam mit einem Nachweis über den 
Stand der Bundesschulden dem Nationalrat vor
zulegen, 

Kapitel 4. ·"Staatsschuld". Kapitel 4 

Für den Dienst der Staatsschuld ist ausschließ- Zuständigkeit 
lich das Bundesministerium für Finanzen an-
weisende Stelle im Sinne des Verwaltungsent
lastungsgesetzes vom 21. Juli 1925, 

Die Ermächtigungen des Bundesministeriums Gesetzliche 
für Finanzen zur Aufnahme. von Anleihen, Kre- Grundlagen 

*) Bundesremnungsabsmluß. 
.'*) Bundesvoransmlag, 
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30 Kapitel 4 

diten und Darlehen im In- und Auslande sind 
im jeweiligen Bundesfinanzgesetz 1) enthalten oder 
werden in Sondergesetzen, die in den nachstehen
den Erläuterungen in Fußnoten fest geh alten sind, 
ausgesprochen. 

Außerdem ist laut Bundesgesetz vom 24. Feber 
1954, BGBI. Nr. 60, in der Fassung BGBI. Nr. 
47/1958, die Bundesregierung ermächtigt, bis zum 
jeweiligen Höchstbetrag von 250 Millionen nord
amerikanischen Dollars oder deren Gegenwert in 
ausländischer Währung Anleihen aufzunehmen 
oder bis zu diesem Höchstausmaß für Kredite an 
österreichische Unternehmungen die Ausfallshaf
tung oder die Haftung als Bürge und Zahler zu 
übernehmen. Die Erlöse aus solchen Bundes
anleihen und der unter Bundeshaftung auf
genommenen Kredite sind zur teilweisen Dek
kung des österreichischen Import- oder Investi
tionsbedarfes zu verwenden. 

Im Verband des Bundesministeriums für Fi
nanzen besteht als besondere Die~ststelle für die 
Bearbeitung der mit dem Dienst der Staatsschuld 
im Zusammenhang stehenden Agenden die 
"Staatsschuldbuchhaltung und Fachprüfungs
steIle I des Bundesministeriums für Finanzen".2) 
Dieser obliegt auch die Führung des Hauptbuches 
der Staatsschuld und des mit Verordnung der 
Bundesregierung vom 13. Juli 1948, BGBI. 
Nr. 162, geschaffenen Bundesschuldbuches. 

Ausgaben-Titel 1: Schulden aus 
A nie i h e n ö s t e r r e ich s vor 1 9 3 8. 

Mül. S 

§ 1: Internationale Bundes-
anleihe 1930: 

1. Laufender Dienst 
(Zinsen ab 1954) ,. - 0'2 

2. Rückständiger 
Dienst (Zinsen vor 
1954) ............ 0'4 

3. Tilgung .......... 0'1 
4. Prämie ..... , . . . . . + 0'1 - 0'6 

Der für das Rechnungsjahr 1958 vorgesehene 
Rückkauf der österreichischen und italienischen 
Teilausgabe wird voraussichtlich erst im Rech
nungsjahr 1959 im Einvernehmen mit dem Treu
händer erfolgen können. Da:s Mindererfordernis 
bei den Unterteilungen 1 und 2· ergibt sich aus 
dem gesonderten Nachweis der Spesen für die 
Beschaffung der ausländischen Zahlungsmittel bei 
Titel 4. Dem Mindererfordernis bei der Unter
teilung 3 entspricht ein Mehraufwand bei der 
Unterteilung 4. 

§ 2: Schuldverpfliehtung an die Garantie
staaten: keine Veränderung. 
§ 3: Garantierte österreichi

sehe Konversionsanleihe 
1934 bis 1959: 

1. Laufender Dienst 
(Zinsen ab 1954) ., - 0'4 

2. Rückständiger 
Dienst (Zinsen vor 
1954) ............ - 3'8 

3. Tilgung.......... + 8'3 + 4'I 

Sachliche Ausgaben Mindererfordernis bei der Unterteilung 1 haupt-
Mill. S . sächlich wegen außerplanmäßiger Tilgung von 

1957 ~') ...... ,.", ...... . 81' 3 Sterling-Obligationen und wegen Änderung des 

1958 **), .... ",.", ..... , 112'3 Kassenwertes der spanischen Peseta. Mindererfor-
88' 2 dernis bei der Unterteilung 2 wegen der inzwi1959 **) ........... , ..... . 

Gemäß den Beschlüssen der internationalen 
Konferenz von Rom zur Regelung der österrei
chischen Vorkriegs-Auslandsschulden im Dezem
ber 1952 (siehe BGBI. Nr. 182/1956) hat öster
reich den Dienst für die Schuldverpflichtungen 
aus der Zeit vor 1938 im Jahre 1954 wieder auf
genommen. Ferner wird die gleichfalls im Jahre 
1954 begonnene Abdeckung der im Abkommen 
vom 30. April 1953 festgelegten Schuldver
pflichtung gegenüber der Schweiz planmäßig 
fortgeführt. Des weiteren auch der im Jahr 1956 
wieder aufgenommene Dienst der Vorkriegs-In-
landschulden. ' 

Im einzelnen zeigen die Erfordernisse aus 
diesem Titel folgende Unterschiede gegenüber 
dem Bundesvoranschlag 1958: 

1) Z. B, BGBI. Nr, 1/1959. 
2) Der Verwaltungsaufwand dieser Stelle ist bei 

Kapitel 16 Titel 1 mitveranschlagt. 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

**) Bundesvoranscnlag. 

schen eingetretenen letzten Fälligkeit der auf die 
Rückstandszinsscheine 1945 bis 1953 zu leisten
den Zahlungen. Ab dem Jahr 1959 wird auch der 
Tilgungsdienst aufgenommen. 

§ 4: Sonstige Auslandsschul-
den: 

1. Laufender Dienst 
(Zinsen ab 1954) .. - 5'4 

2. Rückständiger 
Dienst (Zinsen vor 
1954) ............ - 3'2 

3. Tilgung .......... - 18'8 - 27'4 

Mindererfordernis bei allen 3 Unterteilungen we
gen Neuregelung der Verpflichtung gegenüber der 
Caisse Commune (Abkommen vom 2. Dezember 
1957). 

§ 5: Inlandsschulden ........ - 0'2 
Da sämtliche Vorkriegs-Inlandsschulden im 
Jahr 1956 aufgekündigt wurden, ist in den Folge
jahren nur mehr für Zinsscheine mit Fälligkeit-
vor 1938 und für sonstige Sonderfälle vorzu-· 
sorgen. 
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Kapitel 4 31 

Einnahmen-Titel 1: Schulden aus 
Anleihen österreichs vor 1938. § 2: 10-Millionen -Dollar

Kredit der Regierung 
der Vereinigten Staaten 
von Amerika (War
Assets-Kredit): 1) 

Mill. S 
1957 ',) ......................... 0'0 
1958~·*) ........... : .... : ........ 0'0 
1959 *':') ................•........ 0'0 

Da auch im Jahre 1959 Beiträge zum Dienst 
der Vorkriegsanleihen nicht zu erwarten sind, 
ist nur ein Verrechnungsansatz vorgesehen. 

Aus gab e n - T i tel 2: Sc h u I den aus 
Anleihen und Krediten seit 1945 

(F rem d w ä h run g s s c h u I den). 
Sachliche Ausgaben 

Mi)!. S 

1957 *).................. 106'4 
1958 "*J. . . . . . . . . . . . . . . . . . 92'6 
1959"").................. 161'4 

Der Schuldendienst aus Anleihen und Kre
diten in Fremdwährung, die seit 1945 begeben 
beziehungsweise aufgenommen wurden, erfordert 
im Jahre 1959.einen Aufwand von 161'4 Mil
lionen Schilling. 

Unterschiede aus diesem Titel gegenüber dem 
Voranschlag 1958 sind im wesentlichen: 

1. Mehrerfordernisse bei Verzinsung und Til
gung des 1. Kredits der Export-Import
Bank zur Förderung der wirtschaftlichen Ent
wicklung österreichs infolge erhöhter Zinsen
verpflichtung und Eintretens der ersten Ti!-
gungsfälligkeit; . 

2. Mindererfordernisse bei Verzinsung und Til
gung des Surplus Kredits infolge Verminde
rung . des Schulden standes und Abnahme der 
außerplanmäßigen Tilgungszahlungen; 

Verzinsung ........ . 
Tilgung ........... . 

- 0'1 
+ 0'0 - 0'1 

Mindererfordernis für Verzinsung infolge Ver
minderung des Schuldenstandes durch planmäßige 
Tilgung. 

§ 3: Britische Reliefkredite: 2) 
Tilgung ........... . - 0'3 

Mindererfordernis infolge gesonderter 
nung der Spesen für die Beschaffung 
scher Zahlungsmittel. 

§ 4: 1. Kredit der Export
Import-Bank zur Förde
rung der wirtschaftlichen 
Entwicklung österreichs: 3) 

Verzinsung ......... + 07 
Tilgung ............ + 0'2 

- 0'3 

Verrech
ausländi-

+ 0'9 

Mehrerfordernis für Verzinsung infolge erhöhter 
Zinsenverpflichtung. Mehrerfordernis für Tilgung 
infolge Eintretens der ersten Tilgungsfälligkeit. 

§§ 5 und 6: 2. und 3. Kredit der Export-
Import-Bank zur Förderung der 
wirtschaftlichen EntwiCklung 
österreichs: 3) 

Für den Schulden dienst dieser Kredite in Höhe 
von voraussichtlich 644'8 Millionen Schilling sind 
im Jahre 1959 vertragsmäßig noch keine Zahlun
gen zu leisten. 

3. Mehrerfordernisse au; erstmalig veranschlag- § 7: Schweizer Regierungs-
tem Zinsen- und Tilgungsaufwand anläßlich kredit 1957: 4) 
der Bedienung des Schweizer Schatzwechsel
kredits 1958 sowie aus erstmaligem Zinsen-

Verzinsung ........ . - 0'5 0'5 

aufwand der US-Anleihe 1958. Mindererfordernis infolge Verringerung des ur-

Im einzelnen zeigen die Erfordernisse für 1959 sprünglich vorgesehenen Zinsfußes. 
folgende Unterschiede gegenüber dem Bundes- § 8: Schweizer Schatz wechsel-
voranschlag 1958: Kredi t 1958: ,5) 

§ 1: 12'5-Millionen-Dollar
Surplus-Kredit der Re
gierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika: 1) 

Verzinsung ......... 07 

Mill.S 

Tilgung ............ 10'0 -.107 ---
Mindererfordernis für Verzinsung infolge Ver-· 
ringerung des Schuldenstandes. Mindererforder
nis für Tilgung infolge Verringerung der außer
planmäßigen Rückzahlungen. 

Verzinsung ......... + 4' 4 
Tilgung ............ + 53'6 + 58'0 

Mehrerfordernis infolge Eintretens der erstmali
gen Zinsen- und Tilgungsverpflichtungen. 

1) Gemäß Bundesgesetz vorn 25. Juli 1946, BGBI. 
Nr.154. 

2) Die Regelung des Schuldendienstes erfolgte auf 
Grund eines Beschlusses der Bundesregierung vorn 
24. November 1953. 

3) Gemäß Bundesgesetz vom 25. Juli 1946, BGBI. 
Nr. 154, in der derzeit geltenden Fassung, BGBl. 
Nr. 60/1954 und 47/1958. 

1) Gemäß Bundesgesetz vorn 
Nr. 119. 

13. Juni 1946, BGBI. 4) Gemäß Bundesgesetz vorn 13. Dezember 1956, 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. I 

BGBI. Nr. 6/1957. 
5) Gemäß Bundesgesetz' vorn 12. Dezember 1957, 

BGBI. Nr. 1/1958. 
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32 Kapitel 4 

§ 9: US-Anleihe 1958: 1) 
Verzinsung ......... + 21"5 + 21"5 

Mehrerfordernis infolge Eintretens der ersten 
Zinsenfälligkeit. 

Ein nah m e n - T i tel 2:S c h u I den aus 
Anleihen und Krediten seit 1945 

(F rem d w ä h run g s s c huld e n). 
MiJI. S 

1957 *)........................ -
1958 **) .................... ' .... 0'0 
1959 *'f) ........................ 15'9 

Im Bundesvoranschlag 1959 sind gegenüber 
1958 Einnahmen durch Beitragsleistungen der 
österreichischen Bundesbahnen zu verzeichnen. 

Für die Bedienung des 
Schweizer Regierungs-
kredites 1957 ........... 15'9 15'9 2

) 

Aus gab e n - T i tel J: S eh u I den aus A n
leihen und Krediten seit 1945 

(S chi ll i n g s c h u I den). 
SadUime Ausgaben 

Mill. S 

1957 ,:.)................... 491'9 
1958 *~.) ................... 1.020'2 
1959 *'f) ................... 1.279'8 

Der Schuldendienst aus Anleihen und Krediten 
in Schillingwährung, die seit 1945 begeben be
ziehungsweise aufgenommen wurden, erfordert 
einen Aufwand von 1.279'8 Millionen Schilling. 

Mehrerfordernisse aus diesem Titel gegenüber 
dem Voranschlag 1958 sind im wesentlichen: 

a) Erhöhtes Erfordernis für die Tilgung 
von 20/0 Bundesschuldverschreibungen 1947, 
von 3010 Rekonstruktionsschuldverschrei
bungen, von Buchschulden (Postsparkassen
amt) sowie von Bundesschatzscheinen und 
sonstigen Verpflichtungen; 

b) erstmalig veranschlagte Zinsenerfordernisse 
aus der Bedienung der 7% Investitions
anleihe 1958 1958/1 (A und B), der 
6% Trefferanleihe 1958, des Autobahn
kredits 1958, des Schnellbahndarlehens 
1958, der 7010 Investitionsanleihe 1958/11, 
sowie der Bundeslosanleihe 1958; 

c) erstmalig veranschlagte Zinsen- und Til
gungserfordernisse für den Kredit der 
österreich-Bayrischen Kraftwerke; 

d) erhöhter Aufwand der Verzinsung von 
Bundesschatzscheinen und sonstigen Ver
pflichtungen; 

1) Gemäß Bundesgesetz vom 25. Juli 1946, BGBl. 
Nr. 154, in der derzeit geltenden Fassung, BGBl. 
Nr. 60/1954 und 47/1958. 

2) Im BV A. 1958 bei Titel 3 mitveranschlagt ge
wesen. 

*) Bundesrecbnungsabscbluß. 
**) Bundesvoranscblag. 

e) erstmalig veranschlagtes Tilgungserforder
nis für Verpflidltungen des Bundes an die 
Oesterreichische Nationalbank (BGBL Nr. 
245/1948 und 67/1950); 

Diesen Mehrerfordernissen stehen im wesent
lichen Minderausgaben bei nachstehenden An
sätzen gegenüber: 

a) Minderaufwand bei Tilgung des Kredites 
der Creditanstalt-Bankverein (Postkredit 1), 
des Anteiles des Bundes an dem Dienste 
der Energieanleihe 1953, der 4010 Bundes
schuldverschreibungen 1955 sowie der 
40/0 Bundesschuldverschreibungen, begeben 
auf Grund des Versicherungswiederaufbau
gesetzes; 

b) Mindererfordernisse für Verzinsung anläß
lich der Bedienung des Kredits der Credit
anstalt-Bankverein (Postkredit 1), der' 
6fJ/o Bundesanleihe zum Wiederaufbau von 
Bahnhöfen und zur Elektrifizierung der 
Bundesbahnen, der 4% Bundesschuldver
schreibungen 1955, der 3% Rekonstruk
tionsschuldverschreibungen sowie der Buch-
schulden (Postsparkassenamt). ' 

Im einzelnen ~eigen die Erfordernisse für 1959 
folgende Unterschiede gegenüber dem Bundes
voranschlag 1958: 

§ 1: 2% Bundesschuldver
schreibungen 1947: 1) 

Mill. S 

Verzinsung ,." .. ,.. 0'5 
Tilgung ............ + 23'6 + 23'1 

Mindererfordernis für Verzinsung infolge Ver
ringerung des Schuldenstandes, 
Mehrerfordernis für Tilgung infolge Erhöhung 

des haushaltsmäßig zu verrechnenden Au"teiles 
der planmäßigen Tilgungsquote. 

§ 2: 5% Aufbauanleihe 
1949: 2) 

Verzinsung .... , ... . 
Tilgung ..... , .. , .. . 

Mindererfordernis far Verzinsung infolge Ver
ringerung des Schuldenstandes durch planmäßige 
Tilgung. 

Mehrerfordernis für Tilgung infolge planmäßiger 
Steigerung der Tilgungsquote. 

§ 3 (leer). 

1) Gemäß § 14 Abs, 1 WSchG, vom 19. November 
1947, BGBI. Nr.' 250, begeben auf Grund der Ver
ordnung der Bundesregierung vom 13. Juli 1948, 
BGBI. Nr. 163. 

I) Gemäß Bundesgesetz vom 19. Mai 1949, BGBl. 
Nr, 135. 
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Kapitel .. 33 

§ 4: Kredit der Creditan
stalt-Bankverein' (Post
kredit 1): 1) 

Verzinsung ........ . 
Tilgung ........... . -23"1 ---

Minderaufwand bei Verzinsung infolge Verrin
gerung des Schuldenstandes. 
Mindererfordernis infolge Rückzahlung des aus
haftenden Kreditrestes. 

§ 5: Anleihe der Republik 
österreich zum Wieder
aufbau der Staatsoper 
in Wien: 1) 

Verzinsung ........ . 
Tilgung ........... . 

...:.... 1'2 
0'0 --- - 1"2 

Mindererfordernis für Verzinsung infolge Ver
ringerung des Schulden standes. 

§ 6: Anteil des Bundes an dem Dienste 
der Energieanleihe 1953: 2) 

Verzinsung ......... + 17 
Tilgung ............ - 33'5 
Treffer ............ - 1'4 --- 33'2 

Mehrerfordernis für Verzinsung infolge Er
höhung des Zinsfußes und des Verbundtarifes 
(Wertsicherung). 
Mindererfordernis für Tilgung infolge geringerer 
Tilgungsverpflichtung. 
Mindererfordernis für Treffer infolge germgerer 
Trefferauslosung. 

§ 7: 6% Bundesanleihe zum 
Wiederaufbau von 
Bahnhöfen und zur 
Elektrifizierung der Bun
desbahnen: 3) 

Minderaufwand des Zinsenerfordernisses infolge 
Verringerung des Schuldenstandes. 

§ 9: 4% Bundesschuldver-
schreibungen 1955: 1) 

Verzinsung ......... 2'5 
Tilgung ............ 4'0 - 6'5 ---

Mindererfordernis für Verzinsung infolge Ver
minderung des Schuldenstandes. 
Mindererfordernis für Tilgung infolge Abnahme 
der außerplanmäßigen Tilgungen anläßlich Ab
gabeabstattungen. 

§ 10: 2% Kredit der Oester
reichischen Nationalbank 
für Verpflichtungen ge
genüber der Weltbank 
und dem Internationalen 
Währungsfonds: 2) 

Keine Veränderung. 

§ 11: 3% Rekonstruktions
schuldverschreibungen : 3) 

Verzinsung ......... - 3TO 
Tilgung ............ + 5'4 - 31'6 

Mindererfordernis für Verzinsung infolge Ver
minderung des Schuldenstandes urid Eintretens 
des planmäßigen Zinsenaufwandes. . 
Mehrerfordernis für Tilgung infolge höherer 
außerplanmäßiger: Tilgung, 

§ 12: 4% Bundemhuldver
schreibungen, begeben 
auf Grund des Versiche
rungswiederaufbaugeset
zes: 4) 

Verzinsung ........ . Verzinsung ........ . 
Tilgung ........... . 

T2 
0'0 _ T2 Tilgung ........... . 

+ 4'0 
- 6'0 --- - 2'0 

----
Mindererfordernis für' Verzinsung infolge Ver
ringerung des Schuldenstandes. 

§ 8: 4% Bundesanleihe der 
Republik österreich zum 
Ausbau der Vollauto
matisierung des österrei
chischen Telephonnetzes 
(Postkredit 2): 3) 

Verzinsung ......... 1'6 

Mehrerfordernis für Verzinsung infolge Erhöhung 
des Schuldenstandes. 
Mindererfordernis für Tilgung infolge Verringe
rung der planmäßigen Tilgungsquote. 

§ 13: Bundesschuld an die 
Oesterreichische Natio
nalbank: 5) 

Keine Veränderung. 

Tilgung ............ 0'0 - 1'6 1) Gemäß § 4 des Bundesgesetzes vom 7. Juli 1954, 
--- BGBl. Nr. 189. 

2) Gemäß Bundesgesetz vom 30. Juni 1954, BGBl. 
1) Gemäß Bundesgesetz vom 12. November 1952, Nr. 178. 

ß~rl.B~~g~~· der Energieanleihe 1953 siehe das 3) Gemäß Bundesgesetz vom 8. September 1955, 
Bundesgesetz vom 24. Apri11953 über Begünstigungen BGBl. Nr. 183. 
einer Anleihe der Verbundgesellschaft, BGBl. Nr. 50. t) Gemäß Bundesgesetz vom 8. September 1955, 

3) Gemäß Artikel V Ziffer 1 des Bundesfinanz- BGBl. Nr. 185. 
gesetzes für das Jahr 1954 vom 15. Dezember 1953, 6) Gemäß Notenbanküberleitungsgesetz-Novelle, 
BGBl. Nr.26/1954. BGBl. Nr. 122/1946. 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz. 3 
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34 Kapitel 4 

§ 14: Investitionskredite ver
sdtiedener Kreditunter
nehmungen: 1) 

-1"2 -1"2 

§ 21: Verpflidttungen des Bun
des an die Oesterreidti
sdte Nationalbank (BGBL 
Nr. 245/1948 und, 67/ 
1950): 

Tilgung ............ + 37'1 + 37'1 
Mindererfordernis für Verzinsung infolge Ver- h f d . . f 1 Eintre· tens der ersten 
ringerung des Schuldenstandes. Me rer or erms m 0 ge 

Tilgungsverpflidttung. 

§ 15: Investitionsanleihe 1956: 1) 

Keine Veränderung. 

§ 16: Salzburger Festspielhaus
anleihe: 2) 

Keine Veränderung. 

§ 17: Budtsdtulden (Postspar
kassenamt): 2) 

§ 22: Autobahn-Kredit 1958:1
) 

Verzinsung ......... + 187 + 187 

Mehrerfordernis infolge Eintretens de; ersten 
Zinsenfälligkeit. 

§ 23: Sdtnellbahn-Darlehen 1958:1
) 

Verzinsung. , .... ,., +. 2'3 + 2'3 

Mehrerfordernis infolge Eintretens der ersten 
Zinsenfälligkei t. 

Verzinsung ... ','... 25'2 
Tilgung .,.""",., + 27'4 + 2'2 § 24: 70/0 Investitionsanleihe 1958/11:1) 

Mindererfordernis des Zinsenaufwandes infolge 
Verzinsung ......... + 31'5 + 31'5 

Wegfalles der Verzinslidtkeit. Mehrerfordernis infolge Eintretens 'der ersten 

Mehrerfordernis für Tilgung infolge Erhöhung Zinsenfälligkeit. 
der planmäßigen Tilgungsquoten. 

§ 18: 70/0 Verkehrsanleihe 
1957: 2) 

Keine Veränderung. 

§ 19: 7% Investitionsanleihe 
1958/1 (A + ,B): S) 

§ 25: Bundes-Losanleihe 1958:1
) 

Treffer ., .. "." .. , + 3'5 + 3'5 

§ 26: Kredit der österreichi'Sdt
Bayrisdten Kraftwerke:2) 

Verzinsung ."., .. " + 337 
Tilgung ........ , .. , + 74'3 + 108'0 

Verzinsung '" ' .... , + 34'6 + 34'6 Mehrerfordernis infolge Eintretens der ersten 

Mehraufwand infolge Eintretens der ersten Zin- Zinsen- und Tilgungsfälligkeit. 
senfälligkeit. 

§ 20: 60/0 Trefferanleihe 1958: 3) 

Verzinsung ..... ,.,. 
Treffer .. , .. , .. ".' 

+ 6'0 
+ 1'0 + /'0 

Mehrerfordernisse infolge Eintretens der ersten 
Zinsen- und Trefferfälligkeit. 

1) Gemäß Artikel V des Bundesfinanzgesetzes 1956, 
BGBI. Nr, 12, 

Im BV A, 1958 als "Investitionskredite verschiede
Der Geldanstalten" veranschlagt gewesen, 

2) Gemäß Artikel V des Bundesfinanzgesetzes 1957, 
BGBI. Nr. 6. 

Im BVA. 1958 als ,,3% Bundesschuldverschreibun
gen (Postsparkassenamt) veranschlagt gewesen, 

3) Gemäß Artikel V des Bundesfinanzgesetzes 1958, 
BGBI. Nr, 1/1958. 

§ 27: Bundessdtuldversdtrei
bungen für Entsdtädi
gungsansprüche aus 
Kriegs- und N adtkriegs
sdtäden: 

Gemäß § 15 des Besatzungssdtädengesetzes, 
BGBL Nr, 126/1958, ist der Bundesminister für 
Finanzen ermächtigt, für Entschädigungen, soweit 
sie den Betrag von 100.000 S übersteigen, Bun
des schuldverschreibungen auszugeben. Ob im 
Jahre 1959 ein Aufwand für die Bedienung die
ser Schuldverschreibungen anfällt, ist derzeit nodt 
nicht absehbar, so daß nur ein Verredtnungs
ansatz vorgesehen wurde, 

1) Gemäß Artikel V des Bundesfinanzgesetzes 1958. 
BGBI. Nr. 1/1958. 

2) Gemäß Bundesgesetz vom 25. Juli 1946, BGBl. . 
Nr, 154/1946; in der Fassung des Bundesgesetzes vom 
12, März 1958, KGBI. Nr. 47/1958, 
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(Einnahmen) 

Unterschiede 
der 

Einnahmen 
1959 

gegenüber 
1958 

Kapitel 4 35 

§ 28: Bundesschatzscheine und 
sonstige Verpflichtun
gen: 1) 

Verzinsung , ...... ,. + 76'8 
Tilgung ............ -+ 22'4 + 99'2 

Mehrerfordernis für Verzinsung infolge Erhöhung 
des Schuldenstandes. 

Mehrerfordernis für Tilgung infolge höherer 
Rücklösung von Bundesschatzscheinen, . 

H, österreichische Bundesbahnen: 

a) für den Dienst des Anteiles des 
Bundes an dem Dienste der 
Energieanleihe 1953 , ....... . 

b) für die Bedienung der 6% Bun
desanleihe zum Wiederaufbau 

15'5 

von Bahnhöfen und zur Elek- . 
trifizierung der Bundesbahnen. . 23'1 

c) für den Aufwand der Investi
tionskredite verschiedener Kre-
ditunternehmurigen ......... . 

Einnahmen-Titel 3: Schulden 
Anleihen und Krediten seit 

(S chi I I i n g sc h u I den). 

aus . . i 945 bahn-Kredites ............•. , 

I 
d) für die Bedienung des Schnell-

2'3 44'0 

1957 *) ..................... . 
1958 **) ............ _ ....... . 
1959::-*) .................... . 

MilI. 5 

141'5 
161'5 
121'0 

Im Bundesvoranschlag 1959 sind gegenüber 1958 
Mindereinnahmen zu verzeichnen durch geringere 
Beitragsleistungen der Post- und Telegraphen
anstalt zum Schuldendienste der Postkredite 1 
und 2 sowie der österreichischen Bundesbahnen 
anläßlich der Bedienung der 6% Bundesanleihe 
zum Wiederaufbau von Bahnhöfen und zur 
Elektrifizierung der Bundesbahnen und der In
vestitionskredite verschiedener Kreditunterneh
mungen, Diesen Mindereinnahmen stehen Mehr
einnahmen hauptsächlich aus erstmaligen Bei
tragsleistungen des -Landes, der Stadt und des 
Fremdenverkehrsförderungsfonds Salzburg für 
den Dienst der 70/0 Investitionsanleihe 1958 sowie 
erhöhte Beitragsleistungen der Kreditinstitute für 
den Dienst der 3% Rekonstruktionsschuldver
schreibungen und der Versicherungsanstalten für 
den Dienst der 40/0 Bundesschuldverschreibungen, 
begeben auf Grund des Versicherungswieder
aufbaugesetzes, gegenüber, 

Die Beiträge werden im einzelnen von fol
genden Stellen geleistet: 

I.' Post- und Telegraphenanstalt: 
für den Schuldendienst 

Mill. S 
a) des Kredits der Creditanstalt

Bankverein (Postkredit 1) .", 21'4 

b) der 4% Bundesanleihe der Re
publik österreich zum Ausbau 
der Vollautomatisierung des 
österreichischen Telephonnetzes 
(Postkredit 2) ",."" .. ,.", 77 

TU, Kreditinstitute: 
für den Dienst der 30/0 Rekon
struktionsschuld verschreibungen: 

a) Beiträge gemäß § 6 (4) ••• ",., 
b) Abfuhren gemäß § 7 .. ,. , , . , 
c) Abfuhren gemäß § 8 (1) 
d) Abfuhren gemäß § 8 (4) 

IV. Versicherungsanstalten: 
für den Dienst der 40/0 Bundes
schuldverschreibungen, begeben auf 
Grund des Versicherungswieder
aufbaugesetzes ,_"", .. """" 

V. Salzburger Stellen: 
1. für den Dienst der Festspielhaus-

anleihe: 

a) Land Salzburg .... ,."".,. 
b) Stadt Salzburg """" ... " 
c) Fremdenverkehrsförderungs-

. fonds .. ,."."."., ... , .. , 

2. für den Dienst der 70/0 Investi-
tionsanleihe 1958/1: 

a) Land Salzburg .... , ........ . 
b) Stadt Salzburg , .. , ......... , 
c) Fremdenverkehrsförderungs-

fonds ... _ , , ... , . , , .. , . , .. , . 

20'0 
TO 
1'0 
0'1 

3'5 

0'4 
0'2 

0'1 

0'5 
0'3 

0'1 

28'1 

3'5 

0'7 

0'9 

Aus' gab e Il! - T i tel 4: Pa u s c hai v 0 r- Pauschal
s 0 r g e für K red i top e rat ion eng e- vorsorge 
m ä ß Art i k e I V des B und e 5 f i n a n z-

g e set z e s 1959. 
SachIime Ausgaben 

Mill. S 

1957 *) ...... _, ... ' ...... .. 
1958**) .... ,. , .... , .. ' , ... . 
1959**) ... , ....... - ....... . 

6'4 1) 
_ 1) 

137'0 

c) 70/0 Verkehrsanleihe 1957 147 43'8 Einnahmen-TiteI4: 

1) Besatzungskosten-Schatzscheine gemäß BGBl. 
Nr, 122/1946 und 24/1947 sowie Schatzscheine zur 
Kassenstärkung gemäß jeweiligem Bundesfinanzgesetz, 

*) Bundesrechnungsabschluß, 
**) Bundesvoranschlag, 

(leer) 

1) Im BVA. 1957 und 1958 bei Titel 3 mitveran
schlagt gewesen. 

e,) Bundesrechnungsabschluß, 
""') Bundesvoranschlag. 
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36 Kapitel 4 

Ver
waltungs
ausgaben 

Ausgaben-Titel 5: Verwaltungs
aus gab e n. 

Samlime Ausgaben 
MiJ!. S 

1957 *) ..................... 9'9 1) 
1958 **). . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 4'2 1) 
1959 **). . . ... . . . . . . . . . . . . . . .. 5'4 

Die Mehrausgaben 1959 gegenüber J 958 sind 
überwiegend auf erhöhte Druckkosten zurückzu
führen. 

Beiträge und Ein nah m e n - T i tel 5: Bei t r ä g e und 
Verwaltungs- V I .. 
einnabmen e r w a tun g sei n nah m e n: 

1957 *) ...................... . 
1958 **) ...................... . 
1959**) ...................... . 

Mill. S 

2'6 1) 
0'6 1) 
07 

1) Im BV A. 1957 und 1958 als Titel 4 veranschlagt 
gewesen. 

*) Bundesredmungsabschluß. 
'~*) Bundesvoranschlag. 

Die Mehreinnahmen des Jahres 1959 gegen
über 1958 resultieren überwiegend aus höheren 
Beitragsleistungen der österreichischen Bundes
bahnen. 

Die Einnahmen.setzen sich im wesentlichen aus 
folgenden Ansätzen zusammen: 

Beitragsleistungen für den Verwaltungsauf
wand 

MilI.S 

a) der Post- und Telegraphenanstalt . 0'3 

b) der österreichischen Bundesbahnen 0'4 

über den Stand der Finanzschulden der"Repu-
blik österreich mit Ende der Jahre 1937 sowie 
1949 bis 1958 gibt die nachstehende übersicht 
ein Bild: 

übersicht 
über die 
Finanz

·schulden 
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Stand der· Finanzschulden der Republik Österreich mit 31. Dezember der Jahre 1937 und 1949 bis 1958. 1) 

I 1937 I 1949 I 1950 I 1951 I 1952 I 1953 I 1954 I 1955 I 1956 I 1957 I 1958 
Schuldgattung 

Nenn- bzw. Kurswert in Millionen Schilling 

Auslandskredite für Lebensmittel, Rohstoffe und 
Heimschaffung von Kriegsgefangenen (Relief-
schulden, Gegenwartswert) • . . . .' . • • . • 405'7 - - - - - - - - - -

5 % Schuldverschreibungen der Republik Oster reich 
(Fun ding-Obligationen) für Staatsschuldrückstände 
in französischem Besitz . . . . . . . _ . . 12'6 - - - - 3'5 3'6 -- - - -

5 % Schatzanweisungen der Republik Oster reich 
(Funding-Obligationen) für Staatsschuld rückstände 

0'1 in belgischem Besitz. . , . . , , , • • • , , 0'7 - - - - - - - - -
5 % Schuldverschreibungen der Republik Osterreich 

(Abrechnungsschuldverschreibungen; BGBI. Nr. 
97'1 393/1921 und 254/1925). . , , , , , , , , , - - - - - - - - - -

Konvertierungsanleihe auf Grund des Genfer Pro-
tokolls Nr, II (Beilage B) (BGBI. Nr, 842/1922 
und 236/1925) . , , , , , , .... 11'7 - - - - - - - - - -

Schuld an Italien aus der Lieferung von Lebensmitteln 
(BGBI. Nt, 148/1932), , , ' 24'0 - - - - - - - - - -

Schatzscheine, begeben auf Grund des überein-
kommens vom 27_ Dezember 1929 zwischen 
Oster reich und Gtiechenland, betreffend die Zah-
lung der Ansprüche griechischer Staatsangehöriger 
für während der Neutralitätsperiode Griechen-
lands erlittene Schäden , _ , . . , , , , _ _ 6'2 - - - - - - - - - -

Osterreichische Credit-Anstalt Regierungsschuldver-
10'4 1'0 0'4 2) 0'1 schreibungen 1936 (BGBI. Nr,143/1931) , .. , 87'7 - - - - 0'1 0'1 

Unverzinsliches Darlehen der Schweizer Bundes-
refiierung für Sanierungsmaßnahmen in der Vor-
ar berger Stickereiindustrie (BGBI. Nr. 86/1930) 3) . 0'4 - - - - - - - - - -

4 % Osterreichische Trefferanleihe 1933 . 220'0 - - - - - - 0'5 - - -
51/2 % Osterreichische Arbeitsanleihe 1935 175'0 - - - - - - 0'1 - - -
Osterreichische Bundesschuldverschreibungen 1937, 

c 

begeben auf Grund des Hypothekenerleichterungs- c 

gesetzes (BGBI. Nr, 474/1936) • , • , , , •. 59'7 - -- - - - - - - - -
41/2 % Osterreichische Investitionsanleihe 1937 180'0 - - - - - - 1'0 - - -
6 % Innere Bundesanleihe (Zwangsanleihe) 1922 , 18'7 - - - - - - 1'9 - - -
5 % Schuldverschreibungen der Republik Osterreich 

(Abrechnungsschuldverschreibungen ; BGBI. N r. 
256/1925, 254/1925 und 7/1932): verschiedene 
Kategorien. . • • , , , , .... , , , , , 8'9 - - - - - - l'S - - -

Fußnoten siehe Seite 40. 

~ 
=> 

11, 
" ~ 
"" 

~. 
-l 
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-- ---- - ~~-~-

Schuldgattung I 1937 I 1949 I 1950 I 
: 

4 Ofo Ablösungsschuldverschreibungen der Republik 
Osterreich (BGBI. Nr.405/1931):KategorieA undB 55"3 - -

Lombarddarlehen, aufgenommen bei~ Postspar-
kassenamte (BGBI. Nr. 86/1930) . . . • . , • 25'0 - -

3 % und 4 % Ostern:ichisch-ungarische Staatseisen-
bahn-Obligationen """"", , , 26'9 - -

Internationale Bundesanleihe der Republik Oster-
" reich 1930, • , , , , , , • , •• , , • , . 313'9 - -

Internationale garantierte österreichische Bundesan-
leihe 1933 bis 1953, , , , , , , , , , . , . 208'4 - -

Schuldverpflichtung 'an die Garantiestaaten der Bun-
desanleihen 1933 bis 1953 und 1934 bis 1959 - - -

Garantierte österreichische Konversionsanleihe 1934 
bis 1959. , , . , • , . . . , , '. , . . , .- 557'5 - -

Schuldverpflichtung an die Caisse Commune . . . 139'5 - -
4 % Elisabeth-Bahn-Staatsschuldverschreibungen vom 

4, Mai 1890, , , , , , , , , , , , , , , , 153'4 - -
Schuldverpflichtungen gegenüber der Schweiz gemäß 

Abkommen vom 30. April 1953 , . , , .. - - -

Darlehensschuld des Bundes an die Oesterreichische 
Nationalbank ............... 611'8 5,341'1 4,123'9 

Bundesschatzscheine 6) " . • . • • • . . • . • . 94'9 2.983'0 2.992'4 
Osterreichische garantierte Staatsanleihe 1923 bis 1943 

(Völkerbundanleihe) .. ......... - - -
12' 5 Millionen US-Dollar-Surplus-Kredit der Regierung 

der Vereinigten Staaten von Amerika (BGBI. 
Nr. 119/1946) • . . . . . • • .. . . . . . - 228'6 229'5 

10 Millionen US-Dollar-Kredit der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika (War-Assets-
Kredit) (BGBI. Nr, 154/1946) , .•..... - 30'9 17'5 

Kredit der Export-Import-Bank of Washington zur 
Bedeckung von Nebenspesen bei Abwicklung des 
War-Assets-Kredites (BGBI. Nr. 154/1946) , . . - 12'9 11'2 

4-Millionen-Kronen-Kredit der norwegisChen Re-
gierung (Regierungsabkommen aus dem Jahre 1947) - - -

Britische Reliefkredite , , . . , • . . . , , . , - - -
1. Kredit der Export-Import~Bank zur Förderung 

der wirtschaftlichen Entwicklung Osterreichs . . - - -
Fußnoten siehe Seite 40. 

--_._--~~ ------ ----

1951 I 1952 I 1953 I 1954 I ' 1955 

Nenn- bzw. Kurswert in Millionen Schilling 

- - - - 1'2 

- - - - -

- - 0'5 0'5 -

- - 296'9 297'1 239'3 

- - 69'1 67'0 -

- - - - 155'0 . 

- - 476'6 555"3 456'4 

- - 706'5 160'9 157'7 

- - - - 7'2 

- - 50'4 45'5 40'5 

2.029'9 1.782'2 1.783'1 1.774'3 1,434'4 
3,449'6 3.591'4 4,584'3 3.716'0 3.588'8 

- - - 0'8 -

219'5 188'7 163'6 ]54'5 126'0 

17'5 44'3 39'9 35'5 31'1 

, 

8'6 6'0 3'4 0'8 -

12'8 10'1 5'9 - -
- - 225'6 176'0 156'5. 

- - - - -

-- -------

I 1956 I 1957 I 

- -
- -

- -

222'0 215'4 

- -
150'0 145'0 

453'1 448'7 
154'6 156'0 

- -
35'4 30'4 

1.358'6 1.342'1 
3.553'7 3,978'9 

- -

101:9 41'7 

26'6 22'8 

- -

- -
117'4 78'2 

- -

1958 

-
-

-

2) 207'4 

-

2) 140'0 

2) 438'8 
2) 124'8 

-

2) 25'2 

5) 1.341'8 
5) 5,256'3 

-

4) 23'4 

4) 19'0 

-

-
4) .39'1 

4) 39'0 

~ 
00 

~ 
~ 

'E, ... 
~ 

"" 
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Schuldgattung 

2. Kredit der Export-Import-Bank zur Förderung 
der wirtSchaftlichen Entwicklung österreichs 

3. Kredit der Export-Import-Bank zur Förderung 
der wirtschaftlichen Entwicklung österreichs . . 

Schweizer Regierungskredit 1957 (BGBl. Nr. 6/1957) 

Schweizer Schatzwechselkredit 1958 

US-Anleihe 1958 

2% Bundesschuldverschreibungen 1947 (BGBI. Nr. 
163/1948) . . . . . . . . . 

5 % Aufbauanleihe 1949 (BGBl. Nr. 135/1949) . • 

Verpflichtung des Bund~s an die Oesterreichische 
Nationalbankgemäß Bundesgesetz vom 17. Novem
ber 1948, über die SichersteIlung der für den Erlag 
des Schillinggegenwertes amerikanischer Hilfsliefe
rungen erforderlichen Beträge (BGBI. Nr.245/1948 
in der Fassung 67/1950) .•... , ...•. 

4% Bundesschuldverschreibungen 1953 (BGBI. Nr. 
219/1952) . . . . . . . . . • . . . • . . . 

Kredit der Creditanstalt-Bankverein (Postkredit 1) 
(BGBI. Nr. 219/1952) •.•.••...... 

Anleihe der Republik österreich zum Wieder
aufbau der Staatsoper in Wien (BGBI. Nr. 219/1952) 

Anteil des Bundes an dem Dienste der Energiean
leihe 1953 (Schuld des Bundes an die österrei
chische ElektrizitätswirtSchafts A. G. gemäß Ober
einkommen vom 7. August 1954) • . . . . . 

6 Ofo Bundesanleihe zum Wiederaufbau von Bahn
höfen und zur Elektrifizierung der Bundesbahnen 
(BGBl. Nr. 26/1954) . . . . . . , . . . . • 

4 % Bundesanleihe der Republik österreich zum 
Ausbau der Vollautomatisierung des österreichischen 
Telephonnetzes (Postkredtt 2) (BGBI. Nr.26/1954) 

Fußnoten siehe Seite 40. 

I 1937 1 -1949 1950 1 1951 1 1952 1 1953 1 1954 1 1955 I 
Nenn- bzw. Kurswert in Millionen Schilling 

1.936'3 /1.697'6 /. 1.585'7 

324'6 317'8 310'7 

1.390'3 /1.275'8 /1.105'9 /1.091'2 

303'2295'3 287'0 278'3 

2,105'7 1 2.910'2 ·1 3.549'0 1 3,198'6 1 3.155'5 1 3.155'5 

297'9 180'0 72'0 

148'2 192'3 149'5 

35'0 80'0 80'0 

211'7 211'7 

600'0 600'0 

200'0 200'0 

1956 I 1957 1 1958 

986'2 

269'2 

3,155'5 

36'0 

106'8 

80'0 

211'7 

600'0 

200'0 

118'9 

327'3 

893'1 

259'6 

193'9 

4) 377'0 

4) 267'8 

4) 327'3 

4) 149'9 

4) 390'0 

fi) 791'9 

~) 249'6 

6) 185'4 

64'1 . I~) 21'4 

80'0 I~) 60'0 

249'9 ~) 259'9 

600'0 0) 480'0 

200'0 b) 160'0 

~ .. 
'S!, ... 
~ 
~ 

~ 
CO 
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Schuldgattung I 1937 I 1949 I 1950 I 1951 I 1952 I 1953 I 1954 I 1955 I 1956 I 1957 I 1958 I 
I 

Nenn- bzw. Kurswert in Millionen Smilling 

I 4 % Bundesschuldverschreibungen 1955 (Entschädi-
gungen f. verstaatl. Betriebe; BGBI. 189/1954) . , - - - - - - - 155'0 188'7 151'3 b) 128'4 

~ 

2 % Kredit der Oesterreichischen Nationalbank für i 

Verpflichtungen gegenüber der Weltbank und dem I 
Internationalen Währungsfonds(BGBI. Nr,178/1954) - - - - - - 3ö2'ö 352'5 352'5 352'5 0) 352'5 

3 % Rekonstruktionsschuldverschreibungen (BGBI. 
Nr, 183/1955) , , , , ..... , . , , , , - - - - - - - - 154'8 192'2 0) 595'0 -

4 % Bundesschuldverschreibungen (Versicherungs-
wiederaufbaugesetz, BGBI. Nr, 185/1955) , , , , - - . - - - - - - 35'3 100'3 0) 125'0 

Investitionskredite verschiedener Kreditunterneh-
mungen (BGBI. Nr, 12/1956) , . - - - - - - - - 70'0 70'0 0) 52'5 

Investitionsanleihe 1956 (BGBI. Nr, 12/1956) , - - - - - - - - 400'0 400'0 0) 400'0 

Salzburger Festspielhausanleihe (BGB!. Nr. 6/1957) . - - - - - - - - - 35'0 5) 35'0 

Buchschulden (Postsparkassenamt) (BGB!. Nr. 6/1957) - - - - - - - - - - 0) 877'0 

7% Verkehrs anleihe 1957 (BGBI. Nr, 6/1957) - - - - - - - - - 210'0 0) 210'0 

7010 Investitionsanleihe 19~8 (A+B) (BGB!. Nr.1/1958) - - - - - - - - - - 0) 495'0 

I 
6010 Trefferanleihe 1958 , , , , - - - - - - - - - - 100'0 

~ 
~ 

'E, .... 
!!. .. 

Autobahn-Kredit 1958 , . , . , . - - - - - - - - - - 0) 312'0 

Schnellbahn-Darlehen 1958 , .... - - - - - - - - - - 0) 65'0 

7 Ofo Investitionsanleihe 1958/II .. , , , - - - - - - - - - - 0) 450'0 

Bundes-Losanleihe 1958 , . - - - - - - - - - _. 0) 50'0 

Kredit der Osterreichisch-Bayrischen Kraftwerke , - - - - - - - - - - 0) 544'7 

Bundesschuldverschreibungen für Entschädigungsan-
sprüche aus Kriegs- und Nachkriegsschäden . , , - - - - - - - - - - 0) -

Verschiedene· , . ~ . . , , , , , - - - - - - - 0'3 - - -

Gesamtsumme, 3,495'0 10,857'4 11,495'6 10,544'5 10,865'2 13,670'5 13,353'8 12,745'8 13,020'1 10,957'4 16,167'2 

') 1937 sowie 1949 bis 1957 laut Bundesrechnung,abschluß, 1958 Schätzung auf Grund der Vorsorge im 6) Jeweils am 31, Dezember begebene Bundessmatzsmeine: 
Bundesvoranschlag. 1957 1958 

Finanzschulden der Jahre 1945 bis 1948 siehe Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz 1958, Seite 32 bis 35 Gesetzliche Grundlage, Begebungszweck Nominale Smilling 
BGB!. Nr. 122/1946, 2411947: Finanzierung der Besatzungskosten .. 1.991,100.000 1.991,100.000 

') Schuldendienstaufwand verrechnet bei Kapitel 4 Titel 1. BGBI. Nr. 159/1948: Kapitaleinzahlungen bei der Internationalen Bank 

3) Der Schuldendienst 'die,er Schuldverpflimtung gegenüber der Sd,weiz wurde mit Abkommen vom für Wiederaufbau und Wirtschaftsförderung 50-

30. April 1953 neu geregelt. 
wie beim Internationalen Währungsfonds. . . 1.124,177.600 1.065,177.600 

BGB!. Nr. 25/1948, 14/1952, 219/1952, 6/1957, 1/1958: Kassenstärkung 
') Smuldendien,taufwand verrechnet bei Kapitel 4 Titel 2. des Bundes ...........•.... 863,600.000 2.200,000.000 

ö) Schuldendienstaufwand verremnet bei Kapitel 4 Titel 3. Summe . . 3.978,887.600 5.256,277.600 
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Kapitel 4 41 

Die Unterschiede im geschätzten Schuldenstand vom 31. Dezember 1958 gegenüber dem 1m 
Bundesrechnungsabschluß 1957 ausgewiesenen Schuldenstand vom 31. Dezember 1957 erklären 
sich hauptsächlich wie folgt: 

4 1 

2 

3 

SdlUldgattung 

Sdtulden aus Anleihen österreidts vor 1938: 
1 Internationale Bundesanleihe 1930 . . . . . . . 

Verminderung durch Tilgung von Rückständen. 
2 Schuldverpflichtung an die Garantiestaaten der Bundesanleihen 1933 bis 1953 

und 1934 bis 1959 • . • . . • . . . . . . . . .. • 
Verminderung durch Tilgung im Jahre 1958. 

3 Garantierte österreichische Konversionsanleihe 1934 bis 1959 
Verminderung durch Tilgung von Rückständen. 

4 Sonstige Auslandsschulden . . . . • • . . . . • • . . . • . . . . • . 
Verminderung durch planmäßige und außerplanmäßige Tilgung. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

8 

9 

1 

2 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

11 

Sdtulden aus Anleihen und Krediten seit 1945 (Fremdwährungsschulden): 
12'5-Millionen-Dollar-Surplus-Kredit der Regierung der Vereinigten Staaten 

von Amerika . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . 
Verminderung durch planmäßige und außerplanmäßige Tilgungen 
im Jahre 1958. 

10-Millionen-Dollar-Kredit der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
Verminderung durch planmäßige Tilgung im Jahre 1958. 

Britische Reliefkredite . . . . . . . . . . . . . . . . 
Verminderung infolge Tilgungen im Jahre 1958. 

1. Kredit der Export-Import-Bank zur Förderung der wirtschaftlichen Ent
wicklung österreichs . . . . . . . . . . . . . . . . . • . . 

Zuwachs infolge Neuaufnahme des Kredits im Jahre 1958. 
2. Kredit der Export-Import-Bank zur Förderung der wirtschaftlichen Ent

wicklung Österreichs . . . . • . . . . . . • . . . . . . . . . . . 
Zuwachs infolge Inanspruchnahme des gesamten Kredits. 

3. Kredit der Export-Import-Bank zur Förderung der wirtschaftlichen Ent
wicklung österreichs . . . . . . . . . . . . 

~uwachs infolge Neuaufnahme des Kredits. 
Schweizer Schatzwechselkredit 1958 

Zuwachs infolge Neuaufnahme des Kredits. 
US-Anleihe 1958 .......... . 

Zuwachs infolge Neuaufnahme der Anleihe. 

Schulden aus Anleihen und Krediten seit 1945 (Schillingschulden) : 
2 Ofo Bundesschuldverschreibungen 1947. . . . . . . . . . . . . . 

Verminderung durch planmäßige Tilgung bzw. durch Tilgung 
der gemäß § 4 (2) Altkontenverordnung, BGBI. Nr. 163/1948, 
anläßlich der Abstattung von Vermögensabgabe und Vermögens
zuwachsabgabe eingereichten Effekten. 

5 % Aufbauanleihe 1949 . . . . . . . . . . . . . 
Verminderung durch planmäßige Tilgung. 

Kredit der Creditanstalt-Bankverein (Postkredit 1) 
Verminderung infolge planmäßiger Tilgung. 

Anleihe der Republik Österreich zum Wiederaufbau der Staatsoper in Wien. 
Verminderung durch planmäßige Tilgung. 

Anteil des Bundes an dem Dienste der Energieanleihe 1953 . 
Zuwachs infolge Erhöhung des Stromtarifes. 

6% Bundesanleihe zum Wiederaufbau von Bahnhöfen und zur Elektrifizierung 
der Bundesbahnen ..•....... . . . . . . . . . . . . . 

Verininderung infolge planmäßiger Tilgung. 
4% Bundesanleihe der Republik österreich zum Ausbau der Vollautomatisierung 

des österreichischen Telephonnetzes (Postkredit 2) . . • . . . . . . . . 
Verminderung infolge planmäßiger Tilgung. 

4% Bundesschuldverschreibungen 1955 ......•..•..•.... 
Verminderung infolge planmäßiger und außerplanmäßiger Tilgung. 

3% Rekonstruktionsschuldverschreibungen . 
Zuwachs infolge Neubegebung. 

,. 

+ 

+ 

+ 
+ 
+ 

+ 

+ 

Mill. S 

8'1 

5'0 

9'9 

36'3 

18'3 

3'7 

39'1 

39'0 

258'1 

267'8 

149'9 

390'0 

101'2 

10'1 

42'7 

20'0 

10'0 

120~0 

40'0 

22'9 

402'8 
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42 Kapitel 4 

,.J:; 

öl 
g. 
.... 

Schuldgattung Mill. S .':: öl 
1>0 

g. ~ 
~ .. 

~ Po. 

4 .3 12 4% Bundesschuldverschreibungen, begeben auf Grund des Versicherungswieder-
aufbaugesetzes •.....•.......•........••. + 24'7 

Zuwachs infolge Neubegebung, 

13 Bundesschuld an die Oesterreichische Nationalbank ' .. - 0'2 
Verminderung infolge Abstattung von einmaliger Sühneabgabe 
und Leistungen nach dem Währungsschutzgesetz. 

14 Investitionskredite verschiedener Kreditunternehmungen . - 17'5 
Verminderung infolge planmäßiger Tilgung. 

17 Buchschulden (Postsparkassenamt) . . . . 
Zuwachs infolge Neubegebung. 

+ 877'0 

19 Investitionsanleihe 1958{1 (A+B) 
Zuwachs infolge Neuaufnahme der Anleihe, 

+ 495'0 

20 6% Trefferanleihe 1958 ............. + 100'0 
Zuwachs infolge Neuaufnahme der Anleihe. 

21 Verpflichtungen des Bundes an die Oesterreichische Nationalbank 
(BGB!. Nr. 245{1948 und 67{1950) .' ......... - 8'5 

Verminderung infolge außerplanmäßiger Tilgung. 

22 Autobahn-Kredit + 312'0 
Zuwachs infolge Neuaufnahme des Kredits. 

23 Schnellbahn-Darlehen 1958 ............. 
Zuwachs infolge Neuaufnahme des Darlehens. 

+ 65'0 

24 7 Ofo Investitionsanleihe 1958{1I ..... + 450'0 
Zuwachs in folge Neuaufnahme der Anleihe. 

25 Bundes-Losanleihe 1958 
Zuwachs infolge Neuaufnahme der Anleihe. 

+ 50'0 

26 Kredit der Osterreichisch-Bayrischen Kraftwerke . . . . 
Zuwachs infolge Neuaufnahme des Kredits. 

+ 544'7 

28 Bundesschatzscheine und sonstige Verpflichtungen 
Zuwachs infolge Neubegebung. 

+ 1.277'4 
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Kapitel 5 43 

KapitelS Kapitel 5 "Finanzausgleich". 

Leistungen Aus gab e n - T i tel 1: Lei s tun gen des 
des Bundes B und e san die L ä n der und G e

rn ein den mit Aus nah m e der E r
t rag san t eil e a n g e ni ein s e h a f t I i

ehe n A b ga ben. 

Gebarung 
1957 bis 

1959 

Ertragsanteile. 
kopfquoten

Ausgleidt 

Beim Titel 1 werden folgende Gebarungen ver-
rechnet: . 

1957*) 1958**) 1959*· 

Ertragsanteilekopfquoten-Ausgleidt. 
der Länder ................ . 

Grundsteuerbeihilfen .......... . 
Finanzzuweisungen an Gemeinden 

mit Salinenbetrieben ........ . 
Finanzzuweisungen an Bundes~ 

bahn- und Post-Betriebsge-
meinden .................. . 

Zusdtuß für den Bundes.Gewerbe-
steuerspitzenausgleidt ........ . 

134'6 
4'9 

1'8 

Mill. S 

156'0 170'0 
6'0 6'0 

2'0 2'0 

_1) 20'0 

_1) 100'0 

10'0 
Zuschuß des Bundes zu Landesbei

trägen bei Katastrophenschäden . ;..-..-------
Ausgaben (Summe;:.)~ . ..;;..;..:...::....-.;;.:..~~..;..;;....;;,. 141'3 164'0 308'0 

Im einzelnen ist zu bemerken: 
Das Finanzausgleichsgesetz 1959 t) sieht, WIe 

die für 1958 bestandene Regelung, die Er
gänzung der Ertragsanteile der Länder (mit Wien) 
auf den Betrag vor, der sich unter Zugrundelegung 
der um 3 Schilling verminderten, auf ein Jahr be
rechneten Durchschnittskopfquote der Ertragsan
teile der Länder mit Wien als Land für das ein
zeine Land ergibt. Der aus Bundesmitteln im Jahre 
1959 zu leistende Kopfquotenausgleichsbetrag, 
der auf Grund der Abrechnung der Ertragsan~ 
teile für das Jahr 1958 im Jahre 1959 anfällt, 
ist mit 170 Millionen Schilling anzunehmen. Die 
Erhöhung gegenüber 1958 um 14 Millionen 
Schilling leitet sich aus der versmiedenen Auf
kommensentwicklung der gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben ab. 

Die unterschiedlime Höhe und die Entwick
lung der Kopfquoten zeigt die nachstehende 
übersimt: 

Ertratsanteile .. 1953 1954 1955 1956 1957 1958 
k06: quoten 2) 8) 4) 5) 

in ne enstehenden 
Jahren: Sdlllling 

niedrigste .... 305 190 112 330 362 418 426 
hödtste .~ ... 452 269 168 492 531 602 621 
im Durch-

schnitt .... 356 6) 222 G) 129 6) 383 6) 441 7) 5057) 5217) 

1) Verredtnungsansatz ohne Kreditbett:ag. 
2) Für die Zeit vom 1. Jänner bis 31. August 1954. 
3) Für die Zeit vom 1. September bis 31. Dezem

ber 1954. 
4) Vorbehaltlich der endgültigen Abredtnung. 
5) Sdtätzung (Voransdtlag an Ertragsanteilen, ver-

mindert um 5 v: H.). 
6) Länder ohne Wien. 
7) Länder mit Wien, vermindert um 3 Schilling. 

*) Bundesredtnungsabsdtluß. 
**) Bundesvoransdtlag. 

t) BGB!. Nr. 000/1958. 

Das Erfordernis für den Ertragsanteilekopf
quoten-Ausgleich in den Jahren 1954 bis 1959 
für das jeweils vorhergegangene Jahr beträgt: 

1954 ........................... . 

1955 ...... ' .. .- .................. . 

1956 ........................... . 
1957 •.......•................... 
1958 ............ : .. " .....•. " .. 
1959 ......•.....•............... 

Mill. S 

52'799 

{ 
35'0451) 
20'956 2) 

56'576 
134'579 
15S'0423) 

170'000 4) 

Die Ertragsanteile der Länder und Gemeinden 
an den gemeinsch\lftlichen Bundesabgaben sind 
im Voranschlag 1959 - ebenso wie für 1958 -
als Abzugspost von dem Bruttoertrage der 
öffentlimen Abgaben dargestellt (siehe Ein
nahmenkäpitel 17 Titel 7 § 1 und hinsimtlich 
der Bundeszusatzabgabe der Spielbanken Ein
nahmenkapitel 17 Titel 7 § 7). 

Die sogenannten Grundsteuerbeihilfen bestehen 
darin, daß der Bund gemäß § 32 Abs. 4 Grund
steuergesetz 1955, BGBI. Nr. 149/1955, für Ar
beiterwohnstätten die Grundsteuer an Stelle der 
Eigentümer an die Gemeinden entrichtet. Da
durch werden die Zinse in diesen Arbeiterwohn
stätten verbilligt, ohne bei den Gemeinden einen 
Steuerausfall zu verursachen. Hinsichtlich der 
Anzahl der diese Objekte benützenden begün
stigten Personen und dieser Objekte selbst siehe 
die Beilage K. 

Die Finanzzuweisungen an Gemeinden mit 
Sal1nenbetrieben werden gemäß § 5 Abs. 3 
Finanzausgleichsgesetz 1959 5) gewährt. 

Den Gemeinden, welche Standort von im 
Finanzausgleimsgesetz 1959 5) näher bezeichneten 
Bundesbahn- und Post-Betrieben sind, werden 
Finanzzuweisungen gewährt. Für das Jahr 1958 
war wegen der Neueinführung dieser Finanz
zuweisungen nur durch einen Verrechnungsan
satz ohne Kreditbetrag vorgesorgt gewesen. 

Der Bun.des-Gewerbesteuerspitzenausgleich ist 
mit seiner Bruttogebarung im Kapitel 5 beim Ti
tel 2 § 1 besonders dargestellt. Für das Jahr 1958 
war wegen der Neueinführung des Bundeszu
schusses zum Bundes-Gew.erbesteuerspitzenaus
gleich nur durch einen Verrechnungsansatz ohne 
Kreditbetrag vorgesorgt gewesen. 

Bisher hat der Bund auf Grund von Sonder
gesetzen zur Förderung der Behebung von 
Schäden durch Unwetterkatastrophen an die Län
der einmalige Zweckzuschüssezugeteilt (siehe 
Titel 3). Im Finanzausgleichsgesetz 1959 sind statt 
dessen als "Zuschuß des Bundes zu Landesbei
trägen bei Katastrophenschäden" erstmalig zehn 
Millionen Schilling vorgesehen. Die Gebarung der 

1) Für die Zeit vom 1. Jänner bis 31. August 1954. 
2) Für die Zeit vom 1. September bis 31. Dezem-

ber 1954. 
3) Vorbehaltlich der endgültigen Abredtnung. 
4) Sdtätzung. 
5) BGB!. Nr. 000/1958. 

Grundsteuer· 
beihilfen 

Gemeinden 
mit Salinen

betrieben 

Finanz
zuweisungen 
an Bundes
bahn- und 

Post-Betriebs
gemeinden 

Zuschuß für 
den Bundes

Gewerbe
steuerspitzen

ausgleich 

Zuschuß des 
Bundes zu 

Landes
beitr~gen 
bei Kata
strophen-
schäden 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 319 von 614

www.parlament.gv.at



Gebarungen 
aus zweck
gebundenen 
Einnahmen 

13undes
Gewerbe

steuer
spitzen
ausgleich 

44 Kapitel 5 

Zweckzuschüsse bei Katastrophenschäden ist 
bruttomäßig im Kapitel 5 beim Titel 2 § 2 be
sonders dargestellt. 

Titel 2: Gebarungen aus zweck
g e b und e n e n Ein nah_ m e n. 

Beim Titel 2 werden folgende Gebarungen ver
rechnet: 

Einnahmen: 
Bundes-Gewerbesteuerspitzen

ausgleim :' 

Beitrag der Stadt Wien ...... . 
10 Ofoiger Beitrag der Länder .. . 
Zusmuß des Bundes ........ , 

Zweckzuschuß des Bundes bei 

1957*) 1958") 1959") 
Mill. S 

1) 
1) 
1) 

20'0 
10'0 

100'0 

Katastrophenschäden ... ,.... 10'0 -------
Einnahmen (Summe). 140'0 

~----......;;.....;..~ 

Ausgaben: 
Bundes-Gewerbesteuerspitzen~ 

ausgleich .................. . 1) 130'0 

Zweckzuschüsse bei Katastrophen-
schäden .................... 10'0 --------

Ausgaben (Summe). 140'0 --------
Im einzelnen ist zu bemerken: 

_ Die Finanzausgleichsnovelle 1958 2) sah erst
malig vor, daß der gemäß § 11 Abs. 4 Finanz
ausgleichsgesetz 1956 (EGBL Nr, 153/1955) im 
Hoheitsbereich der Länder zur Durchführung 
gelangende Gewerbesteuerspitzenausgleich durdl 
einen Spitzenausgleich auf Bundesebene ergänzt 
und verbessert wird. Im Voranschlag 1958 waren 
hiefür nur Verrechnungsansätze ohne Kredit
betrag vorgesehen, da im Zeitpunkt der Beschluß
fassung über das Bundes-finanzgesetz 1958 die 
Finanzausgleichsnovelle 1958 noch nicht be
schlossen gewesen war. 

Für den Bundes-Gewerbesteuersp1tzenausgleich 
steht zur Verfügung ein Beitrag der Stadt Wien, 
ein Beitrag der Länder in -Höhe von 10 v. H. 
der von ihnen im Rahmen des Gewerbesteuer
spttzenausgleiches abzuschöpfenden Beträge und 
ein Zuschuß des Bundes von Ausgabekapitel 5 
Titel 1- § 5. Diese Einnahmen bilden e,i,nen Ver
waltungsfonds, aus dem Leistungen an .die Ländr::r 
erfolgen. 

Diese Leistungen an die Länder bestehen in 
Zuschüssen, welche gemeinsam mit dem von den 
Ländern durchzuführenden Gewerbesteuer
spitzenausgleich an die hiefür vorgesehenen Ge
me,i,nden unter Beachtung eines Finanzkraft
schlüssels zu verteilen sind. 

1) Verremnungsansan ohne Kreditbetrag. 
2) BGB!. Nr. 28/1958. 
'~) Bundesremnungsabschluß. 

,:.,:.) Bundesvoransmlag. 

Der im Finanzausgleichsgesetz 1959 erstmalig 
vorgesehene Betrag wird vom Bund aus Kapitel 5 
Titel 1 § 6 zur Verfügung gestellt und einem 
Verwaltungsfonds zugeführt. Die Einnahmen 
dieses Fonds sind zweckgebunden und können im 
Bedarfsfalle auch erst in Nachjahren in Anspruch 
genommen werden. Nach Maßgabe der Bestim
mungen des Finanzausgleichsgesetzes 1959 und 
der vorhandenen Mittel können aus dem Fonds 
Zweckzuschüsse an die Länder zu der von ihnen 
durchzuführ~nden Förderung der Behebung von 
Katastrophenschäden zugeteilt werden. 

Zweck
zuschüsse 
bei Kata
strophen-
schäden 

Ti tel 3: Ein mal i g e Z w eck z u s c h ü s s e Einmalige 
des B und e s. . Zweck

zuschüsse des 
Bei Titel 3 werden folgende Gebarungen ver- Bundes 

rechnet: -

Ausgaben 
Bundeszuschuß zur Förderung der 

Behebung von Schäden durm 
Unwetterkatastrophen (Lawi-
nenkatastrophe 1954) 1) ..... 

Hochwasserschäden Im Zillertal 
Hochwasserschäden m Teilen 

der Bundesländer Tirol, Kärn-
ten und Salzburg .......... 

Bundeszuschuß an das Bundesland 
Tirol aus Anlaß der Tiroler 
Landesfeier 1809-1959 .... 

Ausgaben (Summe). 

Einnahmen ........ , .......... 

1957*) 1958") 1959*") 
Mill.S 

0'75 1'50 0'1 
0'30 1'80 1'5 

2'00 1'0 

10'0 

1'05 5'30 12'6 

0'74 0'75 0'5 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Der Wiederaufbau nach Schäden der Lawinen
katastrophe 1954 wird voraussichtlich ,im Jahre 
1959 beendet sein und daher nur mehr Bundes
zuschüsse in Höhe von 0'1 Millionen Schilling 
erfordern. 

Die dem Bundeslande Tirol nach dem Bundes
gesetz vom 7. November 1956, BGBL Nr. 220, 
in Höhe vori 1'5 Millionen Schilling im Jahre 
1957 zugeteilten Bundeszuschüsse werden nur 
in dem Ausmaß flüssig gemacht, als die bei der 
Zuteilung gestellten Bedingungen erfüllt werden. 
Das Bundesland Tirol dürfte diesen Bedingungen 
erst im Jahre 1959 nachkommen können. 

Das Bundesges-etzvom 18. Juli 1957, BGBL 
Nr. 174, läßt eine Zuteilung an Bundeszuschüssen 
nach diesem Gesetz nur bis Ende 1958 zu; doch 
dürJte die überweisung der zugeteilten Beträge 
erst im Jahre 1959 vollzogen werden können. 
Die Höhe -des vorgesehenen Betrages von einer 
MiUion Schilling ist durch den derzeitigen Stand 
der Wiederherstellungsprogramme bestimmt. 

1) Bundesgesetz vom 10. Feber 1954, BGBL Nr. 42. 
*) Bundesrechnungsabsmluß. 

**) Bundesvoransmlag. 
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Tiroler 
Landesfeier 
1809-1959 

Einnahmen 

Kapitel 6 
Ausgaben
gebarung 

Unterschiede 
des Er

fordernisses 
1959 

gegenüber 
1958 

Gesetzlkne 
Grundlagen 

Kapitel 5/6 45 

Aus Anlaß der Tiroler 150-Jahrfeier wird auf 
Grund des Bundesgesetzes vom , , , ......... , ., 
BGBL Nr. 000/1958, ein Bundeszuschuß an das 
Land Tirol gewährt. 

Auf Grund der mit den Bundesländern ab
geschlossenen Vereinbarungen fließen aus den 
nach dem Hochwasserschädengesetz 1954 1) zur 
Verfügung gestellten Bundesmitteln Beträge im 
ausgewiesenen Ausmaß zurück. 

Kapitel 6 "Pensionen (Hoheitsverwaltung)". 
Aus gab e n - T i tel 1 bis 3 : 

Persönliche Ausgaben: 
1957") 1958 "). 1959'·) 

Titel 1 : Bedienstete der 
Hoheitsverwaltung 

Mill. S 

des Bundes .... " .. 1.503'2_ 1.485'0 1.477'4 

Titel 2 : Pflitntschul- und 
Landesmittelschul-
lehrer ........ '... 559'0 571'0 587'8 

Titel 3 : Sonstige Bedienstete 2) 159' 4 163'3 160'2 --------
Summe ... 2.221'6 2.219'3 2.225'4 

Das Mehrerfordernisgegenüber dem Bundes
vor.anschlag 1958 ist im wesentlichen auf die Auf
hebung der Ruhensvorschriften des § 53 des Ge

. haltsüberleitungsgesetzes, BGBL Nr. 22/1947, 
durch den Verfassungsgerichtshof zuruckzu-
~re~ ~ 

Für die Erstellung des Pensionsaufwandes sind 
die Bestimmungen des Gehaltsüberleitungs
gesetzes in der Fassung der Gehaltsüberleitungs
gesetz-Novelle 1956, BGBL Nr. 55, des Pen
sionsüberleitungsgesetzes, BGBI. Nr. 187/1949, 
sowie des Gehaltsgesetzes 1956,BGBL Nr. 54, 
maßgebend. 

Die Ruhe(Versorgungs)genüsse von Pensions
(Provisions)parteien, die weder unter die Be
stimmungen des Gehaltsüberleitungsgesetzes 
noch unter jene des Pensionsüberleitungsgesetzes 
fallen, wurden auf Grund des § 11 Abs, 2 Pen-

1) Bundesgesetz vom 6. Juli 1954, BGB!. Nr. 148. 
2) Bei diesem Ansatz ist der Aufwand für Pen

sions- und Provisionsparteien nachstehender Stellen 
bzw. Bedienstetengruppen veranschlagt: Montan
beamte, Montanrentner, Theresianische Militär
akademie, Mozarteum, Krankenpflegerinnen, Taub
stummeninstitut, Blindeninstitut, Hofzahlamt, Hof
marschallamt, Heeresarbeiter, Südtiroler, Kanaltaler, 
Bahningenieure, Bahngendarmerie; Donauregulierungs
kommission, Kartographisches Institut, ehemaliges 
Schieß- und Sprengmittelmonopol, Arbeiter der ehe
maligen Bundesschwefelsäurefabrik Wien, Kriegs
geschädigtenforids, Pensionen der gemeinsamen Mi
nisterien, Burgenländische Pensionen, Bosnische Pen
sionen, Bosnische Beihilfen, Landwirtschaftliche Be
triebe sowie außerordentliche Versorgungsgenüsse für 
Volksdeutsche und Heimatvertriebene. 

'~) Bundesrechnungsabschluß. 
",*) Bundesvoranschlag. 

sionsüberleitungsgesetz unter Bedachtnahme auf 
die Grundsätze dieses Bundesgesetzes durch 
Verordnung der Bundesregierung 1) mit Zu
stimmung des Hauptausschusses des National
rates oder neu durch BU1l!desgesetz 1) geregelt. 

Der Aufwand für die außerordentlichen Ver
sorgungsgenüsse ist entsprechend den im Gna
denwege vom Herrn Bundespräsidenten bewil
ligten Bezügen veranschlagt. 

Der Dienstgeberbeitrag zur Krankenversiche
rung der Pensionsparteien beträgt nach § 30 
Abs. 3 der Satzung der Krankenversicherungs
anstalt der Bundesangestellten 2'3 v. H. vom 
Brutto-Pensionsbetrag einschließlich Familien
zulagen unter Berücksichti.gung einer Mindest
bemessungsgrundlage von 750 S und einer 
Höchstbemessungsgrundlage von 3.600 S monat
lich. 

über die Pensions- und Provisionsempfänger, 
die der Veranschlagung bei Kapitel 6 unterliegen, 
sowie deren Anzahl mit Ende des Jahres 1957 
gibt die übersicht auf Seite 40 Auskunft. 

Aus gab e n - T i tel 4: P e n s ion s v 0 r
sc h ü s s e. 

1957 ~.) ............ ' ,. 

1958 **) 

1959 **) 

Sachliche 
Ausgaben 
Mill. S 
1'4 

2'3 

2'2 

, Pensionsvorschüsse können an unverschul
det in Not geratene Pensionsparteien nach § 57 
des Gehaltsüberleitungsgesetzes in der. Fassung 
der Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1956, 
BGBL Nr. 55, gewährt werden. Sie sind längstens 
binnen vier Jahrenzuruckzuzahlen. 

Pensions
vorschüsse 

Aus gab e n - T i tel 5 : Geld aus h i I f e n, Geldaushilfen 
Persönliche Ausgaben 

Mill.S 

1957 *) 0'4 

1958 *'<) 1'2 

1959 ~.*) 1'1 

In besonders herücksichtigungswürdigen Fällen 
können an unverschuldet in Notlage geratene 
Pensionsparteien über deren Ansuchen nach § 57 
des Gehaltsüberleitungsgesetzes, BGBL Nr. 22/ 
1947, in der Fassung BGBL Nr, 55/1956, ein
malige nichtrückzahlbare Geldaushilfen bewilligt 
werden. 

') BGB!. Nr. 15/1951, 51/1952, 52/1952, 53/1952, 
148/1952 und 159/1958. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag, 
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46 Kapitel 6 

Einnahmen- Ein nah m e n - T i tell: P e n s ion s b e i-
Gebarung t r ä g e. 

Pensions
beiträge 

Beiträge der 
Pensions
versiche

rungsträger 

Pensions
vorschuß
ersätze 

Beiträge 
der Länder 

1957 ,:.) 
1958 **) 
1959 **) 

Mill. S 

127'1 
127'7 
12r4 

Die Pensionsbeiträge werden nach § 22 des' 
Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in Höhe von 
4 v. H. vom Gehalt und den für die Bemessung 
des Ruhegenusses anrechenbaren Zulagen sowie 
von den Sonderzahlungen der aktiven Bundes
beamten eingehoben. 

Außerdem werden bei diesem Ansatz die be
sonderen Pensionsbeiträge verrechnet, die nam 
§ 4 der Ruhegenußvordienstzeitenverordnung, 
BGBl. Nr. 231/1949, und § 4 der Ruhegenuß
vordienstzeitenverordnung 1956, BGBl. Nr. 44, 
zu leisten sind. 

Ein nah m en - T i tel 2: 0 b e r w eis u n
gen von P e n s ion s ver sie her u n g s
t r ä ger nun d s 0 n s t i gen ö f f e n t-
lieh-rechtlichen Dienstgebern. 

1957 -..) 

1958 **) 
1959 -"") 

Mill. S 

16'1 . 
3'7 
9'0 

Die Beiträge der Pensionsversicherungsträger 
werden nach § 6 Abs. 3 des Bundesgesetzes 
vom 8. Juli 1948, BGBl. Nr. 177, und §§ 308 und 
311 ASVG., BGBl. Nr. 189/1955, geleistet. 

Ein nah m e n - T i tel 3: P e n s ion s
vor s c h u ß e r sät z e. 

MiU. S 

1957 *) . . . . " . .... . ... , , 1'6 
1958 **) ... . ..... . .. , , ,. , . , 1'4 
1959 **) , .. .. . . . , .. . . ... . .. . 1'6 
Die Pensionsvorschußersätze werden ,im Wege 

der Aufrechnung abgestattet. 

Einnahmen-Titel 4: Beiträge der 
Länder und der Stadt Wien zum 

P e n s ion sau f w a n d der P f I ich t-
s c h u 11 ehr e r. 

1957 ~.) ..................... . 
1958 **) 
1959 **) 

Mill. S 

{l'1 

0'1 
0'1 

Diese Beiträge sind von den Ländern und der 
Stadt Wien nach § 13 Abs, 1 lit .. b, Finanzaus
gleichsgesetz 1956, BGBl. Nr. 153/1955, im Zu
sammenhalt mit § 5, Lehrerdienstrechts-Kompe
tenzgesetz, BGBl. Nr. 88/1948, zu leisten. 

*) Bundesrechnungsabsdtluß. 
**) Bundesvoransdtlag. 

Ein nah m e n - T i tel 5: Bei t rag s
leistung auf Grund des Bonner Re
gi e run g s a bk 0 mm e n s vom 27. A pr i I 

1957 *) 
1958 **) 
1959 **) 

1953. 
Mill. S 

34'6 
33'6 
33'6 

Die Bundesrepublik Deutschland leistet an die 
Republik österreim nach dem Bonner Regie
rungsabkommen vom 27. April 1953 zur Ver
sorgung ·bestimmter Gruppen von Heimatver
triebenen einen jährlidten Beitrag in der ini vor
hinein festgesetzten Höhe von höchstens 5'6 Mil
lionen·DM. 

Darüber hinaus leistet die Buooesrepublik 
Deutschland nach- Feststellung des Gesamt jahres
aufwandes im nachhinein gegebenenfalls einen 
weiteren Beitrag, der jeweils im Verhandlungs
wege festgesetzt wird. 

Beiträge ge
mäß Bonner 
Abkommen 

Ein nah me n - T i tel 6: R ü c k e r s atz Beiträge 
und Bei t rag sie ist u n gen auf G run d gemäß öster-
d .. ' h' h' I . 'h reichisch-e sos t e r r e 1 CIS C - 1 tal e n 1 s C e n italienischem 
g e m ein sam e n Pro t 0 k 0 I I e s vom Protokoll 

25, Juli 1953. 
MiJI. S 

1957 ~') ..... , .. ",.".",."" 0'0 
1958 **) , . , . , , ..... , , . , . . . . . . .. 0'0 
1959 **) ...... , . . . . . . . . . . . . . . .. 0'0 

Die diesbezüglichen Verhandlungen sind noch 
nicht endgültig abgeschlossen, sodaß nur Ver
rechnungsansätze von je 1000 Schilling vor
gesehen wurden, 

Einnahmen-TiteI7: Verschiedene 
Einnahmen. 

1957 *) 
1958 ".*) 

1959 **) 

Mill. S 

0'0 
0'0 

0'0 

Dieser Ansatz ist für Einnahmen, die bei kei
nem anderen Titel des Kapitels 6 zur Verrech
nung gelangen können, vorgesehen, 

Einen überblick über den Pensionsaufwand 
und den Stand der Pensions- und Provisions
parteien der Hoheitsverwaltung, Monopole, Bun
desbetriebe und Bundesbahnen sowie für den 
Bereich der gesamten Bundesverwaltung, weiters 
über den Stand der pensions- und provisions
berechtigten Bediensteten der gesamten Bundes
verwaltung vermitteln die übersichten Gs. 06 
und G7 im Abschnitt IX, 

*) Bundesredtnungsabsdtluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Gebarung 

Ver
schiedene 

Einnahmen 

Ober
·sichten 
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Kapitel 7 

Bundes
kanzleramt 

Unterschiede 
des Er

fordernisses 
1959 

gegenüber 
Vorjahre 

Kapitel 6/7 47 

Der Veranschlagung zugrunde- Stand Ende 1957 gelegt im Bundesvoranschlag 1959 
..c: 

Finanzgesetzliche Ansätze p.. 
pensions-!proVisions-lz pensions-!provisions-Iz öl e . . usammen . . usammen ... bIl parteien parteien parteien parteien 'g. öl '" ... ... 

~ t.:: '" p.. Kopfanzahl 

6 1 Bedienstete der Hoheitsverwal-. 
tung des Bundes: . 

1 Ruhegenüsse 25.560 25.560 26.608 26.608 
2 Ordentliche Versorgungsgenüsse 25.268 25.268 25.308 25.308. 
3 Außerordentliche Versorgungs-

genüsse . 1.508 1.508 2.029 2.029 

Titel 1 (Summe) . 52.336 .' 52.336 53.945 53.945 

2 Pflichtschul- und Landesmittel-
sch ullehrer: 

1 Ruhegenüsse 11.680 11.680 11.596 11.596 
2 Ordentliche Versorgungsgenüsse 4.740 4.740 4.583 4.583 
3 Außerordentliche Versorgungs-

genüsse . 198 198 274 274 

Ti tel 2 (Summe) . 16.618 16.618 16.453 16.453 
3 Sonstige Bedienstete: 

1 Ruhegenüsse 501 341 842 517 359 876 
2 Ordentliche Versorgungsgenüsse 517 3M 871 526 363 889 
3 Außerordentliche Versorgungs-

genüsse . 5.969 109 1) 6.078 6.045 107 1) 6.152 

Ti t el 3 (Summe) . 6.987 804 7.791 7.088 829 7.917 

Kapitel 6 (Summe) . 75.941 804 76.745 77.486 829 78.315 

1) In dieser Post sind die Empfänger von außerordentlichen Versorgungsgenüssen auf Grund des Bonner Regierungsabkommens vom 
27. April 1953 enthalten. 

Kapitel 7 ,;Bundeskanzleram t" • 
Titel 1: Bundeskanzleramt. 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche ,Summe 

Mill S 

1957 *) ........ 29'4 28'2 
1958 *',) ........ 32'8 18'2 
1959 **) ........ 28'5 23'0 

57'6 
51'0 
51'5 

4'6 
1'6 
1'4 

In dem bei Titel 1 veranschlagten Stand an 
Bediensteten ist nunmehr auch der der Ad
ministrativen Bibliothek, der bisher bei den be
sonderen Ausgaben des Titels 2 berücksichtigt 
war, miteinbezogen. Obwohl dadurch der Be
dienstetenstand beim Titel 1 gegenüber dem 
Jahre 1958 eine Erhöhung erfuhr, ist der Per
sonalaufwand dieses Titels um 4'3 Millionen 
Schilling niedriger veranschlagt, da die Bezüge 
der Mitglieder der Bundesregierung und der 
Staatssekretäre im Jahre 1959 erstmalig unter 
den "Gesetzlichen Verpflichtungen" des Sach'auf
wandes des § 1 (5'9 Millionen Schilling) ausge
wiesen erscheinen. 

Die Steigerung der darnach verbliebenen per
sönlichen Ausgaben ist durch Personalvermeh
rung bedingt. 

*) Bundesrechnungsabsdiluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Die sachlichen Ausgaben weisen gegenüber 
1958 eine Erhöhung von 4'8 Millionen Schilling 
auf. Sie resultiert aus dem bereits erwähnten 
Mehrerfordernis von 5'9 Millionen Schilling bei 
den Gesetzlichen Verpflichtungen (Bezüge der 
Mitglieder der Bundesregierung usw.) beziehungs
weise aus einer allgemeinen Verminderung des 
übrigen Sachaufwandes von 1'1 Millionen 
Schilling. 

Die höheren Ausgaben und Einnahmen des 
Jahres 1957 sind durch die Kostender 1. Atom
energiekonferenz und Beiträgen der Gemeinde 
Wien zu diesen Kosten, durch die Kosten der 
Amerikawerbung des 'Bundespressedienstes und 
Beiträgen Dritter zu diesen Kosten bedingt. 

Von den "Förderungsausgaben" in Höhe von 
076 Millionen Schilling entfallen auf das Dar
lehen an die Austria-Wochenschau-Ges. m. b. H. 
073 Millionen Schilling und auf die Subvention 
für den österreichischen Presseklub 0'03 Millio
nen Schilling., 

In den bei Titel 1 § 1 unter ,,'Aufwandskre
dite" vorgesehenen 6'33 Millionen Schilling ist 
der Aufwand für den Bundespressedienst in Höhe 
von 4'87 Millionen Schilling, der Aufwand für 
die Repräsentationsausgaben der Bundesregierung 

Gebarung 
1959 

des Bundes
kanzleramtes 
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48 Kapitel 7 

Wirtsdtaftlidte 
Koordination 

mit 1'40 Millionen Schilling und der Aufwand 
für Dienstprüfungen gemäß den Verordnungen 
vom 14, November 1950, BGBl. Nr, 246 und 
BGBl. Nr, 247, in Höhe von 0'06 Millionen 
Schilling enthalten, Der Aufwand für den Bun
despressedienst oetrifft unter anderem Propa
gandaaktionen im Ausland (Allgemeine Öster
reichwerbung und Amerikawerbung), die vom 
Bundeskanzleramt (Bundespressedienst) gelenkt 
werden, Erstmalig ist hier auch die Abonnement
gebühr der Austria-Presse-Agentur, die bisher im 
Bundesvoranschlag als "Förderungsausgabe" auf
schien, mit 1'14 Millionen Schilling mitveran
schlagt, Die den Vertretungsbehörden im Aus
land für allgemeine Informationszwecke zugewie
senen Kredite sind bei Kapitel 8 veranschlagt, 

Unter § 2 wird der Aufwand der Sektion für 
wirtschaftliche Koordination im Bundeskanzler
amt (Sektion V) und deren AußenkontrollsteIlen 
im Bundesgebiet, sowie der Wirtschaftlichen Ver
bindungsstelle Washington und der Österreichi
schen Delegation bei der OEEC 1) in Paris ver-
anschlagt, 

Unter den Förderungsausgaben dieses Ansatzes 
ist der Beitrag des Bundes zur Finanzierung der 
Technische Hilfe-Reisen, die von der OEEC 1) 
organisiert werden, sowie der Beitrag Österreichs 
für die im Rahmen der OEEC 1) durchzuführen
den technischen und wirtschaftlichen nationalen 
Projekte (0'13 Millionen Schilling), veranschlagt, 

Unter den gesetzlichen Verpflichtungen ist der 
Mitgliedsbeitrag österreichs zur OEEC 1) (2 Mil
lionen Schilling) und der Beitrag Österreichs zur 
EPA 2) (0'8 Millionen Schilling) veranschlagt, 

Unter § 3 wird der Sachaufwand der Ad
ministrativen Bibliothek veranschlagt, Dieser 
Aufwand erschien bisher im Voranschlag unter 
Titel 2 § 2, . 

Administrative Die -Administrative Bibliothek wurde im 
Bibliothek Jahre 1849 beim Innenministerium gegrün

det und ressortiert seit 1923 zum Bundeskanzler
amt, Sie ist die Amtsbibliothek des Bundes
kanzleramtes; sie steht jedoch auch allen anderen 
Wiener Behörden zur Verfügung, Sie enthält vor 
allem Gesetzessammlungen und verwaltungs-

. 'wissenschaftliche Werke, Sie· hat ebenso wie die 
Nationalbibliothek und die Wiener Universitäts
bibliothek Anspruch auf ein Pflichtexemplar 3) 
von jedem in österreich erscheinenden Buch, 

tlsterreichfilm Für den Österreichfilm (§ 4) ist nur bei den 
Einnahmen ein Verrechnungsansatz vorgesehen, 

1) OEEC = Organization for European Economic 
Cooperation (Organisation für wirtschaftliche Zusam
menarbeit Europas), 

2) EP A = European Productivity Agency (Euro
päische Produktivitäts-Agentur), 

3) Gemäß BGBl. Ne, 218/1922, 

Titel 2: Besondere Ausgaben, be
z i eh u n g s w eis e B e s 0 n der e E i n

nahmen, 

Ausgaben EÜ\nahmen 
persönlid!e sad!lid!e Summe 

MiU, S 

1957 *)"""." 14:'2 
1958 **) ......... 19'7 
1959 **) ......... 19'1 

9'9 24'1 3'6 
10'0 29'7 3'4 
10'6 29'7. 3'3 

Die Verminderung der persönlichen Ausgaben 
des Jahres 1959 ist in der Veranschlagung des 
Aufwandes der Administrativen Bibliothek beim 
Bundeskanzleramt begründet, Im Jahre 1957 
waren die persönlichen Ausgaben geringer, da sie 
zum Teil bei den sachlichen Ausgaben mitveran
schlagt waren, 

Die sachlichen Ausgaben sind gegenüber dem 
Voranschlag 1958 um 0'6 Millionen Schilling er
höht worden, Der Erhöhung beim statistischen 
Zentralamt stehen Ersparungen bei den übrigen 
Verrechnungsansätzen des Titel 2 in der Höhe 
von insgesamt 0'37 Millionen Schilling gegen
über, Die höheren Gesamtausgaben 1958 und 
1959 sind durch eine bessere Dotierung des 
statistischen Zentralamtes als Folge eines Auf
gabenzuwachses ,bedingt (0'94 Millionen Schil
ling), Bei den Aufwendungen für Statistische Er
hebungen besonderer Art, die gemeinsam mit 
denen des Statistischen Zentralamtes veranschlagt 
werden, wurden die Mittel für die Lohnsteuer
statistik 1957, die forstwirtschaftliche Betriebs
zählung, die Vorarbeiten für Volkszählung, so
wie für die Häuser- und Wohnungszählung vor
gesehen, 

Unter den "Besonderen Ausgaben" ist der Auf
wand für das Staatsarchiv, das Statistische Zen
tralamt und das Bundesgesetzblatt zusammen
gefaßt: 

1. Das österreichische Staats archiv besteht aus 
vier Abteilungen, dem Haus-, Hof- und Staats
archiv, dem Allgemeinen Verwaltungsarchiv, dem 
Finanz- und Hofkammerarchiv und dem 
früheren Kriegsarchiv, Im Haus-, Hof- und 
Staatsarchiv werden die Urkunden aus der öster
reichischen Geschichte seit der Babenbergerzeit, 
die Urkunden der Staatsverträge und die Akten 
des ehemaligen Ministeriums des A1ißeren und 
seit 1918 die Akten des Staatsamtes für Außeres, 
beziehungsweise des Bundeskanzleramtes - Aus
wärtige Angelegenheiten hinterlegt, Im All
gemeinen Verwaltungsarchiv sind die Akten aus 
dem Bereich der Inneren Verwaltung sowie der 
Justiz- und der Unterrichtsverwaltung seit der 
Verwaltungsreform Maria Theresias verwahrt, 
Dem Allgemeinen Verwaltungs archiv ist das 

*) Bundesrechnungsabschluß, 
**) Bundesvoranschlag, 

Besondere 
Ausgaben 

(Einnahmen) 

Unter
schiede 

des Erfor
dernisses 

1959 . 
gegenüber 
Vorjahre 

Staatsarchiv 
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Statistisches 
Zentralamt 

Bundes
gesetzblatt 

Kapitel 8 "Äußeres". 

T i tel 1: Zen t r ale des A u ß e n
die ns t e s. 

49 Kapitel 7/8 

Verkehrsarchiv angeschlossen, das die Akten
bestände aus staatlichen Zentralen und sonstigen 
Behörden, die sich seit 1824 mit dem Verkehrs
wesen befaßt haben, und die historischen 
Bestände der verstaatlichten Privatbahnen ver
wahrt. Das Finanz- und Hofkammerarchiv 
enthält die Akten der Finanzverwaltung von der 
Finanzreform Maria Theresias an, ferner die 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

1957 ~') ....... 8'5 
1958 **)....... 8'9 
1959 *-..)....... 8'8 

Mill. S 

12'5 21'0 
12'0 20'9 
16'8 25'6 

0'0 
0'0 
0'0 

Kapitel 8 

Zentrale des 
Außen
dienstes 

der Bauverwaltung bis 1849. Im früheren Kriegs
archiv werden die militärischen Akten auf
bewahrt. 

Die Archive der mittelbaren Bundesverwaltung 
in den Ländern werden ab 1948 nach dem Fi
nanzausgleich von den Ländern erhalten. 

Die gegenüber 1957 ,erhöhten persönliclien Unterschiede 
Ausgaben sind durch PersoIl'alv'ermehruDig be- f deds E~-
d 'ngt or erOlsses 

2. Für die Tätigkeit des Statistischen Zentral
amtes sind folgende Gesei:ze und Verordnungen 
maßgebend: BGBl. Nr. 23/1946, 11/1947, 21/ 
1947, 40/1948, 159/1950, 160/1950, 32/1951, 
33/1951; 52/1951, 181/1951, 28/1953 und 137/ 
1958. Im Statistischen Zentralamt werden 

. zentral die meisten Zweige der Statistik 
bearbeitet, seit 1945 auch die Handelsstatistik 
und die Agrarstatistik, nunmehr außerdem 
seit 1950 die Finanzstatistik, seit 1953 die 
gewerbliche Produktionsstatistik und die Sta
tistik des Volkseinkommens. Beim Statistischen 
Zentralamt wurde eine Forschungsstelle zur Auf
stellung volkswirtschaftlicher Bilanzen (Volksein
kommenstatistik) errichtet, die in den Jahren 
1954 und 1955 auch eine Konsumerhebung durch
führte und bei der das Statistische Zentralamt 
mit dem österreichischen Institut für Wirtschafts
forschung zusammenarbeitete. Sie wurde aus 
Freigaben aus den ERP-Hilfskonten finanziert. 
Die bezügliche Gebarung wurde bei Kapitel 30 
verrechnet. Ab 1956 wurde diese Forschungsstelle 
in den allgemeinen Aufgabenkreis des Statisti
schen Zentralamtes eingebaut. 

Die handelsstatistischen Gebühren werden ge
mäß Bundesgesetz vom 17. Juli 1924, BGBl. 
Nr. 253, in der Fassung des Gesetzes vom 6. De
zember 1950,BGBl. Nr. 7/1951, in Stempel
marken entrichtet und bei Einnahmenkapitel 17 
Titel 5 § 1 "Stempel- und Rechtsgebühren" ver
rechnet. Die Höhe der Gebühren ist in der V er
ordnung des Bundesministeriums für Handel und 
Wiederaufbau vom 25. Jänner 1952,BGBI. 
Nr. 48, festgelegt. 

4. Im Ansatz "Bund.esgesetzblatt" sind die 
Ausgaben und die Einnahmen veranschlagt, 
die mit der Herausgabe und dem' Vertrieb des 
Bundesgesetzblattes zusammenhängen. Das Bun
desgesetz vom 7. Dezember 1920, BGBl.Nr.33 1), 

enthält die entsprechenden' Bestimmungen über 
das Bundesgesetzblatt. 

1) In der derzeit geltenden ;Fassung. 

Erläuterungen zum Bundes6nanzgesetz. 

1 • 1959 
Di.e Steigerung der sa,chlich'en Ausgaben ist gegenüber 

ausschließlich auf die Veranschlagung höherer Vorjahre 
Beitragsleistung,en Osterreichs zu den Vereinten 
Nationen und zu den Kosten der UN-Polizei-
truppe [UNEF 1)] zurückzuführen. 

In der Z ,e n t ,r a I 'e des A u ß end i e n s t e s 
v.'ird nur der P.ersonalaufwand der dort mit der 
Bearbeitung der Auswärtig,eIl' Angelegenheiten 

-betrauten Bediens,tet;en. des Bundeskanzleramtes, 
Auswärtige Angelegenheiten, verr,ech'uet. Der 
Verwaltungsaufwa11ld der Zentrale des Auß,en
dienstes mit Ausnahme d.er RJeisegebühren' und 
sonstigen Aufwandsentschädigungen, gewiss,er 
zentraler Amtserforclerniss,e, der internationalen 
Beitragszahlung.e'n und der Kosten des, Aus
bildungslehrganges wird bei Kapitel 7 "Bundes
~anzleramt'~ veransi::hla,gt. 

Der für int,ernationale Beitragszahlungen 
österreichs vorgesehene Kredit von 15,808.000 
Schilling ü~egenü'ber 10,438.000 SchiHing im Jahre 
1958) gliedert sich im übrigen wie folgt: 

UN-Technische Hilfe (wie 1958) . 
Europabewegung (wie 1958) ..... . 
UN-Beitrag (1958: 6,716.000 S) '" 
Europarat (1958: 1,806.000 S ... . 
IAEA 2) (1958: 372.000 S) ....... . 
UNEF 1) (erstmalig) ............ . 
Internationaler Schiedsgerichtshof 

Den Haag ...............•.... 

1,500.000 S 
44.000 S 

. 7,500.000 S 
3,640.000 S 

400.000 S 
2,717.000 S 

7.000 S 

Insgesamt. ,. 15,808.000 S 

Die Beitragsquote österreichs zu' den Kosten 
der Vereinten Natio11len ist von der 13. General~ 
ver5ammlung im Oktober 1958 für das Jahr 1959 
mit 0'43 v. H. des Gesamtbud,gets der Vereinten 
Nationenfestges'etzt wOl'den. Die Beitragsquote 
zum Budget des Europarat,es wird 1959 etwa 
2'6 v. H. des, Gesaintbudgets des Europarates be
tragen. Der Berechnung des UNEF-Beitrages 
wurde derselbe Schlüssel wie beim UN":Boeitrag 
zugrunde. gelegt. 

l)UNEF = United Nations Emergency Force. 
2) IAEA = rnternatio~al Ato~ic, ,Energy Agency 

(Internationale Atomenergle-Orgamsatlon) . 
.. ) Bundesrechnungsabscbluß . 

.... ) Bundesvoranschlag. 

4 

Internationale 
Beitrags

zahlungen 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 325 von 614

www.parlament.gv.at



Diplomati
scher Dienst 

50 Kapitel 8 

Die Inrernationale Atomenergie-Organisation tretung beim Europäisdten Büro der Vereinten 
hat ihren Sitz in Wien aufgesdtlagen. BGBI. Nationen in Genf angesdtlossen, Zum weiteren 
Nr. 82/1958 enthält da'S Abkommen zwischen der Ausbau des Vertretungsnetzes im Ausland sind 
Repuhlik österreich und der Internationalen diplomatische V,ertretungen in Kabul und Rabat 
Atomener1;ie-Organisation über den Amtssitz der geplant, die 1958 noch ·nicht eröff'l1iet werden 
IAEA. Deren Satzungen wurden im BGBl. konnten. 
Nr. 216/1957 verlauthart. 

Titel2: Diplomatischer Dienst. 
Ausgaben Einnahmen 

persönlid:!e sad:!lid:!e Summe 

Ti tel 3: K 0 n s u 1 a t s die n s t. 
Ausgaben Einnahmen 

persönlid:!e sad:!lid:!e Summe 
MüI.S 

Mül.S 

30'5 82'S 1'6 
30'6 87'4 2'0 
25'1 81'8 2'6 

1957 *) ....... 52'3 
1958 **) ....... 56'8 
1959 **) ....... 567 

1957 *) ....... 9'3 8'8 18'1 0'3 

1958 **) ....... 117 77 19'4 0'4 

1959 **) ....... 11'1 6'1 17'2 0'3 
J 

Konsulats-
dienst 

Unterschiede Die erhöhten persönlich,en Ausgahen im Jahre 
der Gebarung 1958 und 1959 sind durdt die Personalvermeh-
1959 gegen- . f 1 N' ;'ff " 'ch" ch über Vorjahre rungen m 0 geeuero nung osterI'eJ. IS er 

Die Senkung der persönlichen Ausgaben gegen- Unterschiede 
über 1958 erschien auf Grund der bisherigen de1r9SGgebarung 

f h b I "b' . d d' gegen-Er a rungen vertret ar. m u ngen sm 'Ie per- über Vorjahre 
AUslandsvertretungen und durch Ansteigen der 
LebenshaltungskO'Sren in verschiedenen Ländern 
bedingt. 

Die Senkung der sachlichen Ausgaben gegen
über 1958 ist darauf zurückzuführen, daß ein
malige Ausgaben für Liegenschaftsankäufe und 
hauliche Herstellungen weggefallen sind. 

Das Ansteigen der Einnahmen hat im wesent
lichen seine Ursache in höheren Erlösen aus dem 
Austausch von Kraftfahrzeugen. 

Gebarung Für gemeinnützige kulturelle Ausgaben im 
Ausland jst bei § 3 "Förderungsausgaben" em 
Kredit von 162.000 Schilling vorgesehen. 

Für besondere, vom Bundespressedienst ge
lenkte Werbungsmaßnahmen für österreidt im 
Ausland sind bei Kapitel 7 Titel 1 § 1 Kredite 
vorgesehen. Auf die Ausführungen zu diesem 
Kapitel wird Bezug genommen. 

Diplomatische Derzei t bestehen 41 diplomatische Vertretungs
Vbenh~~udngs- 'behörden im Ausland, und zwar: e,or en 

Ankara, Athen, Bangkok, Beirut, Belgrad, 
Bern, Bogod; Bonn, Brüssel, Budapest, Buenos 
Aires, Bukarest, Canberra, New Delhi, Den 
Haag, Helsinki, Kairo, Karachi, Kopenhagen, 
Lissabon, London, Madrid, Mexico, Moskau, 
Oslo, Ottawa, Paris, Prag, Pretoria, Rio de 
Janeiro, Rom, Santiagö de Chile, Sofia, Stock
holm, Teheran, Tel Aviv, Tokio, Vatikan, Ver
einte Nationen (New York), Warsdtau, Wa
shington. 

Ferner bestehen eine Dienststelle des öster
reidtisChen Beobachters bei der Europäischen Ge
meinschaft für Kohle und Stahl (Montanunion) 
in Luxemburg und die Ständige Vertretung 
österreichs beim Europarat in Straßburg. Der 
Botschaft in Bern ist die österreidtische Ver-

") Bundesrechnungsabschluß. 
"*) Bundesvoranschlag, 

sönlichen Ausgaben seit 1957 infolge Personal-
vermehrung und Ansteigen der Lebenshaltungs-
kosten in verschiedenen Ländern gewachsen. 

Die Senkung der sachlichen Ausgaben ist im 
wesentlichen auf den Wegfall eines einmaligen 
Kredites für den Ankauf eines Konsulatsgebäudes 
in Düsseldorf und die dadurch bedingte Mietzins
ersparnis zurückzuführen. 

Bei der Unterteilung' "Förderungs aus gaben" Gebarung 
sind 105.000 Schilling für "Unterstützungen" 1) 
(1958: 160.000 Schilling) und 90.000 Schilling für 
"Ausgaben für Rechtsschutz im Ausland" (1958: 
140.000 Schilling) vorgesehen. 

Die Konsulargebühr,en werden g,emäß Bundes
gesetz vom 18. Juli 1952, BGBl. Nr. 178 (Durch
führungsverordnung hiezu BGBI. Nr. 227/1952), 
erhoben, in Srempelmarken entrichtet und bei 
Einnahmenkapitel 17 TitelS § 1 "Stempel- und 
Rednsgebühren" verr,echnet. 

Derzeit bestehen 11 effek,tive konsularische 
VertretuIlJ~en im Ausland, und zwar: 

Agram, Chicago, Düsseldorf, Hamburg, 
Istanbul, Mailand, München, New York, Preß
burg, Triest, Zürich. 

Ferner besteht eine österreichische Delegation 
in Berlin. Insgesamt ist sonach der Aufwand für 
zwölf konsularische Vertretungsbehörden veran
schlagt. Außerdem werden 1959 rund 120 Ho
norarkonsulate bestehen. 

Der Vertretung in New York ist eine Infor
mationsstelle angeschlossen, die Vertretung in 
Agram betreut die dortige österreidtische Lese
halle. 

Die Neuerrichtung von effektiven Konsulats
ämtern ist 1959 wegen 'der knappen Budgetlage 
nicht vorgesehen. 

1) Siehe Beilage K. 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

**) Bundesvoranschlag. 

Konsularische 
Vertretungen 
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Kapitel 9 51 

Kapitel 9 

Bundes
ministerium 
für Inneres 

Kapitel 9 "Inneres". 
Titel 1: Bundesministeriuni für 

In n e res. 

1957 *) ..... , , 

1958 **), , '.' . , , 

1959 **) ... , ... 

Ausg'aben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

28'S 
30'1 

30'3 

MiIl.S 

5'1 33'6 0'2 
8'4 38'5 0'1 

·5'4 357' 0'5 

Unterschiede Im Voranschlag 1959 wurden von den sach-
des Erforder- lich A b d' Alk d' f" d A . es 1959 e- en usga en le nagen re lte ur en us-
;~über V;r- bau des Kriminaltechnischen Referates und für 

jahre die Erfüllung der flugpolizeilichen Aufgaben, für 
die überwachung der Flugplätze und für Fälle 
von Katastropheneinsätzen mit zusammen 
n Millionen Schilling auf Kapitel 9 Titel 12 
"Außerordentliche Gebarung" überstellt, 

Politische 
Behörden 

Die Ausgabensteigerung von 1957 auf 1958 ist 
bei den persönlichen Ausgaben durch Personal
vermehrungen, bei den sachlichen Ausgaben 
durch die Erhöhung jenes Kredites bedingt, der 
für Aufwendungen vorgesehen ist, die in Erfül
lung der flugpolizeilichen Aufgaben, durch die 
überwachung der Flugplätze und durch entspre
chende Vorsorge für Fälle von Katastrophen
einsätzen erwachsen, 

T i ~ e 1 2: Pol i ti s ehe B e h ör den. 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sad,liche Summe 

1957 *) .. ,.... 3'4 
1958 **).,",.. 3'4 

1959 **), . " . " 0"2 

MiII.S 

0'6 
0'6 
3'5 

4'0 0'07 
4'0 0'07 
37 0'04 

Unterschiede Das Mindererfordernis 1959 gegenüber 1958 
des Erforder- bei den persönlichen Aus,gaben ist auf di,e über

nisses 1959 ge- 11 d B .. d L' cl h ,. - .I genüber 1958 ste ung, erezug,e er an es, auptma~er UIlJU 

der 1. Landeshauptmannstellv,ertreter in den 
Sach,aufwand zurückzuführen:. 

Gebarung Beim Titel 2 sind die Bezüge der Landeshaupt-
männer und 80 v. H. der B,ezüge ihrer 1. Stell
vertreter sowie die Kosten ihrer Dienstwagen 
und Kraftwagenlenker und die allfälligen Ent
schädigungen' für die nicht beigesteIlten Dienst
wohnungen veranschlagt, die gemäß § 13 des 
Bundesgesetzes vom 29. Feber 1956, BGBl. 
Nr. 57, der Bund zu tragen hat. 

Bei diesem Ansatz werden auch die Einnahmen 
aus Verfallserlösen und Strafen im Devisenstraf
verfahren, soweit sie aus der Tätigkeit der poli
tischen Behörden gemäß Bundesgesetz vom 
25. Juli 1946, BGBl. Nr. 162, anfallen, ver
rechnet. Die voraussichtliche .Höhe dieser Ein
nahmen ist im Zeitpunkt der Budgeterstellung 
nicht abschätzbar. ' 

.. ) Bundesrechnungsabschluß. 
.... ) Bundesvoranschlag. 

Titel 3: Bundespolizei. 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 
MiII.S 

1957 *) ..... 540·0 101'8 
, 1958 **)" ... 541'9 98'0 

1959 **) ..... 548'4 102'5 

641'8 19'5 
639'9 18'5 
650'9 18'2 

Bundes
polizei 

Die Eorhöhung der persönlichen Ausgaben er- Unterschiede 
gibt sich daraus, daß sich der, für 1958 ver- ~es Erforder- , 

chI lk ._.1' al 'ch -- .I msses 1959 ge-
a~ agte Pe,rsona reutt s unzurel ~llU er- genüber Vor-
WJesen hat. Im Jahl'e 1957 konnten aus dem jahre 
gleichen Grunde nicht alle Dienstposten bes1etzt 
werden. 

Das Mehrerfordernis bei den sachlichen Aus-, 
gaben ist auf die Erhöhung der Nebengebühren 
der Wachebeamten zurückzuführen. 

Die Polizei agenden mit Ausnahme der Sorge Aufgaben 
für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe 
und Sicherheit sind laut Artikel 10 des Bundes
Verfassungsgesetzes Sadle der Gemeinden. Nur 
in den wichtigeren Städten werden die Polizei-
agenden von Bundesbehörden wahrgenommen. 
Diese Gemeinden haben dafür dem Bund gemäß 
Bundesgesetz vom 10. Dezember 1935, BGBl. 
Nr. 469, Beiträge zu entrichten (siehe Erläu-
terungen zu Einnahmen-Titel 3 a). 

Die BunJespolizeibehördengliedern sich in Organisation 
6 Bundespolizeidirektionen: Wien, Lim, Salz-
burg, Innsbruck, Graz und Klagenfurt, in 
8 Bundespolizcikomrnissariate: Eisen'stadt, Wie-
ner Neustadt, St. Pölten, Steyr, Wels, Leoben, 
Villach und Schwechat, 21, Grenzpolizeistellen 
und 1 Kriminalbearntenabtei:lung in FeJ,dkirch. 
Sicherheitsdirektionen ,bestehen in allen Bundes-
ländern und in Wien (zusammen 9). 

Die Einnahmen an Verwaltungsstrafen und Einnahmen 
Verfallserlösen ergeben sich vor allem auf Grund 
des Bundesgesetzes vom 21. Juli 1925 über die 
allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsstraf-
rechtes und des Verwaltungsstrafverfahrens (Ver
waltungsstrafgesetz), BGBl. Nr. 275/1925 1), fer-
ner auf Grund des Bundesgesetzes vom 21. Juli 
1925 über das allgemeine Verwaltungsverfahren 
(Allgemeines Verwaltungsvertahrensgesetz), BGBl. 
Nr. 274/1925 1), des Bundesgesetzes vom 21. Juli 
1925 über das Vollstreckungsverfahren in der 
Verwaltung (Verwaltungsvollstreckungsgesetz), 
BGBl.Nr. 276/1925 1), und des Devisengesetzes 
vom 25. Juli 1946, BGBl. Nr., 162. Die Kom
missionsgebühren werden auf Grund der Ver-
ordnung der Bundesregierung vom 31. Mai 1954 
über die Festsetzung von Bauschbeträgen· für die 
bei Amtshandlungen der Bundesbehörden' außer-
halb des Amtes von Beteiligten zu entrichtenden 
Kommissionsgebühren (Bundeskommissionsge
bührenverordnung 1954), BGBI. Nr. 102/1954, 
eingehoben. 

1) Wiederverlautbart mitBGBI. Nr, 17211950 • 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

"*)' Bundesvoranschlag . 
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52 Kapilel 9 

Beiträge der 
Gemeinden 
zum Polizei-

aufwand 

Gesetzliche 
Grundlagen 

Entminungs. 
dienst 

Aufgaben 

Organisation 

Bundes
gendarmerie 

E i iJ. nah m e n - T i tel 3 a: Bei t r ä g e der 
G e me i n den zum Pol i z e i auf w a n d. 

1957 *) ........................................ 
1958**) .................... . 
1959 **) .•.•.....•............ 

Mill. S 

49·4 
52·0 
52·0 

In den wichtigeren Städten werden die Polizei
ag.enden vo.n Bundesbehörden wahrgenommen. 
Diese Gememden haben dafür dem Bund gemäß 
Bundesgesetz vom 10. Dezember 1935, BGBl. 
Nr. 469, Beiträge zu entrichten. Die von den 
Gemeinden zu leistenden' Polizeikostenbeiträge 
betragen laut Finanza-usgleichsgesetz 1956, BGBl. 
Nr. 153/1955, in der geltenden Fassung 20 Smil-
ling je Einwohner und Jahr. ' 

Ti tel 3 b: E n t m i n u xi g s die n s t. 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 
Mill. S 

1957 *) ..... 1'4 1·2 2'6 0'03 
1958 **) ..... 1'4 1'5 2'9 0~03 

1959 **) ..... 1·5 1'2 27 0·03 

Dem .~~tminung~dienst obliegt die Bergung 
und allfalhge Vermchtung von Kriegsmunition 
aller Art, die über der Erde, in der Erde und 
in Gewässern vorgefunden wird. 

. Im ~undes~ebiet verfügt der Entminungs
dienst uber Emsatzkommandos in Wien (Zen
trale für Wien, Niederösterreich und das nörd
liche Burgenland), Graz (für Steiermark, Kärnten 
und .~as s~dliche Burgenland) und Linz (für 
Oberosterreich, Salzburg, Tirol und Vorarlberg). 

Ti tel 4: B und e s gen dar me r i e. 

persönliche 
Ausgaben Einnahmen 
sachliche Summe 

Mill.S 

1957 *) .... 347"5 10Z·3 449·8 5·5 
1958 **) .... 347"0 96·1 443"1 1·9 
1959 **) .... 361·3 106·3 467"6 Z·O 

UntersdUede. . Die .Erhöhung der persönLichen Ausgaben er
des Erforder- gibt Sich daraus, daß sich der für 1958 ver
nisses 1959 gegenüber ansmlagte Personalkredit als unzur:eichend er-

Vorjahre wiesen hat. Im Jahre 1957 konnten aus dem 
gleimen Grundnimt alle Dienstposten bes·etzt 

Aufgaben 

werden·.· . 

Das Mehrerfordernis bei den sachlimen Aus
gaben ist auf die Erhöhung der Nebengebühren 
der Wamebeamten zurückzuführen. 

Die hohen Einnahmen im Jahre -1957 sind 
hauptsämlich durch die Erlöse' ausgetausmter 
Kraftfahrzeuge und Waffen bedingt. 

Die Bundesgendarmerie hat die Aufrecht-
e~h~ltun~ d~r öffentlichen Ruhe, Ordnung und 
Sicherheit 1m ganzen~undesgebiete zu be
sorgen, soweit diese Aufgaben nicht der Bundes
polizei obliegen. Sie wurde auf Grund des § 20 

.. ) Bundesredmungsabschl~ß. 
.... ) Bundesvoranschlag. 

des BehÜG. vom 20. Juli 1945, StGBl. Nr. 94, 
und der 2. BehÜG.-Novelle vom 18. Jänner 
1946, BGBl. Nr. 64, als bewaffneter Wach
körper eingerichtet. 

Die Zahl der Dienststellen beträgt: 8Landesgen
darmeriekommanden, 40 Gendarmerieabteilungs
kommanden, 10 Technische Gendarmerieahteilun
gen, 4 Gendarmerieverkehrsabteilungen, 8 Gen
darmerieerhebungsabteilungen, 13 Gendarmerie
erhebungsexposituren, 88 Bezirksgendarmerie
kommanden, 1.450 Gendarmerieposten, Gendar
merieexposituren und Grenzkontrollstellen 
1 Gendarmeriezentralschule, 1 Gendarmerieschul; 
des Bundesministeriums für Inneres und 10 Gen .. 
darmerieergänzungsa bteilungen. 

Titel 5: Wanderungswesen .. 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

Mill. S 

1957 *) ............ . 
1958 *~.) ............ . 
1959 * .. ) ............ . 

0'19 
0·60 
0·35 

0'16 
0'20 
0·15 

Für das Wanderungswesen ist laut Art. 10 
des Bundes-Verfassungsgesetzes der Bund zustän-
dig. . 

Beim Titel 5 werden vornehmlich die Aus
gaben für die Rückführung bedürftiger öster-. 
reicher aus dem Ausland nach österreich und die 
entsprechenden Ersätze der Heimbefärderungs
kosten sowie ab 1958 die Kosten für die Süd
tiroler Optantenkommission veranschlagt. 

Titel 6: K-riegsgräberfürsorge. 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

MilL S 

1957 *) ............ . 
1958 **) .... ; ....... . 
1959 * .. ) ............. . 

1·8 
. 1·3 

1·0 

0·06· 

0·05 

Organisation 

Wanderungs
wesen 

Kriegsgräber
fürsorge 

Die Aufgaben der Kriegsgräberfürsorge wer- Aufgaben 
den von den Ämtern der Landesregierungen 
wahrgenommen. Die Ausgaben betreffen 
die Fürsorge für die Gräber der Gefallenen 
des ersten und des zweiten Weltkrieges 
und der Opfer der KZ.-, Anhalte- und Arbeits-
lager. 

Auf die diesbezüglichen Bundesgesetze vom 
7. Juli 1948, BGBl. Nr. 175 und 176, sowie auf 
Artikel 19 des Staatsvertrages, BGBl. Nr. 152/55 
wird verwiesen.' ' 

T i tel 7: K 0 S1: end erN a ti 0 n aIr a t s- Kosten der 
w a h I e R. National-

Sachliche Ausgaben Einnahmen ratswahlen 
Mitl. S 

1957 *) ............ . 
1958 **) ............ . 
1959**) ....•........ 

*) Bundesrechnungsabschluß • 
.. .. ) Bundesvoranschlag. 

07 
17 
0"1 0.·0 
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Kapitel 9 53 

Kosten 
der Wahl 

des Bundes
präsidenten 

Der Kredit für 1959 ist für die Bezahlung von 
Kosten der Nationalratswahlen im Jahre 1956 
vorgesehen, welche von Gemeinden gemäß 
Nationalrats-Wahlordnung,BGBI. Nr. 1291 
1949, beim Bundesministerium für Inneres zum 
Ersatz angesprochen, jedoch bisher nicht ersetzt 
wurden. 

Ti tel 7 a: K 0 s t end er W a h I des 
B und e s präs i den t e n. 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
MilL S . 

1957 *) ...... , ...... , . 
1958**) .............. . 
1959**) ......... , .... . 

2'5 

07 
0'0 0'0 

Hier ist nur ein Verrechnungsansatz für die 
Bezahlung von Kosten der Wahl des Bundes
präsidenten im Jahre 1957 vorgesehen, welche 
von den Gemeinden gemäß Bundespräsidenten
wahlgesetz 1957, BGBl. Nr. 68, in Verbindung 
mit der Nationalrats-Wahlordnung 1957, BGBl. 
Nr. 67, zum Ersatz angesprochen und bisher 
nicht ersetzt wurden. 

Kosten der T i tel 7 b: K 0 s t end e r S tim m I ist e n. 
Stimmlisten 

Kosten für 
Volks

bege~ren und 
-abstimmung 

Grenz
angelegen

heiten 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
MiH. S 

1958·**) ................ 3'0 
1959 **) ... ,............ 1'0 0'0 

Dieser Kredit ist für die Bezahlung jener 
Kosten vorgesehen, welche den Gemeinden ge
mäß,§ 15 des Stimmlistengesetzes, BGBl. Nr. 2711 
1956, für die Anlegung und Führung der Stimm
listen ersetzt werden. 

Ti tel 7 c: K 0 s te n für V 0 I k s beg ehr e n 
und V 0 I k s a b s tim m u n g. 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Mü!. S 

1959"*)................. 0'1 0'0 

D1eser Kl'edit ist für Kosten vorgesehen, d.ie 
auf Grund des Volksabstimmungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 13/1958, sowie auf Grund eines noch zu ver
abschiedenden Bundesg.esetzes über Volksbegehren 
erwachsen können. 

Ti tel 8: G ren z a n gel e gen h e i t e n. 

Sachliche Ausgaben Einnabmen 
MiH.S 

1957 *) ......... , .. . 

1958 **) .........•... 
1959 **) ........ , ... . 

0'35 

0'20 

0'13 

0'10 
0'05 

Dieser Kredit dient im Sinne des Art, 10 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes zur Kenntlich-

. machung der Staatsgrenze für die Allgemeinheit. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag, 

. Betreuung 

. der 
Umsiedler, 

Titel 9: Betreuung der Umsiedler, 
H e i m a t ver tri e ben e nun d Alt· 

f I ü eh t I i n g e. 1) Heimatver
Einnahmen triebenen und 

Alt
flüchtlinge 

Ausgaben 
persönliche sachliche Summe 

Mil!. S 

1957 *) 
1958 **) 
1959 **) ..... 

1671187 135'4 
16'4 437 60'1 
13'3 30'2 43'5 

96'0 
97 
9'3 

Das Mindererfordernis 1959 gegenüber 1958 
und 1957 im Personalaufwand ist auf die Verrin
gerung der Anzahl des Lagerpersonals und auf 
die überstellung eines Teilkredites auf Kapitel 9 
Titel 9 a zurückzuführen. -

Die Senkung der sachlichen Ausgaben. ist auf 
die Verringerung der Anzahl der Lager und der 
Insassen infolge der Wohnbaumaßnahmen für 
Lagerinsassen und Auswanderung zurückzu
führen. 

Die in den Lagern untergebrachten Volks
deutschen beziehungsweise fremdsprachigen Aus
länder haben Beiträge für Kost und Quartier zu 
entrichten, soweit sie dazu imstande sind, 
. Im Jahre 1957 wurde bei diesem Ansatz auch 
die Gebarung aus der Betreuung der ungarischen 
Flüchtlinge mitverrechnet, woraus sich die höhe
ren Ausgaben und Einnahmen dieses Jahres er
klären. 

Die Zahl der Lager und der darin unter
gebrachten' Personen betrug 1m Jahresdurch., 
schnitt: 2) 

1956 1957 1958 

Lager .... , ...... 64 50 49 

Insassen: 
Volksdeutsche ... . 22.600 5.700 5,000 

Fremdsprachige 
Ausländer, .. , 5.600 2,000 2.400 

Neuösterreicher . , 6.800 11.500 11.400 

zusammen, . 35.000 19.200 18.800 

Ti tel 9 a: B e t r e u u n g der Neu f 1 ü c h t
I i n g e mit Aus nah m e der u n gar i

s ehe n F I ü c h tl i n g e. 3) 

1957 '~) ....... . 
1958**) ....... . 
1959"") ....... . 

Ausgaben Einnahmen 
persöriliche sachliche Summe 

Mil!. S 

_4) 277 277 2'0 
2'0 41'2 43'2 2'2 
3'0 20'4 23'4 '23'4 

1) Im Jahre .1957 als"Betreuung der Umsiedler, 
Heimatvertriebenen und Flüchtlinge" veranschlagt 
gewesen. 
. 2) Siehe auch Beilage K. . 

3) Im Jahre 1957 als "Förderung der Auswanderung 
der Neuflüchtlinge" veranschlagt gewesen . 

4) Im BV A. 1957 bei Kapitel 9 Titel 9 § 1 mityer
anschlagt gewesen. 

*) BundesrechnungsabsdUuß., 
**) Bundesvoranschlag, 

Unterschiede 
der 

Gebarung 
1959 gegen
über 1958 

Einnahmen 

Gebarung 
1957 

Lager und 
Insassen 

Betreuung 
der Neu
flüchtlinge 
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54 Kapitel 10 

Untersmiede Das Meh~erfordnis bei den persönlichen Aus-
der Gebarung gaben ist auf die Veransdlhgung des Kredites: für 

1959 gegen- . A hl L b d' "ck f"h über 1958 eme nza von ager elensteten zuru zu u -

Betreuung 
der 

ungarischen 
Flüchtlinge 

Heimkehrer
fürsorge 

ren, die bisher bei Kapitel 9 Titel 9 v,eranschlagt 
waren. 

Die Senkung der sachlichen Ausgaben ist auf 
die Verringerung der Anzahl der Lagerinsassen 
infolge Auswanderung zurückzuführen. 

Die in Höhe der Ausgaben veranschlagten Ein
nahmen erwartet, österreich aus internationalen 
Beiträgen, ' 

Die Zahl der Lager und der darin unter
gebrachten Personen betrug 1m Jahresdurch
schnitt: 1) 

Lager"",,"""""" ' 
Insassen "',"""',"" 

1957 1958 

5 
5,000 

5 
3.700 

T i tel 9 b: B e t r e uu n g der u n gar i
s ehe n F I ü c h tl i n g e, 2) 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

MilI, S 

1958**)""", , 
1959**), " ' .. ' , , 

14'8 103'2 118'0 118'0 
10'5 63'8 74'3 74'3 

Dieser Kredit ist für die Bezahlung der durch 
die Betreuung hilfsbedürftiger ungarischer 
Flüchtlinge entstehenden Kosten vorgesehen, 

Die in Höhe der Ausgaben veranschlagten Ein
nahmen erwartet 'Österreich aus Spendenmitteln 
und aus internationalen Beiträgen, ' 

Die Zahl der Lager und der darin unter
gebrachten Personen beträgt: 1) 

Lager"""""""", , 
'Insassen , , , , , , , , , , , , , , , 

1957 1958 

15 
10,000 

9 
6,000 

Ti tel 10: He i m k ehr e rf ü r s 0 r g e, 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

MilI. S 

1957 *) , , , , , , , , , ',' , , " 0~2 0'1 
1958 **), , , , , ,,' , , , , , , , 0'2 0'0 
1959 **) , , , , , . , , .. , , , , , 0'1 0'0 

Der veranschlagte Kredit ist für die weitere 
Betreuung ,noch nicht zurückgekehrter Kriegs
und Zivilgefangener sowie für die Betreuung 
(Gewährung einer Bundesbeihilfe von 2000 Schil
lingu, dgl.) dieser Personen im Falle ihrer Rück
kehr vorgesehen,' 

1) Siehe auch Beilage K, 
~)Im Jahre 1957 bei Kapitel 9 Titel 9 §1 mit

verrechnet gewesen, 
*) Bundesrechnungsabschluß; 

**) Bundesvoranschlag. 

Titel 11: Betriebsähnliche 
Ver wal tun g s z w e i g ei 

Betriebs
ähnliche 

Verwaltungs-
Ausgaben 

persönliche sachliche Summe 
Einnahmen zweige 

'_ Mil!.S 

1959 >:-*).,., .. 1'5 8'0 9'5 9'5 

Der veranschlagte Kredit ist für die im Be
reich der Bundespolizei- und der Bundesgendar
merieverwaltungen bestellenden Küchenbetriebe 
(Dienstküchen) erstmalig vorgesehen, 

Falls das im Bundeseigenturn befindliche Hotel 
Tyrol in Kitzbühel, das derz,eit zum Teil als Er
holungsheim für Wach'ebedienstete dient, nicht 
zeitgerecht V'erpachtet wird, ist dessen Gebarung 
ab 1. Jänner 1959 beim Titel 11 bruttomäßig 
mi'tZuverredmen. Bei Verpachtung wird der 
Pachtschilling beim Titel 1 zur Verremnung ge
langen. ' 

Ti tel 12: Au ß e r 0 r den t1 ich e 
Ge bar u n g, 

Sachliche Ausgaben 
Mill. S 

1959*'~), . , . , , , . , ... , , , " . , ., 30'0 

Der Kredit dieses Ansatzes ist für investitions
ähnliche Aufwendungen für Zwecke des Krimi
naltechnischen Labors (760,000 S), der Flug
polizei, der überwachung der Flugplätze und des 
Katastropheneinsatzes (1,329,000 S),der _Bundes
polizei (4,611.000 S), der Bundesgendarmerie 
(8,300,000 S), für Wohnbauförderungsmaßnah
men im Rahmen der Flüchtlingsbetreung 
(10,000,000 S) und für dert Zivilschutz 
(5,000,000 S) vorgesehen, 

Der Teilhedit für den Zivilschutz (5,000.000 S) 
ist für Planungs- und Vorbereitungsmaßnahmen
auf dem Gebiete des, Zivilschutzes vorgesehen, di:e 
vom Bundesministerium fü,r Inneres im Ein
vernehmen mit dem Bundesminister,ium für Lan
desver~eidigung und anderen Bundesministerien 
getroffen werden, 

Ti t el 

1957 
1958 
1959 

1 : 

Kapitel 10 "Justiz". 
Bundesministerium für 

Justiz, 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 
MiIl.S 

*), , , , , , , . 7'8 1'5 9'3 0'1 
**) ... , .. , , 77 1'9 9'6 0'1 
**)-. , , , , , . , 8'4 1'5 9'9 0'1 

Außer
ordentliche 
Gebarung 

Kapitel 10 

Bundes
ministerium 
für Justiz 

Gemäß Art, 60 ff, des Bundesverfassungs- Aufgaben 
gesetzes obliegen dem Bundesministerium für 
Justiz die 0 bersten Verwal tungsgeschäfte des 
Bundes auf dem Gebiete der Zivil- und Straf
rechtspflege, 

'Österreich ist seit .1954 Mitglied der Haager- Internationale 
Konferenz für Internationales Privatrecht, Organisation 

.. ) Bundesrechnungsabschluß, 
* .. ) Bundesvoranschlag, 
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Oberster 
Gerichtshof 

Aufgaben 

Generalprokuratur 

Organisation 

Justizbe
hörden in 

den Ländern 

Aufgaben 

Organisation 

Kapitel 10 55 

Titel 2: Oberster Ge~ichtshof" 
Ausgaben Einnahmen 

persönlime sachliche Summe 
Mill.S 

1957 *)....... 7"8 0"7 8'5 0'0 
1958 *,) ....... 8'0 0"7 8"7 0'0 
1959 'r*) .•..... 9'4 0"7 10'l 0'0 

Der Oberste Gerichtshof ist oberste Instanz 
in Zivil- und Strafrechtssachen (Art. 92 Abs. 1 
Bundesverfassungsgesetz). Ihm obliegt auch die 
Erstattung von Besetzungsvorschlägen anläßlich 
der Ernennung von Richtern. 

Der Aufgabenbereich der Generalprokuratur 
beim Obersten Gerichtshof umfaßt die Mitwir
kung bei der Erledigung von Rechtsmitteln in 
Strafrechtsfällen durch den Obersten Gerichtshof 
(RGBL Nr. 3/1878), die Erhebung yon Nichtig
keitsbeschwerden zur Wahrung des Gesetzes so
wie die Mitwirkung bei der Tätigkeit der 
Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission 
für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter. 

Organisatorische Bestimmungen enthalten die 
nachstehenden gesetzlichen Grundlagen: 
Oberster Gerichtshof: 

StGBl. Nr. 325/1850 (Statut); StGBl. Nr. 41/ 
1919 in der Fassung StGBI. Nr. 47/1945; RGBl. 
Nr. 46/1868 und 75/1871; RGBl. Nr. 41/1907; 
BGBL Nr. 192/1925 und BGBL Nr. 170/1946. 
Generalprokuratur: 

StGBI. Nr. 94/1945 sowie §§ 29 und 30 
StPO.l) , 

Oberste Rückstellungskommission : 
BGBI. Nr. 54/1947. 

Karnellobergericht: 
BGBL Nr. 173/1951 in der Fassung BGBL 

Nr. 252/1956, 276/1957 und 136/1958. ' 

Ti tel 3: Jus t i z be hör den 1 n den 
L än,d ern. 

Ausgaben Einnahmen 
persönlidle sadllidle Summe 

Mill.S 

1957 *) ... 237"4 
1958 **} ... 239·0 
1959 **) ... 248'6 

63'5 
73'1 
71'1 

300'9 150'6, 
312"1 162'0 
3267 169'1 

Den Justizbehörden in den Ländern obliegt die 
Judikatur in Zivil- und Strafrechtssachen. 

Bei diesem Titel gelangt der Aufwand für 
namstehende Behörden zur Veranschlagung: 

4 Oberlandesgerichte (Wien, Graz, Linz, Inns-
bruck), 

4 Oberstaatsanwaltschaften (ebendort), 
20 Gerichtshöfe I. Instanz, 
18 Staatsanwaltschaf't.en, 
229 Bezirksgerichte, 
64 Arbeitsgerichte. 

1) Strafprozeßordnung 1945 in der derzeit g~ltenden 
Fassung. 

*) Bundesrechnungsabsdtluß. 
**), Bundesvoransdtlag. 

Für die Tätigkeit dieser Behörden sind unter 
anderen nachstehende Gesetze und Verordnun
gen von Bedeutung: 
Gerichtsorganisationsgesetz, RGBL Nr. 217/1896 

in der Fassung der Gerichtsentlastungsnovellen 
sowie RGBL Nr. 15/1914, BGBL Nr. 422/1921, 
182/1950 und 282/1955; 

Gerichtsorganisationsgesetz 1945, StGBl. Nr. 47 
in der Fassung BGBL Nr. 9911946; 

Geschäftsordnung für die Gerichte I. und H. In
stanz (Geo), BGBI. Nr. 264/1951; 

Innere Einrichtung und Geschäftsordnung der 
Oberstaatsanwaltschaften und Staatsanwalt
schaften usw. (StaGeo), BGBL Nr. 267/1951; 

Erweiterter Wirkungskreis der gerichtlichen Ge
schäftsstellen, BGBL Nr. 184/1950; 

Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren, BGBI. 
Nr. 75/1950 in der Fassung BGBL Nr. 124/ 
1952 und 15/1958; 

Gerichtskostenmarkenverordnung, BGBL Nr. 77/ 
1950; , 

Gebührenanspruchsgesetz, BGBL Nr. 2/1958; 
Zehr- und Ganggelderverordnung 1947, .BGBI. 

Nr. 229 in der Fassung BGBI. Nr. 75/1948, 
68/1950, 213/1951 und 8/1958; 

Gerichtliches Einbringungsgesetz 1948, BGBI. 
Nr. 109 in der Fassung BGBL Nr. 219/1956; 

Pauschalvergütung für die Tätigkeit von Rechts
anwälten als Armenvertreter in gerichtlichen 
Verfahren, BGBL Nr. 6611955. 

Die wichtigsten Verfahrensgesetze sind: 
1. Jurisdiktionsnorm, RGBL Nr. 111/1895, 

samt Einführungsgesetz, RGBI. Nr. 110/1895; 

2. Zivilprozeßordnung, RGBI. Nr. '113/1895, 
samt Einführungsgesetz, RGBl. Nr. 112/1895; 

3. Arheitsgerichtsgesetz, RGBL Nr. 170/1946; 

4. Exekutionsordnung, RGBI. Nr. 79/1896, 
samt Einführungsgesetz, letzteres wiederverlaut
bart, BGBL Nr. 6/1953, und Lohnpfärudungs
gesetz, BGBL Nr. 51/1955; 

5. Konkursordnung und Ausgleichsordnung, 
RGBL Nr. 337/1914; 

6. Verfahren außer Streitsachen, RGBL 
Nr. 208/1854 samt zahlr,eichen Nebengesetzen; 

7. Hauptgesetz für das Verfahren vor den 
Strafgerichten: österreichische Strafprozeßord
nung 1945 samt Einführungsgesetz, A. Slg. Nr. 1; 

8. Sondervorschriften für das Strafverfahren 
gegen Jugendliche: BGBL Nr. 272/1949; 

9. Ergämungen für das Verfahren vor den 
Strafgerichten enthalten unter anderem: , 

a) das Gebührenanspruchsgesetz BGBI. Nr. 2/ 
1958, das die Ge1tendmachung und die Be
stimmungen. der Gebühren von Zeugen, 
Sachverständigen, Schöffen, Gesch,wornen 
und von Vertrauensleuten regelt, die bei 
der Bildung der Geschwornen- und Schöf
fenlisten mitwirken; 

Gesetzlidte 
Grundlagen 
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56 Kapitel 10 

Förderungs
ausgaben 

Fonds nach § 7 
StPO. 

b) das Gesetz über die bedingte Verurteilung 
-1949, BOBL Nr. 277, das auch die bedingte 
Entlassung aus der Strafhaft regelt; 

c) das Atbeitshausgesetz, BGBL Nr. 211/1951, 
das vor allem das VerfahreIlJ bei bedingtem 
Ansprudt der Unterbringung im Arbeits
haus und bei vorzeitiger Entlassung aus 
dem Arbeitshaus regelt; 

d) das Bundesgesetz über die Entschädigung 
unger,echtfertigt veruneilter Personen, 
BGBL Nr. 242/1932; 

e) das Gesetz über die Entschädigung -für 
Untersuchungshaft, BGBL Nr. 318/1918. 

Die bei Titel 3 veranschlagten Förderungsaus
gaben für die gerichtliche Jugendfürsorge grün
den sich auf das Jugendgerichtsgesetz, BGBL 
Nr. 272/1949. 

Die Gelder der bei den Gerichten nach § 7 
Strafprozeßordnung (StPO.) gebildeten Fonds 
werden von den Gerichtsvorstehern (Präsiden
ten) nach Anhörung des Leiters der Gefangen
hausverwaltung zur Unterstützung bedürftiger 
Gefangener verwendet oder einem Sträflingsfür
sorgeverein oder dem Gefangenenunterstützungs
fonds 1) überwiesen. 

Verpflegstage Die Anzahl der Verpflegstage für Gefangene 
bei den Bezirksgerichten zeigt die folgende über
sicht: 

Justiz
anstalten 

1956 2) 

195.275 
1957 2) 

251.485 
1958 3) 

300.000 

1959 3) 

350.000 

Da die Entwicklung der Kriminalität seit dem 
Jahre 1955 eine stetig steigende Tendenz auf
weist, muß voraussichtlich auch für das nächste 
Jahr noch mit einer Steigerung der Verpflegstage 
in dem angegebenen Ausmaß gerechnet werden. 

- UrsaChen der erwarteten Steigerung sind nicht 
nur die Zunahme der Jugendkriminalität, son
dern auch das erhebliche Ansteigen der Verkehrs
delikte. 

Titel 4: Justizanstalten. 

penänliche 

1957 *).... 61'3 
1958 **).... 60'6 

1959 **). . .. 65'6 

Ausgaben Einnahmen 
sachliche Summe 

MiIl.S 

54'4 1157 15'5 
60'6 121'2 14'9 
49'2 114'8 157 

Die erhöhten sachlichen Ausgaben heruhen in 
der Hauptsache auf der Vorbereitung zur Er
öffnung wei~erer Anstalten. 

1) Siehe Titel 4. 
2~ Mang~ls a.nderer Unterlagen wurde der Belag der 

bezIrksgemhthchen Gefangenhäuser am 30. Septem
ber j. J.,der erfahrungsgemäß als Durchschnittsbelag 
während des Jahres- angenommen werden kann, der 
Berechnung -der Verpflegstage zugrunde gelegt. 

3) Der Veranschlagung zugrundegelegte Verpflegs
tage. 

*) Bundesrechnungsabsdlluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Den Justizanstalten obliegt der Vollzug von Aufgaben 
Untersuchungs- und Strafhaft, Arbeitshausan-
haltungen und die Erziehung von verwahrlosten 
Jugendlichen in Anstalten für Erziehungsbedürf-
tige. -

Derzeit werden folgende Haftanstalten be- Organisation 
trieben: 

18 Gerichtshofgefängnisse (die landesgericht
lichen Gefangenhäuser I und II in Wien, zwei 
Gefangenhäuser des Jugendgerichtshofes in Wien, 
die landesgerichtlichen Gefangenhäuser in Graz, 
Klagenfurt, Linz, Salzburg, Innsbruck 
und Feldkirch, die kreisgerichtlichen Gefangen
häuser in St. Pöhen, Krems, Wien er Neustadt, 
Korneuburg, Leoben, Wels, Ried und Steyr); 

3 Männerstrafanstahen (Stein, Garsten und 
Graz); . 

1 Frauenstrafanstalt (Schwarzau). 

Außerdem bestehen: 
9 offene Anstalten, wie der justizeigene Zie

geleibetrieb in Innsbruck, die ökonomien Gur
hof (Stein), und. das Unterstrassergut 
(Garsten), Fraharn und Erlenhof (Linz), Rotten
stein (Klagenfurt) und Gerasdorf (Wiener Neu
stadt). Die ökonomie Schwarzau wird vom lan
desgerichtlichen Gefangenhaus I in Wien be
trieben; die ökonomie Sonnberg vom Arbeits
haus Göllersdorf. 

1 B~ndesanstalt für Erziehungsbedürftige 
(Knaben) in Kaiser-Ebersdorf mit der Außen
stelle Kirchberg am Wagram und der landwirt
schaftlichen Lehrabteilung in Münchendorf. 

1 Bundesanstalt für Erziehungsbedürftige 
(Mädchen) in Wr. Neudorf, die vom Orden vom 
Guten Hirten betrieben wird. Das Bundesmini- • 
sterium für Justiz leistet per Kopf und Tag für 
die untergebrachten Zöglinge einen Erziehungs
beitrag; 

3 Arbeitshäuser, und zwar in Göllersdorf 
(Niederösterreich), Lankowitz (Steiermark) und 
Suben (Oberösterreich). Letzteres mit 2 Pachtun
gen, und zwar das Eder- und das Karlgut; 

1 Heilstätte für die an TBC erkrankten 
Gefangenen (Wilhelmshöhe), welche vom landes
gerichtlichen Gefangenhaus Wien I betrieben 
wird. 

Als Jugendstrafanstalt ist Ger~sdorf vorge
sehen. 

Durch Abschluß des Staatsvertra;ges hat die 
Justizverwaltung die Erziehungsanstalt Hirten
berg _ und die ökonomie Gregorhof (Kaiser
Ebersdorf) zurückerhalten. Diese Anstalten wer
den ihrem seinerzeitigen Bestimmungszweck 
wieder zugeführt werden, sobald die für die 
Adaptiening und Ausstattung erforderlichen 
Haushaltsmittel zur Verfügung stehen. _ 

Unter den Förderungsausgaben sind der Un
terstützungsfonds für Gefangene, Arbeitshaus
insassen und Zöglinge, Subv.entionen für Sträf-

Förderungs-
ausgaben 

Unterstützungs
fonds für Ge
fangene usw. 
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ausgaben 

Kapitel 12 

HodlSchulen 
und wissen
sd13ftliche 

Zwecke 
Hochschulen 

Kapitel 10/11/12 57 

lingsfürsorgevereine, sowie sonstige Subventionen 
veranschlagt. Dem Unterstützungsfonds fließen 
freiwillige Rücklässe von zur Entlassung kom
~rnenden Gefangenen, Arbeitshausinsassen und 
Zöglingen, Zuschläge zur Arbeitsbelohnung, Zu
schüsse aus Strafgeldern des Fonds gemäß § 7 
StPO.t), Spenden und sonstige Zuwendungen als 
zweckgehunden'e Einnahmen zu. Der Fonds 
wird zu dem Zwecke unterhalten, um be
dürftigen Gefangenen während der Haft den 
Briefverkehr mit Angehörigen zu ermöglichen, 
Fahrtkosten anläßlich der Enthaftung zu bestrei-

1956 1) 

Gefangene und Arbeitshausinsassen . . 2,567.357 

Zöglinge: 

männlich. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 130.377 

ten und für die erste Zeit der wiedergewonnenen 
Freiheit eine ordentliche Lebensführung zu er
möglichen. 

Dem Massafonds 1) der Justizwache obliegt die 
leihweise Beistellung von Dienstkleidern an die 
dem Dienstzweig "Justizwachdienst und Dienst 
der Jugenderzieher" zugehörigen Bediensteten 
nach Maßgabe der vom Ministerrat in der 
Sitzung am 6. Dezember 1949 hierüber be-
schlossenen Massavorschrift . 

Massafonds 
der Justiz

wache 

. Die Anzahl der Verpflegstage bei Haft- und Verpflegstage 
Erziehungsanstalten beträgt: 

1957 1) 1958 2) 1959 2) 

2,833.495 2,860.000 2,990.000 

114.525 140.000 150.000 

weiblich ..................... ';..;.;,...;.,. ___ ..:3.:..7.:.:.2:.::8.:.3 ___ ~~:.:.-___ ~:..:.::...-__ ...:..:~;.;:. 34.407 40.000 50.000 

Summe. . . 2,735.017 

t) und 2) Siehe die Fußnoten 2) und 3) auf Seite 56. 

Hinsichtlich der weiteren Zunahme der Ver
pflegstage im Jahre 1959 siehe die Ausführungen 
zu Titel 3 auf Seite 56, linke Spalte. 

Kapitel 11 "Bundesministerium für 
Unterricht". 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche ,amlime Summe 

Mill. S 

1957 ',)........ 14'0 3·9 
1958 *") ........ 14'1 4'1 
1959 **). . . . . . .. 14'8 3'9 

17"9 0·1 
18'2 0·1 
187 0'0 

Die Erhöhung der persönlichen Ausgaben ge
genüber 1957 und 1958 ist auf Personalvermeh
rungen sowie die Vorrückungen und Beförderun

. gen zurückzuführen.' 
Die Förderungsausgaben von 1,996.000 S be

treffen einen Kredit für den kulturfördernden In
formations- und Pressedienst für das In- und 
Ausland unter besonderer Berücksichtigung der 
deutschsprachigen Bevölkerung in den Nachbar-
staaten. 

Kapitel 12 "Unterricht". 

T i tell: Hoc h s c h u I e 111 und w iss e n
s c h a f tl ich e Z w eck e. 

§ 1: Hochschulen. 
Ausgaben Einnahmen 

per,önlime samlime Summe 
Mill.S 

1957 *) ....... 173'1 997,272·8 2'1 
1958 **) .•..... 184'0 1477 3317 17 
1959 **) ....... 180'4 133·8 314·2 2·1 

t) Siehe Titel 3. 
,,) Bundesrechnungsabschluß. 

"*) Bundesvoranschlag. 

2,982.427 3,040.000 3,190.000 

Das Mindererfordernis bei, den persönlichen 
Ausgaben für 1959 ist auf die übersteIlung der 
Ausgaben für Remunerationen an Lehrbeauf
tragte in den Sachaufwand (Unterteilung 5: Auf
wandskredite/Gesetzliche Verpflichtungen) zu
rückzuführen. Die trotzdem verbleibende Steige
rung gegenüber dem tatsächlichen' Aufwand im 
Jahre 1957 ist die Folge von zusätzlichen Per
sonaleinstellungen. 

Bei den sachlichen Ausgaben ist der Minder
aufwand hauptsächlich durch di1e überstellung 
d,er Anlagenkredite (357 Million,en Schilling) in 
die außerordentliche Gebarung (Titel 7 § 1) ver
ursacht. Die trotzdem verbleibende Steigerung 
gegenüber 1957 und 1958 ist vornehmlich auf die 
Erhöhung des Bundesbeitrages für den klinischen 
Mehraufwand zurückzuführen. 

Die Kostenersätze für den klinischen Mehrauf
wand betragen: 

1957 ~.) 

1958 **) 
1959 **) 

Mill. S 

36'8 

60'0 
80·5 

Im Jahre 1959 ist hierin auch ein Betrag für 
den Neubau des Allgemeinen Krankenhauses in 
Wien und der Chirurgischen Klinik Innsbruck 
enthalten. 

Als F ö r der u n g sau s gab e n freiwilliger 
Natur sind Kredite für Stipendien und Studien
unterstützungen, für Studentenheime und son
stige Studentenfürsorge veranschlagt.2) 

t) Siehe Beilage L2 "Fonds mit Rechtspersönlic.h
keit". 

2) Siehe Beilage K. 
, *) Bundesrec.hnungsabsc.hluß. 
**) Bundesvoransc.hlag. 

Unterschiede 
d. Gebarung 

1959 
'gegenüber 
Vorjahre 

Klinisc.her 
Mehraufwand 

Förderungs
ausgaben 
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Wien 
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Die Kredite für die Heranbildung und Unter
stützung von Hochschullehrkräften sowie für 
den Austausch von Hochschullehrkräften und 
Hochschulstudierenden sind ab 1959 bei den son
stigen Aufwandskr,editen veranschlagt. 

Wesentliche gesetzliche Grundlagen: 
Hochschul-Organisationsgesetz, BGBl. Nr. 1541 

1955. 
Hochsch'Ultaxengesetz, BGBl. Nr. 102/1953. 
Krankenanstaltengesetz, BGBl. Nr. 1/1957, 

2. Teil, Hauptstück D (betr. Kostenersätze fur 
den klinischen Mehraufwand). 

Eine Gegenüberstellung der systemisierten 
Lehrkanzeln und Assistentenstellen beziehungs
weise sonstigen Stellen für das wissenschaftliche 
Hilfsper~onal an den Hochschulen für 1957, 1958 
und 1959 ergibt folg'endes Bild: 

1957 1958 1959 
Systemisierte Lehrkanzeln: 

ordentliche ............... 348 362 
außerordentliche ......... 116 112 

Hochschulassistentenstellen .. 760 772 
-------

Summe ... 12241246 
Stellen für 

wissenschaftliche Hilfskräfte. 367 399 
klinische Hilfsärzte ....... 309 384 

Summe. . .. 676 783 

Insgesamt •... 1900 2029 

Beim Trtel 1 ist die Gebarung der folgenden 
Hochschulen veranschlagt: 

1. Uni ver s i t ä t Wie n. Sie wurde im 
Jahre 1365 gegründet und verfügt über fünf 
Fakultäten. Die Hörerzahl betrug an diesen Fa
kultäten in den michstehend angegebenen Win
tersemestern: 

Katholisch-theologische 
Fakultät ... : ...... . 

Evangelisch-theologische 
Fakultät .......... . 

Rechts- und staatswissen
schaftliche Fakultät .. 

Medizinische Fakultät .. 
Philosophische Fakultät . 

1937/38 1955/56 1956/571957/58 

311 172 182 

85 64 60 

213719552079 
3479 14811618 
31683002'3360 ----------

Insgesamt .... 9180 6674 7299 

Verteilung der Lehrkanzeln: 

Katholisch-theologische 
Fakultät ........... • - .. oo 

Evangelisch-theologische 
Fakultät .................... 

Rechts- und staatswissen-
schaftliche Fakultät .. 

Medizinische Fakultät .. 
Philosophische Fakultät . 

Zusammen ... 

außer-
ordentlime ordentlime 

1958 1959 1958 1959 

• 7 • .. 
-6 .. 

16 ;g 
23 
54 t 

106 -...... 

4 

3 
8 

19 

-.. 
.. " 
• 
~ --.... 

2. T.e c h n i s ehe Hoc h s eh u leW i e n; Technische 
Hochschule 

Sie wurde 1815 gegründet und gliedert sich Wien 
in drei Fakultäten: 1. für Bauingenieurwesen 
und Architektur, 2. für Maschinenwesen - und 
Elektrotechnik, 3. für Naturwissenschaften. 

Die Hörerzahl betrug in 'den Wintersemestern: 

1937/38 
1955/56 
1956/57 
1957/58 

· ........... 1763 
· , .......... 2621 
· ........ _ . . 3014 

Systemisierte Lehrkanzeln: 

1957 

Ordentliche. . . . . . . . .. 54 
Außerordentliche. . . . .. 7 

1958 
55 

7 

1959 

3. Hoc h sc h u 1 e für B 0 den k u 1 t ur 
inWien. Sie wurde 1872 gegründet und hat 
die Aufga.be, eine hochschulmäßige wissenschaft
liche Aushildung in, der Landwiruchaft, Forst
wirtsch,aft, Kulturtechn1k und Gärungstechnilk 
zu vermitteln. 

Die Hörerzahl betrug in den Wintersemestern: 

1937/38 
1955/56 
1956/57 
1957/58 

· ....... ' .... 358 
· ........... 565 
............. 582 

Systemisierte Lehrkanzeln: 

1957 
Ordentliche . . . . . . . . .. 14 
Außerordentliche. . . . .. 9 

1958 

15 
8 

1959 

4. T i e r ä r z tl ich e Hoc h s c h u lei n 
W i ,e n. Sie wurde 1777 al6 Tierspital gegründet 
und 1897i.n eine Hochschule umgewandelt. Auch . 
jetzt ist der Hochschule ein Tierspital an
gegliedert. 

Die Hörerzahl betrug in den Wintersemestern: 

1937/38 
1955/56 
1956/57 
1957/58 

..•......... 321 
· ........... 216 
· ........ ',' .226 

Systemisierte Lehrkanzeln: 
1957 

Ordentliche .......... ' 13 
Außerordentliche . . . . .. 3 

1958 
14 

2 

1959 

5. Hoc h s c h u 1 e für We I t hand e I 
i n Wie n. Sie wurde 1898 als Exportakademie 
gegründet und 1919 in eine Hochschule um
gewandelt. Sie soll eine gründliche theoretische 
und praktische kaufmännische Ausbildung auf 
dem Gebiete des Handels und der Wittschaft 
vermitteln. 

Hochschule 
für 

Bodenkultur 
Wien 

Tierärztliche 
Hochschule 

Wien 

Hochschule 
für 

Welthandel 
Wien 
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Graz 

Technische 
Hochschule 

Graz 
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Die Hörerzahl betrug in den Wintersemestern: 

1937/38 
1955/56 
1956/57 
1957/58 

· .......... 945 
· . , ........ 2107 
· .... ' ...... 2179 

Systemisierte Lehrkanzeln: 
1957 

Ordentliche. . . . . . . . . . 9 
Außerordentliche. . . . . . 9 

1958 
10 

8 

1959 

6. Uni ver s i t ä tin G r a z. Sie be
stand von 1586 bis 1782 und wurde 1827 mit 
4 Fakultäten neu gegründet. Die Hörerzahl be
trug an diesen Fakultäten in den nachstehend an
gegebenen Wintersemestern: 

1937/38 1955/56 1956/57 1957/58 

Ka tholisch-theologische 
Fakultät .......... 161 177 156 

Rechts- und staats-
wissenschaftliche 
Fakultät .......... 501 771 849 

, Medizinische Fakultät .. 778 536 593 
Philosophische Fakultät. 575 762 823 

Zusammen ... 2015 2246 2421 

Verteilung der Lehrkanzeln: 

außer-
ordentliche ordentliche 

1958 1959 1958 1959 
Katholisch-theologische 
, Fakultät .......... 0. 8 1 

Rechts- und staats-
wissenschaftliche 
Fakultät ............ 9 4 

Medizinische Fakultät .. 16 J 
Philosophische Fakultät. 25 10 

Zusammen ... ,58, 18 

7. Techn,ische Hochschule in 
G r a z. Sie wurde 1811 gegründet und gliedert 
sich in drei Fakultäten: 

1. für Bauingenieurwesen und Architektur, 
2. für Maschinenwesen und Elektrotechnik, 
3. für Naturwissenschaften. 

Die Hörerzahl betrug in den Winterserilestern: 

1937/38 

1955/56 

1956/57 

1957/58 

........... 481 

· .......... 1697 

· .......... 1906 

Systemisierte Lehrkanzeln : 
1957 

Ordentliche ••...•••.. 27 
Außerordentliche ...... 9 

1958 
29 

7 

1959 

8. Mon t a n ist i s c h e Hoc h s c h u I e 
i n L e 0 b e' n. Sie wurde 1894 gegrün
det und bildet Studenten im Bergwesen, im 
Hüttenwesen und im Markscheidewesen aus. 

Die Hörerzahl betrug in den Wintersemestern: 

1937/38 
1955/56 
1956/57 
1957/58 

· ........... 137 
...•....... 622 
· ........... 66"4 

Systemisierte Lehrkanzeln: 
1957 

Ordentliche ............... 12 
Außerord,entliche .... , .. , .. 5 

1958 

13 
4 

1959 

9. Kat ho li s c h - t he 0 log i sc h e F a
ku I t ät inS al z bur g. Sie ist eine Grün
dung der Benediktiner und bestand von 1618 
bis 1810, 1850 wurde sie neu gegründet. 

Die Hörerzahl betrug in den Wintersemestern: 

1937/38 
1955/56 
1956/57 
1957/58 

· .. ' ......... 281 
· ., ...... ' ... 182 
· ',' ......... 172 

Systemisierte Lehrkanzeln : 
1957 1958 1959 

Ordentliche .. • . . . . . . . . . 6 6 
Außerordentliche •.••.... 2 2 

Monta
nistische 

Hochschule 
Leoben 

Katholisch
theologische 

Fakultät 
Salzburg 

10. Uni ver s i t ä tin In n s b r u c k. Universität 
Sie wurde 1670 als Jesiu,telliUruv,ersität gegründet Innsbruck 
und später säkularisiert. Sie besitzt vier 
Fakultäten. Die Hörerzahl -betrug an diesen 
Fakultäten in den Wintersemestern: 

1937/381955/56 1956/57 1957/58 

Katholisch-theologische 
Fakultät ...•...... 453 395 442 

Rechts- und staats-
wissenschaftliche 
Fakultät .. ......... 388 875 808 

Medizinische Fakultät .. 483 499 591 
Philosophische Fakultät. 433 787 835 

Zusammen ... 1757 2556 2676 

Verteilung der Lehrkanzeln: 

ordentliche 

195,8 1959 
Katholisch-theologische 

Fakultät .........• 9 
Rechts- und staats-

wissenschaftliche 

außer
ordentliche 

1958 1959 

Fakultät •.........• 8 6 
Medizinische Fakultät.. 15 3 
Philosophische Fakultät 24 13 ...;;..;...--_....:..::..-_-

Zusammen .•. 56 22 
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60 Kapitel 12. 

Hochschulen § 1 a: Hochschulen 
(Gebarung (Geb.arung nach Maßgabe der zweckg.ebundenen 

nach Maßgabe Einnahmen), 
der zweck
gebundenen 
Einnahmen) 

Ausgaben 
persönli.ne sachliche Summe 

1957 *)"" 4'8 
1958**)"" 5'6 
1959**)",. 7'2 

MiII, S 

18'0 
16'1 
15'8 

22'8 
21 "7 
23'0 

Ein
nahmen 

25'2 
21'8 
23'0 

Unterschiede Die ste~gende T,enclenz cl·er persönlichen Aus-
der Gebarung gaben zeigt das Bestreben zur besseren personel
l~~:r g~~~- len Ausstattung der Hochschulen, Die durch ge-

jahre steigerte Frequenz und durch übersteIlung der 
seit 1958 nicht mehr den betriebsähnlichen Ver
waltungszweigen zuzuzählenden Hochschulein
richtungen bedingten höheren zweckgebundenen 
Einnahmen des Jahres 1959 gestatten auch die 
Veranschlagung höherer Ausgaben, 

Gebarung Gemäß BGBl. Nr, 102/1953 stehen gewisse An-

Universitäts
Turnanstalt 

in Wien 

teile an Kollegien- und Unterrichtsgeldern, Prü
fungstaxen und Taxen für die Verleihung aka
demischer Grade den Hochschullehrkräften zu' 

Die Aufwandsbeiträge der Studierenden, Ma
trikelgelder und Inskriptionsgebühren sowie ver
schiedene Taxen sind gemäß dem Hochschul
taxengesetz (BGBl. Nr, 102/1953) ausschließlich 
für Unterrichts- und Amtserfordernisse zu ver
wenden, 

Außerdem sind audl die Erlöse aus Stiftungen 
und aus Beiträgen Dritter (Spenden) zweck
gebunden und finden nur für den Widmungs
zweck Verwendung, 

Die Einnahmen verschiedener Hochschul- und 
sonstiger Einrichtungen, und zwar: der Univer
sitäts-Turnanstalt in Wien, des Universitäts
Turninstitutes in Graz, der Radiumstation, der 
Universitäts-Zahnklinik in Wien, der Zahn
klinik in Innsbruck, des Tierspitales an der Tier
ärztlichen Hochschule in Wien und der Ferien
kurse der Universität Innsbruck sowie der Ver
such'S.anstalten, i'nsbesondere aus deren Gutachter
tätigkeit, stehen diesen zur Gänze zur Verfügung, 
Hiezu ist im einzelnen zu bemerken: 

Die Universitäts-Turnanstalt Wien veranstal
tet übungen aus verschiedenen Zweigen der 
Leibesübungen sowie Skikurse, alpine Kurse und 
Sommerlager, die für die Studierenden aller 
Wiener Hochschulen und für Altakademiker zu
gänglich sind, Durch zweckmäßige Organisation 
gelang es trotz niedriger Teilnehmergebühren 
die Kosten im wesentlichen aus eigenen Ein
nahmen zu decken, 

Radiumstation Die Radiumstation der Universitätsklinik 
in Wien für Haut- und Geschlechtskrankheiten in Wien 

ist eine im Rahmen dieser Universitätsklinik ge
führte Lehr- und Forschungseinrichtung, die 
1914 errichtet wurde und sich aus eigenen Ein
nahmen zu erhalten hat, 

*) Bundesrechnungsabschluß, 
'''') Bundesvoranschlag, 

Die Universitäts-Zahnklinik in Wien ist ein 
Lehr- und Forschungsinstitut der Medizinischen 
Fakultät der Universität Wien, in dem auch der 
zahnärztliche Lehrgang für die fachärztliche Aus
bildung zum Zahnarzt abgehalten wird, 

Das Tierspital der Tierärztlichen Hochschule 
in Wien ist ein öffentliches Tierspital, das im 
Rahmen der Tierärztlichen Hochschule zu 
Unterrichts- und Forschungszwecken geführt 
wird, 

Die Zahnklinik In Innsbruck ist eine 
Lehr- und Forschungseinrichtung der Medi
zinischen Fakultät der Universität Innsbruc:k. 
Außer den Vorlesungen für die Medizinstuden
tenwird dort auch der zahnärztliche Lehrgang 
für die fachärztliche Ausbildung zum Zahnarzt 
abgehalten, 

§ 1 b: Hochschulen (Betriebsähnliche 
Verwaltungszweige ), 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachli.ne Summe 

MiII, S 

1957 ',), , , , 0'6 4'2 4'8 4'7 
1958 **),'" 0'7 0'7 1'4 1'4 
1959 **)"" 0'6 1'6 2'2 2'2 

U niversitäts:
zahnklinik 

Wien 

Tierspital der 
Tierärztlichen 
Hochschule 

Wien 

Zahnklinik 
Innsbruck 

Hochschulen 
(Betriebs
ähnliche 

Verwaltungs
zw,eige) 

Die gegenüber 1957 geringere Ausgaben- und Unterschiede 
iEinnahmegebarung der 'Jahre 1958 und 1959 hat der Gebarung 
seine Ursache in der überstellung der seit 1958 get5'?b 
nicht mehr den betriebsähnlichen Verwaltungs- Vo~~hr~r 
zweigen zuzuzählenden Hochschuleinrichtungen 
in § 1 a, 

Soweit Einrichtung·en der Hochschulen be- Gebarung 
triebsähnlichen Charakter haben, wird deren Ge-
barung wie bei anderen Ressorts gesondert ver-
anschlagt, 

Im einzelnen handelt es s~ch um folgoode In
stitutionen: 

Die Versuchswirtschaft der Hochschule für 
Bodenkultur in Groß-Enzersdorf besteht seit 
1902; Gesamtfläche 78 ha. Sie dient dem Institut 
für Pflanzenbau und Pflanzenzüchtung als Ver
sudisgut und zugleich als Lehrbetrieb für die 
Hörer der landwirtschaftlichen Studienrichtung 
der Hochschule für Bodenkultur. 

Die Versuchswirtschaft der TierärztIichen 
Hochschule in Merkenstein besteht seit 1956, Sie 
dient der Hochsch·ule als Versuchsgut und zugleich 
als Lehrbetrieb für die Hörer, 

§ 2: Wissenschaftliche Anstalten, 

persönliche 

1957 *)" 13'1 
1958**), , , " 14'4 
1959**), , , " 14·2 

Ausgaben 
sa<hliche Summe 

Mil!. S 

14'4 
21'6 
.22'6 

27'5 
36'0 
36'8 

*) Bundesrechnungsabsdtluß, 
.... ) Bundesvoranschlag, 

Ein
nahmen 

0'4 
0'4 
0'3 

Versuchs
wirtschaft 

Groß
Enzersdorf 

Tierärztliche 
Versuchs
wirtschaft 

Merkenstein 

Wissen
schaftliche 
Anstalten 
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Unterschiede Die erhöhten p,ersönlichen Ausgaben gegenüber 
der Gebarung 1957 sind durch Personalvermehrungen bedingt, 
"b1959vge~ahen- Die Steigerung der sachlichen Ausgaben hat ihre 
u er or) re ch' b d ' d M' chI 

Leistungen fördern, Sie veröffentlicht Arbeiten 
streng wissenschaftlichen Inhaltes und ist eine 
unter dem besonderen Schutz des Bundes stehende 
juristische Person, Sie gliedert sich in zwei Klas
sen, die philosophisch-historische und die mathe
matisch -naturwissenschaftliche. 

Ursa e ms eson ere m er ltverans agung 
des bis zum Jahre 1958 bei Kapitel 12 Titel 2 § 3 
gesondert v,eranschlagten W,etterdienstes und in 
einer besseren Dotierung der hi'er mitveran-
schlagten Institutio.nen. § 2 a: Wiss,enschaftli'che Anstalten 

Im einzelnen ist hinsichtlich der hi'cr veran- (Gebarung nach Maßgabe der zweckgebundenen 
schlagtcIlI wissenschaftlichen Institutionen zu be- E.i nn ahmen). 

öster
reichische 
National
bibliothek 

merken: . 

1. öst'erreichis'che National-
bi bl i ot h e k. Sie wurde 1526 gegriindet und 
besteht aus sieben Sammlungen: 1. der Druck
schriftensammlung (rund 1,632.000 Bände, Stand 
Ende August 1958), 2. der Handschriftensamm-

. lung (36.000 Handschriften), 3. der Musiksamm
lung, 4. der Kartensammlung, 5. der p.apyrus
sammlung, 6. der Potträtsammlung und dem 
B.ildarchiv und 7. der Theatersammlung. 

Zentral- 2. Z ,e n t r a I ans tal t für Met e 0 r 0 I 0-

anstalt fü~ g i ,e und G e 0 dyn ami k. Ihre Anfänge gehen 
Meteorologte auf das Jahr 1848 zurück. Im Jahre 1851 wurde 

und Geo- . I d' h . Ze I I 'ch Ih dynamik SIe a s le eutlge ntl'a ansta t ern tet. r 
obJiegt der Wettel'di'enst, der Klimadienst, der 
bioklimatische Di,ehst, der geophysikalische 
Dienst (Erdbeben und Magnetismus), der agrar
meteorologisch,e und der aerolQgjsche Dienst. 

1957 *), .. " .. 
1958 **), .... .. 
1959 **) ..... .. 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

0'1 
0'1 
0'1 

Mil!. 5 

0"1 
0'1 
0'2 

0'2 
0'2 
0'3 

0'3 
0'2 

.0'3 

Soweit Ei>nnahmen des Bundes auf Grund von 
Widmungen (zum Beispiel hCJi Spenden) oder 
vertraglichen Verpflichtungen zweckgebunden 
sind, werden diese gesondert veranschlagt, damit 
die Verwendung für den Widmungszweck ge
sichert ist. 

Außer-dem sind verschiedene wissensch,aftliche 
EiIllPichtungen auf Selbsterhaltung angewiesen, 
denen daher deren Einnahmen zur Gänze zur 
Verfügung stehen, In einzelnen handdt es sich 
um folgende Institutionen: 

Das Mikrofilmlaboratorium der österreichi-
Wetterdienst 3. Weiters ist hei diesem Ansatz der Auf- schen Nationalbibliothek verfertigt Mikrokopien 

wand für den W e t t erd i e n s t veranschlagt, sowie sonstige photographische Reproduktionen 
Die Aufnahme und Weitergabe der Wettermel-' von Sammlungsgegenständen der Nationalbiblio,. 
dungen erfolgt durch zahlreiche Beobachtungs- thek und aum anderer Bibliotheken für künst
stationen in den Bundesländern an die Zentral- lerische, publizistische und insbesondere wissen-

Geologische 
Bundes
anstalt 
Wien 

Studien
bibliotheken 

Oster
reichische 
Akademie 

der Wissen
schaften 

anstalt für Meteorologie und Geodynamik, schaftliche . Zwecke, Die eigenen Einnahmen rei-
4, G ,e 0 log i s; c heB und e s a III s tal t chen zur Erhaltung dieser Institution aus, 

i n Wie n, Sie wurde 1849 gegründet, Die Abteilung Porträtsammlung und Bildarchiv 
Ihre Aufgaben sind die geologische Landes- der österreichischen Nationalbibliothek ~esitzt 
aufnahme, die Ersdrließung und Untersuchung einen großen Bestand von photographischen 
der Bodenschätlie, Auskünfte und Gutachten tür Negativen österreichischer Motive (rund 400,000). ' 
Zwecke des BeI1glbaue6, der Industrie und der Die Einnahmen aus Verleihgebühren - das Ar
Landwirtschaft, chiv wird insbesondere für illustrierte Bücher und 

5, Die d re;j S ta at li c h e n S t u die n
b i b I i 0 t h e !k e n, Siebe6tehen in K1'agenfurt, 
Linz und Salmul'1g und dienen der Bildung u,nd 
Forschung in den größeren Landesha.uptstädten, 
in denen sich keine Universitäubihliothek. be
findet. 

Zeitschriften sehr stark benützt - werden zur 
Aufschließung bisher nicht geordneter Bestände 
und zur Anlage von Katalogen benützt, 

Titel2: Schulaufsicht, 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 
Mill.5 

1957 *)"".,. 28'9 
1958 **) , ... , .. 28'9 
1959 **) ...... , 31'8 

4'8 33'7 
5'9· 34"8 
5'7 37'5 

0'6 
07 
1"2 

Wissen
schaftliche 
Anstalten 

(Gebarung 
nach Maß-
gabe der 
zweck

gebundenen 
Einnahmen) 

Mikrofilm
laboratorium 
der Osterr. 
National
bibliothek 

Porträt
sammlung 
und Bild
archiv der 

Osterr, 
National
bibliothek 

Schul
aufsicht 

6, Ferner ist in diesem Ansatz die Sub
vention an die ö s t e r r e ich i s c h 'e A k a
dem i e der W iss e n s c h a f t en i n Wie n, 
die eine Körperschaft mit eigener Rechtspersön
lichkeit darstellt, veranschlagt 1). Die Akademie 
wurde 1847 gegründet und soll die Wissenschaft 
durch selbständige Forschungen ihrer Mitglieder 
und durch Anregung und Unterstützung fremder 

Das Mehrerfordernis bei den persönlichen Aus- Unterschiede 
gaben ist auf ~ersonaIVlermehrungen; zurück- gegenüber 
zuführen. Vorjahre 

1) Siehe BGBI. Nr. 569/1921 in der Fassung 
BGBL Nr. 115/1947. 

*) Bundesrechnungsabschluß, 
.... ) Bundesvoransdllag,· 
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Die sa,chlichen Mehrausgaben gegenüber 1957 
ergeben sich aus höheren Erforderni~en im Ver
waltungsaufwand und bei den' Förderungsaus-
gaben. -

Organisation Unter der Leitung des Bundesministeriums 
für Unterricht und nach seinen Weisungen 
wird die Schulaufsicht durch die Landes
schulräte als Landesschulbehörden (in Wien durch 
den Stadtschulrat) und durch die Bezirksschulräte 
als Schulaufsichtsbehörden für die einzelnen 

Aufgaben Schulbezirke ausgeübt. Die unmittelbare Schul
aufsicht obliegt Landesschulinspektoren, Bezirks
schulinspektoren, Berufsschulinspektoren und 
Kindergarteninspektorinnen, die zu einer pe
riodischen Inspektion und Visitation der einzel
nen Schulen, beziehungsweise Kindergärten ver
pflichtet sind. Außerdem sind für die Inspektion 
bestimmter Fächer eigene Fachinspektoren be-
stellt. . 

Personal 1959 werden 41· Landesschulinspektoren, 112 
Bezirksschulinspektoren, 12 Berufsschulinspek
toren und 5 Kindergarteninspektorinnen in V er~ 
wendung sein. 

Förderung Die Förderungsausgaben betreffen: 
die Herausgahe einschlägiger Ze,itschriften, 

Broschüren und Bücher; 
die Durchführung von Schulv'ersuchen im Rah

men des Versuchsschulwesens ; 

die Herausgahe von Lehrbüchern, die nur mit 
einem kleinen Abnehmerkreis zu rechnen haben, 
insbesondere die Herausgabe von Lehrbüchern 
für die sprachlichen Minderheiten; 

die notwendige Neuauflage und besoPodere Aus
stattung von Lehrhüchern; 

die Information der ösoerreichischen Auslands
vertretungen und ausländischer Stellen (zum Bei
spiel .Ministerien, Hochschulen, Institute) über 
das österreichische Schulwesen und d[e pädago
gische Bewegung in ösoerreich; 

den Austausch, päda.gogischer Fachliteratur und 
Lehrbücher aller Schulgattungen mit pädagogisch 
interessierten ausländischen Partnern; 

das Einholen von Gutachten zuständi·ger Fach
leute, die Teilnahme österreichischer Fachleute an 
internationalen Tagungen und Veranstaltungen; 

den Schülerbriefwechsel österreichischer Schüler 
mit SchüLern eines fremdsprachigen. Auslandes, 
dessen· Sprache Lehrgegenstand an österl'eidtisch~n 
Schulen ist; 

den Si:hüleraustausch mit dem f,remdspt;achigen 
Ausland, Schüler-L'ehrfahroen in das fremd
sprachige Ausland, dessen Sprach.e Lehrgegenstand 
an österreich ischen Schulen ist (geplant für 1959 
ist, diese Ausgaben womöglich -bei den einzelnen 
Schulgattungen anzusetz1en); 

die Aufgaben der staatsbürgerlichen Erziehung, 
zum Beispiel die Herausgabe eines Handbuches 

für die Lehrer, die Herausgabe von Informations
material für Lehrer, für Schüler, die Herausgabe 
von Lehrmiueln und Arbeitsmitteln, Veranstal
tungen allgemeiner Art, Unterstützung von Ver
anstaltungen im Sinne der staatsbürgerlichen Er
ziehung und anderes mehr; 

den Aufwand für Schülerpreisausschreiben, für 
Schülerpreise u. dgl. 

Ti tel 2,a: Sc h u lau f sie h t (Gebarung nach Schulaufsicht 
Maßgabe zweckgebundener Einnahmen). (Gebarung 

nach Maß
gabe zwedt
gebundener 
Einnahmen) 1957 *) ...... . 

1958 **) ...... . 
1959 **) .. , .. ,. 

Sachliche Ausgaben 
Mill, S 

0'3 
0'2 
0'3 

Einnahmen 

0'3 
0'2 
0'3 

Bei diesem Titel wird die Gebarung aus der Gebarung 
Herausgabe von Verordnungsblättern der Lan
desschulräte beziehungsweise des Stadtschulrates 
in Wien veranschlagt. 

Außerdem gelangen hier die Einnahmen an 
Begutachtungsbeiträgen sowie die Ausgaben an 
Begutachtungshonoraren bei Durchführung der 
Lehrbücherapprobation zur Darstellung (Fach
kommissionen). 

Titel 3: Mi ttlerer. und 
Unterdcht, 

niederer Mittlerer 
und niederer 

Bei diesem Titel wird der Aufwand der 
Mittelschulen, der Bundeserziehungsanstalten, der 
Aufwand für das kaufmännische Bildungswesen 
(Handelsakademien und Handelsschulen), ferner 
für das gewerbliche Bildurigswesen(technische und 
gewerbliche Lehranstalten und Lehranstalten für 
Frauenberufe), für das Lehrerbildungswesen 
(Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanstalten), . für 
die Volks-, Haupt- und Sonderschulen und für 
gewerbliche, kaufmännische und hauswirtschaft
liche Berufsschulen, für die Blinden- und Taub
stummenanstalt in Wien sowie für die Aktion 
"Schule und Beruf" veranschlagt. 

Für· F ö r der u n g sau s gab e n freiwilliger 
Na'tur sind bei Titel 3 rund 19'6 Millionen Schil
ling enthalten, die für Studien- und Schülerunter
stützungen, sowie für die Förderung·von Schüler
veranstaltungen, Austauschaktionen und der Wei
terbildung außerhalb der Schule sowie für die 
Subventionierung der Theresianischen Akademie 
(Zweite Baustufe der Wiederinstandsetzung des. 
Schul- und Internatsgebäudes) dienen. 

Im emzelnenist zu vermerken: 

§ 1: Mittelschulen. 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachlidle Summe 
Mill.S 

1957 *) .... 280'1 48'S 
1958 **) .... 286'0 52'9 
1959**) .... 303'6 407 

. *) Bundesrechnungsabschluß. 
•. *) Bundesvoransdllag. 

328~9 6'1 
338'9 6'8 
344'3 6'9 

Unterricht 
Allgemeines 

Förderungs
ausgaben 

Mittel
sdlulen 
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Das Mehre-rfordernis bei den persönlichen Aus
gaben des Jahres 1959 ergibt sich im wesentlichen 
aus der Vermehrung der Lehrer, die wegen der 
Erhöhung der Zahl der Schulklassen infolge Stei
gerung der Schülerzahl erforderlich wurde. 

Die Anolagenkredite (187 Millionen Schilling) 
wurden ,im Voranschlag 1959 in die außerordent
liche Ge'barung (Titel 7 § 3) überstellt. 

Unter Berücksichtigung dieses Umstandes er
fuhren die sonstigen sachlichen Ausgaben eine 
Erhöhung, und zwar durch die überstellung des 
Aufwandes für die Probelehrer von den persön
lich'en Ausgaben und so.nstige höhere Dotie
rungen. 

UAter Mittelschulen versteht man im Sinne 
des Mittekichulgesetzes vom 2. August 1927, 
BGBl. Nr. 244, Lehranstalten, die ihren Schülern 

eine höhere Allgemeinbildung vermitteln und sie 
durch die Ablegung der Reifeprüfung zum Be
suche von Hochschulen berechtigen. Mittelschulen 
sind die Gymnasien, Realgymnasjen, Realschulen, -
Frauenoberschulen, Aufbauschulen und Arbeiter
mittelschulen. Die Zahl der staatlichen Mittel
schulen (ohne Bundeserziehungsanstalten) und 
deren Schüler ist folgende: 

Sd>uljahr . Sd>ulen Sd>üler 

1955/56 ........ 132 68.613 
1956/57 ........ 132 69.850 
1957/58 ....•... 135 1) 71.045 
1958/59 ...•.... 135 1) 72.793 

Für das Schuljahr 1957/58 ergibt sich folgende 
Aufgliederung der genannten Zahlen nach Schul
typen und Bundesländern: 

Schultypen I Wien I Nieder-! Burgen-I Ober- I I 
österreich land österreich Salzburg Steier-I K" I mark arnten Tirol I vorarl-I 

berg zus. 

Gymnasium. 9 2 0 1 1 2 0 0 2 17 

Gymnasium und Realgymnasium 1 5 1 1 0 0 1 1 0 10 

Gymnasium und RealsChule . . 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 

Realgymnasium 12 11 2 7 2 8 3 4 1 50 

Realgymnasium und Realschule 3 0 0 0 0 1 1 0 1 6 

Realgymnasium und Frauenober-
schule ........... 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 

Realschule 13 2 0 1 1 1 0 1 0 19 

Realgymnasium und Gymnasium 
für Mädchen . . . . . . . 1 0 0 0 0 0 0 0 0 1 

Realgymnasium für Mädchen 5 1 0 0 1 2 2 1 1 13 

Realgymnasium für Mädchen 
und Frauenoberschule 7 3 0 2 0 0 0 0 0 12 

Frauenoberschule 0 0 0 0 1 1 0 0 0 2. 

Aufbaumittelschule . 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1 

Arbeitermittelschule 0 0 0 1 0 1 0 0 0 2 --------------------
Gesamtschülerzahl . 29.979 9.938 1.415 7.772 3.130 9.795 4.189 3.262 1.616 71.096 

An den meisten Bundesmittelschulen besteht 
noch eilli überaus großer Nachholbedarf an Ein
richtungsgegenständ,en und Lehrmitteln, da die 
bisherigen Kreditmittel keineswegs ausgereicht 
haben, .die Vernachlässigungen der Kriegs- und 
unmittdbal'en Nachkriegszeit auszugleichen und 

. allen modernen Ansprüchen Rechnung zu tragen. 
Darüber hinaus fällt qn das Jahr 1959 die An
schaff~ von EinrichtungsgegeIllständen, Lehr
mittelsammlungen und Lehrerbibliotheken für 
die Neubauten des Bundesrealgymnasiums für 
~ädchen und Frauenoberschule Wien XIX., der 
bundesstaatli<:hen Frauenoberschule Graz und des 
2. Bundesrealgymnasiums für Mädchen und 
Frauenoberschule Linz. 

Schließlich sind auf Grund der Vereinbarungen 
mit dem ösuerreichischen Städtebund 48 Bundes-

mittelschulen vom Bund übernommen worden 
heziehungsweis,e noch zu übernehmen, deren 
Sachaufwand rückwirkend ab 1. Jänner 1956 an 
die bisherigen Schulerhalter ersetzt werden muß. 
Zirka vier bis fünf übernahmen sind in dies,em 
Rahmen noch auss'tändig, für die die Refundie
rungen zur Gänze im Rechnungsjahr 1959 er
folgen müssen; dazu kommen noch bedeutend,e 
Verbindlichkeiten für die bereits abgeschlossenen 
Verträge, die bisher nicht erfüllt werden konnten. 

Mit Beginn des Schuljahres 1958/59 führte das 
Realgymnasium der Theresianischen Akademie 
8 Klassen (zwei 1., drei 2., zwei 3. und. eine 
4. Klasse). In den kommenden Schuljahren 
ist der weitere Ausbau dieser Privatanstalt 

1) Außerdem 5 Exposituren. 

Anzahl 
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mit öffentlichkeitsrecht vorgesehen,· Bei dem 
Realgymnasium der Theresiariischen. Akademie 
handelt es sich um einen Schulversuch, der eine 
weitgehende finanzielle Förderung durch den 
Bund erfährt, 

Im Rechnungsjahr 1959 ist ein weiterer Aus
bau der lehrerfortbildung, insbesondere durch 
Arbeitstagungen und Kursveranstaltungen in den 
Ferialzeiten, erforderlich, 

Finanzielle Zuwendungen durch den Bund sind 
terner für den weiteren Ausbau beziehungsweise 
die Fortführung kultureller Aktionen für die 
Mittelschuljugend im Rahmen der Schule not
wendig, In diesem Zusammenhang wird auf die 
Unterstützung der Länderbühne und des Thea
ters "Die Tribüne" sowie der Musikhörstuooen 
und der Aktion ;,Burgschauspieler kommen in 
die SchuIe" verwiesen, 

§ 1 a: -Mittelschulen (Gebarung nach Maßgabe 
zweckgebundener Einnahmen), 

Ausgaben Einnahmen 
persönlid:te sad:tlid:te Summe 

Mill, S 

1957 *) ........... 0'0 0'1 0'1 0'1 

1958 **) ........... 0'0 0'0 0'0 0'0 

1959 ~-*) ........... 0'0 0'1 0'1 0'1 

An Gebarungen nach Maßgabe zweckgebunde
ner Einnahmen sind im· Rahmen des Aufwandes 
für Mittelschulen gesondert veranschlagt die Aus
gaben und Einnahmen aus den Kochbeiträgen 
für den Hauswirtschafts- und Kochunterricht 
sowie aus Spenden, 

Gebarung 
nach-Maß

gabe zweck
gebundener 
Einnahmen 

§ 1 b: Mittelschulen (Gebarung betriebsähnlicher Betriebs-
Verwaltungszweige), ähnliche Ver-

persönlid:te 
Ausgaben 
sad:tlid:te 

Mill, S 
Summe 

waltungs-
Einnahmen zweige 

. Von den im Rahmen des Aufwandes für Mit- 1957 *) 27 10'1 
8'9 

10'5 

10'0 
8'9 

10'5 

telschulen veranschlagten Gebarungen sind außer- 1958 **) 27 
dem noch besonders erwähnenswert: 

Die Bundesanstalten für Leibeserziehung in 
Wien, Graz und Innsbruck sind Zentralanstalten 
auf dem Gebiete der Leibeserziehung, Es obliegt 
ihnen die Fortbildung aller Lehrer für Leibes
übungen sowie die Förderung aller Belange der 
Leibeserziehung in der Schule und außerhalb 
der Schule. 

Zur allgemeinen Förderung der Leibeserzie
hung an den Schulen sind lv,littel für Errichtung 
und Ausgestaltung von übungs stätten (Turnsäle 
und Spielplätze), für Beschaffung und Instand
haltung von Turn- und Spielgeräten, Durchfüh
rung von Lehrgängen auf dem Gebiete der Lei
beserziehung für die Lehrerschaft und Durch
führung jugendgemäßer Wettkämpfe erforder
lich, Ferner sind finanzielle Zuwendungen für die 
im Auftrage des Bundesministeriums für Unter
richt herausgegebene und im In- und Ausland 
allseits anerkannte Fachzeitschrift "Leibesübun
gen und Leibeserziehung" und für Fachbände der 
Schriftenreihe dieser Zeitschrift notwendig, Für 
den Bereich des Stadtschulrates für Wien beste
hen derzeit 7 Bundesspielplätze und zwar: Bir
kenwiese und Wasserwiese im Prater, Jahnwiese, 
Schloß wiese, Auwiese und Sportwiese im Au
garten und ein Spielplatz in der Schönbrunner 
Schloßstraß,e. 

Die Verwaltung obliegt einer dem Bundes
ministerium für Unterricht direkt unterstellten 
Verwaltungsstelle, die in Personalunion mit der 
Verwaltung der Bundesschullandheime geleitet 
wird, . Bei der Verwaltung der Bundesspielplätze 
wird auch die Gebarung über die Benützungs
gebühren der Vereine und Verbände, denen die 
Bundesspielplätze in den Abendstunden zur Ver
fügung gestellt werden, veranschlagt, 

1959 **) ., . , 3'0 

Soweit Einrichtungen in Zusammenhang mit 
den Mittelschulen betriebsähnlichen Charakter 
haben, wird deren Gebarung wie bei anderen 
Ressorts gesondert veranschlagt. Im einzelnen 
handelt es sich um folgende Einrichtungen: 

Die Bundesschullandheime sind in ihrem Be
crieb auf Selbsterhaltung gestellt, Es bestehen 
derzeit 6 Heime und zwar Josefsberg und Raach 
am Hochgebirge in Niederösterreich, Mariazell in 
der Steiermark, Radstadt und Saalbach-Hinter
glemm in Salzburg und St, Christoph am Arl
berg in Tirol. 

Die Bundesschullandheime dienen der Durch
führung besonderer Schulveranstaltungen aller 
Schultypen (Schulschikurse, Schullandwochen, 
Landschulwochen) und der Lehrerfortbildung, In 
der Ferienzeit werden die Heime für Abhaltung 
von Schülererholungsaktionen benützt. 

Die Gebarung aus der Verwaltung von Unter
künften, die für die Durchführung der Schul
schikurse angemietet werden müssen, ist gleich
falls bei diesem Ansatz mitveranschlagt, 

Die Bundeskonvikte sind auf Selbsterhaltung 
abgestellte Schülerheime. Es bestehen derzeit 
11 Konvikte, und zwar zwei in Wien in Ver
bindung mit verschiedenen mittleren Lehranstal
ten im Bereiche des Stadtschulrates, sechs in Nie
derösterreich in Verbindung mit Mittelschulen 
(zwei in Horn, je eines in Krems, Waidhofen 
a, d, Thaya, zwei in Waidhofen a, d. Ybbs), eines in 
Lienz (Osttirol) in Verbindung mit dem Bundes~ 
realgymnasium sowie zwei im Burgenland in 
Verbindung mit den: Bundesrealgymnasien (Ober
schützen und Eisenstadt), Da diese Bundeskon-

*) Bundesrechnungsabschluß, 
'~*) Bundesvoranschlag. 

Bundes
schulland

heime 

Bundes
konvikte für 
Mittelschulen 
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Bundes
erziehungs
anstalten 

vikte im allgemeinen nicht in der Lage sind, aus 
den eigenen Einnahmen verschiedene und not
wendige Neuanschaffungen zu tätigen, sind finan
zielle Zuwendungen durch den Bund für diese 
Zwe<ke erforderlich. 

I 

§ 12: Bundeserziehungsanstalten. 

I 

Ausgaben 
persönliche sachliche 

Mill. S 

1957 ';).... 9'3 67 
1958 ,;,;)!.... 97 7"3 

Summe 

16'0 
17"0 
16'0 

Einnahmen 

3'0 
3"8 
4'2 1959 ,:·*1.... 10'2 5'8 

Unterschiede Die Zunahme der persönlichen Ausgaben ist 
der Gebarung durch erforderlich gewordene Personalvermeh-

1959 b ~,. B . d chl'ch Ab' gegenüber r';lng ~ lllgt. el. en sa I e~ usga en Ist 
Vorjahre die schel bare Vernngerung auf die übersteIlung 

der EinrJaligen Ausgaben mit 1'9 Millionen Schil
ling in die aU:ßerordentliche Gebarung zurück
zuführen. 

Begriff 

Aufgaben 

Anstalten 

Bundeserziehungsanstalten sind staatliche Er
ziehungsheime mit Mittelschulen und haben die 
Aufgabe, begabten Kindern, vor allem solchen, 
die unter einem Schul-, Erziehungs- oder wirt
schaftlichen Notstand leiden, Erziehung und 
Unterricht, Unterhalt und Pflege zu gewähren. 
Die Aufnahme erfolgt nach den Gesichtspunkten 
einer besonderen Auslese. 

Die Anstalten dienen insbesondere auch der 
Förderung der begabten Landjugend, die sonst 
keine Möglichkeit hätte, sich einem Mittelschul
studium zu widmen. Neben der schulischen Aus
bildung wird auf die Erziehung des ganzen Men
schen, vor all.em nach der Seite des Charakters 
und des-Gemütes, größter Wert gelegt. Es werden 
aber auch solche Möglichkeiten der Bildung und 
Erziehung geboten, für die sonst das Elternhaus 
sorgt. Die Zöglingsplatzgebühr kann unter Be
rücksichtigung der wirtschaftlichen Lage der 
Zöglingserhalter ermäßigt werden. In besonderen 
Notfällen werden auch Freiplätze verliehen. 

Gegenwärtig sind folgende Anstalten in Be
trieb: für Knaben in Liebenau (1. bis 8. Klasse) 
und in Saalfelden (1. bis 3. Klasse), für Mädchen 
auf Schloß Traunsee bei Gmunden (1. und 4. bis 
8. Klasse) und in Wien, IU., Boerhaavegasse 15 
(1. bis 8. Klasse). 

Die Zahl der Bundeserziehungsanstalten und 
deren Schüler ist folgende: 

Schuljahr Anstalten Schüler 

1955/1956 ................ 3 888 
1956/1957 ................ 4 905 
1957/1958 ................ 4 958 
1958/1959 ................ 4 960 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
';*) Bundesvoranschlag. 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz. 

§ 2 a: Bundeserzi,ehungsanstalten 

(Geharung nach Maßgabe zweckg,ebundener Ein-
nahmen). 

persönlime 
Ausgaben 
sachliche Summe 

Mill. S 

Einnahmen 

1957 ~') .... 0'0 0'3 0'3 0'4 

1958 *~') .... 0'1 0'4 0'5 0'5 

1959 ';~') .... 0'1 0'5 0'6 0'6 

An Gebarungen nach Maßgabe zweckgebunde
ner Einnahmen sind hier gesondert die Ausgaben 
und Einnahmen aus Kursveranstaltungen sowie 
für die Landwirtschaft, das Schwimmbad in 
Liebenau und die Wäschereien veranschlagt. 

§ 3: Kaufmännisches Bi1dun~wesen. 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 
Mill. S 

1957 *) .... 40'1 4'5 44'6 0'4 
1958 ';*) .... 40'8 4'8 45'6 0'5 

1959**) .... 44'9 5'6 50'5 0'6 

Die Steigerung der sachLichen Ausgahen ist 
durch die durch erhöhte Schüleranzahl verur
sachte Klassenvermehrung bedingt. 

Bei diesem Ansatz wird der Aufwand für das 
kaufmännische Bildungswesen, das sind die mitt
leren kaufmännischen Lehranstalten (Handels
akademien und Handelsschulen) veranschlagt 1). 
Es gibt derzeit 6 Bundes-Handelsakademien und 

.8 Bundes-Handelsschulen, zusammen 14 Bun
desanstalten, sowie 12 Handelsakademien und 
46 Handelsschulen, zusammen 58 Anstalten der 
Länder, Gemeinden usw. Die GesamtzaJ:tl der An
stalten beträgt 72. Die an der Bundes-Lehr
und Versuchsanstalt für Textilindustrie neu 
begründete Höhere Abteilung textil-kaufmän
nischer Richtung (Textil-Handelsakademie) und 
die bereits bestehende Fachschule textil-kauf
männisch,er Richtung (Textil-Handelsschule) so
wie die neu.gegründere Abteilung für Bürotechnik 
wurden bei den gewerbliu~en Lehranstalten mit
gerechnet. 

Die Zahl der Anstalten und deren Schüler 
ist folgende: 

Schuljahr Anstalten 

1955/1956 ................ 60 
1956/1957 ................ 64 
1957/1958 ................ 71 
1958/1959 ................ 72 

Schüler 

17.857 
19.471 
19.899 
20.000 

1) Die Handelsakademie des österreichischen 
("Avusturya") St. Georg5;'Kollegs in,Istanbul i~t als,öster
reichische HandelsakademIe zu bezeldmen, WIrd Jedoch 
in der obigen Ziffernangabe nicht berücksichtigt. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

5 

Gebarung 
nach Maß

gabe zweck
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In diesen Zahlen sind .die Hörer der hochschul
ähnlich organisierten Abiturentenkurse (für Ma
turanten mit Hochschulbel'echtigung), die an den 
Handelsakademien geführt werden, eingeschlos
sen. 

Daneben gibt es noch zahlreiche Handels
schulen, Büroschulen, Stenotypieschulen und 
Schulen für fremdsprachliche Handelskorrespon
denz und Stenographie, die derzeit noch kein 
öffentlichkeitsrecht besitzen. 

Bei den' Bundesanstalten trägt der Bund 
den gesamten Aufwand, bei den übrigen teilweise 
den Personalaufwand. Die Abgangszeugnisse der 
mittleren kaufmännischen Lehranstalten sind mit 
Gewerbeberechtigungen verbunden. Das Reife
zeugnis der Handelsakademien berechtigt· den 
Inhaber zum Studium· an der Hochschule für 
Welthandel und unter gewissen Bedingungen 
zum Studium an den rechts- und staatswissen
schaftlichen Fakultäten und an der Hochschule 
für Bodenkultur. Die Handelsschulen dienen der 
mittleren, die Handelsakademien der höheren 
kaufmännischen Berufsbildung für alle Zweige 
der Wirtschaft sowie der Erlangung einer gründ
lichen Allgemeinbildung. 

Gebarung § 3 a: Kaufmännisches Bildungswesen (Gebar~ng 
nach Maßgabe nach Maßgabe zweckgebundener Einnahmen). zweck- . 

gebundener Ausgaben Einnahmen 
Einnahmen persönliche sachliche Summe 

Gewerbliches 
Bildungs

wesen 

1957 *) .•.. 
1958 **} ... . 
1959 **} ... . 

0·0 
0·0· 
0·0 

Mill, S 

0·1 
0·1 
0,·1 

0·1 
0·1 
0·1 

0·1 
0·1 
0·1 

An Gebarungen nach Maßgabe zweckgebunde
ner Einnahmen werden hier gesondert besondere 
Beiträge und die daraus zu bedeckenden Unter
richtserfordernisse veranschlagt. 

§ 4: Gewerbliches Bildungswesen. 

persönsiche 

1957 *) .... 132·0 
1958 **) .... 131·9 
1959 **) .... 144·1 

Ausgaben 
sadtlidte Summe 

MiU. S 

28·9 160·9 
337 165·6 
26·8 170·9 

Einnahmen 

2·3 
2·5 
2·3 

Unterschiede Die Steigerung der persönlichen Ausgaben ge
der Gebarung genüber 1957 ist durch erforderlich gewordene 
.. ~95\ge&eh- Personalvermehrungen bedingt. Das Minder
u er orp re erfordernis bei den sachlichen Ausgaben ist auf 

die überstellung der Anlagenkredite in die außer
ordentlich,e Gebarung (Titel 7 § 6), dem Mehr
aufwendungen für den Verwaltungs aufwand und 
die sonstigen Aufwandskredite g,egenüberstehen, 
zurückzuführen. 

,:") Bundesrechnungsabschluß. 
"':.) Bundesvoranschlag. 

Veranschlagt ist die Gebarung der technischen, 
gewerblichen und hauswirtschaftlichen Lehran
stalten, das sind: 

1. Bundesgewerbeschulen und Bundeslehr- und 
Versuchsanstalten mit höheren Abte,ilungen, die 
gewerbliche, technische, wirtschaftliche und all
gemein bildende Keruttnisse vermi'tteln und, wenn 
fünf jährig, mit einer Reifeprüfung abschließren. 

2. Ein-, zwei- und dreijährige Schulen durch 
Ausbildung für hauswirtsch,aftliche Berufstätig
keiten. 

3. Werkmeister- und Bauhandwerkerschulen 
zur Weiterbildung für bereits Berufstätige. 

4. Höher,e Abteilungen (Höher,e Lehranstalten) 
für wirtschaftliche Frauenberufe, die mit einer 
Reifeprüf.ung abschließen~ 

5. Bildungsanstalt für Lehrer für den hauswirt
schaftlichen und gewerblichen Fachunterricht. 

6. Zweijährige Schulen zur Ausbildung für 
eine soziale Berufstätigkeit. 

Die Studienrichtungen sind mannigfaltig. Sie 
umfassen Maschinenbau, Elektrotechnik, Hoch
bau, Tiefbau, Textiltechnik, Holztechnik, Uhr
macherei, Berg- und Hüttenwesen, Hotel- und 
Gastgewerbe, ferner Fachschulen kunstgewerb
licher Richtung für Bildhauerei, Holzschnitzerei, 
Glasveredlung, Stahl- und Stanzenschnitt u. a. 

Weiters zählen hiezu Schulen besonderer Art, 
wie zum Beispiel die Graphische Lehr- und Ver
suchsanstalt und die Bundeslehr- und Versuchs
anstalt für chemische Industrie und Gewerbe. 

Als Zentralanstalten, die in pädagogischer und 
administrativer Hinsicht dem Bundesmirusterium 
für Unterricht unmittelbar unterstehen, werden 
die Bundesgewerbeschulen in Wien I, IV, :x und 
in Mödl,ing, die Bundeslehr- und Versuchsanstalt 
für Textilindustrie in Wien V, die Graphische 
Bundeslehr- ·und Versuchsanstalt in Wien VII, 
das Technologische Gewerbemuseum (Technische 
Lehr- und Versuchsanstalt) in Wien IX, die Bun
deslehr- und Versuchsanstalt für chemische In
dustrie und Gewerbe in Wien XVII, sowie die 
Höhere Bundeslehranstalt für wirtschaftliche 
Frauenberufe in Wien XIX (mit Expositur in 
Türnitz) und die Höheren Bundeslehranstalten 
für gewerbliche Frauenberufe in Wien IX und 
Wien XVI bezeichnet. 

Zahl der staatlichen Anstalten und deren 
Schüler: 

Sdtuljahr 

1956)57 1957/58 1958/59 

Anstalten ....... 37 37 37 

SdJ.üler ......... 18.801 19.521 20.000 

Anstalten 

Anzahl 
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Gewerbliches 
Bildungswesen 

(Gebarung 
nach Maßgabe 
zweckgebun
dener Ein

nahmen 

Nach Ländern geordnet: 
Tedm. Lehr

u. gew. anstalten 
Lehr- f. Frauen

anstalten berufe 

B~rgenland " ... 
Kärnten........ 2 2 

1 Niederösterreich . 5 
Oberösterreich .. 3 
Salzburg. ....... 2 

2 (dazu Expositur Ebensee) 
1 (dazuExpositurRieda.W. 

u. Expositur Hallein) 
Steiermark.. ... 3 
Tirol .......... 2 

1 (dazu Expositur Krieglach) 
1 . 

Vorarlberg. 2 
Wien.......... 7 3 (dazu Expositur Wien IV 

______ u. Türnitz) 

26 11 
~ 

37 

§ 4 a: Gewerbliches Bildungswesen (Gebarung 
nach Maßgabe zweckgebun~ener Einnahmen). 

persönliche 

1957 *).... 0'3 
1958 "*). . .0'4 
1959*·') .... 0'6 

Ausgaben 
sachliche Summe 

Mill. S 

6'9 7'2 
6'1 6'5 
6'9 7'5 

Einnahmen 

7"3 
6"5 
7'5 

Unterschiede Die 
der Gebarung d ch 

1959 gegen- ~r 
über Vorjahre dmgt. 

Steigerung der persönlichen Ausgaben ist 
erhöhte Frequenz der Lehrhaushalte be-

Gebarung Im Rahmen des gewerblichen Bildungswesens 
sind die Gebarungen nach Maßgabe zweckgebun
dener Einnahmen gesondert veranschlagt. So ste
hen die Einnahmen der Versuchsanstalten, der 
Kochbeiträge, der Lehrhaushalte 1), der Ausbil
dungskurse, der Sonderaufträge, der ökonomie 
in Türnitz und des Gartenbaubetriebes in Inns
bruck ausschließlich diesen Einrichtungen zur 
Verfügung. Außerdem sind noch verschiedene 
Unterrichtsbeiträge sowie Erlöse aus Spenden 
und Veranstaltungen zweckgebunden. 

Gewerb!. 
Bildungswesen 

(Betriebs
ähnliche 

Verwaltungs
zweige) 

§ 4 b: Gewerbliches Bildungswesen 
(Betriebsähnliche Verwaltungszweige). 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

1957 *) .•..... 0'5 
1958 *") ....... 0'4 
1959 **) .....•. 0'7 

Mill. S 

1'5 2'2 
1'6 2'0 
2'1 2'8 

2'2 
2'0 
2'8 

1) Lehranstalt. Zugehörige Lehrhaushalte 

Höhere Bundeslehranstalt für 
gewerbliche Frauenberufe 
in Wien XVI ........•.. Wien XIV 

Höhere Bundeslehranstalt für 
wirtschaftliche Frauen-
berufe in Wien XIX .... Wien XIX und Türnitz 

Höhere Bundeslehranstaltfür 
Frauenberufe in 
Linz .................... Linz 
Salzburg •.............. Ried am Wolf~angsee 
Graz .................. Krieglach 
Innsbruck .............. Innsbruck 

Bundeslehranstaltfür Frauen-
berufe in Baden bei Wien Baden bei Wien 
Bad !schi ....... "...... Bad Ischl 

"") Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Die höher veranschlagte Gebarung im Jahre Unterschiede 
1959 ist durch Vermehrung der Zöglingszahl be- der Gebarung 
~ingt. Die Steige~ung der persönlichen Ausgaben ü~:;9J;~:h;e 
Ist auf notwendIg gewordene Personalvermeh-
rung zurückzuführen. 

Einigen gewerblichen Lehr~nstalten sind Konvikte 
B und e s k 0 n v i k t e, das sind auf 
Selbsterhaltung abgestellte Schülerheime, an
geschlossen. Je ein Bundeskonvikt ist in Krems_ 
und St. Pölten (beide Niederösterreich) sowie 
Klagenfurt (Kärnten) in. Verbindung mit der 
betreffenden Bundesgewerbeschule. 

§ 5: Lehrerbildung. 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 

1957 .f) ..... . 
1958 *"-) ..... . 
1959"") ..... . 

25'4 
25'5 
27'1 

5'2 
6'5 
4'1 

Mill. S 

30'6 0'1 
32'0 0'1 
31'2. 0'1 

Die höheren persönlichen Ausgaben im Jahre Unterschiede 
1959 sind durch Personalvermehrungen infolge"

b 
gvege~- h 

h"h Sch"l hl b d" u er or)a re er 0 ter u erza e IDgt. 
Unter "Lehrerbildungsanstalten" im Sinne des Begriff 

§ 1 des Organisations-Statutes der Bildungs-
anstalten für Lehrer und Lehrerinnen in der 
Ministerialverordnung vom 31. Juli 1886, MVBl. 
Nr. 50, versteht man Schulen für die Heran-
bildung von Lehrern und Lehrerinnen an öffent-
lichen Volksschulen, die nach ihrem allgemeinen 
und beruflichen Wissen und Können sowie hin-
sich'dich ihres Charakte,rs geeignet sind,' den An
ford,erungen der ges'etzlichenBestimmungen über 
das Volksschulwesen zu entsprechen. 

Die Zahlen der öffentlichen tehrer- und Anzahl' 
Lehrerinnenbildungsanstalten und deren Schüler 
sind folgende: 

1954/55: 14 (davon 5 Dop-
pelanstalten) mit 2509 Schülern, 

1955/56: 14 ,,2577 " 
1956/57:14 » "2691,, 
1957/58: 14 " "2864,, 

Für das Schuljahr 1958/59 ist mit 14 Anstalten 
und leicht ansteigender Schülerzahl zu rechnen. 

In den meisten Bun:des-Lehrerbildungsanstalten Gebarung 
besteht noch ein großer Nachholbedarf an Ein
iichtungsgegenständen und Lehrmitteln; Die bis-
herigen Kreditmittel haben nicht ausgereicht, die 
Schäden und Vernachlässigungen des Krieges und 
der Nachkriegszeit auszugleichen und den mo-
dernen Ansprüchen Rechnung -zu tragen. 

In das Budget jahr ·1959 fällt die Fortsetzung 
der Anschaffung von Einrichtungsgegenständen 
sowie die teilweise Neuausstattung und laufende 
Ergänzung von Lehrmittelsammlungen und 
Lehrer- und Schülerbibliotheken. Der Musik-

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 
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unterricht an Lehrerbildungsanstalten bedingt 
weiters die fortlaufende Anschaffung von 
übungs- und Orchesterinstrumenten. 

In das kommende Schuljahr fällt die über
siedlung der bisher nur behelfsmäßig unter
gebrachten Lehrer- und Lehrerinnenbildungs
anstalt Feldkirch in das seinerzeit zerbombte 
Stiftungsgebäude der Lehrerbildungsanstalt. Viele 
notwendige Anschaffungen wurden für diesen 
Zeitpunkt zurückges:tellt und werden im kom
menden Jahr fällig. 

Im Rechnungsjahr 1959 wird im Hinblick auf 
den wachsenden Lehrermangel und auf die Not
wendigkeit einer dem Lehrberuf zugute kom
menden Begabtenförderung eine fühlbare Erhö
hung der Stipendien und Schülerunterstützungen 
in diesem Zweig durchgeführt werden müssen 
(Freiplätze in Konvikten und Schülerheimen). 

Die Fortbildung der Lehrbildner bedarf im 
Zusammenhang mit diesen Maßnahmen und mit 
den internationalen BestrebuJ;lgen einer Aus
dehnung und Erweiterung. 

Finanzielle Zuwendungen sind weiters auch für 
die Fortführung kultureller Aktionen zugunsten 
der Lehramtskandidaten notwendig (Osterreich
reisen, sportliche Ausbildung). 

Lehrerbildung § 5 a: Lehrerbildung (Gebarung nach Maßgabe 
o (Gebarung 

nach Maßgabe 
zweck-

gebundener 
Einnahmen) 

Lehrerbildung 
(Betriebs
ähnliche 

Verwaltungs
zweige) 

zweckgebundener Einnahmen). 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sad!lid!e Summe 
Mitl. S 

1957 ~.) 0:0 0'2 0'2 0'2 
1958 ~-~-) ...... 0'0 0'1 0'1 0'1 
1959 ",t.-) • '.' ••• 0'0 0'1 0'1 0'1 

An Gebarungen nach Maßgabe zweckgebun
dener Einnahmen sind im Rahmen des Auf
wandes für die Lehrerbildung, die Ausgahen und 
Einnahmen für den Hauswirtschafts- und Koch ... 
umerricht, für die übungskindergärten und für 
die Lehr- -und Versuchsgäruen gesondert veran
schlagt. 

§ 5 b: Lehrerbildung (Gebarung nach Maßgabe 
zweckgebundener Einriahmen betriebsähnlicher 

Verwaltungszweige). 
Ausgaben Einnahmen 

persönlid!e sad!lid!e Summe 
Mill. S 

1957 >') •••••• 0'5 1'3 1'8 1'8 
1958 >,>:.) ••..•• 0'5 1"3 1'8 1'8 
1959 ',*) ...... 0'5 1'3 1'8 1'8 

Den Lehrerbildungsanstalten ih St. Pölten und 
Wiener Neustadt sind B und es k 0 n v i k t e, 
das sind auf Selbsterhaltung abgestellte Schüler
heime, angeschlossen. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
>;*) Bundesvoranschlag. 

§ 6: Volks-, Haupt- und Sonderschulen und Ein
nahmen-§ 6 c: Beiträge der Länder zum Per
sonalaufwandder V olks-, Haupt- und Sonder-

1957 ~-) 

1958 >;*) 
1959 *~-) 

schulen. 

persönlid!e 

1.260'2 
1.2267 
1.261'3 

. Ausgaben Einnahmen 

. sad!lid!e Summe 

18'4 
18'4 
17"9 

Mill. S 

1.i78·6 
1.245'1 
1.279'2 

38'9 
15'8 
137 

Volks-, 
Haupt

und Sonder
schulen 

Die im Voranschlag 1958 vorgesehenen per- Unterschiede 
sönlichen Ausgaben werden nicht ausreichend der Gebarung 
s-ein. Der Kredit für 1959 wurde daher wesentlich .. ~95\rge&eh
erhöht. Das Absinken der Einnahmen ist darauf u er ofJa re 
zurückzuführen, daß die Beitragsverpflichtung 
der Länder in den Finanzausgleichsgesetzen eine 
Verminderung erfuhr. 

Veranschlagt sind die gesamten persönlichen Gebarung 
Ausgaben für die Volks-, Haupt:.. und Sonder-
schulen. Die sachlichen Ausgaben mit Aus-
nahme der Reise- und übersiedlungsgebühren 
werden von den GemeiruIen beziehungsweise den 
Bundesländern getragen. Bis 1938 wurde auch 
der gesamte Personalaufwand von den Ländern 
und Gemeinden aufgebracht. Derzeit trägt.der 
Bund gemäß Bundesverfassungsgesetz vom 
21. April 1948, BGBl. Nr. 88, den Persorial-
aufwand. Im Rahmen des Finanzausgleiches ver-
güten die Länder dem Bund einen geringen Teil 
dieses Personalaufwandes ab 1. September 1951 
(siehe derzeit das Finanzausgleichsgesetz 1956, 
BGBl. Nr. 153/1955). 

Die Zahl der Schulen, deren Klassen und Anzahl 
Schüler ist folgende: 

Schuljahr 
1956/57 1957/58 1958/59 

Volksschulen .... 4.430 4.426 

Hauptschulen _ .. 820 810 

Sonderschulen ... 120 113 

Insgesamt ... 5.370 5.349 

Klassen ......... 23.058 24.065 
~~~--~~~--------

Volksschüler ..... 521.123 530.646 

Hauptschüler . __ .193.492 198.832 

Sonderschüler .... 18.403 18.315 

Insgesamt. .. 733.018 747.793· 

Bei diesem Ansatz ist mit dem Betrag von 
10 Millionen Schilling die dritte (letzte) Rate 
der vom Bund zu leistenden Abfindungszahlung 
für die Aufhebung des Salzburger Schulpatronates 
veranschlagt. Die auf dem Salzburger Landes
gesetz vom 24. November 1863, LGBl. Nr. 18/ 
1864, beruhende Patronatspflicht des Bundes 
gegenüber Gemeinden des Landes Salzburg in 
der Höhe eines Viertels des Sachaufwandes der 
Volksschulen (Patronatsviertel) wurde durch das 

>:.) Bundesrechnungsabschluß. 
*<') Bundesvoranschlag. 

Salzburger 
Schulpatronat 
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Schulpatronats~Aufhebungsgesetz für das Land 
Salzburg, BGBl. Nr. 186/1957, und das in Aus
führung hiezu ergangene Salzburger Schulpatro
nats-Aufhebungsgesetz, LGBl. 92/1957, rückwir
kend mit Ende des Kalenderjahres 1956 aufge
hoben. Als Abfindung für diese Aufhebung ver
pflichtet § 5 des vorgenannten Bundesgesetzes 
den Bund zur Leistung eines Betrages v;on 
30 Millionen Schilling an das Land Salz burg, 
zahlbar in drei gleichen Teilbeträgen von je 
10 Millionen Schilling. Die beiden ersten Teil
beträge wurden bereits in den Jahren 1957 und 
1958 bezahlt, der dritte Teilbetrag ist längstens 
bis 30. April' 1959 zu zahlen. Das Land Salz
burg ist seinerseits im Sinne des im vorerwähn
ten Landesgesetz, LGBl. Nr. 92/1957, enthal
tenen Aufteilungsschlüssels verpflichtet, den ge
samten Abfindungsbetrag in drei gleichen Teil-

. beträgen an die ehemals patronatsberechtigt' ge
wesenen 100 Gemeinden für Zwecke der sach
lichen Ausgaben der von ihnen erhaltenen 
128 Volksschulen aufzuteilen. 

Volks-, Haupt
und Sonder

schulen 
(Gebarung 

nach Maßgabe 
zweckge
bundener 

Einnahmen) 

Berufs
schulen 

§ 6 a: Volks-, Haupt- und Sonderschulen. 
(Gebarung nach Maßgabe zweckgebundener 

Einnahmen). 
Sadtlidte Ausgaben Einnahmen 

Mill, S 

1957 'f) ........... . 
1958 'f':,)., ..... , ....• 
1959 *~') .......... . 

0'01 
0'02 
0'02 

0'02 
0'02 
0'02 

Die gesondert veranschlagten zweckgebundenen 
Einnahmen aus Bücherleihgebühren und Kurs
beiträgen werden für Zuschüsse zur Herausgabe 
von Lehrbüchern verwendet. 

§ 7: Gewerbliche, kaufmännische und hauswirt
schaftliche Berufsschulen und Einnahmen-§ 7 c: 
Beiträge der Länder zum Personalaufwand der 
gewerblichen, kaufmännischen und hauswirtschaft-

lichen Berufsschulen. 
Ausgaben . Einnahmen 

persönlidte sadtlidte Summe 

1957 *) ....... 103·4 0'6 
1958 *~,) ....... 1077 07 
1959 "'*) ...... 117'1 07 

Mil!. S 

104'0 
108'4 
117"8 

50'3 
56'8 
60'2 

Unterschiede Das ständige' Ansteigen der persönlichen Aus-
der Gebarung gaben ist durch die zunehmende Schüleranzahl 

1959 gegen- b d' D ch d h"h 'ch ch d' über Vorjahre e mgt. ementspre en er 0 ten S1 au 1e 
Beitragsleistungen der Länder. 

Begriff Die Berufsschulen dienen der Aufgabe, die be-
rufliche Ausbildung, die Jugendliche durch Ver
wendung als Lehrlinge in gewerblichen oder kauf
männischen Berufen erhalten, durch gleichzeitigen 
schulmäßigen Pflichtunterricht zu ergänzen Q und 
zu fördern. Alle Lehrlinge des Gewerbes, des' 
Handels und der Industrie haben je nach der 
Dauer der Lehrzeit, die in der Regel 3 bis 4 Jahre 
umfaßt, die entsprechende Berufsschule minde-

*) Bundesrechnungsabschluß. 
',*) Bundesvoranschlag. 

stens durch 3 Schuljahre zu besuchen; .sie sind 
jedoch darüber hinaus bis zum Ende der Lehr
zeit berufsschulpflichtig, sofern fachlich eingerich
tete Berufsschulen für die in Betracht kommen
den Gewerberichtungen vorhanden sind. Die Be
~ufsschule vermittelt den Lehrlingen das theo
retische und jenes ergänzende praktische Fach
wissen, dessen Aneignung ihnen die Meisterlehre 
nur selten ermöglicht. In einzelnen Bundeslän
dern besuchen die schulentlassenen Mädchen in 
Fortsetzung der Schulpflicht die hauswi~tschaft
liche Berufsschule. ' 

Die persönlichen Ausgaben der Berufsschulleh
rer werden gemäß Bundesverfassungsgesetz vom 
21. April 1948, BGBl. Nr. 88, vom Bunde be~ 
stritten, aber von den Ländern gemäß § 13 
Abs. 2 des Finanzausgleichsgesetzes 1956, BGBI. 
Nr. 153/1955, zu 50 v. H. ersetzt. Die übrigen 
persönlichen Ausgaben (z. B. Schulwarte) und die 
sachlichen Ausgaben werden im Grunde der als 
Ausfjihrungsgesetze der Bundesländer zum 
Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz, BGBI. 
Nr. 163/1955, erlassenen Landesgesetze von den 
durch das betreffende Landesgesetz berufenen 
gesetzlichen Schulerhaltern (Länder-bzw. Ge
meindeverbände oder Gemeinden) getragen. 

Für die Ausbildung 'und die notwendige Fort
bildung der Lehrer sind bei diesem Ansatz eben
falls Mittel vorgesehen. 

Die Zahl der Berufsschulen und deren Schüler 
ist folgende: 

Sdtuljahr Sdtulen Sdtüler 

1955/1956............. 321 146.958 
1956/1957............. 340 153.426 
1957/1958 ............. 399 200.000 

/ ~-.-1958 1959............. __ ..... 

§ 8: Blinden- und Taubstummenanstalten. 
Ausgaben Einnahmen 

persönlidte sachlidte Snmme 

1957 'f) ..... . 
1958 *'f) ..... . 
1959 ,,",) ..... . 

4'6 
4'6 
4'6 

1'9 
2'1 
2'0 

Mill. S 

6'5 1'5 
6'7 1'9 
6'6 17 

Unter "Blinden- und Taubstummenanstalten" 
werden die besonderen Erziehungs-, Unterrichts
und Berufsbildungseinrichtungen des Bundes für 
Blinde und Taubstumme in Wien verstanden, und 
zwar das seinerzeitige k. k. Taubstummeninstitut 
in Wien, gegründet 1779, und das k. k. Blinden
erziehungsinstitut in Wien, gegründet 1804. 

Die Zög"lingszahlen betrugen 
a) im Bundes-Blindenerziehungsinstitut: 

1956/57 ........... 92 
1957/58 ........... 85 

b) im Bundes-Taubstummeninstitut: 
1956/57 ... , ....... 227 
1957/58 ........... 214 

,.) Bundesrechnungsabschluß. 
',*) Bundesvoranschlag. 

Aufwand 

Anzahl 

BEnden- und 
Taub

stummen
anstalten 

Anstalten 

Anzahl 
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Ausstattung 

Aufgaben 

Schule 
und Beruf 

Für das Schuljahr 1958/59 ist in beiden Anstalten 
mit einer leichten Erhöhung der Zöglingszahlen 
zu rechnen, 
, Das Gebäude des Bundes-Blindenerziehungs
institutes in Wien, II" Wittelsbachstraße 5, wurde 
1945 zerbombt und ist nunmehr so weit aus
gebaut, daß im Oktober des Jahres 1958 mit der 
Wiederaufnahme des Betriebes gerechnet werden 
kann, Die Einrichtung der Kapelle, des Vortrags
saales, der Schulküche und der .Anstaltsküche 
mußte vollkommen neu erfolgen, Die Einrich
tung der übrigen Räume wird - soweit sie noch 
gebrauchsfähig ist - zunächst weiterverwendet 
werden, 

Von den unbedingt erforderlichen Einrich
tungsgegenständen findet nur ein Teil im Budget 
1958 Deckung, Es ist daher notwendig, größere 
Anschaffungen für das Budget jahr 1959 zurück
zustellen, woraus sich eine wesentliche Erhöhung 
der Anlagenkredite (siehe Titel 7 § 8 "Außer
ordentliche Gebarung") hiefür ergeben sollte, 

Im Jahre 1959 ist mit einer Intensivierung der 
Lehrfortbildung in Form von Arbeitsgemein
schaften, Tagungen und Schulbesuchen zu rech
n'en, Im Blindenwesen ist über einen modernen 
Organisations- und Bildungsplan zu bera~en, Für 
die Berufsbildungseinrichtungen sind entspre
chende Lehrpläne und Prüfungsordnungen zu 
erstellen, Im Taubstummenbildungswesen wären 
insbesondere die Probleme der Ausnutzung des 
Restgehöres für die Sprachanbildung zu disku
tieren, Auf beiden Gebieten ist nach einer be
friedigenden Lösung der Arbeitsplatzbeschaffung 
und der Vorsorge für nur teilweise Arbeitsfähige 
zu suchen, 

§ 9: Schule und Beruf, 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 
Mill, S 

1957 *)", 1'0 - 1'0 0'5 
19_58'f~-)""", 1'3 1'3 07 
1959**)""", 0'9 1'3 2'2 0'3 

d
UntGerschb iede Die persönlichen Ausgaben waren in den Vor-
er e arung , h b' d M' 1 ch 1 1959 gegen- Ja ren' el en" itte s u en" und "Volks-, 

über Vorjahre Haupt- und Sonderschulen" mitveranschlagt ge-
we~en, 

Aufgaben Der Aufgabenbereich der Abteilung "Schule 
und Beruf" umfaßt die staatlichen Maßnahmen 
z'!r Erleichterung der Berufswunschbildung und 
die Vorsorge für eine in persönlicher und sach
licher Hinsicht richtige Vorbereitung auf die Be
rufswahl, 

ferner die staatlichen Maßnahmen des Päd
agogisch-psychologischen Dienstes", wie di:' Ein
richtung und Führung von Beratungsstellen bei 
Fällen von Lern- und Erziehungsschwierigkeiten, 
die Vorsorge für die Feststellung der Schulreife 

*) Bundesrechnungsabschluß, 
**) Bundesvoranschlag, 

und der, Eignung zum BesuCh bestimmter Schul
typen, 

schließlich die staatlichen Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Führung von Tagesschulheimen und 
die Lenkung der Bestrebungen zu einer Koordi~ 
nierung des privaten Internatswesens, -

und endlich die staatlichen Maßnahmen für 
eine entsprechende Schulung und Fortbildung 
der Lehrerschaft aller Schultypen auf dem Ge
biete der Pädagogischen Psychologie, 

Die Durchführung dieses Aufgabengebietes er
folgt durch Arbeitswochen der Landesreferenten 
für "Schule und Beruf" zum Zwecke der Koordi
nierung der Arbeit in den einzelnen Bundes
ländern sowie durch Veranstaltungen auf dem 
Gebiete der Lehrerfortbildung und durch auf
klärende Vorträge vor Eltern und Lehrern, 

Der Durchführung der Aufgaben dient ferner 
eine Reihe von Druckwerken, die als Arbeits- , 
unterlage für die Lehrer bereitgestellt werden 
müssen, Ebenso gehört hieher die Entwicklung 
und Drucklegung entsprechender Prüfungs- und 
überprüfungs- sowie Erprobungsaufgaben (etwa 
im Sinne der Tests amerikanischer Prägung), 

Die Arbeit erfordert auch eine Reihe fördern
der Maßnahmen, so zum Beispiel die Subventio
nierung einschlägiger wissenschaftlicher Arbeiten, 
die Förderung des Ausbaues 'Von Beratungsstellen 
seitens der Länder und Gemeinden, die Sub
ventionierung von Beratungsstellen seitens öf
fentlicher und privater wissenschaftlicher Ein
richtungen, die Förderung der Errichtung von 
Tagesschulheimen usw, 

Das Kerngebiet der Arbeit umfaßt jedoch die 
unter' die sonstigen Aufwendungen fallenden 
Maßnahmen zur Bereitstellung des als Lehrmittel 
und Unterrichts mittel in Verwendung stehen. 
den berufskundlichen Materials (Schrifttum- und 
Anschauungsmittel), die. Durchführung berufs
kundlicher Führungen und Maturantenwochen 
die Vorbereitung und Durchführung von Eig~ 
nungsuntersuchungen und Aufnahmeverfahren 
sowie die Heranbildung von geeigneten Lehrern 
an Pflicht- und Mittelschulen als Ausbildungs
beziehungsweise Studienberater, 

Zu den weiteren Aufgabengebieten der Ab
teilung gehört' es, in allen Fragen der Berufs
beratung und Berufslenkung für eine zweckent
sprechende Zusammenarbeit mit dem Bundes
ministerium für soziale Verwaltung Sorge zu 
tragen, 

§ 9 a: Schule und Beruf (Gebarung nach 
Maßgabe zweckgebundener Einnahmen), 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Mil!. S 

1957 *,."""""", 
1958'f ':-, , , , . , • , , , , , , , , 

1959 'f-, """,.""" 

'f) Bundesrechnungsabschluß, 
**) Bundesvoranschlag, 

0'3 
1'5 
0'8 

0'3 
0'2 
0'8 

Schule 
und Beruf 
(Gebarung 

nach Maßgabe 
zweck

gebundener 
Einnahmen) 
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Volks
bildungs

wesen 

Als Gebarungen nach Maßgabe zweckgebunde
ner Einnahmen sind die Beiträge für Aufnahme
untersuchungen und die daraus zu bedeckenden 
Kosten dieser Untersuchungen veranschlagt, 

Ti tel 4: V 0 I k s b i I dun g s wes e n, 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 
Mill.S 

1957 *), .. ,."., 1'3 10'2 11'5 0'1 
1958 **) .. ",.", 1'3 13'8 15'1 0'1 
1959**), .. ' .... ,. 1'4 14'2 15'6 0'0 

Unterschiede Die höheren sachlichen Ausgaben im Jahre 
gegen- 1958 und 1959 haben ihre Ursame in der Besser-

über Vorjahre dotierung der Förderungskredite. 
Org.anisa- Die allgemeinen Angelegenheiten der Kultur-

tlOn pflege und gegenwartsnahen Volksbildung wer
den im Bundesministerium für Unterrimt be

'arbeitet, Dem Bundesministerium für Unterrimt 
sind auf dem Gebiete des Volksbildungswesens 
die Bundesstaatlichen Volksbildungsreferenten in 
den einzelnen Bundesländern nachgeot:.dnet, Der 
Aufwand der nachgeordneten Dienststellen (Bun
desstaatliche Volksbildungsreferenten) mit ihren 
bundeseigenen Büchereistellen ist unter diesem 
Titel veranschlagt, 

Förderungs. Aus den Förderungskrediten werden Subven-
ausgaben tionen für Volkshochschulen, Volksbüchereien, 

Bildungswerke, Bildungsheime und ähnlime 
volksbildnerisme Einrichtungen gewährt. Es sind 
dies Ausgaben freiwilliger Art, die nicht auf einer 
gesetzlichen Verpflichtung beruhen. Bei dieser 
Förderung ist zu bemerken, daß die einzelnen 
Völksbildungseinrichtungen in den letzten Jah
ren eine große Ausdehnung erfahren haben und 
sich heute engmaschig auf das gesamte Bundes
gebiet erstrecken, so daß immer größere Mittel 
hiefür aufgewendet werden müssen. 

Im Rahmen der Förderungskredite wurde' seit 
1956 auch die übernahme des Zinsen- und Til
gungsdienstes für ein Darlehen von 2'4 Millionen 
Schilling veranschlagt, das der Verband öster
reichischer Volkshochschulen zum Ankauf und 
zur Einrichtung seines Volksbildungsheimes Rief 
bei Salzburg aufgenommen hat, 

Volks- Ti tel 4 a: V 0 I k s b i I dun g s wes e n (Ge-
bildungs- barung nach Maßgabe zweckgebundener Ein-
w~en h ) '<Gebarung na men, 

nach Maß
gabe zweck
gebundener 
Einnahmen) 

Ausgaben 
persönliche sachliche Summe 

Einnahmen 

Mill. S 

1957 *), , . , ... 0'02 0'27 0'29 0'28 

1958 **)" ... " 0'02 0'28 0'30 0'30 

1959 **).,"'" 0'02 0'28 0'30 0'30 

Da seit. der Schaffung des Kulturbudgets im 
Jahre 1955 vom Bundesministerium für Unter
richt namhafte Beträge für die Subventionierung 
der Volksbüchereien flüssiggemamt werden, wen
den sich in immer größerem Maße Gemeinde-

*) Bundesrechnungsahschluß, 
*,:.) Bundesvoranschlag, 

büchereien an die bei den Bundesstaatlichen 
Volksbildungsreferenten . bestehenden Bücherei
stellen um Rat und Hilfe bei der Auswahl und 
beim Ankauf von Büchern, insbesondere aber 
auch von Büchereimaterialien (Karteimaterial, 
Einbanddecken, Auswahlkataloge usw.). Die 
BüchereisteIlen kommen diesen auf freiwilliger 
ßasis erfolgenden Wünschen soweit als möglich 
nach und unterstützen die oft sehr kleinen 
Volksbüchereien in ihrer Arbeit, Insbesondere 
werden Bücher und Büchereimaterialien - immer 
natürlich auf ausdrücklichen und freiwilligen 
Wunsch der Volksbümereien - angekauft, 

Die Gebarung aus dieser Betreuung wird bei 
diesem Ansatz veranschlagt. 

T i tel 4 b: V 0 I k s b i I dun g s wes e n (Be
triebsähnliche Verwaltungszweige), 

1957 *) .. , . , . '. 

1958 **) "." .. 

1959 **) ...... 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

0'04 
0'02 
0'04 

MiU. S 

0'25 
0'26 
0'24 

0'29 0'28 
0'28 0'28 
0'28 0'28 

Im Bundesstaatlichen Volksbildu~gsheim Sankt 
Wolfgang finden alljährlich je zwei dreimonatige 
Kurse für Bauernburschen und Bauernmädchen 
statt, In diesen Kursen wird besonders auf einen 
nachschulischen Bildungserwerb unter dem As
pekt volksbildnerischer und staatsbürgerlicher Er
ziehung Wert gelegt, Die Teilnehmer stammen 
meist aus kleinbäuerlichen Verhältnissen, Wäh
rend der übrigen Zeit finden im Bundesstaat
lichen Votksbildungsheim volks bildnerische Ver
anstaltungen verschiedenster Art statt (Veranstal
tungen des Bundesministeriums für Unterricht, 
Volksbildnertagungen, Seminare zur' Schulung 
von Volksbildnern und ähnliche), Außerdem fin
den während der Sommermonate die Kurse der' 
Sommerhochschule der Universität Wien in die
sem Heim statt, 

T i tel 5: J u gen d f ö r der u n g, 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 
Mill.S 

1957 *) , , , , , , 0'4 2'6 3'0 0'0 

1958 *'~) . , , , , , 0'4 2'8 3'2 

1959 **)".". 0'5 3'5 4'0 0'0 

Volks
bildungs

wesen 
(Betriebs
ähnliche 

Verwaltungs
zweige) 

Jugend
'förderung 

Trotz der übersteIlung der Anlagenkredite Unterschiede 
in die außerordentliche Gebarung (Titel 7 § 10) der Gebarung 
sind die sachlichen Ausgaben bedeutend erhöht, .. 1959 ge&en
bedingt durch Steigerung der Förderungskredite, uber Vorjahre 

Die staatlime Jugendförderung im Rahmen Gebarung 
dieses Kredites dient der außerschulischen Er-

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 
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ziehung und Bildung der Jugend, beispielsweise 
der Förderung der Jugendverbände, des öster
reichischen Bundes-Jugendringes usw" sowie ver
schiedenen Aktionen des Bundesministerium für 
Unterricht, im besonderen der Aktion der staats
bürgerlichen Jugenderzieh~ng "österreichs 
Jugend lernt ihre Bundeshauptstadt kennen" 
und der Durchführung des "österreichischen 
J ugendsingens", 

Jugend, der Förderung' der außerschulischen 
Leibeserziehung, den Lehrgängen der Sportver
bände in den Bundesländern und den Sport
übungsstättenbau zugute, 

Bei den Förderungskrediten ist für die, 
Vorbereitung der Olympischen Winterspiele 1964 
in Innsbruck ein Betrag von 10 Millionen Schil
ling eingesetzt, 

Jugend
förderung 
(Gebarung 
nach Maß-

Ti t el 6 a: S p 0 rtf ö r der u n g (Gebarung 
Ti tel 5 a: J u ge n d f ö r der u n g (Gebarung nach Maßgabe zweckgebundener Einnahmen), 

Sport
förderung 
(Gebarung 
nach Maß-nach Maßgabe zweckgebundener Einnahmen), Sachliche Ausgaben Einnahmen 

gabe zweck
gebundener 
Einnahmen) 1957 *) , , , , , , 

1958 ~,*) . , , . , , 
1959 *~,) , , , , , , 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

Mil1.S 

0'3 4'1 4'4 4'6 
0'3 2'1 2'4 2'4 
0'3 2'8 3'1 3'1 

Unterschiede Die Ausgaben wurden 1958 und 1959 nied
der Gebarung riger veranschlagt als 1957, weil mit geringeren 
.. 1959 ge~en- Einnahmen gerechnet wird, 
uber Vorjahre 

Gebarung Bei diesem Titel gelangt die Gebarung aus der 

Sport
förderung 

Herausgabe des Jugendinformationsdienstes sowie 
die Gebarung der Jugendschriftenkommission 
und verschiedene Aktionen zur Veranschlagung, 

Ti tel 6: S p 0 r tf ö r der u n g, 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

Mill. S 

1957 *) . , . , , , , . 1'0 13'8 14'8 0'5 
1958 "") , , , , , , , , 1'7 10'4 12'1 0'5 
1959 ;'*) ..... , ., 2'0 14'6 16'6 0'2 

Unterschiede Die höheren persönlichen Ausgaben sind 
der Gebarung auf Personalverme~rung zurückzuführen, 
.. ~959Je~eh- Die sachlichen Mehrausgaben sind trotz Ober
u er orJa re stellung der Anlagenkredite in die außerordent-

Gebarung 

liche Gebarung (Titel 7 § 11; 5 Millionen Schil
ling) dadurch bedingt, daß für 1959 die 1. Rate 
für die Kosten der Olympischen Winterspiele 
1964 in Innsbruck vorgesehen wurde (10 Mil
lionen Schilling), 

1957 .*)""""", 
1958 **) , , , , , , , : , , , 

1959 **) "",."", 

0'0 
0'2 
0'4 

Mil1.S 

0'0 
0'2 
0'4 

gabe zweck
gebundener 
Einnahmen) 

Im Jahre 1957 wurde kein Jahrbuch heraus- Unterschiede 
gegeben. Dieses soll 1959 erscheinen, der Gebarung 

Bei diesem Titel werden die Ausgaben und Ein
nahmen aus der Herausgabe eines Sport jahrbuches 
veranschlagt, 

Ti tel 6 b: S p 0 r tf ö r der u n g (Betriebsähn
liche Verwaltungs zweige), 

Ausgaben 
persönliche sachliche Summe 

Mil1.S 

Einnahmen 

1957 ~,) , , , , , , , , 1'8 3'9 5'7 5'8 
1958 ~'*), , , , , , , . 1'4 3'1 4'5 4',5 

1959 **)"".", 1'8 3"4 5'2 5'2 

Gebarung 

Sport
förderung 
(Betriebs
ähnliche 

Verwaltungs
zweige) 

Die Ausgaben 1958 und 1959 sind niedriger Unterschiede 
veranschlagt als 1957, weil die Einnahmen nied- der Gebarung 

. riger geschätzt wurden. ..1959 ge~en
uQer Vorjahre 

Derzeit bestehen folgende 
und Sportübungsstätten: 1) 

Bundessportheime Institutionen 

Bundessportschule Schielleiten in Steiermark . 

Bundessportschule Obertraun in Oberösterreich, 

Bundessportschule Spitzerberg in Niederöster
reich, 

Bundessportheim Hintermoos in Salzburg. 
Bundessportheim Krippenbrunn in Oberöster

reich (Dachstein). 

Bundessportheim und Alpine Forschungsstelle der 
Universität Innsbruck in Obergurgl (Tirol). 

Bundessportheim Wien, IH., Blattgasse 6 (Sitz 
der österreichischen Sportorganisation, des 
Bundessportrates und Bundessportfachrates). 

Bei diesem Titel sind der Aufwand der Bun
dessportverwaltung, die Kosten für die Errich
tung und Einrichtung von Sportheimen, Sport
schulen und Sportplätzen sowie Aufwendungen 
für Lehrgangsverwaltungen, sportärztliche 
Dienststellen, für Bundessportrat und Bundes
sportfachrat, für Sportarchiv und Sportliteratur, 
Sportlichtbildarchiv, Sportwerbe- und Aus~ Bundesstadion Liebenau-Graz in Steiermark. 

,Förderungs
ausgaben 

stellungsmaterial veranschlagt. Für ,den Sport- und Schulungsbetrieb in Bad 
Die Förderungsausgaben kommen besonders Hofgastein stehen keine hundeseigenen Objekte 

der Förderung der sportlichen Ausbildung der 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

1) Siehe die Beilage E. 
*) Bundesrechnungsabschluß, 

**} Bundesvoranschlag. 
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Kapitel 12 73 

zur Verfügung, sodaß die Kursteilnehmer in an
gemieteten Objekten untergebracht werden 
müssen. 

Für das geplante Bundessportheim am Faaker
see in Kärnten stehen vorläufig nur die erforder
lichen Grundstücke zur Verfügung und werden 
als Jugend-Campingplatz verwendet. 

Diese Einrichtungen dienen für die Aus- und 
Fortbildung der Jugend und der Mitglieder 
der Sportverbände in den einzelnen Sportzwei
gen. 

Außerdem wird bei diesem An'satz auch die 
Gebarung aus der zentralen Verwaltung der Bun
des sport- -und Schulungsheime verrechnet. 

Titel 7: Außerordentliche 
Ge ba ru ng. 

Samlime Ausgaben 
Mill. S 

81·2 

Die Investitionen und investitionsähnlichen 
Ausgaben für den Bereich "Unterricht" sind im 
Voranschlag gemeinsam beim Titel 7 veran
schlagt. Für die Hochschulen und wissenschaft
lichen Anstalten sind 38·1 Millionen Schilling, 
für die mittleren Lehranstalten 37"8 Millionen 
Schilling und für die Sport- und Jugendförde
rung 5·1 Millionen Schilling vorgesehen. 

**) Bundesvoranschlag. 

Außer
ordentliche 
Gebarung 
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Bildende 
Künste 

Unterschiede 
der Erforder

nisse 1959 
gegenüber 
Vorjahre 

Gebarung 

Gesetzliche 
Grundlagen 

Akademie 
der 

bildenden 
Künste 

Akademie 
für 

angewandte 
Kunst 

HörerzahJ 

Lehrkanzeln 

74 Kapitel 13 

Kapitel 13 "Kunst". 
T i tel 1: B i 1 den d e K ü n s t e. 

Ausg~ben' Einnahmen 
persönliche sachliche Summe . 

1957 *) ....... . 
1958 **) ....... . 
1959 **) ....... . 

MiIl.S 

7'3 4'1 11'4 
7'8 47 12'5 
6'1 57 11'8 

0'1 
0'1 
0'1 

Einem Mehrerfordernis an persönlichen Aus
gaben infolge Ansteigens der Hörerzahlen und 
der notwendigen Einführung besonderer, neuer 

_Lehrfächer-stehen Minderausgaben aus der 
Oberstellung des Aufwandes für Lehrbeauftragte 
zu den sachlichen Ausgaben gegenüber. 

Die Erhöhung der sachlichen Ausgaben hat 
ihre Ursache in der ObersteIlung des Aufwandes 
für Lehrbeauftragte in den Sachaufwand. 

Bei diesem Titel werden vor allem der Auf
wand für die Akademie der bildenden Künste 
in Wien, für die Akademie für angewandte Kunst 
in Wien und die Förderungsausgaben auf dem 
Gebiete der bildenden Kunst veranschlagt. 

Gesetzliche Grundlagen: 
Kunstakademiegesetz, BGBl. Nr. 168/1948, 

in der Fassung BGBl. Nr. 61/1953 und 177/ 
1954, und Organisationsstatut der Akademie für 
angewandte . Kunst, BGBl. Nr. 241/1949 in der 
Fassung BGBl. Nr. 17/1956, betreffend die Aka
demie für angewandte Kunst in Wien; das Aka
demie-Organisationsgesetz, BGBl. Nr. 237/1955, 
betrifft die Akademie der bildenden Künste in 
Wien. 

Die Akademie der bildenden Künste wurde 
1692 gegründet. An ihr werden folgende Fächer 
gelehrt: Malerei, Graphik, Bildhauerei, Medail
leurkunst, Architektur, Bühnenbildnerei, Kon
servierung und Technologie, KUnsterziehung. 

Die Akademie für angewandte Kunst wurde 
1867 gegründet .. An ihr werden folgende Fächer 
gelehrt: Malerei, Graphik und Gebrauchs
graphik, Schrift- und Buchgestaltung, Bild
hauerei, Architektur, Bühnenbildnerei und 
Raumgestaltung, . Kunsthandwerk und indu
strielle Formgebung, Mode und Textilarbeiten. 

Die Hörerzahlen der beiden Akademien be
trugen in den Wintersemestern: 

1937/38 1955/56 1956/57 1957/58 

Akademie der bildenden 
Künste . ~ . . . . . . . . . 252 376 371 471 

Akademie für angewand-
te Kunst .......... 418 420 454 271 

An der Akademie der bildenden Künste sind 
im Dienstpos·tenplan 1959 vorgesehen: 8 or
dentliche und 8 außerordentliche Lehrkanzeln 
und 6 AssistentensteIlen. 

*) Bundesrechnungsabschluß . 
.... ) Bundesvoranschlag. 

An der Akademie für angewandte Kunst sind 
im Dienstpostenplan 1959 vorgesehen: 3 or
dentliche und 5 auß.erordentliche Lehrkanzeln 
und 10 Stellen für Bundeslehrer (L 1). 

Bei den Förderungsausgaben wird im Jahre Förderungs-
1959 nach Möglichkeit zu berücksichtigen sein: ausgaben 

1. Die -Förderung der bedeutenden Vereini-
gungen bildender Künstler in österreich. 

2. Die Beteiligung österreichs an repräsentati
ven internationalen Ausstellungen wie auch die 
Veranstaltung eigener österrei,chischer Kunst
ausstellungen im Ausland, die Vorbereitung re
präsentativer Ausstellungen in Ländern, die kul
turpolitisch von besonderer Bedeutung sind. 

3. Die Veranstaltung repräsentativer Auslands
ausstellungen im Inland. 

4. Die Verleihung der Staatspreise. 

5. Die Ankäufe und Aufträge des Bundes
ministeriums für Unterricht. 

6. Die Nachwuchsförderung sowie - auch bei 
reiferen Künstlern - die Gewährung von Ar
beits- und Reisestipendien, die für ihr Schaffen 
von besonderer Bedeutung sind. 

7. Die Gewährung von Stipendien, außer
ordentlichen Studienbeihilfen und Abgangs
preisen an die Studierenden bei der Akademien. 
Sie erfolgt auf freiwilliger Basis nach den von 
den Akademien unterbreiteten Vorschlägen. 

Die Ehrengaben an verdiente Künstler sind 
ab 1959 bei den sonstigen Aufwandskrediten 
veranschlagt. 

Ti tella: Bi I den d e K ü n s te (Gebarung 
nach Maßgabe zweckgebundener Einnahmen). 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

Mill. S 

1957 *) .... 0'0 0'1 0'1 0'1 

1958 *'~) ........ 0'0 0'1 0'1 0'1 

1959 '~*) ........ 0'0 0'1 0'1 0'1 

Gemäß der Erlässe des Bundesministeriums für 
Unterricht, ZZl. 42.447/1947, 11.474-11/5/1950 
und 2.215-II15/1947, stehen 'Anteile der Kol
legien- und Unterrichtsgelder sowie gewisse 
Taxen den Hochschullehrkräften zu. 

Die Aufwandsbeiträge der Studierenden sind 
auf Grund des Erlasses des Bundesministeriums 
für Unterricht, Zl. 41.696-11/5/1956, anteil
mäßig für Unterrichtserfordernisse zu ver
wenden. 

Außerdem sind die Einnahmen aus Ausstellun
gen und sonstigen Veranstaltungen sowie aus der 
Versuchsanstalt zweckgebunden. 

") Bundesrechnungsabschluß. 
..-*) Bundesvoranschlag. 

Ehrengaben 

Bildende 
Künste 

(Gebarung 
nach Maß

gabe zweck
gebundener 
Einnahmen) 
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Ti t e 12: Mus i k und dar s tell end e Oper, Solo und Chorgesang, Musiktheorie und 
K uns t. Musikgeschichte, Musikerziehung, Kirchenmusik, 

Ausgaben Einnahmen Tanz und Rhythmik, Schauspiel und Regie. Der-
persönliche saduiche Summe zeit Ieisten das Land und die Stadt Salz burg auf 

Mill. S 
1957 *) ....• 12'6 25'2 37'8 2"7 Grund vo.n ~erträgenchan dden Bund einen Bei-

. . trag von Je emem Se stel es Gebarungsabgan-
1958 **) ..... 12'4 27'5 399 29 ges, der im Bundeshaushalt bei Titel 2 des Ka-
1959 **) ..... 12'1 36'2 48'3 2'9 I pitels 13 vereinnahmt wird. 

Unterschiede Einem Mehrerfordernis bei den persönlichen d I~ DienstPdostenlplan 1959 sind für beide -":ka
des. Erforder- Ausgaben infolge Ansteigens der Hörerz hlenemlen 6 oe ent lche und 11 außerordentlIche 

msses 1959 steht ein Mindererfordernis aus der überste~lung Lehrkanzeln und 25 Stellen für Bundeslehrer 
gegenüber d A f d f" L h b f d ch (L 1) vorgesehen. Vorjahre es u wan es ur e r eau tragte zu en sa -

lichen Ausgaben gegenüber. Die Hörerzahlen der beiden Akademien be-
Die sachlichen Mehrausgaben sind ebenfalls trugen in den Wintersemestern 

Gebarung 

überwiegend auf die übersteHung des Aufwandes 
für Lehrbeauftragte in den Sachaufwand sowie auf 
die Erhöhung der Förderungskredite auf dem Ge
biete der Musik und darstellenden Kunst zurück
zuführen. 

Bei diesem Ansatz wird der Aufwand der 
Akademie für Musik und darstellende Kunst in 
Wien, der Akademie für Musik und darstellende 
Kunst "Mozarteum" in Salzburg und der Hof
musikkapelle veranschlagt. 

Weiters ist bei diesem Titel unter den gesetz
lichen Verpflichtungen der Bundesbeitrag für den 
Salzburger Festspielfonds mit 4,920.000 Schilling 
V'Cranschlagt; nach dem Bundesgesetz vom 
12. Juli 1950, BGBL Nr. 147, ist der Bund ver
pflichtet, 40 v. H. des Abgang~s zu übernehmen. 

Gesetzliche Für beide Akademien: das Kunstakademie
Grundlagen gesetz, BGBL Nr. )68/1948, in der Fassung 

BGB1. Nr. 61/1953 und 177/1954, außerdem für 
die Akademie für Musik und darstellende Kunst 
in Wien das Organisationsstatut BGBL Nr. 240/ 
1949 in der Fassung BGBL Nr. 2/1956 und für 
die Akademie für Musik und darstellende Kunst 
"Mozarteum" in Salzburg das Organisations
statut BGBl. Nr. 3/1956. 

Akademie 
für Musik 

und 
darstellende 

Kunst 

Mozarteum 

Die Akademie für Musik und darstellende 
Kunst in Wien wurde im Jahre 181.9 gegründet 
und ist seit 1909 staatliche Lehranstalt. Sie um
faßt 9 Abteilungen und .zwar für: Musiktheorie 
und Kapellmeisterausbildung, Tasteninstrumente, 
Saiteninstrumente, Blasinstrumente und Schlag
werk, Sologesang und Opernausbildung, Musik
erziehung, Kirchenmusik, Tanz, Schauspiel und 
Regie ("Max Reinhardt-Seminar" in Schön
brunn). Neben diesen 9 Abteilungen wird noch 
ein Film-Sonderlehrgang geführt. 

Die Akademie für Musik und darstellende 
Kunst "Mozarteum" in Salzburg besteht als 
Musiklehranstalt seit 1840 und wurde durch das 
Bundesgesetz vom 20. Mai 1953, BGBL Nr. 61, 
mit Wirkung vom 1. Juni 1953 verbundlicht. 
Sie umfaßt 12 Abteilungen und zwar für: Ka
pellmeisterausbildung, Tasteninstrumente, Saiten
instrumente, Blasinstrumente und Schlagwerk, 

*) BundesredlDungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Akademie für Musik und 
darstellende Kunst in 
Wien ............ . 

Akademie für Musik und 
darstellende Kunst 
"Mozarteum" in Salz-
burg ............ . 

1937/38 

997 

383 

1956/57 1957/58 

1482 1013 

205 375 

Im Wintersemester 1958/59 erfuhr der Hörer
stand der Salzburger Musikakademie allein durch 
Studierende aus den USA eine weitere Erhöhung 
um über 100 Hörer. . 

Die Hofmusikkapelle beruht auf einer Grün
dung Kaiser Maximilians I. im' Jahre 1498 
und wurde im Jahre 1945 als bundeseigene Insti
tution von der Republik österreich rücküber
nommen. Ihr obliegt die Pflege der Kirchenmusik 
unter besonderer Berücksichtigung der öster
reichischen Tonkunst; insbesondere ist ihr die 
traditionsgemäße Pflege der Renaissance-, der 
Barock-, der klassischen und der romaritischen 
Kirchenmusik anvertraut. Sie besorgt die 
Kirchenmusik in der Wiener Hofburgkapelle und 
veranstaltet kirchenmusikalisme Konzerte in 
Wien und in den anderen Bundesländern sowie 
im Auslande. Das künstlerische Personal ist aus 
dem Stand des Staatsopernorchesters und des 
Staatsopernchores entnommen. Die Sopran- und 
Altstimmen werden von einem Knabenchor der 
Wiener Sängerknaben bestritten. Die Hofmusik
kapelle ist eine dem Bundesministerium für 
Unterricht unmittelbar nachgeordnete Dienst
stelle. 

Die Förderungsausgaben betreffen Stipendien 
an Studierende sowie Subventionen auf dem Ge
biet der Musik und darstellenden Kunst, insbeson
dere an die Landes- und Stadttheater, die Privat
theater, Konzertvereinigungen und Orchester. 

Weiter gewährt das Bundesministerium für 
Unterricht Staatspreise. 

Bezüglich Nachwuchsförderung, Reise- und 
Arbeitsstipendien gilt das gleiche wie bei der 
bildenden Kunst (siehe Seite 74 rechte Spalte). 

Dienstposten 

G 

Hörerzahl 

Hofmusik
kapelle 

Förderungs
ausgaben 
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76 Kapitel 13 

Ehrengaben Die Ehrengaben an verdiente Künstler sind 

Musik und 
darstellende 

Kunst 
(Gebarung 
nach Maß

gabe zweck-
gebundener 
Einnahmen) 

Museal
wesen 

ab 1959 bei den sonstigen Aufwandskrediten 
veranschlagt. 

T i tel 2 a: Mus i k und dar s tell end e 
Ku n s t (Gebarung nach Maßgabe zweckgebun

, dener Einnahmen). 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 

1957 '~)....... 0'1 
1958 '~::-). .. .. .. 0'1 
1959 *'~). . . . . .. 0'1 

, MiU. S 

1'1 
1'1 
1'2 

1'2 
1'2 
1'3 

1'2 
1'2 
1'3 

Zufolge der bei Titel 1 a aufgezeigten Erlässe 
des Bundesministeriums für Unterricht stehen 
Anteile der Taxen den Hochschullehrkräften zu. 

Außerdem sind die Einnahmen aus Veranstal
tungen und dem Drucksortenverkauf zweck
gebunden. 

T i tel 3: Mus e a 1 wes e n. 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

1957 *) ....... 13'6 
1958 **) ....... 15'0 
1959 **).... . .. 14'5 

Mill. S 

5'6 19'2 
6'4 21'4 
3'8 18'3 

0'8 
0'8 
1'1 

Unterschiede Die höhere Veranschlagung der, persönlichen 
de~ Erforder- Ausgaben im Jahre 1958 hatte ihre Ursache in 

filsses 1959 
gegenüber einer zu hohen Veranschlagung. Der Kredit 
Vorjahre konnte daher für 1959 trotz Personalvermeh-

rung gesenkt werden. 
Die sachlichen Minderausgaben sind durch die 

übersteIlung der Anlagenkredite in die außer
,ordentliche Gebarung (Titel 13 § 3; 2'6 Millio
. nen Schilling) bedingt. 

Gebarung Aus den Förderungskrediten sind Subventio-
nen für Museen vorgesehen, die nicht dem 
Bunde gehören. 

Für das Museum im Augarten (Ambrosi
Museum), dessen Eröffnung erst im Jahre 1962 
geplant ist, ist bereits jetzt bei den Aufwands
krediten unter Post 35 mit S 97.000 (1958 mit 
S 137.000) finanziell vorgesorgt. Ebenso sind 
für das österreichische Museum für Volkskunde 
und für Schloß Ambras Beträge bei den sonsti-' 
gen Aufwandskrediten bereitgestellt. 

Beim Titel 3 wird die Gebarung der folgen
den 7 Museen zusammengefaßt: 

'Kunst- 1. Das K uns t his tor i s c h eMu s e u m 
historisches enthält: 

Museum 
a) die Bundessammlung von Münzen,Medaillen 

und Geldzeichen, 
b) die Antikensammlung, 

c) die ägyptisch-orientalische Sammlung, 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

d) die S.ammlun,g für Plastik und Kunst-
gewerbe, 

e) die Gemäldeg,alerie, 
f) die Waffensammlung, 
g) die Wagenburg in Schönbrunn und das 

Mon turdep,ot, 
h) die Gobelins1ammlung, 
i) die geistliche und weltliche Schatzkammer, 
k) die Sammlung alter Musikinstrumente, 
1) das Museum österreichischer Kultur. , 

Die Sammlungen sind an drei Orten (Kunst
historisches Museum, Hofburg und Schloß Schön
brunn) untergebracht. 

m) Seit Jänner 1953 sind dem Kunsthistori
schen Museum die Sammlungen auf Schloß 
Ambras, Tirol, angegliedert. Sie umfassen 
Bilder, Möbel, Waffen, kunstgewerbliche 
Objekte und Raritäten. 

2. Das N a t u r his tor i s ehe Mus e u m 
umfaßt die zoologische, botanische, mineralogisch
petrographische, geologisch-paläontologische, an
thropologische und prähistorische Sammlung. 

Alle Sammlungen verfügen außer den Schau
sammlungen über einen umfangreichen wissen
schaftlichen Apparat und über zum Teil sehr 
umfa:ssende Fachbibliotheken. 

3. Das Mus eu m für V ö 1 k e r ku n d e. 
Dieses war ursprünglich ein Teil des Natur
historischen Museums und wurde 1926 zu einem 
selbständigen Museum ausgebaut. Es besitzt wert
volle, zum Teil einzigartige Sammlungen auf den 
Gebieten der Ethnographie, Ethnologie und 
Anthropologie aus allen Ländern der Erde, ins
besondere aus dem alten Amerika, und eine 
zirka 70.000 Bände zählende Fachbibliothek. 

4. Die ö s te r r e ich i s c h e G ale r i e 
wurde zu einem "Museum der österreichischen 
Kunst" umgestaltet und umfaßt folgende drei 
Teile: 

a) "Museum mittelalterlicher österreichischer 
Kunst" in der Orangerie (November 1953 
eröffnet). 

b) "österreichisches Barockmuseum" im Un
teren Belvedere (1952 eröffnet). 

c) "österreichischeGalerie des 19. und 20.Jahr
hunderts" im Oberen Belvedere (1954 eröffnet). 

5, Die Graphische Sammlung Al
be r tin a (nach ihrem Gründer, Herzog 
Albert von Sad1sen-Teschen, einem Schwieger

-sohn Maria Theresias, benannt) ist die be
rühmteste und umfangreichste Sammlung vpn 
Handzeichnungen, Min.iaturen und Druck
graphiken (Kupferstiche, S,oahlstiche, Holzschl1'itte, 
Plakate usw.) der Welt. Sie enthält eine umfang
reiche Handbibliothek und viele kostbare illu
strierte Werke. Sie entfaltet eine rege Ausstel-

Natur
historisches 

Museum 

Museum für 
Völkerkunde 

Oster
reichische 
Galerie 

Albertina 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)352 von 614

www.parlament.gv.at



Öster_ 
reichisches 
Museum 

für 
an gewandte 

Kunst 

Osterr, 
Museum 

für 
Volkskunde 

Besucher 

Musealwesen 
(Gebarung 
nach Maß

gabe zweck
gebundener 
Einnahmen) 

Denkmal
pflege 

Unterschiede 
des Erforder

nisses 1959 
gegenüber 
Vorjahre 

Kapitel 13 77 

lungstätigkeit und sammelt auch Handzeich
nungen und Graphiken lebender Künstler des 
In- und Auslandes, 

6, Das 0 s t e r r eie his ehe Mus e u m 
für a n g e w a n d t e K uns t, Es enthält wert
volle Sammlungen aus allen Zweigen des Kunst
handwerks, insbesondere eine kostbare Textilien
und Teppichsammlung und eine umfangreiche 
kunstgewerbliche Fachbibliothek, Es fördert das 
kunstgewerbliche Schaffen durch Schaustellungen, 
Vorträge, Kurse und Veröffentlichungen, 

(Titel 13 § 4) überstellt, wodurch sich Minder
ausgabengegenüber dem Vorjahr ergeben, 

Hier sind vor allem die Mittel für das Bundes
denkmalamt in Wien veranschlagt, Dieses hat als 
Zentralbehfude .di·e Aufg;ahe, die Denkmalpfl.eg;e 
im g;anzen Bun.doe~gebiet (durch Landeskonserva
toren in den Landeshauptstädten) wahrzunehmen, 

Die Förderungskredite dienen für Subven
tionen für die Wiederherstellung von Kunst
denkmälern, die sich nicht im Eigentum des Bun
des befinden, 

Aufgaben 

Förderungs
ausgaben 

7, Das österreichische Mus eu m für Ti tel 4 a: Den k mal p f leg e (Gebarung 
V 0 I k s k und e, dessen Inventar dem "Verein nach Maßgabe zweckgebundener Einnahmen), 
für Volkskunde" gehört, enthält volkskundliche 
Sammlungsgüter aus allen Teilen der ehemaligen 
Monarchie, Die persönlichen Ausgaben trägt zur 

Denkmal
pflege 

(Gebarung 
nach Maß

gabe zweck
gebundener 
Einnahmen) Gänze der Bund, ' 

Besucherstatistik für das Jahr 1957: 

Kunsthistorisches Museum "',","', 
Naturhistorisches Museum "',",',', 
Museum für Völkerkunde ",',,"," 
tlsterreic.hische Galerie ""","",', 
Graphische Sammlung "Albertina" ," 
tlsterreichisches Museum für'~ ange-

wandte Kunst """,."""".', 
tlsterreichisches Museum für Volks

kunde (war wegen Umbauarbeiten 
g,eschlossen) ,"',""',,",',"'" 

Besucher 

521.593 
96,365 
66.701 

121.678 
41.421 

30,223 

-----
S u m m e .. , 877,981 

Ti tel 3 a: Mus e a I wes e n (Gebarung nach 
Maßgabe zweckgebundener Einnahmen), 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachlidle Summe 

Mi!!. S 

1957 '~) , , , , , , . 0'0 0'7 0'7 1'0 
1958 :*) , , , , , , . 0'0 0'9 0'9 0'9 
1959 'f*) , . , , , , , 0'0 0'9 0'9 0'9 

Die Gebarung aus der Herstellung wissen
schaftlicher Publikationen, weiters die Erlöse aus 
Sonderausstellungen, aus dem wissenschaftlichen 
Betrieb, aus Spenden und aus dem Verkauf von 
Sammlungsobjekten sind zweckgebunden, 

Ti te 14: Den k mal p f leg e, 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 
MilJ, S 

1957 ,')".,., YO 5'4 
1958 ~-"')".", 3'3 8'6 
1 959 *,:), , , . " 3' 1 7' 1 

8'4 0'1 
11'90'1 
10'2 0'1 

Di'e höhere Veranschlagung der Ausgaben im 
Jahre 1958 hatte ihre Ursache in """,",", 

Im Voranschlag 1959 wurden di~ Anlagen
kredite In die außerordentliche Gebarung 

*) Bundesrechnungsabschluß 
**) Bundesvoranschlag, 

1957 *) ...... , 
1958 **) ""'" 
1959 **), ", .. " 

Ausgaben 
persönliche sachlid!e Summe 

MiJl, S 

Einnahmen 

0'02, 0'01 
0'06 0'05 
0'100'06 

0'03 
0'11 
0'16 

0'04 
0'11 
0'16 

Die Erhöhung der persönlichen Ausgaben ist Unterschied 
auf die Üherstellung der Personalkosten der Ver- der Gebarung 
"ff 'l'ch d k h' , ch I" 1959 O'egen-o ent 1 ungen es unst lstons en nstltuts 'über Vb r'ahre 
des Bundesdenkmalamtes von den sachlichen U ) 

Ausgaben in den Personalaufwand zurückzu-
führen, 

Die Kostenersätze für Restaurierungen und Gebarung 
die Einnahmen aus den Veröffentlichungen des 
kunsthistorischen Institutes des Bundesdenkmal-
amtes sowie die korrespondierenden Ausgaben 
werden hier veranschlagt, 

Titel 5: Film- und Lichtbildwesen. 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche samlime Summe 

1957 'f) 
1958 *") 
1959 ',',) 

0'4 
0'4 
0'4 

2'2 
2'9 
27 

Mill,S 

2'6 0'0 
3'3 0'0 
3'1 0'0 

Mit Ministerialerlaß vom 30, Juni 1945, 
Z, 1977, wurde in Fortsetzung der schon seit dem 
Jahre 1937 ausgebauten Unterrichtsfilm-Aktion 
eine staatliche Stelle für den Unterrichtsfilm, die 
heutige Bundesstaatliche Hauptstelle für Licht
bild und Bildungsfilm in Wien IX" Sensen
gasse 3, geschaffen, 

Dieser Bundesdienststelle obliegt die Beschaf
fung von Geräten, Unterrichtsfilmen und Licht
bildergruppen, die Herstellung visueller Unter
richtsmittel (insbesondere auch wissenschaftlicher 
Filme) in ,eigener Produktion, die Verteilung 
dieser im Wege der in den einzelnen Bundes
ländern als Landesdienststellen (für Wien und 
Burgenland eine gemeinsame Landesbildstelle) 
bestehenden 8 Landesbildstellen (und der diesen 
unterstehenden 93 Bezirksbildstellen) an alle 
Schulen und die Unterstützung der volksbild
nerischen Arbeit auf dem Gebiete von Film und 
Lichtbild, 

*) Bundesrechnungsabschluß, 
"*) Bundesvoranschlag, 

Film- und 
Lichtbild-

wesen 

Grundlagen 

Aufgaben 
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78 Kapitel 13 

Förderungs
ausgaben 

Film- und 
Lidttbild- . 

wesen 
(Gebarung 
Dach Maß

gabe zweck-
gebundener 
Einnahmen) 

.Für die Vorführung von Fiimen und Licht
bildern stehen in der Sensengasse selbst und seit 
1955 auch in der "Albertina" (I., Augustiner
straße 1) je ein Vorführungssaal mit allen ent
sprechenden Projektionsgeräten zur Verfügung. 
Weitere Räumlichkeiten werden vor allem für 
die Ausführung der technischen Arbeiten im 
bundeseigenen Gebäude Wien 1., Hanuschgasse 3, 
benützt. 

Bei diesem Ansatz werden die Beihilfen des 
Unterrichtsressorts auf dem Gebiete des Film
und Lichtbildwesens, veranschlagt. 

Diese Förderungsbeiträge sind freiwilliger N a
tur (im Jahre 1959 rund 2'6 Millionen Schilling) 
und als Subventionen für die Kulturfilmproduk
tion, den künstlerischen, den Kinder- bzw. 
Jugendfilm und die Förderung des wissenschaft
lichen Films, sowie des Film- und Lichtbildwesens 
allgemein bestimmt. 

Titel 5a: Film- und Lichtbildwesen 
(Gebarung nach Maßgabe zweckgebundener Ein

nahmen), 

1957 *) ..... ,. 
1958 :!'*). , .. , . , 
1959 :!.;:.) , , .•.• , 

Ausgaben 
persönliche sachliche Summe 

Mill. S 

0'2 
0'2 
0'2 

5'1 
4'0 
4'2 

5'3 
4'2 
4'4 

Einnahmen 

4'7 
4'2 
4'4 

Untersdtiede Die höheren Ausgaben im Jahre 
der Gebarung durch höhere Einnahmen möglich. 

1959 gegen-

1957 waren 

über Vorjahre 
Gebarung 

'Literatur 

Gebarung 

Die zweckgebundenen Einnahmen aus den 
Unterrichtsfilmbeiträgen, beziehungsweise Bei~ 
trägen der Länder, kommen "Film und Licht
bild" im Unterricht zugute, 

Hier wird neben der zweckgebundenen Ge
barung für die Gerätebeschaffung für die Schulen 
auch die Gebarung für die Abhaltung der 
"Schülervorstellungen", der Begutachtung von 
Filmen auf ihre Jugendzulässigkeit und ihre 
Prädikatisierungswürdigkeit, sowie für die Film
arbeit auf dem Gebiete der Volksbildung ver
anschlagt, 

Titel 6: Literatur, 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Mill. S 

1957 *), ......... , .... 2'4 0'0 
1958 **) .............. , 27 0'0 
1959 ~.'f) ........ ,.. .... 2'5 0'1 

Dieser Kredit dient vorwiegend der Förderung 
talentierter Autoren auf dem Gebiete der 
schönen Literatur und der Förderung von Wer
ken de,r Fachliteratur; im besonderen daher: 

1. Der Werbung für österreichische Literatur 
im Ausland. 

*) Bundesrechnungsabschluß, 
**) Bundesvoranschlag. 

2, Bezüglich der Staatspreise darf auf die 
entsprechenden Ausführungen zur bildenden 
Kunst und zur Musik verwiesen werden. 

3. Nachwuchsförderung, Reise- und Arbeits
stipendien sind für Dichter und Schriftstel1er von 
ganz besonderer Bedeutung, 

4, Druckkostenbeiträge und Buchankäufe durch 
die öffentliche Hand dienen der Herausgabe 
wertvoller, aber schwer absetzbarer Werke, 

Schließlich stehen hier auch Mittel zur Ver
fügung, durch die die Aufnahme von wertvollen 
österreichischen Werken der Literatur und 
Musik auf Schal1trägern ermöglicht wird. 

Die Ehrengaben an verdiente Schriftsteller 
sind ab 1959 bei den sonstigen Aufwandskrediten 
ver~nschlagt. 

Titel 8: Kulturelle Auslandsbe
z ie h u n gen, 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

MiIl.S 

1957 *) .... , •. , ... 2'5 3'5 6'0 0'0 

1958 **) ........ , .. 2'9 3'7 6'6 0'1 

1959 **) .. , ...... , . 3'6 3'3 6'9 0'0 

Ehrengaben 

Kulturelle 
Auslands

beziehungen 

Die höheren persönlichen Ausgaben in den Unterschiede 
Jahren 1958 und 1959 sind durch Erhöhung der Gebarung 
der Auslandsbezüge und eine Personalvermeh- .. 1b959vg~enh-

bed
' u er orJa re 

rung mgt, . 
. Die sachlichen Minderausgaben sind zum 
größten Teil in der überstellung der Anlagen
kredite in die außerordentliche Gebarung 
(Titel 13 § 6) begründet, 

Im einzelnen ist zu bemerken: 
Bei diesem Titel sind Kredite für die öster~ 

reichischen Kulturinstitute im Ausland, fÜr die 
Durchführung der Kulturabkommen, für die Be
teiligung an der UNESCO 1), dem Internatio
nalen Erziehungsbüro wie dem Europarat und 
für allgemeine Aufwendungen für zwischen-
staatli<:be kulturelle Verbindungen vorgesehen, 

a) Ku I t u r ins ti tut e: 

Das ö s t e r r eie his c h e K u I t u r ins t i
tut in Rom ist 1935 aus dem 1881 gegründeten 
tlsterreichisch-Historischen Institut in Rom her
vorgegangen, Das 1949 wieder errichtete Kultur
institut in Rom hat die allgemeinen kulturellen 
Belange österreichs in Italien wahrzunehmen 
und darüber hinaus Gelehrte und Künstler auf
zunehmen und zu betreuen, denen nach Abschluß 
ihrer Studien ein österreichisches Stipendium zur 
Durchführung besonderer Spezialarbeiten ge
währt wird, 

1) UNESCO = United Nations Educational, Scien
tific and Cultural Organization (Organisation der 
Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur). 

*) Bundesredtnungsabschluß, 
.*) Bimdesvoranschlag. 

Kultur
institute 

Kulturinscitut 
Rom 
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Kapitel 13 . 79 

Kulturinstitut 
Paris 

Kultur
institut 
London 

Kulturinstitut 
New York 

, Kultutinstitut 
im Orient 

Kultur
abkommen 

Mit Beginn des Jahres 1954 wurde in Paris 
das ö s t e r r eie his ehe Ku I t u r ins t i tut 
(Centre Culturel Autrichien) ins Leben ge
rufen, das der Durchführung des französisch
österreichischen Kulturabkommens und dem 
Ausbau der beiderseitigen kulturellen Beziehun
gen dient. 

In Durchführung des britisch-österreichischen 
Kulturabkommens wurde 1955 ein Kulturinsti
tut in L 0 n don errichtet, dem' die entspre
chenden Aufgaben zufallen. 

Seit 1956 arbeitet in New York ein Kultur
referat, das dem Ausbau der beiderseitigen kul
turellen Beziehungen und der Vorbereitung der 
Errichtung eines Kulturinstitutes dient. 

1958 wurde ein Kulturreferat im Vorderen 
Orient errichtet, das mit de'n Vorbereitungs
arbeiten für die Errichtung eines, österreichischen 
Kulturinstitutes in diesem Raum beauftragt ist. 

b) Dur c h f ü h run g der Ku 1 t u ra b
kommen~ 

Außer bestimmten ständigen Einrichtungen 
(Kulturinstitute, Professorenaustausch, Lehrer
austausch, Stipendienaustausch) stellen die 'Kul
turabkommen mit Frankreich, Großbritannien, 
Belgien und Italien einen Rahmen für zahlreiche 
Einzelaktionen dar, die meist auf der Basis der 
Gegenseitigkeit den gesamten Kreis der Kultur
beziehungen betreffen. 

Kulturelle c) Förderung der 
Auslands-

kulturellen 
außerhalb beziehungen Aus I a n d s b e z i e h u n gen 

der Ku I t u r a b kom m e n: 

Inter
nationale 
Kultur

organisa-
tionen 

Die bisher abgeschlossenen Kulturabkommen 
betreffen durchwegs Länder, die mit österreich 
in rege~ Kulturaustausch stehen. Darüber hin
aus erwachsen österreichs Wissenschaft, Kunst 
und Erziehung besondere Aufgaben im Verhält
nis zu den übrigen Ländern. Die hiefür vor
gesehenen Aufwendungen sind langfristigen 
Investitionen vergleichbar, die wirtschaftlich und 
geistig als Anlage der österreichischen Kräfte zu 
werten sind. 

d) I n t ern a t ion ale K u I t u r 0 r g a n i
s a t ion e n: 

österreich ist seit 1948 Mitglied der 
UNESCO, 1) seit 1946 Mitglied des Internatio
nalen Erziehungsbüros in Genf und seit 1956 
Mitglied des Europarates. Die österreichische 
UNESCO-Kommission hat die Aufgabe, das Ge
dankengutder UNESCO in österreich zu ver
breiteri und zu vertiefen. Diese Kommission 
wurde mit Verordnung des Bundesministeriums 
für Unterricht vom 30. Juni 1949, BGBL 
Nr. 211 2), errichtet: 

1) Die Verfassung der Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
enthält BGBl. Nr. 49/1949. 

2) Abgeändert und ergänzt mit BGBl. Nr. 158/ 
1958. 

Titel 8a: Kultur.elle Auslandsbe
z i e h u n gen (Gebarung nach Maßgabe zweck
gebundener Einnahmen). 

Sachliche 
Ausgaben Einnahmen 

Mill.S 

1957 *) .............. . 
1958**) .............. . 
1959**) .............. . 

0'03 
0'03 
0'03 

0'06 
0'03 
0'03 

Bei diesem Ansatz wird die Gebarung aus 
Kursveranstaltungen , verrechnet. 

Ti tel 9 a: Ku n s tf ö r der u n g s b e i
t r ä g e. 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Mill. S 

1957 
1958 
1959 

*) ......... . 
**) ......... . 
**) ........ . 

11'6 
12'0 
12'0 

11'6 
12'0 
12'0 

Unter den Einnahmen werden die Kunst
förderungsbeiträge der Rundfunkteilnehmer, die 
in der Höhe einer monatlichen Rundfunkteil
nehmergebühr eingehoben werden, nach Abzug 
der Einhebungskosten veranschlagt. Diese Ein
nahmen werden gemäß BGBL Nr. 131/1950 für 
Zwecke der allgemeinen Kunstförderung (Förde
rung der bildenden Künste, der Musik und der 
darsteUenden Kunst, der L'iteratur, des Museal
wesens, der Denkmalpflege und des Filmwesens) 
verwendet. Zur Beratung des Bundesministeriums 
für Unterricht über die Verwendung der Kunst
förderungsbeiträge ist ein Beirat eingesetzt. 

Ti tel 10 a: Ku 1 tu r g r 0 s ehe n. 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

Mill. S 

1957 *} .•.......... 
1958 **} ........... . 
1959 **} ......... , . , 

4'5 
4'0 
4'2 

47 
4'0 
4'2 

Mit Bundesgesetz vom 2. Dezember 1957, 
BGBL Nr. 259, wurde das Kulturgroschengesetz 
bis Ende 1959 verlängert. Der Kulturgroschen 
wird als Zuschlag zu den Kinopreisen einge
hoben. 

Der Bundesanteil am Kulturgroschen dient ge
mäß BGBL Nr. 191i1949 zur Förderung von 
Einrichtungen und Unternehmungen auf dem 
Gebiete der Kultur (Förderung der bildenden 
Künste, der ,Musik und der darstellenden Kunst, 
der Denkmalpfleg.e, der Literatur, usw.), die von 
gesamtösterreichischer Bedeutung sind. Zur Be
ratung des Bundesministeriums für Unterricht 
über die Verwendung des Bundesanteiles am 
Kulturgroschen ist ein Beirat eingesetzt. 

Während bis zum Jahre 1954 der Anteil des 
Bundes am Gesamtaufkommen des Kultur
groschens 25 v. H. betrug, wurde der Anteil 
des Bundes 'ab 1. Jänner 1955 gemäß BGBL 

*) Bundesrechnungsabschl uß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Kulturelle 
Auslands-

beziehungen 
(Gebarung 
nach Maß

gabe zweck
gebundener 
Einnahmen) 

Kunst
förderungs. 

beiträge 

Kultur
groschen 

Gebarung 

Anteil des 
Bundes 
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Auslands
kulturfonds 

Gebarung 

Föräerung 
von Kunst 

und 
Wissen
schaft 

Außer
ordentliche 
Gebarung 

80 Kapitel 13/14/15 

Kapitel 14 (leer). Nr. 16/1955 auf 15 v. H. ermäßigt, welche Höhe I 
seither beibehalten wurde. 

Ti t el 11 a: Aus I a nd s ku 1 turf 0 n d s. Kapitel 15 "Soziale Verwaltung". 
Sachliche Amgaben Einnahmen T i tel 1 : B und e s m i n ist e r i u m für 

Mill. S S 0 z i ale Ver wal tun g. 
1957 *) ......... . 0'0 
1958 **) ......... . 
1959 **) ......... . 0'0 0'0 

Bei diesem finanzgesetzlichen Ansatz werden 
die Reinerträgnisse österreichischer bundesstaat
licher Kunstausstellungen im Auslande als Ein
nahmen und die Aufwendungen für kulturelle' 
Zwecke im Ausland beziehungsweise die Dotie
rungen der Kulturfonds als Ausgaben verrechnet. 

Aus den Reinerträgnissen der schwedischen, 
dänischen, belgischen, holländischen und nor
wegischen Ausstellungen wurden Kulturfonds 
mit paritätischen Komitees zur Verwaltung 
dieser Erträgnisse gegründet. Die Erträgnisse 
bleiben in den Ausstellungsländern zur Ver
fügung des Bundesministeriums für Unterricht. 

Die Mittel dieser Kulturfonds werden im 
allgemeinen für die Beschaffung von wissen
schaftlichem und Restauriermaterial für die 
Museen, Bibliotheken und Hochschulen sowie für 
die Finanzierung von Studienreisen Gelehrter und 
Studierender aus österreich in die betreffenden 
Länder, beziehungsweise aus diesen nach öster
reich verwendet und dienen somit der Inten
sivierung der kulturellen Beziehungen österreichs 
zu den Ausstellungsländern. 

Ti tel 12 a: F ö r cl e run g von Ku n s t 
und W iss e n s c h a f t (nach Maßgabe der 

Einnahmen aus dem Pferdetoto). 
Sachlid,e Ausgaben Einnahmen 

1957 ',) ......... . 
1958 **) ......... . 
1959 ~'*) ......... . 

Mill. S 

0'20 
0'10 
0'10 

0'14 
0'10 
0'10 

Nach dem Bundesgesetz vom 25. Juni 1952, 
BGBl. Nr. 129/1952, erhält das Bundesministe
rium für Unterricht 50 v. H. vom Reinertrag 
des Pferdetotos zur Förderung von Kunst und 
Wissenschaft. 

Ti tel 13: Au ß e r 0 r cl e n t I ich e 
Ge bar u n g. 

Sachliche Ausgaben 
Mi!!. S 

195 9 "~")....... . . . . . . . . . . 5' 3 

Die Investit·ionen und investitionsähnlichen 
Ausgaben für den Bereich "Kunst" sind im Vor
anschlag gemeinsam beim Titel 13 veranschlagt. 
Für das Musealwesen sind 2'6 Millionen Schilling, 
für die Denkmalpflege 1"4 Millionen Schilling 
sowie für die übrigen Kunstsparten 1'3 Mil
lionen Schilling vorg;esehen. 

*) ßundesrechnungsabschluß. 
*'") Bundesvoranschlag. 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

Mill.S 

1957 *) ........ 24'0 6'8 30'8 0'1 
1958 **) ........ 247 8'5 33'2 0'1 
1959 **) ........ 26'0 8'8 34'8 1'1 
Die Erhöhung der persönlichen AusgabeDi ist 

vorwiegend auf Dienstpostenvermehrungen 
zurückzuführen, während das Mehrerfordernis 
bei den sachlichen Ausgaben im wesentlichen 
durch das. Ansteigen des Verwaltungsaufwandes 
und die Erhöhung der Jahresbeiträge österreichs 
zur Internationalen Arbeitsorganisation und zur 
Weltgesundheitsorganisation sowie durch die Be
reitstellung entsprechender Kreditmittel für den 
Informationsdienst des Bundesministeriums für 
soziale Verwaltung für Betriebs- und Filialneu
gründungen in Notstandsg·ebieten österreichs 
bedingt ist. 

Die Erhöhung der Einnahmen beruht auf der 
im Voranschlag 1959 erstmalig erfolgten Präli
minierung eines Pauschalbetrages von 1 Million 
Schilling als Ersatz der dem Ministerium aus der 
Verwaltung des Bundes-W ohn- und Siedlungs
fonds erwachsenden Kosten. 

An Förderungsausgaben sind bei diesem Titel 
sowohl Reisekosten und Kursbeiträge für Stipen
diaten der UNO und Austauschbesucher aus dem 
Kreise der Sozialarbeiter als auch Beitrags~eistun
gen an die Forschungsgesellschaft für Wohnungs
bau vorgesehen. 

Der Kriegsblindenfonds ist ein VerwaItungs
fonds zur Unterstützung von Kriegsblinden, dem 
Erträgnisse aus freiwilligen Zuwendungen (meist 
Stiftungen) zufließen. 

Der .Leibrentnerfonds ist gleichfalls ein Ver
waltungsfonds und hat die Aufgabe, solchen Per
sonen 1), die .bis zum 31. Dezember 1918 gegen 
eine zur Zeit des Verüragsabschlusses zum Betrieb 
der Lebensversicherung in ös·terreich zugelassene 
Versicherungsanstalt aus einem Lebensversiche
rungsvertrag einen Anspruch auf eine auf Kronen 
lautende flüssige Leibrente oder aus einem Leib
rentenversicherungsvertrag einen Anspruch auf 
eine auf Kronen lautende aufgeschobene Leib
rente erworben haben, Ausgleichsrenten zu ge
währen. Die Bestreitung des Aufwandes für diese 
Ausgleichsrenten erfolgt aus dem aus Beiträgen 
der im ehemaligen österreichischen Bundesgebiet 
die Lebensv.ersicherung betreibenden Versiche
rungsanstalten gebildeten Fonds. Der Leibrent
nerfonds wurde gemäß Bundesgesetz vom 20. De
zember 1926, BGBl. Nr. 6/1927, begründet. 

1) Siehe auch Beilage K. 
"") Bundesrechnungsabschluß. 

,.*) Bundesvoranschlag. 

Kapitel 14 

Kapitel 15 
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Kapitel 15 81 

Leistungen 
des Bundes 
zur Sozial

versicherung 

Titel 2: Leistungen des Bundes 
zu r So z i a 1 ver s ich e run g. 1) 

SadIlidIe Ausgaben Einnahmen 
Mill.S 

1957 *) · ........... 1.075'4 201'6 
1958 .",) · ........... 1.328'9 208'0 
1959 'f"-o) · ........... 1.490'1 226'0 

Unterschiede Die Erhöhung des Aufwandes 1959 gegenüber 
des. den Vorjahren ist im wesentlichen auf das An-

Erfordermsses' d B d b . P . 1959 stetgen 'es un es ettrages zur . enSlOnsver-
übergd~:n- sicherung infolge Zunahme der Anzahl der Ren

Vorjahren tenempfänger bzw. infolge der im ASVG. für 
die Jahre 1958 bis 1960 vorgesehenen höheren 
Dotierung, auf das GSPVG. sowie· auf eine mit 
Wirksamkeit ab 1. April 1959 geplante Novelle 
zum ASVG., betreffend Neufestsetzung der für 
die Höhe der Ausgleichszulagen zu den Renten 
aus der Pensionsversicherung nach dem ASVG. 
maßgebenden Richtsätze, zurückzuführen. 

Gesetzliche 
Grund
lagen 

'Pensions
versiche

rung 

Die Zunahme der für 1959 veranschlagten 
Einnahmen ergibt sich aus einem höheren Bei
tragsaufkommen an Sonderbeiträgen nach dem 
Wohnungsbeihilfengesetz. 

Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG.), 
BGBL Nr. 189/1955, in der Fassung der 3. No
velle, BGBl. Nr. 294/1957; 

die Verordnung vom 3. Dezember 1957, BGBl.· 
Nr.247; . 

Gewerbliches Selbständigen -Pensionsversiche
rungsgesetz (GSPVG.), BGBI. Nr. 292/1957; 

Landwirtschaftliches Zuschußrentenversiche-
rungsgesetz (LZVG.), BGBL Nr. 293/1957; 

Wohnungsbeihilfengesetz, BGBL Nr. 229/ 
1951, in; der Fassung BGBL Nr. 163/1956 und 
BGI}I .Nr. 292/1957. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 
§ 1: Pensionsversicherung; Bundesbeitrag. 
a) auf Grund des ASVG.: 
Der Bund hat auf Grund des § 80 Abs. 2 

ASVG., 'ebenso .wie im Jahre 1958, einen Beitrag 
in der Höhe des Betrages zu leisten, um den 
110 v. H. des Rentenaufwandes die Einnahmen 
übersteigen. In den Rentenaufwand sind hiebei" 
neben den Zuschüssen und Wohnungsbeihilfen 
auch die Abfertigungen der Witwenrenten und 
die Beitragsrückerstattungen gemäß § 314 ASVG. 
einzubeziehen, dagegen sind die AusgI.eichszu
lagen und die besonderen Steigerungsbeträge für 
die Höherversicherung auszuschließen. Als Ein
nahmen sind jedoch nur 95 v. H. der Beitrags
einnahmen zuzüglich 7 v. H. des Reinvermögens 
am Ende des Vorjahres und alle übrigen Einnah
men, ausgenommen der Bundesbeitrag, die Bei-' 
träge zur Höherversicherung und die Ersätze 
für geleistete Ausgleichszulagen, in Rechnung zu 
stellen. 

1) Siehe auch Beilage K. 
") Bundesrechnungsabsdtluß. 

*') Bundesvoranschlag. 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz. 

Der Bundesbeitrag betrifft im Jahre 1959 aus
schließlich die Pensionsversicherung der Arbeiter 
bei der Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter 
und bei der Lil.nd- und Forstwirtschaftlichen So
zial versicherungsanstalt. 

Die übrigen Pensionsversicherungsträger' wer
den im Jahre 195-9 keinen Bundesbeitrag in An
spruch nehmen. 

Berechnungsgrundlagen : 

bei Unterteilung 1: Pensionsversicherungsanstalt 
der Arbeiter: 

Rentenaufwand im erweiterten 
Sinne 1) .................... . 

Einnahmen für die Berechnung des 
Bundesbeitrages 2) .•........... 

Voraussichtliche Anzahl der Rent-

Mill. S 

3.373'9 

3.004 '6 
Anzahl 

ner ......................... 475.000 
Durchschni ttlicher Versicherten-

stand ....................... 1,230.000 
bei Unterteilung 2: Land~ und Forstwirtschaft-

liche Sozialversicherungsan-
stalt: 

Rentenaufwand im erweiterten 
Sinne 1) ........•••.•.•.•. ; .. 

Einnahmen für die Berechnung des 
Bundesbeitrages 2) .•...••...... 

Voraussichtliche Anzahl der Rent-
ner ........................ . 

Durchschnittlicher Versicherten-
stand ...................... . 

b) auf Grund des GSPVG.: 

Mill. S 

488'7 

258'6 
Anzahl 

84.400 

142.000 

Der Bund hat zur Pensionsversicherung der in 
der gewerblichen Wirtschaft selbständig Erwerbs
tätigen gemäß § 27 Abs. 2 GSPVG. erstmalig im 
J ahr,e 1959 einen Bundesbeitrag zu leisten, und 
zwar in der Höhe des Betrages, um den der Ge
samtaufwand für das Jahr 1959 - ausgenommen 
die Aufwendungen für den besonderen Steige
rungsbetrag aus der Höherversicherung, die Auf
wendungen für die Höherversicherungsrente und 
die Aufwendungen für die Ausgleichszulagen -
die Gesamteinnahmen - ausgenommen den Bun
desbeitrag, die Beiträge zur Höherversicherung 
und die Ersätze für geleistete Ausgleichszulagen 
- übersteigt, höchstens jedoch bis zu einem Be
trag von 150 Millionen Schilling. 

Nach den der finanziellen Erläuterung zum 
GSPVG. zugrunde gelegten Annahmen stellen 
sich, . rein rechnungsmäßig, die Gesamtaufwen
dungen der Anstalt im Jahre 1959 auf 423'0 Mit-

1) Einschließlich Wohnungsbeihilfen, Witwenabferti
gungen und Beitragserstattungen (Basis für die Ermitt
lung des Bundesbeitrages). 

2) D. s. Gesamteinnahmen abzüglich 5 v. H. der Bei
tragseinnahmen zuzüglich 7 v. H. des Reinvermögens 
(Basis für die Ermittlung des Bundesbeitrages). 

6 
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82 Kapitel 15 

lionen Schilling, die Gesamteinnahmen auf I Bei der Neufeststellung der Ausgleichszulagen 
403"3 Millionen C Schilling, somit der Bedarf an auf Grund der neuen Richtsätze werden die 
Bundesbeitrag auf 197 Millionen Schilling, Erhöhungsbeträge außer acht gelassen, die sich 

Mit Rücksicht darauf, daß dieser Betrag, so- auf Grund der sogenannten 2, Etappe der Ren
wohl relativ zum voraussichtlichen Gesamtauf- tenerhöhung in der Pensionsversicherung der 
wand als auch zu den voraussichtlichen Beitrags- Arbeiter und auf Grund der 3, Novelle zum 
einnahmen, weniger als 5 v, H, beträgt und im ASVG, in der Pensionsversicherung der An
Hinblick auf die in der Anlaufzeit gegebene Un- gestellten ab 1. Jänner 1958 ergeben haben, 
sicherheit der Voraussagen, wurde bei der Den sich aus der Novelle ergebenden Mehr
Unterteilung 6 zunächst nur ein Verrechnungs- aufwand soll zur Gänze der Bund ijbernehmen, 
ansatz vorgesehen, und. zwar in der Form, daß der gesamte Auf

c) auf Grund des LZVG,: 
Im Jahre 1959 hat der Bund zur landwirt

schaftlichen Z uschußrentenversicherung auf 
Grund des § 25 Abs, 2 LZVG, einen Beitrag in 
der Höhe der Summe der in diesem Geschäftsjahr 
bei der Anstalt eingezahlten Beiträge für die 
Pflichtversicherten und der Beiträge zur Weiter
versicherung zuzüglich der Summe der in diesem 
Geschäftsjahr bei den Finanzämtern eingezahlten 
Zuschläge zur Grundsteuer zu leisten, 

In den finanziellen Erläuterungen zum LZVG, 
wurde angenommen, daß im Jahre 1959 die zu 
gewärtigenden Einnahmen an Zuschlägen zur 
Grundsteuer 82'S Millionen Schilling, an Beiträ
gen für die Versicherten '93'5 Millionen Schilling, 
zusammen 176'0 Millionen Schilling betragen 
werden, Die bisherigen konkreten Erfahrungen 
des neuen Versicherungsträgers selbst lassen, da 
der Beitragsdienst noch im Stadium des Auf
baues begriffen ist, noch keinen sicheren Schluß 
auf die Höhe der tatsächlichen Einnahmen für 
das Jahr 1959 zu, Im Hinblick auf diesen Um
stand sowie aus Gründen der allgemeinen Budget
sanierung wurde der Bundesbeitrag für die land
wirtschaftliche Zuschußrentenversicherung vor
läufig nur mit dem Betrage von 90'0 Millionen 
Schilling veranschlagt, 

§ .2: Ausgleichszulagen; Bundesbeitrag, 

wand für die Ausgleichszulagen (unter Berück
sichtigung der geplanten Erhöhungen) nicht mehr 
wie bisher im Verhältnis von 25: 75, sondern 
ab 1. April 1959 im Verhältnis von 53 : 47 auf 
Bund und Länder verteilt wird, 

Für die Zeit vom 1. Jänner bis 31. März 1959 
soll es bei der bisherigen Verteilung gemäß 
§ 299 Abs, 2 ASVG, in der derzeit geltenden 
Fassung bleiben, 

Berechnungsgrundlagen : 

Pensionsversicherungsanstalt der 
Arbeiter """,,""",', 

Land- und Forstwirtschaftliche 
Sozialversicherungsanstalt ", 

Versicherungsanstalt der öster
reichischen Eisenbahnen , , , , , 

Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestellten , , , , , , , , , , , , , , , 

Versicherungsanstalt des öster
reichischen Bergbaues ""'" 

Anteil des Bundes 
Anteil der Länder 

Aufwand an Ausgleichs
zulagen für die· Zeit vom 

1. 1. bis 1. 4, bis Zu-
31. 3, 59 31. 12,59 sammen 

Mill, S 

41'8 213'2 255'0 

10'4 58'6 69'0 

0'8 4'2 5'0 

5'8 34'2 40'0 

2'2 11'8 14'0 

61'0 322'0 383'0 

15'25 170'50 185'75 
45'75 151'50 197'25 

In de~ Pensions- Unterteilung 1: in der Pensionsversicherung 
verSlcherung 

Der Anteil des Bundes ist nur in Höhe von 
13575 Millionen Schilling veranschlagt; für die 
Bedeckung des restlichen Erfordernisses von 
50 Millionen Schilling wird seitens des. Bundes
ministeriums für Finanzen im Rahmen des Ge
samthaushaltes Vorsorge getroffen werden, 

nach dem ASVG, nach dem ASVG,: 
Auf Grund einer geplanten Novelle zum 

ASVG, sollen mit Wirksamkeit ab 1. April 1959 
die für die Höhe der Ausgleichszulagen zu den 
Renten aus der Pensionsversicherung nach dem 
ASVG, maßgebend~n Richtsätze wie folgt neu 
festgesetzt werden: 

für Rentenberechtigte aus' eigener Pensions
versicherung 600 S; dieser Richtsatz erhöht sich 
für die Ehegattin (den erwerbsunfähigen Ehe
gatten) um 225 S und für jedes Kind um 75 S, 
soferne diese Personen überwiegend vom Renten
berechtigten erhalten werden; 

für Rentenberechtigte auf Witwen(Witwer)
rente 600 S; 

für Rentenberechtigte auf Waisenrente 225 S, 
falls beide Elternteile verstorben sind, 337'50 S, 

Unterteilung 2: in der Pensionsversicherung 
nach dem GSPVG,: 

Auf Grund des § 97 Abs, 2 GSPVG, hat der 
Bund in der Pensionsversicherung der gewerh
lichen Wirtschaft ein Viertel der Ausgleichs
zulagen zu den Renten aus der Pensionsversiche
rung zu tragen, 

Berechnungsgrundlagen : 
Aufwand an Ausgleichszulagen im 

Jahre 1959 ,,',,',""",',','" 
Anteil des Bundes ",,"',"","," 
Anteil der Länder ,",",',,""',', 

§ 3: Krankenversicherung, 

Mill. S 

28'60 
7"15 

21"45 

Der Bund hat gemäß § 168 ASVG, 40 v, H. 
des Aufwandes der Krankenversicherungsträger 
an Wochengeld zu ersetzen. Der Aufwand wurde 

In der Pensions
versimerung 

nach dem 
GSPVG, 

Kranken
versicherung 
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Kapitel 15 83 

auf Grund der Abrechnungen in der Zeit Okto
ber 1956 bis September 1957 in der Gesamthöhe 
von 32'45 Millionen Schilling unter Berücksichti
gung der zu beobachtenden steigenden Tendenz 
veranschlagt. 

-Nach § 80 Abs. 1 ASVG. leistet der Bund in 
der knappschaftIichen Krankenversicherung für 
den Fall, daß die gesamten Einnahmen zur Be
deckung der Ausgaben nicht ausreichen, einen 
Zuschuß in der Höhe des vorhandenen Abganges, 
höchstens jedoch bis zur Höhe von 0'5 v. H. der 
allgemeinen Beitragsgrundlagen der Arbeiter. 
Es muß damit gerechnet werden, daß im -Jahre 
1959 der volle Betrag, der sich mit 4'2 Millionen 
Schilling errechnet, -in Anspruch genommen wer
den wird. -

§ 4: Nachversicherungsbeiträge und Oberwei
sungsbeträge für pensionsversicherungsfreie 
Dienstverhältnisse bei reichsdeutschen Diens't-

stellen. 
Gemäß § 531 Abs. 2 ASVG. hat der Bund 

in jenen Fällen, in denen reichsdeutsche Dienst
stellen als Dienstgeber Nachversicherungsbeiträge 
und Oberweisungsbeträge zu entrichten' hätten, 
bis zur zwischenstaatlichen Regelung diese Zah
lungen vorschußweise auf Rechnung des Zah-. 
lungspflichtigen zu entrichten. 

Die Höhe der Belastung des Bundes im Jahre 
1959 wird auf Grund der bisher anhängigen 
Fälle auf insgesamt 1'9 Millionen Schilling g·e
schätzt. 

§ 5: Ersätze auf Grund des Auslandsrenten-Ober
nahmegesetzes (AR-OG.) .. 

Mit Rücksicht darauf, daß hier noch keine ge
setzliche Regelung getroffen wurde, ist für 
diese Ausgabep, wie auch für die zugehörigen 
Einnahmen, zunächst nur ein Verrechnungs ansatz 
vorgesehen worden. . 

§ 6: Vorschüsse auf ausländische Renten. 
Die Leistung des Bundes erfolgt nach der gel

tenden Gesetzeslage auf Grund der beiden Er
lässe des Bundesmin:is'teriums. für soziale Ver
waltung vom 21. Mai 1946, Z1. I-10.556-G/45 
(Bevorschussung ausländischer Rentenansprüche) 
uIlld 'vom 22. Jänner 1954, Z1. II-7.023-Z/54 
(Krankenversicherung der Vorschußempfänger). 

Im Jahre 1959 kann noch mit etwa 800 Vor
schußempfängern und einem Aufwand, ein
s,chließIich der Beiträge für die Krankenversiche
rung, von rund '2"4 Millionen Schilling gerechnet 
werden. 

§ 7: Le"i.stungen nach dem Wohnungsbeihilfen
gesetz. 

Nach § 12 Abs. 1 des Wohnungsbeihilfen
gesetzes hat der Dienstgeber zur Deckung 
des Aufwandes an Wohnungsbeihilfen einen 
Sonderbeitrag von 075 v. H. der für die Kran
kenversicherung geltenden Beitragsgrundlage zu 
leisten. Die Eingänge an Sonderbeiträgen sind 

auf die Sozialversicherungsträger einerseits und 
auf den Träger der Arbeitslosenversicherung an
derseits nach dem Verhältnis der Aufwendungen 
an Wohnungs beihilfen zu verteilen. 

Die voraussichtliche Höhe des Gesamteinganges 
an ß.eiträgen und ihre Verteilung geht aus der 
folgenden Aufstellung hervor: 

Bru ttom äßiger 

Sozial- Arbeitslosen-
versidIerung versidlerung 

Mill. S 

zusammen 

Eingang ... ..226'00 
Vergütung für die 

41'00 267"00 

Einhebung . . .. 2"26 0'41 2'67 
~~---------------

Nettomäßiger Anteil. 22374 40'59 264'33 

T i t e 1.3: 1\ r bei t s los e n ver s ich e run g. 
Ausgaben Einnahmen 

persönlicbe sacblicbe Summe 

1957 *) ... . 101'3 
1958 ~-'~) .... 99'8 
1959 ~-~-) .•.. 104'0 

Mill.S 

800'0 901'3 997"0 
883'3 983"1 1.100'4 
953'6 1.057"6 1.100'5 

Arbeits
losenver
sicherung 

Die Steigerung der persönlichen Ausgaben des Unterschiede 
Vorans.chlages 1959 ,gegenübe.r 1957 und 1958 desErforder-
. . P I h b" d nisses 1959 
IstDln ersona .vcherml.che ruMnghen feg.rdun ~t.. h gegenüber den 

as voraussl t lee rer or erms Im Ja re Vorjahren 
1959 gegenüber den Vorjahren ist im wesent-
lichen darauf zurückzuführen, daß die durch-
schnittliche Zahl der Unterstützungsbezieher im 
Jahre 1957 87.800 betrug, während für das 
Jahr 1958 90.000, für 1959 95.000 Unter
stützungsbezieher und gemäß der 10. Arbeits
losenversicherungs-Novelle, BGBl. Nr. 260/1957, 
auch höhere Unterstützungsleistungen ange-
nommen werden mußten. 

Die voraussichtlichen Mehreinnahmen gegen
über 1957 sind auf die günstige Wirtschaftslage 
zurückzuführen, die eine weitere Zunahme der 
Anzahl der arbeitslosenversicherungspflichtig Be
schäftigten und eine Erhöhung der durchschnitt
lichen Beitragsgrundlage zur Folge hat. 
Arbeitslo~enversicherungsgesetz 1958, BGBl. 

Nr.199; 
die Verordnung vom 22. Mai 1953, BGBl. 

Nr. 87, betreffend die Arbeitslosenversiche
rungspflicht von Arbeitern in der Landwirt-
schaft; 

die Verordnung vom 6. April 1957, BGBl. Nr. 99, 
über die Arbeitslosenversicherungspflicht der 
Arbeiter in der Landwirtschaft; 

die Verordnung vom 20. September 1949, BGBl. 
Nr. 233, betreffend die Arbeitslosenversiche
rungspflicht weiblicher Hausgehilfen, die höhere 
Dienste leisten; 

die Verordnung vom 26. Juli 1956, BGBI. 
Nr. 135, über die Arbeitslosenversicherungs
pflicht weiblicher Hausgehilfen. 
Im einzelnen ist zu den Ausgaben-Ansätzen zu 

bemerken: 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**), Bundesvoranschlag. 

Gesetzliche 
Grund

lagen 
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Maßnahmen § 1: Maßnahmen zur Förderung der Arbeits- § 5: Landesarbeitsämter und Arbeitsämter. 
Der Sachaufwand konnte annähernd in der 

Höhe des Ansatzes für 1958 belassen werden. 

zur aufnahme. 
Förderung 

der Arbeits
aufnahme 

Kurzarbeiter-
unter-

stützung 

Unter
stützungen 
nach dem 

AIVG. 

Kranken
versicherung 
der Arbeits

losen 

Von den insgesamt veranschlagten 104'8 Mil
lionen Schilling entfallen 

80'0 Mill. S auf die Produktive Arbeitslosenfür
sorge, durch welche zusätzliche Ar
beiten, insbesondere während des 
Winters, und damit die Beschäftigung 
von Arbeitslosen gefördert we,rden, 

18'8 Mill. S auf "Jugend am Werk" zur Vor
-schulung für noch nicht berufsreife 
Schulentlassene, ferner auf Ausbil
dungsbeihilfen 1) für bedürftige Lehr
linge und sonstige Um- und Nach
schulungsmaßnahmen für ,schwer 
vermittelbare Arbeitslose, insbeson
dere für ältere Angestellte und Kör
perbehinderte, und 

6'0 Mill. S auf alle' "Sonstigen Maßnahmen", die 
die Arbeitsaufriahme begünstigen, wie 
zum Beispiel: Bereitstellung von Ar
beitsausrüstung, Fahrtkosten, amts
ärztliche Untersuchungen, Trennungs
entschädigung,en, Maßnahmen zur 
Berufsaufklärung u. a. 

§ 2: Kurzarbeiterunterstützung. 1) 
Mit dem veranschlagten Betrag kann bei einem 

Ausfall von etwa zehn Arbeitsstunden pro 
Woche Kurzarbeiterunterstützung für rund 
3.000 Kurzarbeiter im Jahresdurchschnitt ge
leistet werden. 

Zur Durchführung der Aufgaben der' Arbeits
losenversicherung, der Arbeitsvermittlung und 
der Berufsberatung einschließlich des Bauarbeiter
Schlechtwetterentschädigungsgesetzes 1957 be
stehen derzeit 9 Landesarbeitsämter, 100 Arbeits
ämter und 28 Arbeitsamtszweigstellen. 

§ 6: Kostenersatz an die Gemeinden. 

Der Ansatz berücksichtigt die Kosten des Ver:' 
waltungsmehraufwandes, der Gemeinden für 
ihre Mitwirkung bei der Durchführung des Ar
beitslosenversicherungsgesetzes vergütet wird. 

§ 7: Kostenersatz an die Träger der Kranken
versicherung. 

Der hier veranschlagte Betrag entspricht rund 
0'65 v. H.' der veranschlagten Einnahmen an 
Arbeitslosenversicherungsbeiträgen. 

Einnahmen § 3: Arbeitslosenversicherungs
beiträge. 

Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag beträgt 
3 v. H. der für die Kr.ankenversicherung g"elten-
den Beitragsgrundlage. ' ' 

Die Ein nah m e n an Arbeitslosenversiche
rungsbeiträgen wurden unter Zugrundelegung des 
bisherigen Erfolges und der zu erwartenden Ent
wicklung im Jahre 1959 mit rund 1'1 Milliarden 
Schilling veranschlagt. 

§ 3: Unterstützungen nach dem Arbeitslosen- Titel Ja: Reservefonds nach dem 
versicherungsgesNz. 1) AIVG. 

Die Zahl der Unterstützungsempfänger wurde 
gemäß der sich im Jahre 1958 abzeichnenden Ent
wicklung etwas höher veranschlagt. Außerdem 
mußte auch ein höherer Durchschnittssatz an 
Unterstützungen ang,enommen werden. Es wur
den daher bei der Ermittlung dieser Ansätze 
im Jahresdurchschnitt 65.000 Bezieher von 
Arbeitslosengeld mit einem durchschnittlichen 
Betrag von 8.160 S pro Jahr (680 S monatlich) 
und 30.000 Bezieher von Notstandshilfe mit 
einem durchschnittlichen Betrag von 6.180 S pro 
Jahr (515 S monatlich) angenommen. 

1957 *) ....... ,. 
1958 ',',) ........ . 
1959 ~-~-) ....... :. 

Sachliche Ausgaben 
Mill. S 

0'1 

0'1 

Einnahmen 

0'1 

0'1 

Dem Reservefonds, der einen Verwaltungs
fonds darstellt, fließen gemaß § 73 des Ar
beitslosenversicherungsgesetzes 1958, BGBL 
Nr. 199, Einnahmen aus Geldstrafen und gemäß 
§ 64 Abs. 2, ,allfällige Gebarungsüberschüsse zu. 
Diese werden zur Abdeckung unbeglichener Vor

§ 4: Krankenversicherung der unterstützten 'schüsse des Bundes zur Arbeitslosenversicherung 
Arbeitslosen. 1

1 

aus den Vorjahr,en verwendet und im Bundes-
Der Aufwand für die Krankenversicherung der haushalt bei Kapite1 15 Titel 3 § 3 a verein

unterstützten Arbeitslosen wurde mit rund nahmt. 
7 v. H. des doppelten Unterstützungsaufwandes übersteigen in einem Kalenderjahre die Ein
(siehe § 3) veranschlagt. Der Ansatz berücksich- nahmen an Arbeitslosenversicherungsbeiträgen 
t~gt ferner den vom Bund den Trägern der Kran- abzüglich der zur anteilsmäßigen Deckung des 
kenversicherung mit 40 v. H. zu ersetzenden Verwaltungs aufwandes erforderlichen Mittel 
Aufwand an Wochengeld für Arbeitslose. 

1) Siehe auclf Beilage K. 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

**) Bundesvoranschlag. 

Arbeits
ämter 

Organisation 

Kosten
ersätze 

Arbeits
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Schlecht
wetterent
schädigung 
im Bau~ 
gewerbe 

Unterschiede' 
der Gebarung 

gegenüber 
Vorjahre 

Gesetzliche 
Grundlage 

den Leistungsaufwand gemäß § 60, BGBl. 
Nr. 199/1958, so ist laut § 64, BGBl. Nr. 199/ 
1958, der Gebarungsüberschuß nach Abdeckung 
allfälliger unbeglichener Vorschüsse des Bundes 1) 
dem Reservefonds zuzuführeri:. 

Titel 3b: Schlec,htwetterentschä
d i gun g i m Bau g ewe r b e. 2) 

1957 *) ........ . 
1958 ':"') ........ . 
1959 **) ........ . 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 

34'0 
4S-0 
43'0 

Mill. S 

28'3 
30'0 
30'0 

Die geringeren Ausgaben im Jahre 1957 sind 
auf eine günstige Wetterlage zurückzuführen. 

Für die Einnahmensteigerung gilt dasselbe wie 
bei den Arbeitslosenversicherungsbeiträgen (siehe 
Seite 83). 

In dem für 1958 veranschlagten Mehrerforder
nis wurde auch der durch die Einführung der 
Sommerperiode für alle Arbeitsstellen entste
hende voraussichtliche Mehraufwand sowie ein 
Pauschbetrag für eine notwendige Erhöhung der 
Zahl der Schlechtwetterstunden im Falle von 
allgemein anerkannten Naturkatastrophen mit
berücksichtigt. 

Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungs-
gesetz, BGBl. Nr. 129/1957. . 

Veranschlagt ist der Aufwand an Schlechtwet
terentschädigung zuzüglich eines .Bauschbetrages 
als Abgeltung für die während der Zeit des Ar
beitsausfalles von den Dienstgebein geleisteten 
Sozialabgaben in der Höhe des voraussicht
lichen Erfordernisses. Der Ansatz berück
sichtigt auch den Kostenersatz, an Träger der 
Krankenversicherung für die Einhebung des Zu
schlages zum Arbeitslosenversicherungsbeitrag. 

Der Zuschlag zum Arbeitslosenversicherungs
beitrag beträgt 1 v. H. der für den Arbeitslosen
versicherungsbeitrag in Betracht kommenden 

, Beitragsgrundlage. 

Leistungen 
nach dem 

Wohnungs 
beihilfen

gesetz 

Ti tel 3 c: Lei s tun gen na c h dem 
W 0 h nun g s bei h i 1 f eng e set z. 2) 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Mill. S 

1957 'f) ....... 33'8 36'9 
1958 ~"') ....... 35'0 40'0 
1959 .: .. :-).. ' ...... 36'5 41'0 

Unterschiede Die Unterschiede zwischen dem Erfolg 1957 
de~ Erforder- und den voraussichtlichen Ausgaben in den Jah
nISS~~ 1959 ren 1958 und 1959 stehen im unmittelbaren Zu-

gegenuber den h . d Z hl dU" Vorjahren sammen ang mIt er a er nterstutzungs-
bezieher in diesen Jahren. 

1) Die unbeglichenen Vorschüsse des Bundes be
trugen am 31. Dezember 1957 rund 568 Millionen 
Schilling. , 

2) Siehe auch Beilage K. 
") Bundesrechnungsabschluß. 

""') Bundesvoranschlag. 

Hier ist der Aufwand an Wohnungsbeihilfen 
für 95.000 Arbeitslose während des Bezuges 
von Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe sowie 
während der Wartezeit und der anteilmäßige 
Kostenersatz an die Krankenversicherungsträger 
für die Einhebung des auf die Arbeitslosenver
sicherung entfallenden Anteiles von 41 Millionen 
SChilling an dem besonderen Beitrag gemäß § 12 
Abs. 1 Z. 2 des Wohriungsbeihilfengesetzes 
(BGBl. Nr. 229/1951) veranschlagt (siehe auch 
oben die Erläuterungen zu Titel 2 § 7). 

Ti tel 3d: Ein i gun g sä m t e r, He i m
a r bei t s kom m iss ion e n, 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

1957 .,),."" 
1958 **), , , , , , 
1959 **), , , , , , 

0'3 
0'4 
0'4 

Gesetzliche Grundlagen: 

Mi/I. 5 

0'3 
0'4 
0'4 

0'6 0'1 
0'8 0'0 
0'8 0'0 

Bundesgesetz vom 26, Feber· 1947, BGBl. 
Nr, 76, über die Regelung von Arbeits- und 
Lohnbedingungen durch Kollektivverträge und 
Arbeitsordnungen (Kollektivvertragsgesetz); 

Bundesgesetz vom 10, März 1954, BGBl. 
Ni, 66, über die Heimarbeit (Heimarbeitsgesetz), 

Anzahl der Ämter: 
14 Einigungsämter, und zwar 1 in Wien, 5 in 

Niederösterreich, 2 in Steiermark und je 1 in 
den übrigen Bundesländern; 

5 Heimarbeitskommissionen, und zwar 4 in 
Wien und 1 in V orarlberg, 

Hinsichtlich der Einigungsämter sind vemn
schlagt: die Aufwands,entschädigungen für die 
Vorsitzenden, deren Stellvertreter und die 
Kanzleibedienstetefi'; die Errts,chädigungen der 
Mitglieder und Ersatzmänner sowie der Sachver
ständigen, ferner noch ,andere sachEche Verwal
tungsaufwendungen. 

Die Kanzleigeschäfte der Einigungsämter wer
den von der Kanzlei des Arbeitsgerichtes, an 
dessen Sitz das Einigungsamt errichtet ist, be
sorgt, 

De'r Aufwand für die Heimarbeitskommissio
nen besteht aus persönlichen und sachlichen Ver
waltungsausgaben, 

Ti tel 3 e: Ä r z tl ich e U n te r s u' eh u n g 
der In Beschäftigung stehenden 

Jugendlichen, 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

1957 *)"."", 
1958 *f),.,."" 
1959 ""f) . , , , , , . , 

2'2 
2'6 
2'6 

Mill. S 

0'0 

Gebarung 

Einigungs
ämter, 

Heimarbeits· 
kommis
sionen 

Gesetzliche 
Grund
lagen 

Organi
sation 

Gebarung 

Ärztliche 
Unter
suchung 

der Jugend
lichen 

ImJahre 1957 fanden weniger Untersuchungen Unterschiede 
infolge ",'.'"", statt. der Gebaning 

*) Bundesrechnungsabschluß, 
**) Bundesvoranschlag, 
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Gebarung Der Ansatz dient zur Deckung der vom Bund 
zu tragenden Kosten der ärztlichen Untersuchung 
Jugendlicher, die nach § 25 des Bundesgesetzes 
vom 1. Juli 1948, BGBl. Nr. 146, über die Be
schäftigung von Kindern und Jugendlichen durch
zuführen ist. 

Ersatz Jes T i tel 3 f: Er s atz des Auf w a n des a n 
Aufwandes S 0 n der u n t e r s t Ü t z u n g n ach dem 
an Sonder-

unter- Mut te r s eh u tz ge set z. 1) 
stützung nach Sachliche Ausgaben Einnahmen 
dem Mutter- Mill. S 

schutzgesetz 195 7 ~-).............. O' 0 
1958**). ............. 1'5 
1959**). . . . . . . . . . . . . . 0'5 0'0 

Unterschiede Das voraussichtliche Erfordernis für 1958 
de~ Erforder- konnte mangels jeglicher Erfahrung nur geschätzt 
russes 1959 d D A f" d f d gege "ber d wer en. er nsatz ur 1959 wur e au Grun 
V~Jahrenen der bisherigen Gebarungsergebnisse entsprechend 

vermindert. 
Gesetzlidte 
Grundlage 
Gebarung 

Ausgleidts
gebühren 
nach dem 

Jugend
einstellungs

gesetz 

Kriegs
opfer

fürsorge 

Bundesgesetz vom 13. März 1957, BGBl. 
Nr. 76, über den Mutterschutz. 

Veranschlagt ist der voraussichtliche Aufwand 
an Sonderunterstützung, den der Bund nach § 33, 
BGBl. Nr. 76/19~7, den Krankenkassen zu er
setzen hat. 

Ti tel 3 g: Aus gl eie h s g e b ü h ren na c h 
§ 8 des J u gen dei n s tell u n g s-

ge set z es. 

1957 *) ........ . 
1958 **) ••....... 
1959 ~'*) ...... , .. 

Sadtliche Ausgaben Einnahmen 
Mill. S 

12'1 
8'0 
0'1 

Der Ansatz di,ent zur Verrechnung von all
fällig noch eingehenden Ausgleichsgebühren nach 
dem am 31. Dezember 1957 abgelaufenen Jugend
einstellungsgesetz, BGBl. Nr. 140/1953. 

Ti tel 4: Kr i e g s 0 p fe r für so r g e. ' 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

Mill.S 

1957 *) ..... 37'4 1.164'8 1.202'2 3'3 
1958 **) ..... 37'3 1.388'4 1.425'7 '3'7 
1959 '~'~) ..... 38'4 1.289'3 1.327'7 4'2 

Untersdtiede Das Ansteigen des Aufwandes 1958 im Ver
de~ Erforder- gleich zum Aufwand 1957 hat sich infolge des 
nIsses 1959 I k f d E d "ß I gegenüber den n ra ttretens er 2. tappe er .gema BGB. 
Vorjahren Nr. 264/1956 verfügten allgememen Renten

erhöhungen ergeben. 

Das Mindererfordernis der sachlichen Aus
gaben 1959 ,im Vergleich zum Aufwand des V o.r
jahres ist durch den erhöhten Abfall von Waisen 
infolge Erreichung der Altersgrenze, von Eltern 
durch überschreitung der Bedürftigkeitsgrenzen 
sowie infolge des Wegfalles von Ernährungszu-

1) Siehe audt Beilage K. 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

**) Bundesvoransdllag. 

lagen ,dul'ch di,e Auswirkungen des GSPVG. und 
LZVG. entstanden. 

Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. 
Nr. 152, in seiner gegenwärtigen Fassung.1) 

Im einzelnen ist zu bemerken:' 

§ 1: Heilfürsorge. 
Hier ist für die notwendige Behandlung 

in Krankenanstalten, Heilstätten und ähnlichen 
Einrichtungen, für Badekuren in verschiedenen 
Heilbädern österreichs, ferner für ärztliche Hilfe, 
Zahnbehandlung, Beistellung von Heilmitteln 
und Heilbehelfen finanziell vorgesorgt. 

§ 2 : Versorgungsgebühren. 
Von dem mit 1.222'1 2) Millionen Schilling ver

anschlagten Gesamtaufwand entfallen 

483'8 Mill. Sauf Beschädigtenrenten, 
713'6 Mil!. S auf Hinterbliebenenrenten, 

3'2 Mill. S auf Sterbegeld, 
9'0 Mil!. S auf Abfertigung von Witwenrenten, 
0'1 Mill. S auf Abfertigung beziehungsweise 

Umwandlung von Renten zur Exi
stenzgrundung und 

12'4 Mill. S a~f Wohnungsbeihilfen für Kriegs
beschädigte und Hinterbliebene. 

übersicht über den Stand der Versorgungs-
gebührenempfänger: 3) . 

Versorgungs-- Stand 
gebührenempfänger 30, juni 1956 30.Juni1937 30. Juni 1958 

Insgesamt .... '.' .. 456.343 440.028 419.283 

Davon: 

Kriegsbeschädigte 165.006 
Witwen ...... , 118.006 
Waisen ........ 105.985 
Eltern ........ 67.346 

163.337 
116.536 

92.926 
67.229 

§ 3: Berufliche Ausbildung. 

161.246 
115.112 
75.274 
67.651 

Nach den bisherigen Erfahrungen kann für 
1959 mit einem durchschnittlichen Stand von 
135 Umschulungsfällen im Monat und einem 
monatlichen Durchschnittsaufwand von 1.400 
SchilIing je Umschulungsfall (Rentenaufwand, 
Ausgaben für Krankenversicherung der Um
schüler, Ausbildungskosten und Kosten für Lehr
behelfe) gerechnet werden. 

§ 4: Beschaffung von Körperersatzteilen. 

Der veranschlagte Betrag beruht auf der An
nahme, daß der Bedarf an Prothesen und anderen 
orthopädischen Erzeugnissen nach den Erfah
rungen der letzten Jahre im Jahre 1959 geringer 
sein wird. 

1) Novelliert gemäß BGBL Nr. 172 und 261/1957. 
2) Hievon 31.000 Kinderbeihilfen und Ergänzungs

beträge zur Kinderbeihilfe in der Gesamthöhe . von 
50'0 Millionen Sdtilling .. 

3) Siehe audt Beilage K. 
*) Bundesredtnungsabsdlluß. 

**) Bundesvoransdtlag. 

Gesetzlidte 
Grund
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§ 5: Landesinvalidenämter. 

Unter der Annahme, daß- im Jahre 1959 der 
Aufwand für die ärztliche Begutachtung zurück
gehen wird, ist im Gesamterfordernis der sach
lichen A U'sgaben im Vergleich zum entsprechen
den Ansatz des Bundesvoranschlages 1958 eine 
Ersparung zu verzeichnen. 

§ 6: Invalidenfürsorgeanstalten .. 

Der hier veranschlagte Aufwand betrifft das 
Kriegsinvalidenhaus Wien und die Bundesstaat
liche Verwaltung der Kuranstalt für Kriegs
beschädigte in Bad Hofgastein. Am 30. Juni 
1958 betrug der Pfleglingsstand des Kriegs
invalidenhauses 34; in der Kuranstalt wurden je 
Kurperiode etwa 71 Pfleglinge einschließlich der 
Begleitpersonen aufgenommen. Für den Vor
anschlag 1959 wurde ein Stand von durchschnitt
lich 38 Pfleglingen im Kriegsinvalidenhaus und 
71 Pfleglingen einschließlich der Begleitpersonen 
in jeder der 11 Kurperioden in Bad Hofgastein 
angenommen. 

Die Erhöhung des Gesamtaufwandes ist im 
wesentlichen auf das steigende Erfordernis für 
das Schülerheim der Bundesfachschule für Tech
nik infolge Unterbringung einer erhöhten An
zahl von Schülern zurückzuführen. Diesen Aus
gaben stehen Einnahmen in gleicher Höhe gegen
über. 

§ 7: Prothesenwerkstätten. 

Bundesstaatliche Prothesenwerkstätten be
stehen in Wien und Linz. Beide gliedern sich 
in je eine Mechaniker- und Bandagistenwerk
stätte. Der Linzer Werkstätte ist noch eine kleine 
Schuhmacherwerkstätte für die Erzeugung ortho
pädischer Schuhe angeschlossen. 

§ 8: Krankenversicherung für Kriegshinter
bliebene. 

sicherte und von 8 S für Zusatzversicherte vor. 
Der Bund hat von dem Beitrag von 38 S monat
lich 26 S sowie den gesamten Beitrag für Zusatz
versicherte von 8 S monat~ich zu tragen. 

Für die im § 72 Abs. 2 KOVG. 1957 vorgese
henen Mehrleistungen wurde im Voranschlag 
1959 erstmals mit Rücksicht auf die steigende 
Zahl der Fälle aus Gründen der Budgetwahrheit 
bei einem eigenen Ansatz (Unterteilung 2) Vor
sorge getroffen. Bisher wurden diese Leistungen 
bei § 9 Unterteilup.g 2 "Sonderfürsorge in Not
standsfällen" mitverrechnet. 

§ 9: Sonstige Fürsorge. 
Die bei Unterteilung 1 veranschlagten Ent

schädigungen an die österreichischen Bundes
. bahnen für die Gewährung von Fahrpreisermäßi
gungen an Kriegsbeschädigte 1) sind Pflichtlei
stungen. Nach den Meldungen der Landesinva
lidenämter wurden im Jahre 1957 ausgegeben: 
7.392 Fahrtausweise 0 h n e Begleitperson und 
2.138 Fahrtausweise mit Begleitperson. 
Der Veranschlagung für 1959 liegen 7.600 ein
fache Fahrtausweise (Bundesbeitragsanteil 32 S) 
und 2.200 Fahrtausweise mit Begleitperson {Bun
desbeitrag 82 S) zugrunde. 

Der bei Ul1!uerteihmg 2 vOl'gesehene Kredit 
dient zur Gewährung von Sonderfürsol'g.eleistun
gen in NotstandsfäUen. 

Ti tel 4 a: Hilf eie ist u n gen anS p ä t
h ei m kehr e r. 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Mill. S 

1959*:·)............... 50'0 0'0 

In diesem Ansatz ist das voraussichtliche Er
fordernis auf Grund des Bundesgesetzes vom 
25. Juni 1958, BGBl. Nr. 128, über finanzielle 
Hilfeleistungen an Spätheimkehrer, veranschlagt. 

Sonstige 
Fürsorge 

Hilfe
leistungen . 
an Spät

heimkehrer 

Ti tel Die Zahl der krankenversicherten Kriegs- 4 b: Bundesfachschule für 
Technik. 

Bundes
fachschule 

für Technik hinterbliebenen betrug: 
Stand 

30. Juni 1956 30. Juni 1957 30. Juni 1958 

Hauptversicherte 80.776 74.553 69.708 
Zusa tzversicherte .-:2:..;1:..:. • ..;.47;..9::...-..,;;1..,;;6,;...4,;..;1:..;9 __ 1_2_.9_3_2_ 

Versicherte 
(Summe) . 102.255 90.972 82.640 

Das ständige Absinken infolge zunehmender 
Gewährung von Hinterbliebenenrenten aus der 
Sozialversicherung und Ausscheidens von Waisen 
aus der Versorgung wegen Erreichung der Alters
grenze läßt die Veranschlagung des Aufwandes 
im Jahre 1959 auf der Grundlage von 66.500 
Haupt- und 10.500 Zusatzversicherten gerecht
fertigt erscheinen. 

§ 73 des KOVG. 1957 sieht einen Versiche
rungsbeitrag von 38 S monatlich für Hauptver-

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

Mill. S 

1957 ',) ......•.. 0'7 
1958~·"·) ......... 1'1 
1959'~;<) ......... 2'2 

1'4 
1'4 
1'8 

2'1 
2'S 
4'0 

0'1 
0'3 
07 

Die Erhöhung der persönlichen Ausgaben Unterschiede 
"b d V' h' f D' der Gebarung gegenu er em ofJa re Ist au lenstposten~ "b 

. . f d l'ch E "ff gegenu er vermehrungen mfolge er or er I er ro nung Vorjahre 
von Aufstiegsklassen und die Abhaltung neuer 
.Lehrgänge, wie für Betriebstechnik, für Kleider-
machen und Weißnähen sowie für Polsterer, 
zurückzuführen. Das Mehrerfordernis bei den 

1) Siehe Erlaß des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung vom 7. März 1951, Z1. IV-29.170-15/1951. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 
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88 Kapitel 15 

sachlichen Ausgaben, das aber durch erhöhte 
Einnahmen ausgeglichen erscheint, ist im wesent
lichen durch die Ausweitung des Schülerheimes 
bedingt. 

Die bezügliche Gebarung war im Jahre 1957 
bei KapitellS Titel 3g und im Jahre 1958 bei 
Kapitel 15 Titel 4 a ver.anschlagt. 

Im Jahre 1957 war die Gebarung infolge des 
erst begonnenen Aufbaues der Anstalt geringer. 

Die Bundesfadlschule für Technik hat die Auf
gabe der Berufsausbildung, Nach- und Umschu
lung körperbehinderter Jugendlicher und Er
wachsener. Der Schule ist ein Schülerheim im 
Kriegsinvalidenhaus in Wien angeschlossen, in 
dem derzeit 78 jugendliche Körperbehinderte 
untergebracht sind. 

Im Schuljahr 1958/59 werden folgende Klassen 
geführt: 

Dreijährige Lehrgänge: 
2 erste Klassen für Betriebswirtschaft, 
2 zweite Klassen für Betriebswirtschaft, 
1 dritte Klasse für Betriebswirtschaft, 
1 erste Klasse für Mechanik, 
1 zweite Klasse für Mechanik, 
1 dritte Klasse für Mechanik, 
1 erste Klasse für Ledergalanterie und 
1 zweite Klasse für Ledergalanterie. 

Einjährige Nach- und Umschulungslehrgänge 
. für Erwachsene: 

im Jahre 1959 rund 390 Millionen Schilling
unmittelbar zufließen.1) 

Die bei der Fondsverwaltung bis Mitte Septem
ber 1958 eingelangt~.n Anträge von Gemeinden 
und gemeinnützigen Bauvereinigungen auf Ge
währung von Darlehen zur Durchführung von 
Kleinwohnungsbauvorhaben erreichten eine Ge
samthöhe von rund 1'3 Milliarden Schilling; diese 
Ansuchen konnten mangels der erforderlidten 
Mittel noch nicht erledigt werden. Darüber hin
aus werden aber noch. weitere, für eine För
derung durch den·Bundes-Wohn- und Siedlungs
fonds in Betracht kommende Projekte ein
gereicht werden. 

Damit wenigstens die wichtigsten Wohnbau
vorhaben, vor allem in jenen Orten, wo drük
kendste Wohnungsnot herrscht, wie zum Beispiel 
in den LandeshauptstädtenLinz, Graz und Salz
burg, durchgeführt werden können, ist ein Bei
trag des Bundes an den Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds in der Höhe von 125 Millionen 
Schilling vorgesehen. 

Außerdem erhält der Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds die Hälfte der unter Titel 5 § 3-
vereinnahmten Rüddlüsse' aus Konversionsdar
lehen (rund 560.000 Sr, weil er im Jahre 1953 
aus seinen Mitteln für die Gewährung von. 
Konversionsdarlehen einen Betrag von zehn 
Millionen Schilling zur Verfügung gestellt hat. 

Dem Fonds werden im Jahre 1959 voraus-2 Klassen im 1. Semester für Betriebswirtschaft 
sichtlich zufließen: und 

Wohnungs
fürsorge 

1 Klasse im 2. Semester für Betriebswirtschaft. 

Kurse: 
1 allgemeine Vorbereitungsklasse und 
1 Erprobungsklasse. 

Schülerstand am 20. September 1958: 237 (da
von 50 weibliche Schüler). 

T i tel 5: W 0 h nun g s für s 0 r g e. 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Ordentliche Ao. 
Gebarung Gebarung 

Mill.S 

1957 'f) ......... 124'4 5'9 
1958 'f'f) ......... 153'8 4'8 
1959 "'f) ......... 127"8 18'0 5'1 

Unterschiede Die Unterschiede gegenüber dem Voranschlag 
de~Erforder- für 1958 und dem Jahre 1957 sind im wesent
fl1SS~~b195d9 lichen auf die jeweilige Dotierung des Bundes-

gegenu er en W h d S' dl f d "ck f"h Vorjahren 0 n- un 1e ungs on s zu ru zu u. ren. 
Bundes- Dem Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds 

W?hn- und dürften an Wohnbauförderungsbeiträgen auf 
Slefdlud;s- Grund des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 

on 1951, BGBl. Nr. 13/1952, in der Fassung des 
Bundesgesetzes vom 18. Juli 1956, BGBI. Nr. 164, 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
.. *) Bundesvoranschlag. 

Wohnbauförderungsbeiträge .......... . 
Bundesbeitrag ....................... . 
Rüc4:flüsse aus gewährten Fondsdarlehen 

Mill. S 

390 2} 

125 

und Erträgnisse .................... 57 ----
zusammen '" 572 

Dieser Betrag wird voraussichtlich wie folgt 
verausgabt werden: 

Mill. S. 

Zugesagte Zinsenzuschüsse ............. 20 
Darlehensrückzahlung ................ 2 
Aufwand............................ 4 
Fondsdarlehen ....................... 546 

zusammen ... 572 

Außerdem fließen dem Fonds zu Lasten der 
außerordentlichen Gebarung 18 Millionen Schil
ling zu; dieser Betrag ist zweckgebunden für die 
überweisung an einen noch zu errichtenden 
Fonds, der der Finanzierung von Wasserver
sorgungs- und Kanalisationsanlagen dienen soll. 
Auch der Wohnhaus-Wiederaufbaufonds wird 
einen gleichhohen Beitrag in diesen neuen Fonds 
einbringen. 

1) Das Aufkommen an Wohnbauförderungsbeiträ
gen ist in der übersicht auf Seite 92 enthalten. 

2) Siehe Einnahmenkapitel 17 Titel 7 § 8 . 
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Aus dem bei § 2 veranschlagten Betrag sind die 
laufenden Regiebeiträge an die in Betracht kom
menden Hypothekenanstalten gemäß den Be
stimmungen des § 7 Abs. 1, 1. Abschnitt des 
W ohnbauförderungs- und Mietengesetzes von 
1929, BGBL Nr. 200, halbjährig flüssigzumachen. 

Der Ansatz bei § 3 sieht Förderungsaus
gaben auf Grund von bescheidmäßigen Verpflich
tungen gemäß den Bestimmungen des Klein
wohnungsbauförderungsgesetzes von 1937, BGBL 
Nr. 74, und des Wohnbauförderungsgesetzes von 
1938, BGBl. Nr. 49, vor. 

Die bei § 4 veranschlagten Ausgaben betreffen 
einmalige nicht rückzahlbare Bundeszuschüsse zur 
Fertigstellung nicht vollendeter staatlich geför
derter Wohnhausbauten auf Grund des Erlasses 
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung 
vom 5. September 1950, Z1. IV-95.000-14/50. 

Der unter § 5 vorgesehene Ansatz betrifft Ver
pflichtungen zur Einlösung der auf Grund des 
§ 6, I. Abschnitt des Wohnbauförderungs- und 
Mietengesetzes 1929, BGBL Nr. 200, ausgegebe
nen und noch im Umlauf befindlichen restlichen 
Wohnbauobligationen, Emissionen 1931 und 
1936, die ungeachtet des in der "Wiener Zeitung" 
vom 26. Oktober 1938 verlautbarten Aufrufes 
nicht Zum Umtausch in 41h % ige Reichsschatz
anweisungen, II. Emission,' vorgelegt worden 
waren. 

Der Offentliche Verwalter für da·s in Osterreich 
befindliche Vermögen. der "Deutschen Bau- und 
Bodenbank AG., Berlin" in Wien hat zur ver
stärkten Tilgung der von der Republik Oster-

. reich an verschiedene gemeinnützige Wohnungs
unternehmen gewährten Konversionsdarlehen 
Tilgungsraten von an diese Unternehmen seiner
zeit gewährte Reichsdarlehen zur Verfügung ge
stellt. Zum Ausgleich für den hiedurch bedingten 
Zinsenentgang wurde diesem Offentlichen Ver
walter auf Grund des im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Finanzen ergangenen Er
lasses des Bundesministeriums für soziale Ver
waltung vom 4. Feber 1954, 21. IV-169.095-13/ 
1953, eine Vergütung in der Höhe von 1 v. H. 
der zur Verfügung gestellten Reichsdarlehens
raten gewährt, die im Jahre 1959 für den Ab
rechnungszeitraum 1. Jänner 1957 bis 31. Dezem
ber 1959 zu leisten sein wird (siehe§ 6). 

Die unter "Einnahmen ~ § 3" veranschlagten 
Rückflüsse aus Konversionsdarlehen betreffen An
nuitätenzahlungen aus Darlehen der Republik 
Osterreich, die an verschiedene gemeinnützige 
Wohnungsunternehmungen ab 1. Jänner 1954 
zur Konvertierung von zur Fertigstellung ehe
mals reichsgeförderter sozialer Wohnhausbauten 
a ufgenomni enen FertigsteIl ungs(Restfinanzie
rungs-) darlehen gewährt wurden. 

Bezüglich der für Wohn zwecke im Bundes
voranschlag 1959 vorgesehenen Kredite siehe die 
übersicht J. 

Ti tel 6: All gern ein e Für so r g e. 

1957 'f) ......... . 
1958 ';"f) ......... . 
1959 *~') ......... . 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 

106'6 
1187 
111'9 

MilL S 

27 
2'3 
2'1 

Allgemeine 
Fürsorge 

Die Unterschiede gegenüber den Vorjahren Unterschiede 
ergeben sich im wesentlichen infolge Minderauf- de~ Erforder
wendungen für Kleinrentner und HaftentsChädi- lllss~~b195d9 

. d eh K" d K d' f" gegenu er en gungen SOWIe ur urzung er re Ite ur Vorjahren 
Förderungsausgaben bzw. durch Mehrerforder-
nisse für die Opferfürsorge. 

§ 1: Kleinrentnerentschädigung.1) Kleinrentner-
" entschädigung 

Im Hinblick auf den zu erwartenden natur- Gesetzliche 

lichen Abfall bei den Empfängern von Klein- Grundlage 

renten nach dem Kleinrentnergesetz, BGBl. 
Nr. 251/1929, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBL Nr. 90/1955 und Nr. 78/1957 wird im 
Jahre 1959 für die Zahlung laufender Klein-
renten mit einem Betrag von 277 Millionen Gebarung 

Schilling voraussichtlich das Auslangen gefunden 
werden. Der für außerordentliche Hilfeleistungen 
erforderliche Betrag mußte wegen des sehr hohen 
Alters und der äußerst prekären wirtschaftlichen 
Lage der in Betracht kommenden Personen auf 
2'4 MiIiionen Schilling erhöht werden. Daher 
ergibt sich ein Gesamterfordernis von 30'1 Mil-
lionen Schilling. 

Die Zahl der Bezieher betrug: 2) 
Stand 

30. Juni 1956 30. Juni 1957 30. Juni 1958 

Insgesamt ........ 14.112 12.950 11.767 

Davon: 

Rep.tenempfänger 10.900 9.950 8.767 

Bezieher von a. o. 
Hilfeleistungen 3.212 3.000 3.000 

§ 2: Opferfürsorge. 

Diese Leistungen werden auf Grund des Bun
desgesetzes Vo!!! 4. Juli 1947, BGBI. Nr. 183, 
in der geltenden Fassung erbracht. 

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

Der Aufwand für die Heilfürsorge mußte auf 
Grund des Gebarungsergebnisses im ersten Halb
jahr 1958 von 3'2 Millionen Schilling auf 4 Mil
lionen Schilling erhöht werden. Die Mehraus
lagen ergeben sich aus den gesteigerten Krzte
und Krankenhauskosten. Bei der erweiterten 
Heilfürsorge konnte der Aufwand auf Grund 
des bisherigen Gebarungsergebnisses' gegenüber 
dem Jahre 1958 mit einem geringeren Betrag 
veranschlagt werden. 

1) Einschließlich eines Aufwandes für 7 Kinderbei
hilfen und Ergänzungsbeträge zur Kinderbeihilfe im 
Gesamtbetrag von 10.070 S. 

2) Siehe auch Beilage K. -
*)' Bundesrechnungsabschluß. 

*'f) Bundesvoranschlag. 

Opfer
fürsorge 
Gesetzliche 
Grundlage 

Gebarung 
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90 Kapitel 15 

Der Aufwand für Renten an Opfer u~d Hin
terbliebene wurde auf Grund des Gebarungs
ergebnisses des ersten Halbjahres 1958 unter Be
rücksichtigung der noch zu erwartenden Neu-

. bescheidung der Renten auf Grund der 11. Opfer
fürsorgegesetz-Novelle, BGBl. Nr. 77/1957, und 
des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 1956, 
BGBl. Nr. 264, wie folgt ermittelt: 

Für 5.900 rentenbezugsberechtigte 
Opfer einschließlich der halbjähr-
lich auszuzahlenden Renten ..... 31,530.000 S 

für rückwirkende Zahlungen ..... , 1,900.000 S 
für die Sonderzahlung (13. Mo-

natsrente) .................... 2,570.000 S 
36,000.000 S 

für Renten an rund 3.500 Hinter-
bliebene ...................... 20,160.000 S 

für rückwirkende Zahlungen ..... , 1,310.000 S 
für die Sonderzahlung (13. Mo-

natsrente) ..................... 1,680.000 S 

23,150.000 S 

Die Beitragsnachzahlungen an die Träger der 
Sozialversicherung (Nachverskherungsbeiträge) 
erfuhren gegenüber dem Jahre 1958 eine Min
derlJng um 400.000 Schilling. Der Aufwand für 
895 Kinderbeihilfen und Ergänzungsbeträge zur 
Kinderbeihilfe wird 1,535.000 Schilling erfordern. 
Bei den übrigen Posten ist eine wesentliche An
derung nicht eingetreten. Neu eröffnet wurde ein 
Ansatz für Sonderfürsorge in Notstandsfällen in 
der Höhe von 200.000 SchiIling zur Ermöglichung 
der Unterstützung von in Not geratenen Opfern 
und Hinterbliebenen. 

Die Gesamtzahl der Rentenempfänger 1) belief 
sich mit Ende Juni 1958 auf 8.800. Diese erhalten 
für 9.249 Rentenbezugsberechtigte Renten nach 
dem Opferfürsorgegesetz. Der Unterschied zwi" 
schen der Zahl der Rentenempfänger und der 
Zahl der Rentenbezugsberechtigten ergibt sich 
hauptsächlich daraus, daß die Waisenrenten zu
gleich mit der Witwenrente an die hinterbliebene 
Witwe (Lebensgefährtin} überwiesen werden. 

. Von den Rentenbezugsberechtigten sind 
5.899 Opfer und 3.523 Hinterbliebene, wobei 
an 173 Personen sowohl Opfer- als auch Hinter
bliebenenrenten ausbezahlt werden. 

Die Zahl der Rentenbezugsberechtigten hat sich 
gegenüber dem jahre 1957 durch die Auswir
kung der Bestimmungen der 11. Opferfürsorge
gesetz-Novelle erhöht. Durch dieses Gesetz 
wurde die Anmeldung. der Anspruchsberech
tigung neu eröffnet, außerdem die Leistungs
dauer der Waisenrenten verlängert und die Zu
erkennung von Beihilfen an Witwen und Waisen 
bei akausalem Tod des Opfers ermöglicht. 

1) Siehe auch Beilage K. 

§ 2 a: Haftentschädigungen. 1) 

Auf Grund des Gebanfngsergebni~ses des ersten 
Halbjahres 1958 und mit Rücksicht darauf, daß 
eine größere Anzahl von Haftentschädigungsan
trägen von den Landes'regierungen erst im Jahre 
1959 wird entschieden werden können, ist mit 
einem Erfordernis von 7 Millionen Schilling zu 
rechnen. 

Der Ansatz für Haft- und Gerichtskosten 
konnte von 50.000 Schilling auf 10.000 Schilling 
reduziert werden. 

§ 3: Schülerausspeisung. 
österreich hat auf Grund eines mit dem Inter

nationalen Kinderhilfsfonds der Vereinten Natio
nen (UNICEF) abgeschlossenen Vertrages (BGBl. 
Nr. 48/1949) die Verpflichtung zur Durchfüh
rung einer Ausspeisung für bedürftige Kinder 
übernommen. Wie in den Vorjahren werden dazu 
die bei diesem Ansatz bereitgestellten Bundes
mittel aufgewendet, ferner Hilfsgüter des 
UNICEF, US-überschußgüter-Lieferungen, Mit
tel der Bundesländer und Erlöse aus Darlehens
rückflüssen des Kuratoriums des Milchwirtschafts
fonds. 

Ausgaben-§ 3 a und Einnahmen-§ 1: Schul milch
aktion. 

Dieser Ansatz beruht auf zweckgebundenen 
Zuwendungen des Kuratoriums des Milchwirt
schaftsfonds, die gemäß Ministerratsbeschluß vom 
4. November 1952 zweckgebunden nur für den 
Ankauf von Frischmilch im Rahmen der Schüler
ausspeisung verwendet werden. 

Haftent
schädigungen 

Schüler
ausspeisung 

Schulmildl
aktion 

§4: Sonstige Maßnahmen der Fürsorge. Sonstige 
D · K d' f ß . L' . Maßnahmen leser re ltansatz um a t m erster lme un- der Fürsorge 

bedingt erforderliche Subventionen zur Förde-
rung der Fürsorge für Kinder. und Jugendliche, 
insbesondere der Erholungsfürsorge sowie der 
Schaffung und Wiedereinrichtung von Wohl
fahrtsinstitutionen aller Art, zum restlichen Teil 
auch Subventionen für Wohlfahrtseinrichtungen 
zugunsten bedürftiger, alter Personen . 

Im Rahmen dieses Förderungskredites erfolgt 
auch die Deckung der Transportkosten für us
überschußgüter und· die. Begleichung von 
UNICEF -T ransi tfrach tkosten. 

Ti tel 7: V 0 I k s g e s und h e i t, 
Ausgaben Einnahmen 

persönlidle sad1liche Summe 

1957 >:') ••••• 
1958 "") .... . 
1959 "") .... . 

14'3 
15'3 
16'0 

1) Siehe auch Beilage K. 
*) Bundesrechnungsabsdlluß. 

**) Bundesvoranschlag. 

Mill.S 

14'8 
69'5 
65'3 

29'1 
84'8 
81'3 

8'4 
8'6 
9'2 

Volks
gesundheit 
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Die Erhöhung der persönlichen Ausgaben ist 
im wesentlichen auf die Angleichung der Entloh
nung des Krzte- und PflegeperSonals der Bundes
staatlichen öffentlichen Krankenanstalt für 
Neurochirurgie in Bad Ischl an die bei anderen 
Gebietskörperschaften getroffenen Bezugsrege
lungen zurückzuführen. 

Die Minder- bzw. Mehrerfordernisse bei den 
sachlichen Ausgaben gegenüber den Vorjahren 
s:.nd vorwi,egend durch d,en für die Jahre 1958 
und 1959 in unterschiedlicher Höhe veranschlag
ten Aufwand nach. dem Krankenanstaltengesetz 
bedingt. 

Die für 1959 gegenüber den Vorjahren gün
stiger veranschlagten Einnahmen betreffen im 
wesentlichen die Betriebseinahmen der Bundes
staatlichen Untersuchungsanstalten. 

stelle der Wien er Anstalt in Linz) und fünf wei
terenUntersuchungsanstalten in Wien. 

Gesetzlime Behördenüberleitungsgesetz vom 20. Juli 1945, 

Diese im Dienste der Volksgesundheit stehen
den bundesstaatlich'en Kontrollstellen müssen im 
Sinne einer organisatorischen Entwicklung und 
zur wissenschaftlichen Fundierung ihrer Unter
suchungsmethoden jeweils soweit den gegenwär
tigen Erfordernissen angepaßt sein, daß sie die 
ihnen obliegenden Aufgaben einwandfrei erfüllen 
können. Zu diesem Zwecke sind bei diesem 
Ansatze außer den Aufwendungen für die nor
male Betriebsführung bei Außerachtlassung einer 
Reihe kleinerer apparativer Anschaffungen die 
Mittel für die Einrichtung und apparative' Aus
stattung des Viruslaboratoriums der Bundesstaat
lichen bakteriologisch-serologischen U ntersu
chungsanstalt in Wien, die Erfordernisse für das 
neu zu errichtende Laboratorium für Elektronen
mikroskopie an der Bundsstaatlichen Impfstoff
gewinnungsanstalt, die Errichtung je einer Klima
kammer im Mikrolabor der Bundesanstalt für 
chemische und pharmazeutische Untersuchungen 
und in der Bundesstaatlichen Aristalt für experi
mentell-pharmakologische und balneologische 
Untersuchungen vorgesehen. 

Grund- StGBl. Nr. 94; 
lagen 

Bundes
staatlime 
Unter_ 

sumungs
anstalten 

Bundesgesetz vom 22. August 1945, StGBl. 
Nr. 153, über die gesundheitliche über
wachung der mit der Herstellung und Abgabe 
von Nahrungs- und Genußmitteln befaßten 
Personen (Bazillenausscheidergesetz); 

Bundesgesetz vom 30. Juni 1948, BGBl. Nr. 156, 
über Schutzimpfungen gegen Pocken; § 2: Bundesheilanstalten. 

Bundesgesetz vom 23. Februar 1949, BGBl. 
Nr. 89, über Schutzimpfungen gegen Tuber- Bei diesem finanzgesetzlichen Ansatz sind die 
kulose; Erfordernisse des Bundesstaatlichen Thermalbades 

Lebensmittelgesetz 1951, BGBl. Nr 239; Engelsbad und der Bundesstaatlichen Heil- und 
Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186; Kuranstalten Sauerhof-Peterhof in Baden bei 
Reichssanitätsgesetz vom 30. April 1870, RGBl. Wien sowie der Bundesstaatlichen öffentlichen 

N 8 Krankenanstalt für Neurochirurgie in Bad Ischl r.6 ; 
Gesetz vom 22. August 1945, StGBl. Nr. 152, veranschlagt. 

über die Verhütung und Bekämpfung über- Abgesehen von der Bereitstellung der für die 
tragbarer Geschlechtskrankheiten (Geschlechts- laufende Betriebsführung erforderlichen Kredit
krankheitengesetz); mittel ist unter anderem für Sicherungs- und 

Abbrucharbeiten am Peterhof, für die ;Ersatz
Gesetz vom 3. Juni 1934 über die Vereinheit- anschaffung eines Lastkraftwagens für die Kran-

lichung des Gesundheitswesens; kenanstalt für Neurochirurgie und für die Wei-
Schulseuchenerlaß vom 30. April 1942; terführung notwendiger Instandsetzungsarbeiterr 
Tuberkulosehilfe, Verordnung vom 8. 9. 1942; am beziehungsweise im Anstaltsgebäude in Bad 
Kurkostenersatz für die von wütenden Hunden Ischl Vorsorge getroffen. 

gebissenen armen Personen, gemäß § 33 ades 
Epidemiegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186; § 3: Krankenanstalten und Krankenpflegewesen. 

Bundesgesetz vom 2. Juli 1925, BGBl. Nr. 214, Bei der Unterteilung 1 ist für die vom Bund 
über die Regelung des Hebammenwesens, auf Grund des Krankenanstaltengesetzes, BGBl. 
wieder in Kraft getreten und abgeändert durch Nr. 1/1957, zu leistenden Zweckzuschüsse vor-
BGBl. Nr. 151/1947; gesorgt. 

Bundesgesetz vom 18. Dezember 1956, BGBl. Der bei der Unterteilung 2 zur Fortführung 
Nr. 1/1957, über Krankenanstalten (Kranken- der Stipendienaktion für Gastärzte abermals in 
anstaltengesetz-KAG.). verringertem. ,Ausmaß veranschlagte Aufwand 

trägt der sich abzeichnenden Entwicklung - lau
§ 1: Bundesstaatliche Untersuchungsanstalten. fende übernahme einer größeren Anzahl von 
Die Veranschlagung bei diesem finanzgesetz- Gastärzten in ein besoldetes Dienstverhältnis -

lichen Ansatz umfaßt den Personal- und Sach- Rechnung; dem Erfordernis liegt eine Anzahl 
aufwand von sechs bakteriologisch-serologischen von 188 Stipendiaten zugrunde (Bundesvoran-
Untersuchungsanstalten (je eine in Wien, Linz, schlag 1958: 240 Stipendiaten). , 
Salzburg, Graz, Klagenfurt und Innsbruck), drei Der bei der Unterteilung 3 vorgesehene Betrag 
Lebensmitteluntersuchungsanstalten (je eine in betrifft einerseits Subventionen für nichtöffent
Wien, Graz und Innsbruck, mit einer Zweig- 'liche Heil- und Pflegeanstalten, die aber gemein-
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nützigen Zwecken dienen, anderseits ,erforderliche 
ergänzende Unterstützungsmaßnahmen für 
öffentliche Krankenanstalten (wie z. B. Zuschüsse 
für Erweiterungsbauten, Modernisierung und 
Ausgestaltung der Krankenanstalten), da Leistun
gen des Bundes gemäß § 57 des Krank'enanstal; 
tengesetzes lediglich für die Abdeckung des Be
triebsabganges in Betracht kommen. 

§ 4: Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge. 

Da die bestehenden drei Luftüberwachungs
anlagen für den Dauerbetrieb und eine Unter
suchungsstelle für Trink-, Grund- und Ober
flächenwasserkontrollen nicht genügen, um eini
germaßen eine übersicht über die Radioaktivität 
der Luft und Gewässer zu gewinnen, wurde bei 
der Unterteilung 1 für die weitere Anschaffung 
von zwei Apparaten zur Luftüberwachung und 
eines Apparates zur überwachung der Gewässer 
vorgesorgt. Der Ausbau des österreichischen 
überwachungsnetzes ist mit Rücksicht auf die 
bereits in fast allen Anrainerstaaten bestehenden 
Reaktoranlagen sowie auf die für die Errichtung 
von Reaktoren in österreich vorliegenden Pläne 
unerläßlich geworden. 

Bei der Unterteilung 2 wurden die finanziellen 
Grundlagen für Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Säuglingssterblichkeit in österreich geschaf
fen. Die bereitgestellten Mittel dienen zur über
nahme einer Ausfallshaftung für ein Hilfsp'ro
gramm des UNICEF zur Herabsetzung der Säug
lingssterblichkeit, zum Aufbau eines Netzes von 
Frühgeburtenstationen durch Ankauf von statio
nären und fahrbaren Inkubatoren und zur Aus
gestaltung einiger Schwangeren- beziehungsweise 
Mutterberatungsstellen mit Lehrbehelfen u. ä. zu 
Lehr- und Mustereinrichtungen. 

Die Unterteilung 3 betrifft die Erfordernisse 
für die geplanten Maßnahmen zur Gesundheits
erziehung der Bevölkerung durch Beschaffung 
von Aufklärungsfilmen, Broschüren und Flug
blättern sowie zur Weiterführung der Aktion zur 
Bekämpfung der Zahnkaries durch Abgabe von 
Fluortabletten. ' 

§ 5: Besondere Ausgaben. 

Bei der Unterteilung 3 wurden entsprechende 
Mittel für Probenentschädigungen nach dem Le- . 
bensmittelgesetz und . für Ersatzleistungen an 
ni eh tbundesst,aa tliche U ntersuchul1gsanstal ten, die 
Untersuchungen nach diesem Gesetz durchführen, 
vorgesehen. . 

Die Unterteilung 4 beinhaltet die für den 
Druck einzelner Kapitel des österreichischen 
Lebensmittelbuches, die Ausarbeitung eines Euro
päischen Lebensmittelbuches und die für stati
stische Zwecke auf volksgesundheitlichem Gebiet 
erforderlichen Aufwendungen, 

Die Unterteilung 5 betrifft im wesentlichen 
Aufwendungen für Fortbildungskurse für Sport-, 
Schul- und Amtsärzte, 

Die Unterteilung 6 umfaßt die Auslagen für 
den Obersten Sanitätsrat, den Lebensmittelbeirat 
und den Alkoholbeirat, 

Bei der Unterteilung 7 sind Kreditmittel zur 
Unterstützung medizinischer Gesellschaften, Ver
einigungen und Organisationen sowie sonstiger 
Einrichtungen, die auf dem Gebiete des Volks
gesundheitswesens tätig und förderungswürdig 
sowie förderungsbedürftig sind, vorgesehen. 

§ 6: Hebammenwesen, 

Der Bund unterhält derzeit je eine Hebammen
lehranstalt in Graz und Innsbruck in Verbin
dung mit der Universitätsklinik, eine Anstalt in 
Wien in Verbindung mit der Semmel weis
F:cauenklinik sowie je eine Lehranstalt in Linz, 
Salzburg und Klagenfurt in Verbindung mit den 
in diesen Landeshauptstädten befindlichen Lan
deskrankenhäusern. Die veranschlagten Kredite 
sind zur Aufrechterhaltung des Lehrbetriebes und 
zur Durchführung von Wiederholungskursen für 
praktische Hebammen sowie für die Anschaffung. 
von Hebammentagebüchern und Geburtenaus
weisen bestimmt, 

§ 7: österreichisches Arzneibuch, 

Dieser Ansatz enthält die für die Weiterfüh
rung des Betriebes des Pharmakopöe-Labors der 
Arzneibuchkommission erforderlichen Mittel, 
und zwar sowohl für die Bestreitung laufender 
Kosten und für eine weitere geringfügige appara-

Die Unterteilung 1 umfaßt Leistungen des tive Ausstattung als auch für zu honorierende 
Bundes nach dem Epidemie-, Pockenimpf-, I So.nd~rarbeite.~, Reisekosten . für Kommissions
Tuberkuloseimpf-, Geschlechtskrankheiten- und! mltgheder u. a. 
Lebensinittelgesetz. 

Das Erfordernis bei Unterteilung ,2 betrifft die 
Kosten der Durchführung der Impfkampagnen 
gegen Diphtherie, Tetanus und Pertussis, allfäl
liger Schutzimpfungen gegen die asiatische Grippe 
im Falle der Notwendigkeit sowie der vorsorg
lichen Bereitstellung ausreichender Impfstoff
mengen zur Durchführung von Poliomyelitis
Schutzimpfungen bei einer größeren Anzahl von 
Jahrgängen, 

Ti tel 8: A r bei t s ins p e k ti 0 n, 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 
MilL S 

1957 *) 10'1 2'4 12'5 0'6 
i958 :~*) 11'2 27 13'9 0'4 
1959 *',) 11'5 2'8 14'3 0'6 

*) Bundesrechnungsabschluß, 
**) Bundesvoranschlag, 
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Die Mehrerfordernisse sind auf Dienstposten
vermehrungen im wesentlichen zur Intensivie
rung der Tätigkeit des Arbeitsinspektorates für 
Handels- und Verkehrsunternehmungen und des 
Inspektionsdienstes auf dem Gebiete des Dienst
schutzes weiblicher Arbeitnehmer sowie zum wei
teren Ausbau des Inspektionsdienstes der Arbeits
inspektionsärzte gemäß § 20 Abs. 1 des Arbeits
inspektionsgesetzes 1956 zurückzuführen. 

Die. Arbeitsinspektion ist die auf Grund 
des Arbeitsinspektionsgesetzes 1956, BGBl. 
Nr. 147, zur Wahrnehmung des gesetzlichen 
Schutzes der Dienstnehmer (Lehrlinge) berufene 
Behörde_ Ihre Aufgaben werden derzeit von 
20 Arbeitsinspektoraten wahrgenommen, und 
zwar: von 8 Inspektoraten mit ihrem Sitz in 
Wien (der Wirkungsbereich von 2 Arbeitsinspek
toraten erstreckt sich zum Teil auch auf Gebiete 
von Niederösterreich, während das Arbeitsinspek
torat für Bauarbeiten.hinsichtlich der Ingenieur
bauten das gesamte Gebiet von Niederösterreich 
zu betreuen hat) und je einem Inspektorat in 
Wiener Neustadt, St. Pötten, Krems, Linz, 
Vöcklabruck, Salzburg, Graz, Leoben, Klagen
furt, Innsbruck, Bregenz und Eisenstadt. 

Kapitel 16 "Finanzverwaltung". 
T i tell: B u n ,cl: ·e 's m i n i ·s t e 1" i 'l1 m für 

F i na n zen. 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 
Mil!. S 

1957 'f) .... 36·9 6·5 43·4 0·9 
1958 ',*) .... 38·2 7"0 45·2 0·4 
1959 ~-~-) .... 39"7 8·5 48·2 0·4 

Bei diesem Ansatz sind neben den Ausgaben 
und Einnahmen des Ministeriums auch die der 
"Staatsschuldbuchhaltung und Fachprüfungs
stelle I" sowie der "Staatshauptkasse" mitver
anschlagt. Die erstere Stelle ist mit der Ver
waltung der Staats(Finanz)schulden betraut. Die 
Staatshauptkasse fungiert als staatliche Zentral
kasse und als Sammelkasse für die verfügbaren 
Bargeld- und Kontobestände aller staatlichen 
Stellen. 

Unterschiede Die höheren persönlichen Ausgaben im Vor-
der Gebarung anschlag 1958 und 1959 sind im wesentlichen .. 195\ge&eh- durch verschiedene gesetzliche Maßnahmen (z. B. 
u er orJa re Gewährung von Belohnungen aus Anlaß von 

Dienstjubiläen gemäß BGBl. Nr. 54/1956 oder 
das Inkrafttreten des neuen Zolltarifes gemäß 
BGBl. Nr. 74/1958 am 1. September 1958) 
bedingt. 

Die höheI1en sachlichen Ausgaben waren im 
Voranschlag 1958 im wesentlichen bei den Ver
waltungsaufwendungen zu verzeichnen und 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoransmlag. 

stehen im Voranschlag 1959 mit der Fertig
stellung des Zubaues zum Amtsgebäude des 
Bundesministeriums für Finanzen im Zusammen
hang. 

An Förderungsausgaben sind u. a. Beiträge an 
die Osterreichische Gesellschaft für Arbeits
medizin und an den Compaß-Verlag vorgesehen. 

Titel 2: Unterbehörden und 
o r ga n e .. 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

Mill.S 

1957 .f) .... 529·3 119"7 649·0 34·4 

1958 'f*) .... 528·5 122.41) 650·9 32·2 

1959 ~-~-). . .. 553"4 146·0 699-4 37·9 

Förderungs
ausgaben 

Unter
behörden 

und 
Organe 

Die persönlichen Ausgaben erfuhren im Jahre Untersmiede 
1959 eine Erhöhung, da die Durchführung des der Gebarung 

. d f I ch h··d 1959 gegen-Knegs un Ver o,gungssa· s,c a engesetzes, über Vorjahre 
BGBl. Nr. 127/1958, eine Erhöhung des Per-
sonalstandes um 480 Bundesbedienstete vorsieht 
und der i~ Voranschlag 1958 vorgesehene Kredit 
für die Dienstpostenvermehrung laut. Dienst-
posr-enplan 1958 nicht ausreichend war. 

Die Zunahme der sachlichen Ausgaben erfolgte 
ausschließlich beim Verwaltungsaufwand. Sie ist 
im wesentlichen im Bereich der Finanzlandes
direktionen eingetreten und steht nicht zuletzt 
im Zusammenhang mit den immer. wieder der 
Finanzv,erwaltung aufgebürdeten neuen gesetz
lichen Aufgaben. 

Im einzelnen ist noch zu bemerken: 

§ 1: Finanzlandesdirektionen und deren Unter
stellen. 

Bei den sachlichen Ausgaben wurde der bereits 
erwähnte Aufgabenzuwachs, die Erhöhung der 
Hausbeschaugebühren, die Erhöhungen der Ta
rife für Gas und Strom sowie der Verkehrs
betriebe berücksichtigt_ Außerdem wurde auf die 
Erhöhung des Mietaufwandes (Anmietungen und 
Adaptierungen als Ersatz für Neubauten) sowie 
auf die Ausstattung der neuerrichteten Kmter 
und Dienststellen mit Büromaschinen, Möbeln 
und Einrichtungsgegenständen Bedacht ge
nommen. 

Die Verwaltung der öffentlichen Abgaben wird 
von sieben Finanzlandesdirektionen (Wien, Linz, 
Salzburg, Graz, Klagenfurt, Innsbruck und Feld
kirch), 87 Finanzämtern, 201 Zollämtern und 
Zollzweigstellen, 29 Zollwachabteilungsinspekto
raten, 360 Zollwach;tbteilungen, 142 Steuer
aufsichtsstellen und verschiedenen sonstigen 
Dienststellen besorgt. Diesbezüglich siehe auch 

1) Außerdem sind im Eventualvoranschlag für die 
Finanzlandesdirektionen 9·4 Millionen Schilling ver-
anschlagt. . 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
~.*) Bundesvoransmlag. 
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BGBl. Nr. 149/1954 (in der Fassung BGBl. 
Nr. 12/1955). 

Die Schulung der Bediensteten erfolgt haupt-
sächlich in der Finanzschule Wien. . 

§ 2: Finanzprokuratur. 

Die Wirksamkeit der Prokuratoren in den 
österreichischen Ländern wird schon im Anfange 
des 15. Jahrhunderts festgestellt. In neuerer Zeit 
ergangene Dienstinstruktionen datieren vom 
16. Feber 1855, RGBl. Nr. 34, und vom 9. März 
1898, RGBl. Nr. 41. Nach Aufhebung im Jahre 
1939 wurde die Prükuratur mit Gesetz vom 
20. Juli 1945, StGBl. Nr. 94 (§ 30), wieder er
richtet. Nach dem Gesetz vom 12. September 
1945, StGBl. Nr. 172 (Prokuraturgesetz), novel
liert durch das Bundesgesetz vom 16. Juni 1948, 
BGBL Nr. 154, ist die Prokuratur berufen, die 
Republik österreich (auch hinsichtlich ihrer An
stalten, Unternehmungen, Betriebe und sonstigen 
Einrichtungen) sowie alle Fonds, S.tiftungen, 
Anstalten, Unternehmungen, Einrichtungen und 
sonstigen- Vermögensmassen mit selbständiger 
Rechtspersönlichkeit, welche von staatlichen 
Organen unmittelbar verwaltet werden oder 
bei denen der Staat für einen Gebarungsab
gang aufzukommen hat, ferner Stiftungen, soweit 
es sich um ihre Konstituierung, oder um die Ein
bringung des gestifteten Vermögens zum Zwecke 
der Konstituierung handelt, und die öffent
lichen Pfarrarmeninstitute zu vertreten. Eine 
Ausdehnung der Vertretungsbefugnis d~r Pro
kuratur im Verordnungswege ist im § 2 Abs. 2 
des Prokuraturgesetzes vorgesehen. 

Auf Grund dieser Ermächtigung wurde die 
Vertretungsbefugnis durch mehrere "Prokuraturs
verordnungen" ausgedehnt, von denen folgende 
noch aktuell sind: BGBl. Nr. 94/ 1948 (Theresia
nische Akademie), BGBL Nr. 165/1951 (Austria 
Tabakwerke AG. vormals österreichische Tabak
regie), BGBl. Nr. 18/1953 (österreichischer Bun
desverlag für Unterricht, Wissenschaft und Kunst) 
und BGBL Nr. 207/1955 (Gesellschaft für Ab
löselieferungen, Gesellschaft m. b. H.). 

Eine Reihe von gesetzlichen Sonderbestimmun
gen ergänzt den Aufgabenbereich der Prokuratur: 
§ 102 Abs. 3 und §113 Abs. 2 des Gesetzes vom 
6. März 1906, RGBL Nr. 58, über Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung; § 58 Abs. 2 des Ge
setzes vom 6. August 1909, RGBl. Nr. 177, be
treffend die Abwehr und Tilgung von Tier
seuchen; § 11 Abs. 2 des Verfassungsgesetzes vom 
19. September' 1945, StGBl. Nr. 177 (Volks
gerichtsverfahrens- und Vermögensverfallsgesetz) ; 
§ 4 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 26. Juli 1946, 
BGBL Nr. 156 (erstes Rückstellungsgesetz); § 4 
Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 6. Februar '1947, 
BGBL Nr. 53 (zweites Rückstellungsgesetz); § 8 
des Bundesgesetzes vom 18. Dezember, 1948, 
BGBL Nr. 20/1949 (Amtshaftungsgesetz) i~ Ver-

bindung mit den §§ 1 und 2 der Verordnung der 
Bundesregierung vom 1. Februar 1949, BGBL 
Nr. 45; § 16 des Bundesgesetzes vom 12. Juli 1950 
über· die Errichtung des "Salzburger Festspiel
fonds", BGBL Nr. 147; § 11 Abs. 1 und § 13 
Abs. 1 lit. a und Abs.2 des Bundesgesetzes vom 
4. Juli 1951, BGBL Nr. 173 (Kartellgesetz); § 5 
des Bundesgesetzes vom 7. Juli 1954, BGBL 
Nr. 188 (Wertpapierbereinigungsgesetz) in Ver
bindung mit § 45 Abs. 4 des Bundesgesetzes vom 
25. Juli 1956, BGBl. Nr. 165 (erstes Staatsver
tragsdurchführungsgesetz); § 9 des Bundesgesetzes 
vom 6. Juli 1954, BGBL Nr. 197 (Stiftungs- und 
Fondsreorganisationsgesetz); § 13 des Bundes
gesetzes vom 20. Dezember 1955, BGBL Nr. 269 
(Religionsfondstreuhandstelle); § 3 Abs. 7 des 
Bundesverfassungsgesetzes vom 18. Juli 1956, 
BGBL Nr. 155 (Vermögensverfallsamnestie); 
Bundesgesetz vom 25. Juli 1956, BGBL Nr. 165 
(erstes Staatsvertragsdurchführungsgesetz) in zahl
reichen Bestimmungen. 

Die Prokuratur ist ferner allgemein berufen, 
zum Schutze öffen:tlich,er Interessen vor allen 
Gerichten und Verwaltungsbehörden e1nzu
schreiten, wenn sie von der zuständigen Behörde 
hiefür in Anpruch genommen wird oder die 
Dringlichkeit des Falles ihr sofortiges Ein
schrei,ten erfordert. 

Außer der Vertretung vor den Gerichten, den 
Verwaltungsbehörden und Gerichtshöfen öffent
lichen Rechtes obliegt der Prokuratur die Abgabe 
von Rechtsgutachten an die von ihr zu vertre
tenden Rechtsträger sowie die Mitwirkung beim 
Abschluß von Rechtsgeschäften und bei der Ab
fassung von Rechtsurkunden. 

Zum Einschreiten der Prokuratur vor den 
ordentlichen Gerichten und Arbeitsgerichten be
darf sie keines Nachweises ihrer Vollmacht. Vor 
dem Verfassungsgerichtshof, dem Verwaltungs
gerichtshof, dem Patentgerichtshof und den Ver
waltungsbehörden einzuschreiten, ist sie nur über 
Verlangen berechtigt. 

Für ihre Tätigkeit vor den ordentlichen Ge
richten gebührt derProkuratur der Zuspruch der 
Kosten gleich einem Rechtsanwalt. 

§ 3: Punzierungswesen. 

Die wichtigsten gesetzlichen Grundlagen, auf 
denen die Aufgaben desPunzierungswesens in 
österreich basieren, sind: 

a) das Bundesgesetz vom 24. Feber 1954 über 
den Feingehalt der Edelmetallgegenstände, 
BGBL Nr. 68 (Punzierungsgesetz); 

b) die Verordnung des Bundesministeriums 
für Finanzen vom 24. Juni 1954 über den 
Feingehalt der Edelmetallgegenstände 
(Durchführungsverordnung zum' Punzie
rungsgesetz), BGBL Nr. 212. 

Veranschlagt ist der Aufwand des Hauptpun
zierungs- und Probier amtes mit den ihm unter
stellten Punzierungsämtern in Wien, ,Linz samt 
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Punzierungsstätte SaIZburg, Graz samt Punzie
rungsstätte Klagenfurt und Innsbruck, wobei das 
Punzierungsamt Linz noch Amtstage in Wels ab
hält. Diese nehmen die amtliche Beglaubigung 
des Feingehaltes von Edelmetallen und Edel
metallgegenständen vor. 

§ 5: Zentralbesoldungsamt. 

Das Zentralbesoldungsamt wurde mit Gesetz 
vom 3. Juli 1945, StGBl. Nr. 54, errichtet. Der 
Aufgabenkreis des Zentralbesoldungsamtes ist. in 
der Verordimng des Staatsamtes für Finanzen 
vcm 24. August 1945, StGBl. Nr. 139, festgelegt. 
Er um faßt derzeit die Anweisung und Flüssig
machung der persönlichen Bezüge der Bedienste
ten im Bereich der anweisenden Stellen in Wien 
einschließlich der Monopole und Bundesbetriebe, 
jedoch ausschließlich der Bundesbahnen und der 
Post- und Telegraphenanstalt. Ferner obliegt 
dem Zentralbesoldungsamt auf Grund der Ver
ordnung des Bundesministeriums für Finanzen 
vom 25. Jänner 1949, BGBl. Nr. 52, die An
weisung und Flüssigmachung der Ruhegenüsse; 
ordentlichen und außerordentlichen Versor
gungsgenüsse der Hoheitsverwaltung des Bundes 
sowie der Monopole und Bundesbetriebe ein
schließlich der Provisionen für deren Arbeiter, 
jedoch ausschließlich der Bundesbahnen und der 
Post- und Telegraphenanstalt. In den Aufgaben
kreis des Zentralbesoldungsamtes fällt endlich ab 
1. Jänner 1953 auch die Anweisung und Flüssig
machung der außerordentlichen Versorgungs
genüsse nach dem zwischen der österreichischen 
Bundesregierung und der Regierung der Bundes
republik Deutschlan,d getroffenen Abkommen 
über die Versorgung bestimmter Personen
gruppen des öffentlichen Dienstes vom 27. April 
1953 (Bonner 'beziehungsweise Gmundner Ab
kommen). 

Im Jahre 1959 wird die Bezugsliquidierung 
etappenweise auf eine elektronische Großrechen
anlage übergeleitet werden. 

Titel 3: Münzreg,al. 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

Mill. S 
1957 ::.).......... 163·1 319·6 
1958 *~).......... 136·2 354·9 
1959::·*) .......... 132"7 422·0 
Die Ausgaben beinhalten den Ersatz der 

Kosten der Ausmünzungen an .das Hauptmünz
amt, bei welchem ein gleich hoher Betrag als Ein
nahme aufscheint. 

Die Einnahmen betreffen den Gegenwert der 
vom Hauptmünzamt laut jeweiligem Präge
programm auszuprägenden Scheidemünzen der 
Schillingwährung. 

Gemäß § 1 des Bundesgesetzes vom 21. Mai 
1953, BGBl. Nr. 64 (Scheidemünzengesetz 1953), 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

ist das Bundesministerium für Finanzen ermäch
tigt, Scheidemünzen aus unedlen Metallen bis 
höchstens 100 Schilling je Kopf der Bevölkerung 
auszuprägen und inden Verkehr zu setzen. 

Auf Grund des Ergebnisses der Volkszählung 
im Jahre 1951 können somit derartige Scheide
münzen im Gesamtnennbetrag von 693,390.500 
Schilling in Verkehr gesetzt werden. Am 31. Mai 
1958 hat der Nennbe:trag dieser in Verkehr ge
setzten Scheidemünzen 337,854.714 Schilling 
betragen. 

Gemäß Bundesgesetz vom 21. Mai 1958 über 
eine Anderung des Silbermünzengesetzes, BGBl. 
Nr. 109, ist das Bundesministerium für Finanzen 
weiters ermächtigt, Scheidemünzen aus Silber bis 
höchstens 150 S je Kopf der Bevölkerung auszu
prägen und in den Verkehr zu setzen. 

An Silbermünzen kann somit ein Gesamt
nennbetrag von 1.040,085.750 Schilling in Ver
kehr gesetzt werden. Der Nennbetrag dieser mit 
31. Mai 1958 in Verkehr gesetzten Münzen hat 
589,585.310 Schilling betragen. 

Fur das Jahr 1959 ist die Ausprägung von 
15,000.000 Stück Scheidemünzen aus Silber im 
Gesamtnennbetrag von 195,000.000 Schilling, so
wie von 3,000.000 Stück 50 S-Silbermünzen im 
Gesamtnennbetrag von 150,000.000 Schilling 
vorgesehen, vorbehaltlich einer Erhöhung der 
Kopfquote durch neuerliche Novellierung des 
Silbermünzengesetzes (BGBl. Nr. 63/1955). 
Weiters sollen 121,000.000 Stück Scheidemünzen 

. aus unedlen Metallen im Gesamtnennbetrag von 
76,950.000 Schilling ausgeprägt und in den Ver-
kehr gesetzt werden. 

Kapitel 17 "öffentliche Abgaben".1) 

Vor der Erläuterung der für die ernzelnen 
öffendichen Abgaben verans,chlagten Beträge 
wird na.chstehend ein s ach 1 ich er übe r-
b 1 i c k über diese gegeben: 

Präge
programm 

Kapitel 17 
Sachlicher 
Überblick 

T i tel 1: Di r e k t e S t e u ern. Direkte 
Steuern 

Die Ein kom m e n s t e u e r 2) ist die Steuer Einkommen-
vom Einkommen der natürlichen Personen. Der steuer 3) 

1) Wegen "Bundesverwaltungsabgaben" siehe die 
Ausführungen auf Seite 100. 

2) Siehe Einkommensteuergesetz 1953, BGBl. Nr. 11 
1954 in der Fassung der Einkommensteuernovelle 
1954, BGBL Nr. 13/1955, des Steueränderungsge
setzes 1955, BGBL Nr. 59, der 2. Einkommensteuer
novelle 1956, BGBL Nr. 276, des Bundesgesetzes vom 
13. März 1957, womit das Einkommensteuergesetz 
1953 und das Gebührengesetz 1946 abgeändert wer
den, BGBL Nr.69, der Einkommensteuernovelle 
1957, BGBL Nr. 283, und des Bundesgesetzes vom 
10. Juli 1958, mit dem das Einkommensteuergesetz 
1953 und das Bewertugsfreiheitsgesetz 1957 abgeän
dert werden, BGBI. Nr. 147. 

3) 1. Tarifsenkung mit Wirkung vom 1. Jänner 
1954, 2. Tarifsenkung am 1. Jänner 1955 und 3. Ta-
rifsenkung am 1. Jänner 1958. . 
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-
Einkommensbegriff ist, ohne einer bestimmten 
Einkommenstheorie zu folgen, durch folgende 
Einkunftsarten umschrieben: Einkünfte aus 
Land- und· Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb, 
aus selbständiger Arbeit, aus nichtselbständiger 
Arbeit, aus Kapitalvermögen, aus Vermietung 
und V erpach tung und sonstige, bestimmt bezeich
nete Einkünfte. Für die Bemessung der- Ein-

_ kommensteuer werden die Steuerpflichtigen in 
drei Steuergruppen eingereiht. In die Steuer
gruppe I gehören die Unverheirateten, solange 
sie das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben; in die Steuergruppe 11 gehören insbeson
dere die Verheirateten ohne Kinder und die
jenigen Unverheirateten, die das 40. Lebensjahr 
vollendet haben; in die Steuergruppe 111 gehören 
die Steuerpflichtigen, denen Kinderermäßigung 
zusteht. Die Höhe der Einkommensteuer be
mißt sich nach einem für die Steuer
gruppe 11 festgesetzten Staffeltarif. Der Steuer
satz beginnt mit 6 v. H. des Mehrbetrages 
über 9.500 S und nähert sich asymptotisch dem 
Satz von 47 v. H. bei einem Einkommen 'von 
über zwei Millionen Schilling. Die Einkommen
steuer der Steuergruppe I beträgt bis zu einem 
Einkommen von 49.200 S das Eineinhalbfache 
der Einkommensteuer der Steuergruppe 11; für 
höhere Einkommen ist sie gleicli der um 7 v. H. 
des Einkommens vermehrten Einkommensteuer 
der Steuergruppe 11, darf aber nicht 52 v. H. 
des Einkommens übersteigen. Die Einkommen
steuer der Steuergruppe III ist die um die Kinder
ermäßigung verminderte Einkommensteuer der 
Steuergruppe II. 

Ein sehr bedeutender Teil der Einkommen
steuer wird im Wege der Einbehaltung an der 
Quelle erhoben. Diese besondere Erhebungsform 
der Einkommensteuer findet Anwendung auf 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (L 0 h n
s te u e r) und auf inländische Kapitalerträge 
(K a p i tal e r t rag s t e u er). 

Die Loh n s t e ti e r wird nach dem Taglohn 
und nach Steuersätzen bemessen, die aus dem 
Einkommensteuertarif abgeleitet sind. Sie ist 
vom Arbeitgeber für den Arbeitnehmer bei 
jeder Lohnzahlung einzubehalten und monatlich 
an das Finanzamt abzuführen. 

Die Kap i tal e r t rag s t e u e r wird ins
besondere erhoben von inländischen Kapital
erträgen, und zwar von Gewinnanteilen (Divi
denden), Zinsen und sonstigen Bezügen aus An
teilen an' juristischen Personen insbesondere 
Aktiengesellschaften und Ges. m. b. H.) sowie 
aus der Beteiligung a.n einem Handelsgewerbe als 
stiller Gesellschafter. Der Steuerabzug beträgt 
15 v. H. beziehungsweise 17'65 v. H. bei über
nahme der Steuer durch den Schuldner (Unter
nehmen) von den vollen Kapitalerträgen. 

Die K ö r per s c h a f t s t euer 1) ist die Ein
kommensteuer der juristischen Personen.' Der 
Einkommensbegriff und die Art der Ermittlung 
des Einkommens bestimmen sich nach den V or
schriften des Einkommensteuergesetzes. Die 
Körperschaftsteuer beträgt bei einem Ein
kommen bis 50.000 S 24 v. H. und steigert sich 
bis auf 44 v. H. bei einem Einkommen von über 
500.000 S. 

Auf s ich t s rat s a bg a b e. 2) Vergütungen 
jeder Art, die den Aufsichtsratsmitgliedern von 
Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Per
sonenvereinigungen des privaten und öffentlichen 
Rechts für die überwachung der Geschäfts
führung gewährt werden, .sind abgabepflichtig. 
Die Abgabe beträgt 30 v. H., wenn der Emp
fänger die Abgabe selbst trägt, und 42'857 v. H;, 
wenn das Unternehmen die Abgabe übernimmt. 

Der Ver m ö g ,e n s t e u e r 3) unterliegt das 
Gesamtvermögen beziehungsweise das Inlands
vermögen, das nach den Vorschriften des Be
wertungsgesetzes 4) ermittelt wird. 

Bei der Steuerberechnung sind für natür
liche Personen Freibeträge vorgesehen. Das Aus
maß der Steuer beträgt 5 v. T. des steuerpflich
tigen Vermögens. 

Die G ewe r b e s t e u e r 5) ist eine bundes
gesetzlich geregelte Gemeindesteuer, der jeder 
stehende Gewerbebetrieb, soweit er im Inland 
betrieben wird, unterliegt. Besteuerungsgrund
lagen sind der Gewerbeertrag und das Gewerbe
kapital und daneben wahlweise die Lohnsumme. 
Bei der Berechnung der Gewerbesteuer vom Ge
werbeertrag und vom Gewerbekapital wird von 
einem einheitlichen Steuermeßbetrag aus
gegangen. Dieser Steuermeßbetrag wird durch 
Anwendung einer sogenannten Steuermeßzahl 
ermittelt. Die Steuermeßzahl beträgt beim Ge-, 
werbeertrag im allgemeinen 5 v. H: (mit Er
mäßigungen bei Gewerbeertrag unter 72.000 S), 
beim Gewerbekapital 2 v. T. Gemäß Bundes
gesetz vom 7. Juli 1954, BGBL Nr. 191, beträgt 

1) Körperschaftsteuergesetz vorn 16. Oktober 1934, 
DRGBL I S. 1031; in der Fassung des Steuerände
rungsgesetzes 1946, BGBl. Nr. 171, des Steuerände
rungsgesetzes - 1,949, BGBI. Nr. 132, des Steuee
ermäßigungsgesetzes 1949, BGBI. Nr. 17/1950, des 
Steueränderungsgesetzes 1950, BGBl. Nr. 101, des 
Steueränderungsgesetzes 1951, BGBl. Nr. 191, und 
des 2. Steueränderungsgesetzes 1951, BGBI. Nr. 81 
1952. 

2) Gesetz vorn 28. März 1934, DRGBI. I S. 253, in 
der Fassung des Bundesgesetzes vom 13. Juni 1946, 
BGBl. Nr. 109. 

3) Vermögensteuergesetz vorn 7. Juli ,1954, BGBl. 
Nr. 192, in der Fassung der Vermögensteuergesetz-
novelle 1957, BGBL Nr. 33. ' 

4) Bewertungsgesetz vorn 13. Juli 1955, BGBl. 
Nr. 148. 

5) Siehe Gewerbesteuergesetz 1953, BGBl. Nr. 21 
1954, und Gewerbesteueränderungsgesetz 1954, BGBl. 
Nr. 191, sowie Steueränderungsgesetz 1955, BGBI. 
Ne. 59. 

Körper- . 
schaft
steuer 

Aufsichtsrats
abgabe 

Vermögen
steuer 

Gewerbe
steuer 
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die Steuermeßzahl für das Gewerbekapital 1 v. T. 
für jene Gewerbebetriebe, die von den Bestim
mungen des Schillingeröffnungsbilanzengesetzes 
vom 7. Juli 1954, BGBl. Nr. 190, über die Neu
bewertung des Betriebsvermögens Gebrauch ge
macht haben. Von diesem so errechneten Meß
betr,ag wird die Gewerbesteuer durch Anwendung 
des von der hebeberechtigten Gemeinde für jedes 
Jahr festgesetzten Hebesatzes (Hundertsatz des 
Meßbetrages) errechnet. Die Hebesätze dürfen 
300 v. H. nicht übersteigen. Von der Bundes
finanzverwaltung wird nur die Gewerbesteuer 
vom Gewerbeertrag und vom Gewerbekapital 
für die Gemeinden eingehoben. Die Anwendung 
und Durchführung eines Gewerbesteueraus
gleiches zwischen Wohngemeinden und Betriebs
gemeindenist im Bundesgesetz vom 3. Dezember 
1953, BGBL Nr. 3/1954, in der Fassung des Bun
desgesetzes vom 26. November 1954, BGBL 
Nr. 10/1955, geregelt. . 

Für die Loh n s u m m e n s t e u e rist Be
steuerungs grundlage die Lohnsumme. die in 
jedem Kalendermonat an die Arbeitnehmer der 
in der Gemeinde befindlichen Betriebsstätte ge
zahlt worden ist. Die Lohnsummensteuer wird 
nur von den hiezu berechtigten Gem~inden ein
gehoben. Ihr Ertrag fließt den Gemeinden zu. 
Die Berechnung erfolgt ähnlich der Ge
werbesteuer durch Festsetzung eines Steuer
meßbetrages (2 v. T. der Lohnsumrne), auf den 
der jeweilige Hebesatz der hebeberechtigten 
Gemeinde angewendet wird. Die Lohnsummen
steuer ist keine Bundeseinnahme und ist daher 
im Bundesvoranschlag nicht vorgesehen. Sie 
wird hier nur wegen der Vollständigkeit und 
wegen ihres Zusammenhanges mit der Ge
werbesteuer erwähnt. 

unbebauten Grundstücken sowie Hypothekargläu
biger zu leisten._ Die Leistungspflicht trifft Eigen
tümer von bebauten Grundstücken, soweit 
diese nicht durch Kriegseinwirkung beschädigt 
oder zerstört sind. Der Beitrag beträgt bei be
bauten Grundstücken für Wohnungen und Ge
schäftsräume, deren Mietzinsbildung nach dem 
Mietengesetz erfolgt, jährlich 10 Groschen je 
Krone des Jahresrnietzinses für 1914, für bebaute 
und unbebaute Grundstücke jährlich 2 bis 5 v. T. 
des maßgebenden Einheitswertes beziehungswei~e 
von 30 v. H. des jeweiligen Einheitswertes, 
wenn diese 50.000 Schilling übersteigen. Die 
Beiträge der Hypothekargläubiger , betragen 
50 v. H. der Schuldsumme vom 1. Juni 
1948, wenn die zur Sicherstellung dienenden 
Wohnhäuser mit Fondshilfe wiederhergestellt 
werden, beziehungsweise 5 v. H. der verein
nahmten Kapital-' und Zins beträge bis zur gänz
lichen Abstattung der Schuld in allen anderen 
Fällen. Die Beiträge nach dem Wohnhaus-Wie
deraufbaugesetz werden ab 1. Juli 1950 erhoben .. 

Zur Förderung der Errichtung von Kleinwoh
nungen ist ein W 0 h n bau f ö r der u n g s
beitrag 1) zu leisten, der dem Bundes-Wohn
und Siedlungsfonds zufließt. Beitragspflichtig sind 
Dienstnehmer (Heimarbeiter), solange sie An
spruch auf Entgelt haben und deren Dienstgeber 
(Auftraggeber). Ausgenommen von der Beitrags
pflicht sind die im § 2 Abs. 3 genannten Per
sonengruppen. 

Beitrag vom Zur Erhöhung der Mittel, die dem Wohnhaus-
Ein- Wiederaufbaufonds 1) zufließen, zur Förderung 

Der Beitrag beträgt für jeden beitragspflichti
gen Dienstnehmer 5 v. T. der für die Kranken
(Pensions )versicherung maßgeblichen Beitrags
grundlage, jedoch nur bis zu dem Höchstbetrag, 
der als Höchstbeitragsgrundlage in der gesetz
lichen Krankenversicherung gilt. Der Dienstgeber 
(Auftraggeber) hat einen gleichhohen Beitrag für 
jeden von ihm beschäftigten beitragspflichtigen 
Dienstnehmer (Heimarbeiter) zu leisten. Der 
Dienstgeber hat den Beitrag des Dienstnehmers 
(Heimarbeiters) bei Zahlung des Entgeltes einzu
behalten und ihn zusammen mit seinem eigenen 
Beitrag an den Träger der gesetzlichen Kranken
(Pensions)versicherung weiterzuleiten. Dieser hat 
den Beitrag an den' Bundes-Wohn- und Sied
lungsfondsabzuführen. 

kommen 

Beiträge nadl 
dem Wohn
haus-Wieder
aufbaugesetz 

der Errichtung von Klein- und Mittelwohnun-

Titel 2: Umsatzsteuer und 
Ti tel 2 a: B und e s z u s chI a g zur 'U m

s atz s t e u e r. 

gen 2) und zur Familienförderung (Familien
lastenausgleich) wird von allen einkommensteuer
pflichtigen natürlichen und körperschaftsteuer
pflichtigen juristischen Personen durch die Finanz
ämter ab 1. Jänner 1955 ein Bei t rag 3) (v'o m 
Einkommen) erhoben, der 18 v. H. der 
Einkommensteuer (Körperschaftsteuer) 'beträgt. 
Zehn Achtzehntel der eingehobenen Beiträge 
werden an den W ohnhaus-Wiederaufbaufonds 
abgeführt, während fünf Achtzehntel gemäß den 
Bestimmungen des Wohnbauförderungsgesetzes 
1954 2) und drei Achtzehntel zur Familien
förderung zu verwenden sind. Die Ums atz s t e u e r 2) ist eine Steuer auf 

den gesamten wirtschaftlichen Verkehr und um
Beiträge nach dem W ohnhaus-Wiederaufbau-

gesetz 1) haben Eigentümer vOn bebauten und 

1) Bundesgesetz vom 16_ Juni 1948, BGB!. Nr. 130, 
in der derzeit geltenden Fassung. 

2) Bundesgesetz vom 7. Juli 1954, BGB!. Nr. 153. 
3) Bundesgesetz vom 7. Juli 1954, BGB!. Nr.152. 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz. 

1) Bundesgesetz vom 17. Dezember 1951, BGBl. 
Nr. 13/1952, in der Fassung der Bundesgesetze vom 
7. Juli 1954, BGB!. Nr.155, und vom 18. Juli 1956, 
BGB!. Nr. 164. 

2) Umsatzsteuergesetz vom 16. Oktober 1934, 
DRGB!. I S.942, in der derzeit geltenden Fassung. 

7 

Wohnbau
förderungs

beitrag 

Umsatz
steuer 
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Ausgleimsteuer 

Bundes
zuschlag 

zur Umsatz
steuer 

Reronungs· 
. stempel 

faßt grundsätzlich jeden Umsatz in jeder Wirt
schaftsstufe. Gegenstand der Umsatzsteuer sind 
die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die 
ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im 
Rahmen seines Unternehmens ausführt, ferner 
der Eigenverbrauch und die Einfuhr von Gegen
ständen in das Inland (A u s g lei c h s t e u 'e r). 
Der allgemeine Steuers atz beträgt 3 v. H. Die Be
messungsgrundlage für die Umsatzsteuer bildet 
das Entgelt. Die Steuer ermäßigt sich auf 1 v. H. 
für die Lieferungen und den Eigenverbrauch von 
Gegenständen, die innerhalb eines land- und 
forstwirtschaftliehen Betriebes im Inland erzeugt 
werden, soweit der Erzeuger die Gegenstände 
selbst liefert, sowie für Umsätze von Getreide, 
Mehl, Schrot und Kleie aus Getreide und von 
daraus hergestellten Backwaren, von Grieß aus 
Getreide ohne Nährmittelzusatz, ferner von zum 
unmittelbaren Genuß geeigneten Speiseölen, von 
Margarine und sonstigen Kunstspeisefetten, von 
raffiniertem, zum unmittelbaren Genuß geeig
neten Zucker sowie von Milch und Erzeugnissen 
aus Milch mit Ausnahme von Schlagobers, 
Trockenmilch und Kondensmilch. Die Steuer 
ermäßigt sich gleichfalls auf .1 v. H. für die 
Lieferungen von Gegenständen im Großhandel, 
wenn der Unternehmer die Gegenstände er
worben und weder bearbeitet noch verarbeitet 
hat. 

Zu den Sätzen der Umsatzsteuer (Ausgleich
steuer) wird ein B und e s zu s chI a g 1) von 
50 v. H. eingehoben. Außerdem ist an Stelle des 
Rechnungsstempels bis auf weiteres von allen Um
satzsteuerpflichtigen ein Zuschlag zur Umsatz
steuer (ohne 50% igen Bundeszuschlag) in der 
Höhe von 30 v. H. zu entrichten. Dieser Zu
schlag, der zugleich mit der Umsatzsteuer zu 
entrichten ist, darf bei Umsätzen nach § 7 
Abs. 2 Ziffer 1 UStG. 0'2 v. H. dieser Umsätze 
und bei allen übrigen Umsätzen 075 v. H. nicht 
übersteigen. Die Steuersätze einschließlich der 
Zuschläge betragen somit 

a) bei Umsätzen nach § 7 Abs. 2 
Z. 1 lit. a und b UStG. .. . . . .. 17 v. H., 

b) bei Umsätzen nach § 7 Abs. 2 
Z. 2 UStG ......... : ........ 1'8 v. H., 

c) bei allen übrigen Umsätzen .. 5'25 v. H. 
Die Ausgleichsteuer bei der Einfuhr 

beträgt bei den im § 7 Abs. 2 Z. 1 
lit. b UStG. genannten Gegenständen 1'8 v. H. 
und in allen übrigen Fällen ........ 5'25 v. H 

Der Ertrag des Rechnungsstempelpauschales ist 
bei Kapitel 17 Titel 5 § 1 Unterteilung c veran
schlagt. 

Umsatzsteuer- Bei Warenexporten nach dem Ausland wird die 
rückvergütung aus diesen Waren lastende Umsatzsteuer rück-

1) Steueränderungsgesetz 1949 v~m 19. Mai 1949, 
BGBI. Nr. 132. 

vergütet. Bezüglich der Umsatzsteuerrückvergü
tung 1) für exportierte Waren unterscheidet das 
Umsatzsteuergesetz die Ausfuhrhändlervergütung. 
und die Ausfuhrvergütung. 

Anspruch auf Ausfuhrvergütung hat grund
sätzlich sowohl der .exportierende Erzeuger als 
auch der Ausfuhrhändler. Durch die Ausfuhr
vergütung soll die Umsatzsteuer einschließlich 
der Zuschläge vergütet werden, die auf der 
Lieferung der Bestandteile, Zubehörteile und 
Hilfsstoffe lastet, welche bei der Erzeugung der 
Gegenstände verwendet worden sind. Die Aus
fuhrvergütung einschließlich der Zuschläge be
trägt für Waren der Vergütungsgruppe 

1 (Rohstoffe) ................... 0'85 v. H, 
2 (Halberzeugnisse) .............. 2'55 v. H, 
3 (Fertigwaren) ................. 578 v. H., 
4 (Fertigwaren) ................. 10'2 v. H. 
des Entgeltes für' die ausgeführten Gegenstände 
frei österreichische Grenze. 

Die Ausfuhrhändlervergütung, welche nur dem 
exportierenden Händler, nicht aber dem Er
zeuger zusteht, verfolgt den Zweck, die Umsatz
steuer einschließlich der Zuschläge zu vergüten, 
die auf der Lieferung des Erzeugers an den ex
portierenden Händler lastet (letzter Inlands
umsatz}. Der Normalsatz der Ausfuhrhändler
vergütung einschließlich der Zuschläge beträgt 
derzeit 4'83 v. H. und für Waren, die sonst 
dem ermäßigten Umsatzsteuersatz unterliegen, 
1'564 v. H. des Entgeltes für die ausgeführten 
Gegenstände frei österreichische Grenze. 

Ti t e 1 3: Z ö 11 e 2). 

Zölle werden bei der Einfuhr von Waren 
nach näherer Anordnung des Zolltarifes 3) er
hoben (Einfuhrzölle). Die im Zolltarif festge
setzten allgemeinen Zölle können durch Verträge 
mit anderen Staaten ermäßigt oder aufgehoben 
werden (Vertragszölle) 4). Die Zölle werden nach 

1) Siehe Durdtführungsbestimmungen zum Umsatz
steuergesetz vom 23. Dezember 1938, DRGBl. I 
S. 1935, in der derzeit geltenden Fassung, und Aus
fuhrförderungsgesetz 1953, BGBI. N r. 119 sowie 
Ausfuhrförderungsgesetz 1957, BGBI. Nr.71. 

2) Siehe audt das Bundesgesetz vom 15. Juni 1955 
über die Zölle und das Zollverfahren (Zo11gesetz 
1955), BGBI. Nr. 129, in der Fassung BGBL Nr. 142/ 
1957, sowie die Zollgesetz-Durdtführungsverordnung, 
BGBI. Nr. 181/1957. :7 

3) Bundesgesetz vom 12. März 1958 über die Ein
führung eines neuen Zolltarifes (Zolltarifgesetz 1958), 
BGBL Nr. 74/1958. . 

4) Im Rahmen des multilateralen Allgemeinen Zo11-
und Handelsabkommens (GATT) hat österreidt seit 
1951 den Vertragsstaaten zahlreidte Zollkonzessionen 
eingeräumt. Die den Beitritt österreidts zum GATT 
betreffende Kundmadtung wurde im Bundesgesetz
blatt vom 10. Dezember 1951 unter Nr. 25.4 ver
lautbart. Die seither erfolgten Ergänzungen und No
vellierungen zum GATT. einschließlich der Konzes
sionslisten wurden in der Folge im Bundesgesetz
blatt laufend ver·öffentlidtt. 

Ausfubrvergütung 

Ausfuhrhändler
vergütung 

Zölle 
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dem Wert 1), nach dem Gewicht 2) oder nach der I reien dadurch begünstigt, daß die ersten 
Stückzahl der Waren bemessen. Neben dem Zoll 14.000 hl der Jahreserzeugung gestaffelten Steuer
sind bei der Einfuhr auch die Ausgleichsteuer sätzen von 43'50 S bis 64'50 S für jedes 
(Umsatzsteuer), andere Verbrauchsteuern und Hektoliter unterliegen. Darüber hinaus beträgt 
die Monopolabgaben nach den hiefür geltenden die Steuer einheitlich 72'50 S für das Hektoliter. 
Vorschriften einzuheben. 

Die Gewichts- und Stückzollsätze. sind in der 
Schillingwährung festgelegt. Die Höhe der 
Schilling-Zollsätze und der im Zolltarif festge
legten Zollwerte beruht auf der vom Internatio
nalen Währungsfonds im Einvernehmen mit der 
österreichischen Bundesregierung mit Wirksam
keit vom 4. Mai 1953 mit 0'0341796 Gramm 
Feingold festgelegten Parität des Schillings. 

Die genannten Steuersätze gelten für NormaJ
bier (Stammwürzegehalt bis zu 14 v. H.). Bier mit 
einem Stammwürzegehalt von mehr als 14 v. H. 
ist mit dem Doppelten der obgenannten Steuer-
sätze zu versteuern. 

Der W ein s t e u e r 1) unterliegen Trauben
most, Wein, Malzwein, Beerenwein, vergorener 
und halbvergorener Met" andere weinähnliche 
Getränke, ferner weinhaltige Getränke. Aus-
genommen sind Tresterwein und Traubenmost, 

Ti tel 4: Ver b rau c h s t e u ern. dessen Gärung gehemmt wurde und der nicht 
mehr als 0'5 Vol.-Ofo Alkohol enthält. 

Der Tab a k s t e u e r 3) unterliegen Tabak-
erzeugnisse (Zigarren, Zigaretten, Rauch-, 'Kau- DieWeinsteuer beträgt 50 S für 1 hl. Un
und Schnupftabak) und tabakähnliche Waren" abhängig von der Weinsteuer ist eine K 0 n
das sind ohne Verwendung von Tabak hergestellte t roll g e b ü h r 2) von 3 S für jedes zur Ver
Erzeugnisse, die als Ersatz für Tabakerzeug- steuerung gelangende und von 1'50 S für jedes 
nisse dienen sollen. Die Tabaksteuer wird für steuerfrei abgefertigte' Hektoliter weinsteuer
Tabakerzeugnisse und tabakähnliche Waren pflichtiger Gegenstände zu entrichten, die bei 
vom Kleinverkaufspreis bemessen und be- Kapitel 16 Titel 2 § 1 vereinnahmt wird. 

Weinsteuer 

trägt für Zigaretten und feingeschnittenem 
Ablieferungspflichtiger Branntwein wird zu Branntwein-Rauchtabak (Feinschnitt) 12 v. H., für f chI 

einem vom Bundesministerium für Finanzen au s ag Zigarren, anderen Rauchtabak als Feinschnitt 
(Pfeifentabak), Kautabak, Schnupftabak und jährlich festgesetzten übernahmepreis von der 
tabakähnliche Waren 5 v. H. der Kleinverkaufs- Verwertungssrelle des österreichischen Brannt-

weinmonopols übernommen. Für ablieferungspreIse. 
pflichtigen Branntwein, der nicht abgeliefert 

Von Tabakerzeugnissen wird neben der Tabak- wurde, und für ablieferungsfreien Branntwein 
steuer ein Aufbauzuschlag in Höhe von 100 v. H. (hauptsächlich iOn Obstbrennereien aus Obststoffen 
des Kleinverkaufspreises eingehoben.4

) hergestellter Trinkbranntwein) ist eine Ver-

Bei der Einfuhr von Tabak und Tabakerzeug- brauchsabgabe, der oB r a n n t w ein a u f
nissen wird neben dem Zoll eine Mon 0 p 0 1- s chI a g, zu entrichten. 3) Der Branntwein
ab gab e eingehoben, deren Höhe durch Ver- aufschlag entspricht dem regelmäßigen Verkaufs
ordnung des Bundesministeriums für Finanzen preis. Dieser wird in der Regel um einen beson
vom 29. September 1949 (BGBl. Nr. 221) fest- deren Abschlag vermindert, der sich nach der Art 
gesetzt wurde. Tabaksteuer und Aufbauzuschlag der Brennerei (zum Beispiel Abfindungsbren
werden neben der Monopolabgabe nicht einge- nerei, Brennerei mit Brennrecht) und der verar
hoben. beiteten Stoffe (Steinobst, Beeren, Enzianwur

zeln einerseits, andere Obststoffe anderseits) 
richtet. B i e r s t e u e r.5) Steuergegenstand ist Bier. 

Die Biersteuer ist eine nach Biergattungen 
(Stammwürzegehalt) und nach dem Umfange des 
Bierausstoßes der Brauerei gestaffelte Fertig
fabrikatsteuer, und zwar sind kleinere Braue-

1) Bundesgesetz vom 30. März 1955 über die Wert
verzollung (Wertzollgesetz 1955), BGBl. Nr. 60. 

2) Bundesgesetz vom 15. Juni 1955 über die Ver
zollung nach dem Gewicht (Tar,agesetz), BGBl. 
Nr.130. 

3) Tabaksteuergesetz in' der Fassung der Bekannt
machung vom 4. April 1939, Deutsches RGBl. I S. 721, 
abgeändert gemäß BGBl. Nr. 152/1952, und 288/1957. 
Auf Grund des zuletzt genannten Bundesgesetzes ist 
Zigarettenpapier seit 1. Jänner 1958 nicht mehr 
Steuergegenstand. 

4) Gemäß StGBI. Nr. 100/1945 in der Fassung BGBl. 
Nr. 58/1946. 

G) Siehe Biersteuergesetz 1956, BGBl. N r. 264/1955. 

Bei der Einfuhr aus dem Ausland unterliegen 
Branntwein, weingeisthaltige Erzeugnisse, Äther 
und ätherhaltige Erzeugnisse außer dem Zoll dem 
Mon 0 pol aus g lei c h, einer der Belastung 
des inländischen Branntweins entsprechenden 
Abgabe.4) 

1) Siehe BGBl. Nr. 165/1946 in der Fassung BGBl. 
Nr. 3/1952 und 155/1952. 

2) Siehe BGBI. Nr. 155/1952. 
3) Gesetz über das Branntweinmonopol vom 

8. April 1922, DRGBI. I S. 405, in der Fassung des 
Bundesgesetzes vom 6. Dezember 1955, BGBI. Nr. 265. 

4) Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
S. April 1922, DRGBl. I S. 405, in der Fassung des 
Bundesgesetzes vom 6. Dezember 1955, BGBI. 
Nr. 265. 

Monopol
ausgleich 

(Branntwein) 
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Mineralöl
steuer 

Bundes
zusdtlag 

zur 
Mineralöl

steuer 

Monopol
abgabe 
(Salz) 

Der Mi n e r a 1 öls t eu e r 1) unterliegen 
Erdöldestillate und leichte Steinkohlenteeröl
destillate, sofern sie bestimmte Beschaffenheits
merkmale, von denen auch der Steuersatz ab
hängt, aufweisen. Die Steuer beträgt für Benzine 
und leichte Steinkohlenteeröldestillate 46 S, für 
alle übrigen steuerpflichtigen Produkte sowie für 
steuerpflichtige Produkte, die durch Aufarbeitung 
von Altölen hergestellt wurden, 18 S je 100 kg 
Eigengewicht. 

Hiezu gelangt gemäß Bundesgesetz vom 
8. März 1950, BGBl. Nr. 88, in der Fassung 
des Bundesgesetzes vom 19. März 1952, BGBl. 
Nr. 73, ein Zuschlag von 184 S beziehungsweise 
72 S für je 100 kg Eigengewicht zur Einhebung. 

Für aus dem Ausland eingeführtes Salz ist 
neben dem Zoll eine Monopolabgabe 2) zu ent
richten, die für feinstes Tafelsalz in Paketen 
360 S, für feines Tafelsalz in Paketen 280 S, für 
Speisesalz in Sä~en und andere Salzsorten .240 S 
je 100 kg beträgt. 

Gebühren Ti tel 5: 
und Verkehr-

G e b ü h ren und Ver k e h r-
S t eu ern. steuern 

Stempel- und Den S t em p e 1- und R e eh t s geh ü h-
Rb.~ts- ren unterliegen die im G e b ü h ren g e set z 

ge uren 1957 3) erschöpfend aufgezählten S ehr i f t e n 
(zum Beispiel Eingaben und deren Beilagen, 
amtliche Ausfertigungen, Ausweise und Zeug
nisse) und bestimmte beurkundete Rechtsge
schäfte (zum Beispiel Bestandverträge, Darlehens
verträge, Dienstverträge, Gesellschaftsverträge, 
Hypothekarverschreibungen, Vergleiche, Wech
sel' Zessionen). Wetten anläßlich. sportlicher 
Veranstaltungen (zum Beispiel der Sporttoto, 
Pferdetoto, die Totalisateurwette) und Ausspie
lungen (zum Beispiel Tombolen und Lotterien) 
sind auch ohne Beurkundung gebührenpflichtig. 
Zahlungspflichtig sind bei Schriften diejenigen, in 
deren Interesse die Einbringung oder Abfassung 
der Schriften erfolgt, bei Rechtsgeschäften die 
Vertrags teile. Die Gebühren sind entweder feste 
Gebühren (1'50 Schilling bis 2000 Schilling) oder 
Hundertsatzgebühren (1/16 v. H. bis 2 v. H. vom 
Wert des Geschäftsgegenstandes). Die letzteren 
sind bis zu einem Betrag von 100 S in der Regel 
in Stempelmarken, darüber hinaus durCh Ein
zahlung zu entrichten. Die Gewinstgebühren bei 
Sportwetten, Ausspielungen und Zahlenlotto be
tragen 1 v. H. bis 25 v. H. und' sind ohne amt
liche Bemessung unmittelbar zu entrichten. 

1) Siehe BGBI. Nr. 149/1949 in der Fassung BGBI. 
Nr. 73/1952. 

2) SieheBGBI. Nr. 128/1949. 
3) Kundmachung vom 2. Dezember 1957, BGBl. 

Nr. 267, abgeändert durch das Finanzstrafgesetz, 
BGBl. Nr: 129/1958, und durch das Handelsstatisti
sche Gesetz 1958, BGBl. Nr. 137. 

Ver wal tun g s a b gab e n (§ 78 A VG., 
BGBl. Nr. 172/1950) 1) sind Abgaben für Amts
handlungen von Behörden. Diese Abgaben sind 
von der in der Sache in erster Instanz zustän
digen Behörde einzuheben und fließen der Ge
bietskörperschaft zu, die den Aufwand dieser 
Behörde zu tragen hat. Die von Behörden der 
unmittelbaren Bundesverwaltung eingehobenen 
Verwaltungsabgaben sind in Stempelmarken zu 
entrichten 2) und werden im Bundeshaushalt bei 
Kapitel 17, Titel 5, § 1, lit. a "In Stempelmarken 
zu entrichtende Gebühren" verrechnet. 

Als Kap i tal ver k ehr s t e u ern 3) wer
den die Gesdlscbaftsteuer, die Wertpapiersteuer 
und die Börsenumsatzsteuer bezeichnet.· 

Der Ge seil s c ha f t s t e u e runterliegen 
der Erwerb von Gesellschaftsrechten an einer in
ländischen Kapitalgesellschaft durch den ersten 
Erwerber sowie Leistungen, die von den Gesell
schaftern einer inländischen Kapitalgesellschaft 
auf Grund einer im Gesellschaftsverhältnis be
gründeten Verpflichtung bewirkt werden. Die 
Steuer beträgt 2 v. H. und ermäßigt sich in be
günstigten Fällen auf 1 v. H. 

Der Wer t p a pie r s t e u e r unterliegt der 
erste Erwerb verzinslicher, in Schuldverschrei
bungen verbriefter Forderungsrechte gege~ einen 
inländischen oder ausländischen Schuldner, wenn 
im letzteren Falle der Erwerb im Inlande erfolgt 
und sich die Wertpapiere im Inlande befinden. 
Die Steuer beträgt für inländische W.ertpapiere 
je nach ihrer Art 1/2 v. H. oder 1 v. H., für aus
ländische 2 v. H. 

Der B ö r· sen u m sa t z s t e u e r unterliegt 
der Abschluß von Anschaffungsgeschäften über 
Wertpapiere, wenn die Geschäfte im Inlande oder 
unter Beteiligung wenigstens eines Inländers im 
Auslande abgeschlossen werden. Ausgenommen 
ist der erste Erwerb von Wertpapieren, der der 
Wertpapiers teuer unterliegt. Die Steuer beträgt 
0'02 v. H. bis 0'5 v. H., wobei Händlergeschäfte 
und gewisse Wertpapiere begünstigt sind. 

Für Erwerbe von Todes wegen (Erbanfälle, 
Vermächtnisse) und Schenkungen unter Leben
den wird die Erb s eh a f t s- und Sc h e n
ku n g s s t e u e r 4) eingehoben. Zahlungspflich
tig ist der Erwerber, bei einer Schenkung auch 
der Geschenkgeber. Der Steuersatz ist sowohl 
nach der Höhe des Erwerbes als auch nach dem 

1) Siehe auch Bundes-Verwaltungsabgabenverord
nung 195?, BGBl. Nr. 48,. in der Fassung BGBI. 
Nr. 227/1957. 

2) Siehe "Amtsblatt der österreidJ:ischen Finanz
verwaltung", Jahrgang 1950, 2. Stück, lfd. Nr. 8. 

3) Kapitalverkehrssteuergesetz vom 16. Oktober 
1934, DRGBl. I S.1058, abgeändert durch die Ver
kehrsteuernovelle 1948, BGBI. Nr. 57. 

4) Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 1955, 
BGBl. Nr. 141. 

Verwaltungs
abgaben 

Kapital
verkehr
steuern 

Gesellscnaftsteuer 

Wertpapiers teuer 
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Verwandtschaftsverhältnis zwischen Erblasser förderungen, ausgenommen den Güterfernver
(Geschenkgeber) und Erwerber nach fünf Steuer- kehr, vom Beförderungsentgelt berechnet und 
klassen gestaffelt und beträgt für die Steuer- beträgt bei der Personenbeförderung 2 v. H. bis 
klasse 12 v. H. bis 15 v. H. und für die übrigen 8 v. H., bei der Güterbeförderung 5 v. H. und 
Steuerklassen 4. v. H. bis 60 v. H. Freibeträge 6 v. H. Im Werkverkehr berechnet sie sich nach 
(Ermäßigungen für gemeinnützige Institutionen) der Nutzlast der Kraftfahrzeuge. Im Güterfern
sowie Befreiungen aus sozialen Gründen sind verkehr mit. Kraftfahrzeugen wird sie nach der 
vorgesehen. Anzahl der Fahrten und nach der Nutzlast des 

Kraftfahrzeuges berechnet und beträgt 35 S für 
Gegenstand der G run der wer b s t e u e r 1) jede Tonne Nutzlast und für jede Fahrt. Güter

ist der entgeltliche Erwerb inländischer Grund- fernverkehr liegt vor, wenn ein Gut in einer 
stücke, denen auch Baurechte, Erbpachtrechte Entfernung von mehr als 65 km vom Mittel
und Gebäude auf fremdem Boden gleichstehen. punkt der Ortsgemeinde der Betriebsstätte des 
Die Steuer beträgt 2 v. H. bis 8 v. H. vom Beförderers aus, in der Luftlinie' gemessen, be
Werte der Gegenleistung, zum Beispiel bei einem . fördert wird. Die Steuer kann in das Beförde
Kauf vom Kaufpreis. Zur Gänze steuerfrei ist rungsentgelt eingerechnet werden. 
der Erwerb von Grundstücken für gewisse Sied-
lungszwecke. Der Kr a f t f a h r z eu g s t euer 1) unter-

Der Ver sie her u n g s s t e u e r 2) unter- liegen die in einem inländischen Zulassungsver
liegt die Zahlung des Versicherungsentgeltes fa,hren zugelassenen K.raftfahrzeuge sowie die 
(Leistung an den Versicherer) auf Grund eines Benützung anderer Kraftfahrzeuge auf öffent
Versicherungsverhältnisses, wenn der Versiche- lichen Straßen. im Inland. Von dieser Steuer 
rungsnehmer seinen Aufenthalt im Inlande hat befreit sind Kraftfahrzeuge der Exekutive, der 
oder eine im Inlande gelegene Sache versichert Feuerwehren und des Rettungsdienstes, Arbeits
wird. Die Steuer beträgt bei Krankenversiche- maschinen und landwirtschaftliche Zugmaschinen, 
rungen 1 v. H., bei Lebens-und ähnlichen Ver- Autotaxi, Motorräder bis 100 ccm sowie Kraft
sicherungen 3 v. H., bei anderen 7 v. H. des fahrzeuge jener Personen, denen eine Steuer
Versicherungsentgeltes; bei Hagelversicherungen befreiung auf Grund von Staatsverträgen, Ge
und ähnlichen 20 Groschen für je 1000 S Ver- genseitigkeitserklärungen oder sonst nach den 
sicherungssumme. Grundsätzen des zwischenstaatlichen Steuer-

rechtes zukommt. Die Kraftfahrzeugsteuer wird 
Bei . Entgegennahme von Versicherungsent- bei den Personenkraftfahrzeugen mit Ausnahme 

gelten aus Feuerversicherungen wird neben der der Kraftomnibusse nach dem Hubraum berech
Versicherungssteuer eIne F e u e r s c hut z- net und beträgt 30 bis 5400 Schilling für das 
s te u e r 3) erhoben, wenn die versicherten Kraftfahrzeug. Bei Lastkraftwagen richtet sich 
Gegenstände im Inland sind. Zahlungspflichtig die Steuer nach der Nutzlast und beträgt 36 bis 
ist der Versicherer. Die Steuer beträgt 8 v. H. 600 Schilling fürdaSl Jahr. Bei den anderen 
des Gesamtbetrages des Versicherungs,entgeltes Kraftfahrzeugen, Kraftomnibussen .usw. richtet 
und kann bis zur Hälfte auf den Versicherungs- sie sich nach dem Eigengewicht und beträgt 
nehmer überwälzt werden. 60 bis 600 Schilling jährlich. Auch eine Pauscha-

Der B e f ö r der u n g s s t e u e r 4) unterliegt lierung dieser Steuer ist vorgesehen. 
die gewerbsmäßige entgeltliche Beförderung von 
Personen, Gepäck und Gütern im Inland auf 
Schienen oder Seilbahnen sowie' mit Kraft
fahrzeugen oder mit Pferdefuhrwerken, ferner 
die Beförderung von Gütern im Werkverkehr. 
Ausgenommen sind der Brief- und Paket
verkehr der Post, der Arbeiter- und Schüler
verkehr, die Beförderung von Kohle aller Art, 
die Beförderung auf gewissen kleinen privaten 
Anlagen und der landwirtschaftliche Werk
verkehr bis 65 Straßenkilometer. Die Steuer 
wird bei gewerbsmäßigen entgeltlichen Be-

1) Grunderwerbsteuergesetz 1955, BGBL Nr. 140, in 
der Fassung der Grunderwerbsteuernovelle 1956, BGBL 
Nr. 178. 

2) Versidterungssteuergesetz 1953, EGBL Nr. 133, 
in der ·Fassung der Versidterungssteuernovelle 1954, 
BGBI. Nr. 180, und des Versidterungsförderungs
gesetzes, BGBI. Nr. 181/1954, Art. III. 

3) Feuerschutzsteuergesetz 1952, BGBL Nr. 198. 
4) Beförderungssteuergesetz 1953, BGBI. Nr. 22. 

Für Zwecke der Förderung des Waren
verkehrs mit dem Ausland ist auf Grund 
des A ußenhandelsförderungs-Beitragsgesetzes 2) 
ein A u ß e n h a n deI s f ö r der u n g s
bei t rag von höchstens 3 v. T. vorn Wert der 
aus- oder eingeführten Waren zu entrichten. 
Beitragspflichtig sind die Absender und Empfän
ger der Waren. Befreiungen sind vorgesehen für 
den Vormerkverkehr, Lohnveredlungsverkehr 
und für Durchfuhrsendungen. Der Beitrag ist 
anläßlich der zollamtlichen Abfertigung zu ent
richten. 

1) Kraftfahrzeugsteuergesetz 1952,BGBl. Nr. 110, 
in der Fassung der Kraftfahrzeugsteuernovelle 1954, 
BGBL Nr. 179, und des Heereskraftfahrgesetzes 1958, 
BGBI. Nr. 52. 

2) Bundesgesetz vom 7. Juli 1954, BGBL Nr. 214, 
in der Fassung des Handelsstatistischen Gesetzes 1958, 

. BGBI. Nr. 137. 

Kraftfahr
zeugsteuer 
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Bundes
monopol
abgabe der 

Spielbanken 
und Sonder

abgabe 

Die B und e s mon 0 pol a b gab e der I 1. Abgabenordnung vom 22. Mai 1931, 
S pie I ban k e n ist jene Abgabe, die Unterneh- Deutsches RGBl. I S. 161, samt späteren Knde
mer von Spielbanken an den Bund zu entrichten rungen und Ergänzungen. 
haben. Diese gliedert sich gemäß § 5 der Spiel
bankverordnung, BGBl. Nr. 463/1933, in eine 
Stammabgabe, die ausschließlich dem Bunde ver
bleibt (15 bis 60010 der Jahresbruttoeinnahmen), 
und in eine Bundeszusatzabgabe, deren Ertrag 
den Ländern und Gemeinden, in denen gespielt 
wird, zukommt (je 5010 der Jahresbruttoein
nahmen). 

Sonderabgabe Die S 0 n~d e r a b gab e, die auf Grund der 
2. Spielbank\rerordnungsnovelle, BGBl. Nr. 313/ 
1936, eingeführt wurde, beträgt 25010 des täg
lichen Bruttoeinganges von Zuwendungen, die 
Spieler für die Gesamtheit der Dienstnehmer, 
ausgenommen der leitenden Angestellten, hinter
legen. 

Sühne
abgabe 

Vermögens
abgabe und 
-zuwachs

abgabe 

Hinsichtlich der Sühneabgaben, von denen 
nur mehr Restzahlungen 1) eingehen, siehe die 
Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz 1958, 
Seite 87. 

Ver m ö gen s a b gab e und Ver m ö
gen s z u w ach s a b gab e. 

Als einmalige Maßnahmen zum Schutze der 
Währung wurden am 7. Juli 1948 das Ver
mögensabgabegesetz, BGBl. Nr. 166/1948, 
und das Vermögenszuwachsabgabegesetz, BGBl. 
Nr. 165/1948, geschaffen. Die Besteuerungs
grundlage bei der Vermögensabgabe ist das nach 
den für die Vermögensteuer geltenden Vorschrif
ten zu ermittelnde Vermögen, soweit nicht im 
Vermögensabgabegesetz Abweichungen verfügt 
wurden; das Ausmaß ist zwischen 12 v. H. und 
33 v. H. in einem Staffeltarif abgestuft und auf 
8 bis 22 Jahre verteilt. Die Besteuerungsgrund
lage der Ver m ö gen s z u w ach s a b gab e 
ist der Vermögenszuwachs, d. i. der Unterschied 
zwischen dem Vermögen am Endstichtag (1. Jän
ner 1948) und Anfangstichtag (1. Jänner 1940). 
Das Ausmaß der Vermögenszuwachsabgabe b~
stimmt sich gleichfalls nach einem Staffeltarif und 
ist in sechs gleichen Halbjahresraten zu ent
richten. 

Die Einnahmen aus der Vermögens- und -zu
wachs abgabe werden in der Anlehensgebarung 
verrechnet, die nach den österreichischen Haus
haltsvorschriften im Bundesvoranschlag nicht zu 
veranschlagen ist. 

Dieses Gesetz enthält die bei der Durchfüh
rung der Abgabengesetze maßgebenden gemein
samen Grundsätze und Verfahrensvorschriften. 
An die Stelle der in der Abgabenordnung ent
haltenen Vorschriften über den Aufbau der Ab
gabenverwaltung, Zustellungen, Rechtsmittel und 
Einbringung sind die folgenden österreichischen 
Gesetze getreten: 

a) Bundesgesetz vom 6. Juli 1954, BGBl. 
Nr. 149, über den Aufbau der Abgaben
verwaltung des Bundes in der Fassung der 
Novelle vom 15. Dezember 1954, BGBl. 
Nr. 12/1955; 

b) Bundesgesetz vom 9. Feber 1949, BGBl. 
Nr. 59, betreffend Zustellungen im Bereich 
der Abgabenverwaltung; 

c) Bundesgesetz vom 9. Feber 1949, BGBl. 
Nr. 60, über das Rechtsmittelverfahren 
in Abgabensachen (Abgabenrechtsmittel
gesetz) in der Fassung der Novelle vom 
20. November 1957, BGBl. Nr. 254/1957; 

d) Bundesgesetz vom 30. März 1949, BGBl. 
Nr. 103, über die Voraussetzungen der 
Einhebung der öffentlichen Abgaben (Ab
gabeneinhebungsgesetz) in der Fassung der 
Kundmachung der Bundesregierung vom 
13. März 1951, BGBl. Nr. 87; 

e) Bundesgesetz vom 30. März 1949, BGBl. 
Nr. 104, über die Einbringung und Siche~ 
rung der öffentlichen Abgaben (Abgaben
exekutionsordnung) in der Fassung der 
Novelle vom 24. Oktober 1951, BGBl. 
Nr.1/1952. 

2. Die Ahndüng von Finanzvergehen ist ab 
1. Jänner 1959 im Bundesgesetz vom 26. Juni 
1958, betreffend das Finanzstrafrecht und das 
Finanzstrafverfahrensrecht (Finanzstrafgesetz), 
BGBl. Nr. 129/1958, geregelt. 

~. Steueranpassungsgesetz vom 16. Oktober 
1934, Deutsches RGBl. I S. 925. 

Dieses, Gesetz enthält Bestimmungen über das 
Entstehender Steuerschuld, die Beurteilung von 
Steuertatbeständen, ferner Begriffsbestimmungen 
für Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt, Ge
schäftsleitung, 'Betriebsstätte sowie Umschrei-
bungen der steuerlichen Begriffe "gemeinnützige, 
mildtätige und kirchliche Zwecke". 

Abgaben
, ordnung 

Finanzstraf
gesetz 

Steuer-
anpassungs

gesetz 

Allgemeine u. Für die Erhebung der öffentlichen Abgaben 4. Bundesgesetz vom 13. Juli 1955, BGBl. Bewertungs-
Verfahrens- des Bundes sind derzeit folgende Allgemeine 'und 

Vorschriften Verfahrens-Vorschriften maßgebend: 
Nr. 148, über die Bewertung von Vermögen- gesetz 
schaften (Bewertungsgesetz 1955).1) 

1) ,Im Jah~e. 1959 wer~en diese .Rest,eingänge bei 1) Siehe auch die Verordnung vom 4. Mai 1956, 
Kapitel 17 Titel 6 beZiehungsweise 'm der An- BGBl. Nr. 109/1956, über die Bewertung bebauter 
lehensgebarung mitverrechnet. I Grundstücke. 
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Kapitel 17 103 

Boden
schätzungs

gesetz 

Zollverfahren 
(Zollgesetz) 

Dieses Gesetz enthält gemeinsame Bewertungs-j 
vorschriften für die bundesrechtlich geregelten 
Abgaben und Beiträge, insbesondere für die 
Vermögensteuer, Stempel- und Rechtsgebühren, 
Erbschafts- und Schenkungssteuer, Grunderwerb
steuer, Grundsteuer, Gewerbesteuer und die Bei
träge nach dem Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz. 

5. Bodenschätzungsgesetz vom 16. Oktober 
1934, Deutsches RGBl. I S. 1050. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Titel 1: Direkte Steuern. 

1957*) 

Ausgaben ..... : ........ . 
Einnahmen: 

Veranlagte Einkommen-
steuer ............. . 2'501'3 

Lohnsteuer ........... . 2.497'7 

1958 **) 1959**) 
Mül. S 

2'800 2.700 
2.200 2.350 

Kapitalertragsteuer ..... . ___ ......;. __ ......;. __ _ 47'0 50 60 

Dieses Ges·etz enthält Vorschriften über die. Summe. 5.046'0 5.050 5.110 
Bestandsaufnahme und die Feststellung der Er- " 
tragsfähigkeit der landwirtschaftlich genutzten 
Flächen. 

6. Bundesgesetz vom 15. Juni 1955 über 
die Zölle und das Zollverfahren (Zollgesetz 
1955), BGBl. Nr. 129, in der Fassung 'des Bundes
gesetzes vom 18. Juni 1957, BGBl. Nr. 142, 
und Verordnung des Bundesministeriums für 
Finanzen vom 19. Juli 1957 zur Durchführung 
des Zollgesetzes 1955 (Zollgesetz-Durchführungs
verordnung), BGBl. Nr. 181. 

Das Zollgesetz 1955 enthält neben allgemeinen 
. Bestimmungen, die sich u. a. mit dem Zollgebiet, 

den Arten der Zölle, den neben diesen zu er
hebenden Abgaben und den Ermittlungsgrund
sätzen für die Zölle befassen, die Organisation, 
die Rechte und Pflichten der Zollverwaltung, die 
Zollbefreiungen und Zollbegünstigungen, all
gemeine und besondere BestiIllmungen über das 
Zollverfahren sowie das Zollschuldrecht. 

Die Zollgesetz-Durchführungsverordnung ent
hält Ausführungsbestimmungen auf Grund von 
Verordnungsermächtigungen im Zollgesetz 1955. 

Körperschaftsteuer ..... . 
Aufsichtsratsabgabe ..... . 
Vermögensteuer ....... . 
Gewerbesteuer ........ . 
Beitrag vom Einkommen: 

für den W ohnhaus
Wiederaufbaufonds .... 
für die Länder zur 
Wohnbauförderung ... 
für den Familienlasten
ausgleichsfonds zur 
Familienförderung .... 

Beitrag vom Einkommen 

1.488'6 
16'5 

329'5 
2.118'9 

648'2 

300'6 

180'4 

2.100 2.300 
25 25 

400 500 
2.100 2.200 

715 740 

355 370 

213 220 

(Summe). _________ _ 1.129'2 . 1.283 1.330 

Beiträge nach dem W ohn
haus-Wiederaufbau-
gesetz .............. . 

Wohnbaufördenings
beitrag .........•.. 

52'0 

366'5 

50 50 

360 390 
Besatzungskostenbeiträge • ~ ••• • _________ _ 75'6 100 

Titel 1 (Summe) '" .... 10.622'8 11.468 

§ 1: Einkommensteuer. 

a) Veranlagte Einkommensteuer. 

11.905 

Ver- Hinsichtlich der Veranschlagung der Ge-
a!lschlagung barung bei Kapitel 17 "öffentliche Abgaben" ist 

zu bemerken: 

Die Erstellung erfolgIe unter der Annahme, 
daß einerseits infolge Tarifsenkung auf Grund 
der Einkommensteuernovelle 1957 (BGBl. 
Nr. 283) trotz einer fortgesetzten -Ausweitung 
der österreichischen Wirtschaft eine Senkung der 
Vorauszahlungsschuldigkeiten 1959 zu gewärti
gen ist, andererseits zusätzliche Einnahmen aus 
dem allmählichen Abbau der Zahlungs rückstände 
resultieren werden. 

Allgemeiner 
Aufwand 

Ausgaben, 
die den 

Abgaben
ertrag 

schmälern 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Mill.S 

1957 *) .......... 19'6 

1958 **) .•........ 20'9 

1959 **) .......... 21'9 

16.6087 

18.870'0 

18.203'6 

Die persönlichen und sachlichen Ausgaben für 
die Veranlagung, Einhebung und Einbririgung 
der öffentlichen Abgaben sind bei Kapitel 16 
"Finanzverwaltung" veranschlagt. 

- Bei Ausgaben-Kapitel 17 "öffentliche Ab
gaben" gelangen nur solche Ausgaben zur Ver
rechnung, die den Abgabenertrag unmittelbar 
schmälern (Stempelmarkengebarung und Kosten 
des Einbringungs- und Strafverfahrens). 

. *) Bundesrechnungsabsmluß. 
**) Bundesvoransmlag. 

b) Lohnsteuer. 
Die Veranschlagung berücksichtigt eine Stei

gerung durch Ausweitung des Lohnvolumens bei 
anhaltend günstiger Beschäftigungslage. 

c) Kapitalertragsteuer. 
Höhere Gewinnausschüttung als Folge ver

besserter Liquiditätslage der Kapitalgesellschaften. 

§ 3: Körperschaftsteuer. 

Die Veranschlagung berücksichtigt eine weitere 
günstige wirtschaftliche Entwicklung. 

*) Bundesremnungsabschluß . 
**) BundesvoransdJ.Iag. 

Direkte 
Steuern 

Ver
anlagte 

Ein
kommen

steuer 

Lohnsteuer 

Kapitalertrag
steuer 

Körper
schaft
steuer 
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Vermögen
steuer 

Gewerbe
steuer 

104 Kapitel 17 

§ 5: Vermögensteuer •. 

Die Erhöhung des Volksvermögens, deren Er
fassung durch die Hauptfeststellung der Einheits
werte zum 1. Jänner 1956 erfolgt, läßt eine 
wesentliche Steigerung des Vermögensteuerauf
kommens im Jahre 1959 erwarten. 

Ti tel 2 a: B und e s z u s chI a g zur U m-
s atz s te u e r. 

Sachlidte Ausgaben Einnahmen 
Mill.S 

1957 *)....... 2.319'1 

'1958 **)....... 2.800'0 

1959 **). . . . . . . 2.550'0 

§ 6: Gewerbesteuer. Die bereits ab 1957 zu beobachtende Sättigung 
Bei der Veranschlagung wurde allen Umstän- mit Konsumgütern läßt eine Steigerung der Um

den, die für die Veranschlagung der Steuern vom satzsteuer-Grundlagen nicht mehr erwarten. 
Einkommen maßgeblich angeführt wurden, Rech; 
nung getragen. T i tel 3: Z ö 11 e. 

Sadllidte Ausgaben Einnahmen 

Be.itrag vom § 8: Beitrag vom Einkommen zur Förderung des 
Emkommen Wohnbaues und für Zwecke des Familienlasten

. ausgleiches. 

Mill.S 

1957 *) ..... ,. 1.730'1 

1958 **) .. . . . . . 2.000'0 

Beiträge 
nam dem 

WW-Gesetz 

Wohnbau
förderungs

beitrag 

Umsatz
steuer u. 
Bundes
zuschlag 

a) Anteil für den Wohnhaus-Wiederaufbau
fonds. 

In Höhe von 100/0 der Einkommen-, Lohn-, 
Kapitalertrag- und Körperschaftsteuer veran
schlagt. 

b) Anteil für die Länder zur Wohnbauförde
rung. 

In Höhe von 5% der Einkommen-, Lohn-, 
Kapitalertrag- und Körperschaftsteuer, soweit 
diese Steuern ab 1. Jänner 1955 erhoben werden, 
veranschlagt. 

e) Anteil für den Familienlastenausgleichs
fonds zur Familienförderung. 

1959 **). . . . . . . 1.860'0 

Der durch eine allgemeine Senkung des Zoll-
niveaus bei gleichzeitiger Ausweitung der Zoll
begünstigungen charakterisierte Zolltarif 1958 
(BGBl. Nr. 74) läßt nach seinem Inkrafttreten 
mit 1. September 1958 einen Rückgang der Zoll
einnahmen für das Jahr 1959 erwarten. 

Ti tel 4: Ver b rau c h s t e u ern. 

1957 *) ...... . 
1958**) ...... . 
1959 **) ...... . 

2.971'6 
3.168'0 
3.118'0 

Hinsichtlich der wichtigsten Steuern ist zu 
In Höhe von 3% der Einkommen-, Lohri-, bemerken: 

Kapitalertrag- und Körperschaftsteuer, . soweit 
diese Steuern ab 1. Jänner 1955 erhoben werden, 
veranschlagt, 

§ 9: Beiträge nach dem Wohnhaus-Wiederaufbau-

1957*) 
Tabaksteuer und Auf-

bauzuschlag sowie Mo
nopolabgabe • • . • 1.305 

1958 **) 
Mill.S 

1.500 

1959**) 

1.418 

gesetz I Die Yeranschlagung stütZt sich auf die an-
D' B'" d d W h h W' d haltend günstige Wirtschaftslage und den starken 

lese eltr~ge w~r en em 0 n aus- le er-I Fremdenverkehr. 
aufbaufonds uberwlesen. 

§ 10: Wohnbauförderungsbeitrag. 

Dieser Beitrag wird dem Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds überwiesen. 

T i·t e 1 2: Ums atz s t e u e r. 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

MilI.S 

1957 *)....... 4.638'3 

1958 *':'). . . . . . . 5.600'0 

1959 '~*)....... 5.100'0 

*) Bundesremnungsabsmluß. 
**) Bundesvoransmlag. 

I ~~ ~4 Im4 
Mill. S 

Biersteuer . . . . . . •• . . . • 345'0 330'0 360'0 

Die Veranschlagung stützt sich auf ein An
halten der Massenkaufkraft. 

1957*) 1958**) 1959") 
Mill. S 

Monopolabgabe (Salz). . . . . 0'0 

Die Verrechnung dieser Abgabe erfoIgte bis 
einschließlich 1957 bei Kapitel 27 Titel 2 "Salz". 
Der Erfolg im Jahre 1957 betrug 1332 Schilling. 
Im Bundesvoranschlag 1958 und" 1959 ist nur 
ein Verrechnungsansatz ohne Kreditbetrag vor
gesehen. 

*) Bundesremnungsabsmluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Zölle 

Verbrauch
steuern 

Tabak
steuer 

Biersteuer 

Monopolab
gabe (Salz) 
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Kapitel 17 105 

Gebühren T i tel 
und Ver
kehrsteuern ' 

5: G e b ü h ren und Ver k e b r
steuern. 

Sachlimc Ausgaben 
Mill.S 

1957 *) ...... . 18'1 
1958 **) .. ~ ... . 18'9 
1959 **) ...... . 19'9 

Einnahmen 

2.5947 
2.911'0 
2.870'0 

Hinsichtlich der wichtigsten Steuern ist zu 
bemerken: 

1957") 1958 '*) 1959 ") 
Mill.S 

Rechnungs- RechnungsstempeI ... 1.192 
stempel 

1.400 1.275 

Da der Rechnungsstempel als Zuschlag zur 
Umsatzsteuer erhoben wird, wurde bei dessen 
Veranschlagung auf die für die Umsatzsteuer als 
maßgeblich angeführten Umstände Bedacht ge-
nommen. 

Übrige übrige Gebühren (ein-
Gebühren schließlich Gebühren

erhöhungen) ..... . . 

1957 *) 1958 ") 1959 **) 
Mill. 5 

Berücksichtigt eine rückläufige Tendenz in der 

1957') 1958*') 1959'*) 
Milt. 5 

Kraftfahrzeugsteuer ....... 121'4 130'0 170'0 

Weitere starke Ausweitung der Motorisierung. 

Ausgaben'-Tjtel 6: Kosten im Ab
gaben- und Devisen'-Straf- 'und 
Einbringungsverfahren und Ei~ 
nah me n - Ti tel 6: Ne ben ans pr ü ehe 
und Resteingänge weggefallener 

Ab gab e n. 1) 

Samliche Ausgaben 
Mill. S 

Einnahmen 

1957 *) ..... ' .. 1'5 1127 

1958 **) ....... 2'0 150'0 

1959**) ....... 2'0 140'0 

Die Verminderung des Abgabenerfolges ,wirkt 
sich auch bei den Nebeneinnahmen aus. 

Errichtung gebührenpflichtiger Urkunden. Ein nah m e n - T i tel 7: Ab übe r w e i-

Kapitalver
kehrsteuern 

Erbschaft-
(Schenkung)-

steuer 

Grund
erwerb
steuer 

1957*) 1955") 1959") 
Mill.S 

Kapitalverkehrsteuern . . 18'9 20'0 30'0 

Ausweitung des rechtsgeschäftlichen Verkehrs 
infolge Anhaltens der günstigen Wirtschafts
verhältnisse. 

1957 ') 1958 ") 
Mill. S 

1959 **) 

Erbschaft{Schenkung)-
steuer ....... ' ..... 61'9 70'0 125'0 

Mehreinnahmen auf 'Grund ,der Neubewertung 
durch die Hauptfeststellung zum 1. Jänner 1956. 

1957*) 1958*') 1959**) 
Mill. S 

Grunderwerbsteuer ...... 188'4 200'0 220'0 

Weiterer Auftrieb beim Grundstückverkehr. 

1957*) 1958**) 1959*") 
Mil!. 5 

Versicherung- Versicherungsteuer ....... 123'0 130'0 180'0 
und Feuer~ Feuerschutzsteuer . . . . . . .. 40'2 40'0 50'0 
schutzSteuer 

Weitere Zunahme im Versicherungsverkehr. , 

1957*) 1958") t959*') 
Mill. S 

Beförderungs- Beförderungssteuer ••.•.. 334' 5 350' 0 320' 0 
~teuer 

Die Entwicklung auf dem Beförderungssektor 
läßt einen Rückgang der Einnahmen erwarten. 

1) Einschließlich der Gebühren aus dem Glückspiel
monopol, die im Voranschlag 1959 gemeinsam mit 
den' "Übrigen Gebühren" veranschlagt sind. 

.. ) Bundesrechnungsabschhiß . 
.... ) Bundesvoranschlag. 

sungen. 

1957 *} ............ . 

1958 **) ............ . 

1959 **) ... ; ........ . 

überweisungen: 

Mill.S 

8.364'2 

9.227'0 

9.339'4 

1. der Ertragsanteile der Länder und der Gemein-
den" ' 

2. der Gewerbesteuer an die Gemeinden, 

3. der Feuerschutzsteuer an die Länder und die 
Stadt Wien, 

4. de.s Beitrages vom Einkommen zur Förderung 
des Wohnbaues und für Zwedie des Familien
lastenausgleiches: 

a) zehn Achtzehnte! für den W ohnhaus
Wiederaufbaufonds, 

b) fünf Achtzehnte! für die Länder zur Wohn
bauförderung, 

c) drei Achtzehntel für den Familienlastenaus
gleichsfonds 2) zur Familienförderung, 

1) Im Bundesvoranschlag 1957 und 1958 waren die 
Einnahmen als "Nebengebühren, Abg~benstrafen,' 
Kostenersätze und Resteingänge weggefallener Abga
ben" veranschlagt gewesen. ' 

2) Verrechnet im Bundeshaushalt bei Kapitel 18 
Titel 20 § 1. 

..) Bundesrechnungsabschluß . 
**) Bundesvoranschlag. 

Kraftfahr
zeugsteuer 

Kosten, 
Neben

ansprüche 
usw. 

Über
weisungen 
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übersicht über 
Abgabenerfolge 
1937, 1952 bis 

1959 

106 Kapitel 17 

5. der Beiträge nach dem Wohnhaus-Wiederauf
baugesetz an den Wohnhaus~Wiederaufbau
fonds, 

6. eines Anteiles des Außenhandelsförderungs
beitrages an die Bundeskammer der gewerb
lichen Wirtschaft, 

7. der Bundeszusatzabgabe der Spielbanken an 
einzelne Länder und Gemeinden, -

8. des Wohnbauförderungsbeitrages an den Bun
des-Wohn- und Siedlungsfonds. 

Gesetzliche Grundlagen: 

Zu 1 bis 3: Finanzausgleichsgesetz 1959, BGBL 
Nr. 000/1958. 

Zu 4: BGBL Nr. 152/1954. 
Zu 5: BGBL Nr. 130/1948. 
Zu 6: BGBL Nr, 214/1954, 
Zu 7: BGBL Nr. 463/1933 und 16/1934, 
Zu 8: BGBL Nr. 13/1952 in' der Fassung 

BGBL Nr. 155/1954. 

Der Ertrag der Gewerbesteuer fließt auch iq1 
Jahre 1959 zur Gänze den Gemeinden, der der 
Feuerschutzsteuer zur Gänze den Ländern zu, 
Da jedoch diese S~euern weiter vom Bund ein~ 
gehoben werden, ist die überweisung an die be
rechtigten Gebietskörperschaften vorzunehmen, 

über die Höhe der veranschlagten Ertrags
anteile gibt die nachfolgende Tabelle Aufschluß: 

Übersicht über die veranschlagten Ertragsanteile. 

Teilungs- Anteile des/der 
verhältnis I hievon 

Ansatz des Länder, Bundesvor· " Stadt Wien 
Abgaben anschlages Bundes Gemein- Länder Gemein- als Land 1959 Län- Ge- den und ohne den ohne Bund der mein- und Ge-den Wien Wien Wien meinde 

in Mill. S in "fo in MilL 5 

Veranlagte Einkommensteuer 2,700 50 30 20 1,350'000 1.350'000 484'987 323'325 541'688 
Lohnsteuer . 2.350 50 30 20 1,175'000 1.175'000 540'679 319'506 314'815 
Kapitalertragsteuer 60 50 30 20 30'000 30'000 5'230 3'487 21'283 
Umsatzsteuer. 5,100 50 33 17 2,550'000 2.550'000 1,290'726 589'386 669'888 
Biersteuer 360 35 65 - 126'000 234'000 187'647 - 46'353 
Weinsteuer 60 51 30 19 30'600 29'400 14'001 7'750 7'649 
Mineralälsteuer 250 50 50 - 125'000 125'000 107'395 - 17'605 
Erbsd:taft-(Sd:tenkung-)Steuer 125 70 30 - 87'500 37'500' 21'174 - 16'326 
Grunderwerbsteuer 

'. 
220 20 80 44'000 176'000 138'477 37'523 - -

Kraftfahrzeugsteuer 170 35 65 - 59'500 110'500 74'733 - 35'767 

Summe. 11,395 5.577'600 5.817'400 2.726'572 1.381'931 1,708'897 

Abzüglich: 
Bundespräzipuum (Vorzugsanteil des Bundes) 685'000 
Verbleiben 5,132'400 
Hiezu: 
Pausd:talvorsorge für Endabred:tnung 1958 100'000 

Summe. 5,232'400 

Die übersicht auf den Seiten 107 bis 11O-zeigt die Einnahmen aus den öffentlichen Abgaben 
des Bundes in den Jahren 1937 sowie 1952 bis 1959. 
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Bundesrechnungsabschluß ~undesvoranschlag 

Bezeichnung der Abgaben 1937 I 1952 I 1953 I 1954 I 1955 I 1956 I 1957 1958 I 1959 

Millionen Schilling 

Direkte Steuern: 

Veranlagte Einkommensteuer ' 61'3 1) 1.793'2 2,260'1 2,364'9 2,200'5 2,185'7 2,501'3 2,800'0 2,700 
Lohnsteuer 47'8 2) 1,793'5 1.920'3 1.404'4 1.458'4 1,909'9 2,497'7 2,200'0 2,350 
, Kapitalertragsteuer 16'0 21'8 19'9 25'6 35'7 47'0 50'0 60 

Einkommensteuer (Summe) , 109'1 3,602'7 4.202'2 3,789'2 3,684'5 4.131'3 5,046'0 5,050'0 5,110 

Körperschaftsteuer . 68'0 796'6 925'2 1.083'5 1,080'2 1,226'8 1.488'6 2,100'0 2,300 
Aufsichtsratsabgabe , 7'3 7'3 9'5 10'0 11'9 16'5 25'0 25 
Vermögensteuer und Aufbringungsumlagc 3) 10'3 98'9 160'7 205'4 162'7 188'7 329'5 400'0 500 
Gewerbesteuer 35'5 4) 1.135'8 1,455'2 1.628'8 1,620'8 1,732'4 2,118'9 2,100'0 2,200 

Beitrag vom Einkommen zur Förderung 
des Wohnbaues und für Zwecke des 
Familienlastenaus~leichs : 

a) Für den W ohnhaus-Wieder-
aufbaufondsf» . 438'0 512'0 489'0 4&1'0 535'8 648'2 715'0 740 

b) Für die Länder zur Wohnbau-
förderung G) , , . 155'2 226'5 300'6 355'0 370 

c) Für den Familienlastenausgleichs-
,fonds zur FamilienförderunglI) , 93'0 7) 135'9 180'4 213'0 220 

Beitrag vom Einkommen (Summe) . 155'2 898'2 1.129'2 1.283'0 1,330 

Beiträge nach dem Wohnhaus-Wieder-
aufbaugesetz 8) ,.,. ,'" 45'0 47'0 48'0 50'0 51'2 52'0 50'0 50 

Wohnbauförderungsbeitrag 9) ,," 132'0 162'0 195'0 304'0 334'0 366'5 360'0 390 
Laufende Sübneabgabe 1'8 0'6 0'3 0'6 10) ,11) , • 11) , • 11) • ' 11) 
Rentensteuer 13'7 
Besoldungssteuer 15'7 " 
Tantiemensteuer 0'9 
Zinsgroschensteuer . 19'1 , . 
Krisensteuer und Sonderabgabe 0 76'0 
Nebeneinnahmen (Verzugszinsen und Strafen) . 4'3 
Besatzungskostenbeiträge 12) 618'4 797'2 841'5 304'5 135'9 75'6 100'0' , " 

Direkte Steuern (Summe) . 352'6 6,261'5 7,548'4 7,558'2 7.017'9 

I 
8,376'4 10,622'8 11,468'0 11,905 

1) "Bekenntniseinkommensteuer" genannt. 8) Im Bundesbaushalt erstmalig im Voranschlag 1956 veransmlage. Vergleimbares Aufkommen der 
2) "Abzugseinkommensteuer" genannt. Vorjahre in Kursivsmrift; 

') 1937 und ab 1956 nur Vermögensteuer, S) Im Bundeshausbalt erstmalig im Voranschlag 1956 bei Kapitel 15 veranschlagt. Vergleichbares 

') Im Jabre 1937 .AlIgemeine Erwerbsteuer (einscbließlim der Erwerbsteuer von Hausier- und Aufkommen der Vorjahre in Kursivsmrift. ' 

Wandergewerben)" genannt. 10) Bei Kapitel 26 Titel 2 a § 1 "Resteingänge weggefallener Steuern" mitverremnet. 

5) Im Bundeshaushalt erstmalig im Voranscblag 1956 veransmlagt. Vergleimbares Aufkommen der 11) Bei "Nebengebähren, Abgabenstrafen, Kostenersätze und Resteingä'rige weggefallener Abgaben'" 
Vorjahre in Kursivsmrift. bzw. ab 1959 bei .Nebenansprüme und Resteingänge weggefallener Abgaben" mitveranschlagt. 

6) Diese Abgaben wurden erst ab 1. Jänner 1955 erhoben. "l' Diese Beiträge wurde" ab 1. Jänner 1955 nimt mehr erhoben. Die nach diesem Zeitpunkt aus· 

1) Bei Kapitel 26 Titel 4 b § 1 verrechnet. gewiesenen Beträge sind Restzahlungen, 
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Bundesrechn ungsabschluß Bundesvoranschlag 

Bezeichnung der Abgaben 1937 1952 1953 

Umsatzsteuer , , , , , , , , • 155'3 1) I 3,032'4, I 3.038'4 
Krisenzuschlag zur Warenumsatzsteuer • 148'6 

Bundeszuschlag zur Umsatzsteuer, 
;0;'6' 2)'/ 

1.516'4 
./ 

1.519'5 

Zölle ..... 419'5 575'6 
Ausfuhrabgaben .... . . . . 0'7 

-----
Verbraumsteuern : 

Tabaksteuer (und Aufbauzuschlag) 
sowie Monopolabgabe • , . , , 174'0 3) 1,140'6 1.050'8 

Biersteuer 33'2 232'5 243'9 
Sonderabgabe vom Bier • 9'0 4) 5'5 38'5 
Weinsteuer , . , 14'6 41'3 38'7 
Weinverbraudtsabgabe i 20'7 22'3 
Branntweinaufschlag , , , , 7) 17'8 7) 17'7 7) 

Monopolausgleim (Branntwein) 7) 0'4 7) 0'6 7) 
Mineralölsteuer . . , , . . . 48'6 8) 111'7 109'1 
Bundeszuschlag zur Mineralölsteuer , 346'3 436'4 
Monopolabgabe (Salz) 8 a) . , 8 a) , , 8 a) 
Zuckersteuer 55'0 34'5 36'8 
Salzsreuer 0) 4'2 4'6 
Zündmittelsteuer 2'8 7'5 7'7 
Spielkartensteuer 0'2 0'2 
Essigs~uresteuer • 0'2 0'0 0'1 
Leuchtmittelsteuer '. . 8'9 9'2 
Aufbauzusmlag zum Kleinhandelspreis vom 

Schaumwein. . 0'2 10) 1'1 1'1 
SüßstoflSteuer 

, 
1'2 0'1 0'1 , , , 

Branntweinsteuer • . 19'2 11) 12) 

Mineralwassersteuer 0'5 
Zigarettenhüllenabgabe 3'4 

') Im Jahre 1937 wie folgt verremnet: 
Effektenumsatzsteuer , , " 0'5 Mill, S Bankenumsatzsteuer 0'1 Mil!. S 
Valutenumsatzsteuer . . .. 0'0 11 Warenumsatzsteuer 154"7 " 
') Im Jahre 1937 wie folgt verremnet: Zölle, , , , , , , , , , , , . . . , 172·8 Mill, S 

Nebeneinnahmen (Verzugszinsen und Spesen), 0'0 " 
Lizenzgebühren für Futtermittel, . . . . . . 34'S ,. 

12) 

') 1937 wurde die Geb.rung aus dem Tabakmonopol gesondert brutto mäßig im Bundeshaushalt yer-
remnet, Der kassamäßige Monopolertrag betrug 174·0 Millionen Smilling. 

') Im Jahre 1937 .Außerordentlimer Zusmlag zur Biersteuer" genannt, 

') Diese Abgabe wird ab 1. Jänner 1956 nimt mehr eingehoben, 

G) Die Weinverbraumsabgabe wird ab 1. Juni 1955 nimr mehr eingehoben, die übrigen Abgaben werden 
ab 1. April 1955 nimt mehr erhoben, 

I 
I 

1954 1955 1956 1957 1958 1959 

Millionen Smilling 

3.319'1 3.954'9 4.284'4 4.638'3 5.600~0 5.100 

1,659'8 1,977'8 2,142'3 2.319'1 2.800'0 2,550 

971'2 1,356'9 1.470'8 1.730'1 2.000'0 1.860 

1.091'2 1,196'9 1,234'1 1,304'9 1.500'0 1,418 
247'5 255'2 305'7 345'0 330'0 360 
39'8 41'0 5) 5) 6) ., 6) 
45'0 52'8 51'1 50'8 55'0 60 
23'4 15'1 6) 6) 6) 6) 6) 
17'3 1) 17'3 7) 21'7 7) 23'1 30'0 25 
O'S 7) 1'2 7) 2'0 7) 2'7 3'0 5 

130'2 162'6 205'8 249'0 250'0 250 
520'9 650'4 823'3 996'1 1,000'0 1,000 
, . 8") 8 a) 8 a) S") 8 a) 8") 
35'7 10'6 6) 6) 6) 6) 6) 
4'5 1'6 6) G) 6) 6) G) 
8'7 2'0 6) 6) 6) G) G) 
0'3 0'1 6) 6) 6) G) G) 
0'7 0'2 6) 6) G) 6) G) 

11'3 3'5 6) 6) 6) 6) 6) 

1'5 0'8 6) 6) 6) 6) 6) 
0'1 0'0 6) 6) 6) 6) 6) 

1~) 12) 12) 12) 12) 12) 

7) Im Jahre 1937 gab es diese A~gaben nimt, In den Jahren 1946 bis 1956 wurden diese Abgaben 
bei Kapitel 27 Titel 4 mitverrechnet, Die VergIeimsziffern sind in Kursivsmrift beigesetzt. 

8) Im Jahre 1937 "Benzinsteuer" genannt, . 
8 ") In den Jahren bis einsmließlim 1957 bei Kapitel 27 Titel 2 .Salz· mitveransmlagt, Im BVA, 1958 

: ist erstmalig hiefür bei Kapitel 17 .öffentlime Abgaben" ein Verremnungsansatz ohne Kreditbetrag vorgesehen, 
Der Erfolg 1957 beträgt 1.332 S, ' 

t) Neben der Gebarung des Salzmonopols wurde ein~ Salzsteuer nicht gesondert verrechnet. 
") Ln Jahre 1937 .Smaumweinsteuer~ genannt, 
it) Außerdem wurden als Gewinnabfuhr der Österreimismen Spiritusstelle 1'6 MiIl, S verremnet, 
") Ab 1945 wird die Gebarung aus dem Branntweinmonopol bruttomäßig im Bunde,haushalt verremn et, 

Die kassamäßigen Monopolerträge betragen: 
1952, ,145'9 MilI, S 1953,,129'9 MilI, S 1954,,161'9 Mill, S 1955,,198'5 Mill, S 
1956, ,241·3 1957, ,220'0 1958, ,201'1 1959, ,220'7 
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Bundesrechnungsabschluß Bundesvoranschlag 

Bezeichnung der Abgaben 1937 I 1952 I 1953 ! 1954 I 1955 I 1956 I 1957 1958 I 1959 

Millionen Schilling 

Hefeabgabe _, , . . . . . . . . 0'3 . . . . . . . . . . . . . , ... . . . . . . . . , . 
Vieh- und F1eisch.bg.be • . . 7'1 . . . . . . . .. 
Verschiedene Einnahmen' • · . . . 0'6 .. 

Verbrauchsteuern (Summe) . 
Gebühren und Verkehrsteuern : 

195'9 1.955'1 1.999'5 2.160'8 2,392'8 2,620'0 2.971'6 3.168'0 3.118 

Stempel und Rechtsgebühren : 
a) In Stempelmarken zu entrich-

tende Gebühren' , • • . . . . 1 } 789'8 \ 944'8 160'3 137'2 192'5 216'8 250'0 220 
b) Rechnungsstempel , . . . , _ , ,/ 847'0 1.008'6 1.097'1 1,191'5 1.400'0 1,275 
c) übrige Gebühren (einschließlich 

1 
110'2 

Gebührenerhöhungen) _ 44'7 80'7 84'6 104'6 113'2 i20'2 150'0 ]25 
Gebühren aus dem Glüd<spielmonopol 22'0 24'7 21'1 21'1 21'5 22'6 21'0 , 1) 

a) bis c) (Summe) . 110'2 856'5 1.050'2 1.113'0 1.271'5 1.424'3 1.551'1 1,821'0 1.620 

Kapitalverkehrsteuer , . . 7'0 12'9 8'3 8'5 23'8 18'9 20'0 30 
Erbschaft(Schenkung)steuer 25'5 31'5 43'9 47'8 55'4 61'9 70'0 125 
Grunderwerbsteuer . , .. 102'0 104'7 130'8 164'9 162'4 188'4 200'0 220 
Versicherungssteuer .... , . 51'0 72'9 75'9 86'7 102'2 123'0 130'0 180 
Feuerschutzsteuer . • • • • . . 30'9 33'3 ·33'1 36'6 37'1 40'2 40'0 50 
Beförderungssteuer. . 194'3 214'0 249'0 259'2 282'1 334'5 350'0 320 
Kraftfahrzeugsteuer . O'Ol B

) 52'2 64'6 58'1 107'8 101'8 121'4 130'0 170 

Außenhandelsförderungsbeitrag . 40'S 2) 40'6 2) 
15'42)\ , 

74'9 86'3 99'2 100'0 100 .. 39'0 2)f 
Bundesmonopol-Abgabe d, Spielbanken: , 

Stammabgabe . . . . . . . . . . 2'4 3) 7'5 3) 7'9 3) 9'9 3) 21'5 3) 36'0 3
) } 35'0 39 

Bundeszusatzabgabe ....... 0'6 ö) 1'7 3) 1'8 3) 2' 1 3) 4'3 3) 6'8 3) 56'1 6'0 7 
Sonderabgabe der Spielbanken. . . . 0'7 3) 2'7 3) 2'4 3) 2'8 3) 5'3 3) 7'8 3) 9'0 9 

. Patentgebühren • · . 2'0 5'9 4) 5'6 4) 5'8 4) 6'4 4) 7'3 4) 8'3 4) 8'8 4) 12'0 4) 
Eisenbahnverkehrssteuer • . . . . 21'2 . . , .. . .. · .... . . 
Kraftwagenverkehrssteuer · .. . . 0'7 ... . . , . . . .. · .. .. 
Nebeneinnahmen . • • • • • • • • . 4'3 . . .. . . . . . . · . 

Gebühren und Verkehrsteuern (Summe) , 138'4 1,319'4 1.584'1 1.727'5 2,057'9 2,275'4 2,594'7 2,911'0 2.870 
Nebenansprüche und Resteingänge, weg-

gefallene Abgaben . . . . . . . . . 2'8 5) 78'9 6) 89'2 6) 1G1'2 6) 104'5 6) 111'3 6) 112'7 6) 150'0 6) 140 

öffentliche Abgaben (Summe) . 1.20i'9 14.583'2 16.354'7 17,497'8 18.862'7 21.280'6 24,989'3 28.097'0 27.543 

1) Ab 1959 bei den .übrige Gebühren (usw.)" mitveransmlagt, ') Seit 1945 bei Kapitel 20 Titel 7 .Patentwesen" mitverremnet. Die Vergleimsziffern sind in Kursiv-
la) Im Jahre 1937 .Kraftwagenabgabe" genannt. schrift beigesetzt. 

2) Bis zum Inkrafttreten des Außenhandelsförderungsbeitragsgesetzes im Jahre 1954 wurden Kostenbeiträge 5) "Eintreibungsgebühren und Ersätze an Verfahrenskosten der Abgabeneintreibung" genannt. 
gemäß des Außenhandelsverkehrsgesetzes eingehoben, die bei K~pite120 mitverredmet wurden. Die entspremen- 6) Bis 1955 lautete die Bezeichnung dieses Ansatze~ "Nebengebühren, Abgahenstrafen und Kostenersätie, 
den Erfolgsziffern sind in Kursivschrift beigesetzt. 1956 bis 1958 .Nebengebühren, Abgabenstrafen, Kostenersätze und Resteingänge weggefallener Abgaben". 

3) In den Jahren 1937 bis 1956 bei Kapitel 27 Titel 3 verrechnet. Die Vergleichsziffern sind in Kursiv-
smrift beigesetzt, 
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Bundesreclmungsabschluß Bundesvoranschlag 

Bezeichnung der Abgaben 1937 I 1952 I 1953 I 1954 i 1955 I 1956 I 1957 1958 I 1959 

Millionen Scl1il1ing 

Ab überweisungen: 
der Ertragsanteileder Länder und der 

Gemeinden, , , 220'4 3,768'3 4,095'1 4.107'5 4.251'2 4,737'0 5,378'2 6,001'0 5,917 
hievon ab Bundespräzipuum , , 400'0 575'0 700:0 700'0 685'0 685'0 685'0 685 

Verbleiben , , 220'4 3,368'3 3,520'1 3,407'5 3,551'2 4,052'7 4,693'2 5,316'0 5,232 
----- ----~-

der Gewerbesteuer an die Gemeinden . 1.069'7 1.454:5 1,604'0 1.638'0 1,743'7 " 2.Ci43·1 2,100'0 2,200 
der Feuerschutzsteuer an die Länder 

und die Stadt Wien . 27'4 32'8 32'5 35'2 36'5 40'0 40'0 50 
des Beitrages v, Einkommen usw.: 

a) Anteil für den Wohnhaus-
Wiederaufbaufonds .. 438'0 1) 512'01) 489'0 1) 483'0 1) 462'8 623'2 -715'0 740 

b) Anteil für die Länder zur 
Wohnbauförderung 2) , , 105'2 214'3 280'3 355'0 370 

c) Anteil für den Familienlasten-
ausgleichsfonds zur Familien-
förderung 2) 93'0 3) 135'9 180'4 213'0 220 -

a) bis c) (Summe) . 5.329'6 813'0 1.083'9 1.283'0 1.330 
- -- --

der Beiträge nach dem Wohnhaus-
Wiederaufbaugesetz an den Wohn-
haus-Wiederaufbaufonds , . . . • 45'0 4) 47'0 i) 48'0 4) 50'0 4) 48'4 52'0 50'0 50 

emes Anteiles des A ußenhandels-
förderungsbeitrages an die Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft . " 30'3 i» 30'61\) 40'5 fl) 67'3 r,) 62'6 78'1 72'0 80 

der Bundeszusatzabgabe der Spielbanken 
für Länder und Gemeinden, , , , 0'6 6) 1'7 6) 1'8 6) 2'1 6) 4'3 ß) 6'8 6) 7'4 6'0 7 

des Wohnbauförderungsbeitrages an den 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds . 132'0 7) 162'0 7) 195'0 7) 304'0 7) 334'0 7) 366'5 360'0 390 

überweisungen (Summe) , 220'4 4.465'4 5.007'4 5.044'0 5.329'6 6.756'9 8,364'2 9.227'0 9.339 

Verbleiben Bundeseinnahmen aus öffent-
lichen Abgaben (Kapitel 17- Summe) _ 981'5 8) 10.117'8 8) 11.347'3 8) 12.453'8 8) 13,533-1 8) 14.523'7 8) 16,625'1 8) 18.870'0 8) 18,204 8) 

Gesamteinnahmen - Summe 9) , 1,158'6 10.162'3 11.391'5 12.488'9 13.518'1 14.599'2 16.633'4 18.878'8 
I 

18,216 
----- --~---

1) Siehe Fußnote- 5) auf Seite 107. 6) In den Jahren 1937 bis 1956 bei Kapitel 27 Titel 3 verrechnet. Die Vergleichsziffern sind in Kursiv-
') Siche Fußnote 6) auf Seite 107, schrift beigesetzt. , - -

3) Die Verrechnung des Aufkommens erfolgte bei Kapitel 26 Titel 4 b § 1, so daß keine Ober-
weisung aus Kapitel 17 erforderlieh war, 

') Siehe Fußnote 9) auf Seite 107, 
8) Die in Kursivschrift angegebenen Vergleichsziffern -sind in dieser Schlußsumme nicht mit.ddiert, 

') Siehe Fußnote 8) auf Seite 107, ') Einschließlich der in Kursivschrift angegebenen Abgabenbeträge, 
') Bis einschließlich 1955 bei Kapitel 20 mitverrechnet, Die entsprechenden Vergleichsziffern sind in 

Kursivschrift beigesetzt. 
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Kapitel 18 

Kapitals
beteiligun-

gen 

Gebarung 
1957 bis 

1959 

Kapitel 18 111 

Kapitel 18 "Kassenverwaltung". 
Titel 1: Kapitalsbeteiligung des 

B und e s,1) 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

Ordentliche Ao. 
Gebarung Gebarung 

. Mill.S 

1957 . *) ......... 328'6 
1958 **) ' ......... 216·4 
1959 **) . . . . . . . •. 30'6 40'4 

600'8 
473'8 
238'0 

Beim Titel 1 werden folgende Gebarungen 
verrechnet: 

Ausgaben 

Kapitalsbeteiligungen gemäß Elek
trizitätsförderungsgesetz, BGB!. 

·Nr. 113/1953 und 151/1958: 
an verstaatlichten Unter-

nehmungen ....... . 
an sonstigen Unternehmungen. 

Sonstige Kapitalsbeteiligungen : 
an verstaatlichten Unter

nehmungen , . . . . . 
an sonstigen Unternehmungen. 

Barentschädigungen für verstaat
lichte Unternehmungen. . . . 

Kosten aus der Verwaltung und 
Veräußerung von Anteilsrechten 
des Bundes· ........ . 

Aufwandsentschädigungen für Ver
treter des Bundes bei Unter-
nehmungen ........ . 

1957*) 1958*") 1959") 
Mill. S 

109'3 18472) 0'03) 
23'5 11'6 11'03) 

75'0 0'0 
52'6 9'5 29'43) 

60'9 10'0 30'0 

6'5 0'2 0'3 

07 0'4 0'3 --------
Ausgaben (Summe) . 328'5 216'4 71'0 

1) Siehe auch die übersicht über die Kapitalsbeteili
gungen des Bundes (Beilage N). 

Z) Außerdem. sind im Eventualvoranschlag hiefür 
100 Millionen Schilling vorgesehen. 

3) Außerordentliche Gebarung. 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

**) Bundesvoranschlag. 

Einnahmen 

Erträge der Anteilsrechte des 
Bundes: 
Verstaatlichte Unternehmungen. 
Verstaatlichte Banken. . . . . 
Sonstige Unternehmungen. 

Abfuhr der. Oesterreichischen 
Nittionalbank 

Veräußerung von Anteilsrechten 
des Bundes: 

1957*) 1958") 1959**) 
Mill. S 

16'8 330'0 100'0 
83'0 35'0 35'0 
16'3 6'0 15'0 

122'9 100'0 87'5 

Verstaatlichte Unternehmungen. 360'9 
Sonstige Unternehmungen. 

Liquidationserlöse : 
Verstaatlichte Unternehmungen. 2'3 
Sonstige Unternehmungen. 

Tantiemen 0'9 0'6 0'5 

Einnahmen (Summe). 600'8 473'9 238'0 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Für den Erwerb von Beteiligungen an Unter- Erwerb von 
nehmungen (Kapitalgesellschaften, Genossen- . Beteiligungen 
schaften u. dgl.) ist in allen Fällen aas Bundes- n~h~~~:~ 
ministerium für Finanzen zuständig. Ausgaben 
für derartige Betdligup,gen gelangen daher aus-
schließlich bei Kapitel 18 Titel 1 zur Verrech-
nung. 

Gemäß Artikel VI Absatz 4 des Bundesfinanz
gesetzes ist die Veräußerungsermächtigung des 
Bundesministeriums für Finanzen hinsichtlich der 
Beteiligungen des Bundes an Unternehmungen 
beschränkt. Unternehmungen des' Bundes, bei 
denen gemäß Artikel VI Absatz 4 des Bundes
finanzgesetzes die Einräumung von Beteiligungen 
dem Bundesministerium für Finanzen nicht ge-
stattet ist, sind die gemäß dem 1. Verstaat
lichungsgesetz, BGBl. NI'. 168/1946, und 2. Ver
staatlichungsgesetz, BGBl. NI'. 81/1947, verstaat-
lichten Unternehmungen, Betriebe und Anlagen. 

Das ElektrizitätsfÖrderungsgesetz, . BGBl. 
Nr. 113/1953, abgeändert gemäß BGBl. NI'. 151/ 
1958, bestimmt, daß die Unternehmungen der 
Elektrizitätswirtschaft in den Jahren 1954 bis 
einschließlich 1963 durch entsprechende Bundes-
mittel gefördert werden; in den Jahren ab 1959 
sieht das Gesetz Mindestbeträge von 250 Millio-
nen Schilling vor. 

Der im Jahre 1959 für Beteiligungen ver
anschlagte Betrag dient vor allem der Erhöhung 
des Gesellschaftskapitals von bereits bestehenden 
verstaatlichten Unternehmungen und solchen mit 
Bundesbeteiligung. Die veranschlagten Bundes-
mittel werdenden Unternehmungen bis zur Fas-
sung entsprechender Kapitalerhöhu'ngsheschlüsse 
und bis zur Vorlage der Schil[ingeröfInungshilan-
zen vorerst als Bundesdarlehen zugeführt werden. 

§ 1 Abs. 2 des 1. Verstaatlichungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 168/1946, und § 2 des 2. Verstaat
lichungsgesetzes, BGBl. Nr. 81/1947, besagen, 
daß für die nach diesen Gesetzen verstaatlichten 

") Bundesrechnungsabschluß. 
."".) Bundesvoranschlag. 

Veräußerung 
von 

Beteiligungen 
des Bundes 

Elektrizitäts_ 
förderungs

gesetz 

"Beteiligungen Un 
Jahre 1959 

En tschädigungen 
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112 Kapitel 18 

Unternehmungen, Betriebe und Anlagen eine 
angemessene Entschädigung zu leisten ist (siehe 
1. Verstaa tlichungs-Entschädigungsgesetz, BGBl. 
Nr. 189/1954). 

Wenn auch der Großteil der Entschädigung für 
verstaatlichte Anteilsrechte mittels Bundesschuld
verschreibungen 1) geleistet wird, ist für ge
wisse Fälle, insbesondere für die sogenannten 
Spitzenbeträge, die in Schuldverschreibungen 

,wegen deren Stückelung nicht darstellbar sind, 
Barentschädigung vorgesehen. 

Entsprechende Vorsorge wurde auch für das in 
Vorbereitung befindliche 2. Verstaatlichungs-Ent~ 
schädigungsgesetz getroffen. 

der ~::rr:redlte Gemäß Bundesgesetz vom 7. November 1956, 
BGBl. Nr. 217, fließen die Eingänge aus Kauf
preisen, Erträgen und Liquidationserlösen der 
verstaatlichten Anteilsrechte, Unternehmungen 
und Betriebe dem Bundeshaushalt zu. 

Abfuhr der 
Oesterreidüsd.en 

Nationalbank 

Tantiemen 

Kapitalsbe
teiligungen im 

Jahre 1957 

Die Abfuhr der- Oesterreichischen National
bank setzt sich aus de~ gemäß § 69 Abs. 3 
des Nationalbankgesetzes1955, BGBl. Nr. 184, 
errechneten Anteil des Bundes am Reingewinn 
der Notenbank sowie der Ausschüttung einer 
Dividende an den Bund in seiner Eigenschaft als 
Aktionär der genannten Unternehmung zusam
men. Der Gewinn der Oesterreichischen Natio
nalbank beruht vornehmlich auf dem Ertrag des 
Devisen-Valuten-Geschäftes. Mit Beginn des J ah
res 1958 hat der durchschnittliche Zinsenertrag 
der Werte, die für eine kurzfristige Veranlagung 

. der Devisenguthaben in Frage kommen, eine 
Verminderung um. über die Hälfte gegenüber 
dem Vorjahr erfahren. Im Bundesvoranschlag 
1959 ist daher die Abfuhr auf Grund der J ahres
rechnung 1958 nur mit, 80 Millionen Schilling 
vorgesehen. 

Weiters werden beim Titel 1 die von Unter., 
nehmungen an den Bund für dessen Aufsichts
tätigkeit zu leistenden Tantiemen vereinnahmt. 

Im Jahre 1957 erfolgten bei nachstehenden 
Unternehmungen Ka pi tals beteiligungen: 

Mill,S 
aus Kapitel 18 Titel 1 § 1 Untl:rteilung 1: 

Osterreichische Donaukraftwerke A. G,. 52'3 
Tauernkraftwerke A. G. , . . . . . . 57'0 

Summe. . 109'3 

aus Kapitel 18 Titel I § I Unterteilung 1a: 
Gebrüder Böhler & Co. A.G.. • • .. '. 25'0 
Schoeller-Bleckmann Stahlwerke A. G.. , 50'0 

Summe. 75'0 

aus Kapitel 18 Titel I § 2 Unterteilung 1: 
Donaukraftwerke Jochenstein A.G, . 23'5 

1) Siehe Ausgabenkapitel 4 Titel 3 § 9 ,,4°/0 Bun
desschuLdversdlreibungen 1955". 

aus Kapitel 18 Titel 1 § 2 Unterteilung 2: 

"Osterreichischer Rundfunk" Ges. m. b. H.·. • 
Osterreichische Studiengesellschaft für Atom-

energie Ges. m. b. H. . • • . • . . . 
Flughafen Wien Betriebsges. m. b. H. • . 
Flughafen Linz Betriebsges. m. b. H. • . 
Salzburger Flughafenbetriebsges. m. b. H. 
Wohnungs-AG. Linz . , . . • . • . . 
Molkereigenossenschaft Enns-St. Florian, 

reg. Gen. m. b. H. . . • , . . • • • 
Voitsberg-Köflacher "Milchring" , 

reg. Gen. m. b. H. . . . . . , . . . • • 
Molkereigenossenschaft Hollabrunn Gen. m. b.H. 
Landwirtschaftliche Genossenschaft Pöchlarn, 

reg. Gen. m. b. H. • • • . , . . • . . • 
Molkereigenossenschaft Sonnberg Gen, m, b. H. 

Summe. 

50'0 

2'3 
0'1 
0'1 
0'1 
0'0 

0'0 

0'0 
0'0 

0'0 
0'0 

52'6 

Gesamtsumme . • 260'4 

An Erträgen von Anteilsrechten des Bundes Erträge der An, 
teilsrechte des 

gingen im Jahre 1957 ein: Bundes im Jahre 

bei Kapitel 18 Titel 1 § 1 Unterteilung 1: 
Gebr. Böhler & Co. A: G.. . . , . . 
asterreichische Stickstoffwerke A, G. • • . 
Siemens-Schuckertwerke Ges. m. b. H.. , . 
Siemens & Halske Ges. m. b. H. , , • . . 
Simmering-Graz-Pauker A. G, . , , . . . . 
Vereinigte Metallwerke Ranshofen-Berndorf 

A,G .. , ...... , , , .. , 
VOEST A.G ........... , . 

3'0 
5'6 
0'1 
0'1 
1'0, 

2~2 
4'2 
0'6 Wolfsegg-Trauntaler Kohlenwerks A. G, . ---

Summe, 

bei Kapitel 18 Titel 1 § 1 Unterteilung, 2: 
Creditanstalt-Bankverein . • . . . 
asterreichische Länderbank A. G. 
Osterreichisches Credit-Institut, A. G. 

Summe. 

bei Kapitel 18 Titel 1 § I Unterteilung 3: 

16'8 ---
51'0 
25'5 

6'S ---
83'0 ---

Osterreichisch-Bayerische Kraftwerke A. G. . 9'9 
Oesterreichische Nationalbank A, G. . . .. 4'5 
Linzer Elektrizitäts- und Straßenbahn A. G. . 0'7, 
Elektrizitätswerk Wels A. G.. . . . . .. 0'5 
Osterreichische Sprengmittel-Vertriebs-Ges. 

m. b.H ...... , . • . . . . . .. 0'4 
asterreichische Brau-A. G., . . . . . . " 0'0 
Leipnik-Lundenburger Zuckerfabriken A, G.. 0'0 
Voitsberg-Köflacher "Milchring" Gen. m. b, H. 0'0 
Steyrermühl-Papierfabriks- und Verlags A. G. . 0'0 
Hutter & Schrantz A. G. . . ',' , . , ., 0'0 
Schrauben-, Schmiedewaren-und Bleistiftfabriks-

A. G, Brevillier & Co. usw., , . . , .. 0'0 
Landwirtschaftliche Genossenschaft Pöchlarn, 

reg. Gen. m. b. H. . . , ' . . ' . . .. 0'0 
Steyr-Daimler-Puch A. G. und sonstige Unter-

nehmungen. . . • '. . . . . . . . .. 0'3 

Summe. _16'3 

Gesamtsumme. 116'1 

1957 

Im Jahre 1957 wurden je 400/0 des Akcien- Veräußerung von 

nominales der verstaatlichten Creditanstalt-Bank- .~ntei1srechten 
, d cl Ti 'ch' ch L" d b k 1m Jahre 1957 verem un er vsterre1 1S en an er an 

A. G., das ist ein Nominale von 300 Millionen 
Schilling, . veräußert und rund 360 Millionen 
Schilling erlöst. 
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Verstaatlichte 
Unter

nehmungen 

Kapitel 18 113 

Dieeinze1nen verstaatlichten Unternehmungen 
können aus der übersicht über die Kapitals
beteiligungen des Bundes (Beilage N) ersehen 
werden. 

Da diese als Kapitalsgesellschaften weiter
geführt werden, ist ihre Gebarung in den Bun
deshaushalt nicht einbezogen. Soweit finanzielle 
Zusammenhänge mit dem Bundeshaushaltbe
stehen, wird dies in der nachstehenden übersicht 
aufgezeigt: 

Ausgaben des Bundeshaus
haltes: 

Kapitalsbeteiligungen an ver
staatlichten Unter
nehmungen (Kapitel 18 
Titel 1 § 1 UT. 1 und 1 a) 

Bundesdarlehen für verstaat
lichte Unternehmungen 
(Kapitel 18 Titel 3 § 2) . 

Entschädigungen - für ver-
staatlichte Unterneh-
mungen: 

Barentschädigungen (Kap. 
18 Tit. 1 § 1 UT. 2) . 

Bundesschuldverschrei
bungen (Verzinsung u. 
Tilgung) (Kap. 4 Tit. 3 
§ 9) .••...•. 

Kosten aus der Verwaltung 
und Veräußerung von 
Anteilsrechten verstaat
lichter Unternehmungen 

1957*) 

184'3 

205'4 

60'9 

69'1 

1958 *') 1959 **) 
Mill.S 

184"7 0'0 

103'0 341'4 

10'0 30'0 

57'6 51'1 

(Kapitel 18 Titel 1 § 2 a 
UT., 1) . . . . . . . ...;. __ ..;;6..;.·5_......;0...;.·1 __ 0_·2_ 

Ausgaben (Summe) __ ..;;5.,;;;2,;;.6·.;;,2_.;;;3,;;.55;..·..;,.4 -:-4_22_ . ...;71..:...) 

Einnahmen des Bundes- 1957*) 1958'*) 1959'*) 
haushaltes: ,Mill.S 

Erträge der Anteilsrechte des 
Bundes an verstaatlichten 
Unternehmungen (Kap.l8 
Titel 1 § 1 UT.l u. 2) 99'8 365'0 135'0 

Veräußerungen von Anteils
rechten des Bundes an 
verstaatlichten Unterneh
mungen (Kapitel 18 Titelt 
§ 2 UT. 1), , . . .. 360"9 

Liquidationserlöse verstaat-
lichter Unternehmungen 
(Kap. 18 Titel 1 §2a UT,l) 2'3 

, Einnahmen (Summe).' 460'7 367'3 135'0 

1) Außerdem Bundesdarlehen nach Maßg~be der 
über 100 Millionen Schilling hinausgehenden 
Gewinnabfuhren der verstaatlichten Unternehmungen 
(ohne Banken). Weiters übernimmt der Bund bis 
zur Höhe von 100 Millionen Schilling die Haftung 
für Darlehen, die von verstaatlichten Unternehmun
gen aufgenommen werden. 

.. ) Bundesrechnungsabschluß. 
.... ) Bundesvoranschlag. 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz. 

Laut Beilage N beträgt der Nominalwert der 
~undesbeteiligungen : 

Verstaatlichte Unternehmungen 
Sonstige inländische Unternehmungen. 
Ausländische Unternehmungen. . . 

Summe. 

'MilLS 

5.426 
1.405 
1.950 

8.781 

In den Bundesvoranschlägen 1958 und 1959 vor
gesehene weitere Beträge für Beteiligungen, 
deren Aufteilung im Zeitpunkt der Budget-
erstellung nicht möglich ist . . . . . . . . ___ 3_3_0 

Zusammen. 9.111 

Das den Bundesbeteiligungen en tsprechende 
Reinvermögen der einzelnen ' Unternehmungen 
entsprach 1m Zeitpunkt der Budgeterstellung 
soweit es erfaßbar war, folgenden Beträgen: 

Mit!. S 
Verstaatlichte Unternehmungen rd. 8A3S 
Sonstige inländische Unternehmungen. rd. 2.167 
Ausländische Unternehmungen . rd. 1.128 

Zusammen rcl. 11.730 

Titel 2: E.f fe k t en- u n .cl Ge I d ver k ehr 

cl e s B '11 n ,d e s. ' 

Sad>lid>e Ausgaben, Einnahmen 
Mill,S 

1957 *} ........ 87"0 58'9 

1958**) ........ 160'0 187'5 

1959**} ...... ,. 223'6 126'8 

Beim Titel 2 werden folgende Gebarungen verrechnet: 

'Ausgaben 
1957') 1958'*) 

'Mit!. S 
1959") 

Erwerb von Effekten aus-
schließlich der Aktien , 54'9 102'0 195"7· 

Staatlicher Postscheckverkehr 237 37'8 27"7 
Sonstige Ausgaben 1'0 0'2 0'2 
Verzinsung der zur Kassenstärkung 

_1), begebenen Bundessd>atzscheine • 7"4 20'0 

Ausgaben (Summe) . 87'0 160'0 223'6 

-Einnahmen 

Veräußerungen von Effekten 
ausschließlich der Aktien. 46'5 ,182'5 120'0 

Zinsen aus Effekten 4"7 4'0 47 
Zinsen aus der Veranlagung 

von Kassenbeständen 7"7 1'0 2'0 
Sonstige Einnahmen 0'0 0'1 

Einnahmen (Summe) , 58'9 -187'5 126'8 

Die Kredite für den Erwerb von Schuldver
schreibungen des Bundes für deren' Tilgungs
quote werden in. 'Anspruch genommen, soweit 
diese Effekten ohne- Einlösungspflicht. zugünsti
gen Bedingungen erworben werden können. :Die 

1) Ab 1959 bei Kapitel 4 Titel 3 § 28 Unier~ 
teilung 1 mit verrechnet . 

..) Bundesredlnungsabschluß. 
* .. ) Bundesvoranschlag . 

8 

Effekten
und Geld

verkehr deIi 
Bundes 

Gebarung 
1957 bis 1959 

Erwerb und 
Veräußerung 
von Effekten 

Allgemeines 
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Gebarung 1959 

Gebarung 1957 

Staatlicher 
Postscheck

verkehr 
Allgemeines 

114 Kapitd 18 

erworbenen Schuldverschreibungen werden beim 
Titel 2 mit ihrem Nennwert verrechnet, während 
ein sich bei den Ankäufen etwa ergebender Kurs
gewinn bei Kapitel 18 Titel 6 Post 5 zur Ver
buchung gelangt, 

Im Zeitpunkt der Heranziehung der vorer
wähnten Effekten für Tilgungszwecke wird deren 
Gegenwert (Nominalwert) alS Erlös beim Titel 2 
in Empfang und bei dem zuständigen Ansatz 
des Kapitels 4 "Staatsschuld" als Tilgung in Aus
ga.be verrechnet, 

1457 Millionen Schilling des veranschlagten 
Kredites dienen Tilgungszwecken, und zwar für 
den Ankauf von 2010 Bundesschuldverschreibun
gen 1947 (96'3 Millionen Schilling), 7010 Aufbau
anleihe 1949 (T2 Millionen Schilling) und 7010 
und 51/2% Opernanleihe (T2 Millionen Schilling) 
'sowie für den Ankauf verschiedener Auslands
anleihen, deren Tilgungsdienst im Jahre 1959 
beginnt (35 Millionen Schilling), Die Mehr
ausgabe gegenüber 1958 ist hauptsächlich auf 
den erhöhten Erwerb von 2% Bundesschuld
verschreibungen 1947 infolge Rückgang der Ab
stattungen an Vermögensabgabe und Vermögens
zuwachsabgabe mit diesen Schuldverschreibungen 
und der erstmalig vorgesehenen Erwerbung von 
verschiedenen Auslandsanleihen zurückzuführen, 

Zur Kursstützung wird für 1959 voraussicht
lich ein Betrag von 50 Millionen Schilling erfor
derlich" sein, die beim Ansatz "Kurspflege und 
Sonstiges" vorgesehen sind, 

Die Mindereinnahmen gegenüber dem Bundes
voranschlag 1958 (607 Millionen Schilling) sind 
vor allem auf die gemäß eines Abkommens vom 
Dezember 1957 vorgenommene Abfuhr von bis
her im Bundesbesitz befindlichen Vorkriegsschuld
verschreibungen an die Caisse Commune zurück-
zuführen, . 

Der geringere Umfang der Ausgaben und 
Einnahmen des Jahres 1957 ist vornehmlich auf 
den noch hohen Eingang von 20/0 Bundesschuld
verschreibungen 1947 zur Abstattung der Ver
mögensabgabe und Vermögenszuwachsabgabe 
zurückzuführen, Es war daher, um die Tilgungs
quote zu erfüllen, ein wesentlich geringerer An
kauf von 20/0 Bundesschuldverschreibungen 1947 
erforderlich, als in den Jahren 1958 und 1959, 
in denen durch den allmählichen Rückgang der 
Abstattungen mit 2% Bundesschuldverschreibun
gen 1947 entsprechend höher für Rückkäufe 
vorzusorgen war . 

. Die Kosten des. staatlichen Postscheckverkehrs 
setzen sich zusammen: 

1. aus den Postsparkassengebühren, soweit sie 
bei den einzelnen Bundesstellen (ohne Monopole 
und Bundesbetriebe) anfallen; 

2, aus den auf den Bund übernommenen Post
zustellgebühren für Kriegsopferfürsorge- und 
Opferfürsorgerenten, Kleinrentnerentschädigun
gen sowie Pensionszahlungen der Hoheitsver
waltung, 

Der Minderaufwand gegenüber 1958 ist im 
wesentlichen dadurch bedingt, daß die sonstigen 
Zahlungen an das Postsparkassenamt herabgesetzt 
werden konnten, 

Sadiliche Ausgaben Einnahmen 
Ordentliche Ao. 
Gebarung Gebarung 

Mill. S 

1957 *), , , , , ,,334'6 207"8 294'2 
1958 **)""", 214'6' 22'1 
1959 **)"."" 243'9 235'4 108'0 

Gebarung 1959 

Bundes
darlehen 

Beim Titel 3 werden folgende Gebarungen verrechnet: . G~barung . 
Ausgaben 1957*) 1958**) 1959**) 1957 bis 1959 

Darlehen an Unter- Mill. S 
nehmungen, an denen der 
Bund beteiligt ist: 
Verstaatlichte Unter-

nehmungen , , , . ,205·4 103'0 341'41) 
Sonstige Unternehmungen 104'3 103'6 105'0 

Darlehen zur Förderung des 
Wohnbausparens , , " 0'9 2) 3'03) 0'0 

übrige Bundesdarlehen ,,24'9 5·0 32'9 
Darlehen aus den Krediten der 

Export-Import-Bank zur Förde-
rung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung österreichs 2) , 206'3 -'-4) _5) 

Sonstige Ausgaben 2) • . . 0·6 _4) _5) 

Ausgaben (Summe) , 542"4 214'6 479'3 
Einnahmen 

Zinsen ..... 39'0 11'5 28'9 
Kapitalsrückzahlung 255'2 10'6 79'1 

Einnahmen (Summe) , 294·2 22'1 108'0 

Die Mehrausgaben im Jahre 1957 gegenüber 
dem Voranschlag 1958 sind auf die Gewährung 
von Darlehen, die an Stelle der vorgesehenen 
Kapitalserhöhungen bis zur endgültigen Rege-' 
lung der Besitzverhältnisse beziehungsweise bis 
zur Vorlage von Schillingeröffnungsbilanzen ge-
geben wurden, zurückzuführen, Im Voranschlag 
1959 ist dieser Umstand bereits berücksichtigt, 

Darlehen an 
verstaatlichte 
. Unter-
nehmungen 

Für sonstige Unternehmungen sind Dar- Darlehen an 
lehensbeträge insbesondere für die Flughafen- sonstige Unter
betriebsgesellschaften und die Gemeinnützige nehmungen 
Wohnungsgesellschaft für Bundesbedienstete Ges, 
m, b, H, vorgesehen, 

Der im Vora~schlag 1959 vorgesehene Kredit übrige Bun-
von 32'9 Millionen Schilling ist bestimmt: desdarlehen 

für die Gewährung von Darlehen an Flücht-
linge (Durchführung durch die österreichische 
Kontrollbank) ; 

für das Völser-See-Projekt; 
für sonstige Verpflichtungen des Bundes zur 

Kreditgewährung im Jahre 1959, 

1) Davon 235'4 Millio~en Schilling für Elektrizitäts
unternehmungen in der außerordentlichen Gebarung, 

2) Außerordentliche Gebarung, 
3) Außerdem sind hiefür im Eventualvoranschlag 

20 Millionen Schilling vorgesehen, 
4) Verrechnungsansatz ohne Ziffernbetrag, 
5) Im BV A, 1959 als Titel 3 b veranschlagt (siehe 

Seite 116), 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

.... ) Bundesvoransmlag, 
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Einnahmen 

.Buildesdarlehen 
im Jahre 1957 

Kapitel 18 115 

. Die verhältnismäßig hohen Eingänge im Jahre 
1957 ergaben sich im wesentlichen aus der Um
wandlung von Bundesdarlehen in Gesellschafts
kapital. 

Im Jahre 19~9 werden größere Rückzahlungen 
vom DorÜ'theum erwartet. Im übrigen werden 
auch die Rückflusse aus SAC-Krediten (siehe Aus
gaben-Titel 3 b) hier mitverrechnet. 

Im Jahre 1957 wurden folgende Bundesdar
lehen gewährt: 

aus Kapitel 18 Titel 3 § 1: Mill. S 

Bausparkasse Wüstenrot. . . . . . . . . ., 0'4 
Offentliche Bausparkasse für Osterreich; Abteilung 

der Girozentrale der Osterreichischen Sparkassen 0'1 
Bausparkasse Osterreichische Volksbanken. .. 0'1 
Bausparkasse "Dein Heim" . . . . ., 0'3 

Summe. 0'9 

aus Kapitel 18 Titel 3 § 2: 

a)· Verstaatlichte Unternehmungen: 
Osterreichische Draukraftwerke AG. 92'4 
DDSG . . . . . . . . . . . . . 49'0 

.Lavanttaler Kohlenbergbau GesmbH 16'0 
Osterreichische Elektrizitätswirtschafts AG. 14>7 
Hofherr-Schrantz, Landwirtschaftliche 

Maschinenfabrik AG.. . . . . . . . 11'0 
Wiener Lokomotivfabrik AG. . . . . . 11'0 
Wiener Brückenbau- und Eisenkonstruktions 

AG ................. , 4'0 
Vereinigte Metallwerke Ranshofen-Berndorf 

AG. . . . . . . . . . . . . . . 3'0 
Siemens-Schuckertwerke Ges. m. b. H. 2'3 
AEG-Union Elektrizitätsgesellschaft 2'0 

Summe. 205'4 
b) Sonstige Unternehmungen: 

Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft für 
Bundesbedienstete Ges. m. b. H. . 55'0 

Großglockner-Hochalpenstraßen AG. S'S 
Flughafen Wien Betriebsges. m. b. H. . 6'6 
"Neue Heimat" GEWOGE1) in Liriz'. 5'2 
DonilUkraftwerk Jochenstein AG.. . . 5'0 
Gemeinnützige Allgemeine Bau-, W ohn- und 

Siedlungsgenossenschaft, reg. Gen. m. b. H. 5'0 
Osterreichische Studiengesellschaft für Atom-

energie; Ges. m. b. H.. • . . • . . 4'0 
"Neue Heimat" GEWOGEl) in Tirol 3'8 
Timmeisjoch-HochaIpenstraßen AG. 3'5 
Dachstein Fremdenverkehrs AG. . . . 3'6 
Kärntner Flughlifenbetriebsges. m. b. H, 1'2 
"Neue Heimat" GEWOGE1) in Salzburg 0'6 
Gemeinnützige Eisenbahnsiedlungsgesellschaft, 

Ges. m. b. H. Linz. , . . . • . . . 0'6 
Salzburger Flughafenbetriebsges. m. b. H. . 0'5 
Flughafen Graz, Betriebsges. m. b. H,. .. 0'4 
Flughafen Linz, Betriebsges. m. b. H. . . 0'3 
"Neue Heimat" GEWOGEl) in Wien . 0'2 
"Neue Heimat" GEWOGEI) in Klagenfurt 0'0 

Summe. 104'3 

I) GEWOGE = Gemeinnützige Wohnungs- und 
Siedlungsgesellsdlaft, Ges. m.b. H. 

aus Kapitel 18 Titel 3 § 3: 
Allgemeine Heimstätten Genossenschaft' Graz . 
Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungsgenossen-

schaft-AG., "Schwarzatal" . .. , . . . . . 
Gemeinnützige Bau-, Wohn- und Siedlungsgenos
. senschaft des Osterreidlischen Siedlerverbandes 
Osterreichische Wohnbaugenossenschaft, Graz. . 
Osterreichische Kontrollbank AG. für Flüchtlings-

darlehen ...... , •.... ' .. . 
Gemeinnützige Eisenbahnsiedlungsgesellschaft, 

Ges. m, b. H., Villach , . . . . . . . . . 
Wohnungsgesellschaft der österreichischen Staats

eisenbahnen. . . . . . . . . . , . . . . 
Tiroler Gemeinnützige Wohn- und Siedlungs

genossenschaft . . . . ; . . . .. . . '. . . 
Gemeinnützige Bau-, W ohnungs- und Siedlungs-

genossenschaft Wien· XlII'" • • . . • • • 
Erste Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft 
AlpenIändische Heimstätte, Innsbruck . , . . 
Obersteirische Wohnstätten Genossenschaft. . 
Gemeinnützige oberösterreichische Wohn- und 

Mit!. S 

4'4 

3'1 
2'S 

1>7 

1'1 

0'5 
0'5 
0'5 
0'4 

Siedlergenossenschaft . . , . , . ; . . .. 0'3 
Gemeinnützige Ein- und Mehrfamilienhäuser Bau-

genossenschaft . . . . . . . . . . . . .. O· 3 
Gemeinnützige Bau-W ohn-Siedlungsgenossenschaft 

der Post- und Telegraphenbediensteten . 0'3 
Osterreichische Wohnbaugenossenschaft Graz .. 0'3 
Gemeinnützig~ Wohnungsgenossenschaft . . .. 0'2 

Summe. 24'9 

Gesamtsumme. 335'5 

Die SAC-Kredite wurden im Jahre 1957 wie SAC-Kredite im 
Jahre 1957 

folgt gewährt: 

Mill. S 
MetaIlverarbeitungs-Industrie . 25'3 
Textil-Industrie 27'0 
Nahrungsmittel-Industrie 6'4 
Holz-Industrie . .-, 4'0 
Eisen- und Stahl-Industrie. 41'4 
Elektro-Industrie . 6'4 
Leichtmetall-Industrie. 8'0 
Chemische Industrie 19'5 
Energiewirtschaft 54'5 
Fremdenverkehr . 10'3 
Verschiedenes 3'5 

Gesamtsumme • 206'3 

Ti tel 3 a: B e zug s v ci r s eh ü s s e 

(Hoheitsverwaltung). 

Sa<hli<he Ausgaben Einnahmen 
MilI.S 

1957 *) ................ ,.60·5 38'7 
1958**) ................ ,. 96'2 45'0 
1959**) ....... , ......... 66'1 45'2 

Gemäß § 23. des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. 
Nr. 54, und § 25 des Vertragsb~dienstetengesetzes 
1948, BGBI. Nr. 86, kann Bundesbediensteten, 
die unverschuldet in eine Notlage geraten sind 

.. ) Bundesredlnungsab'sdlluß. 
.. *) Bundesvoransdllag. . 

Bezugs
vorschüsse 
(Hoheits

verwaltung) 

Gebarung 
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116 Kapitel 18 

Wohnraum
beschaffung 

Unterschiede 
gegenüber 
Vorjahre 

oder wenn sonst berücksichtigungswürdige 
Gründe vorliegen, auf Antrag ein unverzinslicher 
Vorschuß aus Bundesmitteln gewährt werden. 

Die Veranschlagung der Bez~gsvorsch üsse er
folgte für das Jahr 1959 mit 2 v. H. der Dienst
bezüge .(Summe der Kredite bei den Posten 1 
bis 3 der persönlichen Ausgaben beziehungsweise 
der in einzelnen Fällen im Sachaufwand für Be
züge vorgesehenen Kreditbeträge), aber vermin
dert um 350/0 des so errechneten Betrages. 

Für die Wohnraumbeschaffung werden im Ein
zelfall Vorschüsse bis zum Betrage von 20.000 S 
gewährt. 

Die Mehrausgaben des Jahres 1958 gegenüber 
dem Vorjahre sind auf die eingetretenen Bezugs-

. erhöhungen beziehungsweise auf die Verbesserung 
des für die Veranschlagung maßgebenden Hun
dertsatzes zurückzuführen. Im Voranschlag 1959 
konnte dieser Hundertsatz nicht mehr zur Ver
fügung gestellt werden. 

Ti tel 3 b: Ge bar u n gau s Kr e d i t e n 
der E x p 0 r t - I m p 0 r t - Ban k zur F ö r
der u n g der wir t s e h a f t I i.e h e n E n t-

wie k I u n g ö s t e r r eie h s. 

1957 *) ............ . 
1958**) ............ . 

SamUme Ausgaben 
OrdentlidIe Ao. 

Gebarung Gebarung 
MilI. S 

206'9 1) 
1) 

1959**) ........... " 0'0 3'5 

Der Voranschlag 1959 und die in den Vor
jahren beim Titel 3 mitveranschlagten korrespon
dierenden Ausgaben zeigen folgendes Bild: 

1957') 1958 ") 
Mill. S 

1959 ") 

Förderungsausgaben 1) 1) 
(Ao. Gebarung): 
2. Programm ...... 170'3 0'0. 
3. Programm ...... 0'0 
1. Programm ........ 36'0 

Aufwandskredite : 
1. Programm ....... } 0'6 0'4 
2. Programm ...... 3'1 
3. Programm ...... 0'0 

Ausgaben (Summe) . 206'9 3'5 

Darlehen aus Im Jahre 1956 wurden auf Grund von zwei 
Krediten der Abkommen der Republik österreich mit den 
Export-Im- USAamerikanisch·e landwirtschaftliche über
port-Bad~ schußgüter im Werte von rund 715 Millionen 

(SAC-~e lte) Schilling importiert, die nicht in Dollar, sondern 

1) Im BV A. 1957 und 1958 bei Titel 3 mitveran
schlagt gewesen. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag . 

• 

in Schilling bezahlt wUrden und so eine günstige 
Auswirkung auf die österreich ische Zahlungs
bilanz hatten. Die Gegenwertmittel des oben 
angeführten Betrag.es wurden zu 53010 (416 Mil
lionen Schilling) der heimischen Wirtschaft in 
Form von Darlehen zur Verfüg:u.ng .g.est.ellt, 
während rund 42010 derselben zur Finanzierung 
des Exportes österreichischer Waren nach Län
dern vorgesehen waren, die amerikanische Wirt
schaftshilfe ei'halten. Der Restbetug wird für 
Ausgaben der US-Regierung in öste,r1"eich ver~ 
wendet. 

Aus den Erlösen der amerikanischen land
wirtschaftlichen überschußgüter wurden im 
Wege der Export-Import-Bank der Republik 
Österreich Kredit·e gewährt, die für Darlehen 
zur Förderung der wirtschaftlichen' Entwicklung 
österreichs Verwendung finden sollten. Der erste 
Kredit wurde im JaJhre 1956 in Höhe von rund 
39 Millionen Schilling gewährt. Die Verrechnung 
der danus gewährten Bundesdarlehen erfolgte 
erst im Haushaltsjahr 1957. Der zweite Kredit 
beträgt 377 Millionen Schilling und wurde in 
den Jah1"en 1957 und 1958 in Anspruch ge
nommen. 

Im Jahre 1957 wurde zwischen der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Amerika und der 
Republik österreich ein weiteres Abkommen 
über den Import landwirtschaftlicher überschuß
güter abges.chlossen. Auf Grund des dritten 
Abkommens dieser Art, steht der Gegenwert von 
10'3 Millionen $, das sind 267'8 Millionen Schil
ling, für Aufbaudarlehen zur Verfügung. Die 
Inanspruchnahme des dritten Kredites' wird vor
aussichtlich ab dem Jahre 1959 erfolgen. 

Die Einnahmen aus den von der Export-Im
port-Bank gewährten Krediten werden in der 
Anlehensgebarung verrechnet, deren Gebarong 
nach den Haushaltsvorschriften im Bundesvor
anschlag nicht veranschl~gt wird. Nach Maßgabe 
der zur Verfügung stehenden Kreditteile wer
den die daraus an österreichische Industrie-Unter
nehmungen gewährten Darlehen und sehr ge
ringen Subventionen bei den im Bundesvoran
schlag vorgesehenen Ansätzen verausgabt. 

Die Durchführung der Darlehensaktion 
erfolgt zum größten Teil durch die Oesterrei
chische Nationalbank. 

Im Zusammenhang mit diesen SAC-Krediten 1) 
werden an Geldinstitute Dienstleistungsgebühren 
angewiesen, die als "Aufwandskredite" veran
schlagt sind. 

Die Zinsen und Kapitalsrückzahlungsbeträge 
aus den gegenständlichen Darlehen werden 
weiterhin bei Titel 3 vereinnahmt .. 

1) SAC = Surplus Agricultural Commodities .. 
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T i tel 4: Bund e sa u f sie h t, 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

Mill. S 

1957 :,) ........ 1'3 2'4 
1958 **) .... , ... 1'3 2'4 
1959 *,) ........ 1:5 2'9 

Bundesaufsicht wird von fast allen Ressorts 
ausgeübt. Deren Kosten und der Ersatz der 
Kosten durch die beaufsichtigten Unternehmun
gen sind im Titel 4 zusammengefaßt. 

Das Bundesministerium für Finanun ist 
gemäß § 32 des Kreditwesengesetzes (DRGBl. I 
S. 1955, in der geltenden Fassung) befugt, er
forderlichenfalls bei allen Kr,editunterneohmungen 
Aufsichtsorgane einzusetz,en. Gemäß § 35 leg. 
eit. sind die Kosten, die durch die ·a.uf Grund 
des § 32 bestellte Aufsichtsperson erwachsen, 
von dem betreffenden Kreditinstitut dem Bund 
zuerstatt'en und auf Verlangen des ,Bundes
ministeriums für Finanzen vorzuschießen. 

Neben dieser für alle Kreditunternehmungen 
geltenden Bestimmung ist die Bestellung einer 
Aufsichtsperson (und gegebenenfalls eines oder 
mehl'erer Vertreter) durch das Bundesministe
rium für Finanzen durch Sonderbestimmungen 
geregelt, 'die nachstehend aufgezeigt sind. 

Derzeit werden beaufsichtigt: 

Insti tu tion 

Oesterreichische 
Nationalbank 

Creditanstalt-Bank
verein AG. , , , 

Osterreichische Länder
bank AG. ,'.'. 

Osterreichisches Credit
institut AG, 

Girozentrale der Oster
reichischen Sparkassen 

"Autofina", Automobil
und Maschinenabsatz
förderungs Ges. m. b. H. 

"AVA", Automobil-Waren
kredit-Verkehrsanstalt 
GmbH ... "", 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Sonderbestimmungen 
für die 

Bundesaufsicht 

Satzung 

betreffend Pfand
briefgeschäft : 

Hypothekenbank
gesetz vom 
13. Juli 1899, 
DRGBI. I, S. 375, 
in der Fassung 
des DR'GBI., I, . 
S. 97/1926, 4911 
1927 und 1081 
1930. 

Satzung. 

Geil. m. b. H.-Ge
setz vom 6. März 
1906, RGBI. 
Nr. 58 (§ 104), und 
Art, XIII des Ge
seIlschaftsvertra
ges vom 5, April 
1950. 

AutokreditsteIle des Ge
werbeförderungsinstitutes 
der Stadt Wien, Ges. m. 
b. H. ,."., 

Steiermärkische Bank, 
Ges. m, b, H, , . , 

Bürgschaftsfonds der Klein
gewerbekreditaktion des 
Bundesministeriums für 
Handel und Wiederauf
bau, Ges. m. b. H. . • 

Osterr.eichisches Verkehrs
büro Ges: m, b. H, . . 

Pfandbriefstelle der öster
reichischen Landes
hypothekenanstalten , . 

Wiener Börsekammer , , • 

Börse für landwirtschaft
liche Produkte .,,'. 

Oberösterreichische Frucht-
börse • , , , , , •• , 

§ 13 des Gesell-' 
schaftsvertrages. 

Art. XXII Abs. 3 des 
Gesellschafts
vertrages. 

§ 14 des Gesell
schaftsvertrages 
vom 14. Juli 1955. 

§ 15 des Gesell
schaftsvertrages 
vom 23. Juli 1945. 

I 
Gesetz über die 

Pfandbriefe und 
verwandten 
Schuldverschrei
bungen von 
öffentlich-recht-

1 
liChen Kredit-
anstahen vom 
21. Dezember 
1927, DRGBI. I, 
S. 492. 

RGBI. Nr. 67/1875 
beziehungsweise 
genehmigtes 
Statut und § 6 der 
Börseordnung. 

Osterreichische Casino AG. . } 
Spielbankverord

nung, BGBI. 
Nr. 463{1933, be
ziehungsweise er
teilte KonzessiQll. 

Postsparkassenamt 

Dorotheum1). , • Satzung. 

Die Bundesaufsimt über die Träger der Sozial
versimerung :wird vom Bundesministerium für 
soziale Verwaltung auf Grund der Bestimmungen 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset'Les -
ASVG. (BGBL Nr. 189/1955), des Gewerblimen 
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetzes 
GSPVG. (BGBI. Nr. 292/1957) und des Land
wirtsmaftlimen Zuschußrentenversicherungsge
setzes - LZVG. (BGBI. Nr. 293/1957) ausgeübt. 
Mit der Durchführung der llundesaufsicht wer
den vom Bundesministerium für soziale Verwal
tung bestimmte Bedienstete der Aufsichtsbehörde 
betraut. 

1) Die Bundesaufsicht wird vom Bundesministerium 
für Inneres a usgeü bt. 

Bundes_ 
aufsidlt 

über die 
Träger der 

Sozial
versiche

rung 
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Derzeit werden heaufsichtigt: 

I. Versicherungsträger nach dem ASVG. 
. A. Krankenversicherungsträger. 

Je eine Gebietskrankenkasse In den einzelnen 
. Bundesländern. 

Je eine Landwirtschaftskrankenkasse in den einzeillen 
Bundesländern. 

Be t ri e b s kran k e n k ass e n: 
österreichi:sche Staatsdruckerei, 
Austria Tabakwerke AG., 
. Wiener Verkehrsbetriebe, 
Semperit Gummiwerke AG., 
Neusiedler AG. für Papierfabrikation, 
österreichisch Alpine Montangesellschaft, Hütt.e Do

nawitz, 
österreichisch Alpine Montangesellschaft, Werk Zelt-

weg, . . 
österreidlisch Alpine Montangesellschaft, Hütte Kind

berg, 
Gebr. Böhler & Co., 
Fa. Johann Pengg. 

Me ist e r k r a n k e n k ass e n: 
Je eine Krankenkasse des Handwerks für Wien 

Niederösterreich/Burgenland, Oberösterreich, Steier~ 
mark, Salzburg und Kärnten sowie des Fremden
verkehrs für WieI\, Niederösterreich und Burgenland 
und der Kaufmannschaft Wien. 

. Sonstige Krankenversicherungs-
. t r ä ger: 

Versicherungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen, 
Versicherungsanstalt des österreichischen Bergbaues, 
Krankenversicherungsanstalt der Bundesangestellten 

(Hauptgeschäfts- und Landesgeschäftsstelle Wien 
sowie je eine Landesgeschäftsstelle in Linz, Graz, 
Salzburg, Klagenfurt, Innsbruck und Bregenz). 

B. Unfallversicherungsträger. 
Allgemeine Unfallversicherungsanstalt (HauptsteIle 

und Landes!telle Wien sowie je eine Landesstelle 
in Linz, Graz und Salzburg), 

Land- und Forstwirtschaftliche' Sozialversicherungs
anstalt (HauptsteIle und Landesstelle Wien sowie 
je eine Landesstelle in Linz, Graz, Salzburg und 
Klagenfurt), 

Versicherungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen, 
Versicherungsanstalt des österreichischen Notariates. 

C. Pensionsversicherungsträger. 
Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten, 
Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter (Haupt

steIle und Landesstelle Wien sowie je eine Landes
steIle in Linz, Graz und Salzburg), 

Land- und Forstwirtsduftliche Sozial versicherungs-
anstalt, . 

Versicherungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen, 
Versicherungsanstalt des österreichischen Bergbaues, 
Versicherungsanstalt des österreichischen Notariates. 

D •. Zuschußkassen. 
Pensionsinstitut der österreichischen Privatbahnen, 
Pensionsinstitut 'der Linzer E.lektrizitäts-· und 

Straßenbahn AG. 
E. Verbände. 

Hauptverband der österreichischen Sozialversiche
rungsträger, 

Verband der Meisterkrankenkassen. 

11. Versicherungsträger nach dem GSPVG. 

Pensionsversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt
schaft (Hauptstelle Wien und AußensteIlen in jedem 

Bundesland). 

111. Versicherungsträger nach dem LZVG. 
Landwirtsduftliche Zu schuß rentenversicherungs anstalt 
(Hauptstelle Wien, zugleich als Außenstelle für Wien, 
Niederösterreidt und Burgenland, und Außenstellen 

in Linz, Graz, Salzburg und Klagenfurt). 
Die Kosten der von der Aufsichtsbehörde an

geordneten Maßnahmen belasten den Ver
~icherungsträger. Zur Deckung der durch die 
Aufsicht erwachsenden sonstigen Kosten haben 
die Versicherungsträger durch En trkh tung einer 
Aufsichtsgebühr beizutragen. Deren Höhe be
stimmt das Bundesministerium fü.r soz,iale Ver
waltung nach Anhörung der Versicherungsträger 
(des Hauptverbandes). Die von den Versiche
rungsträgern zu entrichtende Aufsichtsgebühr be
trägt zurzeit ein Zehntel v. T. (d. i. 1 Groschen 
für je 106 S) der tatsächlich vereinnahmten 
Soz,ialversicherungsbeiträge, der überweisungen 
aus dem Aufkommen an Gewerbesteuer uI).d der 
Zuschläge zur Grundsteuer. 

Gemäß § 13 der Durchführungsverordnung 
vom 26. Mai 1946, BGBI. Nr. 114, zum Bau
arbeiterurlaubsgesetz vom 20. März 1946, BGBI. 
Nr. 81, ist mit der obersten Aufsicht über die 
Urlaubskasse der Arbeiter in der Bauwirtschaft 
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut. 

Bundes
aufsicht 

über die 
Bauarbeiter
Urlaubskasse 

Die vom ßundesministerium für Handel und Bundes-
Wiederaufbau durchgeführte Bundesaulfsicht über aufsicht 
d üb ch d über die en "Technischen erwa 'ungsverdn" wir Wirt-
auf Grund des Art. 48 des Bundesgesetzes vom schaft 
21. Juli 1925, BGBL NI'. 277 (Verwaltungsent- Handlel,dGe~erbe. 
1 . d nustne 
astungsgesetz), m er Fassung des § 2 des Bun-

desgesetzes vom 21. Jänner 1948, BGBL Nr. 55, 
und der Dampfkesselverordnung vom 17. April 
1948, BGBL Nr. 83, insbesondere des § 49 
(überwachungsorgane ) dieser Verordnun,g aus-
geübt. 

Die Bundesaufsicht über den· Milchwirt- Land- und Forst-

ch 
. wirtschaft 

saftsfonds, den Getreideausgleichsfonds und 
den Viehverkehrsfonds wird auf Grund der 
Bestimmvngen. des Milch- (BGBL Nr. 148/1956) 
und . Getreidewirtschaftsgesetzes 1956 (BGBl. 
Nr. 149) sowie des Viehverkehrsgesetzes 1956 
(BGBL Nr. 150, in der geltenden Fassung) vom 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft ausgeübt .. 

Die Bundesaufsicht in Kunstangelegenheiten 
wird vom Bundesministerium für Unterricht 
ausgeübt. Diesem obliegt gemäß Bundesgesetz 
vom 9. April 1936, BGBL Nr. 112, die Bundes
aufsicht über die AKM (Gesellschaft der Autoren, 
Komponisten und Musikverleger) sowie auf 
Grund der Kundmachung des Bundesministe-
riums für Unterricht vom 17. Juli 1947, BGBL 
Nr. 201, die Bundesaufsicht über die Literarische 
Verwertungsgesdlsch'aft. 

Die Bundesaufsicht über die Vertragsversiche
rung wird vom Bundesministerium für Finanzen 
wahrgenommen. Bei den Ausgaben von 50.000 S 
handelt es sich um Entschädigungen für die im 
Entwurf des Versicherungsbetriebsgesetzes für die 

Bundes
aufsicht 

In 

Kunst
angelegen

heiten 

Bundes
aufsicht 

über die 
Vertrags
versiche-

rung 
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überwachung des Deckungsstockes der Versiche
rungsunternehmungen vorgesehenen Aufsichts
kommissäre. Dieses Gesetz soll im Jahre 1959 in 
Kraft treten. Auf Grund dieses Gesetzentwurfes 
sind diese Kosten sowie die sonstigen Kosten der 
Staatsaufsicht von den Versicherungsunterneh
mungen in voller Höhe zu ersetzen. Bisher wurde 
der Aufwand' für die Bundesaufsicht über die 
Vertragsversicherung mit 9/10 von den Versiche
rungsunternehmungen erstattet. Die Kosten für 
die Aufsichtskommissäre sind bei Kapitel 18 
Titel 4 veranschlagt, während die Kosten der 
Staatsaufsicht selbst bei Kapitel 16 Titel 1 "Bun
desministerium für Finanzen" mitveranschlagt 
und im Teilheft des Kapitels 16 ersichtlich sind. 

Einziehungen Ein nah m e n - T i tel 5: Ein z i e h u n gen 
Bun:e~:latz zum B und e s s c hat z b e z i e h u n g s W eis e 

Aus gab e n - T i tel 5: R ü c k za h I u n g 
von zum B und e s s c hat z ein g e zog e

ne n Be t r ä ge n. 1) 

Sad:!lid:!e Ausgaben Einnahmen 
Mill. 5 

1957 ~') ......... 0'3 3'8 
1958 ~'*) ......... 0'3 3'0 

1959 **) ....•.... 0'4 3'2 

Als Einnahmen sind Einziehungen zum Bun~ 
desschatz von erblosen Nachlässen auf Grund des 
§ 760 AbGB. sowie -von nicht rückzahlbaren 
Steuerüberzahlungen auf Grund' der Vorschriften 
über die Verrechnung der Steuern und Gebühren 
veranschlagt.·· Die Ausgaben gehen im wesent
lichen auf die Rückzahlung von bereits zum 
Bundesschatz eingezogenen Beträgen zurück. 

K.ursverluste Aus gab e n - T i tel 6: Kur s ver 1 u s t e 
und b z w. Ein nah m e n - T i tel 6: Kur s--gewinne 

ge w i n n e. 

Sach1id:!e Ausgaben Einnahmen 
Mill.S 

1957 *) ........ . 
1958 ") ........ . 
19 59 ':'~') ........ . 

3'1 
5'0 

1'1 
11'0 

11'0 

Bei diesen Titeln werden Verluste und Ge
winne bei Gebarungen in fremden Zahlungs
mitteln 2) und aUs dem Erwerb von Effekten für 
Tilgungszwecke veranschlagt. 

Der für 1959 zu erwartende Kursgewinn ist 
ausschließlich auf den Gewinn bei dem Ankauf 
von Schuldverschreibungen des Bundes für Ti!-

1) Im BV A. 1957 als "Kaduzitäten" bezeidmet. 
2) Siehe die Ausführungen auf Seite 16, rechte 

Spalte. 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

**) Bundesvoranschlag. 

gungszwecke zurückzuführen. DiesbezÜglich siehe 
auch die Ausführungen bei Kapitel 18 Titel 2. 

Titel 7: Unbewegliclhes Bundes
.eigen turn. 

Ausgaben Einnabmen 
Ordenclid:!e Ao. 
Gebarung Gebarung 

Mill. S 

1957 *) ............ 38'1 25'1 

1958 **) .............. 39'4 21'0 
1959 *~.) ............. 107 29'3 29'0 

Die Erfordernisse für den Erwerb von Liegen
schaften für Zwecke der Hoheitsverwaltung sind 
beim Titel 7 zusammengefaßt. 

Nur für den Erwerb von Liegenschaften 
für die österreichischen Vertretungsbehörden im 
Ausland beziehungsweise für die Bauhöfe nach 
Maßgabe des Einganges zweckgebundener Ein
nahmen sow·ie für die Bundesstraßenverwahung 
(einschließliro für Autobahnzwecke) ist weiterhin 
bei Kapitel 8 "Äußeres", Kapitel 19 "Land- und 
Forstwi.rtschaft", Kapitel 21 "Bauten" und Ka
pitel 30 "ERP-Gebarung" vorgesorgt. Die ent
sprechenden Erfolgs- bzw. Voran schlagsziffern 
betragen: 

Mill.S 

1957 *) ....................... 53'6 
1958 **) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 44'4 
1959 **) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 52'5 

Für die Erstellung von Neubauten ist natur
gemäß die Bereitstellung ausreichend großer und 
zweckentsprechender Baugründe erforderlich. So
fern solche nicht von den Gemeinden kostenlos 
gewidmet werden, mÜssen sie käuflich erworben 
werden. Weiters erfolgt die Unterbringung von 
Dienststellen häufig in angekauften Gebäuden, 
sofern günstige Ankaufsangebote vorliegen und 
die Zweckadaptierung keine zu großen Kosten 
erfordert. 

Neben dem Aufwand für d~n Erwerb von Lie
genschaften sind bei diesem Ansatz auch noch die 
mit der Veräußerung von unbeweglichem Bun
deseigentum zusammenhängenden Kosten (zum 
Beispiel Schätzkosten, Abgaben) sowie Rück
ersätze für Veräußerungen aus den Vorjahren, 
die sich durch Rückstellungsentsffieidungen usw. 
ergeben können, veranschlagt. 

Im Voranschlag 1959 ist insbesondere Vorsorge 
für den größeren Bedarf an Grundstücken für 
Flugplätze und Liegenschaften für militärische 
Zwecke getroffen. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
.. .. ) Bundesvoranschlag. 

Unbeweg
liches 

Bundes
eigentum 

Ausgaben 

Gebarung 1959 
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Veräußerungen und Belastungen unbeweglichen 
Bundeseigentums bedürfen gemäß Art. VI Abs. 2 
des Bundesfinanzgesetzes deroZustimmung des 
Bundesministeriums für Finanzen. 

Gemäß' Art. VI' Abs. 1 des Bundesfinanz
gesetzes ist die Veräußerungs- und Belastungs
ermächtigung des Bundesministeriums für Fi
nanzen beschränkt und an bestimmte Wert
grenzen gebunden. Bei dem für die Wertgrenzen 
im Sinne des Art. VI Abs. 1 Punkt 1 maß
gebenden Schätzwert können allfällige Aufwen
dungen des Erwerbers oder hypothekarische Be
lastungen berücksichtigt werden. Die Ermäch
tigung des Bundesministeriums für Finanzen 
nach Art. VI, des Bundesfinanzgesetzes um
faßt das Recht zu entgeltlichen und unentgelt-
lichen Verfügungen. ' 

Weitere Ermächtigungen für die Veräußerung 
von unbeweglichem Bundesvermögen enthalten 
das Vermögensverfallsg~etz, BGBI. Nr. 213/1947 
in der Fassung BGBI. Nr. 285/1955, die Ver
mögensverfallsamnestie, BGBl. Nr. 155/1956 in 
der Fassung BGBI. Nr: 45/1958, sowie das 
1. Staatsvertragsdurchführungsgesetz, BGBI. Nr. 
165/1956, das 3. Staatsvertragsdurchführungs
gesetz, BGBI. Nr. 176/1957, und das 5. Staats
vertragsdurchführungsgesetz, BGBI. Nr. 16/1958. 

Die Einnahmen aus unbeweglichem Bundes
eigentum ergeben sich aus Veräußerungen, aus 
Vergütungen gemäß § 30 Abs. 3 der Bundeshaus
haltsverordnung (BGBI. Nr. 118/1926) sowie aus 
Bestandzinsen (Nutzungen usw.) und aus Ent
gelten für Belastungen von Grundstücken. 

Bei dem Ansatz "Belastungen" sind nach
stehende Einnahmen aus bundeseigenen Liegen
schaften zu verrechnen, soweit diese nicht in der 
Benützung von Monopolen und Bundesbetrieben 
stehen: 1) 

Bauzinse infolge Belastung unbeweglichen Bun
deseigentums mit Baurechten; , 

Einnahmen aus der Belastung mit Dienstbar
keiten. 

Bei dem Ansatz "Nutzungen" sind Einnahmen 
aus bundeseigenen Grundstücken 0 h n e Ge
bäudezugehörigkeit 2) zu verrechnen, soweit diese 
nicht in der Benützung von Monopolen und Bun
desbetrieben 1) stehen : 

Bestandzinse ohne Rücksicht auf die Vertrags
dauer (Miet- und Pachtzinse, Benützungs
zinse, Anerkennungszinse ); 

Erlöse aus dem Verkauf von Gras, Obst, Holz, 

Die höheren Einnahmen im Voranschlag 1959 
sind auf Veräußerungen ehemals deutscher Ver
mögenswerte zurückzuführen. 

Die Veranschlagung und Verrechnung der Ge
barung aus dem Erwerb von unbeweglichem 
Bundeseigentum durch Bundesbetriebe oder 
Monopole namens der Republik österreich, das 
von diesen allein henützt wird, weiters aus der 
Veräußerung und Belastung von unbeweglichem 
Bundeseigenturn, das in der Benützung von 
Bundesbetrieben oder Monopolen steht, erfolgt 
gemeinsam mit den sonstigen Ausgaben bezie
hungsweise Einnahmen der Bundesbetriebe und 
Monopole. Geht unbewegliches Bundeseigentum 
aus der Benützung der Hoheitsverwaltung in die 
Benützung eines Bundesbetriebes oder Monopoles 
beziehungsweise umgekehrt, weiters aus der Be
nützung eines Monopoles oder Bundesbetriebes 
in die eines anderen Monopoles oder Bundes
betriebes über, sind von der empfangenden Stelle 
an die abgebende Stelle Vergütungen gemäß 
§ 30 Abs.3 der Bundeshaushaltsverordnung (BGBl. 
Nr. 118/1926) zu zahlen. ' 

Alle Grundtausche, auch die zwischen der 
Hoheitsverwaltung des Bundes und einem Mono
pol oder Bundesbetrieb, werden bruttomäßig 
verrechnet. 

Die Gebarungen der Monopole und Bundes
betriebe aus dem' Erwerb und der Veräußerung 
sowie dem Zuwachs oder Abgang einer benützten 
Bundesliegenschaft zeigt die nachstehende über-
sicht: ' 

Bundesrechnungs- Bunde,voranschlag 

I. Erwerb bzw. Ver
äußerung: 

Salinen ......... , .. 
Post- und Tele

graphen anstalt .... 
Osterreidlisdle 

Bundesforste ..... 
Osterreidlisdle 

absdlluß 1957 1958 1959 

Aus- Ein- Aus- Ein- Aus- Ein
gaben nahmen gaben nahmen gaben nahmen 

Millionen SdIilling 

0'1 0'2 

2'5 2) 0'1 2'5 2) 4'1 2) -

3'51) 4'9 7'0 2) 3'0 8'0 2) 3'0 

Bundesbahn,.;.e.;;.n_ . ..,.' .... _,;;....;...:..,;;...;.._;;...;.....:..,;;..;;._,;....;;...:..,..;;..;;._ 1'4 3)1'3 3'3 3) 0'3 3'03) 0'3 

Summe I.. 

II. Vergütungen 
gemäß § 30 (3) 
BHV: 

Salinen ..... , ..... . 
Post- und Tele

graphenanstalt .... 
Osterreidlisdle ' 

Bundesforste ..... 

7'5 6'3 13'0 3'3 15'1 3'3 

Flußkies u. dgl.; 
Inanspruchnahme von 

durch Dritte. 

Osterreidlisdle 
Bundesstraßengrund Bund~bahnen .... 

_4) _4) _4) _4) 

5'0 1'2 5'0 - 4) 

_4) _4) _4) _4) 

_4) _4) _4) _4) 

1) Im Bereidle der Monopole und Bundesbetriebe 
werden diese Einnahmen zugunsten des Monopol
(Betriebs)haushaltes verredlnet. 

2) Gleidlartige Einnahmen aus bundeseigenen 
Grundstücken mit Gebäudezugehörigkeit werden bei 
den Ressortkapiteln vereinnahmt. 

1) Einsdlließlidl österreidlisdle Bundesbahnen. 
2) Einsdlließlidl der Gebarung in der außerordent-

lidlen Gebarung. ' 
3) Veransdllagt. in der außerordentlidlen Gebarung. 

Außerdem Verredlnungspost in der ordentlidlen Ge
barung. 

4) Verredlnungspost in der ordentlidlen Gebarung. 

Gebarung 1959 

Gebarung 
der 

Bundes
betriebe 1) 

und 
Monopole 
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Aus gab e n - T i t el 8: Amt s ha f tun g s
e n t s c h ä di gu n gen und Ein nah m e n

Ti tel 8: Amt s ha f tun g sb e i t r ä g e. 
SadUiche Ausgaben Einnahmen 

1957 *} ....... . 
1958 **} ....... . 
1959 **} ....... . 

0'03 
0'20 
0'24 

MilJ.S 

0'24 
0'20 
0'24 

Als Ausgaben sind allfällige, vom Bund auf 
Grund des Amtshaftungsgesetzes (BGBl. Nr. 20/ 
1949 in der Fassung BGBl. Nr. 218/1956) an 
Geschädigte zu zahlende Entschädigungen, als 
Einnahmen die Beiträge derjenigen <Bediensteten, 
die infolge ihrer Beitragsleistung von der Rück
ersatzpflicht befreit sind, sowie die Rücksätze 
ersatzpflichtiger Bediensteter veranschlagt. 

Ausgaben-Titel 9: Brotgetreide
preisausgleich. 

1957 *} 
1958 **} 
1959 **) 

SadUiche Ausgaben 
Mill.S 

3987 
417"1 

69'6 

Die für 1959 vorgesehenen Ausgaben-Beträge 
umfassen folgende Stützungen: 

1. Stützungen für Brotgetreide: • 
2. Lagerungskosten für Inlands

und Importgetreide : 
a) Lagerungs- und Bearbeitungs

kosten (Mühlen- und Silo
aktionen, Sperrlagervergütun
gen für Importgetreide) ..... 

b) Zuschuß für Zinsen und Lage
rungskosten an Händler und 

Millionen Schilling 

1) 0'001 

53'000 

Die Abstattung dieses Kreditbetrages durch 
Zahlungen des Bundes-an den Kreditnehmer wird 
in den Jahren 1960 bis 1963 vorz,usehen sein. 

Unter Berücksichtigung dieses Kreditbetrages 
ergibt sich rechnungsmäßig ein Gesamtstützungs
erfordernis von 410'6 Millionen Schilling, das 
trotz unverändert eingeschätzter Vermahlungs
menge 11iedriger ist als im Jahre 1958, weil für 
das Importgetreide ein geringeres Stützungser
fordernis veranschbgt wurde. 

Der Stützungsbetrag für Brotgetreide lag im 
Jahre 1957 unter den Voranschlags,ziffern 1958 
und bei Berücksichtigung obiger Ausführungen 
auch unter denen fü.r 1959, weil der Brotgetreide
bedarf in einem höheren Ausmaß aus Importen 
gedeckt werden mußte, für welche jedoch ge
ringere Stützungsbeträge erforderlich waren als 
für Inlandsgetreide. 

Gebarung 
1957 

Ein nah m e n - T i t el 9 : Abfuhr vom Abfuhr vom 
G e t r eid e aus g lei eh s fon d s. Getre!de-

ausgleIchs-

1957 "L" .............. . 
1958 **} .......•....... 
1959 **} .......•....... 

Mill.S 

8'5 
5'0 
0'0 

Eine Abfuhr ist gemäß Bundesgesetz vom 
28. Mai 1953, BGBI. Nr. 73, vorgesehen. 

Für das Jahr 1959 wird zufolge der erhöhten 
Ausgaben für den Transportausgleich, weiters 
wegen Zunahme der Roggenvermahlungen bei 
entsprechender Abnahme der Weizenvermahlun
gen und wegen vermehrter Sondervermahlungen 
zur Deckung des Brotmehlbedarfes keine Abfuhr 
erwartet. 

fonds 

Aufkäufer ................ . 12'600 

3. Ausgaben aus vereinnahmten 
65'600 Ti tel 10: So n s t i ger Leb e n s mit te 1- Sonstiger 

Lebens
mittel-Qualitätszuschlägen furWeizen ........... ~ 

69'601 

Die starke Verringerung der Stützungserfor
demi~e bei Brotgetreide gegenüber 1958 ergibt 
sich vor allem daraus, daß die Stützung laut 
Punkt 1 im Kreditwege unter Haftung des Bun
des (siehe Art. V Punkt 11 des. Bundesfinanz
gesetzes 1959) vorfinanziert wird und daher 
lecliglich mit einer Verredmungspost von 1.000 S 
aufscheint. Die vom Bund übernommene 
Haftung erstreckt sich auf einen Betrag von 
341 Millionen Schilling und umfaßt die Stützung 
für 740.000 t Brotgetreide mit folgender Auf
gliederung: 

a) Inland: Millionen Schilling 

Roggen und Weizen 
(S 0'55 per kg) für 520.000 t 286'000 

b) Import: 
Roggen und Weizen 

(im Durdtsdtnitt S 0'250 
per kg) für 220.000 t ...... ~ 

1) Verrechnungspost. 
*) Bundesredtnungsabsdtluß. 

**) Bundesvoransdtlag. 

341'000 

preisausgleich. 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

Mill. S 

1957 ',) ..... _ .. 
1958 **) ....... . 

744'5 
750'0 

60'6 

1959 ~"f) ....... . 924'0 36'0 
Beim Titel 10 werden folgende Gebarungen 

verrechnet: 

Ausgaben: 1957' 1958 *' 1959" 
Mill. S 

Mildtpreisstützung ...... 648'6 750'0 805'0 
Zusdtuß an den Milch-

wirtschaftsfonds zur Ab-
deckung des Gebarungs-
abganges ........... 39'0 I) 86'0 

Preisausgleidte bei Zucker 27'4 _ 2) 20'0 
Sonstige Lebensmittelpreis-

ausgleiche ............ 29'5 _ 2) 13'0 
Ausgaben (Summe). 744'5 750'0 924'0 

1) Gemäß BGBl. Nr. 17/1958 ist für den Abgang 
des Milchwirtschaftsfonds im Gesdtäftsjahr 1958 ein 
Betrag von -86'3 Millionen Sdtilling zu Lasten Ka
pitel 18 Titel 11 § 2 Post 29 (8,700.000 S) und Ka
pitel 18 Titel 10 § 3 (77,600.000 S) bereitzustellen. 

2) Verrechnungsansatz bzw. Verredtnungspost< 
ohne Kreditbetrag. .. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoransdtlag. 

preis
ausgleich 

Gebarung 
1957 bis 

1959 
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Einnahmen: 

Preisausgleiche bei Zucker 
Sonstige Lebensmittelpreis-

ausgleiche ........... . 
Ausgleichsbeträge gemäß 

Getreide- und Milch-
wirtschafts- sowie Vieh-

31'4 

20'1 

- 1) 23'0 

_ 1) 13'0 

verkehrsgesetz . . . . . . . . 9'1 - 1) 0'0 
Einnahmen (Summe) .--6:-:0~·6~---.!..~3~6~·0~ 

Im einzelnen ist zu bemerken: 
Zur Sicherung eines kostendeckenden Erzeu

gerpreises für Milch, wozu auch Maßnahmen zur 
Verhinderung eines Preiszusammenbruches ge
hören, ist für das Jahr 1959 gemäß BGBl. 
Nr. 173/1956 eine Stützung von 50 Groschen 
pro Liter Milch unter Zugrundelegung einer vor
aussichtlichen Aufbringung von rund 1.610 Mil
lionen Liter Milch, das sind 805 Millionen Schil
ling, vorgesehen. 

Der Zuschuß an den Milchwirtschaftsfonds ist 
auf Grund der voraussichtlichen Entwicklung der 
Fondsgebarung errechnet. . 

Die Ausgaben für Preisausgleiche bei Zucker 
dienen zum Ausgleich unterschiedlicher Fracht
belastungen bei verkauftem Weißzucker, die Aus
gaben für "sonstige Lebensmittelpreisausgleiche" 
zur Sicherung eines einheitlichen Preises für Im
portschmalz. Diese Ausgaben können nur nach 
Maßgabe zweckgebundener Einnahmen getätigt 
werden. Die Preisausgleichseinnahmen beim 
Zucker stammel;l aus einem im Zuckerpreis ein
gebauten Frachtenausgleichsbetrag; sie werden 
von der Zuckerindustrie monatlich abgerechnet. 
Die "sonstigen Lebensmittelpreisausgleichsein
nahmen" ergeben sich vorwiegend aus den Preis
unterschieden zwischen inländischem und aus
ländischem Schmalz. 

Die auf der Einnahmenseite vorgesehenen 
Preisausgleichsbeiträge gründen sich auf das Le
bensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952, BGBl. 
Nr. 183, in der geltenden Fassung 2), und sind 
zweckgebundene Einnahmen. 

Außerdem werden Ausgleichsbeträge veran
schlagt, die unter g.ewissen Voraussetzungen bei 
der Einfuhr gemäß § 7 Getreidewirts·chaftsgesetz 
1956 (BGBl. ~r. 149/1956), § 9 Milchwirtschafts
gesetz 1956 (BGBl. Nr. 148/1956), und § 5 Vieh
verkehrsgesetz 1956 (BGBl. Nr. 150/1956) in den 
geltenden Fassungen 3), einzuheben sind. 

Auf Grund des gesteigerten Milchaufkommens 
erfordert d,i·e Milchpreisstützung im Jahre 1959 
Mehrausgaben von 55 Millionen Schilling. Außer
dem ist zum Unterschied von den Vorjahren be
reits betragsmäßig für den Abgang des Milch
wirtschaftsfonds und die Ausgaben. aus zweck-

1) Verrechnungsansatz ·bzw. Verrechnungspost ohne 
Kreditbetrag. . 

2) BGBI. Nr. 273/1957. 
3) BGBI. Nr. 270, 269 und 271/1957. 

gebundenen Preisausgleichseinnahmen vorgesorgt. 
Hinsichtlich des Abganges des Milehwirtschafts
fonds im Jahre 1959 wird aber noch, wie in frü
heren Jahren, die gesetzliche Ermächtigung zur 
Leistung eines Bundeszuschusses an den Fonds 
zu schaffen sein. . 

Die Abdeckung des Gebarungsabganges des 
Milchwirtschaftsfonds im Jahre 1957 erfolgte ge
mäß Bundesgesetz vom 13. März 1957, BGBl. 
Nr.72. 

T i tel 11: F u t t e r rn i t tel p r e i 5-

ausgleich, 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

1957 *) .. , ... " 
1958 **) ....... . 
1959 **) ....... . 

148'4 
155'4 

15'0 

Mill. S 

0'0 

Die für 1959 vorgesehenen Ausgaben-Beträge 
umfassen folgende Stützungen: 

MiUionen Schilling 
a) StütZung für Importfutter-

getreide ,,~...... . . . . . . . 0'00.3 1) 
b) Lagerungs- und Bearbeitungs-

kosten . . . . . . . . . . .. . . . . . 15'000 15'003 

Der starke Rückgang des Stützungserforder
nisses bei Importfuttermitteln gegenüber 1958 
ergibt sich vor allem daraus, daß die Stützung 
laut Punkt a) im Kreditwege unter Haftung des 
Bundes (siehe Art. V Punkt 11 des Bundes
finanzgesetzes 1959). vorfinanziert wird und 
daher lediglich mit einer Verrechnungspost von 
1000 S aufscheint. Die vom Bund übernommene 
Haftung erstreckt sich auf einen Betrag von 
70 Millionen Schilling und umfaßt die Stützung 
für 500.000 tImportfuttergetreide bei einem 
Stützungserfordernis von durchschnittlich 0'14 S 
per kg. 

Die Abstattung dieses Kreditbetrages durch 
Zahlungen des Bundes an den Kreditnehmer 
wird in .den Jahren 1960 bis 1963 vorzusehen 
sem. 

Unter Berücksichtigung dieses Kreditbetrages 
ergibt .sich rechnungsmäßig ein Gesamtstützungs
erfordernis von 85 Millionen Schilling, das weit 
niedriger als im Jahre 1958 ist, weil ein Sinken 
der Weltmarktpreise und der Seefrachtraten er
wartet wird. 

Die Verminderung der Futtermittelstüt~ung 
von 148'4 Millionen Schilling im Jahre 1957 auf 
15'0 Millionen Schilling im Jahre 1959 ist, ab
gesehen von der oben genannten Kreditfinan
zierung, im wesentlichen auf das Fallen der Welt
marktpreise zurückzuführen. 

1) Verrechnungsansatz. 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

**) Bundesvoranschlag. 

Gebarung 
1957 

Futter
mittel
preis-

ausgleidt 

Gebarung 
1959 

Gebarung 
1957 
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Ti tel 12: D ü n g e mit t el pr ei s
ausgleich. 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 

1957 'f) ....... . 
1958 *~') ....... . 
1959 *.f) ....... . 

141'() 
149'3 
219'9 

Mill. S 

0'0 

Die für 1959 vorgesehenen Ausgaben-Beträge 
umfassen Stützungen bei folgenden Düngemittel
importen: 

MilI.S 

230.000 t Thomasmehl a 370 Sit .......... 85"10 
15.000 t Hyperphosphat a 550 S/t ........ 8'25 

200.000 t Superphosphat a 400 Sit ......... 80'00 
25.000 t Patentkali a 250 Sit ............. 6'25 

135.000 tOstkali a 150 Sit ................ 20'25 
35.000 t Westkali a 250 Sit .......... :.... 875 
5.000 t Kaliumsulfat (48%) a 260S/t ..... 1'30 
2.000 t Kaliumsulfat (60°/0) a 260 S/t •.... 0'52 
5.000 t Triplephosphat a 900S/t ......... 4'50 

. 50.000 t Mischkalk a 50 S/t .............. 2'50 
100.000 t Kohlensaurer Kalk a 25 Sit ....... 2'50 

802.000 t 219'92 

Kohlensaurer Kalk und Mischkalk wurden bis 
zum Jahre 1956 aus ERP-Mitteln gestützt. In
folge Ausfalls dieser Mittel müssen sie in die 
Düngemittelstützung einbezogen werden. Die für 
Superphosphatimporte vorgesehenen Stützungs
mittel können auch für Superphosphat inländi
scher Erzeugung, das zum Verbrauch der Land
wirtschaft im Inland bestimmt ist, verwendet 
werden. Die Stützung je Mengeneinheit darf je
doch nicht höher sein als die durchschnittliche 
Stützung der Importware. Die bei diesem Ansatz 
von der Landwirtschaft übernommene Verteue
rung von 54 Schilling je Tonne Importphosphat 
dient für eine Begünstigung der Düngemittel
bezüge im Bergbauerngebiet sowie in Umstel
lungsgebieten. 

Die Mehrausgaben bei Düngemitteln im. Jahre 
1959 gegenüber dem Erfolg 1957 und dem Vor
anschlag 1958 sind durch di~ Erhöhung der Ein
fuhrmenge, die gestiegenen Einkaufspreise und 
Bezugskosten bedingt. 

Titel 13: Haftungsübernahmen des 
Bund es. 

1957 *) .......... 
1958 **) ........ ; . 
1959 **) .......... 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Mill. S 

6'0 12'2 
104'4 147 

47'3 11'2 

Für eine Haftungsübernahme durch den Bund 
ist jeweils eine soridergesetzliche Grundlage erfor
derlich, soweit nicht das jeweilige Bundesfinanz
gesetz für bestimmte Haftungsübernahmen (z. B. 
für Finanzoperationen des Bundes im BGBl. 
Nr. 1/1958, Artikel V Ziffer 1) eine entspre-
chende Regelung trifft. . 

y,) Bundesrechnungsabschluß. 
~.*) Bundesvoranschlag. 

An sondergesetzlichen Grundlagen bestehen: 
Garantiegesetz vom 7. August 1945, StGBl. 

Nr. 120, in der Fassung BGBl. Nr. 155/1946, be
treffend Ausfallshaftung des Bundes als Bürge 
gemäß § 1346 ABGB. gegenüber verschiedenen 
Banken (Kontingent 100,000"000 S); 

BGBl. Nr. 154/1946 in der Fassung BGBl. 
Nr. 47/1958, für Haftungen des Bundes als 
Bürge und Zahler gemäß§ 1357 ABGB. (Kon
tingent 250,000.000 US-Dollar); 

BGBl. Nr. 134/1948, betreffend Haftung des 
Bundes als Bürge und Zahler gemäß § 1357 
ABGB. gegenüber der Oesterreichischen National
bank zur Sicherung des Geldbedarfes staatlicher 
Unternehmungen (Kontingent 300,000.000 S); 

BGBl. Nr. 101/1949, betreffend die übernahme 
einer Haftung durch die Repuhlik österreich 
als Bürge und Zahler gemäß § 1357 ABGB. ge
genüber der Oesterreichischen Nationalbank; 

BGBl. Nr. 50/1953, :betreffend die Haftung des 
Bundes als Bürge und Zahler gemäß § 1357 
ABGB. für die Energieanleihe 1953 (begeben<:s 
Nominale 661,730.700 S); 

. BGBl. Nr. 182/1954 (Ausfuhrförderungsgesetz 
1954), betreffend Haftung des Bundes für Aus
fuhrgeschäfte verschiedener Erzeugungs- und 
Handelsunternehmungen beziehungsweise für 
Wechselkredite verschiedener Banken (Haftungs
limit gemäß BGBl. Nr. 145/1957 1.500,000.000 S); 

BGBl. Nr. 58/1955, betreffend die Haftung 
des Bundes als Bürge und Zahler gemäß § 1357 
ABGB. für die Energieanleihe 1955 (begebenes 
Nominale 1.000,000.000 S); . 

BGBl. Ne. 87/1955, betreffend die Übernahme 
von Ausfallshaftungen durch den Bund für Kre
dite zur Errichtung von Zollfreizonen, und zwar 
als Bürge gemäß § 1346 ABGB. (Kontingent 
200,000.000 S); 

BGBl. Nr. 159/1955 (Garantiegesetz 1955), be
treffend Ausfallshaftung des Bundes als Bürge 
gemäß § 1346 ABGB. (Kontingent 800,000.000 S); 

BGBl. Nr. 75/1957, betreffend die Haftung des 
Bundes als Bürge und Zahler gemäß § 1307 
ABGB. für die Energieanleihe 1957 (begebenes 
Nominale 594,000.000 S); 

BGBl. Nr. 1/1958, betreffend die Haftung für 
ein von der "österreichischer Rundfunk, Gesell
schaft m. b. H." aufzunehmendes Darlehen bis 
zur Höhe von 55,000.000 S; 

BGBl. Nr. 48/1958, betreffend die Haftung 
des Bundes als Bürge und Zahler gemäß § 1357 
ABGB. für die Energieanleihe 1958 (begebenes 
Nominale 600,000.000 S). 

BGBl. Nr. 1/1959, betreffend die Haftung für 
ein von der "ösrerreichischer Rundfunk, Gesell
schaft m. b. H." aufzunehmendes Darlehen von 
100,000.000 S; 

Sonder
gesetzliche 

Grundlagen 
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BGBl. Nr. 1/1959, betreffend die Haftung für 
Kredite, die von verstaatlichten Unternehmun
gen aufgenommen werden (100 Millionen Schil
ling); 

BGBl. Nr. 111959, betreffend die Haftung für 
ein vom Getreideausgleichsfonds aufzunehmendes 
Darlehen von 411 Millionen Schilling; 

BGBl. Nr. 111959, betreffend die Haftung für 
Investitionskredite landwirtschaftlicher Betriebe 
bis zur Höhe von 300 Millionen Schilling; 

BGBl. Nr. 1/1959, betreffend die übernahme 
von verschiedenen Verpflichtungen in Zusam
menhang mit der Errichtung von Atomreak
toren in österreich. 

Die verminderten Ausgaben gegenüber dem 
Voranschlag 1958 sind auf weitere voraussicht
liche Senkungen der Außenstände im Türkei
geschäft zurückzuführen. Gegenüber dem Erfolg 
1957 besteht nach wie vor eine Mehrausgabe, 
die jedoch auf den erhöhten Haftungsrahmen 
im Ausfuhrförderungsverfahren zurückzuführen 
ist. Auch die Ausgaben im Rahmen des Garantie
gesetzes wurden gegenüber 1958 etwas niedriger 
veranschlagt, da zu rechnen ist, daß die Ausfälle 
durch günstige Verkäufe von finanziell schwachen 
Firmen niedrig gehalten werden können. 

Die verminderten Einnahmen sind' trotz er
höhtem Haftungsrahmen darauf zurückzuführen, 
daß der 1 prozentige Anteil des Bundes ain Zins
satz auf ein halbes Prozent gesenkt wurde. 
Außerdem werden auch die Rückersätze aus 
Haftungsinanspruchnahmen gemäß § 1 Abs. 1 
des Garantiegesetzes 1955, BGBl. Nr. 159, we
sentlich geringer sein als 1958. 

Aus gab e n - Ti tel 14: F ö r der u n g 
f r e i w i I I i ger s 0 z i ale r Ein r ich t u n
gen und des Betriebssportes für 

B und e sb e die n s te t e.1) 

Einnahmen-Titel 14: Abschöp
fun g s b e t r ä g e g e m ä ß § 3 a P r e i s

r e gel u n g s g e set z 1957 1). 
Mill.S 

1957 *) .............. . 3'0 
1958 **) .............. . 
1959 **) . . . . . . . . . . . . . . . 0'0 

Im Jahre 1959 werden durch die Angleichung 
der Inlandspreise an die Weltmarktpreise vor
aussichtlich keine Einnahmen aus Abschöpfungs
beträgen anfallen, so daß nur ein Verrechnungs
ansatz veranschlagt wurde. 

Im Jahre 1957 wurde vetremnet: 
Mill. S 

Abschöpfung bei Buntmetallen (Kupfer, 
Blei, Zink) ........................ 3'0 

Abschöpfung bei sonstigen Wirtschafts-
gütern ............................ 0'0 

Ab
smöpfungs

beträge 

Gebarung 
1959 

Gebarung 
1957 

Aus gab e n - T i tel 15: Q u 0 t e n a n t eil Qu~ten-• 
der R e pub I i k ö S t e r r e ich bei der anted bel 

. I B k f" W' d der Internat. I n t ern a t Ion a e n a nur 1 e e r- Bank für 
a u.f bau und Wir t s c h a f t sf ö r der u n g. Wiederauf-

Sachliche Ausgaben bau u. Wirt-
Mill. S. K'haftsförde-

1957 *) ............... . 
1958 **) ............... . 
1959 ',*) ............... . 

13'9 
43'0 
43'0 

Der Quotenanteil der Republik österreich 
ist überwiegend in Form von unverzinslichen, 
bei Sicht fälligen Bundesschatzscheinen, begeben 
auf Grund der Bundesgesetze vom 7. Juli 1948, 
BGBl. Nr. 159, und vom 25. Juni 1953, BGBl. 
Nr. 92, erlegt. Im Jahre 1959 werden auf Grund 
eines übereinkommens mit der Internationalen 
Bank Nominale 43'0 Millionen Schilling Bundes
schatzscheine einzulösen sein. 

Nähere Einzelheiten über das vorgenannte 
übereinkommen kömlen den Erläuterungen zum 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1958, Seite 106, 
entnommen werden. 

rung 

Sachli'tlilf'Sgaben Aus gab e n - T i tel 16: Q u 0 t e n a n t eil Quoten
anteil beim 
Internat. 1957 *) .............. . 

1958*r) .............. . 

1959 'r*) .............. . 

0'4 

07· 

1'2 

Dieser Kredit dient zur Förderung freiwilliger 
sozialer Einrichtungen (z. B. Ausbildungsbei
hilfen, Kinderferienaktionen) und des Betriebs
sportes für Bundesbedienstete. Die Förderung 
des Betriebssportes erfolgt insbesondere in jenen 
Fällen, in denen bei internationalen Veranstal
tungen öffentliche Bedienstete teilnehmen. 

1) Im BV A. 1957 als "Förderung des Betriebs
sportes der Bundesbediensteten" veransmlagt gewesen. 

*) Bundesremnungsabsmluß. . 
**) Bundesvoransmlag. 

der R e pub I i k ö S t e r r e ich bei m I n
ternationalen Währungsfonds. 

1957 ',) ............... . 
1958**) ............... . 

Sachliche Ausgaben 
Mill. S. 

0'0 

1959 **). . . . . . . . . . . . . . . . 0'1 

Anläßlich des Beitrittes zu dem Abkommen 
von Bretton Woods ist die Republik österreich 
Mitglied des Internationalen Währungsfonds ge
worden. 

1} BGBl. Nr. 151/1957. Im BVA .. 1957 als' "Ab
smöpfungsbeträge gemäß § 2 a Premegelungsgesetz 
1950" veransmlagt gewesen. 

*) Bundesremnungsabsmluß. 
**) Bundesvoransmlag. 

Währungs
fonds 

Allgemeines 
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Kapitel 18 125 

Gebarung 
1959 

Die Mitglieder dieser Organisation haben be
stimmte Quoten einzuzahlen. Die. Quote der Re
publik Österreich beträgt 50 Millionen Us
Dollar. 

Die Republik österreich hat ihre Quote zum 
überwiegenden Teil in Form von unverzinslichen, 
auf Sicht· fälligen Bundesschatzscheinen (begeben 
auf Grund der Bundesgesetze vom 7. Juli 1948, 

. BGBl. Nr. 159, und vom 25. Juni 1953, BGBl. 
Nr. 92) erlegt. Wenn an die genannte Organi
sation Barzahlungen zu leisten sind, werden die 
Bundesschatzscheine zu Lasten des obgenannten 
finanzgesetzlichen Ansatzes eingelöst. 

Für das Jahr 1959 wird lediglich mit der Rück
lösung von Schatzscheinen bis. zu Nominale 
100.000 Schilling gerechnet. 

Anmietung Titel 17: Gebarungen aus der An
Be::~en- mietung von Be'amtenwohnungen. 

wohnungen Sachlime Ausgaben Einnahmen 

Hagelver
sicherung 

Allgemeines 

1957 ~') ...... . 

1958 **) ...... . 
1959 **) ...... . 

7'0 
7'5 

97 

MU!. S 
6'9 

1'4 
9'6 

Von der Finanzverwaltung werden W ohnob
jekte oder Einzelwohnungen angernietet. Der 
dadurch zur Verfügung stehende Wohnraum 
wird Bediensteten der gesamten Bundesverwal
tung (ohne Post- und Bahnverwaltung, die eigene 
Wohnobjekte errichten) gegen entsprechende 
Vergütung zur Verfügung gestellt. 

Infolge zahlreicher Neuanmietungen zeigt diese 
Gebarung eine derzeit noch nicht übersehbare 
Steigerung. Der Unterschied zwischen Ausgaben 
und Einnahmen ist auf den. auf die Mieter nicht 
überwälzbaren Vergebührungsaufwand zurückzu
führen. 

Aus gab e n - T i tel 18: Hage I v e r
sicherung. 

Samlime Ausgaben 
Mill, S 

1957 *) ............. '...... 4'6 
1958 **} ... . . . . . . . . . . . . . . . 5'5 

1959**) ................ '" 6'5 

Das Hagelversicherungs - Förderungsgesetz 
(BGBl. Nr. 64/1955) bestimmt, daß der österrei
cbischen Hagelversicherungsanstalt auf Gegen
seitigkeit bis zum 31. Dezember 1961 alljährlich 
aus Bundesmitteln eine Beihilfe gewährt wird, die 
ausschließlich zur Verbilligung der Hagelversiche
rungsprämien zu verwenden ist. Die Gewährung 
ist an die Beistellung von Landesmitteln in glei
cher Höhe gebunden. 

*) Bundesredmungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Die Minderausgaben im Jahre 1957 sind dar
auf zurückzuführen, daß das Neugeschäft in der 
Hagelversicherung nicht den erwarteten Umfang 
erreicht hat. 

Aus gab e n - T i tel 18 a: Ver s ich e
rungswiederaufba~ 

1957 *) .............. . 
1958 '~*) .............. . 
1959 **) .............. . 

Samliche Ausgaben 
Mill. S 

25'6 
26'3 
12'6 

Gebarung 1957 

, Versiche
rungs
wieder
aufbau 

Das Versi<:herungswiederaufba,ugesetz (VWG) Allgemeines 

vom 8. September 1955, BGBl. Nr. 185, sieht vor, 
daß den Versicherungsunternehmungen laufend 
jene Mehrleistung in barem :vergütet werden, 
die sie insbesondere a,us sozialen Erwägungen des 
Gesetzgebers fiber die vorgesehene Grundrege-
lung hinaus zu erbringen haben. Der Aufwand 
für den Zinsen- und Tilgungsdienst der nach 
dem ,gleichen Gesetz auszugebenden. Bundes
schuldverschreibungen ist bei Kapitel 4 "Staats-
schuld" Titel 3 § 12 veranschlagt. 

Gemäß § 21 des Gesetzes sind dem Hilfsfonds Hilfsfonds für 

h d b 'ch Phönix- . für ,e emalige Pensionisten er Le ensverSl e- Pensionisten') 

rungsgesellschaft "Phönix" für die von ihm nach 
Maßgabe der Satzung zu' ,gewährenden U n t e r-
s t Ü t z u n gen 2), für seine Abwicklungskosten 
und für seine Verbindlichkeiten laufend die er
forderlichen Mittel bis zu einem Gesamtbetra,g 
von 3 Millionen Schilling in balrem zur Ver-' 
fügung zu stellen. 

Versicherungsunternehmungen, die bereits am Barvergütungen 

11. März 1938 im Inland zum Geschäftsbetrieb gemäß § 22 (3) 
VWG. 

zugelassen und bei Wirksamkeitsbeginn des Ver-
sicherungswiederaufbaugesetzes zum Neugeschäft 
befugt waren, wird 3IUf Antrag eine Vergütung 
der Mehrleistungen, di,e sie nach dem 7. Mai 1945 
in der Lebensversicherung ,gegenüber der An
wendung des § 6 VWGauf Grundges,etzlicher 
Verpflichtungen ,erbracht hab,en und erbringen 
werden, zuerkannt. Die' Mehrleistungen aus den 
am Stichtag der Rekonstruktionsbilanz noch 3lUf-
rechten Versich,erungen und Schadensreserven 
sind vom,Bund laufend den Versicherungsunter
nehmungen in barem zu vergüten. ' 

Gemäß § 38 des Gesetzes können physische Zahlungen gemäß 

Personen, die Anspruche aus Lebensversicherungs- § 38 VWG. 

verträgen auf Kapitalleistungen zufolge Ein-
trittes des Versicherungsfalles erwerben, unter 
gewIssen Voraussetzungen bei dem für sie zu-
ständigen Finanzamt die Zahlung 1) des Betrages 
beantragen, um den die Versicherungsleistung 
gekürzt worden ist (jedoch maximal 2500 S be
ziehungsweise, wenn ihr Ha,ushalt aus mehr als 
zwei Personen besteht, 3500' S). 

1) Siehe auch Anlage L2. 
2) Hinsichtlich deren Anzahl siehe die Beilage K. 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

**) Bundesvoranschlag. 
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Ausgleichs
fonds für 
Kinder
beihilfe 

Gebarung 
Ausgaben 

1~6 Kapitel 18 

Aus gab e n - T I tel 19: Aus g 1 e ich s
fonds für Kinderbeihilfe und 
Ein nah m e n - T i tel 19: Die n s t gebe r
beiträge zum Ausgleichsfonds 

für Kin der bei h i I f e. 

1957 '*) 

1958 **) 

1959 ',*) 

Samlime Ausgaben Einnahmen 

2.1697 

1.930'0 

2.210'0 

Mill.S 

2.1697 

1.930'0 

2.210'0 

Der Veranschlagung für 1959 ist wie in den 
Vorjahren eine Kinderbeihilfe im Ausmaß von 
105 Schilling monatlich für jedes begünstigte 
Kind der in unselbständiger Arbeit stehenden 
Personen zugrunde gelegt. Die zur Kinderbeihilfe 
zu gewährenden Ergänzungsbeträge sina bei Ka
pitel 18 Titel 20 mitveranschlaßt. 

Im § 31 des Familienlastenausgleichsgesetzes, 
BGBl. Nr. 18/1955, in der Fassung BGBl. 
Nr. 52/1956, ist vorgesehen, daß ein allfälliger 
überschuß des Ausgleichsfonds für Kinderbeihilfe 
dem Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen zu
fließt. Dementsprechend setzt sich die Ausgaben
gebarung wie folgt zusammen: 

1957*) 1958*') 1959") 
Mill. S 

Kinderbeihilfen ... 1.319'5 1.350'0 1.340'0 

überweisung an 
den Ausgleichs-
fonds für Fami-
lienbeihilfen . .. 850'2 580'0 870'0 

Zusammen.2.1697 1.930'0 2.210'0 

.. ) Bundesrechnungsabsmluß. 
.... ) Bundesvoranschlag. 

VerremnungSpositionen 

'Kapitel 18 Titel 19 § 1 des Bundeshaushaltes (Kinder
beihilfen des Ausgleichsfonds für Kinderbeihilfe) ••••• 

Kapitel 1 bis 26, 28/1 und 29 des Bundeshaushaltes 
(Hoheitsverwaltung, Post und Bahn) •............•• 

Haushalte der Hoheitsverwaltungen der Länder und Be
zirke sowie der Hoheitsverwaltungen der Gemeinden 
mit mehr als 2.000 Einwohnern •••.•..••••••••••. 

Kapitel 15 des Bundeshaushaltes (siehe Fußnoten auf 
Seiten 72 und 75 der Erläuterungen, betreffend Kriegs
opferfürsorge und Kieinrentnerentschädigung, sowie 
dIe Erläuterungen zur Opferfürsorge aUf Seite 75) .... 

1) Siehe Beilage K. 

Die Dienstgeberbeiträge zum Ausgleichsfonds 
für Kinderbeihilfe betragen 6 v. H. der Brutto
arbeitslöhne. ' 

Im Jahre 1959 wird 54'ch ihfolge des AuS'
scheidens der geburtenstarken Jahrgänge 1940 
bis 1942 eine Verringerung des Aufwandes an 
Kinderbeihilfen um voraussichtlidl 10 Millionen 
SchiUing ergeben. 

Die höhere Veranschlagung der Einnahmen 
beruht auf einer voraussichtlich weiterhin an
haltenden günstigen Beschäftigungslage. 

Die Veranschlagung der Kinderbeihilfen grun
det sich auf das Kinderbeihilfengesetz vom 
16. Dezember 1949, BGBl. Nr. 31/1950, das 
Bundesgesetz vom 21. Juni 1950, BGBl. Nr.135, 
die 3. Novelle zum Kinderbeihilfengesetz, BGBI. 
Nr. 161/1951, die 4. Novelle zum Kinderbei
h,ilfengese-tz, BGBl. Nr. 104/1953, den Artikel II 
des Familienlastenausgleichsgesetzes (5. Novelle 
zum Kinderbeihilfengesetz), BGBl. Nr. 18/1955, 
die 1. Novelle zum Familienlastenausgleichsgesetz, 
BGBl. Nr. 52/1956, und auf das Bundesgesetz 
vom 18. Dezember 1956, BGBl. Nr. 265. 

Soweit Bediensteten der Hoheitsverwaltung der 
Gebietskörperschaften (des Bundes, der Länder, 
Bezirke, ferner der Gemeinden, sofern deren 
Einwohnerzahl 2000 übersteigt), der Post- und 
Telegraphenanstalt, der österreichischen Bundes
bahnen, weiters Empfängern wiederkehrender 
Geldleistungen aus der Kriegsopferversorgung, 
der Opferfürsorge und der Kleinrentnerentschä
digung Kinderbeihilfe gebührt, wird der Auf
wand gemäß § 13 des Kinderbeihilfengesetz,es, 
BGBI. Nr. 31/1950, in der Fassung BGBl. Nr. 18/ 
1955, nicht vom Ausgleichsfonds für Kinder
beihilfe getragen und daher auch nicht bei Kapi
tel 18 Titel 19 des Bundeshaushaltes verrechnet. 

Die Anzahl der begünstigten Kinder und die 
Verrechnungspositionen des entsprechenden Auf
wandes an Kinderbeihilfe sind aus nachstehender 
übersicht zu ersehen: 

1956 

Anzahl der Kinder') 
Durmschnittsstand 

1957 1958 1959 

1,025.000 1,047.000 1,070.000 1,063.000 

190.000 185.000 185.000 188.000 

50.000 50.000 50.000 50.000 

38.000 34.100 33.900' 32.000 

1,303.000 1,316.100 1,338.900 1,333.000 

Einnahmen 

Unterschied 
der 

Gebarung 
1959 

gegenüber 
Vorjahre 

Gesetzliche 
Grund
lagen 

Empfänger 
der 

Kinder
beihilfe 
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Kapitel 18 127 

Ernährungs- Aus gab e n ~ Ti tel 19 a: Ern ä h run g s-
beihilfen bei hilf e n. 

AusgleidlS
fonds für 
}lammen
beihilfen 

Gebarung 

Ausgaben 

Sa<hli<he Ausgaben 
MiU. S 

1957 *) .... , ........... , ...... 1'2 
1958 **) ....................... 1'1 
1959 *,,) .... , .................. 0'8 

Anspruch auf Ernährurigsbeihilfe besteht nur 
für Verwandte und Verschwägerte in aufsteigen
der gerader Linie, wenn der Anspruch bereits 
vor dem 1. Jänner 1950 erworben wurde und 
die Voraussetzungen nach den Bestimmungen des 
Ernährungsbeihilfengesetzes, BGBl. Nr. 207/1948, 
in der Fassung BGBl. Nr. 83/1949, noch gegeben 
sind (siehe § 14 Abs. 2 des Kinderbeihilfen
ges,etzes, BGBl. Nr. 31/1950, in der Fassung des 
Artikels II des Familienlastenausgleichsgeretzes, 
BGBl. Nr. 18/1955). 

Die Ernährungsbeihilfe beträgt monatlich 60 S 
für jeden zu berücksichtigenden Aszendenten. 

Der natürliche Abfall der Aszendenten bewirkt 
alljährlich eine Verringerung der veranschlagten 
Ausgaben. Im Jahre 1959 wird die Ernährungs
beihilfe voraussichtlich . etwa noch für 1.100 
Aszendenten zu gewähren sein 1). 

Ti t el 20: Aus g lei e h sf 0 n d s für 
Farn il i e n bei h i I f e n. 

Sa<hli<he Ausgaben Einnahmen 
Mill. S 

1957 *) ...•... 
1958 **) ...... . 
1959 **) ...... . 

881'2 
962'0 

1.265'0 

1.224·J 
962'2 

1.282'2 

Der Veranschlagung für 1959 ist zugrunde 
gelegt: 

a) Familienbeihilfe an selbständig Erwerbs
tätige für das 
erste (a~ch einzige) Kind von monat-

lich ...............•.......... 115 S, 
zweite Kind von monatlich ....... 135 S, 
dritte Kind von monatlich ........ 160 S, 
vierte Kind von monatlich ....... 185 S, 
fünfte und jedes folgende Kin~ von 

monatlich je .................. 210 S, 
b) Ergänzungsbeträge zur Kinderrbei-

. hilfe an die in unselbständiger Ar
beit . stehenden Bevölkerungskreise 
für das 
erste (auch einzige) Kind von monat-

. lich ...•.........••.....•....... 
zweite Kind von monatlich ...... . 
dritte Kind von monatlich, ....... : 
vierte Kind von' monatlich ...... . 
fünfte und jedes folgende K..ind von 

lOS, 
30 S, 
55 S, 
80 S, 

monatlich je ..............•... 105 S, 

1) Siehe auch Beilage K . 
.. ) Bundesrechnungsabschluß. 

.... ) Bundesvoransdtlag. 

e) eine Sonderzahlung im Ausmaß der Hälfte 
des für September 1959 zustehenden Be
trages an Familienbeihilfe, 

d) eine Sonderzahlung im Ausmaß der Hälfte 
des für den Monat September 1959 zu
stehenden Betrages an Kinderbeihilfe und 
Ergänzungsbeträgen, 

e) Geburtenbeihilfe von 500 S. 

Dementsprechend setzt sich die Ausgaben
und Einnahmengebarung wie folgt zusammen: 

1957 *) 1958 **) 1959 **) 
MilI. S 

Familienbeihilfen 637'0 700'0 820'0 
Ergänzungsbeträge zur 

Kinderbeihilfe . . , 183'0 192'0 380'0 
Geburtenbeihilfen 61'2 70'0 65'0 

Zusammen. 881'2 962'0 1.265'0 

Beitrag vom Einkommen: 
Beiträge der Lohnsteuer-

pflichtigen . . . . . 75'0 75'0 80'0 
. Sonstige Beiträge. . . . 105'4 120'0 140'0 

Beiträge von land- und' 
fors twirtschaftlichen Be-
trieben. e • •• •• 71'3 65'0 70'0 

Beiträge der Länder . . . 122'2 122'2 122'2 
überschuß des Ausgleichs-

fonds für Kinderbeihilfe . 850'2 580'0 870'0 

Zusammen. 1.224'1 962'2 1.282'2 

Einnahmen 

Die Mehrausgaben sind bedingt: Unterschiede 
a) durch die Erweiterung des Kreises der An- der Gebarung 

ch L ch' f F '1' b 'h'lf 1959 gegen-spru soere ttgtenau am11en elle über Vorjahre 
und Ergänzungbeträge zur K,inderbeihilfe 
infolge der Einbeziehung der Kinder von 
über .18 und nicht mehr als 21 Jahren, 

b) durch die Erhöhung der Familienbeihilfe 
für jedes anspruchsvermittelnde Kind um 
monatlich 10 Schilling, 

e) durch Gewährung eines Ergänzungsbetrages 
zur Kinderbeihilfe für die ersten (auch ein
zigen) Kinder von monatI.ich 10 Schilling, 

d) durch die Erhöhung des Ergänzungsbetrages 
zur Kinderbeihilfe für die zweiten und 
folgenden Kinder um monatlich je 10 
Schilling, 

e) durch die Gewährung der Sonderzahlung, 
der sogenannten halben 13. Beihilfe (siehe 
vorstehende Erläuterungen zur Ausgaben-
gebarung). . , 

Die Veranschlagung der Einnahmen an Bei
trägen vom Einkommen für das Jahr 1959 ent
spricht den Ansätzen bei den Stammsteuern . 

Die geringfügige Erhöhung des Ansatzes für 
1959 der Einnahmen an Beiträgen von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben ist bedingt durch 
die Hauptfeststellung der Einheitswerte auf den 
1. Jänner 1956, die sich nunmehr auszuwirken 
beginnt: 

..) Bundesrechnungsabschluß . 
..*) Bundesvoranschlag. 
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Gesetzliche 
Grundlagen 

128 Kapitel 18 

Die Veranschlagung des Aufwandes an Fami
lienbeihilfen und an Ergänzungsbeträgen zur 
Kinderbeihilfe gründet sich auf den Abschnitt I, 
die des Aufwandes an Geburtenbeihilfen auf den 
Abschnitt Irr des Familienlastenausgleichsgesetzes, 
BGBL Nr. 18/1955, in der Fassung der 1. Novelle 
zum Familienlastenausgleichsgesetz, BGBL Nr. 52/ 
1956, des Bundesgesetzes vom 18. Dezember 1956, 
BGBL Nr. 265, und der Novelle 1957 zum 
FamilienIastenausgleichsgesetz, BGBL NI:'. 284. 

Die Veranschlagung des Aufkommens an Bei
trägen vom Einkommen nach dem Bundesgesetz 
vom 7. Juli 1954, BGBI. Nr. 152 1), an Beiträgen 
von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 2) 
und, an Beiträgen der Länder 3) gründet sich auf 
die Bestimmungen des Abschnittes IV des Fa
milienlastenausgleichsgesetzes, BGBL Nr. 18/1955, 
in der Fassung BGBL Nr. 52/1956. . 

Dem Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen 
fließt neben den Eingängen an den vorstehend 
genannten Beiträgen gemäß § 31 des Familien
lastenausgleichsgesetzes, BGBL Nr. 18/1955 in 
der Fassung BGBL Nr. 52/1956, auch der 

Verremnungspositionen 

Kapitel 18 Titel 20 § 2 des Bundeshaushaltes (Aus
gleichsfonds für Famiüenbeihilfe) . . . . . . . . 

Kapitel 1 bis 26, 28(1 und 29 des Bundeshaushaltes 
(Hoheitsverwaltung, Post und Bahn) . . . . . . 

Haushalte. der Hoheitsverwaltungen der Länder und 
Bezirke sowie der Hoheitsverwaltungen der Ge
meinden mit mehr als 2000 Einwohnern .... 

Kapitel 15 des Bundeshaushaltes (siehe Fußnoten auf 
Seiten 72 und 75 der Erläuterungen, betreffend Kriegs-

Oberschuß des Ausgleichsfonds für Kinderbei
hilfe 1) zu. 

Die Anzahl der zu berücksichtigenden Kinder 
wird wie folgt geschätzt 2): 

1957 1958 1959 

erste (auch einzige) 
Kinder ........ 223.000 227.000 233.000 

zweite Kinder ... 130.000 136.000 141.000 
dritte Kinder .... } 61.000 63;000 
vierte Kinder... . 85.000 28.000 29.000 
fünfte und folgende 

Kinder ........ 17.000 18.000 19.000 

Zusammen. 455.000 470.000 485.000 

Der Aufwand an Ergänzungsbeträgen zur 
Kinderbeihilfe ist jeweils von der Stelle zu tragen, 
die mit dem zugehörigen Aufwand an Kinder
beihilfe belastet wird. Diesbezüglich siehe die Er
läuterungen unter "Empfänger der Kinderbei
hilfe" auf Seite 108, rechte Spalte oben. 

Die nachstehende Obersicht zeigt die Verrech
nungspositionen und die geschätzte Anzahl der 
Kinder, für die Ergänzungsbetrage zur Kinder
beihilfe gewährt werden: 

Anzahl der Kinder 
monatliche Ergänzungsbeträge von 

10 S 30 S 55 S 80 S 105 S 

617.000 276.000' 106.000 42.500 21.500 

109.000 49.000 18.800 7.500 3.700 

29.000 13.000 5.000 2.000 1.000 

Zusammen 

1,063.000 

188.000 

50.000 

opferfürsorge und Kleinrentnerentschädigung, sowie 
die Erläuterungen zur Opferfürsorge auf Seite 7.,;;5..:.,) _:::1:::8~.6~0:-:0~~8~.3:-:0:::0:-:-~37.~20::-:0:--~1.-::-30:-:0:---::-:-6~0::-:0:--:=-:::-:::3~2-::.0:,::0,::,0_ 

Zusammen. 773.600 346.300 133.000 53.300 26.800 1,333.000 

Empfänger Der Veransdllagung für das Jahr 1959 wurden 
von G~~urten- 130.000 Auszahlungsfälle für Geburtenbeihilfen 

beihilfe zugrundegelegt; die Zahl jener Ausz·ahlungsfäl1e, 
in denen die Geburtenbeihilfe schon nach V 011-
endung des sechsten Schwangerschaftsmonats in 
Anspruch genommen wird, dürfte sich kaum 
noch erhöhen. 

Anzahl der Auszahlungsfalle an Gebunenbeihilfe: 

1957*) 1958 **) 1959") 

122.304 140.000 130.000 

1) Zuschläge im Ausmaß von 30/~ der Lohn-, Ein
kommen- und Körperschaftsteuer. Diese Beiträge wer
den bei 

Kapitel 17 Titel 1 § 8 c) in Einnahme und bei 
. Kapitel 17 Titel 7 § 4 c) in Ausgabe und schließ-
. lich wieder bei. . 
Kapitel 18 Titel 20 § 1 als Einnahme verrechnet; 
I) 125% des Grundsteuermeßbetrages. 
3) 24 Schilling pro' Jahr und Landeseinwohner im 

Alter von über 18 Jahren (nach der Volkszählung 
1951). 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Aus gab e n - T i tel 21: E rf ü 11 u n g von 
Rückgabeansprüche~ 

Sachliche Ausgaben 
Mi!!. S 

1957 ~-) ............ " ........... 0'1 

1958 **)....................... 0'1 

1959 **), ...................... 0'1 

Der für 1959 veranschlagte Kredit ist wie im 
Vorjahr für die Erfüllung von Rückgabe- und 
Regreßansprüchen auf Grund der Rückgabe
gesetze, insbesonders für Verpflichtungen des 
Bundes auf Grund des Dritten Rückgabegesetzes, 
BGBL Nr. 208/1949, bestimmt. 

1) Der überschuß des Ausgleichsfonds für Kinder-
beihilfe ist daher bei . 

Kapitel 18 Titel 19 S 2 in Ausgabe und bei 
Kapitel 18 Titel 20 § 4 in Einnahme veranschlagt. 
2) Siehe auch Beilage K. 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

**) Bundesvoranschlag. 

Empfänger 
der Familien-

beihilfen 

ErfUlIung 
von Rück

gabe
ansprUchen 
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Einnahmen 
gern. § 25 

WSchG. 

Gewerbe
steueranteile 

für die 
gewerbliche 

Selb
ständigen

versicherung 

Gesetzliche 
Grundlagen 

Gebarung 

Kapitel 18 129 

Ein nah m e n - T i tel 21 : Ein nah m e n lAu s gab e n - T i tel 22: Z u f ü h run g a n 
gern ä ß § 25 W ä h ru ng s s c hut z g e set z. ein e Bau r ü c k lag e bzw. Ein nah m e n

Einnahmen 
MiU. S 

1957 *) 
1958 ~.~.) 

1959 ~.~.) 

.. ; '" ................ 250'0 

........ : ............. 250'0 

Auf Grund des Bundesgesetzes vom 18. De
zember 1956, BGBl. Nr. 275, leben gewisse For
derungen des Bundes gegen Kr,editinstitute und 
Versicherungsunterne'hmungen wieder auf. 

Da nicht vorherzusehen ist, welche Anteile der 
auf Grund des erst im Juni 1958 in Kraft ge
tretenen Österreichisch~deutschen Vermögens
vertrages (BGBl. Nr. 119/1958) erwarteten Ein
nahmen noch im Jahre 1958 eingehen werden, 
wurde im Voranschlag 1959 der gleiche Betrag 
wie im Vorjahre eingestellt. . 

Aus gab e n - T i tel 21 a: übe r w eis u n g 
ei nb eh alt e n erG ewe r b es te u e r a n
t eil e a n die P e n s ion s ver s ich e-· 
rungsanstalt der gewerblichen 
Wir t s c h a f t b z w. Ein nah m e n
Ti tel 21 a: Ein be haI te ne Ge wer b e
steueranteile für die gewerbliche 

SeI b s t ä n d i gen ver s ich e run g. 

Sadllidle Einnahmen 
Ausgaben 

Mill.S 

1958**) ......... : ....... _1) _1) 

1959 **) .............. : .. _1) 132'0 

Gemäß § 27 (1) d~s Gewerblichen Selbständi-
gen -PeIlisionsvers.icherungsgesetzes (GSPVG., 
BGBl. Nr. 292/1957) haben die Behörden der Bun
desfinanzverwaltung, denen gemäß § 17 des Ge
werbesteuergesetzes 1953 die Erhebung der Ge
werbesteuer obliegt, im Jahre 1959 6 % des tat
sächlichen Aufkommens an Gewerbesteuer nach 
dem Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital 
einzubehalten und an die Pensionsversicherungs
anstalt der gewerblichen Wirtschaft zu über
weisen. 

Da im Zeitpunkt der Genehmigung des 
·Bundesfinanzgesetzes 1958 das Gewerbliche Selb
ständigen-Pensionsversicherungsgesetz noch nicht 
beschlossen war, wurden im Bundesvoranschlag 
1958 nur. Verrechnungsansätze ohne Kreditbetrag 
vorgesehen. 

Die überweisung der Eingänge im Jahre 1959 
wird eine vertragliche Regelung finden. 

1) Verrechnungsansatz ohne Kreditbetrag. 
"-") Bundesrechnungsabsdtluß. 

**) Bundesvoransdtlag. 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz. 

T i tel 22: E n t nah m e aus der B a u-
r ü c k 1 a g e. 

1958 *'~) ...... . 
1959 'f'f) ...... . 

Sadilidle Ausgaben 
Mill.S 

0'0 

Einnahmen 

_ 1) 
0'0 

Im Artikel V Ziffer 7 des Bundesfinanzgesetzes 
1958 wurde das Bundesministerium für Finanzen 
erstmalig ermächtigt, nicht in Anspruch genom
mene Jahreskreditteile von einzelnen veran
schlagten Bauvorhaben einer Baurücklage zwecks 
Verwendung im nächstfolgenden Verwaltungs
jahr zuzuführen. Für die sich daraus ergebende 
Gebarung sind bei den beiden Titeln Verrech
nungsansätze vorgesehen. 

Die gegenständliche Gebarung wird wie folgt 
verrechnet: 

Jahr Haushaltsgebarung 

laufendes . . . . . . . Ausgabe: 
Kapitell8 Titel 22 

Durdllaufende 
Gebarung 

Einnahme: Erlag 

nächstfolgendes . . Einnahme: 
Ka pitell8 Titel 22 

Ausgabe: 

Ausgabe: 
rückgestellter Erlag 

z. B. Kapitel 21 

Aus gab e n - T i tel 22 a: Wie der gut m a
chung an politisch geschädigte 

B und e s b e die n s t e t e. 
Sadllidle Ausgaben 

MilL 5 

1957 *)................... 0'4 
1958 **) .................. . 
1959 **)................... 0'5 

Diese Entschädigungen wurden auf Grund des 
Bundesgesetzes vom 18. Juli 1952, BGBl. Nr. 181, 
in der Fassung BGBl. Nr. 110/1953, und zwar 
letztmalig im Jahre 1956, geleistet, so· daß ab dem 
Jahre 1957 nur mehr Entschädigungszahlungen 
für Nachzügler anfallen. 

Die Anzahl der bisher abgewickelten Ent
schädigungsfälle kann der Beilage K entnommen 
werden. 

T i tel 23 : Ver s chi e cl e n e Aus gab e n 
b z w. Ti tel 23: Ver s chi e cl e n e Ei n

nah m e n. 
Sadlliche Ausgaben . Einnahmen 

Milt. 5 

1957 ::-) .......... . 
1958 *}) .......... . 
1959 ~-~-) .......... . 

8'4 
15'9 
15'0 

404'3 
150'0 
161'6 

1) Im BVA. 1958 als "Entnahme aus der Baurück
lage-Kassen reserve" veransdtlagt gewesen: 

*) BundesreChnungsabsdtluß. 
*~-) Bundesvoransdtlag. 

9 

Zufühtung 
an und 

Entnahme 
aus 

Baurücklage 

Wieder
gutmachung 
an politisch 
geschädigte 

Bundes
bedienstete 

Verschiedene 
Ausgaben 

bzw. 
Einnahmen 
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130 Kapitc:1 18 

Gebarung Beim Titel 23 wurden folgende Gebarungen 
1957 bis 1959 verrechnet. 

Ausgaben • 

Einnahmen 

. Ausgaben 
1957*) 1958") 

Mill.S 
1959 ") 

Verwaltung von ehemaligen NS-
Vermögen . 0'3 0'3 0'3 

Verwaltung ehemals deutscher Ver-
mögenswerte . 1'2 6'0 5'0 

Rückzuzahlende Erlöse aus der Ver-
wertung verfallener Vermögen-
schaften . . . , . . . , , , 5'0 5'0 

überweisung von Schadenbehand-
lungsbeiträgen-Anteilen gemäß 
§ 56 KFG 1955 ~ 1) 

Sonstige Ausgaben 6'9 4'6 4'7 

Zusammen. 8'4 15'9 15'0 

Bezüglich der Verwaltungskosten von ehemaIi
gern NS-Vermögen siehe die Erläuterungen zu 
Einnahmentitel 23. 

Die Ausgaben für die Verwaltung ehemals 
deutscher Vermögenswerte sind durch das 
.1. Staatsvertragsdurchführungsgesetz (BGBL 
Nr. 165/1956) bedingt. 

Weiters ist auch noch im Jahre 1959 für die 
gemäß BGBL Nr, 155/1956 2) rückzuzahlenden 
Erlöse aus der Verwertung der der Republik 
Österreich verfallen gewesenen Vermögenschaf
ten vorzusorger: gewesen. 

Die Höhe der übrigen Ausgabengebarungen ist 
im Zeitpunkt der VeranschJagung nicht genau 
abschätzbar. 

Einnahmen 

Erlöse und Erträgnisse ehemals 
deutscher Vermögenswerte 

1957*) 1958") 1959") 
MiU, S 

65'7 30'0 152'2 

Erlöse und Erträgnisse aus ehe-
maligem NS-Vermögen 2'1 1'0 0'4 

Abrechnungsreste aus Preis
stützungen 

Erlöse aus Hilfsaktionen . 

Schadenbehandlungsbeiträge gemäß 
§ 56 KFG 1955 . " , .•. 

Sonstige Einnahmen 

Verwertung eines Golddepots 

49'5 5'0 0'0 

89'4 0'0 

~ 1) 

60'5 114'0 9'0 

137'1 

Zusammen. 404'3 150'0 161'6 

1) Verrechnungspost ohne Kreditbetrag, 
2) In der Fassung BGBI. Nr. 45/1958, 
*) Bundesrechnungsabsmluß, 

*,,) Bundesvoranschlag, 

Durch den Abschluß des Staatsvertrages (BGBL 
Nr. 152/1955) und des deutsch-österreichischen 
Vermögensvertrages (BGBL Nr. 119/1958) ist ein 
Großteil der in Österreich befindlichen ehemals 
deutschen Vermögenswerte (z. B. Liegenschaften, 
Unternehmungen, Geschäftsanteile von Kapital
gesellschaften, sonstige W eri:pa piere, Forderungen) 
in das Eigentum der Republik österreich über
gegangen. Soweit eine Verwertung solcher Ver
mpgen vorgenommen wird, werden die Erlöse 
aus unbewegLichen Vermögen bei Kapitel 18 
Titel 7 und aus beweglichen Vermög,en bei Ka
pitel 18 Titel 23 ver-einnahmt. Ebenso scheinen 
die Erträgnisse aus solchen Vermögenswerten 
beim Titel 23 als Einnahme auf. Die Ausgaben 
aus der Verwaltung der gegenständlichen Ver
mögenswerte belasten Ausgabenkapitel 18 
Titel 23; die Staatsvertragslasten werden bei Ka
pitel 26 verrechnet. 

Das ehemalige NS-Vermögen ist auf Grund 
des Verfassungsgesetzes vom 8. Mai 1945, 
StGBl. Nr. 13, in das Eigentum der Republik 
Österreich übergegangen. Die restlichen Erlöse 
aus dieser zum größten Teil bereits liquidierten 
Vermögensmasse werden bei Kapitel 18 verein
nahmt und zwar die aus unbeweglich,em Ver
mögen bei Titel 7, die aus beweglichem Ver
mögen bei Titel 23. Ebenso werden die Erträg
nisse aus solchen Vermögenswerten bei Titel 23 
vereinnahmt. Die Verwaltungskosten dieser Ver
mögenswerte belasten den Titel 23 des Ausgaben
kapitels 18. 

. Bei der Abrechnung und überprüfung der zu 
Lasten Kapitel 18 Titel 9 bis 12 fltssiggemachten 
Preisstützungsbeträge ergeben sich fallweise nicht 
verbrauchte Teilbeträge. Diese an die Bundes
kasse rückzuzahlenden Abrechnungsreste werden 
beim Titel 23 des Kapitels 18 vereinnahmt; sie 
stammen im wes,entliehen aus Brotgetreidepr,eis
ausgleichen und aus Futtermittelpreisstützungen. 

Da die verschiedenen Hilfsaktionen bereits aus
gelaufen sind, ist mit keinen wesentlichen Ein
gängen mehr zu rechnen. 

Der § 56 des Kraftfahrgesetzes (KFG.) 1955, 
BGBL Nr. 223, ist in der Fassung der KFG.-No
velle 1958, BGBL Nr. 49, mit 1. April 1958 
gemäß der KFG>Novelle 1957, BGBL Nr. 79, 
in Kraft getreten. Er ermöglicht, daß Kraftfahr': 
zeuge und Anhänger ohne dauernden Standort 
in österreich zur Gewährleistung der Ordnung 
von Ansprüchen aus Verkehrsunfällen bei jeder 
Einreise ohne "grüne Karte" durch Bezahlung 
von jeweils 20 S an das Zollamt gegen Aushän
digung eines Vordruckes (des Fremdenverkehrs 
wegen vereinfachter Vertragsabschluß) zu ver
sichern sind, 90 v. H, dieser zu Titel 23 einzu
nehmenden Beträge werden über den gleichen 
Ausgabenansatz dem Verband der Versicherungs
anstalten Österreichs als dem Bevollmächtigten 
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KapitellS 131 

semer mitwirkenden Unternehmungen gemäß 
einem auch die Auf teilung eines Gewinnes be
ziehungsweise Verlustes aus diesem Versiche
rungsgeschäft regelnden übereinkommens über
wiesen. 10 v. H. dieser Beträge entfallen auf Ver
sicherungssteuer und Einhebungsvergütung. 

Gemäß den Bestimmungen der Kundmachung 
des Bundesministeriums für Land- und Forst
wirtschaft vom 28. Juni 1954, ZL 53.547-16/54 
("Wiener Zeitung" Nr. 148 vom 30. Juni 1954), 
werden bei eingeführtem Qualitätsweizen Quali
tätszuschläge verrechnet, die an den Bund abzu-

führen sind; diese werden bei Kapitel 18 Titel 23 
Post 13 "Sonstige Einnahmen" vereinnahmt. Die 
korrespondierende Ausgabepost ist bei Ka
pitel 18. Titel 9. Post 31 "Ausgaben aus verein
nahmten Qualitätszuschlägen für Weizen" ver
anschlagt. Da im Jahre 1959 mit dem Ansteigen 
der Aufbringung von inländischem Qualitäts
weizen gerechnet werden kann, ergibt sich ein 
geringerer Bedarf an einzuführendem Qualitäts
weizen als in den vorhergegangenen Jahren. 

Die Höhe der übrigen Einnahmengebarungen 
ist im Zeitpunkt der Veranschlagung nicht ab
schätzbar. 
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132 Kapitel 19 

Kapitel 19 Kapitel 19 "Land- und Forstwirtschaft". 
Bundes-

ministerium 
für Land
und Forst
wirtschaft 

Titel 1: 
La nd-

1957 ::.) 

1958 ;:.*) 

1959 **) 

Bundesministerium für 
und F 0 r s t wir t s c h a f t. 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

MilI. S 

15'9 4'5 20'4 0'8 

16'8 5'4 22'2 1'1 

16'1 5'9 22'0 0'4 

Unterschiede Die Mehrausgaben in den Voranschlägen 1958 
der Gebarurig und 1959 g,egenüber 1957 sind durch eine höhere 
"b1959 ge/?ehn- Vorsorge für Amtserfordernisse und Mitglieds-
u er VOrJa re b' .. ... I V .. b . eltrage zu mternatlona en erelmgungen e-

dingt. 

Gebarung Außer dem Aufwand für das Bundesmini-

§ 1: Grenzbeschaudienst. 

Der bei diesem finanzgesetzlichen Ansatz ver
anschlagte Betrag dient zur Deckung des Auf
wandes, der durch die Amtshandlungen der 
Grenzbeschautierärzte bei der Einfuhr und 
Durchfuhr von Tieren und tierischen Produkten 
entsteht. Die gesetzliche Regelung des Grenz
besdlaudienstes ist im RGBl. Nr. 177/1909 in der 
geltenden Fassung enthalten. 

§ 2: Bundeskellereiinspektion .. 

Der Kellereiinspektion obliegt die Kontrolle 
des Weinverkehres auf Grund des Weingesetzes 1) 
und die fachliche Beratung der Weinbautreiben
den. Die Kellereiinspektoren fungieren audl als 
gerichtliche Sachverständige. 

Grenz
beschau

dienst 

Bundes
kellerei

inspektion 

sterium selbst ist bei diesem finanzgesetzlichen § 3: Wildbachverbauungsdienst. Wildbach-
Ansatz der Aufwand für die Bäuerliche Ober- 10 verbauungs-

Allgemeines 

Unter
behörden 

und Organe 

Die Wildbadwerbauung ist laut Art. 10 Z. dienst 
schlichtungsstelle 1), den Obersten Agrarsenat 2), des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
für wasserrechtliche und wasserwirtschaftliche 

von 1929 in der Gesetzgebung und Vollziehung 
Fachgutachten und Untersuchungen 3), für die Bundessache. Gemäß Art. 102 des Bundes-Ver-
Staubeckenkommission 4), die Forstkommission 5), fassungsgesetzes wird d~r Wildbachverbauungs
sowie der Beitrag des Bundesministeriums für dienst unmittelbar von Bundesbehörden versehen. 
Land- und Forstwirtschaft zu internationalen 

Er hat die Projekte für die Wildbach- und Lawi
Organisationen (z. B. FAO = Food and Agricul- nenverbauung, die in der zuständigen Abteilung 
ture Organization [Organisation für Ernährung des Bundesministeriums für Land- und Forstwirt
und Landwirtschaft]) vorgesehen. schaft technisch und kostenmäßig überprüft und 

Am 12. Feber 1868 wurde das "Ackerbau- nach ihrer Ausführung kommissioniert werden, 
ministerium" errichtet, das alle Agenden der auszuarbeiten und nach ihrer Genehmigung auch 
Landeskultur um faßte. Die Verwaltung der durchzuführen. Außerdem obliegt ihm die lau
Staatsforste, der Staatsdomänen und verschiedene fende Beobachtung der Einzugsgebiete der Wild
andere wichtige Belange wurden jedoch erst im . bäche sowie der Erhaltungs- und Betreuungs
Jahre 1872 in den Ressortbereich dieses Mini- dienst. 
steriums einbezogen. Die Projektsverfassung und Baudurchführung 

Titel 2: Unterbehörden und 

erfolgt durch die in den Bundesländern Ober
österreich, Salzburg, Tirol, Vorarlberg, Kärnten 
und Steiermark befindlichen Sektionen der Forst-

o r g a neo technischen Abteilung für Wildbadt- und Lawinen~ 
Ausgaben Einnahmen verbauung, Für Wien, Niederösterreich und das 

persönliche sachliche Summe Burgenland besteht eine gemeinsame Sektion mit 
Mill. S dem Sitze in Wien. Die Sektionen verwalten auch 

1957 *}., ... , 22'9 6'5 

1958 **) ...... 24'5 

1959**) ...... 23·1 6'5 

29'4 

31'6 

29'6 

6' 4 die für die Durchführung der Baurnaßnahmen 
erforderlichen Gelder, d. s. die auf Grund des 
Wasserbautenförderungsgesetzes (BGBl. Nr. 34/ 
1948) jeweils bewilligten, unter Kapitel 19 

6'4 

6'6 

Im einzelnen sind bei diesem Titel ver- Titel 9 § 4 und Titel 10 § 1 Unterteilkung 3 ver
anschlagten Bundesbeiträge sowie die orrespon-

anschlagt: dierenden Landes- und Interessentenbeiträge 

1) Errichtet gemäß BGBL Nr.85/1947, 
2) Errichtet gemäß BGBI. Nr.1/1951. 
3) Gemäß BGBL Nr. II/316/1934 und 144/1947. 
4) Errichtet gemäß BGBL Nr. 82/1948. 
0) Die Forstkommission wurde zur Beratung des 

Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft er
richtet und soll ihn bei Durchführung des forstlichen 
ImTestitionsprogramms, besonders in Fragen der 
Forstpolitik und Programmgestaltung mit Vorschlägen 
unterstützen. 

*) Bundesredmungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

(siehe auch die Erläuterungen bei Kapitel 19 
Titel 9 § 4). 

§ 4: Bundesgärten, 

Bei' diesem finanzgesetzlichen Ansatz i~t der 
Aufwand der Bundesgärten veranschlagt. Zu 
ihnen gehören: in Wien der Volksgarten, die 
Parkanlagen der Schlösser Schönbrunn, Belvedere, 

1) BGBI. Nr. 157/1945. 

Bundes
gärten 
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Schulaufsicht 

Spanische 
Reitschule 

Staatsauf
gaben im 
Interesse 

der Land
und Forst
wirtschaft 

Unterschiede 
d.Gebarung 
1959 gegen
über Vor-

jahre 

Gebarung 

Epizootie
auslagen 

Kapitel 19 133 

Augarten und Hetzendorf, weiters der Burg
garten und. die kleinen Bundesgärten; in Inns
bruck der Hofgarten und der Schloßgarten in 
Ambras. 

Der Bundesgarten Schönbrunn dient überdies 
der Höheren Bundeslehr- und Versuchsanstalt für 
Gartenbau als Lehr- und Demonstrationsbetrieb. 

§ 5: Schulaufsicht. 
Die Aufsicht über die niederen landwirtschaft

lichen Fachschulen und die landwirts·chaftlichen 
Berufs(Fortbildungs)schulen wird durch Landes
bzw. Berufsschulinspektoren sowie durch Lehrer, 
die mit der Fachinspektion einzelner Gegenstände 
betraut sind, ausgeübt. Diese ha:ben ihren Sitz 
beim jeweiligen Amte der Landesregierung (Ab
teilung Landwirtschaft). 

Für die bestehenden 100 niederen landwirt
schaftlichen Lehranstalten (öffentliche und pri
vate) und die 2522 landwirtschaftlichen Berufs
(Fortbildungs)schullehrgänge ist die Verwendung 
von 3 Landesschulinspektoren (S 1), 5 Berufs
schulinspektoren (S 2) und von 15 Lehrern, 
welche mit der Fachinspektion einzelner Gegen
stände ibetraut sind, vorgesehen. 

Die Schulaufsirotsbeamten sind gemäß Bundes
verfassungsgesetz vom 21. April 1948, BGBL 
Nr. 88 (Lehrerdienstrechts-Kompetenzgesetz) 
Beamte des Bundes. 

§ 6: (leer). 

§ 7: Spanische Reitschule. 
Die Spanische Reitschule ist die weltbekannte, 

einzigartige Pflegestätte der klassischen Reit
kunst, der Hohen Schule .. 

T i tel 3: S t a a t sau f gab e n i m 
I n t e res s e der L a n d- und F 0 r s t

wirtschaft. 
Sadlliche Ausgaben Einnahmen 

1957 *) ........... . 
1958**) ........... . 
1959**) ........... . 

Mill.S 

26'2 
35'4 
30'1 

3'2 
2'6 
2'5 

Die Mehrausgaben in den Jahren 1958 und 
1959 gegenüber 1957 haben ihre Ursache vor 
allem in dem Mehrbedarf bei "Epizootieaus
lagen'" für die Durchführung des Bangseuchen
gesetzes. 

Unter diesem Titel sind Kredite für gesetzlich 
vorgeschriebene Leistungen und für Staatsauf
gaben im Interesse der Land- und Forstwirt
schaft vorgesehen. 

§ 1: Epizootieauslagen. 
Aus' dem Epizootiekredit werden die auf 

Grund der Bestimmungen des Tierseuchen
gesetzes, RGBL Nr. 177/1909, iri der geltenden 
Fassung, gewährten staatlichen Entschädigungen 

*) BundesrechnungsabschJuß. 
**) Bundesvoranschlag. 

beziehungsweise Unterstützungen, die Kosten der 
auf Grund' dieser Bestimmungen amtlich ange
ordneten Schutzimpfungen und der Aufwand, 
der dem Bunde durch die Vorkehrungen gegen 
Tierseuchen erwächst, bestritten. Außerdem wer
den aus diesen Mitteln auch die Kosten getragen, 
die im Zuge der Untersuchungs- und Feststel
lungsverfahren auf Grund der Bestimmungen des 
Deckseuchengesetzes, BGBL Nr. 22/1949, sowie 
jene Kosten, die auf Grund der Bestimmungen 
des Bangseuchengesetzes, BGBL Nr. 147/1957, 
entstehen. 

§ 2: Hydrographie. 
Die Hydrographie fällt laut Artikel 10 Ab

satz 1 Ziffer 10 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
in die Zuständigkeit des Bundes. 

Die für die Hydrographie vorgesehenen 
Kredite sind bestimmt zur Herausgabe des 
Hydrographischen Jahrbuches und anderer 
wissenschaftlicher sowie für die Wasserwirtschaft 
wichtiger Veröffentlichungen, für die Anschaf
fung und Instandhaltung der bundeseigenen 
hydrographischen Geräte, für Beobachtervergü~ 
tun gen und für den hydrographischen Nach
richten- und Meßdienst. 

Der hydrographische Dienst schafft die 
Grundlagen für die Wa~serbau-, Wasserkraft-, 
land- . und forstwirtschaftlichen Planungen, 
Bodenverbesserungen und Untersuchungen sowie 
für die Grundwass~rnutzung und Trinkwasser
versorgung. 

Hydro
graphie 

Allgemeines 

Gebarung 

Aufgaben 

§ 3: Betriebswirtschaftliche Maßnahmen und Betriebs-
Statistik. wirtschaft-

. . . d liche Maß-
Unter dIesem finanzgesetzltchen Ansatz sm nahmen und 

die Aufwendungen für den Berghöfekataster, Statistik 
die bäuerliche Wirtschaftsberatung und die land
technischen Grundlagenarbeiten veranschlagt. 

Die für den Berghöfekataster vorgesehenen 
Mittel dienen zur Erfassung aller Berghöfe auf 
Grund klimatischer und betriebswirtschaftlicher 
Merkmale nach einem bestimmten Punktesystem 
und damit zur Beschaffung der Grundlagen für 
die Produktion und agrarpolitischen Förderungs
maßnahmen im Bergbauerngebiet. 

Aus den Krediten der Wirtschaftsberatung . 
werden die Kosten für die Führung der land
wirtschaftlichen Betriebskarte sowie für die buch
halterische Erfassung landwirtschaftlicher Be
triebe bestritten. 

Im Rahmen der landtechnischen Grundlagen
arbeiten werden Untersuchungen der durch die 
Motorisierung und Mechanisierung der Land-' 
wirtschaft auftretenden Probleme, für die Prü
fung neuzeitlicher arbeitssparender Methoden 
sowie die Durchführung arbeitsteiliger Versuchs
programme finanziert. 

§ 4: Flußbaukataster. Flußbau-
Aus diesem Kredit werden die Kosten für die kataster 

Aufstellung des Flußbaukatasters durch geeignete 
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Sachverständige zur Evidenthaltung und Ober
wachung fertiger, staatlich geförderter Regulie
rungs- und Hochwasserschutzmaßnahmen be
stritten. 

§ 5: Durchführung des Futtermittelgesetzes. 
Die Kreditmittel dienen zur Bestreitung der 

Aufwendungen für die Fachkommission (§ 5 des 
Futtermittelgesetzes, BGBL Nr. 97/1952 und 
Nr. 34/1953) einschließlich der Anschaffung der 
erforderlichen Formulare und zur Deckung der 
Kosten für Laboratoriumsgeräte und Hilfsmate
rial, sowie zur Begleichung von Reisekosten und 
Diäten der Organe der landwirtschaftlich-chemi
schen Landesversuchsanstalten. 

§ 6: Durchführung des Saatgutgesetzes. 
Der Zweck des Saatgutgesetzes (BGBl. Nr. 236/ 

1937 beziehungsweise 34/1947 und 114/1953) ist 
es in erster Linie, die Abgabe von gutem und 
einwandfreiem Saatgut an die Landwirte zu ge~ 
währleisten. Um dieses Ziel zu erreichen, sind 
laufende Kontrollen des Saatgutverkehres un
erläßlich. Der vorgesehene Aufwand erstreckt 
sich vor allem auf Reisekosten für Nichtbundes
bedienstete, die bei der Kontrolle und Prüfungs
tätigkeit erwachsen, und auf die Entlohnung 
einzelner vorübergehend für diese Saatgut
kontrollen aufgenommene Probenehmer und zur 
Anschaffung von für die Kontroll- und Unter
suchungstätigkeit notwendigen Materialien. 

§ 7: Instandhaltung des Klausenkofelbaches. 
Der im Einzugsgebiet des Klausenkofelbaches 

liegende Aurewald wurde seinerzeit dem Bund 
zur Deckung der laufenden Instandhaltungs
kosten des genannten Baches übereignet. Die 
voraussichtlichen Kosten für diese Instandhal
tung sind unter' de~ vorgenannten finanzgesetz
lichen Ansatz veranschlagt. Ihnen stehen gleich
hohe zweckgebundene Einnahmen bei dem kor
respondierenden Einnahmenansatz gegenüber. 

§ 8: Land- und forstwirtschaftliche Sonder
aufgaben. , 

Der gegenständliche finanzgesetzliche A~satz 
sieht Kredite für Sonderaufgaben auf dem Ge'
biete des Versuchswesens, der Marktbeobachtung, 
für Lehrfahrten zu Versuchsstellen, für Auf
klärungs- und B-eratungstätigkeit sowie für 
Druckkostenbeiträge zu einschlägigen wissen
schaftlichen und statistischen Arbeiten vor. 

Titel4: Land,· und forstwirtschaft
I ich e B u n cl e san s tal t e n. 

persönliche 
Ausgaben 
sachliche Summe 

MiII.S 

1957 *) 467 56'8 
1958 **) 51'9 68'4 
1959 **) 50'9 69'3 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
"'*) Bundesvoranschlag. 

103'5 
120'3 
120'2 

Einnahmen 

43'8 
59'8 
58'8 

Die höheren Ausgaben und Einnahmen im 'Unterschiede 
Voranschlag 1958 und 1959 sind auf den not- ler Gebarung 
wendig gewordenen Ausbau der landwirtschaft- ü~::9 .J~;':te 
lichen Mittelschulen zurückzuführen. J 

Die Obsorge für den mittleren Unterricht im 
Bereiche der Land- und Forstwirtschaft obliegt 
laut § 42 (1) I ades Verfassungsübergangsgesetzes 
1920 in Verbindung mit dem Lehrerdienstrechts
kompetenzgesetz Bundesverfassungsgesetz 
vom 21. April 1948, BGBL Nr. 88 - und dem 
Schulerhaltungskompetenzgesetz - Bundesver
fassungsgesetz vom 13. Juli 1955, BGBL 
Nr. 162 - dem Bund. 

Die landwirtschaftlichen Bundesversuchsanstal
ten finden, soweit sie in Vollziehung von Ge..; 
setzen tätig sind, ihre verfassungsmäßige Grund
lage im Artikel 10 des Bundes-Verfassungs
gesetzes. 

§ 1: Landwirtschaftliche Bundeslehranstalten. 

Zur Ausbildung des landwirtschaftlichen Nach~ 
wuchses bestehen in österreich folgende Bundes
lehranstalten, von denen ein Teil außer der 
Lehrtätigkeit auch eine umfangreiche Versuchs
und Forschungstätigkeit entfaltet: 

in Wien: 

Die Höhere Bundeslehr- und Versuchsanstalt 
für Gartenbau, das Bundesseminar für das land
wirtschaftliche ,Bildungswesen mit dem Agrar
wirtschaftlichenInstitut und der Film':' und Licht
bildstelle und die Bundeslehr- und Versuchs
anstalt für Bienenkunde; 

in Niederösterreich: 

die Höhere landwirtschaftliche Bundeslehr
anstalt "Francisco-Josephinum" in Weinzierl, die 
Höhere Bundeslehr- und Versuchsanstalt für 
Wein- und Obstbau in Klosterneuburg mit Wein
und Obstanlagen sowie die Höhere Bundeslehr
anstalt für landwirtschaftliche Frauenberufe m 
Sitzenberg mit Wirtschaftsbetrieb; 

in 0 b er ö s t e r r e ich: 
die Höhere Bundeslehranstalt für landwirt

schaftliche Frauenberufe in Wels; 

in Steie.rmark: 
die Höhere Bundeslehranstalt für alpen

ländische Landwirtschaft in Raumberg-Trauten
fels mit Wirtschaftsbetrieb; 

in K ä r n te n: 
die Höhere Bundeslehr- und Versuchsanstalt 

für ländliche Hauswirtschaft in Pitzelstätten mit 
Wirtschaftsbetrieb; . 

in Tirol: 
die Höhere Bundeslehranstalt für landwirt

schaftliche Frauenberufe in Kematen ("Marsoner
hof") mit Wirtschaftsbetrieb. 

Gesetzliche 
Grundlagen 

Landwirt
schaftliche 

. Bundes
lehranstalten 

Aufgaben 

Anstalten 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)410 von 614

www.parlament.gv.at



Kapitel 19 135 

Betrieb,ähnliche § 1 a: Landwirtschaftliche Bundeslehranstalten 
VerwaltungszweIge 

(Internate) . (betriebsähnIiche Verwaltungszweige). 

Landwirt
schaftliche 
Bundes
versuchs
anstalten 
Aufgaben 

An'talten 

Forst
wirtschaftliche 

Bundeslehr
anstalten 

Betrieb,ähnliche 
Verwaltnngs

zweige (Internate) 

Forstwirt
schafcliche 
Bundes
versuchs
anstalten 

Die einzelnen Internate sind aus der Beilage E 
z.u ersehen. 

§ 2: Landwirtschaftliche Bundesversuchsanstalten. 
Die landwirts·chaftlichen Bundesversuchs-

anstalten haben die Aufgabe, durch Versuche auf 
allen einschlägigen Gebieten der Landwirtschaft 
wie Pflanzen- und Futterbau, Düngung, Boden~ 
wirtschaft, Pflanzenschutz, landwirtschaftliches 
Betriebswesen, landwirtschaftliche Maschinen und 
Geräte, Tierzucht usw., wissenschaftliche Er
kenntnisse zu erproben, auszuwerten und der 
praktischen Landwirtschaft nutzbar zu machen. 

Desgleichen ist ihnen, zum Teil durch gesetz
liche Vorschriften, die Untersuchung von Saat
gut 1), Futter- und Düngemitteln 2) Pflanzen
schutzmitteln 3), landwirtschaftlichen Maschinen, 
Geräten· und Böden usw. übertragen. 

Diesen Zwecken dienen folgende Anstalten: 
Die Bundesanstalt für Pflanzenbau und Samen

prüfung und die Bundesanstalt für Pflanzen
schutz, heide in Wien, di:e landwirtschaftlich
chemische . Bundesversuchsanstalt in Wien mit 
dem Institut für Bodenkartierung und Boden
wirtschaft und die landwirtschaftlich-chemische 
Bundesversuchsanstalt in Linz, die Bundes
versuchs- und Prüfungsanstalt für landwirt
schaftliche Maschinen und Geräte in Wie
selbürg (Niederösterreich) und die Bundes
versuchsanstalt für alpenländische Landwirt
schaft mit eigenem Landwirtschaftsbetrieb m 
Gumpenstein (Steiermark). . 

§ 3: Forstwirtschaftliche Bundeslehranstalten. , 

Bei diese~ Ansatz ist der Aufwand für 
die forstwirtschaftlichen Bundeslehranstalten in 
Bruck an' der Mur, in Ort bei Gmunden und in 
Waidhofen an der Ybbs vorgesehen. 

Die Försterschulen haben die Aufgabe, die 
für die Verwaltung der staatlichen und privaten 
Forste notwendigen Förster heranzubilden. 

§ 3 a: Forstwirtschaftliche Bundeslehranstalten 
(betriebsähnliche Verwaltungszweige). 

Die einzelnen Internate sind aus der Beilage E 
zu ersehen. 

§ 3 b: Forstwirtsc..~aftliche Bundesversuchs
anstalten. 

Die forstwirtschaftlichen Bundesversuchsanstal
ten haben die Aufgabe, durch Gewinnung wissen
schaftlicher Grundlagen zur ständigen Weiter
entwicklung der Forstwirtschaft beizutragen, mit 
dem Ziel einer Steigerung der forstwirtschaft
lichen Produktion zu optimaler Höhe hinsicht-

1) Gemäß BGBl. Nr. 236/1937 bzw. 34/1947 und 
114/1953. 

2) Gemäß BGBl. Nr. 97/1952 und 34/1953. 
3) Gemäß BGBl. Nr. 124/1948 und 147/1949. 

lich Qualität und Quantität unter Berücksich
tigung der landeskulturellen Aufgaben des 
Waldes in Osterreich. Diese Zweckforschung dient 
in erster Linie der forstlichen Praxis. 

Diesen Aufgaben dienen die Forstliche Bundes
versuchsanstalt Mariabrunn in Schönbrunn, die 
Forschungsstelle für Lawinenvorbeugung in Inns
bruck und das Institut für angewandte Pflanzen
soziologie in St. Georgen am Sandhof in Kärn
ten. In den Aufgabenbereich dieser Institute fällt 
die Anlage und Auswertung von Untersuchungen 
und Versuchsreihen zur Erprobung ung Begut
achtung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse, 
die Untersuchung der Ursachen des Waldrück
ganges im Gebirge und seine Auswirkungen. 
Diese Forschungsergebnisse und die darnach' aus
gerichteten Verfahren dienen nicht nur der Forst
wirtschaft, sondern der gesamten Volkswirtschaft. 

Weiters ist auch der Aufwand für die Forst
inventur und für die forstliche Standorts
kartierung mitveranschlagt. Die forstEche 
Standortskartierung ist die Grundlage für die 
ge-samte waldbauliche und 'betriebswirtschaft
liche Planung in der Forstwirtschaft. Sie erfaßt 
kartenmäßig die ursächlichen Unterlagen für die 
auf Grund der Waldstandsaufnahme so dringend 
anzustrebende Holzzuwachs- und Ertragssteige
rung. Die Aufgabe der Forstinve'ntur ist die Er
fassung der jährlichen tatsächlichen Holznutzun
gen für den gesamten Wald des Bundesgebietes 
und die Ermittlung von Holzvorrat und Zuwachs, 
sowie der nachhaltigen Nutzungsmöglich~eiten als 
Grundlage für die Forst- und Himdelspolitik. 
Die Durchführung erfolgt als laufende Stich
probeninventur, die in möglichst kurzen Perio
den Ergebnisse liefern soll. 

§ 4: Bundesinstitut für Gewässerforschung und 
Fischereiwirtsdiaft. 

Bei diesem finanz gesetzlichen Ansatz ist der 
Aufwand für das Bundesinstitut für Gewässer
forschung und Fischereiwirtschaft in Scharfling 
am Mondsee und die Anlagen in Kreuzstein ver
anschlagt. Das Institut hat die Aufgabe, die wis
senschaftliche Grundlage für eine intensive und 
rationelle Fischereiwirtschaft in, Osterreich zu 
schaffen, beziehungsweise dieser durch theore
tische und praktisc.he Schulung, fachliche Bera
tung von Fischern und Fischzuchtbetrieben, 
durch Auswahl entsprechender Fis charten, Wei
terbildung der Fangtechnik, Entwicklung neuer 
züchterischer Verfahren, Bereitstellung von Be-
satzmaterial usw. zu dienen. ' 

§ 4 a: Bundesinstitut für Gewässerforschung 
und Fischereiwirtschaft (betriebsähnliche 

Verwaltungszweige ). 

Bei diesem Ansatz wird die Gebarung des dem 
Bundesinstitut für Gewässerforschung und Fi
schereiwirtschaft angeschlossenen' Internates. ver
rechnet. 

Forstinventur. 
Standorts· 
kartierung 

Bundes
institut für 
Gewässer
forschung 

und 
Fischerei
wirtschaft 

Betriebsähnliche 
Verwaltungs_ 

zweige (Internate) 
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Bundeslehr
und Versuchs
anstalten für 

Milch
wirtschaft 

Aufgaben 

§ 5: Bundeslehr- und Versuchsanstalten für 
Milchwirts·chaft. 

Unter diesem finanzgesetzlichen Ansatz ist der 
Aufwand für die Bundeslehr- und Versuchs
anstalt für Milchwirtschaft mit Molkerei- und 
Wirtschafts betrieb in W olfpassing (Niederöster
reich) und die Bundeslehr- und Versu9-tsanstalt 
für Hartkäserei in Rotholz (Tirol) mit Sennerei-
und Molkereibetrieb veranschlagt. 

Den Anstalten obliegt die Ausbildung des 
milchwirtschaftlichen Personals, die Veran
staltung von Kursen, die Durchführung bakterio
logischer, chemischer, maschinentechnischer 
Untersuchungen, überprüfungen und Forschun
gen sowie die Herstellung und der Vertrieb von 
einschlägigen Reinkulturen. 

Betriebsähnli~e § 5 a: Bundeslehr- und Versuchsanstalten für 
VerwaltungszweIge M'lch . ch f (b . b "h I'ch V I (Internate) 1 wuts a t etne sa nIe erwa tungs-

Pferdezucht
anstalten 

zweige). 
Dieser Ansatz ist für die Verrechnung der Ge

barung der den, milchwirtschaftlichen Lehr
anstalten angeschlossenen Internate vorgesehen 1). 

§ 6: Pferdezuchtanstalten. 
Es bestehen drei Pferdezuchtanstalten: 
1. Bundesfohlenhof Perwarth (Niederöster

reich): 
Der Bundesfohlenhof ist eine Aufzuchtstation 

für Zuchthengste der Warmblutrasse. Im Fohlen
hof werden die aus der eigenen Gestützucht 
stammenden und die aus der Landespferdezucht 
angekauften Hengstfohlen bis zum zuchtfähigen 
Alter aufgezogen und sodann der Landeszucht 
als Deckhengste zur Verfügung gestellt. 

2. Bundeshengstenstallamt Stadl bei Lambach 
(Oberösterreich) : 
. Das Bundeshengstenstallamt Stadl, das einzige 
staatliche Hengstendepot in österreich hat die 
Aufgabe, die Junghengste aus der eigenen Ge
stütszucht und die auf Hengstmärkten angekauf
ten Zuchthengste zu übernehmen und nach ent
sprechender Vorbereitung auf die staatlichen 
Deckstationen zu verteilen. Der überwiegende 
Teil der Zp:cllthengste ist auf Grund von HaIte
verträgen ganzjährig in Pflege bei bäuerlichen 
Hengsthaltern untergebracht. Der restliche Teil 
der Hengste ist während der Deckzeit auf den 
staatlichen Beschälstationen und außerhalb 
dieser Zeit im Stallamte statioriiert. Mit über
wachung der Haltung und Zuchtverwendung der 
staatlichen Deckhengste sind die Landstall
meister betraut. Bei diesem Ansatz ist auch das 
Gelderfordernis für den Ankauf von Zucht
hengsten zur Versorgung der staatlichen Deck
stationen veranschlagt. 

3. Bundesgestüt Piber bei Köflach (Steiermark): 
In Piber, dem einzigen österreichischen Staats

gestüt, ist das Lipizzartergestüt, ein Warmblut-

1) Siehe auch Beilage E. 

gestüt und eine Aufzuchtstation für Zucht
hengste der Haflingerrasse untergebracht. Das 
Lipizzanergestüt versorgt die Spanische Reit
schule mit Schulhengsten. Das Warmblutgestüt 
und die Haflingerhengste dienen der österreichi
schen Landespferdezucht. 

§ 7: Bundesanstalten für Tierseuchenbekämpfung. 

Die Bundesanstalt für Tierseuchenbekämpfung 
in Mödling umfaßt eine diagnostische Station für 
samtliche anzeigepflichtigen Tierseuchen und für 
nichtanzeigepflichtige Tierkrankheiten. Sie hat 
außerdem bakteriologische Fleischuntersuchungen 
und Forschungsarbeiten auf dem Gebiete der 
Tierseuchenbekämpfung durchzuführen und die 
für die Verhütung von Tierseuchen notwendigen 
Impfstoffe bereitzustellen. 

Die Bundesanstalt für Virusseuchenbekämp
fung bei Haustieren in Wien erzeugt Vakzinen 
gegen Maul- und Klauenseuche, ansteckende 
Schweinelähmung und Geflügelpest sowie einen 
Wutschutzimpfstoff für Hunde und ein Schweine
pestserum. 

Außerdem ist bei diesem Ansatz der Kre
dit für die Seuchenschlachtstätten vorgesehen. 
Die Seuchenschlachtstätten dienen der Bekämp
fung und Tilgung von Tierseuchen. Durch die 
Tötung von seuchenkranken und seuchenverdäch
tigen Tieren in diesen Schlachtstätten soll einer
seits die Weiterverbreitung der Tierseuchen wei
testgehend verhindert und anderseits die best
mögliche Verwertung der getöteten Tiere ge': 
währleistet . werden. Die veranschlagten Mittel 
dienen zum Betrieb und zur Ausgestaltung der
artiger Einrichtungen. 

Bundes
anstalten für 
Tierseuchen
bekämpfung 

§ 8: Bundesanstalten für veterinär-medizinische Bundes-
Untersuchun~n. anstalten für 

veterinär-
Derartige Anstalten befinden sich in Linz, medizinische 

Innsbruck und Graz. In ihren Aufgaben- Unter-
suchungen kreis fallen die diagnostischen Untersuchungen 

bei anzeigepflichtigen Tierseuchen und nicht
anzeigepflichtJigen TieI'krankheiten, die Ibakterio-
logischen Fleis·chuntersuchungen und die Unter-
suchungen von Milchproben. Die Bundesanstalt 
für künstliche Befruchtung der Haustiere in Wels 
dient der Bekämpfung von Deckinfektionen. 

§ 9: Wasserbauliche Bundesversuchsanstalten. 

Es bestehen drei wasserbauliche Versuchs
anstalten, und zwar: 

1. Die Bundes-Versuchsanstalt für Wasserbau 
in Wien mit der Außenstelle in Strechau (Steier
mark). 

Diese hat durch Modellversuche die Zweck
mäßigkeit der Gestaltung projektierter Wasser
bauwerke zu untersuchen und die Prüfung und 
Eichung der zur Bestimmung der Abflußmengen 
unentbehrlichen hydrometrischen Meßgeräte 
durchzuführen. 

Wasser
bauliche 
Bundes
versuchs~ 
anstalten 

Versuchsanstalt 
für Wasserban 
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2. Die Bundesanstalt für Was,serbiologie und Der gemäß BGBl. Nr. 153/1955 zu leistende 
Beitrag der Länder zum Personalaufwand der 
landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen ist 
unter Einnahmentitel 5 a veranschlagt. 

forsdlung 
Abwasserforschung in Wien. 

Sie hat Maßnahmen zur Beseitigung der Ge
fahren in den durch Abwässer verunreinigten 
Wassedäufen auszuarbeiten und den Wassergüte
kataSiter zu erstellen, 

yersudlsinstitut. 3. Das Bundesversuchsinstitut für Kulturtech-
fur Kulturt.dlnik , , . ,. 

u,ff, mk und techmsche Bodenkunde in Petzenkirchen 
(Niederösterreich), 

Dieses Institut hat die Aufgabe, durch Boden
untersuchungen und Forschungen die boden
kundlichen Grundlagen für eine sparsame und 
rationelle Projektierung und Bauausführung von 
Ent- und Bewässerungsanlagen zu beschaffen, 
Untersuchungen für eine zweckmäßige Gestaltung 
des Wasserhaushaltes im Boden anzustellen und 
kulturtechnische Arbeitsgeräte und Apparate zu 
überprüfen und zu verbessern. 

§ 10: Speläologisches Institut. 

Die Landwirtschaftsschulen haben die Aufgabe, 
die.in der Landwirtschaft tätige Jugend fachlich 
weiterzubilden. Die Landwirtschaftsschulen glie
dern sich in landwirtschaftliche Berufs- und land
wirtschaftliche Fachschulen. Während die land
wirtschaftlichen Berufsschulen die. unmittelbar 
schulentwachsene Jugend erfassen und ihr die für 
ihren zukünftigen landwirtschaftlichen Beruf 
notwendige allgemeine und grundlegende fach
liche Bildung vermitteln, haben die landwirt
schaftlichen Fachschulen die Aufgabe, die reifere 
ländliche Jugend fachlich so auszubilden, daß sie 
imstande ist, entweder selbst einmal einen land
wirtschaftlichen Betrieb zu führen oder im land
wirtschaftlichen Beruf tätig zu sein. 

Die folgende übersicht zeigt die Zahl der 

Aufgaben 

Anzahl 
der Schulen 

Speläologi
sches 

Institut Diesem Institut obliegt gemäß § 14 Abs, 4 
des Naturhöhlengesetzes vom 26, Juni 1928, 
BGBl. Nr. 169, die wissenschaftliche und tech
nische Begutachtung der sich aus diesem 
Gesetze ergebenden Einzelfragen sowie die 
wissenschaftliche und technische Be"rbeitung des 
Karstproblems im Interesse der Erhaltung und 
des Schutzes der heimischen Landeskultur, 
Wasserwirtschaft usw., beziehungsweise zur Ver
hütung drohender und fortschreitender Ver
karstung. 

Schulen und deren Schüler: 
I· h' und Sdtüler 

Sdm /a r 
195711958 ~95811959 

Land
wirtschafts

schulen 

T i tel 5 : L a n d wir t s c h a f tl ich e B e
rufsschulen und niedere land
wir t s c h a f tJ,i c h e F ach s c h u le n b z w, 
Einnahmen-Titel 5a: Beiträge 
der Länder zum Personalaufwand 
der I a n d wir t s c h a f tl ich e n B e ruf s-

1957 ',) 
1958 *',} 
1959 *,) 

und F ach s c,h u I e n, 
. Ausgaben Einnahmen 

persönlidle sac:hlidle Summe 

32'S 
38'6 
36'7 

Mil1, S 

1'3 33'8 
2'0 40'6 
2'3 39'0 

16'4 
20'9 
20'1 

Unterschiede Die höheren Ausgaben und Einnahmen im 
. der Gebarung Voranschlag 1958 und 1959 gegenüber 1957 sind 

auf den weiteren Ausbau der landwirtschaftlichen 

Beiträge 
der Länder 

zum 
Aufwand 

des Bundes 

Berufsschulen zurückzuführen, 
Der Personalaufwand für die bei diesem An

satz veranschlagten Lehrkräfte wird gemäß 
Bundes-Verfassungsgesetz vom 21. April 1948, 
BGBL Nr. 88 (Lehrerdienstrechts-Kompetenz
gesetz), vom Bund bestritten, aber von den 
Ländern gemäß § 13 Abs, 2 des Bundesgesetzes 
vom 30. Juni 1955, BGBl. Nr. 153, zu 50 v. H. 
ersetzt. Der Personalaufwand der Bediensteten, 
die nicht Lehrer sind, sowie der Sachaufwand 
werden zur Gänze von den Ländern getragen. 

*) Bundesrechnungsabsdtluß, 
**) Bundesvoranschlag, 

1956/1957 

Landwirtschaftliche 
Berufsschulen: 
Schulen, ...... ~ .. , 
Schüler ...... , " . , 

2.599 2,522 2.405 
42,272 42,619 40,005 

Niedere landwirtschaftliche 
Fachschulen: 
Schulen, , , . , , , . , , , 
Schüler, , . , , , , , , , , 

59 
3.429 

67 68 
3,595 4.189 

Ti tel 6: F 0 r s tl ich e Aus b il dun g s
s t ä t te n, 

Ausgaben Einnahmen 
persönlidle sac:hlidle Summe 

Mill.S 

1957 *) ....... 0'3 07 1'0 0'0 

1958 **) .... ~ ... 0'6 0'8 1'4 0'0 

1959 **} ......... 0'6 0'6 1'2 0'0 

Die forstlichen Ausbildungsstätten- haben die 
Aufgabe, Waldarbeiter, Pecher, Waldaufseher, 
Heger, Forstwarte und sonstiges Forstpersonal 
des Forstverwaltungs- und des politis,chen Forst
dienstes in· entsprechenden Fachkursen auszubil
den und mit den Fortschritten der modernen 
Forstwirtschaft vertraut zu machen, Die Kurs
dauer beträgt eine bis drei Wochen, die Teil
nehmeranzahl pro Kurs rund 25 bis 30 Personen, 
Derartige Ausbildungsstätten bestehen in Nieder
österreich, Oberösterreich und Kärnten, Für 
Wien, Steiermark, Tirol und Vorarlberg sind 
solche geplant, 

Für die Kurse wird kein Kostenbeitrag ein
gehoben, da den Teilnehmern ~it Rücksicht auf 
ihre bedrängte soziale Lage eine Kursgebühr 
nicht zumutbar ist, 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Forstliche 
Aus

bildungs
stättell 
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Betriebs- T i't e I 6 a: F'o r s t I ich e Aus b i I dun g s
ähnliche s t ä t t e n (b e tri e b s ä h nl ich e Ver w a 1-Verwaltungs-
zweige tun g s z w e i g e). 

(Internate) 

Betriebs
ähnliche 

Verwaltungs
zweige 

1957 "") 
1958 """) 
1959 "':-) 

persönliche 

0·040 
0·097 
0·043 

Ausgaben Einnahmen 
sachliche Summe 

Mill. S 

0·162 0·202 0·23'8 
0·250 0·347 0·350 
0·195 0·238 0·238 

Dieser Ansatz ist für die Verrechnung der Ge-
barung der den einzelnen Ausbildungsstätten an
geschlossenen Internate 1) vorgesehen. 

T i tel 7: B e tri e b s ä h n I ich e V e r
wal tun g s z w e i g e. 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

Mil!. S 

1957 "") · ... " . "23·8 46·8 70·6 67"4 
1958 *,) · . " .... 21"7 37"9 59·6 56·6 
1959 """) · ...... 21·6 43·3 64·9 67"9 

Unterschiede Die Erhöhung im Sachaufwand ist vor allem 

G b
der darauf zurückzuführen, daß bei, der Bauhof- und 

e arung M ch· b . ch f b·· I 1959 gegen- . as .men eWlrts a tung el emze nen Posten, 
über Vorjahre d1e bIsher nur als Verrechnungsposten vorge

sehen waren, Kreditbeträge veranschlagt sind. 

Landwirt
schaftliche 
Betriebe 

Forstwirt
schaftliche 
Betriebe 

Die Verminderung der Gebarung ab 1958 ist 
größtenteils durch die übernahme der' Ver
waltung der Bauhöfe durch die Bundesländer 
bedingt. 

~Is betriebsähnlic.\e Verwaltungszweige im Be
reldl des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft sind bei. diesem Ansatz ver-
anschlagt: ' 

§ 1: Landwirtschaftliche Betriebe. 
Die Bundesversuchswirtschaften Wieselburg 

a. d. Erlauf und Fuchsenbigl im Marchfeld haben 
neben ihren eigenen Betriebsaufgaben die Be
stimmung, in Zusammenarbeit mit den Bundes
anstalten für Pflanzenbau und Samenprüfung, 
für Pflanzenschutz sowie der Landwirtschaftlim
memismen Bundesversumsanstalt in Wien, Groß
versuche auf allen Gebieten der Landwirtsmaft 
durmzuführen und die Anwendbarkeit der. 
wissensmaftlimen Ergebnisse für die landwirt
schaftliche Praxis zu erproben. Außer dem Auf
wand für diese Versumswirtschaften sind bei 
diesem finanzgesetzlichen Ansatz die Aufwendun
gen für die Bundesgüter Königshof bei Bruck 
a. d. Leitha und Fohlenhof bei Wiener Neustadt 
vorgesehen. 1) 

§ 2: Forstwirtsmaftlime Betriebe. 1) 

Unter diesem finanzgesetzlimen Ansatz ist der 
Aufwand für die Forstverwaltung Merkenstein 
und für das Forstgut Lahnhube vorgesehen. Die 

1) Siehe Beilage E. 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

**) Bundesvoranschlag. 

Forstverwaltung Merkenstein ist gleimzeitig der 
Lehr- und Versuchsforst der Fostlimen Bundes
versuchsanstalt Mariabrunn in Smönbrunn, wäh
rend das Forstgut Lahnhube Lehrforst der 
Bundesfösterschule Bruck a. d. M. ist. 

§ 3: Bundesforstgärten. 1) 
Die unter diesem Ansatz veransmlagten Mittel 

sind zur Bestreitung der Kosten für die Einrich
tung und den Betrieb der Bundesforstgärten be
stimmt. DieSle dienen zur Versorgung vor allem 
des bäuerlichen Waldbesitzes mit guten, stand
ortsgemäßen und billigen Forstpfla~zen. In den 
Bundesforstgärten werden jährlim rund 50 Mil
lionen, in ganz Österreich insgesamt ,etwa 
120 Millionen Forstpflanzen herangezogen. Zur 
Deckung des Gesamtbedarfes von rund 150 Mil
lionen Pflanzen müssen noch immer rund 
30 . Millionen jährlim aus dem Ausland einge
führt werden. 

§ 4: Bauhof- und Maschinenbewirtsmaftung. 1) 

Im Güterwegbau, beim Ausbau gemeinsamer 
Anlagen in Zusammenlegungsgebieten, bei den 
Smutz- und Regulierungsbauten an Flüssen und 
Bämen, sowie Forstaufschließungsbauten, bei der 
Wildlbam- und Lawinenverbauung, wie aum hei 
Aufforstungs-, Forstschutz- und Forstpflegemaß
nahmen werden größtenteils bundeseigene Ma
schinen verwendet, die vornehmlim in bundes
eigenen Bauhöfen untergebracht sind. Ferner 
werden für die Verbesserung und Beschleunigung 
des Verfahrens hei agrarismen Operationen bei 
den Agrarbehörden der Bundesländer bundes
eigene Instrumente, Geräte und Kraftfahrzeuge 
eingesetzt. Die Kosten für die Ansmaffung von 
Baumasm,inen und Großgeräten sowie der Auf
wand für die Errichtung und Instandhaltung der 
Bauhöfe sind beim gegenständlichen finanzgesetz~ 
limen Ansatz veransmlagt. Die angeführten 
Kosten werden in der Hauptsame aus den ein
gehenden Amortisationsquoten, Verkaufserlösen 
und Einstellgebühren bestritten. Die Kosten 
für .die Instandhaltung und den Ersatz der Geräte 
und Kraftfahrzeuge für die agrarischen Ope
rationen werden aus den eingehenden Xnstand
setzungsentge1 ten hedeckt. 

Bundes
forst_ 
gärten 

Bauhof- u. 
Maschinen

bewirt
sdiaftung 

T i t e i 8:, P r 6 d u k t ion s s t e i ger u ~ g Prod.uktions-
und S c hut z der L a n d wir t s c h a f t. . steigerung 

Sachliche Ausgaben 
MilL S 

und Schutz 
Einnahmen der Land-

1957 ',) .. " ........ 195.1 2) 

1958 ','f) ..... " ..... 284·1 
1959 y,"*) ••.•••.•• " • 244.9 3) 

1) Siehe Beilage E. 
2) Mit den Beträgen der Voranschläge 1958 und 

1959 vergleichbare Erfolgsziffern. 
3) Außerdem sind in der außerordentlichen Ge

barung 11 Millionen Schilling veranschlagt. 
,,) Bundesrechnungsabschluß. 

".*) Bundesvoranschlag. 

wirtschaft 
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Unterschiede Die Steigerung der Ausgaben gegenüber 1957 
der Gebarung ist darauf zurückzuführen, daß im Hinblick auf 

1959 gegen-. k· f· . . ... ch 
über Vorjahre emen un tlgen. gemems.ame? europals en 

Markt die Landwlrtschaft m dle Lage versetzt 
werden muß, den erhöhten Anforderungen zu 
entsprechen. Eine wesentliche Erhöhung gegen
über 1957 ist insbesondere bei jenen Sparten 
eingetreten, die der Verbesserung der Verkehrs
lage . (Güterwege, Seilaufzüge) und der Flur
bereinigung dienen. 

Die höheren Einnahmen des Jahres 1957 sind 
bedingt durch die nachträgliche Einbeziehung 
einer ERP-DarIehensaktion für Flüchtlinge in 
die Bundesrechnung. 

Allgemeines Die der österreichischen Landwirtschaft zur 

Allgemeine 
Maß

nahmen 

Zinsen
zuschüsse 
für Agrar-

kredite 

Durchführung von verschiedenen Maßnahmen 
zur Verfügung gestellten öffentlichen Mittel 
dienen der im allgemeinen Interesse gelegenen 
notwendigen Steigerung der landwirtschaftlichen 
Erzeugung und damit der Sicherung der Ernäh
rung des österreichischen Volkes. 

Die Maßnahmen dienen im wesentlichen nach
stehenden Zwecken: 

§ 1: Allgemeine, Maßnahmen. 
Die unter diesem Ansatz veranschlagten Mittel 

dienen der Förderung des landwirtschaftlichen 
Ausstellungs- und Genossenschaftswesens, für die 
Gewährung von Lernbeihilfen, 1) für Beiträge zu 
kamm er eigenen Landwirtschaftsschulen, 2) für 
die Ausbildung und Fortbildung der Fachkräfte 
für den landwirtschaftlichen Lehr- und Förde-

-rungsdienst, für das landwirtschaftliche Bildungs-, 
das land- und forstwirtschaftliche Beratungswesen 
und für das landwirtschaftliche Bauwesen. 

Weiters sind unter diesem Ansatz die Aus
gaben für die Förderung der Wildtierforschung 
und des Naturschutzes vorgesehen. 

, § 1 a: Zinsenzuschüsse für Agrarkredite. 3) 

Seit dem Jahre 1954 werden für Darlehen, die 
von Kreditinstituten zur Durchführung von ver
schiedenen Förderungsmaßnahmen gewährt wer
den, Zinsenzuschüsse gegeben. Im Vorjahr waren 
unter dem oben angeführten finanzgesetzlichen 
Ansatz Zinsenzuschüsse für folgende Maßnahmen 
vorgesehen: 

a) für ~ie technische Rationalisierung der 
Landwirtschaft und der landwirtschaftlichen 
Absatz- und Verwertungsunternehmungen, 

b) für bauliche Maßnahmen an Wohn- und 
Wirtschaftsgebäuden des Bergbauern-
gebietes, 

c) für gleichartige Maßnahmen in gleich
gelagerten Betrieben des Flachlandes, 

d) für die Verbesserung der Agrarstruktur 
durch Grundaufstockungsmaßnahmen. 

1) Siehe Beilage K. . 
2) Die Beitr~ge des Bunde~ zu de!! kammereigene? 

landwirtschaftlIchen Berufssmulen dienen zur Bestrei
tung des Personalaufwandes für die Lehrpersonen. -

3) Im BVA. 1957 und 1958 als "Zinsenzusmüsse 
zu den Agrarsonderkrediten" veranschlagt gewesen. 

Wegen der angespannten Finanzlage stehen im 
Jahre 1959 im ordentlichen Haushalt bei einer 
Reihe von Förderungssparten geringere För
derungskredite als im Vorjahr zur Verfügung. 
Hingegen wurden im außerordentlichen Haushalt 
erstmals Zinsehzuschüsse in der Höhe von 
11 Millionen Schilling vorgesehen. Sie sollen die 
Einleitung eines langfristigen Investitionspro
grammes zur Umstellung der österreichischen 
Landwirtschaft auf die Erfordernisse eines ge
meinsamen Marktes ermöglichen. 

Für Zinsenzuschüsse sind daher im Jahre 1959 
insgesamt 30·5 Millionen Schilling, davon 11 Mil
lionen Schilling in der außerordentlichen Ge
barung, vorgesehen. Von den in der ordentlichen 
Gebarung veranschlagten Zinsenzuschüssen sollen 
15·5 Millionen Schilling so wie im Vorjahr für 
die unter abis d genannten Maßnahmen ver
wendet werden. Der im Jahre 1959 zusätzlich 
in Aussicht genommene Zinsenzuschußbetrag von 
15 Millionen Schilling entspricht bei einer durch
schnittlichen 5prozentigen Zinsenverbilligung 
einem DarIehensvolumen von rund 300 Millio
nen Schilling. Dieses DarIehensvolumen soll sich 
wie folgt verteilen: 

70 Millionen Schilling für die Bergbauern
kreditaktion (b), 35 Millionen Schilling für die 
Flachlandkreditaktion (c), 80 Millionen Schilling 
für die Verbesserung der Agrarstruktur (d), der 
Rest für Förderungen in solchen Sparten, bei 
denen die als Zuschüsse gegebenen Beträge gegen
über dem Vorjahr gekürzt werden mußten oder 
trotZ erhöhter Anspruche nicht vermehrt werden 
konnten. 

Die Besicherung der Darlehen soll in tunlichst 
einfacher Form erfolgen, damit auch wirtschaft
lich schwächere Darlehensnehmer sowie Pächter 
an den DarIehensaktionen teilnehmen können. 
Aus diesem Grund übernimmt weiters der Bund 
für allenfalls notleidende Darlehen die Ausfalls
haftung (siehe Artikel V Ziffer 11 des Bundes
finanzgesetzes 1959). 

Für die unter diesem finanzgesetzlichen Ansatz 
und für die in der außerordentlichen Gebarung 
zu Lasten Titel 10 § 2 gewährten Zinsenzuschüsse 
wird von einer Beitragsleistung der Länder Ab
stand genommen. 

Im Jahre 1957 wurden für die unter abis d 
angeführten Darlehensaktionen Zinsenzuschüsse 
in der Höhe von 9 Millionen Schilling gewährt. 

§ 2: Sozialpolitische Maßnahmen für land- und 
forstwirtschaftliche Dienstnehmer. 

Mit den veranschlagten Mitteln werden sozial
politische Maßnahmen gefördert, um der Land
flucht zu begegnen, beziehungsweise der Land
und Forstwirtschaft die zur Aufrechterhaltung 
und Steigerung der Produktion erforderlichen 
Arbeitskräfte zu sichern. So werden den land
und forstwirtschaftlichen Dienstnehmern Bei
hilfen für den Bau oder Erwerb von Eigen-

Sozialpol. 
Maß

nahmen 
für land

und forstw. 
Dienst
nehmer 
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hei~en und den Dienstgebern. Zuschüss~ zu den I saatg.ut: für den Vermehrungsanbau und Saatgut
Kosten der Herstellung, b.~zI.ehung~weise Ver- I verbllhg~ng zur .A~lage von 680? ha Wiesen 
besserung von Wohnungen fur Ihre DIenstnehmer' und WeIden (BeispIelsanlagen), Beltragsgewäh
gewährt. Weiters werden zur Erleichterung der rungzur Errichtung von 2100 Gärfutterbehäl
Familiengründung Beihilfen 1) für die Anschaffung tern mit einem Fassungsraum von 41.100 m3. 
von Hauratsgegenständen und an jahrzehntelang 
in der Land- beziehungsweise Forstwirtschaft 
tätige Arbeitnehmer Treueprämien 1) ausbezahlt. 
Schließlich wird die durch das land- und forst
wirtschaftliche Berufsausbildungsgesetz, BGBl. 
Nr. 177/1952, und die Berufsausbildungsordnun
gen der Länder geregelte Berufsausbildung der 
Land- und Forstarbeiter durch Gewährung von 
Beihilfeni) für den Besuch der in den Ausbildungs
vorschriften vorgesehenen Kurse und Lehrgänge 
gefördert. 

Für die Durchführung dieser Förderungs
maßnahmen wurden im Jahre 1957 Bundesmittel 
im Betrage von 13'8 Millionen Schilling veraus
gabt, wovon rund 12'4 Millionen Schilling auf 
den Landarbeiterwohnungsbau entfallen. Damit 
wurde ein Bauaufwand von rund 100 Millionen 
Schilling für die Errichtung von 580 Eigen
heimen und rund 1600 Dienstwohnun
gen finanziert. Ferner wurden 510 Familien
gründungsbeihilfen und fast 5700 Treueprämien 
ausbezahlt und 8200 Ausbildungsbeihilfen ge
währt. 

§ 3: Pflanzen- und Futterbau. 

Der für den Pflanzen- und Futterbau veran
schlagte Betrag ist vor allem vorgesehen für 
Förderungsmaßnahmen der Zucht und Vermeh
rung von Saat- und Pflanzgut aller Art sowie 
fü,r Maßnahmen, die eine Steigerung der Erträge, 
eine Verbesserung der Qualität beziehungsweise 
eine Senkung der Gestehungskosten erwarten 
lassen, wobei auch die Aufbereitung und pfleg
liche Behandlung des Saatgutes gefördert werden 
soll. Auf dem Gebiete der Grünlandwirtschaft 
sind besondere Förderungsmaßnahmen in den 
Gebirgsgegenden vor.gesehen. Von besonderer 
Bedeutung sind ferner betriebswirtschaftliche 
Maßnahmen sowie Folgemaßnahmen nach 
Entwässerungen ohne Umbruch, nach Grund
zusammenlegungen und die Durchführung von 
Bodenuntersuchungen. Weiters soll die erforder
liche Versuchstätigkeit auf dem Gesamtgebiet des 
Pflanzen- und Futterbaues gefördert werden. 

Im Jahre 1957 wurden mit den zur Ver
fügung gestellten Bundesbeiträgen u. a. folgende 
Aktionen durchgeführt: Vermittlung von rund 
4400 t Weizensaatgut vornehmlich der Quali
tätsstufe I zum Herbstanbau 1957, Aufstellung 
von 20 Getreidesaatgutreinigungsanlagen und 
5 Kartoffelsortieranlagen bei bäuerlich'en Ge
nossenschaften, Errichtung von 109 Saatkartoffel
lagerkellern mit 14.209 m3 Lagerraum, Vermitt
lung von 4500 t in- und ausländischem Kartoffel-

1) Siehe Beilage K. 

§ 4. Gemüse- und Gartenbau. 

Mit dem für den Gemüse- und Gartenbau ver
anschlagten J;<örderungskredit werden Beihilfen 
für gärtnerische Ausbildung, Verbesserung der 
Produktion, Qualität, Produktivität und des 
Absatzes gewährt. 

Mit Hilfe dieser Maßnahmen sollen die öster
reichischen Gartenbaubetriebe auf die Konkur
renz~erhältnisse des künftigen europäischen 
Marktes vorbereitet werden. 

In den Ietzten Jahren wurde hauptsächlich die 
Verbesserung der technischen Einrichtungen ge
fördert, um dem Arbeitskräftemangel in dieser 
intensivsten Betriebsform zu begegnen. 

Besonderes Augenmerk wurde auch der Be
rufsausbildung und Fortbildung des gärtneris.chen 
Nachwuchses zugewendet. 
. Neben verschiedenen produktionsfördernden 
Maßnahmen wurde s'thließlich auch die Ein
führung neuer Absatz- und Vermarktungsmetho
den auf dem Gemüsesektor entsprech,end unter
stützt. 

Zur Erläuterung der volkswirtschaftlichen Be
deutung der gegenständlichen Förderungsmaß
nahme sei darauf hingewiesen, daß im Jahre 
1957 der Produktionswert im Blumen- und Zier
pflanz,enbau auf 90 Millionen Schilling und im 
Gemüsebau auf 125 Millionen Schilling und die 
Versorgung mit inländischem Gemüse auf ,zirka 
90 v. H. gesteigert werden konnte. 

§ 5: Obstbau. 

Die für den Obstbau vo~gesehenen Mittel 
dienen für Ausbildungszwecke, für Beihilfen zur 
Durchführung von Umpfropfaktionen, zur Er
richtung von Beispielobstgärten, zur Sorten
bereinigung, zur Förderung der Süß-~ und Gär
mosterzeugung, zum Ausbau von Obstverwer
tungs- und Absatzeinrichtungen sowie zur 
Verbesserung des Absatzes. 

In den letzten Jahren wurde neben der Aus
bildung beziehungsweise Aufklärungstätigkeit 
mit Hilfe von Baumwärtern hauptsächlich in 
jenen Gebieten, die auf den Obstbau als Erwerbs
quelle angewiesen sind, durch Entrümpelungs-, 
Schädlingsbekämpfungs- und Umpfropfungs
aktionen die alten Bestände verbessert und durch 
eine größere Anzahl von Neuanlagen gezeigt, 
welche Richtung im Obstbau beschritten werden 
muß, um den darauf angewiesenen kleineren Be
trieben auch weiterhin als Einnahmsquelle er
halten zu bleiben. 

Um die Belieferung mit erstklassigen Baum
schulerzeugnissen zu gewährleisten, wurden 260 
Baumschulen einer laufenden Kontrolle unter-

Gemüse- und 
Gartenbau 

Obstbau 
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zogen. In Zukunft soll auf gesetzlichem Wege I rung von Beiträgen und Darlehen zur Durch
vorgesorgt werden, daß nur mehr jene Gebiets- führung -ertrags steigernder und betriebsverbes
und Landessorten in den 'einzelnen Obstarten sernder Maßnahmen in der Alp- und Weidewirt
erzeugt werden dürfen, die qualitativ wertvoll schaft. Die rund 1,200.000 ha großen Alpweide
und daher auch als markt- und konkurrenzfähig flächen sind das wirtschaftliche Rückgrat der 

, angesehen werden können. Viehzucht in den Gebirgsgegenden österreichs 
Zur Verbesserung der Obstvermarktung wurde und stellen eine wichtige Ertragsreserve dar. Mit 

durch Kurse und Beistellung von standardi- diesen Mitteln werden außerdem alle Arbeiten 
sierten Obstkisten und Verpackungsmaterial gefördert, die für die Sicherung des Bestandes der 
sowie den Ausbau von Verwertungseinrichtungen Almen und ihrer Einrichtungen erforderlich sind. 
den künftigen Erfordernissen Rechnung getragen. Diese Bundesmittel werden ferner zur Schulung 

und Beratung der ländlichen Bevölkerung und 
§ 6: Weinbau. zur Anschaffung von Lehrbehelfen aufgewendet. 

Mit den für den Weinbau veranschlagten 
Mitteln werden für die Herstellung für Versuchs
anlagen, für die Verbilligung von wertvollen 
Unterlagsreben und Edelreisern, für den Bau von 
Rebenvortreibhäusern, für Rationalisierungsmaß
nahmen, für ,die Errichtung von Absatz- und 
Verwertungseinrichtungen weiters die Verbesse
rung des Absatzes für Weinbauprodukte sowie 
für die Aufklärungstätigkeit und Werbemaß
nahmen Beiträge gewährt. Insbesondere sind für 
die Kurs- und Aufklärungstätigkeit, für den 
Rebschutzdienst und für Werbungsmaßnahmen 
Beihilfen vorgesehen. Solche Beiträge, sind auch 
bei besonders schwierigen Bewässerungs- und 
Zusammenlegungsprojekten sowie als Prämien 
für Beispielsanlagen notwendig. 

In den mit Hilfe von Bundesmittel gebau~en 
Vortreibhäusern wer,den jährlich 15 bis 20 Mil
lionen Reben vorgetrieben und so gutes Pflanz
material hergestellt. Durch die überwachung des 
Rebenverkehrs und Verbilligung von selektio
nierten Edelreisern und erstklassigen Unterlagen 
wurden der Mengenertrag und die Qualität posi
tiv beeinflußt. In den letzten Jahren konnten zur 
Entlastung des Marktes, hauptsächlich in der Zeit 
der Ernte, die Winzergenossenschaften stark aus
gebaut werden. Der Lagerraum wurde mit Hilfe 
des Bundes von zirka 60;000 hl im Jahre 1945 
auf fast 200.000 hl erhöht, wodurch vor allem 
zahlreichen kleineren Weinbauern die Vorteile 
einer neuzeitlichen kellereimäßigen Bearbeitung 
des Lesegutes zunutze gebracht werden können. 

In Hinkunft wird den Rationalisierungsmaß
nahmen, wie Kommassierung, dem Wegebau, der 
Weingartenberegnung, der Motorisierung und 
Mechanisierung noch mehr Bedeutung geschenkt 
werden müssen. Die wesentlichen Aufgaben 
liegen aber nach wie vor bei der Vermarktung. 
Es wird daher der Ausstattung der Genossen
schaften mit modernen Maschinen, Abfüllanlagen 
und anderem besondere Aufmerksamkeit zuge
wendet, um die österreichischen Weine auch im 
Aush.nde konkurrenzfähig zu machen. 

§ 7: Alp- und Weidewirtschaft. 

Die bei diesem finanzgesetzlichen Ansatz vor
gesehenen Förderungsmittel dienen der Gewäh-

§ 8: Düngerwirtschaft und Stallverbesserung. 

Die für die Düngerwirtschaft und Sta~lverbesse
rung vorgesehenen Beträge dienen zur Gewäh
rung von Beihilfen für die Errichtung von Dün
gersammelanlagen, für die Durchführung von 
Stallverbesserungen, und Ausführung der bau
lichen Teile von Gülleanlagen, Abhaltung von 
Vorträgen und Kursen, die die Behandlung und 
Pflege des Düngers, und die Einführung in die 
Güllewirtschaft zum Gegenstand haben, für die 
Förderung der Arbeiten, welche die Schaffung 
von Ausführungstypen oder die Normung ein
zelner Bauelemente bezwecken, für die Durch
führung von V ersuch~n, welche zur Lösung be
sonderer, die Düngerwirtschaft 'betreffender 
Probleme notwendig sind, für die Bauberatung 
der einzelnen Landwirte und für die Beratung 
und Schulung des ländlichen Baugewerbes, in's
besondere der Vorarbeiter. 

§ 8 a: Landwirtschaftliche Kultivierung. 

Die für die landwirtschaftliche Kultivierung 
vorgesehenen Beträge dienen zur Gewährung 
von Beiträgen für die Anschaffung und Unter
bringung 'von Kultivierungsmasdiinen sowie 
zur Rekultivierung von der Landwirtschaft ent~ 
zogenen Grundstücken, zur Kultivierung von 
Grundstücken nach Entwässerungen und Zusam
menlegungen, zu ödlandkultivierungen und zur 
Beseitigung von Vermurungen und 'Findlings
steinen. Durch diese Förderungsmaßnahme konn
ten in den letzten Jahren durchschnittlich etwa 
3000 Hektar (wegen Bereitstellung geringerer 
Mittel waren es im Jahre 1957 nur 2500 Hektar) 
bisher fast ertragloser Flächen einer intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden. 
In den meisten Fällen 'wird dadurch ein wesent
licher Beitrag für die Existenzsicherung klein
bäuerlicher Betriebe geleistet und eine Verbesse
rung der Agrarstruktur herbeigeführt. Gleich
zeitig wird dadurch ein Ausgleich für die durch 
den Bau öffentlicher Verkehrswege, Hoch- und 
Tiefbauten der landwirtschaftlichen Nutzung 
entzogenen Flächen geschaffen und die Boden
bilanz im Gleichgewicht gehalten. 

Dünger
wirtschaft 
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§ 8 b: Güterwege, Seilaufzüge und Elektrifizie
rung der Landwirtschaft. 

Die für Güterwege. Seilaufzüge und Elektri
fizierung der Landwirtschaft veranschlagten 
Mittel dienen zur wirtschaftlichen Erschließung 
der abseits von den öffentlichen Verkehrswegen 
liegenden bäuerlichen Siedlungen, zur Errich
tung von Seilwegen für die Gebirgsbauern und 
zur Elektrifizierung der Landwirtschaft. Diese 
Maßnahmen bilden die Voraussetzung für die 
Verbesserung der bestehenden Verkehrsverhält
nisse, zur Hebung der Produktivität der Land
wirtschaft, zur Erleichterung der Landarbeit und 
Mechanisierung der Betriebe. Das Güter- und Seil
wege-Grundsatzgesetz wurde mit Kundmachung 
der Bundesregierung vom 13. Feber 1951, BGBL 
Nr. 103, wiederverlautbart. Die Durchführungs
gesetze hiezu werden von den Ländern erlassen. 

§ 8 c: Landwirtschaftliches Maschinenwesen. 
Mit dem für das landwirtschaftliche Maschinen

wesen bestimmten _ Betrag werden allgemeine 
Maßnahmen, wie die Abhaltung von Land
maschinenpflege- und Traktorführerkursen, Ma
schinenvorführungen, sowie die Anschaffung 
von Kursmaterial und die Einrichtung von Kurs
stätten unterstützt. Weiters wird die Schaffung 
von Planungsgrundlagen zur Herstellung und 
Typisierung von Landmaschinen und die An
schaffung bestimmter procfuktionsfördernder und 
arbeits erleichternder Maschinen und Einrichtun
gen durch Gewährung von Beihilfen unterstützt. 
Alljährlich gibt die österreichische Landwirtschaft 
rund 1·5 Milliarden Schilling für Neuanschaf
fungen von Landmaschinen aus und der Trak
torenbestand hat sich von 7500 Stück im Jahre 
1946 auf rund 85.000 Stück Ende 1957 erhöht. 
Eine allgemeine Verbilligungsaktion für Land
maschinen erscheint aus budgetären Gründen 
nicht möglich, weshalb sich die Förderung 
schwerpunktmäßig auf die aufklärende Beratung 
(Abhaltung von Kursen, Vorführungen u. dgI.) 
und auf die Einführung neuer Arbeitsverfahren 
beschränkt. Lediglich für bestimmte Anschaffun
genwird an Bergbauernbetriebe ein Kostenbei
trag gewährt. Alljährlich werden rund 7000 In
teress'enten in verschiedenen Kursen von den 
Landwirtschaftskammern auf land technischem 
Gebiet geschult und nehmen weitere rund 
30.000 . Interessenten an den Vergleichs- und 
Funktionsvorführungen von Landmaschinen teil. 
Etwa 1000 Bergbauernbetriebe werden pro Jahr 
beim Ankauf eines Bodenseilzuges für die Bestel
lung von Steilhangflächen unterstützt. 

§ 9: Schädlingsbekämpfung in der Landwirt
schaft .. 

Mit den für Schädlingsbekämpfung vorgesehe
nen Bundesmitteln sind Maßnahmen, u. a. auch 
Kurse für die Bekämpfung der diversen Krank
heiten und Schädlinge in der Anzucht, während 
des Produktionsverlaufes und in den Lager-

räumen in Aussicht· genommen. Besondere Auf
merksamkeit wird der Anwendung neuer Pflan
zenschutzmittel, neuer Bekämpfungsverfahren 
und neuer technischer Einrichtungen zugewen
det. Es ist beabsichtigt, neben dem weiteren Aus
bau der Bekämpfungsstationen, die Einrichtung 
von Pflanzenschutzbeobachtungsstationen und 
eines Pflanzenschlitzmelde- und Informations
dienstes zu fördern, um das Auftreten von 
erntevermindernden oder vernichtenden Schäd
lingen möglichst durch vorbeugende Bekämpfung 
hintanzuhalten oder herabzusetzen. Für gezielte 
Aktionen sollen mit den landwirtschaftlich
chemischen Bundesversuchsanstalten gemeinsam 
mit den Organen in den Bundesländern die Be
kämpfung jener Krankheiten und Schädlinge in 
Aussicht genommen werden, die erfahrungs
gemäß große Ernteverluste zur Folge haben. 

Die Produktion der Pflanzenschutzmittel 1m 
Jahre 1957 ist mit 50 Millionen Schilling zu 
beziffern. 

§ 10: Besitzfestigung. 
Mit dem für die F ö r der u n g der Besitz

festigung veranschlagten Betrag werden land
wirtschaftliche Betriebe. im Bergbauerngebiet, 
deren Existenz gefährdet ist und denen die Ent-
siedlung droht, durch organisatorische; betriebs
wirtschaftliche, bauliche und tedlnische Maß-
nahmen gefördert, so daß ihr Einkommen ge-
steigert, ihre eigenwirtschaftlichen Kräfte ge-
stärkt und so ihr weiterer Bestand gesichert und 
für die Zukunft krisenfester gestaltet wird. 

Besitz
festigung 

§ 10 a:. Transportkostenzuschuß für Gebirgs- Transport-
bauern. kosten-

Durch den· T ransportkostenzuschuß für Ge- für zUG~bi~gs_ 
birgsbauern sollen die hohen Kosten der Achs- bauern 
fracht der besonders weit vom Verkehr abge-
legenen Gebirgsbauern für den Transport von 
Produktionsmitteln und Bedarfsartikeln (Kunst-
dünger, Saatgut, Streu- und Futtermittel usw.) 
von der nächsten Bahnstation bis zur nächsten 
Bezugsstelle ausgeglichen werden. Diese Maß-
nahme dient vornehmlich dazu, die Existenz der 
weitab vom Verkehr gelegenen Bergbauern zu 
sichern und die weitere Entsiedlung dieser· Ge-
biete hintanzuhalten. 

§ 11: Siedlungswesen. 
Die für das Siedlungswesen bestimmten 

Mittel dienen für die ülirchführung landwirt
schaftli~er Neusiedlungen im Flach- und Berg
land (Zulehenssiedlungen), für die Durchführung 
von Anliegersiedlungen und den Ankauf aus
laufender Betriebe für weichende Hoferben. 

§ 11 a: Bergbauernhilfsfonds. 
Der Aufgabenkreis des Bergbauernhilfsfonds 

ist im BGBL Nr. 233/1937 festgelegt. Um Exe
kutionen bergbäuerlicher Liegenschaften zu 

Siedlungs
wesen 

Bergbauern
hilfsfonds 
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begegnen, wurde für die Dotierung des Fonds 
sicherheitshalber auch im Jahre 1959 Vorsorge 
getroffen. Aus den Mitteln des Fonds konnten 
etlich,e Exekutionen bergbäuerlicher Liegenschaf
ten verhindert und dadurch landwirtschaftliche 
Betriebsstätten in der Extremlage vor der dro
henden Entsiedlung bewahrt werden. 

§ 12: Agrarische Operationen. 
Die für die Förderung agrarischer Operationen 

vorgesehenen Mittel sind für die Durchführung 
der Maßnahmen bestimmt, die im Flurverfas
sungs-Grundsatzgesetz 1951, BGBI. Nr. 103/1951, 
und' den darauf bezüglichen Landesgesetzen 
z w i n gen d vorgeschrieben sind. Sie dienen 
der Gewährung von Beiträgen zu den Kosten 
der technisdlen Arbeiten im Zuge der Verfahren 
nach den Gesetzen über die Bodenreform (mit 
Ausnahme der Siedlung), wie Vermessung und 
Vermarkung, Herstellung der gemeinsamen An
lagen, Vereinödung und Dox:fauflo~erung 
u. dgl., soweit diese Kosten die LelStu~gs
fähigkeit der Beteiligten übersteigen. und mcht 
durch Beiträge des Landes gedeckt ,smd. Fern:r 
sind sie zur Bedeckung der Erfordernisse für dIe 
Weiterbildung des technischen Verfahrens, für 
organisatorische und' allgemeine Zwecke be
stimmt die der Vereinheitlichung oder Be
schleunigung des Verfahrens oder der Verbrei
tung von Kenntnissen und Erfahrungen oder ~er 
Aufklärung der ländlichen Bevölkerung 1m 
Gegenstande dienen. Die Durchführun.g der 
agrarischen Operationen, insbesondere dle Zu
sammenlegung und Flurbereinigung, bildet die 
Voraussetzung für jede Melioration und Maß
nahme zur Hebung der Produktivität der Land
wirtschaft. 

§ 13 Unterteilung 1: Pferdezucht. 
Mit den vorges(!henen Mitteln werden Halte

zuschüsse für Zuchthengste, Beihilfen zu den 
Kosten der Hengstaufzucht, von Zuchtpferde
schauen und Prämierungen, von Hengstnach
zuchtbewertungen und Leistungsprüfungen für 
Zuchthengste und Zuchtstuten, für pferdesport
liche Verans~altungen und andere Maßnahmen 
zur Hebung der Qualitäts- und Leistungszucht 
gewährt. . 

Die Pferdezucht ist t1:Dtzder fortschreitenden 
Motorisierung für zahlreiche landwirtschaftliche 
Betriebe - besonders in den Gebirgsländern -
auch weiterhin ein außerordentlich, wichtiger 
Produktionszweig. Auch für den Export ist sie 
von zunehmender Bedeutung; so wurden im 
Jahre 1957 Zucht- und Gebrauchspfer~e im 
Werte von 33'6 Millionen Schilling exportiert. 

§ 13 Unterteilung 2: Rinderzucht und übrige 
Viehwirtschaft.1 ) 

Die bei diesem Budgetansatz 'vorgesehenen 
Mittel sind zur Förderung der Rinderzucht, der 

1) Im BV A. 1957 und 1958 als "übrige Viehwirt
schaft" veranschlagt gewesen. 

Schweine-, Schaf-, Ziegen-, Geflügel-, Bienen
und Fischzucht sowie der übrigen Kleintierzucht 
bestimmt. Zur qualitativen Verbesserung und 
Steigerung der Produktionsleistungen bei diesen 
Zweigen der Tierzucht sind Beihilfen zur Be
schaffung und Haltung von qualifizierten Vater
tieren (Zuchtstieren, Zuchtebern, Zuchtwiddern 
und Zuchtböcken), für die Durchführung der 
Milchleistungskontrolle und für Zucht- und 
Mastleistungsprüfungen, für die Zuchtbuchfüh
rung und für die Veranstaltung von Tierschauen 
vorgesehen. Weiters werden Beihilfen für Erb
wertuntersuchungen, für künstliche Besamung 
dei Rinder, für Jungviehaufzucht und für die 
genossenschaftliche Stieralpung, für die Abhal
tung von Kursen über Viehzucht und Viehhal
tung, für Fütterungsberatung und für andere 
produktionsfördemde Maßnahmen gewährt. 
Schließlich sind unter diesem Budgetansatz auch 
Mittel für die Förderung der Bienenzucht durch 
Verbilligung des Futterzuckers der Bienen ver-
anschlagt. . 

Entsprechend der überragenden wIrtschaft
lichen . Bedeutung der Rinderzucht für die 
Existenzsicherung der bergbäuerlichen Betriebe 
sind die präliminierten Mittel zum überwiegen-' 
den Teile für Förderungsmaßnahmen auf dem 
Gebiet der Rinderzucht bestimmt. Durch die 
planmäßige Förderung dieses Produktior:szweiges 
wurden außergewöhnliche Produkuonsfort
schritte und Erfolge erzielt. So konnte öster
reich im Jahre 1957 bei voller Deckung des 
Eigenbedarfes rund 70.000 Rind~r im Werte 
von 448 Millionen Schilling exportieren. 

§ 13 Unterteilung 3: Bekämpfung der 
Rinder-Tbc. 

Mit den für ,die Bekämpfung der Rinder-Tbc 
vorgesehenen Mitteln werden die Kosten des 
Feststellungsverfahrens, d. h. die Kosten der 
Untersud1Ung von Rinder- und Ziegenbeständen 
bestritten und Beihilfen für die' Abschaffung von 
Reagenten gewährt. Die Bekämpfung der 
Rindertuberkulose ist für die Gesunderhaltung 
der heimischen Tierbestände und damit für die 
Steigerung ihrer Produktionsleistung, wie auch 
vom volksgesundheitlichen Standpunkt von 
'größter Bedeutung. , 

Seit Beginn der Aktion im Jahre 1950 wurden 
bis 31. Dezember 1957 insgesamt 122.939 ~e
triebe mit rund 1 Million Rindern - ,das smd 
44'18 v. H. des Gesamtrinderbestandes -:- -u~d 
40.000 Ziegen erfaßt. Bis zum gleichen ZeIt
punkte wurden mittels der intrakutanen T~ber
kulinprobe 854.563 Rinder und ~8.878 ZIeg~n 
erstmalig und 852.251 Rinder ~ow~e 25.539 ZIe: 
gen zweitmalig untersucht. Hiebel wurden be~ 
Rindern 213.816, das sind 247 v. H. und bel 
Ziegen 1388, das sind 4'8 v. H. Reagenten .fest
gestellt. Im Rahmen der Aktion wurden bI~her 
40.694 ehemals verseuchte Wirtschaftsbetnebe 
tuberkulosefrei gemacht. 

Bekämpfung 
der Rinder

Tbc 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 419 von 614

www.parlament.gv.at



Viehabsatz 
und Vieh

verkehr 

Milm
wirtsmaft 

144 Kapitel 19 

§ 13 Unterteilung 4: Viehabsatz und 
Viehverkehr. 

Die für den Viehabsatz und Viehverkehr vor
gesehenen Mittel dienen zur Förderung des Ab
satzes der gesamten heimischen Viehproduktion, 
sei es im Inland oder Ausland, ,durch Gewährung 
von Fracht- und Kostenbeihilfen. Weiters wird 
die Produktion 'und der Absatz von Mastvieh 
(Rinder, Kälber, Schweine, Schafe und Geflügel) 
gefördert. Außerdem werden Zuschüsse zu den 
Kosten' der Beschickung von Ausstellungen und 
Viehschauen, für. die Durchführung von Ver
suchen zur Produktionsverbesserung, für die Ab
haltung von Kursen und schließlich für die 
Durchführung von Propagandaaktionen zum Ab
satz von Vieh und Viehprodukten aller Art 
gewährt. 

Die für ,den Viehabsatz und Viehverkehr vor
gesehenen Mittel· sind erforderlich, um die an
gestammten Exportmärkte für den Absatz von 
Zucht- und Nutzvieh zu erhalten, neue zu er
schließen und vor allem den Bergbauern den Ab
satz von Zucht- und Nutzvieh, aber auch den 
Mästern ·die Unterbringung von Schlachtvieh zu 
Preisen zu sichern, welche die aufgelaufenen Pro
duktionskosten' decken, so daß nicht nur die 
Aufrechterhaltung der Erzeugung, sondern auch 
die Versorgung der Bevölkerung mit Fleisch ge
sichert ist. 

§ 13 Unterteilung 5: Milchwirtschaft. 

Mit dem für die Förderung der Milchwirt
schaft veranschlagten Kredit werden Zuschüsse 
zur Errichtung und Instandsetzung von Milch
sammelstellen, Milchhütten oder massiv ge
bauten, überdachten Sammelrampen, von Milch
freileitungen von genossenschaftlichen Mol
kereien, sowie Sennereien und Melkerschulen, für 
die Ausrüstung derartiger Betriebe mit den er
forderlichen technischen Einrichtungen, für die 
Errichtung von Milchkammern, zum Ankauf von 
Melkmaschinen, Handmilchseparatoren sowie 
Kühl- und Reinigungseinrichtungen für Milch 
~m bäuerlichen Hof gewährt. Weiters sind Bei
träge für die Abhaltung von Kursen, die Heran
bildung von Melkern, des Molkerei- und Käserei
personals sowie für bedürftige Kursteilnehmer, 
für die Durchführung laufender Qualitätskon
trollen, für die Förderung der Qualitätspro
duktion, unter anderem durch Einstellung von 
Milchwarten beziehungsweise Hofberatern sowie 
Bereitstellung von Melkhilfsmitteln und Melker
ausrüstung (Molkereiaktion ,',Gewinnung reiner 
Milch"), für die Hebung des Milch- und Mol
kereiproduktenabsatzes (Propagandamaßnahmen) 
und für den Ausbau des milchwirtschaftlichen 
Genossenschaftswesens vorgesehen. Ferner wil'd 
auch die milch wirtschaftliche HöheilVersuchs
station gefördert. 

Im Hinblick auf die steigende Milchproduktion 
in den letzten Jahren wurde im Interesse des 

Inlandabsatzes und des Exportes der Schwer
punkt aller Förderungsmaßnahmen immer mehr 
auf die Qualitätsverbesserung verlagert. So 
wurde auch die im Jahre 1954 mit ERP-Mitteln 
begonnene erwähnte Molkereiaktion mit Bundes
mitteln weitergeführt. Ebenso wurden auch die 
für die Unterbringung der erhöhten Produktion 
äußerst wichtigen absatzfördernden Maßnahmen 
der Milchpropaganda besonders unterstützt. 

§ 14: Landwirtschaftlicher Wasserbau auf Grund 
des Wasserbautenförderungsgesetzes. 

Aus den für den landwirtschaftlichen Wasser
bau vorgesehenen Krediten wer·den Bundesbei
träge zu den Kosten von Bodenent- und -be
wässerungen gewährt, um den Ertrag landwirt
schaftlicher Kulturflächen zu steigern. Die Höhe 
dieser Bundesbeiträge richtet sich nach den Be
stimmungen des Wasserbautenförderungsge
setzes.1) 

Im Jahre 1957 wurden Bundesbeiträge in der 
Gesamthöhe von rund 14'3 Millionen Schilling 
bewilligt und damit ein Bauaufwand von rund 
86'8 Millionen Schilling finanziert. Mit diesen 
Mitteln wurden rund 1.700 ha gegen Hochwasser 
geschützt, rund 5.000 ha entwässert und rund 
1.300 ha bewässert, insgesamt 8.000 ha landwirt
schaftliche Kulturfläche einer rationelleren land
wirtschaftlichen Nutzung zugeführt. 

Landwirt
schaftlicher 
Wasserbau 

T i t cl 8 a: Pro d u k ti 0 n s s t e i ger u n g Prod.uktions
und Schutz der Forstwirtschaft. 2) sted,gSerchung 

un utz 

1957 
1958 
1959 

~.) ........ . 
,,~.) ... , .... . 
';"') ........ . 

Sachliche Ausgaben 
Mill.S 

17'1 3) 

31'0 
25'2 

Einnahmen 

0'1 

der Forst
wirtschaft 

Der Mehraufwand in den Voranschlägen 1958 Unterschiede. 
und 1959 ist insbesondere bedingt durch die der Gebarung 
auf Grund des Ergebnisses der Waldstandsauf- "b1959vge&eahn-. . u er or) re 
nahme offenslchthch zu Tage getretene zwin-
gende Notwendigkeit der verstärkten Tätigkeit 
in allen forstlichen Belangen, besonders aber in 

t) BGBL Nr. 34/1948. 
2) Waldbesta'nd und Holzeinschlag in österreich: 

Waldbestand 
am 31. 12. 1956 

ha 

Holzeinschlag (Nutz
und Brennholz) 

1956 1957 
fm 

Staatswald ........ . 
Körperschaftswald .. . 

480.000 1,446.701 1,628.674 
550.000 711.678 752.678 

Privatwald von 50 ha 
aufwärts. . . . . . . .. 1,020.000 3,196.384 3,770.109 

Privatwald unter 50 ha 1,300.000 4,731.076 5,079.490 
~~~~~~~~~~~~ 

Zusammen .. 3,350.000 
hievon Schutzwälder . 460.000 

Bannwälder . . 35.000 

10,085.839 11,331.085 

3) Ohne Ausgaben für Wildbach- und Lawinen
verbauung, die beim Titel 9 ausgewiesen sind. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
*,,) Bundesvoranschlag. 
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Aufforsturtg, Forstpflege und Forstaufschließung, 
welche auch eine vermehrte Aufklärung zur Vor
aussetzung' haben. 

Die große Vorsorge, insbesondere im Bundes
voranschlag 1958, wird sich durch eine höhere 

Gesamt-
aufwand 

Bestandespflege ... , , , , , . , , , , 2"935 
Bestandesumwandlungen , , . , , , 2'592 
Standortsmeliorationen , . , , , , , 1'622 

,Trennung von Wald und We:de, 1'200 
Kultureinzäunungen , , , , . , . , 1'847 
Versuchs- und Beispielsflächen , , 0'390 
'Forsteinrichtung , , , , , , , , . , . , 1742 
Aufforstungen, . , , , : , , , , . , ; , 20775 
ForstsdlUtzmaßnahmen .. , , , , , 1'854 
Forstaufschließung , , , , , , , , , , , 50'536 
Forstliche Aufklärung ....... *} 

Zusammen., '\ 85'493 I 
*) Entsprechende Daten liegen nicht vor, 

Die im Bundesvoranschlag 1959 für die Forst
wirtschaft vorgesehenen Kreditmittel dienen fol
genden Zwe~en: 

Auf- § 1: Aufforstungsmaßnahmen. 
forstungs- Bei diesem finanzgesetzlichen Ansatz sind 

maßnahmen 

Forstschutz, 
-pflege und 

sonstige· 
Forst

wirtschafts
maßnahmen 

. För,derungskredite zur Durchführung von Auf-
forstungen aller Art, wie z. B, von ödflächen, 
alten Kahlschlägen, landwirtschaftlich unbe
nützten Weide- und Wiesenflächen sowie Rutsch
gebieten usw, veranschlagt, 

über die Aufforstungen und Nach:besserungen 
von Forstkulturen im Jahre 1957 gibt nach
stehende übersicht Aufschluß: 

Flädle in Verwendete Samen 
ha 

pflanzen in kg 
Laufende jährliche Auf- o in 1000 St, 

forstungen 1) .... 16,343 75,852 6,651 
Wiederaufforstungen 2) •• 6,780 35.024 1.843 
Neuaufforstungen 2) . , , • 2716 13.276 2,691 
Sonstige Aufforstungen. 1.077 4.737 1.167 

Zusammen .. , 26.916 128,889 12.452 

§ 2: Forstschutz, Forstpflege und sonstige Forst
wirtschaftsmaßnahmen. 

Die für Forstschutz, Forstpflege und sonstige 
Forstwirtschaftsmaßnahmen veranschlagten För
derungskredite werden zur Durchführung von 
Schädlingsbekämpfungs-, Forstschutz- und Forst
pflegemaßnahmen sowie zur Erstellung von 

1) Ohne subventionierte Aufforstungen. 
2) Subventionierte Aufforstungen (3774 ha) und 

Aufforstungen, die aU9schließlim mit Eigenrnitteln 
durchgeführt wurden, 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz. 

Pro'duktionsleistung der österreich ischen Forst
wirtschaft bezahlt machen. 

Im Jahre 1957 wurden im Rahmen des forst
lichen Förderungswesens des Bundes folgende 
Gesamtmitteleingesetzt: 

hievon Mittel 

des Bundes anderer Ge- der 
des Forst-

(einschließ!. bietskörper- Kammern 
eigentümers 

ERP) schaften bzw. 
-besitzers 

Millionen Schilling 

1'004 0'142 - 1789 
0'887 0'047 0'003 1'655 
0'998 0'004 - 0'620 
0'416 0'027 - 0757 
0'530 0'055 - 1'262 
0'157 0'013 0'002 0'218 
0'595 0'238 0'034 0'875 
5'919 1'148 - 13708 
0'634 0'002 - 1'218 

14786 4'574 1'297 29'879 
- - - -

25~926 I 6'250 I 1'336 I 51'981· 

Forstbetriebseinrichtungsplänen und zur forst.! 
lichen Aufklärung verwendet, Weiters wird 
mit di_esen Mitteln auch Aufklärungsmaterial zur 
Verfügung gestellt und die Beratunr;dur<h Wort, 
Schrift und Bild gefördert. 

Gebarung 
, 1957 

§ 3: Forstaufschließung. Forst-

D ' f" d' F f chI' ß chI aufschließung le ur le orstau s le ung ver ans agten 
Mittel dienen der Förderung der Holzbringung 
aus unaufgeschlossenen oder nidltnach. moder-
nen forsttechnischen Gesichtspunkten erschlos-
senen Wald gebieten sowie zur Durchführung ge-
eigneter Forstbenutzungs-, Holzverwertungs-
und Holzeinsparungsmaßnahmen. 

Weiters dienen diese Mittel zur Förderung der 
forstlichen Beratung durch Wort, Schrift und 
Bild sowie für statistische Maßnahmen und 
Demonstrationszwe~e, 

T i tel 9: Maß nah m e n i m g e sam t- Maßnahmen 
v 0 I k s wir t seih a f t1 ich e n In t e res S e. im gesamt

volkswirt-

1957 *} ......... .o ............ 

1958 **} .................... .o .. 

1959 *~-} .................. . , 

Sachliche Einnahmen smaftlichen 
Ausgaben 

Mill. 5 Interesse 
101'4 1) 4'6 1) 

166'8 
84'8 2) 

1) Vergleichbare Gebarung, die im Jahre 1957 bei 
den Titeln 8 und 8 a verrechnet wurde, 

2) Außerdem sind in der außerordentlichen Ge
barung (Titel 10 § 1) 80 Millionen Schilling ver
anschlagt, 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
~.*) Bundesvoranschlag. 

10 
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146 Kapitel 19 

Unterschied Die geringeren Ausgaben im Jahre 1957 sind 
de

1
r
9S

G
9 

ebarung bedingt durch ........... . 
gegen-

über Vorjahre 
Gebarung Der Titel 9 umfaßt die für die Durchführung 

Schutz- und 
Regulie

nmgsbauten 

von wasserwirtschaftlichen Bau- und Erhaltungs
maßnahmen und die für die Wildbach- und La
winenverbauung vorgesehenen Kredite, die bis 
1958 unter Titel 8 §§ 14, 15 und 17 beziehungs
weise unter Titel 8 a § 4 veranschlagt waren. 

§ 1: Schutz- und Regulierungsbauten an Flüssen 
und Bächen auf Grund des Wasserbautenför

derungsgesetzes. 

Konkurrenz- 'Aus den bei diesem finanzgesetzlichen Ansatz 
gewässer vorgesehenen Mitteln werden Beiträge zu Ufer

schutz und Regulierungsbauten an Flüssen und 
Bächen gewährt, soweit es sich nicht um soge
nannte Bundesflüsse bzw. um derartige Bauten 
an der Donau, der March oder den Grenzge
wässerstrecken handelt, deren Aufwand unter 
§ 2 beziehungsweise bei Kapitel 21 Titel 6 § 1 
vorgesehen ist. Die Baurnaßnahmen sind für die 
Sicherung von Siedlungen, Verkehrs- und land
wirtschaftlichen Kulturflächen außerordentlich 
wichtig. Die Höhe dieser Bundesbeiträge richtet 
sich nach den Bestimmungen des Wasserbauten
förderungsgesetzes, BGBl. N r. 34/1948. 

Im Jahre 1957 wurden Bundesbeiträge inder 
Gesamthöhe von rund 24·4 Millionen Schilling 
bewilligt und damit ein Bauaufwand von 
49·8 Millionen Schilling finanziert. Mit .diesen 
Mitteln wurden Gewässerstrecken im Ausmaße 
von rund 46 km reguliert und rund 80 km 
instandgesetzt und damit zirka 900 ha Siedlungs
Verkehrs- und Kulturflächen vor Hochwasser
schäden geschützt beziehungsweise die Vorflut 
für eine rund 390 ha große Kulturfläche ver
bessert und damit ihre Entwässerung vorbereitet. 

Bundesflüsse § 2: Schutz- und Regulierungsbauten an den 
Bundesflüssen auf Grund des Wasserbautenför

derungsgesetzes. 

Mit den vorgeseh~nen Mitteln werden die Re
gulierungs- und Instandhaltungskosten fürclie 
im § 6 Abs. 2 des Wasserbautenförderungsge
setzes, BGBl. Nr. 34/1948 angeführten Gewässer 
bestritten. 

Im Jahre 1957 wur·de mit einer Bundesleistung 
von 24·5 Millionen Schilling und den Beiträgen 
der Nutznießer nach § 40 des Wasserrechts
gesetzes 1) ein Bauaufwand von 29·1 Millionen 
Schilling bestritten. Mit diesen Mitteln wurden 
Gewässerstrecken im Ausmaße von rund 23 km 
reguliert, rund' 40 km instandgesetzt und 
damit rund 450 ha Siedlungs-, Verkehrs
und Kulturflächen vor Hochwasserschäden ge
schützt beziehungsweise die Vorflut für eine rund 
195 ha große Kulturfläche verbessert und damit 
ihre Entwässerung vorbereitet. 

1) BGBl. Nr. 316/1934. 

§ 3: Leistungen auf Grund internationaler 
Vereinbarungen. 1) 

Auf Grund der juridischen Protokolle vom 
11. März 1927, BGBl. Nr. 93/1928 beziehungs
weise des österreichisch-ungarischen Vertrages 
über die Regelung wasserwirischafdicher Fragen 
im Grenzgebiet vom 9. April 1956 hat österreich 
Beiträge zu den Kosten der Regulierung und In
standhaltung von Gewässerstrecken auf ungari
schem Gebiet, an denen auch österreich interes
siert ist, zu leisten. Gegebenenfalls werden auch 
andere derartige Verpflichtungen bei diesem An
satz bedeckt. 

§ 4: Wildbach- und Lawinenverbauung. 

Mit den vorgesehenen Mitteln werden Bei
träge zu den Kosten der im § 7 des Wasserbau
tenförderungsgesetzes, BGBl. Nr. 34/1948, ange
führten Maßnahmen gewährt um einerseits Kul
turböden, Verkehrswege, Produktions stätten und 
Siedlungen vor Wildbach- und Lawinenschäden 
zu schützen, andererseits derartigen Schäden vor
zubeugen. 

Im Jahre 1957 wurden Bundesbeiträge in der 
Höhe von rund 48 Millionen Schilling bewilligt 
und damit ein Bauaufwand von rund 75 Millio
nen Schilling finanziert. Mit diesen Mitteln wur~ 
den 1100 Querwerke und Längswerke im Aus
maße von rund 17 km gebaut, Bachgerinne von 
rund 10 km reguliert, Lawinenstützwerke von 
rund 4 km Länge errichtet und Verwehungs
verbauungen durchgeführt. Außerdem wurden 
rund 200 ha Ho~gebirgskahlflächen neu auf
geforstet. 

Die Durchführung der Verbauungen obliegt 
dem Wildbachverbauungsdienst (siehe die Erläu
terungen bei Kapitel 19 Titel' 2 § 3). 

Ti tel 10: Au ß e r 0 r den t1 ich e 
Ge ba ru n g. 

Sadllidle Ausgaben 
Mill.S 

1959 *") .. :.... 91·0 

Bei diesem Titel sind im Voranschlag 1959 
erstmalig Mittelfür folgende Zwecke vorgesehen: 

Leistungen 
auf Grund 

inter
nationaler 
Verein

barungen 

Wildbach
und 

Lawinen
verbauung 

Außer
ordentliche' 
Gebarung 

§ 1: Maßnahmen im gesamtvolkswirtschaftlichen Maßnahmen' 
Interesse. im gesamt-

Hier sind 80 Millionen Schilling für die in der 
ordentlichen Gebarung bei Titel 9 §§ 1, 2 und 4 
(Schutz- und Regulierungshaut,en an Flüssen und 
Bächen, an Bundesflüssen sowie Wildbach- und 
Lawinenverbauung) angeführten Zwecke veran
schlagt. 

1) Im BVA. 1958 als "Wasserbauten auf Grund 
. .. " veranschlagt gewesen. 

*'1) Bundesvoranschlag. 

volkswirt
schaftlichen 

Interesse 
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Kapitel 19/20 147 

Zinsen
zuschüsse 

Kapitel 20 

Bundes
ministerium 
für Handel 

und Wieder
aufbau 

Gebarung 
1957-1959 

§ 2: Zinsenzuschüsse. 

Der Betrag von 11 Millionen Schilling dient 
für Maßnahmen, die unterTitel 8 § 1 a näher 
erläutert sind. 

Kapitel 20 "Handel, Gewerbe und 
Industrie". 

Titel 1: Bundesministerium für 
H a n deI 'U n d W i ed e rau f ba u. 

Ausgaben Einnahmen 

1957 *) ...... . 
1958 **) ...... . 
1959 '~*) ..... .. 

persönliche sachliche Summe 

43'0 
43'9 
43'S 

Mill. S 

12'5 
25'1 
21'5 

55'5 
69'0 
65'3 

21'4 
19'6 
15'7 

Die Gebarung 1957 bis 1959 zeigt folgendes 
Bild: 

Ausgaben 

Zentralleitung ....... . 

Außenstelle . . . . . . . . . . 

Preisausgleich 
in der Mineralölwirt-

schaft .... : ..... . 

1957*) 

42'9 

8'8 

0'8 

für sonstige Wirt
schaftsgüter . . . . . . 3'0 

Straßenverkehrs-
sicherheit ......... . 

Ausgaben (Summe) .. 55'5 

1958 **) 1959**) 
Mill. S 

43'4 45'1 

10'6 10'0 

15'0 10'0 

0'0 

0'2 

69'0 65'3 ------------------
Einnahmen 

Zentralleitung ........ 5'0 4'2 5'4 

Außenstelle .......... 0'6 0'4 0'3 

Preisausgleich in der 
Mineralöl wirtschaft .. 15'8 15'0 10'0 

Einnahmen (Summe) .. 21'4, 19'6 15'7 

Unterschiede "Die Zunahme der Ausgaben bei der Zentral-
der leitung ist bedingt durch eine geringfügige Stei-

1G95e9barunggerung der persönlichen Ausgaben infolge der 
gegen- I V "ck . Ob h' d über Vorjahre norma 'en orru ungen sowie erna me er 

Kosten für die handelsstatistischen Anmelde
scheine. 

Bei der Außen stelle sind die Ausgaben ab 1958 
höher, da in den Voranschlägen auch für För
derungsmaßnahmen vorgesorgt wurde. 

Die geringen Preisausgleichsausgabenauf dem 
Sektor der Mineralölwirtschaft im Jahre 1957 
haben ihre Ursache darin, daß nur Transport
kostenausgleiche bei Petroleum gewährt wurden. 

1) 1959 erstmalig veransmlagt. 
*) Bundesremnungsabsmluß. 

**) Bundesvoransmlag. 

Hinsichtlich der sonstigen Wirtschaftsgüter 
wurden nur Zuschüsse zur Finanzierung des 
HofInungsbaues für die Buntmetallerzgewinnung 
gewährt. 

Unter den Sachausgaben der Zentralleitung 
(Kapitel 20 Titel 1 § 1) ist der Anteil an den 
Betriebskosten der Hausverwaltung des Regie
rungsgebäudes mitveranschlagt. 

Der Außenstelle obliegt in erster Linie die 
Entscheidung über die Ein- uml Ausfuhranträge 
in Vollziehung des Bundesgesetzes über die 
Durchführung des Warenverkehrs mit dem Aus
land (Außenhandelsgesetz), BGBL Nr. 226/1956, 
in der Fassung BGBl. Nr. 163/1958. 

Zur Bedeckung ihres Aufwandes dient gemäß 
§ 5 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 7. Juli 1954, 
BGBL Nr. 214, in der Fassung laut § 35 des 
Bundesgesetzes über die statistische Erhebung 
des Warenhandels mit dem Ausland (Handels
statistisches Gesetz), BGBJ. Nr~ 137/1958, ein 
Teil der bei Kapitel 17 Titel 5 § 9 als zweck
gebundene Einnahmen veranschlagten Außen
handelsförderungsbeiträge. 

Die Gebarung bei dies~m Ansatz wird aus
schließlich nach Maßgabe der Einnahmen aus 
dem Preisausgleich und nichtverbrauchten der
artigen Einnahmen der Vorjahre abgewickelt. 
Im Zeitpunkt der Erstellung des Bundesvoran
schlages 1959 gab es im Bereich der Mineralöl
wirtschaft folgende Preisausgleichsgebarungen: 

Einnahmen aus Ausgleichszuschlägen für Fahr
benzin und Petroleum, 

Ausgaben für Transportkostenvergütungen für 
Fahrbenzin und Petroleum. 

Für Preisausgleiche bei sonstigen Wirtscl1afts
gütern besteht ein Verrechnungsansatz. Für den 
Preisausgleich Buntmetalle ist bei diesem Ansatz 
eine eigene Verrechnungspost vorgesehen. 

Für die Einnahmen aus Abschöpfungsbeträgen 
gemäß § 3 a Preisregelungsgesetz 1957 ist im 
Bundesvoranschlag 1959 ein Verrechnungsansatz 
bei Kapitel 18 Titel 14 vorgesehen. 

Die Ausgabenbeträge für"Straßenverkehrs
sicherheit" dienen zur Herstellung oder Sub
ventionierung von verkehrserzieherischen Fil
men, für Plakat- und Flugzettelaktionen, zur 
Förderung verkehrserzieherischer Maßnahm~n 
bei der Jugend, für die Verteilung von Verkehrs
fibeln und vor allem zur jährlichen Abhaltung 
eines "Tages der Verkehrssicherheit". ' 

T i tel 2: E x p 0 r tf ö r der u n g. 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

1957 *) ............ . 
1958 **) ............ . 
1959 **) ............ . 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoransmlag. 

Mill. S 

0'2 
0'3 
0'2 

Gebarung 
1959 

Zentralleitung 

AußensteIle 

Preisausgleich 
in der 

Mineralöl
wirtschaft 

ipreisaiJsgleich 
für Sonstige 

WirtSchaft'güter 

Abschöpfungs
beträge 

Straßenverkehrs
sicherhdt 

Export
förderung 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 423 von 614

www.parlament.gv.at



148 Kapitel 20 

Gebarung 
1959 

Der ausgewiesene Ausgabenbetrag ist für Ex-
portwerbemaßnahmen bestimmt. Diese Maß~ 
nahmen werden iZum Teil von den Bundesorg.anen 
selbst, zum Teil durch Gewährung von Dar
lehen und Zuschüssen an Dritte durchgeführt. 

Außenhandels- Neben dem Betrag dieses Ansatzes fließen aus 
stellen dem. bei Kapitel 17 Titel 5 § 9 veranschlagten 

Außenhandelsförderungsbeitrag 1) der Bundes
kammer der gewerblichen Wirtschaft zu Lasten 
Einnahmenkapitel 17 Titel 7 § 6 80 Millionen 
Schilling für die Exportförderung zu. Diese 
überweisung stützt sich auf § 5 Abs. 2 des 
Bundesgesetzes über die EinhebuI1g eines Bei
trages für die Außenhandelsförderung (Außen
handelsförderungsbeitragsgesetz), BGBL Nr. 214/ 
1954, in der Fassung laut § 35 des Bundesgesetzes 
über die statistische Erhebung des Warenverkehrs 
mit dem Ausland (Handelsstatistisches Gesetz), 
BGBL Nr. 137/1958; auf Grund dieser Gesetze 
ist ein Teil des Gesamtjahresaufkommens an 
Außenhandelsf6rderungsbeiträgen der Bundes
kammer zur Deckung der Kosten ihrer im 
Interesse der Außenhandelsförderung entfalteten 
Tätigkeit, insbesondere der zu diesem Zweck 
im Auslande unterhaltenen Einrichtungen 
(rund 177 Außenhandelsstellen mit Jahresende 
1958) zur Verfügung zu st!!llen. 

Aus
stellungs

wesen 

Ti tel 3: Aus s tell u n g s wes e n. 
Sadtlidte Ausgaben Einnahmen. 

MUl.S 

1957 *).............. 87 0'9 
1958 **).............. 9'8 0'5 
1959 **).............. 3'5 0'0 

Unterschiede Die Senkung der Ausgaben ist bedingt durch 
der Gebarungden Fortfall der zusätzlichen Bereitstellung von 
"b1959 .. }~eahn- Mitteln für die Beteiligung österreichs an der 
u er vOr) re" '.. . . Weltausstellung tn Brussel (1957: 70, 1958: 70, 

1959: 1"9 Millionen Schilling) und durch höhere 
Dotierung für die iBeteihgungösterJ.1eichs an aus
ländischen Ausstellungen im Jahre 1958 gegen
über 1957. 

Das Absinken der Einnahmen hat seine Ur
sache darin, daß aus der geringen Dotierung fast 
keine Darlehen, sondern nur Zinsenzuschüsse für 
Bankenkredite gegeben werden. 

Ausstellungswesen Der Kredit für das Ausstellungswesen dient 
der Förderung des Absatzes österreichischer . Er
zeugnisse auf Ausstellungen und Messen im In
und Ausland. Insbesondere für Gemeinschafts
ausstellungen arbeitsintensiver, aber kapitals
schwacher Produktionszweige sollen Zuschüsse 
gewährt werden, um den Absatz dieser Betriebe 
zu fördern und die Steigerung der Produktion 
zu ermöglichen. Die Kredite dienen ferner der 
Absatzförderung von Spitzenerzeugnissen öster
reichischer Qualitätswaren, der Förderung der 

1) Nähere Einzelheiten siehe Seite 101. 
*) Bundesrechnungsabschluß.. 

**) Bundesvoranschlag. 

österreichischen Beteiligung an BuChmessen im 
Ausland, sowie der Förderung verschiedener 
Ausstellungen, deren Durchführung im gesamt
wirtschaftlichen Interesse österreichs liegt. 

'Der weiten: Ausbau und die Modernisierung 
der verschiedenen Messegelände wird auch weiter"' 
hin durch staatliche Mittel im Wege eines ent- . 
sprechenden Zinsendienstes für von den Messe
gesellschaften in Anspruch genommene Investi
tions-Bankkredite zu unterstützen sein. 

Die Beteiligung österreichs an den für den 
Absatz österreichischer Filme interessantesten 
internationalen Filmfestspielen in einer in be
scheidenem Rahmen gehaltenen und dennoch 
repräsentativen Form ist auch im Jahre 
1959 vorgesehen. Die Anstrengungen der 
filmerzeugenden Staaten, ihre Filme im Aus
land unterzubringen, haben den Konkurrenz
kampf empfindlich verschärft. Die Teilnahme 
österreichs an derartigen Veranstaltungen, die 
Gelegenheit geben, vor einem internationalen 
Forum auf die österreichischen Erzeugnisse hin
zuweisen, ist notwendig, wenn die bisherigen Ab
satzmöglichkeiten für österreichische Filme er
halten und neue Gebiete erschlossen werden sol
len. 

Die Ausstellungen des Handwerks haben in- Handwerklidtes 

f . h d W' ch f f" d Ausstellungswesen so ern emen ervorragen en Irts a ts or e-
rungszweck, als einerseits die öffentlichkeit an 
diesem Zweig interessiert, anderseits der Ab
satz gehoben und dadurch eine Leistungssteige
rung hervorgerufen wird. 

Die Aufwandskredite sind für verschiedene Aufwandskredite 

Werbemaßnahmen vorgesehen. 

Ti t e1 4: F ö r der u n g des Fr emd e n
ver k ehr s. 

1957 
1958 
1959 

*) ....... . 
**) ....... . 
**) ... : ... . 

Sadtliche Ausgaben Einnalunen 

28'1 
327 
26'1 

Mill. S 

5'2 
12'6 
5'5 

Förderung 
des 

Fremden
verkehrs 

Die Mehrausgaben des Voranschlages 1958 sind Unterschiede 
auf die höhere Dotierung der Förderungsmittel, der. 
die Minderausgaben des Voranschlages 1959 auf l~;;gaben 
die allgemeinen Kürzungsmaßnahmen zurückzu- überV!j~~~ 
führen. 

Die höheren Einnahmen im Voranschlag 1958 
wurden erwartet aus Rückzahlungen im Rahmen. 
der. "Banken-Sonderaktion". 1) 

§ 1: Österreichische Fremdenverkehrswerbung.2) 

Dem im Jahre .1954 gegründeten Verein 
"österreichische Fremdenverkehrswerbung" ob
liegt satzungsgemäß die Auslaridswerbung für den 
gesamt-österreichischen Fremdenverkehr. 

1) Siehe Seite 149. 
2) Institution auf Vereinsbasis. 
,,) Bundesrechnungsabsmluß. 

**) Bundesvoranschlag. 

österr. 
Fremden
verkehrs
werbung 
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Kapitel 20 149 

Einleitend wird auf folgendes statistisme Ma-\ Einnahmen ausgewiesen; sie können erst nam 
te rial im Bereim des österreidtismen Fremden-, ihrem Eingang verwendet werden. 
verkehrs hingewiesen: Die vorgesehenen Mittel sollen im einzelnen 

folgenden Zwecken zugeführt werden: 
Deviseneingänge : 

MilL S 

1937 ..... " 235'0 

Die gegenseitige überbietung der einzelnen 
Mill. s Länder in der Ausgestaltung der Werbescliriften 

mamt es nötig, daß aum die Prospekte der 1956 ....... 3.020·3 rc .. ..1- d kh b . 
vsterrelmlsUlen Frem cnver e rswer ung Immer 

1957 ....... 3.801'3 besser ausgestaltet werden. Neben den schon be-
1958 1)2) .... 4.300'0 kannten Fremdenverkehrszentren müssen jene 

1950 ...... . 392'4 
1953 ....... 1.574'4 

Ausländernächtigungen:, 
Personen Personen 

Orte aufgenommen werden, die dein Fremden in 
erster Linie Ruhe bieten und abseits der bisher 
propagierten Fremdenverkehrszentren liegen. 

1937 .... 6,831.400 1956 .... 14,875.711 Neben den Hauptprospekten müssen aum ver-
smiedene Spezialprospekte herausgebracht wer
den, wie zum Beispiel für Jagd, Fischerei, Segel
flug, Camping, Messen, Autotourismus und Heil-

1950 . ... 4,571.250 

1953 .... 7,686.349 

Ausländermeldungen : 
Personen 

1937 ..... 1,222.900 

1950. . . .. 865.055 

1953 .... . 1,601.079 

1957 .... 17,914.401 

1958 1) .. 20,000.000 

Pe~sonen 

1956 ..... 2,971.667 
1957 .... . 3,340.088 
1958 1) ... 3,600.000 

Die Bedeutung, die der weiteren Intensivierung 
dieses Wirtschaftszweiges zukommt, kann daraus 
ermessen werden, daß es durm die Devisenein
nahmen aus dem Fremdenver kehr möglich ist, 
das österreimische Handelsbilanzpassivum fast 
zur Gänze auszugleichen. 1957 deckten die Frem
denverkehrsdevisen 97'60/0 des Handelsbilanz
passivums. Werden die Deviseneinnahmen aus 
dem Fremdenverkehr den Exporterlösen der 
wichtigsten Ausfuhrgüter Österreichs gegenüber
gestellt, so nahmen diese 1957 die zweite Stelle 
ein. 

Wenn es Österreich in den vergangenen Jahren 
gelungen ist, innerhalb des internationalen Frem
denverkehrs eine außergewöhnlich gute Ruf
bildung zu erwerben, so zielt das Werbepro
gramm für 1959 dahin, diesen Ruf der touri
stismen Nachfrage immer wieder vor Augen zu 
führen und diese durCh intensivste Werbung zu 
verbreitern. 

Zu bemerken ist, daß in diesem finanzgesetz
lichen Ansatz aum die Ausgaben enthalten sind, 
die aus den von den Bundesländern und der 
Bundeskammer der gewerblimen Wirtsmaft zu 
leistenden Beiträgen zu tragen sind. Die Beiträge 
der Länder und der Kammer sind unter den 

1) Die Ziffer für 1958 stellt eine Schätzung auf 
Grund durchgeführter Trendberechnungen unter 
gleichbleibenden Bedingungen dar. 

2) Zu den Deviseneing1ingen ist zu bemerken, daß 
in der berechneten Ziffer die bereits' im Ausland im 
Rahmen der Freigrenze umgewechselten Schilling· 
beträge nicht enthalten sind. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

bäder. ' 
Besondere Bedeutung innerhalb der Werbung 

kommt dem Pressedienst zu.Unmittdbaren 
Kontakt mit der In- und Auslandspresse stellt 
die Öster~eichische Fremdenverkehrswerbung 
durch wöchentliche Mitteilungen an die Presse 
sowie durch die monatlich erscheinenden "öster
reichischen Reisenachrichten" mit dem beigefüg
ten Veranstaltungskalender her. Dem Pressedienst 
obliegt weiter die Betreuung und Versorgung 
von Journalisten, Reiseschriftstellern, Rundfunk
leuten mit Informationsmaterial. 

Die für das Jahr 1959 beabsichtigte Teilnahme 
an 12 ausländischen Messen und Ausstellungen 
ergibt die Möglichkeit, durch Einrichtungen von 
Kojen der Österreichischen Fremdenverkehrs
werbung einen großen Personenkreis direkt an
zusprechen. 

Eines der wichtigsten Gebiete ,der modernen 
Werbung ist die Insertion. Dieses Werbemittcl 
erfaßt das breiteste Publikum und ruft erfah
rungsgemäß eine sofortige, erheblich gesteigerte 
Nachfrage bei den Reisebüros und den Ausland
stellen der Österreichischen Fremdenverkehrs
werbung hervor. 

Als weitere Werbernaßnahmen sind die Be
teiligung an der gemeinsamen Alpenraum- und 
der gemeinsamen Europawel1bung vorgesehen. 

Die Auslandss~ellen des Vereines "Oster
reichische Fremdenverkehrswerbung" erfüllen die 
wichtigsten Funktionen der Fremdenverkehrs
werbung im Ausland. Ihnen fällt die Aufgabe zu, 
den Kontakt mit dem reiselustigen Publikum 
herzustellen und die Reisebüros in jeder Hinsicht 
über den Reiseverkehr zu informieren. 

§ 2: Banken-Sonderaktion. 
Im Jahre 1950 wurden von Banken Kredite an 

Fremdenverkehrsbetriebe auf die Zusage des 
Bundesministeriums für Finanzen hin gewährt, 
nach kurzer Zeit diese Kredite aus Budgetmitteln 
;tbzulösen. Die erste im Jahre 1959 fällig wer
dende Ablösungsquote für das noch aushaftende, 

Banken
Sonderaktion 
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aber nicht abgelöste Kapital dieser von den betei
ligten Banken vorfinanzierten Kredite wurde 
bereits im Jahre 1958 flüssig gemacht. Für 
Zinsenzuschüsse für diese Kredite ist im Vor
anschlag 1959 mit 1'9 Millionen Schilling vor
gesorgt. 

§ 2 a: Neue Kreditaktion. 
Dieser Verrechnungsansatz wurde geschaffen, 

um die Verrechnung allfälliger Förderungsmaß
nahmen für von Besatzungsmächten devastierte 
Beherbergungsbetriebe zu ermöglichen. 

Neben den Darlehen aus Mitteln des Kapi
tels 20 werden auch aus ERP-Mitteln 1) laufend 
Darlehen an Fremdenverkehrsbetriebe gewährt. 

§ 2 b: Sonstige Förderungsausgaben. 
Dieser Ansatz dient zur finanziellen Unter

stützung förderungswürdiger Institutionen und 
Einrichtungen im Interesse des österreichischen 
Fremdenverkehrs im Inland. 

Neben der in das Tätigkeitsgebiet" der gewerb
lichen Wirtschaft fallenden Sorge für die Unter
bringung und Verpflegung des Fremdenverkehrs
gastes bedarf es in einern Fremdenverkehrsland 
vielfältiger Einrichtungen, deren Betreuung zum 
überwiegenden Teil nicht auf Gewinn berech
neten Vereinen und Verbänden obliegt. 

Darunter fallen unter anderen: 
Die Einrichtungen des Jugendfremdenverkehrs; 
die in den Aufgabenhereich der' alpinen Vereine 

fallende Erschließung der österreichischen Berg
welt, Besicherung der Wege, Bergrettung, Bau 
von Schutzhütten; . 

das Campingwesenj 
der Naturschutz und schließlich 
der Ausbau sportlicher Anlagen, soferne sie 

vorwiegend dem Fremdenverkehr dienen sollen. 
Die Gewährung von Zuschüssen an die Ver

anstalter internationaler Kongresse, Ausstellun
gen sowie kultureller und sportlicher Veranstal
tungen soll dazu beitragen, ,daß diese Veranstal-

. tungen werbemäßig im Interesse des Fremden
verkehrs ausgenützt werden können. 

Die im Rahmen dieses. finanzgesetzlichen An
satzes durchzuführende Filmwerbung stellt heute 
international das eindrucksvollste und nachhal
tigste Werbernittel dar. 

Insertionen in inländischen Zeitungen und 
Zeitschriften sollen der Propagierung des Inlands
urlaubes dienen und insbesonders im Interesse 
der Fremdenverkehrswirtschaft die Ausnützung 
der Saisonlücken erreichen. 

Außerdem sollen durch Gewährung von 
Druckkostenbeiträgen für die Herstellung von 
geeigneten Broschüren, Prospekten usw. Bestre
bungen unterstützt werden, die in Österreich für 
den Besuch österreichischer Sehenswürdigkeiten 
werben wollen. 

1) Siehe Kapitel 30 ,,ERP-Gebarung". 

§ 3: Aufwandskredite. 
Aus den Mitteln dieses Ansatzes werden 

Ehrenpreise im Rahmen internationaler Sport
veranstaltungen verliehen, sowie direkte Werbe
rnaßnahmen kleineren Umfanges durchgeführt. 

Einnahmen-§ 2: Sonstige Einnahmen. 
Hier sind im wesentlichen die Rückzahlungen 

der im Rahmen der Ausgaben gegebenen Dar
lehen sowie die Eingänge aus der Vermietung 
bundeseigener Werbefilme veranschlagt. 

T i tel 5: Wir t s c h a f t s f ö r der u n g. 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

MilL S 

1957 *) .......... 137 87 

1958 "'f) .......... 20'8 87 

1959 'f'-') .......... 13'2 9'5 

Die Mehr- oder Minderausgaben gegenüber 
dem· jeweiligen Vorjahr sind auf höhere bezie
hungsweise geringere Dotierung der Förderungs
kredite zurückzuführen. 

§ l: Allgemeine Wirtschaftsförderung. 

Die vorgesehenen Kredite dienen der Fort
setzung der seit 1952 durchgeführten Kreditak
tion für gewerbliche Betriebe, wobei insbeson
dere solche Betriebe berücksichtigt werden, für 
die eine Kreditbeschaffung im Wege der Banken 
nicht möglich, trotzdem aber aus wirtschafts
politischen Gründen erwünscht ist. Ge~ade dIese 
kleingewerblichen Betriebe sind aber In volks
wirtschaftlicher Hinsicht bedeutungsvoll und be
dürfen der Hilfe. 

Bei diesen Kreditaktionen werden in erster 
Linie exportintensive Klein- und Mittelbetriebe 
berücksichtigt, wobei Gebiete, die einen über
!schuß an Arbeitskräften aufweis.en, bevorzugt 
werden . 

Durch Betriebsmittelkredite werden weiters an 
und für sich leistungsfähige Mittelbetriebe in die 
Lage versetzt, durch neuen Kapitalzufluß und 
Erweiterung der Umlaufmittel ihr Produktions
programm rationeller zu gestalten und auszuwei
ten, um in Hinblick auf die kommende Inte
gration des europäischen Marktes für den bevor
stehenden Wettstreit gerüstet zu sein. 

Die für Zuschüsse in Anspruch genommenen 
Haushaltskredite werden dazu verwendet, volks
wirtschaftlich, allgemein bedeutungsvolle Vor
haben, wie Rationalisierungsaktion, Werkstätten
höfe, Institut für Formgebung, Gewerbefor
schungsinstitut usw., gleichfalls Förderungsmaß
nahmen zur Vorbereitung für den kommenden 

*) Bundesrechnungsabschluß .. 
**) Bundesvoranschlag. 

Aufwands
kredite 

Sonstige 
Einnahmen 

Wirtschafts
förderung 

Unterschiede 
gegenüber 
Vorjahre 

Allgemeine 
Wirtschafts
förderung 
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gemeinsamen Markt, mit denen eine Förderung 
der österreichischen gewerblichen Wirtschaft ver
knüpft ist, zu unterstützen. 

Für die eben aufgezeigten Zwecke werden aus 
ERP-Mitteln keine Darlehen gewährt. 

Die Entwicklung des § 1 zeigt nachfolgende 
Aufstellung: 

Ausgaben Einnahmen 

1957 
1958 
1959 ......................... 

12·4 
18·4 
11·8 

MilI.S 

§ 2: Besondere Wirtschaftsförderung. 

87 
87 
9·5 

Die Kredite für besondere Wirtschaftsförde
rung dienen der Förderung der Produktion und 
des Absatzes österreichischer Erzeugnisse; sie sind 
insbesonders für die Entwicklung österreichischer 
Qualitätserzeugnisse, für die Aufgabengebiete der 
Formgebung, der Verpackung, der Markt
forschung und Markterschließung bestimmt. 

Es ist ferner beabsichtigt, dem wirtschaftlichen 
Werbewesen und der allgemeinen Wirtschafts
werbung durch Bundeszuschüsse zu jener Durch
schlagskraft zu verhelfen, die österreichische Er
zeugnisse und Leistungen auf den Absatzmärkten 
benötigen, um sich im internationalen Kon
kurrenzkampf, der sich in steigendem Maße der 
Werbung bedient, behaupten zu können. Um 
den Absatz österreichischer Filme im Ausland zu 
steigern, sollen die von der österreichischen Film
wirtschaft selbst ausgehenden Werbemaßnahmen 
durch Zuschüsse staatlicher Mittel ermöglicht und 
gefördert werden, 

Auch die Herstellung fremdsprachiger Unter
titelungen und Synchronisationen für öster
reichische Filme, ins'hesondere ~ür Werbe- und 
Wirtschafts filme, wird gefördert wer.den. Mit 
solchen fremdsprachigen Ansichtskopien kann 
eine wirksame Absatzwerbung im Ausland durch
geführt werden. 

Ferner soll die Herstellung österreichischer 
Kulturfilme, die einen besonders aufschlußreichen 
Einblick in die österreichische Wirtschaft zeigen, 
durch Subventionen ermöglicht werden. 

Die Aufwandskredite sind für verschiedene 
. Werbemaßnahmen vorgesehen. Es werden Staats
preise, Medaillen und Diplome im Sinne einer 
Wirtschaftsförderung zur Vergebung kommen. 

I _ 

Ti tel 6: Tee h n i s ehe S tell e n. 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 

1957 *) ....... 57 
1958 **) ....... 6"7 
1959**) ......• 6"7 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. -

Mill. 5 

8·6 
11·2 
10·4 

14·3 
17"9 
17"1 

9·1 
14·3 
147 

Die höheren Ausgaiben und Einnahmen gegen
über dem Jahre 1957 sind auf folgende Umstände 
zurückzuführen: 

bei den persönlichen Ausgaben auf eine Per
sonalvermehrung im Jahre 1958, insbesondere bei 
der Bundesversuchs- und Forschungsanstalt Ar
senal, bei den sachlichen Ausgaben auf die höhere 
Dotierung für den Betrieb des Fernheizwerkes 
wegen der allgemeinen Brennstoffpreiserhöhung 
und der Erweiterung des Wärmeabnehmerkreises, 

bei den Einnahmen auf den fortschreitenden 
Ausbau der elektrotechnischen Versuchsanstalt 
und auf zusätzliche Anschlüsse an das Fernheiz
werk Arsenal. 

§ 1: Technisches Museum. 

Das Technische Museum ist eines der größten 
Museen seiner Art in Europa. Die Besucherzahl 
nimmt entsprechend der Bedeutung der Technik 
ständig zu. 

Infolge der auch im Ausland bereits bekannten 
hochwertigen Sammlungen sind, besonders in der 
Reisezeit, auch zahlreiche Ausländer unter den 
Besuchern zu verzeichnen. 

Das Technische Museum, das seinen Anfang 
im k. u. k. Fabriksproduktenkabinett im Jahre 
1816 nahm, umfaßt heute 30 Abteilungen aus 
allen Zweigen der Iridustrie und des Gewerbes. 

Durch eine bauliche Erweiterung des Museums 
konnten für die Neuaufstellung der Physik-, der 
Theater-, Musik-, Tonfilm- und Fernsehabteilung 
neue Räume geschaffen werden. Für Sonder
und Gedächtnisausstellungen ist durch Schaffung 
eines großen Schauraumes Vorsorge getroffen 
worden. 

Durch die Schaustellungen, Vorträge und die 
reichgegliederte Bibliothek sowie durch Heraus
gabe der Blätter für die Technikgeschichte ist es 
eine wichtige Stätte der Belehrung der technisch 
interessierten Besucher des In- und Auslandes. 

Im Jahre 1957 besuchten 111.594 Personen 
das Museum. 

§ 2: Bundesversuchsanstalt für Kraftfahrzeuge. 

Die Bundesversuchsanstalt für Kraftfahrzeuge 
in Wien IX, erfüllt auf dem Gebiet des Kraft
fahrwesens mehrere bedeutungsvolle Aufgaben, 
insbesondere für die Sicherheit des Straßen
verkehrs. 

Ihre wesentlichen Arbeitsgebiete sind: 
1. Das kraftfahrtechnische Prüf- und Ver

suchswesen. 
2. Die Erstellung der technischen Unterlagen 

für die Typengenehmigung von Kraftfahrzeugen, 
Kraftfahrzeugzubehör- und Ausrüstungsteilen 
und für die Genehmigung von f\1otorfahrrädern. 

Unterschiede 
der 

Gebarung 
1959 gegen
über 1958 

- Technisches 
Museum 

Bundes
versuchs

anstalt für 
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Bundesver
suchs- und 
Forschungs-

anstalt 
Arsenal 

3. Die überprüfung der Kraftfahrzeuge der 
Bundeshauptstadt auf ihre Verkehrssicherheit 
(täglich werden zirka 280 Kraftfahrzeuge über
prüft). 

4 •. Auswertung der dabei gewonnenen Er
fahrungen bei der Entstehung und fallweisen 
Anderung der Straßenverkehrsvorschriften. 

5. Beistellung von Sachverständigen und In
strumenten bei der Begutachtung von Verkehrs
unfällen. 

6. überprüfung von Kraftfahrzeug-Zubehör
teilen auf ihre vorschriftsmäßige Ausführung 
und sichere Funktion. 

7. Betreuung der Kraftfahrzeuge der Zentral
stellen der Bundesverwaltung. 

8. Aufrechterhaltung der Verbindung mit aus-
ländischen Kraftfahrzeugprüfstellen. . 

Die finanzielle Gebarung der Anstalt ist aktiv. 

§ 3: Bundesversuchs- und Forschungsanstalt 
Arsenal. 

Die Bundesversuchs- und Forsch·ungsanstalt 
Arsenal besteht aus der Versuchsanstalt für 
Wärme-, Kälte- und Strömungs technik, dem 
Fernheizkraftwerk Arsenal und der Elektro
technischen Versuchsanstalt. 

Der Ausbau und die Vervollständigung der 
technischen Einrichtungen werden vom Bundes
ministerium für Handel und Wiederaufbau ge
mäß Ministerratsbeschluß vom 11. November 
1951 und vom 9. September 1958 durchgeführt. 
Bisher wurden jene Prüffelder und Versuchs
einrichtungen fertiggestellt und in Betrieb ge
nommen, welche von der Industrie besonders 
dringend benötigt werden und daher auch zu 
einer Steigerung der Einnahmen beitragen sollen. 

.. Ve~sanst~lt . In der Versuchsanstalt für Wärme-, Kälte- und 
fürWarme-,Kälte- S .. ch· 'k d d ff I 

und Strömungs- tromungste m wur e as Prü e d für 
technik wärmetechnische Apparate und für Kleinkessel 

fertiggestellt. Der Ausbau der strömungstechni
schen Anlagen wird voraussichtlich bis Mitte des 
Jahres 1959 vollendet sein. Mit der Errichtung 
eines kältetechnischen Prüffeldes wurde im Zu
sammenhang mit dem Ausbau einer wärme- und 
kältetechnischen Fahrzeugversuchsanlage für die 
Prüfung von Eisenbahnwaggons begonnen. An 
dem letztgenannten Vorhaben ist di,e Union 
Internationale des Chemins de Fer (UIC) in der 
Form beteiligt, daß von ihr zwei Drittel der 
Gesamtkosten in der Höhe von 21 Millionen 
Schilling als zinsenfreier, nicht rückzahlbarer Be
. trag zur Verfügung gestellt werden. 

Die Anlage soll von der Bundesversuchs- und 
Forschungsanstalt Arsenal betrieben und für die 
ersten zehn Jahre uneingeschränkt für die UIC 
einsatzbereit gehalten werden. Für die Kosten 
des Betriebes und für die Anlaufkosten wird für 
die Dauer von zehn Jahren vertrags'mäßig die 
UICaufkommen. 

Das Fernheizkraftwerk konnte durch die Er- Fernheizkraftwerk 

weiterung der Heizzentrale auf 32 Millio-
nen kcal/h die in den Wärmelieferungsverträgen 
an die Abnehmer festgelegten Lieferungen an 
Heißwasserenergie erfüllen. Durch die Inbetrieb-
nahme der Dampfturbine konnte nicht nur die 
Eigenstromversorgung voll gedeckt werden, was 
zu einer Einsparung an Stromkosten geführt hat, 
sondern darüber hinaus wurde das öffentliche' 
Netz mit Spitzenstrom versorgt. 

Eine leistungsmäßige Erweiterung ist im Jahre 
1959 nicht vorgesehen, doch müssen die beste
henden Lagerkapazitäten für die erforderliche 
Lagerung von festen und flüssigen Brennstoffen 
erweitert werden. 

In der Elektrotechnischen Prüfanstalt (ETV A) 
konnte die Hochspannungsprüfung und das er
weiterte Maschinenprüffeld in Betrieb genommen 
werden. Das Niederspannungsschaltgeräteprüf
feld ist in Fertigstellung. 

§ 4: Beschußwesen. 

Die Handfeuerwaffen sowie deren höchst bean
spruchte Teile müssen aus Sicherheitsgründen, 
bevor sie in Verkehr gesetzt werden, auf Grund 
des Beschußgesetzes (BGBL Nr. 141/1951) und 
der zugehörigen Verordnungen (BGBL Nr. 224/ 
1951 und 88/1958) in den Beschußämtern in 
Wien und Ferlach gesetzlich erprobt werden. Der 
gesetzlichen Erprobung unterliegen Flinten, Ku
gelgewehre, kombinierte Waffen, Kleinkaliber
gewehre, Viehschlachtapparate, Bolzensetzappa
rate, Böller, Pistolen und andere sowie die zu
gehörige Munition. 

über die gegenseitige Anerkennung von Be
schußzeichen durch verschiedene Staaten besteht 
eirue Internatioruale Konvention. 

Elektrotechnische 
Prüfanstalt 

Beschuß-
wesen 

Gesetzliche 
Grundlagen 

Neben der rein amtlichen Tätigkeit sind die Sonstige Tätigkeit 

Beschußämter auch Versuchsanstalten für Hand-
feuerwaffen; Schießmittel usw. Sie betreiben auch 
eine' Schießstätte, welche den Erzeugern von 
Handfeuerwaffen das Einschießen ihrer Geräte 
ermöglicht. 

Die Statistik zeigt im Vorjahr ein Ansteigen 
der Jagdwaffenproduktion um zirka 10010, wovon 
der größte Teil für das Ausland bestimmt war. 

Hinsichtlich der Einnahmen ist zu bemerken: Einnahmen 

die von den Beschußämtern für die amtliche 
Prüfung von Handfeuerwaffen eingehobenen Be
schußtaxen werden im Sinne der Bundesverwal
tungsabgabenverordnung 1957, BGBL Nr. 48, in 
Stempelmarken entridltet. Sie werden daher bei 
Kapitel 17 Titel 5 § 1 "Stempel- und Rechts-
gebühren" verrechnet. Den Beschußämtern ver-
bleiben daher nur die Kostenersätze für die rei-
nen Barauslagen als Einnahmen. 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)428 von 614

www.parlament.gv.at



Kapitel 20 153 

TedlOisdtes ~ 5: Förderung des technischen Versuchswesens. 
Versums-
_ wesen 

Einnahmen 

Patent
wesen 

Das moderne technische Versuchswesen ist ein 
bedeutender Zweig der industriellen und ge
werblichen WirtsChaft. Es befaßt sich einerseits 
mit der Schaffung der Voraussetzungen für die 
Güte und Sicherheit der Erzeugnisse (Prüfwesen), 
anderseits mit der industriellen Forschung und 
Entwicklung, welche die Schaffung neuer, besserer 
und billigerer Lebensgüter zum Ziele hat. 

Die hier veranschlagten Mittel sind dazu be
stimmt, privaten technischen Versuchsanstalten, 
insbesondere den -von den Wirtschaftsverbänden 
betriebenen kooper;tiven Versuchs- und For
schungsanstalten, durch die. Gewährung von. Zu
schüssen und durch die Begebung von Darlehen 
die Anschaffung von technischen Versuchseinrich
tungen und Spezialgeräten dort zu ermöglichen, 
wo die eigene finanzielle Grundlage nicht aus
reicht. Ferner soll dieser Ansatz es ermöglichen, 
aussichtsreiche und für die eigene Wirtschaft be
deutungsvolle Entwicklungs':' und Forschungs
arbeiten durch Zuschüsse zu fördern. Damit 
würden neue Produktionszweige im Inland ge
schaffen werden können und es könnte verhin
dert werden, daß aussichtsreiche Entwicklungen 
vorzeitig ins Ausland abwandern. . 

Die veranschlagten Einnahmen bei diesem An
satz sind durch die auf Grund der Verträge zu 
erwartenden Rückflüsseaus den gewährten Dar
lehen gegeben. 

Titel 7: Patentwesen. 
Ausgaben Einnahmen 

persönliche sachliche Summe 
Mill. S 

1957 *)...... 9'2 4'4 
1958 **) . . . . . . 9'6 5'3 
1959 *~.) ...... 10'3 - 4'9 

13'6 
14'9 
15'2 

10'1 
10'3 
14'3 

Untersdllede Die ständige Zunahme des Umfang.es der vom 
der österreichischen Patentamt zu bewältigenden 

l~;;arung Aufgaben - sie findet auch in der günstigen 
über V~~f:h~ Entwicklung der Einnahmen ihren Ausdruck -

erforderte eine entsprechende Erhöhung des 
Personalstandes. 

Bei den sachlichen Ausgaben wäre an sich in
folge des gesteigerten Geschäftsganges und der 
damit verbundenen erhöhten Zahl von Druck
legungen 1) der Zweckaufwand angestiegen. Die 
Binführung eines verbilligten Drucklegungs
verfahrens für die österreichischen Patentschrif
ten hat jedoch bewirkt, daß an Stelle einer Er
höhung eine Senkung des Zweckaufwandes auf 
3'3 Millionen Schilling möglich geworden ist. 
Die Erhöhung des Verwaltungsaufwandes ist vor 
allem dem Umstand zuzuschreiben, daß die 
Unterbringungsmöglichkeiten in den beiden 
Amtsgebäuden Wien, I., Kohlmarkt 8-10 und 

'1) Zur Auflegung der Patentschriften verpflichtet 
das Patentgesetz. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Judenplatz 6 nunmehr gänzlich erschöpft sind, 
so daß zusätzliche Räumlichkeiten im Hause 
Wien, 1., Habsburgergasse 1, gemietet werden 
mußten. 

Die Einnahmen konnten sowohl in Anbetracht 
der zu erlassenden Gebüh:renverordnung 1) als 
auch im Hinblick auf die ständige Steigerung 
des Geschäftsganges um 4 Millionen Schilling er
höht werden. Aller Voraussicht nach wird das 
österreichische Patentamt, welches im Jahre 
1959 seinen sechzigjährigen Bestand feiert, be
reits im Jahre 1960 wieder eine aktive Gebarung 
aufzuweisen haben. 

Patentgesetz 1950, BGBl. Nr. 128, in der 
Fassung BGBL Nr. 210/1951 und 29/1958 sowie 
Patentgebühren-Verordnung 1951, BGBl. 
Nr. 182. 

Markenschutzgesetz 1953, BGBL Nr. 38; 
Markenschutz-Oberleitungsgesetz 1953, BGBL 
Nr. 38 in der Fassung BGBL Nr. 30/1958; Mar
kengebühren-Verordnung 1951, BGBl. Nr. 183. 

Musterschutzgesetz 1953, BGBL Nr. 39, 
Musterrechts-Verordnung 1947, BGBL Nr. 234, 
in der Fas3ung der Mustergebühren-Verordnung 
1951, BGBl. Nr. 184. 

Die Zunahme des Geschäftsganges in Patent
angelegenheiten spiegelt sich in der Anzahl der 
Einlaufstücke, die .1955: 45.587, 1956: 51.557 
und 1957: 54.339 betragen haben. Die Patent
anmeldungen sind von 7247 im Jahr,e 1955 über 
7823 im Jahr,e 1956 auf 8408 im Jahre 1957 
gestiegen, wobei der Anteil des Auslandes von 
55 v. H. über 60 v. H. auf 62 v. H. angewach
sen ist. 

Diese Entwicklung ist dem hohen Ansehen zu 
verdanken, welches das auf wissenschaftlicher 
Basis aufgebaute österreichische Vorprüfungs
verfahren in aller Welt genießt. Es darf' jedoch 
nicht unerwähnt bleiben, daß diese Vorprüfung 
in Anbetracht der immer rascher fortschreitenden 
technischen Entwicklung von Jahr zu Jahr 
schwieriger und zeitraubender wird, weil die zu 
berücksichtigenden Patentbeschreibungen und die 
ergänzende fachtechnische Literatur entsprechend 
an Umfang zunehmen. Allein im Jahre 1957 
sind im Tausch mit österreichischen Patentschrif
ten 663.000 Patentschriften aus dem Ausland 
eingelangt. 

Ein deutliches Bild der günstigen Entwicklung 
zeigt auch die Zunahme der im Patentregister 
als "aufrecht" eingetragenen österreichischen 
Patente, die von 16.595 im Jahre 1955 über 
19.687 im Jahre 1956 auf 23.208 im Jahre 1957 
angewachsen sind. 

Die Zunahme des Geschäftsganges in Marken
angelegenheiten kommt in der Anzahl der Ein
laufstücke zum Ausdruck, welche 1955: 11.246, 
1956: 11.748 und 1957: 13.329 betragen haben. 

1) BGBI. Nr. 000/1958. 
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Die Markenanmeldungen sind von 2525 im 
Jahre 1955 über 2483 im Jahre 1956 auf 2663 
im Jahre 1957 gestiegen, wobei der Anteil des 
Auslandes von 18 v, H, über 22 v, H, auf 23 v; H, 
gestiegen ist, 

Mit 31. Dezember 1957 betrug die Anzahl 
der im österreichischen Markenregister eingetra
genen Marken 37,997, Im internationalen Mar
kenregister waren zum gleichen Zeitpunkt 
85,076 Marken eingetragen, davon 3288 öster
reichischer und 81.788 ausländischer Herkunft, 

Bis 31. Dezember 1957 wurden insgesamt 
72.732 Muster mit je einem Doppel bei den zu
ständigen Kammern der gewerblichen Wirtschaft 
und beim Zentralmusterarchiv des österreichi
schen Patentamtes aus dem In- und Ausland 
hinterlegt, 

Die Zunahme der vor der Nichtigkeitsabtei
lung zu verhandelnden Fälle in Patent- und 
Markenangelegenheiten (1957: 114) und der Be
rufungen an den Patentgerichtshof (1957: 21) 
zeigt das starke Interesse der Wirtschaft an der 
Bereinigung strittiger Schutzrechte, 

Ti tel 8: Eie h- und Ver me s s u n g s
wes e n, 

1957 *)""" 
1958 *~-) , , , , , , 
1959 **) , , , , , , 

Ausgaben 
persönliche sachliche Summe 

70'3 
71'S 
727 

Mill, S 

23'2 93'5 
25'0 96'8 
24'1 96"8 

Einnahmen 

23'5 
23'4 
24'9 

Gebarung Die Gebarung 1957 bis 1959 zeigt folgendes 
1957-1959 Bild: 

Ausgaben 1957') 1958 ") 1959 ") 
Mit1- S 

Eichwesen , , , , , , , , " 
Vermessungswesen, , , , 
Vermessung und Ver-

markung der Bundes
grenzen , . , , , , , _ , , 

Ausgaben (Summe), , , 

Einnahmen 

Eichwesen , , , , , , , , , , 
Vermessungswesen , , , , 
Vermessung und Ver-

markung der Bundes
grenzen ...... ' .. 

Einnahmen (Summe)", 

11'4 
81'9 

0'2 

93'S 

1957 ') 

13'4 
10'1 

23'5 

11'9 
84'4 

0'5 

96'8 

1958 **) 
Mill, S 

13'1 
10'3 

23'4 

12'0 
84'2 

0'6 

96'8 

1959 ") 

14'0 
Ur8 

0'1 

24'9 

Unterschiede Die Steigerung der persönlichen Ausgaben ist 
G :er auf die .kreditmäßige Vorsorge für die fälligen 

19;9 ~~~~_ Vorrückungen und Beförderungen sowie für 
über Vorjahre Dienstjubiläen, die Steigerung der sachl,ichen 

Ausgaben gegenüber 1957 auf die Zunahml~ der 
Arbeitstätigkeit zurückzuführen, 

*) Bundesrechnungsabschluß, 
**) Bundesvoranschlag, 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

§ 1: Eichwesen, 

Die öffentlichkeit hat das Recht, zu verlangen, 
daß im öffentlichen Verkehr, ini Gesundheits
und im Sicherheitswesen nur richtige Meßgeräte 
verwendet werden, Das Maß- und Eichgesetz 
schafft die Grundlagen zur Erfüllung dieser For
derung; die Gruppe Eichwesen ist beauftragt, für 
Ordnung im Maß~ und Eichwesen und damit für 
die Schaffung der nötigen Vertrauensgrundlage 
für das Funktionieren der Gesamtwirtschaft 
österreichs zu sorgen, 

Der Gruppe Eichwesen obliegt es daher: 
1. die Etalons der gesetzlichen Einheiten zu 

verwahren und zu überwachen sowie die ein
schlägigen Darstellungsverfahren festzulegen; 

2, die einschlägigen Vorschriften dem wissen
schaftlich-technischen Fortschritt anzupassen und 
auch den Fortschritt im Prüfungs- und Nor
mungswesen zu berücksichtigen; 

3, für die eichpflichtigen Meßgerätegattungen 
die Eichvorschriften und die Eichanweisungen 
auszuarbeiten und zu erlassen; 

4. neue Meßgerätebauarten zur Eichung 'zu-
zulassen; . 

5, Meßgeräte zu eichen; 

6, die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmun
gen durch eichpolizeiliche Revisionen zu über
wachen; 

7, im. Rahmen des physikalisch-technischen 
Prüfungsdienstes Meßgeräte zu prüfen, zu be
glaubigen sowie entsprechende Untersuchungen 
durchzuführen und die Meßtechnik durch wissen
schaftliche Arbeiten zu fördern; desgleichen die 
Prüf- und Beglaubigungsvorschriften für Meß
geräte zu erlassen; 

8. die Eichämter österreichs einheitlich auszu
rüsten sowie die Normalgeräte der Eichämter 
und der Abfertigungsstellen zu prüfen und zu. 
beglaubigen, 

Die Gruppe Eichwesen gliedert sich in vier 
Abteilungen, die im bundeseigenen Gebäude, 
Wien, XVI., Arltgasse 35, untergebracht sind, 

Die Abteilung E 1, Technisch-administrative 
Angelegenheiten, besorgt insbesondere die Aus
rüstung und überwachung der Eichämter in den 
Bundesländern im Wege der drei Inspektoren 
der Eichaufsichtsbezirke, 

Die Eichämter sind über das ganze Bundes
gebiet verteilt; es gibt derzeit 18 Stammeich
ämter und 63 Nebeneichämter, 

Der 1. Eichaufsichtsbezirk umfaßt die Eich
ämter in Wien, Niederösterreich und im nörd
lichen Burgenland; 

der 2, Eichaufsichtsbezirk umfaßt die Eich
ämter in Oberösterreich, Salzburg, Tirol und 
Vorarlberg; 

Eidtwesen 

Aufgaben 

Organisation 

Technisch
administrative 

Allgelegenheiten 
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der 3. Eidtaufsidttsbezirk umfaßt die Eidt- Landkartenwerke durdt. An diesem Arbeits
ämter in Steiermark, Kärnten, Osttirol und im programm sind sechs Abteilungen, und zwar: 
südlidten Burgenland. Tedtnisdt-administrativ,e Angelegenheiten, Photo-

Seit Frühjahr 1956 ist ein "fahrbares Eidtamt", grammetrie, Topographie, Kartographie, Repro
ein Sattelsdtlepper mit Anhänger eingesetzt, in duktion und Druck, beteiligt. 
dem die Meßgeräte eines Eidtamtes eingebaut Die Dienststellen sind untergebradtt: 
sind; es hat sidt vorzüglich bewährt. Wien: VnL, Friedridt Schmidt-Platz 3, 

Abteilung E 2, Allgemeines Meßwesen, beschäf- VIIL, Krotenthallergasse 3, 
tigt sich insbesond,ere mit den Meßgeräten für XVIIL, Schopenhauerstraße 32 
Länge, Fläche, Raum, Maße (Waagen und Ge- Theresienga'Sse 66, 
wichtstücke), Didtte, Zähigkeit, Temperatur, L, Hohenstaufengasse 17, 
Photometrie, Wärmemengenmessung, Hygro- III., Hetzgasse 2, 
metrie. III., Vordere Zollamtsstraße 3, 

Abteilung E 3, Elektrisdtes Meßwesen, besdtäf- L, Hofburg, Schweizerhof, 
tigt sich insbesondere mit den elektrischen und VIIL, Lerdtenfelder Straße 1, 
magnetischen Meßgeräten (Elektrizitätszähler, X., Quellenstraße 72. 
Meßwandler), mit' Zeitmessung, Elektrochemie, An nachgeordneten Dienststellen bestehen für 
Hydraulik (Wasserzähler) und Akustik, ferner die Fortführung des Katasters 69 Vermessungs
mit der Herstellung der Normalzeit für öster- ämter und eine Zweigstelle, welche den vier In
reich. spektoraten für das Vermessungswesen in Wien, 

Abteilung E 4, Industrielles Meßwesen, beschäf- Linz, Graz und Innsbruck unterstellt sind. 1) 
tigt sich insbesondere mit den Kraft- und Druck
meßgeräten, mit den Dehnungsmessern und 
Werkstoffprüfmaschinen, den technischen Fein
meßgeräten einschließlidt Oberflächenprüfung 
sowie mit den Mengenmeßgeräten für Gase 
(Gaszähler). 

Die einschlägigen gesetzlichen Grundlagen sind: 
Maß- und Eichgesetz, BGBl. Nr. 152/1950. 

Eichgebührenordnung, BGBl. Nr. 162/1952. 
Verordnung über den Sitz der Eichämter und 

den Umfang ihrer fachlichen Befugnisse, BGBl. 
Nr.' 5/58. 

§ 2: Vermessungswesen. 
Das Vermessungswesen gliedert sich in zwel 

Gruppen. Die Gruppe "G run dia gen des 
Ver-rn e s s u n g s wes e n s und Kat ast e r" 
umfaßt alle wissensdtaftlichen, technischen und 
administrativen Aufgaben hinsichtlich der Grund
lagen des Vermessungswesens und der Ka tastral
vermessung; welche durch sieben Abteilungen und 
zwar: Erdmessung, Triangulierung, Katastralneu
vermessung, Katastrale Bearbeitung agrarischer 
Operationen, Fortführung des Grundkatasters, 
Reproduktion der Pläne und Kaiastralmappen 
sowie durch die Dienststelle für Lodtkarten-
verfahren ausgeführt werden. _ 

Im Rahmen der ;,Abteilung für katastrale Be
arbeitung agrarischer Operationen" bestehen 
vier Katasterdienststellen in Wien, Linz, Graz 
und Innsbruck, im Rahmen der Abteilung "Fort
führung des Grundkatasters" für die über
wachung der Bodenschätzungein "Inspektorat für 
die Katasterangelegenheiten der Bodensdtätzung" 
in Wien, mit je einer Katasterdienststelle in Graz 
und Innsbruck. 

Die Gruppe "L a n des auf nah m eH führt 
alle Arbeiten hinsichtlich Herstellung, Evident
haltung und Vervielfältigung der österreichischen 

An Arbeitsaufgaben für das Jahr 1959 sind 
vorgesehen: 

Gruppe "Grundlagen des Vermessungswesens und 
Kataster". 

Der Abteilung Erdmessung obliegen folgende Erdmessung 
Aufgaben: 

1. das Präzisionsnivellement, 
2.- die astronomische Ortsbestimmung, 
3. die Schwerkraftmessung, 
4. die Basismessung. 

ad 1: Das moderne Präzisionsnivellement ist 
derzeit für den Aufbau besonders vordringlich. 
Im Jahre 1956 konnte die Messung des überge
ordneten europäischen Höhennetzes abgeschlos
sen werden. Umso notwendiger erscheint es, daß 
die- Messung und Beredtnung der noch fehlenden 
Linien des österreichischen Präzisionsnivellements 
in den kommenden Jahren stark vorwärtsgetrie
ben wird, um das österreidtische Fundamental
netz möglichst bald in das noch heuer zu beredt
nende europäische Grundnetz einbeziehen zu 
können. Für 1959 ist der Einsatz von fünf Ar
beitspartien, zum Teil bis zu 'sech,s Monaten, ge
plant. 

ad 2: Die astronomischen Ortsbestimmungen 
liefern die Grundlage für die exakte Reduktion 
der Winkelbeobachtungen und geben überdies 
Aufsdtlüsse über den Bau der oberen Schichten 
der Erdkruste. Im Zuge der international ver
einbarten Erneuerung der europäischen Dreiecks
netze 1. Ordnung sind in österreidt neben den 
Lotabweichungspunkten noch sieben bis zehn 
Laplacesdte Punkte zu beobachten. 1959 können 
zwei astronomische Beobachtungspartien ein-

1) Auf teilung auf die Bundesländer siehe Seite 131 
der Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz 1958. 
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ges,etzt werden. Es ist beabsichtigt"1959 auch die 
Beobachtung eines astronomischen Nivellements 
im Parallel von Wien zu beginnen; 

ad 3: Die Schwerkraftmessungen werden vor
wiegend entlang der Linien des Präzisionsnivelle
mentes durchgeführt und dienen dort in erster 
Linie der Berechnung der geopotentiellen Koten. 
Ein provisorisches Schwere-Grundnetz wurde 
1956 mittels Gravimeterübertragung per Eisen
bahn geschaffen. Ein exakter Anschluß an das 
Potsdamer Schweresystem wird durch relative 
Pendelmessungen an etwa fünf Stationen herge
stellt. Die Schweremessungen geben überdies 
wichtige Aufschlüsse in Geophysik, Geologie und 
Bergbau. 

ad 4: Im Zusammenhang mit der Erneuerung 
des österreichischen Dreiecksnetzes 1. Ordnung 
müssen mehrere Grundlinien gemessen werden. 
Besonders wichtig ist eine Basis in der Dreiländer
ecke in der Rheinebene. Nach entsprechenden 
Vorarbeiten wird 1959 das Geodimeter von 
Bergstrand für die direkte Messung von Dreieck
seiten erster Ordnung herangezogen werden. 
Eine wichtige Voraussetzung für die Basis- sowie 
Geodimetermessungen ist der Ausbau einer etwa 
1 km langen Vergleichsbasis. 

Dieser Abteilung obliegt die planmäßige 
Schaffung, Erneuerung und periodische Revision 
des trigonometrischen Dreied~snetzes, 1. bis 
4. Ordnung. Dieses Netz dient als Grundlage für 
das im Ausbau begriffene Kartenwerk der 
"österreichischen ,Karte" 1 : 50.000. 

Im Anschluß hieran werden Kleintriangulie-
'rungsnetze 5. Ordnung mit ungefähr einem 
trigonometrischen Punkt pro km2 entwickelt, 
die den grundlegenden Rahmen für alle Detail
vermessungen abgeben. 

Diese Kleintriangulie,rung,en werden nur über 
Antrag durchgeführt und dienen der Fortfüh
rung und Erneuerung des katastralen Mappen
werkes, den Agrarbehörden für die Durch
führung der ständig anwachsenden Grundstück
zusammenlegungen, den Landesbehörden bei der 
Planung und beim Bau von Autobahnen, Straßen 
und Güterwegen sowie bei Flußregulierungen, 
Wildbachverbauungen und schließlich der Elektri
zitätswirts,chaft beim, Bau von Kraftwerken. 

Für die Durchführung dieser Arbeiten am 
Felde ist im Jahre 1959 der Einsatz von 42 Ar
beitspartien auf die Dauer von sechs Monaten 
geplant. 

Großbauten einwandfreie Planunterlagen. Die 
Neuvermessung schafft durch die Horizontal
und Geländeaufnahmen Lagepläne mit Schichten
linienüberdruck" die allen Anforderungen der 
modernen Technik entsprechen. Eine der dring
lichen Arbeiten der Abteilung ist, die Katastral
neuaufnahme beziehungsweise Reambulierung 
des südlichen Burgenlandes. Hiefür sind 
nur Katastralmappen der alten ungarischen 
Vermessung aus den Jahren 1853-1859 vorhan
den. Diese Katastralneuaufnahme des Südburgen
landes bildet die Grundlage für die Neu a n
leg u n g der Grundbücher. Für das Jahr 1959 
ist der Beginn beziehungsweise die Fortsetzung 
von Neuvermessungs- und Reambulierungs
arbeiten in fünfzehn burgenländischen Katastral
gemeinden geplant. Außer den burgen
ländischen Arbeiten sind Neuvermessungen 
von zehn Katastralgemeinden im übrigen 
Osterreich, darunter in Steyr, Bregenz, Salz burg, 
Villach und Graz im Gange. Ferner sind tech
nische Nivellements für den hydrographischen 
Dienst, für den Wasserkraftkataster und für ver
schiedene Großbauvorhaben an vielen Stellen 
Österreichs vorgesehen. 

Schließlich obliegt dieser Abteilung die Ver
markung der Bundesgrenzen beziehungsweise die 
Erneuerung verloren gegangener ,Staatsgrenz
steine, ferner die Grundlagemessung für Auto
bahn und für die Projektierung von Wasserkraft
anlagen. 

Die Abteilung für kat astrale Bearbeitung 
agrarischer Operationen ist für die Durchführung 
von Zusammenlegungen, Teilungen und Regu
lierungen seitens der Agrarbehörden im Kataster 
zuständig. 

Der Abteilung Fortführung des Katasters 
unterstehen vier Inspektorate zur überwachung 
der 69 Vermessungs ämter und einer Zweigstelle 
sowie das Inspektorat für die Katasterangelegen
heiten der Bodenschätzung und das Katastral
mappenarchiv. 

Die Arbeitsaufgaben der Vermessungsämter 
und der anderen unterstellten Dienststellen er
geben sich auf Grund des Evidenthaltungsgesetzes 
vom 23. Mai 1883, RGBl. Nr. 83. Die Vermes
sungsämter haben in der allgemein vom Mai bis 
Oktober währenden Feldarbeitszeit alle Ver
änderungen zu erheben und zu vermessen, die in 
der Natur gegenüber dem Stand in der Katastral

Die Abteilung Katastralneuvermessung hat vor mappe eingetreten sind. Während der nachfol~ 
allem die Neuvermessung ganzer Gemeindege- genden Kanzleiperiode sind die festgestellten 
biete und größerer Grundkomplexe zur Aufgabe, Veränderungen in den Operaten durchzuführen, 
im Zusammenhang damit die Erneuerung der desgleichen auch Grundteilungen fremder Be
Katastralmappen und -operate, insbesondere für hörden ,und der Ingenieurkonsulenten zu bear
Städte mit erweiterten Siedlungsbauvorhaben. I beiten. Es handelt sich um Veränderungen der 
Das Bauwesen benötigt zur Projektierung von I Gemeindegrenzen, übertragung von Grund
Ortserweiterungen, Siedlungen, .größeren ln-I besitz, Kulturänderungen, Richtigstellung der 
dustrieanlagen, Wasserkraftwerken und anderen Grundbesitzbogen, der Mappen usw. 

Agrarische 
Operationen 

Fortführung 
des 

Katasters 
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Die Dienststelle Bodenschätzung führt in Zu
sammenarbeit mit dem Bundesministerium für 
Finanzen den Feldvergleich (Hetbeiführung der 
übereinstimmung zwischen Katastralmappe und 
Natur) durch und leistet durch die Teilnahme 
bei der eigentlichen Einschätzung und Bewertung 
des Bodens durch Organe der Finanzverwaltung 
den vermes'Sungstechnischen Beitrag zur Her
stellung der Bodenschätzungsreinkarte. 

Das Katastralmappenarchiv verwahrt die 
Originalmappen sowie das Mappenlager und 
hat die Bestellungen für Abschriften und 
Kopien aus den Katastraloperaten zu be
arbeiten. Die gebührenfreie Abgabe von 
Mappenblättern und Operatsauszügen an Be
hörden der Hoheitsverwaltung fällt ebenfalls 

Schließlich führt die der Abteilung unterstellte 
Rechnungsstelle noch, soweit in den Kompetenz
bereich der Abteilung LI A gehörig, die über
wachung der gesamten Einnahmen- und Aus
gab'engebarung, die Betriebsabrechnung und 
Nachkalkulation durch. 

Abteilung Photogrammetrie. 

Flugplanung und Befliegung für die topo
graphische Neuaufnahme von österreich; Luft
bild aufnahmen für großmaßstäbliche Kataster
pläne für agrarische Zwecke und für diverse tech
nische Projekte (Autobahnen) mit amtseigenem 
Flugzeug, Type "Twin Pionier". 

Beschaffung der Unterlagen für Auswertung 
und Entzerrung von Luftbildern. 

unter die Aufgabe des Mappenarchivs. Abteilung Topographie. 

Reproduk~ion Die maßhältige Reproduktion aller planmäßi- Stereoskopische Auswertung der von der Ab-
der Pläne gen Darstellungen der Ergebnisse der öster- teilung Photogrammetrie aufgenommenen Luft-
Ka~~~er- reichischen Katastervermessungen fällt in den bilder für die topographischen staatlichen Karten; 
mappen . Aufgabenbereich der Abteilung Reproduktion die topographische Neuaufnahme wird im Jahre 

der Pläne und Katastermappen. Ferner fallen in 1959 mit Rücksicht auf den Bedarf des Bundes
den Aufgabenkreis dieser Abteilung: Alle sonsti- ministeriums für Landesverteidigung bedeutend 
gen für den Kataster erforderlichen Druck- und erweitert werden müssen. Vorgesehen sind Auf
Reproduktionsarbeiten, die verwaltungstechnische nahmen für die Karte 1: 25.000 in Tirol und 
Betreuung der im Katastralmappenarchiv seit 1: 50.000 in Niederösterreich, Burgenland und 
dem Jahre 191~ aufbewahrten Katasterdrucke Steiermark, in Oberösterreich (Linz und Um
und ihre Laufendhaltung dunn Ergänzungen, gebung). 
Anfertigungen der Gebietskarten für Meliora- Zu diesen Arbeiten kommt noch die Aufnahme 
tionszwecke der einzelnen Landesregierungen, und Kubaturberechnung von Seen. . 
Gebiets- uno Einzelpläne für Stadtbauämter, für Der Aufgabenbereich der Abteilung photo
Land- und Forstwirtschaft, -für den Energieaus- grammetrie und Topographie umfaßt auch die 
bau und besonders umfangreiche Kopierarbeiten Herstellung von Karten und Plänen für das Aus-
für die Zwecke der Bodenschätzung. land. 

Photo-
grammetrie 

Topagraphie 

Dienststelle für Die Dienststelle für Lochkartenverfahren Der Abteilung Kartographie obliegt die karto- Kartographie 
Lochkarten- wurde mit Ende des Jahres 1957 aufgestellt, graphische Bearbeitung der staatlichen Karten-
verfahren um durch die Anwendung des Lochkartenverfah- . werke die Herstellung der Karte 1: 200.000 durch 

rens die Anlegung und Fortfüh.run? der ~.chrift- I Gener~lisierung der Aufnahme 1: 25.000 und 
operate des Grundkatasters, SOwIe dIe Ausfuhrung 1: 50.000 sowie der Kartenevidenthaltung; für das 
geodätischer Berechnungen zu ration~lisieren und Jahr 1959 ist ebenfalls durch Anfertigung von 
zu beschleunigen. Außerdem soll hledurch Per- Sonder karten für das Bundesministerium für 
sonal für gesetzlich vorgeschriebene Arbeiten Landesverteidigung und Erweiterung der Topo
freigestellt werden, die bisher aus Personalmangel graphischen Aufnahme mit einem gesteigerten 
nicht ausgeführt werden konnten. Arbeitsanfall zu rechnen. 

Tedm.-ad-
ministrative 
Angelegen

heiten 

Gruppe "Landesaufnahme". 

Die Abteilung Technisch-administrative An
gelegenheiten hat die Ausrüstung des technischen 
Personals mit Geräten, Instrumenten und Ma
terialien, die Führung der Inventar- und Material
gebarung, weiters die Bearbeitung der Gebäude
angelegenheiten im Zusammenwirken mit der 
Bundesgebäudeverwaltung I über. 

Ferner obliegt es ih~, Bestellungen von Druck
aufträgen, Luftbildern und Luftbildauswertun
gen entgegenzunehmen, die zugehörige Vor
kalkulation und Ausarbeitung der Kostenvoran
schläge vorzunehmen sowie den Kartenverlag 
und Kartenverkauf zu besorgen. 

Abteilung Reproduktion. Reproduktion 
Die Herstellung von Kontaktkopien, Diaposi-

tiven, Luftbildvergrößerungen und Luftbild-
plänen für Zwecke der Luftbildvermessung und 
Auswertung wird durch zusätzliche reproduk
tionstechnische Arbeiten für andere Verwaltungs-
zweige immer umfangreicher. Auch bei dieser Ab-
teilung werden sich im Jahre 1959 die umfang-
reichen Kartenwünsche des Bundesheeres ebenfalls 
sehr auswirken. 

Bisher ist es zwar gelungen, durch Einführung 
der Glasgravur und Modernisierung der Repro
duktionsanlagen die Produktion zu steigern; ohne 
Personalvermehrung wird es aber nicht möglich 
sein, weitere Aufträge zu übernehmen. 
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158 Kapitel 20 

Druck 

Gesetzlime 
Grundlagen 

Abteilung Druck. 

Druck der staatlichen Kartenwerke sowie druck
technische Arbeiten für den amts eigenen Bedarf 
und für andere staatliche Stellen. 

Die einschlägigen gesetzlichen Grundlagen sind: 
1. Das Evidenzhaltungsgesetz, RGBl. Nr. 83/1883 

und die V<?llzugsverordnung RGBl. Nr. 91/ 
1883 hiezu; 

2. Gesetz über die Revision des Grundsteuer
katasters, RGBl. Nr. 121/1896; 

3. die Vollzugsanweisung der Staatsregierung, 
StGBl. Nr. 380/1919, betreffend einheit
liche Regelung des gesamten staatlichen Ver'mes
sungswesens (neuerlich in Geltung getreten 
laut BGBl. Nr. 85/1946); 

4. die Verordnung BGBl. Nr. 613/1923, betreffend 
das Statut des Bundesamtes für Eich- und Ver
messungswesen (neuerlich in Geltung getreten 
laut BGBL Nr. 85/1946); 

5. die Verordnung der Bundesregierung, BGBL 
Nr. 106/1927, womit die Geltung von Vor
schriften betreffend die Evidenzhaltung des 
Grundsteuerkatasters auf das Burgenland er
streckt wird; 

6. die Katastralvermessungs- und Umschreib
gebührenverordnung, BGBL Nr. 41/1948. 

Vermessung § 2 a: Vermessung und Vermarkung der Bundes-
und Vermar- grenzen. 

kung der 
Bundes- Für das Jahr 1959 sind nachstehende A r-
. grenzen bei t e n an den B und e s g ren zen vor

gesehen: 

1. österreichisch-deutsche 
(b a y e r i s ehe) S t a a t s g ren Z e: Fortsetzung 
der Wiederherstellung und Vermarkung der 
Staatsgrenze im Abschnitt vom Scheibelberg bis 
zum Bodensee und vom Scheibelberg bis zum 
dreifachen Grenzpunkt: Osterreich, Deutschland, 
CSR, auf Grund des BesdJlusses des Minister
rates vom 20. Mai 1958; die umfangreichen 
Wiederherstellungsarbeiten, zu deren Durchfüh
rung österreich auf Grund des Staatsvertrages 
(BGBL Nr. 152/i 955) verpflichtet ist, ergeben 
sich daraus, daß insbesondere durch die Ereig
nisse des Jahres 1938 in der Vermarkung und 
Kennzeichnung in der Natur zahlreiche Mängel 
und Schäden aufgetreten sind, 

2, Ö s t e r r eie his eh - li e c h t e n s t e i
nische Staatsgrenze: Herstellung des 
Grenzurkundenwerkes auf Grund der Verein- . 
barungen der österreichisch-liechtensteinischen 
Staatsgrenzkommission vom 15. Juli 1955 be
ziehungsweis,e auf Grund- des diesbezüglichen 
Beschlusses des Ministerrates vom 16. Juli 1957, 

3\. ö s t e r r e ich i s c h - s c h w e i zer i
sche Staatsgrenze: Der Beginn der 
Grenzwiederherstellung und Vermarkung in der 
Rheinebene ist für 1959 zu gewärtigen. 

4. österreichi'sch-jugoslawische 
S t a a t s g ren z e: Wi.ederherstellungs- und 
Vermarkungsarbeiten auf Grund des Regierungs
übereinkommens vom 19, März 1958, BGBl. 
Nr, 144, zwischen der österreichischen Bundes
regierung und der Föderativen Volksrepublik 
Jugoslawien, betreffend die Erneuerung, den 
Schutz und die Instandhaltung der Grenzsteine 
und der sonstigen Grenzzeichen an der öster
reichisch-jugoslawischen Staatsgrenze, 

Einschlägige gesetzliche Grundlage ist § 2 lit, b 
Z. 5 der Verordnung vom 3. Dezember 1923, 
BGBl. Nr. 613, 

Ti tel 9: Be r g wes e n. 

Ausgaben Einnahmen 

1957 *)., ... . 
1958 **),., .. . 
1959 **) .. ,'. 

persönliche sachliche Summe 
Mill. S 

2'2 
2'5 
2'5 

2'6 
1'9 
1'4 

4'8 
4'4 
3'9 

283'8 
153'4 
201'3 

Die persönlichen Mehrausgaben sind durch 
Personalvermehrung bedingt. 

Die Verminderung der sachlichen Ausgaben 
ist auf die allgemeinen Kürzungsmaßnahmen zu
rückzuführen, 

Die Montangebühren betrugen 1957 283 Mil-; 
lionen Schilling, in den Voranschlägen 1958 und 
1959 sind 153 beziehungsweise 201 Millionen 
Schilling vorgesehen, Es ist anzunehmen, daß 
auch im Jahre 1958 aus den mit den Erdöl
firmen abgeschlossenen Verträgen höhere Ein
nahmen als veranschlagt eingehen werden. Die 
geringeren Einnahmen im Voranschlag 1959 
gegenüber 1957 sind dadurch bedingt, daß im 
Jahre 1957 Nachzahlungen zu Montangebühren 
durch die OROP erfolgten. 

Die unter § 4 "Montangebühren" 1) veran
schlagten Einnahmen werden auf Grund des 
Massen- und Freischurfgebührengesetzes 2) für 
verliehene Grubenmasse und angemeldete Frei
schürfe eingehoben, Die Entrichtung der Förder-, 
Flächen- und Feldzinse erfolgt auf Grund vo~ 
Vereinbarungen mit den Erdölgesellschaften. 

Der Obersten Bergbehörde im Bundesministe
rium für Handel und Wiederaufbau unterstehen 
die Berghauptmannschaften in Wien I, Wien II, 
Leoben, Graz, Salz burg, Klagenfurt und Inns
bruck, Diese sieben Berghauptmannschaften be
aufsichtigen rund 170 in Betrieb befindliche und 
rund 350 außer Betrieb befindliche Bergbaue, 

Der Bergbau, dessen wirtschaftliche Pflege den 
Bergbehörden obliegt, stellt mit einer Wert
schöpfung von rund 5 Milliarden Schilling im 
Jahre 1956 (rund 5% des Volkseinkommen,s) bei 

1) Siehe BGB!. Nr, 90/1948. 
2) BGB!. Nr.28/1947 in der Fassung BGB!. Nr,90/ 

1948, 
•. ) Bundesrechnungsabschluß, 

,:.".) Bundesvoranschlag, 

Bergwesen. 

Untersmiede 
der 

Gebarung 
1959 

gegenüber 
Vorjahre 

Montan
gebühren 

Organisation 

Aufgaben 
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Kapitel 20 

einer Beschäftigtenzahl von 40.000 Arbeitern und 
Angestellten einen der bedeutendsten Wirt
schaftszweige auf dem Gebiete der Urproduktion 

.~159 

Ti t e 110: Mobilienwesen. 
Ausgaben I;innahmen 

petSÖnlidte sadtlidte Summe 
Mül. S 

Mobilien
wesen 

dar. 
Die wichtigsten geförderten Bodenschätze 

österreichs sind: Erdöl und Erdgas, Kohle, 
Magnesit und Eisenerz. Dazu kommen noch 
Buntmetallerze (Blei, Zink und Kupfer) sowie 
Salz, Gips, Graphit, Talk, Kaolin und verschie
dene andere Minerale. 

Erdöl und Erdgas wurden hauptsächlich im 
Raum von Matzen nordöstlich Wiens und in den 
verschiedenen Erdölfeldern bis Zistersdorf ge
fördert. Die Produktion betrug im Jahre 1957 
3·2 Millionen Tonnen Erdöl und 758 Millionen 
Normalkubikmeter verwertetes Erdgas. An 
Steinkohle und Braunkohle wurden insgesamt 
T03 Millionen Tonnen gefördert, wobei die 
Schwerpunktbetriebe in Fohnsdorf, Köflach, 
Wolfsegg-Ampflwang jn Oberösterreich, Trim
melkam bei Salzburg und St. Stefan im Lavant
tal liegen. An Magnesit konnte österreich seine 
Weltgeltung behalten. Die Förderung stieg 
weiterhin auf 1·17 Millionen Tonnen an und 
ist derzeit die höchste seit Bestehen des 
Magnesitbergbaues. Die wichtigsten österreichi
schen Magnesitbergbaue liegen in Radenthein, 
Veitsch, Trieben und Breitenau. Auch die Eisen
erzförderung ist gestiegen, sie betrug im Jahre 
1957 3·50 Millionen Tonnen. Die Soleerzeugung 
bei den österreichischen Salinen im Jahre 1957 
ist gegenüber dem Vorjahr ungefähr gleich
geblieben. 

Die Oberste Bergbehörde hat im Hinblick 
auf die Bedeutung des Bergbaues für die öster
reichische Volkswirtschaft große Aufgaben zu 
bewältigen. Abgesehen von den Aufgaben der 
Hoheitsverwaltung und der volkswirtschaftlichen 
Pflege des Bergbaues obliegt ihr auch die Berg
werksinspektion und damit verbunden die über
wachung der Einhaltung der sicherheitspolizei
lichen Vorschriften, schließlich die Lenkung der 
Einfuhr und die Verteilung von festen und flüs
sigen Brennstoffen. 

Die Hauptaufgabe der Berghauptmannschaften 
besteht darin, die bergrechtlichen Bestimmungen 
zu handhaben, die Einhaltung der bergpolizei
lichen Vorschriften regelmäßig zu überprüfen 
und für den größtmöglichen Schutz und die 
Sicherheit der Bergarbeiter zu sorgen. In wirt
schaftlicher Beziehung fördern die Bergbehörden 
die Bergbaue durch Mitwirkung bei der Beschaf
fung und Gewährung von Krediten für moderne 
Maschinen und bessere Arbeitsmittel. 

Gesetzliche ' Die einschlägigen Gesetze und Bestimmungen 
Grundlagen sind: Berggesetz vom 10. März 1954, BGBl. 

Nr. 73, und für den Bergbau auf Bitumen das 
Allgemeine Berggesetz vom 23. Mai 1854, RGBL 
Nr. 146, in der Fassung BGBL Nr. 98/1952, und 
die allgemeine Bergpolizeiverordnung, BGBI. 
Nr. 238/1928, in der derzeit gültigen Fassung. 

1957 *)...... 1·5 0·5 2·0 0·4 
1958**) ...... 1·6 
1959**) ...•.. 1'5 

07 
0·5 

2'3 
2'0 

0'4 
0'4 

Die Verminderung der persönlichen und sach
lichen- Ausgaben ist auf die allgemeinen Kür
zungsmaßnahmen zurückzuführen. 

Nach Kriegsende 1918 wurde das k. u. k. Hof
mobilien- und Materialdepot von der Republik 
als. Bundesmobiliendepot übernommen. Die heu
tige Aufgabe des Bundesmobiliendepots ist eine 
zweifache: 

1. Verwaltung, Pflege und Instandhaltung der 
kunsthistorisch wertvollen Möbel aus ehemals 
kaiserlichem Besitz; 

2. Einrichtung der staatlichen Repräsentations
räume, wie beispielsweise Gesandtschaften und 
Ministerien. 

Zu diesen Aufgaben tritt nunmehr auch die 
besondere hinzu, die seinerzeitigenSchlösser: 
Hofburg Wien und Innsbruck, Residenz Salz
burg, Belvedere, Schloß Schönbrunn wieder mit 
Stilmöbeln auszustatten und dem Fremdenver
kehr zugänglich zu machen. Durch die Erfüllung 
dieser Aufgabe trägt die Bundesmobilienverwal
tung das ihre dazu bei, die Einnahmen des 
Staates zu erhöhen. Deshalb hat auch die Bun
desmobilienverwaltung in ihren eigenen Räu
men in Wien, VII., Mariahilfer Straße 88, eine 
ständige Schausammlung dem Publikum eröff
net. 

Eine weitere Möglichkeit, die Staatseinnahmen 
zu erhöhen, ist der Bundesmobilienverwaltung 
dadurch gegeben, daß sie berechtigt ist, Möbel 
an Bundesbeamte, Filmgesellschaften und Thea
ter sowie an sonstige, fallweise sich um Gegen
stände bewerbende Leihteilnehmer (Bälle und 
Messen) zu verleihen. 

Der Bundesmobilienverwaltung angeschlossen 
ist die Betreuungsstelle für Büromaschinen, die 
ähnliche Aufgaben wie die Bundesmobilienver
waltung selbst hat. 

Die vorgesehenen Budgetmittel werden zur 
Erhaltung der in eigenen Inventaren festgehal
tenen rund 154.000 Gegenstände verwendet.· 

Unterschiede 
des Er

fordernisses 
1959 gegen
über 1958 
Aufgaben 

OrganisatioD 

Gebarung 
1959 

T i tel 11 : F ö r der u n g der E n erg i e- Förderung 
wirtschaft und Elektrotechnik. der Energie

wirtschaft 
Sadtlidte Ausgaben Einnahmen und Elektro-

1957 *).......... 0'10 
1958 **) . . . . . . . . . . 0'12 
1959 **) . . . . . . . . . . 0'07 

.") Bundesrec:hnungsabsc:hluß. 
**) Bundesvoransc:hlag. 

Mill. S technik . 
0'01 
0'01 
0'00 
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160 ~ Kapitel 20/21 

Betriebs
ähnliche 

Verwaltungs
zweige 

Die veranschlagten Mittel dienen für energie
wirtschaftliche und elektrotechnische Studien und 
Begutachtungen sowie Forschungsarbeiten und 
die Unterstützung des elektrotechnischen For
schungswesens auch im Zusammenhang mit inter
nationalen Tagungen, für das gemäß BGBl. 
Nr. 24/1950 vom 16. Dezember 1949 die Zu
ständigkeit des Bundesministeriums für Handel 
und Wiederaufbau gegeben ist und soweit sie 
tber den Bereich der Grundlagenforschung der 
Hochschulen hinausgehen. 

Titel12: BetriebsähnlicheVerwal
tun g s z w e i g e. 

Ausgaben Einnahmen 
persönJidle sadlJidle Summe-

Mill. S 

1957 *) ...... . 1'6 2'1 37 2'3 
1958 **) ....... 1'6 2'1 37 3'9 
1959 *~.) ....... 1'6 2'6 4'2 4'5 

Unterschiede Den Mehrausgaben steht ein voraussichtlich 
der Gebarung gleichhoher Mehreingang gegenüber, da die Er-
1959 gegen- "ff . d F . h d dA' h über Vorjahre 0 nung er relge ege un ~s <l:uanen aus es 

erneut das Interesse der öffentlKhkett weckt. 
Allgemeines Die Inbetriebnahme der neuerbauten, allen 

Kapitel 21 

Bundes
baudienst 

Unterschiede 
der Er

fordernisse 
1959 gegen

über Vorjahre 

Anforderungen entsprechenden Tierhäuser in 
Schönbrunn (Elefantenhaus, Nilpferdhaus, Nas
hornhaus, Sumpfvogelhaus, Zwergflußpferdhaus, 
Aquarien- und Tenarienhaus, Vogelvolieren) 
sowie sonstiger Tiergartengebäude (Kassen
gebäude, Ausstellungsgebäude) und der Frei
gehege im Erweiterungsbereich bedingt einen 
Mehrverbrauch sowohl an Heizmaterial als auch 
an Nutzwasser. 

Da das Niveau des Tierbestandes erhalten wer
den muß, sind gewisse jährliche Tierankäufe un
erläßlich. Hiezu kommt die Besetzung des neuen 
Aquarien- und Terrarienhaus.es, der Krokodil
grube und der Stelzvogel wiese. Gleichzeitig mit 
dieser Erhöhung des Tierbestandes ist naturgemäß 
der Mehrbedarf an Futtermitteln gegeben. 

Nur ein attraktiver Tierbestand wird den 
einen Teil des Fremdenverkehrs bildenden Zu
strom an Besuchern zu erhalten vermögen. 

Kapitel 21 "Bauten". 
T i tell: B und e s b oa u die n s t. 

Ausgaben Einnahmen 
persönlidle sadlJidle Summe 

1957 *) ...... 111'9 
1958 **) ...... 122'3 
1959 **) ...... 121'6 

Mill. S 

25'5 137"4 11'0 
22'5 144'8 . 9'1 
24'8 146'4 11'8 

Die Steigerung der persönlichen Ausgaben' ge
genüber 1957 ist zurückzuführen auf Personal
vermehrungen für die Verwaltung der noch 

.. ) Bundesrechnungsabschluß. 
.... ) Bundesvoranschlag. 

immer zunehmenden Anz'ahl von militärischen 
Liegenschaften. 

Die sachlichen Mehrausgaben gegenüber 1958 
sind durch die Inbetriebnahme des Kongreß- ' 
zentrums in den Festsälen der Hofburg in Wien 
bedingt. Hiedurch erfahren auch die Einnahmen 
eine entsprechende Steigerung im Jahre 1959. 

Unter diesem Titel wird der Aufwand für die 
Dienststellen der Bundesgebäudeverwaltungen I 
und 11 die betriebsähnlichen Verwaltungszweige 
des Bu~desbaudienstes und für das Bundesstrom
bauamt veranschlagt. 

Dienststellen der Bundesgebäudeverwaltung in 
Wien sind die Bundesgebäudeverwaltung I Wien, 
die Burghauptmannschaft, die Schloßhauptmann
schaft Schönbrunn mit der Tiergartenverwaltung 
und in Innsbruck die Schloßverwaltung zu Inns
bruck und Ambras . 

Dienststellen der Bundesgebäudeverwaltung 11 
sind in Wien die Bundesgebäudeverwaltung . 11 
Wien für Wien, Niederösterreich und Burgen
land, in den übrigen Bundesländern die Bundes
gebäudeverwaltungen Linz, Salzburg, Innsbruck, 
Klagenfurt und Graz. 

Zu den betriebsähnlichen Verwaltungszweigen 
des Bundesbaudienstes gehören das Badeschloß 
Badgastein, das Kurhaus Semmering, die Bundes
sportbäder, die Platzlandwirtschaft Zeltweg, die 
ForstwirtSchaft Lambach und die Seilbahn Ober
traun-Dachstein. 
. Der Aufwand für das Badeschloß B a d
gas t ein, ein Kurheim für Bundesangestellte, 
betrifft die Kosten des Betriebspersonals, die 
Auslagen für den Betrieb und die Verpflegung 
der Heimgäste. Die vorgesehenen Einnahmen 
decken den Gesamtaufwand. 

B und e s s p 0 r t b ä der gibt es in Wien 
(Alte Donau und Schönbrunn), Klosterneuburg, 
Wr. Neustadt, Graz und Bregenz. Der prälimi
nierte Aufwand für das Betriebspersonal und die 
Gebäu~ebetriebsauslagen ist ebenfalls durch die 
Einnahmen gedeckt." 

Die P I atz I a n d wir t s c h a f t Z e I t weg 
umfaßt das zirka 300 Hektar große Areal des 
Flugfeldes Zeltweg und wird, soweit es die wid
mungsgemäße Verwendung zuläßt, landwirt
schaftlich genützt. Der Landwirtschaftsbetrieb 
wird in Eigentegie geführt. Die Betriebsausgaben 
setzen sich aus dem Personalaufwand (kollektiv
vertragiich entlohnte Angestellte und Arbeiter), 
Ankauf von Saatgut, Futter~ Düngemitteln, 
Zuchtvieh und landwirtschaftlichen Geräten, aus 
dem Aufwand für Viehhaltung sowie Instandhal
tung der Wirtschaftsobjekte und Geräte u. dgl. 
zusammen. Dieser Gesamtaufwand wird durch 
die präliminierten. Einnahmen gedeckt. 

Die F 0 r s t wir t s c h a f t L a m b ach wird 
auf dem zirka 200 Hektar umfassenden Areal der 
ehemaligen Munitionsanstalt Lambach (überwie
gend Wald) forstwirtschaftlich genützt. Der Forst-

Gebarung 

Dienststellen 
der Bundes

gebäude
verwaltung 

Betriebs
ähnliche 

Verwaltungs
zweige des 
Bundesbau

dienstes 

Badesdlloll 
Badgastein 

Bundes
spnrtbäder 

Platzland
wirtsdlaft 
Zeltweg 

Forstwirtsdlaft 
Lambada 
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Seilbahn 
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Bundes
strom
bauamt 

Bundes
straßen 

(Ausgaben) 

Gesetzliche 
Grundlagen 

Kapitel 21 161~ 

betrieb steht unter Aufsicht und Leitung eines 
pensionierten Forstrates, der für die Forstarbei
ten fallweise nach Bedarf. kollektivvertraglich 
entlohnte Arbeitskräfte aufnimmt. Sonstiger 
Personal- oder Sachaufwand besteht nicht. Die 
vorgesehenen Einnahmen decken die Auslagen. 

Das Kur hau s Sem m e r i n g dient aus
schließlich zur Unterbringung von Bundesbedien
steten Der Gesamtaufwand findet in den ver
anschl~gten Einnahmen seine Bedeckung. 

Die Seilbahn verbindet in jener Etappe Ober
traun mit Krippel1brunn und Krippenbrunn mit 
dem Oberfeld (Dachsteinplateau). Die Benützung 
der Seilbahn ist den Schulen und den Angehöri
gen des Bundesheeres zugänglich. Die Seilbahn 
ist für Personen und Gepäckbeförderung be
stimmt. Der Gesamtaufwand findet in den ver
anschlagten Einnahmen seine Bedeckung. 

Dem Bundesstrombauamt stehen die Strom
bauleitungen in Aschach, Linz, Grein, Ybbs, 
Krems, Greifenstein, Wien, Deutsch-Altenburg 
und die Marchbauleitung sowie die Betriebsbau
leitung zur Verfügung. 

Aus gab e n - T i tel 2: B und e s s t r a ß e n; 
Auf w a n d n ach Maß gab e der E i n
g ä n g e des Zu s chi a g e s zur M i n e r a 1-
öls t e u e r 1) und s 0 n s t i ger z w e c k-

gebundener Einnahmen. 
Sachliche Ausgaben 

Mill. S 

1957 ~')., ..........• , ..... . 918'1 
1.025'0 
1.014'8 

1958 **) .... , ....... ,.""" 
1959 **).,., ........ ".".,. 

Das Bundesgesetz vom 18. Feber 1948, BGBL 
Nr. 59, betreffend die Bundesstraßen (Bundes
straßengesetz) legt die Grundsätze für die Ausfüh
rung und die Erhaltung der Bundesstraßen und 
der in ihrem Zuge befindlichen' Brücken und son
stigen zur Straße gehörigen Anlagen fest. 

Gleichzeitig führt es jene Straßenzüge an, wel
ehe als Bundesstraßen zu gelten haben. 

Die Länge der Bundesstraßen betrug im Jahre 
1948 rund 4.100 km. Durch die Bestimmungen 
des genannten Bundesgesetzes wurden bis 1951 
weitere rund 4.000 Straßen-Kilometer zu Bundes
straßen erklärt. 

Mit der Verordnung des Bundesmini
steriums für Handel und Wiederaufbau vom 
30. Juli 1949, BGBL Nr. 238, über die Numerie
rung der Bundesstraßen und die Erklärung sol
cher Straßen zu Vorrangstraßen wurden allen 
Bundesstraßen Nummern zugewiesen und die für 
den Durchzugsverkehr bedeutenden Straßen
stücke zu Vorrangstraßen erklärt. Die N umerie
rung der Bundesstraßen ist zur Orientierung der 

1) Siehe BGBI. Nr. 88/1950 in der Fassung BGBI. 
Nr. 180/1951 und Nr. 73/1952. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz·, 

Kraftfahrer, insbesondere der Fremden von Be
deutung. 

Mit den Bundesstraßengesetznovellen . vom 
2. Juni 1954, BGBL Nr. 127, und vom 12. März 
1958, BGBl. Nr. 56, wurden neuerlich weitere 
Straßenzüge als Bundesstraßen erklärt, so daß 
das Bundesstraßennetz (ohne Autobahn) derzeit 
eine Länge von 8312'6 km umfaßt. 

Die Länge der Bundesstraßen in den einzelnen 
Bundesländern beträgt: 

Burgenland , , , 
Kärnten .... 
Niederösterreich 
Oberösterreidt . 
Salzburg , , , , 
Steiermark . . . 
Tirol , , , , , , , , , 
Vorarlberg , , , , , , . 
Wien, , , , , , , , , , 

509'2 km 
1084'3 km 
2161'6 km 
1472'1 km 
554'0 km 

1299'5 km 
991'6 km 
225'4 km 

14'9 km 
Zusammen, " 8312'6 km 

Die übernahme weiterer Straßen durch den 
Bund, die eine Bedeutung für den Durchzugs
verkehr erlangen, ist ebenso wie der Bau neuer 
Bundesstraßen nur auf Grund eines Bundes-
gesetzes möglich. . 

Der Bau und die Erhaltung der Bundesstraßen 
erfolgt aus Bundesrilitteln; insoweit nicht durch 
das Bundesstraßengesetz oder auf Grund eines 
besonderen Rechtstitels andere verpflichtet sind, 
Leistungen für diese Zwecke zu erbringen. 

Bundesstraßenbehörden sind nach dem Bundes
straßengesetz der Landeshauptmann (mittelbare 
Bundesverwaltung) und das Bundesministerium 
für Handel und Wiederaufbau als oberste Bun
desstraßenbehörde. 

Die Verwaltung und den Ausbau der Bundes
straßen besorgt der Landeshauptmann des be
treffenden Bundeslandes, der seine Befugnisse ganz 
oder teilweise auf die ihm nachgeordneten Dienst
stellen (Bauämter) übertragen kann. cBei Durch
führung dieser Aufgaben sind die vom Bundes
ministerium für Handel und Wiederaufbau ge
mäß § 4 Abs. 2 des Bundesstraßengesetzes, 
BGBL Nr. 5911948, aufgestellten Grundsätze und 
erteilten Dienstanweisungen zu beachten. 

Die für Bundesstraßen aufzuwendenden Mittel 
der ordentlichen Gebarung sind abhängig von 
den zweckgebundenen Einnahmen aus dem Bun
deszuschlag zur Mineralölsteuer (siehe Bundes
gesetz vom 8. März 1950, BGBL Nr. 88, in der 
Fassung BGBL Nr. 180/1951 und Nr. 73/1952) 
und verschiedenen zweckgebundenen 1), mit der 
Bundesstraßengebarung zusammenhängenden 
Verwaltungseinnahmen (zum Beispiel Geldstra
fen, Beiträge). 

Der motorisierte Verkehr in österreich steigt 
weiterhin sprunghaft an. So hat sich beispiels
weise die Zahl der österreichischen Kraftfahr
zeuge in der Zeit von 1937 bis 1957 fast versieben
facht; daneben spielt auf den österreichischen 
Straßen aber auch der internationale Verkehr 
wieder eine hervorragende Rolle. Den' Bundes-

1) Siehe Einnahmen-Titel 2 auf Seite 170. 

11 

Organisation. 

Gebarung 

Allgemeines 
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Erhaltung 

~162 Kapitel 21 

straßen. kommt dabei ähnlich wie den Haupt
strecken derBahn in der Hauptsache die Aufgabe 
zu, den Fern- und Durchgangsverkehr leicht und 
sicher durch mehrere Bundesländer zu leiten und 
den Anschluß an die ausländischen Verkehrswege 
zu gewährleisten. 

Mit der 1. Bundesstraßengesetznovelle, BGBl. 
N r. 127/1954, wurde das Bundesstraßennetz, 
wie bereits ausgeführt, v,ergrößert. Außerdem 
wurde mit gleichem Gesetz die Autobahn Salz
burg-Wien als Bundesstraße erklärt. Mit der 

ungeschützte Schotterdecken .... 
ge s c h ü t z t e Fa h rb a h'n d eck e n: 

leichte Beläge ........................... . 
mittelschwere Beläge , .................... . 
schwere Beläge ................. ; ........ . 

Diese Zahlen zeigen zum Beispiel, daß noch 
immer 19 v. H. der Bundesstraßen nicht staubfrei 
sind. Im Hinblick auf die Erfordernisse des 
schnellen, wie auch schweren neuzeitlichen Ver
kehrs müßten jedoch außer den noch durchzufüh
renden Staubfreimachungen . die Anlageverhält
nisse der Straßen und die Tragfähigkeit der 
Fahrbahnen im Interesse der Sicherheit und der 
Leichtigkeit des Verkehrs möglichst bald ver
'bessert werden. 

§ 1: Erhaltung. 
Für die Erhaltung sind getrennte Ansätze, 

u. zw. für Bundesstraßen ohne Autobahnen 
. (Unterteilung 1) und .für Autobahnen (Unter
teilung 2) vorgesehen. 

Zur '"Erhaltung" der Bundesstraßen gehören 
nachfolgende Gruppen von Maßnahmen: 

Laufende Erhaltung; 
Winterdienst; 
Besondere Herstellungen; 
Behebung von Katastrophenschäden; 
Hochbauten. 

Zu den Kosten der "Laufenden Erhaltung" 
zählen in der Hauptsache die Aufwendungen für 
regelmäßig wieder kehrende Leistungen, wie W ar
tung und Instandsetzung der Fahrbahn, der 
Brücken, des Straßenkörpers und der Neben
anlagen; Behebung einzelner kleinerer Frost
schäden; Baum- und Graspflege; Instandhaltung 
von Verkehrszeichen, Wartung, Betrieb und In
standsetzung der zur Besorgung der Erhaltung 
und Reinigung der Straßen notwendigen Kraft
fahrzeuge, Baumaschinen und Geräte; die Aus
lagen für die Beheizung, Beleuchtung und Reini
gung der ausschließlich für die Unterbringung, 
Instandhaltung und Instandsetzung dieses Inven
tars dienenden Baulichkeiten und schließlich die 
Miet- und Pachtzinse sowie Abgaben für die der 
Bundesstraßenverwaltung gehörigen Liegerischaf-

2. Novelle zum Bundesstraßengesetz, BGBl. 
Nr. 56/1958, wurde die geplante Autobahn 
Wien-Villach zur Bundesstraße erklärt. Der 
hiefür erforderliche Aufwand ist in der 
Hauptsache bei Titel 7 § 1 und im geringen 
Ausmaß bei Titel 2 veranschlagt (Erläuterungen 
hiezu siehe bei Kapitel 21 Titel 7). 

über den Stand der Fahrbahnbefestigung der 
Bundesstraßen (ohne Autobahn) im Jänner 1957 
beziehungsweise Jänner 1958 gibt folgende 
übersicht Auskunft: 

Jänrier 1957 
Länge 

1702'1 km (20 v. H.) 

2482'8 km (30 v. H.) 
3148·3 km (38 v. H.) 
990·3 km (12 v. H.) 

Jänner 1958 
Länge 

1552'1 km (19 v. H.) 

2431"2 km (29 v. H.) 
3281·5 km (39 v. H.) 
1047"8 km (13· v. H.) 

ten usw. Die "Laufende Erhaltung" wird in der 
Regel von den Straßenwärtern und von zusätz
lichem Hilfspersonal durchgeführt. 

Zu den Ausgaben für den "Winterdienst" ge
hören u. a. die Aufwendungen für Betrieb, Er
haltung und Instandsetzung der im Winterdienst 
eingesetzten Lastkraftwagen beziehungsweise 
Spezial geräte, wie Schneeschleudern, Schneefräsen, 
Schneepflüge, Sandstreueinrichtungen und der
gleichen, die Kosten der händischen Schneeräu
mung, des Streusandes, der Schneezäune und 
Schnees tangen, schließlich auch die Kosten der 
Schneeräumung durch Fremdfuhrwerke. 

Im Rahmen des Winterdienstes sind ferner 
Schneezeichen und Schneezäune aufZustellen, zu 
erhalten und zum gegebenen Zeitpunkt wieder 
abzubauen, die Straßen nach Möglichkeit schnee
frei zu halten, die Schneeglätte durch Sandstreu
ung zu bekämpfen, Lawinenräumungen durch
zuführen u. a. m. 

Alls "Besondere Herstellungen" gelten Aus
stattungen der Straßen mit Verkehrszeichen, 
Verkehrsleitzeichen (Sperrlinien, Leitlinien, Par"k
platzlinien, RichtlUngspfeile u. ä.), Leiteinrichtun
gen und die Anschaffung von Geländern jeder 
Art, im besonderen von Sicherheitsleitzäunen und 
anderen Maßnahmen zur Erhöhung der Ver
kehrssicherheit. 

Zur Erhaltung gehört ferner die "Behebung 
von Katastrophenschäden". 

Als Erhaltung der "Hochbauten" gelten alle 
Erhaltungsmaßnahmen an ohundeseigenen Bau
höfen, Straßenmeistereien, Werkstätten und 
Straßenwärterhäusern. Die für die "Erhaltung" 
aufgewendeten Personalkosten für nach dem 
Entlohnungsschema . 11 des Vertragsbediensteten
gesetzes 1948 oder nach Kollektivvertrag ent
lohnten ständigen und nicht ständigen Bedien
steten der Bundesstraßenverwahmng werden nach 
ihrem Einsatz bei der jeweils entsprechenden 
Maßnahmengruppe verrechnet. 
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Bau
maßnahmen 

Brückenbauten 

Kapitel 21 163 

§ 2: Baumaßnahmen. 

Unter dem Begriff Baurnaßnahmen sind fol
gende Vorhaben 1) zu verstehen: 

VoHausbau; Staubfreimachung; Ausbau; Defi
nitive Frostsanierung; Provisorische Frostsanie
rung; Regenerierung; Oberflächen auf bestehen
den Belägen; Brückenbauten im Zuge von Bun
desstraßen; Bau von Straßenwärterhäusern, Win
terstützpunkten, Bauhöfen und Garalgen. 

Ferner fallen darunter die Kosten der Projek
tierung und Bauleitung und der Liegenschafts
erwerbungen. In einer weiteren POSt sind noch 
Verrechnungsansätze für Zahlungsverpflichtun
gen aus Baurnaßnahmen eröffnet, die erst nach 
Bauabnahme fällig werden. 

Bei den voraufgezählten Baurnaßnahmen han
delt es sich in erster Linie um V orhaJben, die für 
die Sicherheit und Leicht1gkeit des Verkehrs er
forderlich sind, rum Beispiel : Verringerung über
mäßiger Steigungen, Beseitigung scharfer Kurven 
und unübersichtlicher Kuppen, Hebung von 
Mulden und Vel"breiterung der Fahrbahnen, Be
seitigung enger Ortsdurchfahrten und schienen
gleicher Bahnkreuzungen, Bau von Radwegen, 
Verstärkung und Verbesserung der Fahrlbahn
decken, des Unter- und Oberbaues, Durchfüh
rung von Frostsicherungsmaßnahmen u. a. m. 

Die Arbeiten dieser meist größeren Baumaß
nahmen erstrecken sich vielfach auf mehrere 
Jahre; sie werden in der Regel nach eigenen Bau
zeit- und Finanzierungsplänen, jedoch nicht in 
Eigenregie durchgeführt. 

Die bei der Bundesstraßenverwaltung ge
bräuchliche technische Einteilung der Baumaß
nahmen (Begriffe!) wurde in den Erläuterungen 
zum Bundesfinanzgesetz 1958 auf Seite 139 ge
nauestens festgehalten. 

Im Zuge der Bundesstraßen liegen rund 
4200 Brücken, die hinsichtlich ihrer Breitel Trag
fähigkeit und ihres Zustandes vielfach: dem heu
tigen Verkehr nicht mehr entsprechen. Der Ver
kehr verlangt, je nach der Bedeutung des Stra
ßenzuges, Brücken mit einer Fahrbahnbreite von 
6'60 m bis 8'10 m und im allgemeinen eine Trag
fähigkeit von 25 Tonnen, in Sonderfällen sogar 
eine erheblich höhere. 

Derzeit weisen jedoch viete Brückel1 eine un
zureichende Breite und noch rund 1700 Brücken 

1) Die größeren Vorhaben sind in den Teilheften 
einzeln mit ihren Gesamtkosten und die auf die 
einzelnen Jahre entfallenden Teilbeträge dargestellt. 

eine Tngfähigkeit von weniger als 13 Tonnen 
und 600 Brücken eine Tragfähigkeit zwischen 
13 und 18 Tonnen auL Die Forderung nach Um
und Neubau der Brücken, inS!besondere der a:lten 
Holzbrücken, und nach Verstärkung der Brük
ken ist daher berechtigt. Die vorgesehenen Boo
getmittel werden dazu aufgewendet, möglichst 
viele der nicht mehr entsprechenden' Objekte 
ehest den heutigen Verkehrserfordernissen anzu
passen. 

Unter "Bau von Straßenwärterhäusern, Win
terstützpunkten, Bauhöfen und Garagen" fallen 
alle Neu-, Zu- und Umbauten vorgenannter Bau
lichkeiten und deren Einrichtungen. 

§ 3: (leer). 

§ 4: Anschaffung von Geräten und Kraftfahrzeugen. 

Der Fremdenverkehr sowie auch die inländi
schen Interessenten (Industrie, Handel, Land
wirtschaft, Frächter, Kraftlinienbetriebe usw.) 
fordern die Schneefreihaltung der wichtigen 
Straßenzüge und die Bekämpfung von Glatteis 
und Schneeglätte. Dieser Forderung kann bei Be
achtung wirtschaftlicher Prinzipien auf die 
Dauer nur durch den Einsatz moderner, motori
sierter Geräte Rechnung getragen werden. 

. überdies erfordert eine neuzeitliche Straßen
erhaltung dringendst Klei~- und Mittelgeräte, 
da den Anforderungen des großen Verkehrs auf 
die Dauer mit händischen Erhaloungsmethoden 
nicht mehr entsprochen werden kann. 

§ 5: Bundesbeiträge. 

Im Rahmen der Bundesbeiträge sind auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtungen (zum Bei
spiel nach dem Wasselrechtsgesetz vom 19. Ok
tober 1934, BOB!. H, NI'. 316, in der Fassung 
StGBl. NI'. 113/1945 und BGBl. NI'. 144/1947) 
oder von freiwilligen, im besonderen Interesse 
der Bundesstraßenverwaltung gelegenen Verein
barungen Beiträge für Gewässerregulierungen, 
Wildbach- und Lawinenverbauungen, Bodenent
wässerungen und -bewässerungen, Wasserversor
gungen und Kanalisation von der Bundesstra
ßenverwaltung zu leisten. 

Die in den Jahren 1956 bis 1959 auf die ein
zelnen Bundesstraßen entfallenden Teilbeträge 
für den Ausbau einschließlich größerer Instand
setzungen könnender übersicht auf den Sei
ten 164 bis 169 entnommen werden: 

Anschaffung 
von Geräten 

und 
Kraftfahr

zeugen 

Bundes
beiträge 
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Aufwendungen für den Ausbau der Bundesstraßen in den Jahren 1956 bis 1959. I-' 
0) 
It:-

11 
Bundesrechnungs- . Ge- Voraus-

abschluß ändertes sichtliches 

Straße I Länge in I Verlauf der Bundesstraße 
Bau- Bau-

Nr. Name der Straße km 1956 1957 programm programm 
1958 1959 

Millionen Schilling 

I 
Bundesstraßen B.l) 

1 I Wiener .. 635'2 Wiener Stadtgrenze bei Auhof-Linz-Salzburg-(Reichenhall)-Innsbruck-
Staatsgrenze Lindau . . . . . . . . . . , . , , , , . , . . , , , 37'879 67'994 70'354 65'043 

1 a I Obere Lindauer 3'0 von Straße Nr. l in Lachau zur Staatsgrenze bei Oberhochsteg . . . . . 
1b Lichtensteiner 3'3 von Straße Nr. 1 in Feldkirch zur Staatsgrenze bei Tisis . '. , . , , . . 0'034 , 1'000 
2 Znaimer .... 65'3 Wiener Stadtgrenze bei Langenzersdorf-Korneuburg-Stockerau-Holla-

brunn-Staatsgrenze bei Klein Haugsdorf . , , . . . . , . . , . , 2'157 0'833 2'420 2'400 
2a Guntersdorf-Retzer 14'5 von Znaimer Straße bei Guntersdorf bis zur Retzer Straße bei Retz. . 
3 Stockerau-Kremser 46'1 von Straße Nr. 4 bei Stockerau zur Straße Nr, 34 in Krems a. d. Donau 0'450 ~ 
4 Horner. 112'6 von Straße Nr. 2 in Stockerau zur Staatsgrenze bei Nagelberg . 5'061 4'111 1'000 5'900 .. 

'0 
5 Waidhofener 41'9 von Straße Nr. 4 nächst Göpfritz zur Staatsgrenze bei Grametten .. ... 
6 Laaer , 50'0 von Straße Nr. 2 in Korneuburg zum Thaya-Mühlbach (Richtung Höflein l!. 

a. d. Thaya) . . , . . . . , . , . . , . . . . , , .. ' . , . , . 1'979 2'226 1'830 3,400 N ... 
7 Brünner, 62'9 von Stadtgrenze b'ei Stammersdorf zur Staatsgrenze gegen Drasenhofen . 0'143 
8 Angerner 31'9 vom Brückenkopf der Reichsbrücke 1'225 km bis Schüttaustraße und Stadt-

grenze bei Süßenbrunn bis Staatsgrenze bei Angern . .'. . . . . . , 2'588 5'589 4'930 I 1'700 
9 Preßburger 48'3 von Stadtgrenze bei Schwechat bis Staatsgrenze gegen Preßburg . , , • . 0'630 4'746 1'650 
9a Kittseer . 6'1 von Straße Nr. 9· nächst Wolfstal zur.Staatsgrenze gegen Karlburg .... . . 

10 Budapester . 57'7 von Straße Nr. 9 in Schwechat zur Staatsgrenze bei Nickelsdorf , . • . . 0'170 
16 tldenburger 52'!- Wiener Stadtgrenze bei Inzersdorf-Ebreichsdorf-Staatsgrenze bei Klingenbach 2'821 0'364 0'040 0'850 
17 Triester , 362'1 Wiener Stadtgrenze bei Inzersdorf - Semmering - Leoben - Klagenfurt -

Staatsgrenze bei Thörl. '. ...............•.•. 61'253 44:352 44'782 46'440 
18 Hainfelder • . 55'9 von Straße Nr. 17 in Günselsdorf zur Straße Nr. 20 in Scheiblmühl . , . 7'253 7'750 6'815 1'705 
19 Hainfelder -Göllersdorfer 68'5 von Straße Nr. 18 bei Hainfeld zur Straße Nr. 2 in Göllersdorf . , , . , 0'795 4'078 5'835 5'620 
20· Mariazeller , 135'1 von Straße Nr. 1 in St. Pölten-Mariazell-zur Straße Nr. 17 in Kapfenberg 8'251 12'352 21'375 20'739 
21 Gutensteiner 66'4 von Straße N r. 17 in Sollenau-Gutenstein-zur Straße Nr. 22 nächstHaidenhof 3'236 2'226 3'610 3'550 
22 Kernhofer. 37'1 von Straße Nr. 20 in Freiland-Kernhof-zur Straße Nr.23 in Terz . 0'634 3'045 4'570 1'320 
23 Lahnsattel . 51'1 von Straße Nr, 17 in Mürzzuschlag zur Straße Nr. 20 in Mariazell , , . 8'325 1'620 0'655 2'880, 
24 Dreimärkter 52'5 von Straße Nr. 20 in Gußwerk zur Straße Nr. 25 bei Palfau , 0'228 1'160 2'700 2'770 
25 Erlauftal. . ..... 84'2 von Straße Nr. 1 in Kolm bei Erlauf zur Straße Nr. 115 in Lainbach , 3'847 7'784 18'760 9'365 
25a Persenbeug-Wieselburger 8'2 von Mauthausener Straße bei Persenbeug zur Erlauftalstraße bei Wieselburg . 0'080 0'022 2'100 

1956 und 1959 1957 und 1958 
" Die Verrechnung erfolgt bei folgenden Ansätzen: Kapitel 21 Titel 2 § 2 Kapitel 21 Titel 2 §§ 2 und 3 

520 der B
eilagen V

III. G
P - R

egierungsvorlage (gescanntes O
riginal)

440 von 614

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



(FortSetzung) 

Bundesrechnungs- Ge- Voraus-
abschluß ändertes sichtliches 

Straße I Name der Straße I Läk~ in I Verlauf der Bundesstraße 
Bau- Bau-

Nr. 1956 1957 programm programm 
1958 1959 

Millionen Schilling 

26 Puchberg · ...... 33'6 von Straße Nr. 21 bei Oed-Puchberg am Schneeberg-Straße Nr. 17 , , 0'936 1'323 0'780 1'800 
27 Höllental · ...... 36'9 von Straße Nr. 21 in Richtung Schwarzau zur Straße Nr, 17 bei Gloggnitz 2'788 2'474 2'530 4'060 
28 Neubruck-Wienerbrucker 28'0 von Straße Nr. 25 bei Neubruck zur Straße Nr, 20 bei Wienerbruck , , 0'352 0'995 3'800 4'500 
29 Stein-Emmersdorfer 33'4 von Straße Nr. 32 in Stein a. d. Donau' zur Mauthausener Straße nächst 

Emmersdorf , , , , , . . , . . . . . . . . . . . ~ . . . . . . 24'086 36'422 71'440 17'930 
30 Horn-Drosendorfer 35'9 von Straße Nr. 4 bei Horn zur Staatsgrenze bei Drosendorf ...... 1'222 0'945 1'370 0'710 
31 Ybbstal , , . 45'0 von Straße Nr, 121 in Waidhdfen ,a, d. Ybbs zur Straße Nr.25 in Göstling 1'132 0'737 2'310 5'900 

~ 11 
32 St, Pölten-Kremser 28'1 von Straße Nr, 1 in St, Pölten zur Straße Nr. 34 in Krems a. d, Donau 2'231 0'548 4'525 6;000 

33 Wachauer , . , . 32'0 von Straße Nr. 1 in Melk a. d. Donau zur Straße Nr. 32 in Mautern . 0'001 
34 Kamptal ..... 35'1 von Straße Nr, 4 bei Horn nach Langenlois .......... . . , 2'896 5'402 13'285 21'675 
35 Retzer ..... 33'8 von Straße Nr, 4 in Horn zur Staatsgrenze bei Mitter-Retzbach . 0'798 0'004 2'500 0'400 :;:I 

36 Weitenegg-Zwettler . 58'8 von Straße Nr. 123 in Weitenegg zur Straße Nr. 38 in Zwettl ..... 1'448 3'217 2'150 3'000 '" '0 

37 Krems-Waidhofener . 80'9 von Straße Nr. 32 in Krems a. d. Donau zur Straße Nr. 5 in Waidhofen a. d. Thaya 1'425 3'660 5'100 8'100 ;::;" 

'" 38 Horn-Freistädter 101'2 von Straße Nr. 4 in' Horn zur Straße Nr. 125 in Freistadt , . . , , , . 1'160 4'111 2'500 2'600 -
39 Eggenburger . . . 32'3 von Straße Nr. 2 in Schöngrabern-Eggenburg-Straße Nr 4 nächst Horn 0'523 2'202 1'940 3'400 N -
40 Misrelbacher '. . . 74'1 von Straße Nr.2 in Hollabrunn-Mistelbach-Dürnkrut . , . '. , , , 1'048 1'097 0'987 2'200 
41 Schrems-Karlstifter 39'1 von Straße Nr. 4 bei Schrems zur Freistädter Straße bei Karlstift , .. 3'075 8'716 4'860 9'550 
46 Staatzer , , . 31'7 von Straße Nr. 7 in Schrick zur Straße Nr. 6 in Laa a. d. Thaya 
47 Lundenburger . , 22'4 von Straße Nr. 40 in Wilfersdorf zur Staatsgrenze bei Unter-Themenau 
48 Erdöl, ... , . 19'3 von Straße Nr, 47 bei Bullendorf bis Hohenau ........... 0'848 

1'4
45

1 
0'060 

49 Bernstein · .... 43'7 von Straße Nr, 8 in Angern zur Staatsgrenze bei Unter Themenau , , . 3'720 0'904 0'400 I 0'800 
50 Eisenstädter ........... 235'0 von der Staatsgrenze gegen Preßburg-Eisenstadt-Straße Nr. 66 bei Feldbach 39'075 43'960 49'465 38'600 
50a Abzweigung von' der Eisenstädter 

Str.aße ........ 0'9 von Straße Nr. 50 in Liebing zur Staatsgrenze gegen Güns , , . , . , . 

I . ~'~6~ I 51 Neusiedler , ....... 19'4 von Straße Nt, 50 nächst Parndorf-Neusiedl a. See-Staatsgrenze nächst 
Halbthurn, , , , , , . , •.. , , . , , , , .. " , ... , , 0'500 

51 a I Abzweigung von der Neusiedler 
von Straße, Nr. 51 in Neusieq\ a, See zur Straße Nr. 50 bei Jois, , , , . , Straße' . 2'5 

52 Frauenkirchener 23'6 von Straße Nr. 51 in Mönchhof-Frauenkirchen-Staatsgrenze bei Pamhagen 0'861 0'464 
53 Wiener Neustädter 27'1 von Straße Nr. 17 in Wr. Neustadt zur Staatsgrenze bei Baumgarten . , . 0'715 

0'
592

1 0'750 I 0'718 
54 Wechsel ... 108'8 von Straße Nr. 17 in Wr. Neustadt-"'Aspang-Straße Nr. 65 in Gleisdorf 4'708 6'978 22'080 15'190 
55 Kirehschlager , 60'1 von Straße Nr, 54 bei Edlitz-Kirchschlag-Straße Nr. 63 bei Schacheldorf 2'888 2'527 4'320 1'800 
61 Rabnitztal 37'3 von Straße Nr, 55 in Kirchschlag zur Staatsgrenze bei Tenning . . , . . 1'407 0'327 
62 Günser ... 20'5 von der Staatsgrenze bei Neckenmarkt- Unterpullendorf - Staatsgrenze 

gegen Güns ........................ " .. 0'300 I 0'115 I 0'200 
!I t-' 

0) 
Cl 

o 
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Bundesrechnungs- Ge- Voraus-
abschluß ändertes sichtliches 

Straße I Name der Straße I Läk~ in I Verlauf der Bundesstraße 
Bau- Bau-

Nr. 1956 1957 programm programm 
1958 1959 

Millionen Schilling 

63 Steinamangerer . 46'6 von Straße Nr. 54 bei Friedberg zur Staatsgrenze bei Schacheldorf . . • . 2'872 1'406 1'580 0'700 
64 Großpetersdorfer 18'8 von Straße Nr. 63 in Großpetersdorf zur Straße Nr. 50 in St. Michael . 1'028 2'162 1'030 0'600 
65 Fürstenfelder . 74'3 von Straße Nr. 67 in Graz-Fürstenfeld-Staatsgrenze bei Heiligenkreuz im 

Lafnitztal • . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0'290 
66 Gleichenberger . 54"4 . von Straße Nr. 65 in Gleisdorf-Bad Gleichenberg-Straße Nr. 68 bei Halbenrain 0'106 0'878 1'720 1'700 
67 Grazer ........... 102'0 von Straße Nr. 17 nächst Bruck a. d. Mur-Graz-Staatsgrenze bei Spielfeld 4'161 2'4,46 1'050 4'550 
67a Abzweigung von der Grazer Straße 0'1 von Straße Nr. 67 nächst Bruck a. d. Mur zur Straße Nr. 17 • . 
68 Untere Murtal .. 34'5 von Straße Nr. 67 in Straß zur Staatsgrenze bei Radkersburg . . 0'364 1'019 0'600 
69 Südsteirische Grenz 36'1 von Straße Nr. 67 in Straß zur Straße Nr. 76 in Eibiswald 2'549 1'793 2'280 3'100 
70 Packer 150'8 von Straße Nr. 67 in Graz zur Straße Nr. 17 in Klagenfurt , , 9'292 1'601 2'670 7'710 
76 Radlpaß . 50'7 von Straße Nr. 70 bei Lieboch zur Staatsgrenze auf dem Rad!haß 2'890 2'492 1'630 4'670 ~ 
77 Gaberl , 37'8 von Straße Nr. 70 bei Köflach zur Straße Nr. 78 in Weißkir en. . , . 0'211 0'533 1'850 4'100 .. 
78 Obdacher 40'1 von Straße Nr. 17 in Judenburg-Obdach-Straße Nr, 70 in Twimberg . 2'827 3'245 1'214 0'400 'E. ... 
79 St. Pauler 16'2 von Straße Nr, 70 bei St. Andrä-St, Paul i. Lavanttal-Straße. Nr. 80 bei !!.. 

Lavamünd , ..... , , , , , .. , , ......... , .. 2'280 1'713 1'850 2'700 h> 

80 Unterdrauburger , . 32'6 von Straße Nr. 70 bei Völkermarkt zur Staatsgrenze bei Rabenstein 1'184 2'441 0'700 3'000 
.... 

.. 11 81 Eberndorf-Lavamünder 33'0 von Straße Nr. 82 in Eberndorf zur Straße Nr. 80 in Lavamünd .... 
82 Eisenkappier . . . . . 39'1 von Straße Nr, 70 in Völkermarkt-Eisenkappel-Staatsgrenze auf dem See-

bergsattel . . . , . . . • . . . . , . . . . . . . . . ., , . . . 6'233 8'532 2'700 2'850 
83 St. Veit-Völkermarkter . 27'6 von Straße Nr. 17 in St. Veit zur Straße Nr. 70 in Völkermarkt .... 0'318 2'000 2'600 
84 Grafensteiner. . . . . 21'5 von Straße Nr. 70 bei Rain-Grafenstein-Straße Nr. 82 bei Miklauzhof . 
85 Rosental . , , .... .. 65'4 von Straße Nr. 17 bei Fürnitz-Rosental-zur Straße Nr. 84 bei Wildenstein 1'055 4'472 6'250 5'000 
85a Abzweigung von der Rosental-

straße . . . . . . . . . . . O'S von Straße Nr, 85 bei. Fürnitz zur Straße Nr. 17 in Federaun 
85b Abzweigung von der RosentaI-

straße . . , . . . . . . . . 1'7 von Straße Nr, 85 über Abriach zur Straße Nr. 84 in Gallizien . 
91 Loiblpaß ... ,' .. , .. 27'5 von Straße Nr. 17'in Klagenfurt zur Staatsgrenze am Loibltunnel 0'275 3'436 0'690 
91a Abzweigung von der Loiblpaß-

straße. , 3'0 von Straße Nr, 91 auf den Loiblpaß . . . , . . . . . . . . . 
92 Görtschitztal ....... 67'9 . von Straße Nr, 17 bei Neumarkt zur Straße Nr. 7 in Klagenfurt 0'366 2'616 3'134/ 2'100 
93 Gurktal . , ....... 47'5 von Straße Nr, 17 in Zwischcnwässern-Gurk-Straße Nr. 95 in Feldkirchen 0'105 1'000 2'500 
94 Ossiacher .......... 45'5 von Straße Nr, 17 in St, Veit a. d. Glan zur Straße Nr. 98 in Seebach bei Villach 4'060 19'472 23'100 27'600 
94a Abzweigung von der Ossiacher 

Straße , 0'5 von Straße Nr. 94 bei See bach zur Straße Nr, 17 ........ 
95 Turracher ........... 79'9 von Straße Nr. 17 in Klagenfurt-Turrach-Straße Nr. 96 in Predlitz . . I 3'866 2'501 I 0'·720 I 5'200 
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(Fortsetzung) 

Straße 
Nr. 

96 
97 
98 

99 

100 
106 
106a 
107 
107a 

108 
109 
110 
111 
111a 
112 
113 
114 
114a 
115 
121 
122 
123 
124 
125 
126 
127 
128 
129 
129a 

130 
136 

Name der Straße 

Ober~ Murtal 
Mooshamer 
Millstätter 

Katschberg . 

Dramal 
Mölltal 
Mallnitzer 
Großglockner .. . . . 
Abzweigung von der Großglock ner-

straße. . 
Iseltal , 
Wurzenpaß 
Plöckenpaß 
Gailtal ....... . 
Abzweigung von der Gailtalstraße 
Ennstal .. 
Schoberpaß 
Tauern .......... . 
Abzweigung von der Tauernstraße 
Eisen ..... 
AmstettencWeyer 
Voralpen ... 
Mauthausener 
Königswiesener 
Prager 
Leonfeldener . 
Krumauer 
Sternwald 
Passauer . 
Abzweigung von 

Straße. 
Nibelungen 
Sauwald 

der Passauer 

'. 

Länge in 
km 

70'4 
11'1 
46'4 

91'6 

143'0 
50'6 

7'9 
35'0 

2'0 
27'4 
7'8 

27'7 
116'4 

0'8 
136'0 

71'7 
46'1 

4'6 
145'4 
43'7 
97'7 
94'9 
75'7 
56'7 
33'2 
64'4 
68-6 
96'8 

0'4 
55'9 
31'3 

Verlauf der Bundesstraße 

von Straße Nr, 17 über Murau zur Straße Nr, 99 in Mauterndorf . 
von Straße Nr, 96 bei Tamsweg zur Straße Nr, 99 bei St, Michael .' 
von Straße Nr, 99 in Seebach bei Spittal a, d, Drau-Millstatt-Straße Nr. 17 

in See bach bei Villach, . , . , , , , , , , , , , . . . , . . , . 
von Straße Nr. 112 in Radstadt-Katschberghöhe-zur Straße Nr, 100 in 

Spittal a. d. Drau, , . . , , . , . . . . . . , , , . , . , 
von Straße Nr, 17 in VilJach zur Staatsgrenze bei Sillian . . , , , 
von Straße Nr. 100 in Möllbrücke zur Straße Nr. 107 in Winklern 
von Straße Nr, 106 in.Obervellach zum Bahnhof in Mallnitz . , , 
von Heiligenblut über Winklern-Iselsberg zur Straße Nr. 100 bei Dölsach 

von Straße Nr, 107 in Dölsach zur Straße Nr, 100 bei Lienz . 
von Straße Nr. 100 in Lienz nach Matrei in Osttirol. . . . . 
von Straße Nr. 17 in Riegersdorf zur Staatsgrenze auf dem Wurzenpaß . 
von Straße Nr, 100 in Oberdrauburg zur Staatsgrenze auf dem Plöckenpaß 
von Straße Nr, 17 bei Thörl-St. Jakob-Straße Nr, 100 bei Sillian . . , 
von Straße Nr, 111 zur Straße Nr. 17 bei Thörl . . . . . . . . . 
von Straße Nr. 159 bei Bischofshofen Zur Straße Nr. 115 in Hieflau . 
von Straße Nr. 17 in St. Michael in Steiermark zur Straße Nr. 112 in Liezen 
von Straße6 Nr. 113 in Trieben-Hohentauern-zur StraßeNr: 17 in St. Georgen 
von Straße Nr. 114 bei Pölshals zur Straße Nr. 17 bei Furth , .. 
von Straße Nr. 1 in Enns zur Straße Nr. 17 in Leoben . . . . . 
von Straße Nr. 1 in Amstetten zur Straße Nr. 115 in Weyer .. , 
von Straße Nr. 121 bei Aschbach zur Straße Nr. 145 'in Gmunden 
von der Melker Donaufähre zur Straße Nr, 125 in Katzbach. . . 
von StraßeNr, 125 in Unterweitersdorf 'zur Straße Nr, 38 in Merzenstein 
von Straße Nr. 129 in Linz zur Staatsgrenze bei. Wullowitz. . , . . . 
von Straße Nr. 125 in Urfahr zur Staatsgrenze bei Weigetschlag. . . . 
von Straße Nr. 125 in Urfahr zur Staatsgrenze bei Aigen i~ Mühlkreis , 
von der Staatsgrenze bei Kollerschlag zur Straße Nr. 125 in Freistadt . 
von Straße Nr. 1 in Linz zur Staatsgrenze gegen Passau , . . 

von Straße Nr. 129 in Schärding zur Staatsgrenze . , . . . . . • 
von Straße Nr. 129 in Eferding zur Staatsgrenze gegen Passau , . . . 
von Straße Nr, 129 bei Schärding zur Straße Nr. 130 in Engelhartszell 

Bundesrechnungs
abschluß 

1956 I 1957 

Ge
ändertes 

Bau-

Voraus
sichtliches 

Bau-
programml programm 

1958 1959 

Millionen Schilling 

9'414 

3'981 

3'466 
1'~54 

23'653 

3'170 

1'238 
2'374 

22'262 

1'200 

3'940 
1'795 
5'568 
0'670 
1'032 

0'059 
1'531 
6'206 
0'408 

2'529 

12'534 

7'764 

4'371 
8'528 
7'410 

4'214 

0'518 

1'598 
6'416 

20'130 
10'865 

3'940 
1'412 
1'406 
2'737 
2'340 
0'309 
0'366 
1'616 
8'430 
0'923 

15'415 

11'520 

10'970 

3'050 
21'450 
0'550 

1'950 

2'400 
9'730 

29'275 
14'370 

9'210 
2'300 
1'440 
7'180 
1'700 
0'430 
0'265 
1'800 
6'875 
1'470 

10'600 
1'000 

8'200 

6'590 

3'400 
16'950 

3'150 
8'895 

20'830 
12'330 

1'900 

9'750 
1'800 
9'900 

30'060 
0'760 
0'200 
0'060 
5'650 
6'400 
3'100 

12'920 
1'200 

~ 

~. ... 
~ 
N .... 

...... 
C) 
...;J 
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(Fortsetzung) 

Straße Name der Straße Länge in Verlauf der Bundesstraße 
Nr. km 

137 Schallerbacher . . . . . . . . 48'8 von Straße Nr. 1 in WeIs zur Straße Nr. 129 bei Weeg ........ 
138 Pyhrnpaß .......... 91'1 von Straße Nr. 1 in Wels zur Straße Nr. 112 in Liezen ........ 
139 Kremstal .......... 33'2 von Straße Nr. 129 in Linz zur Straße Nr. 122 in Kremsmünster 
140 Steyrtal . . . . . • . . . . . 28'7 von Straße Nr. 122 in Sierningshofen zur Straße Nr. 138 bei Klaus ... 
141 Braunauer •......... 62'1 von Straße Nr. 1 bei. Lambach zur Staatsgrenze bei Braunau a. Inn ... 
142 Obernberger • . . . . . . . . 39'9 von Straße Nr. 157 bei Uttendorf zur Straße Nr. 129 nächst Suben 
143 Hausruck . . . . . ~ . . . . 70'9 von Straße Nr. 142 nächst Antiesenhofen zur Straße Nr. 145 in Gmunden . 
144 Sattledter · ......... 20'2 von Straße Nr. 122 in Kremsmünster zur Straße Nr. 1 in Lambach 
145 Salzkammergut . , , , . . . , 112'6 von Straße Nr. 1 in Lambach-Bad Ischl-Straße Nr. 112 bei Neuhaus .. 
151 Attersee, . .. , . . , . . . 59'2 von Straße Nr. 1 in Oberthalheim über Attersee zur Straße Nr. 158 bei Hof 
152 Seeleiten . . . . . . . . . . ,. 24'8 von Straße Nr. 151 in Seewalchen zur Straße Nr. 151 in Unterach a. Attersee 
153 Weißenbach-Mitterweißenbach 13'7 von Straße Nr. 152 in Weißenbach zur Straße Nr. 145 in Mitterweißenbach 
154. Mondsee · ......... 32'0 von Straße Nr. 1 bei Straßwalchen-Mondsee-Straße Nr. 158 in St, Gilgen 
155 Münchener . . . . . . . .. . 3'9 von Straße Nr. 1 in Salzburg zur Staatsgrenze bei Freilassing . . . , . , 
156 Lamprechtshausener . . . . . . 59'3 von Straße Nr. 1 in Salzburg-Lamprechtshausen-Straße Nr. 157 bei 

Braunau a. Inn • • . . . • . . . . . . . . . . . . . . , • • • . 
157 Mattighofener . . . . . .. . . 38'7 von Straße N r. 1 in Straßwalchen-Mattighofen -Straße Nr. 141 in Braunau a. Inn 
158 W olfganree , . . , , . , . . 52'3 von Straße Nr. 1 in Salzburg zur Straße Nr, 145 bei Bad Ischl , , ••. 
159 Salzachta -paß Thurn , • . . . 162'0 von Straße Nr. 1 in Saizburg-Paß Thurn-Straße Nr,l in St. Johann 1. Tirol 
159a Berchtesgadener. . . . , . . , 4'5 von Straße Nr. 159 bei Anif zur Staatsgrenze gegen Berchtesgaden beim 

Hangenden Stein • . . • .. • . " . . . . . , , , , . , , . • • . 
166 . Paß Gschütt . . , . , . , , . 50'7 von Straße Nr; 159 bei Golling-Paß Gschütt zur Straße Nr. 145 bei Goisern 
167 Gasteiner · ......... 28'8 von Straße Nr. 159 in Lend-Badgastein-Bahnhof Böckstein •... , , 
168 Mittelpinzgauer. . . . . , . . 40'6 von Straße Nr. 1 in Lofer zur Straße Nr. 159 in Bruckberg. . . , , . , 
169 Gerlos , .... " .. , , 79'5 von Straße Nr. 1 in Straß zur Straße Nr, 159 nächst Mittersill. , , . , . 
170 Brixental · ......... 30'4 von Straße Nr. 1 in Wörgl zur Straße Nr. 159 in Kitzbühel ,.,... 
171 Kössener ... ".,." 31"4 von Straße Nr, 1 bei Erpfendorf-Kössen-Staatsgrenze bei Niederndorf . 
171a Abzweigung von der Kössener 

Straße, , .. , . , , , .. 3'3 von Straße Nr, 171 in Kössen zur Staatsgrenze bei Reith im Winkel . • . 
171b Abzweigung von. der Kössener 

von Straße Nr, 171 in Kössen zur Staatsgrenze bei Klobe~stein Straße, . . . , , . , . . . 3'7 . . . . . 
172 Kufsteiner , . , . , . . . • . 14"8 von Straße Nr, 1 nächst Wörgl-Kufstein-Staatsgrenze bei Kiefersfelden . 
173 Eiberg . , , . , . , , , , , 10'1 von Straße Nr. 1 in Bocking-Eiberg-Straße Nr, 172 bei Kufstein ..• , 
174 Thiersee. . , . . . . . . , . 18'6 von Straße Nr. 172 in Kufstein-Thiersee-Staatsgrenze auf dem Ursprungpaß 
175 Wildbichler . . . . . . . . . 16'1 von Straße Nr. 172 in Kufstein-Wildbichl-Staatsgrenze gegen Sachrang , . 

Bundesrechnungs- Ge-

abschluß ändertes 
Bau-

1956 I 1957 programm 
1958 

Millionen Schilling 

9'787 19'423 9'290 
3'079 8'894 12'745 
7'684 3'710 0'950 
0'831 0'493 4'000 
5'503 26'293 2'170 
2'678 0'794 1'130 
0'464 1'574 2'185 

· ... 0'064 10'680 
11'772 13'230 14"590 
0'401 0'023 4'840 

· ... · ... 0'700 
0'080 · ... 2'400 
8'622 12'036 32'890 
0'232 · ... 0'002 

· ... 3'420 6'300 
0'788 0'331 0'640 

· ... 2'185 11'650 
16'861 30'637 26'565 

· ... · ... · ... 
0'067 1'588 0'950 

12'504 8'176 13'900 
2'898 2'147 0'500 
3'709 4'215 2'700 
0'498 0'368 0'600 
1'375 1'868 3'107 

, , . · ... · ... 
· ... . .. · ... 

2'480 0'494 · ... 
0 •••• · ... · ... · ... · ... 0'600 
· ... · ... · ... 

Voraus-
sichtliches 

Bau-
programm 

1959 

16'700 
12'100 

· ... 
6'920 
0'800 
0'200 
2'000 
7'400 

14'650 
2'150 

· 0'100 
0'200 

11'900 
2'000 

9'000 

13'150 
18'320 

· ... 
7'450 

13'258 
1'000 
2'800 

· ... 
0'400 

· ... 
· ... 
· ... 
· ... 

1'400 
· ... 

I-' 
O:l 
00 

~ 
0> ..., 
;:;.' 
~ 
N -
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(Fortsetzung) 

. 
Straße Name der Straße Länge in Verlauf der Bundesstraße Nr, km 

181 Achensee · ......... 33'9 von Straße Nr, 1 in Jenbach zur Staatsgrenze auf dem Achenpaß , , , , 
182 Brenner, , , , ," , , , , , 38'0 von Straße Nr,l in Innsbruck zur Staatsgrenze auf dem Brennerpaß , , , 
183 Stubaital, , , , , , , , , , , 14'0 von Straße Nr, 182 in Schönberg nach Neustift i, Stubaital , , , , , , , 
184 Ellbögener , , , , , , , , , , 24'4 von Straße Nr, 1 in Hall i, Tirol zur Straße Nr, 182 in Matrei a, Brenner, 
185 Scharnitzer, , , , , , , , , , 20'0 von Straße Nr, 1 in Zirl zur Staatsgrenze bei Scharnitz , , , , , , , , 
186 Dtzta! ........... 42'0 von Straße Nr, 1 bei Dtz nach Zwieselstein ,',' , , , , , , , , , 
187 Vinschgauer , , , , , , , , , 47'2 von Straße Nr, 'I in Landeck zur Staatsgrenze bei Reschenscheideck , , , 

187a Abzweigung von der Vinschgauer 
Straße """"" 2'8 von Straße Nr, 187 in Stuben zur Staatsgrenze bei Schalklhof, , , , . , 

187b Abzweigung von der Vinschgauer 
Straße · " ......... 7'7 von Straße Nr. 187 in Nauders zur Staatsgrenze bei Martinsbruck, , . . 

188 PaznauntaI, , , , , , , , , , 33'2 von Straße Nr, 1 in Pians nach Ga!tür, , , , , , , , ,'. , . , , , . 
189 Reuttener , . , , , , , .. , 73'1 yon Straße Nr, 1 in Telfs-Reutte-Staatsgrenze bei Füssen. , , , , . , 
189a Abzweigung von der Reuttener 

Straße · ......... 2'4 von Straße Nr, 189 in Lermoos zur Straße Nr, 190 . . . . . . . . . . 
190 Ehrwalder , .', , , , , , , , 11'8 von Straße Nr, 189 in Biberwier-Ehrwald-Staatsgrenze bei Griesen , , 
196 Vilser, , , . . . . , , , . . 5'8 von Straße Nr. 189-Vils-Staatsgrenze bei Schönbichl .. , , , , .. , 
197 Imst-Nassereither , , , . , • , 12'5 von Straße Nr, 1 in Imst zur Straße Nr. 189 in Nassereith , , .. , . , 
198 Lechtal . , , , , , ..• , , 77'8 von Straße Nr, 1 nächst Stuben a, Arlberg zur Straße Nr, 189 in Reutte . 
199 Tannheimer , , , , . , , , , 23'2 von Straße Nr, 198 in Weißenbach-Tannheim-Staatsgrenze bei Schattwald 
200 Bregenzerwald , , , , , , , , 67'4 von Straße Nr, 1 nächst Dornbirn zur Straße Nr, 198 in Warth, , , .. 
201 Kleinwalsertal "',,',' 13'6 von Straße Nr. 200 in Hochkrummbach zur Staatsgrenze bei Walserschanz 
202 Schweizer , , , , , , , , , , 11'2 von Straße Nr, 1 in Lauterbach zur Staatsgrenze gegen St, Margrethen , , 
2()3 Rhein, , , , , , , , . , , , 15'4 von. Straße Nr, 1 nächst Götzis zur Straße Nr, 202 in Höchst, , , , , , 

8,312'9 Allgemeine Ausgaben ....................... 
Allgemeine Reserve . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Bundesstraßen B(Summe), 

Bundesstraße A (Autobahn),l) 
A Autobahn, .' , , , , , , , , 347'5 von Wien-St, Pölten-Amstetten -Linz-Attersee-Mondsee-Salzburg-

Staatsgrenze am Walserberg , . , . , , , , , , , , , , , , , , , 

8,660'4 Gesamtsumme , 

1) Die Verrechnung erfolgt bei Kapitel 21 Titel 7 § 1 

~ 

Bundesrechnungs- Ge-
abschluß ändertes 

Bau-

1956 I 1957 programm 
1958 

Millionen Schilling 

7'782 13'403 12'695 
3'258 4'842 4'800 
0'130 · ... 0'200 
0'056 · ... 0'200 
3'033 2'071 0'340 
5'149 4'209 5'500 
5'063 4'688 2'030 

· ... · ... 3'300 

· ... · ... · ... 
1'683 2'349 6'050 
0'357 2'365 3'135 

· ... · ... · ... 
0'042 · ... · ... 

· ... 0'492 · ... · ... 0'100 0'200 
5'854 5'593 7'928 
0'044 0'645 2'900 
3'943 1'123 10'655 
0'691 0'291 0'140 
0'072 · ... · ... 

· ... · ... · ... 
23'786 31'380 33'164 

· ... · ... · ... 
542'219 701'603 861'073 

462'292 374'983 750'000 

1.004'511 1.076'586 1,611'073 

Voraus-
sichtliches 

Bau-
programm 

1959 

11'550 
12'089 

· ... · ... 
1'566 
5'500 
2'629 

· ... 
1~500 
4'500 
1'800 

· ... 
· ... 
· ... · ... 

5'370 
1'000 
7'615 

· ... 
0'900 

· ... 
28'460 

· .. ,-

801'137 

550'000 

1,351'137 

::0:: 
'8, .. 
:!. 
N ... 

~ 
m 
~ 

520 der B
eilagen V

III. G
P - R

egierungsvorlage (gescanntes O
riginal)

445 von 614

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



170 Kapitel 21 

Liegen-
schaften der 

Bundes
straßen
verw. -

Autobahn 

Ausgaben-Titel 2 a: Liegenschaf-. 
te n der B und es s t r a ß e n ver w a 1-

tung - Autobahn. 
Mill.S 

1957 *) ...... ,.,............. 1·5 
1958*"') .............. : .... ;.. 5·0 
1959"'*) ........... , ... , ...... 3·1 

Unterschiede Die geringeren Ausgaben im Jahre 1957 sind 
der Gebarung dadurch bedingt, daß in diesem Jahre diese Ge
··b1959vge~ehn- barung erstmalig veranschlagt worden war. u er orJa re . 

Gebarung Die ausgewiesenen Aufwendungen enthalten 

Bundes
straßen. 
(Zweck-

gebundene 
Ein

nahmen) 

im wesentlichen: 
bei § 1: Betriebskosten und Hauserfordernisse 

(wie gesetzliche Verpflichtungen, Instandhal
tung u. ä.) sowie Herstellungen am Baubestand 
(wie Aufholaufwand, Instandsetzungsarbeiten 
u. dgl.) für autobahneigene Wohngebäude samt 
dazugehörigen Grundstücken in Niederöster
reich, OberÖsterreich, Salzburg, Kärnten und 
Steiermark und 

bei § 2: Erwerb von Liegenschaften (die g~pachtet 
beziehungsweise bereits in Anspruch genom
men sind oder für Autobahnzwecke benötigt 
werden), Restzahlungen auf erworbene und 
Aufwendungen für gepachtete oder in An
spruch genommene Liegenschaften sowie Ent
schädigungen, Gerichtskosten u. dgl. für Lie
genschaften für Autöbahnzwecke (an Auto
bahntrassen, soweit diese bisher noch nicht zu' 
Bundesstraßen erklärt worden sind). 

Ein nah m e n - Ti tel 2: B und es s t r a ß e n 
(Zweckgebundene Einnahmen). 

Mill. 5 

1957 *) .................. " ... 13·3 
1958**) ........................ -24·5 
1959"'''') .................... , .. 14·8 

Unterschiede Die höheren Einnahmen des Voranschlages 
der Gebarung 1958 sind auf höhere Beiträge Dritter zu Straßen~ 

... 1959 ge~en- bauten zurückzuführen. 
uber Vorjahre D· . Z ck b d E' h Gebarung le ausgewiesenen we ge un enen mna-

men sind im wesentlichen: 
Beiträge, die gemäß §§ 6 und 7 des Bundes

straßengesetzes (BGBl. Nr. 59/1948) zum Auf
wand für die Bundesstraßen zu leisten sind, und 
zwar von den Gemeinden für bestimmte Kosten 
bei Ortsdurchfahrten und von den Unterneh
mungen für die Mehrkosten, die infolge der be
sonderen Art der Benützung von Bundesstraßen 
durch diese Unternehmungen der Bundesstraßen-
verwaltung erwachsen. . 

Geldstrafen gemäß §. 30 des Bundesstraßen
gesetzes (BGBl. Nr. 59/1948) und § 74 des 
Straßenpolizeigesetzes (BGBl. Nr. 46/1947). 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Ein nah m e n - Ti tel 2 a: Nie h t z w e c k
g e b und e ne Ein nah m en der B und e s

s t r a ß e n ver wal tun g. 
Mill. 5 

1957 *)....................... 1·7 
1958*"'). . . . . . . . . . . .. . . . .. .... 2·8 

1959"'''') .................. , .' . . 2·8 

Nicht~ 
zweck

gebundene 
Ein

nahmen 
der 

Bundes
straßen

verwaltung 

Die geringeren Einnahmen im Jahre 1957 Unterschiede 
sind durch geringere Altmaterialverkäufe bedingt. der Gebarung 

Bei diesem Ansatz gelangen Einnahmen aus Gebarung 
Erlösen aus der Veräußerung beweglichen Bun
desvermögens, Miet- und Pachtzinsen, Vergütun-
gen, sowie Miet- und Pachtzinsersätzen zur Ver-
rechnung. 

Ti te i. 3: B und es hoc h bau (Neu-, Zu-, Bundes-
Auf- und grundlegende Umbauten). hodlbau 

Sathlilhe Ausgaben Einnahmen 
Mill. 5 

1957 I *) ......... 155·2 3·2 

1958 **) ......... 123·0 0·1 

1959 **) ......... 90·0. 0·1 

Diese Beträge gliedern sich wie folgt auf: 
Ausgaben 1957') 1958*') 1959**) 

Mill. S 

Unterrichtsanstalten und 
. sonstige Kulturbauten 79·0 72'0 0'0 1) 

Sonstige Gebäude .. - .. 76'2 51·0 90·0 

Summe. 155·2 123·0 90·0 

Der Minderaufwand hängt damit zusammen, 
daß im Jahre 1959 bei § 1 für die Bauten der 
Unterrichtsa,nstalt~n (einschließlich der land- und 
forstwirtschaftlich'en Schulen) und sonstigen Kul
turbauten kreditmäßig nicht vorgesorgt ist. ber 
Ansatz bleibt jedoch als Verrechnungsansatz be
stehen. Die kreditmäßige Veranschlagung für 
diese Bauten erfolgt im Jahre 1959 bei den "Bau
lichen Investitionen" unter Kapitel 21 Titel 7 
§ 3, und zwar mit einem Betrag von 100 Mil
lionen Schilling. 

Gebarung 
1957 bis 1959 

Der gegenüber dem Vorjahr erhöhte Kredit Unter-
bei § 2 ermöglicht eine wirtschaftlichere Fort- schiede der 

b 
Gebarung 

f~hrun~ der begonnenen Ba~ten, reicht a er 1959 gegen-
mcht hm, neue Bauten zu begmnen. über Vorjahre 

Die höheren Einnahmen des Jahres 1957 stam- Gebarung 
men aus Baukostenbeiträgen zu bundeseigenen 
Objekten. 

Aus den Krediten dieses Titels sind die 
Kosten der Neu-, Zu- und Aufbauten zu bedek
ken, die von acht Ressorts als erforderlich bean
sprucht werden. 

1) Außerdem 100 Mill. S bei Titel 7 § 3 Unter
teilung 1. 

~.) Bundesrechnungsabschluß. 
,:.*) Bundesvoranschlag. 
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Kapitel 21 171 

Es wurden veranschlagt: 

bei § 2 "Sonstige Gehäude": 

l' i n a n zen: für das B~ndesministerium für 
Finanzen sowie für Finanzlandesdirektionen, Fi
nanzämter und Zolldienst- und Wohngebäude. 

Jus ti z: für Gerichtsgebäude und Straf
anstalten. 

Ha n deI und Wie der auf hau: für 
das Bundesministerium für Handel und Wieder
aufbau sowie für Dienstgebäude des Eich- und 
Vermessungswesens und für die Bundeswasser
bauverwaltung. 

So z i ale V e rw alt u n g: für Arbeits- und 
Invalidenämter. 

In n e res: für Polizei- und Gendarmerie
dienststellen (einschließlich Wohnungen). 

L a n d- und F o,r s t wir t s eh a f t: für 
Bundesversuchsgüter. 

Neben verschiedenen kleineren Bauvorhaben 
sollen nach Möglichkeit die im Teilheft in einer 
postenweisen Gliede~ung namentlich aufgezählten 
Bauvorhaben mit Gesamtkosten von mehr als 
10 Millionen Schilling im Einzelfall fortgesetzt 
beziehungsweise' fertiggestellt werden. 

Ein kleiner Anteil des Gelderfordernisses muß 
ferner für die Planung auszuführender Bauten 
bestimmt werden, da Planungen ·und Vor
arbeiten zur Erzielung eines größtmöglichen Bau
erfolges in den kommenden Baujahren mit größ
ter Sorgfalt schon vorher erfolgen müssen. 

T i tel 4: B und e ~ g e b ä u d e ver w a 1-
tung 1. 

Sachliche Ausgaben 
MiII.S 

Einnahmen 

1957 e.-) •••••••••• 248'8 65'4 

1958 ',,:-) .......... 200'1 19'3 

1959 ~-*) .......... 124'3 21'4 

Die Minderaufwendungen gegenüber den je
weiligen Vorjahren sind zum Teil auf die all
gemeinen Kürzungsmaßnahmen, zum Teil auf 
den Umstand zurückzuführen, daß für große In
standsetzungsvorhaben bei Unterrichtsanstalten 
und sonstige Kulturbauten im Jahre 1959 bei 
Kapitel 21 Titel 7 § 4 40 Millionen Schilling 
veranschlagt sind. 

Die Mehreinnahmen des Jahres 1957 sind 
durch' Ersätze für die Betreuung ungarischer 
Flüchtlinge im Betrage von 47'6 Millionen Schil
ling erhöht. Die Zunahme der übrigen Einnah
men ist bedingt durch höhere Betriebskosten
ersätze. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag .. 

Die Bundesgebäudeverwaltung wird in erster 
Instanz von 31 Gebäudeverwaltungsdiensstellen 
wahrgenommen. 

Hievon sind 23 bundesunmittelbare und 
8 bundesmittelbare Gebäudeverwaltungsdienst
stellen. 

Die bundesunmittelbaren Gebäudeverwaltungs
dienststellen sind: 

Die Bundesgebäudeverwaltung I Wien, die 
Burghauptmannschaft in Wien, die Schloßhaupt
mannschaft Schönbrunn, die Schloß verwaltung 
Innsl5ruck und Ambras, die sieben Finanzlandes
direktionen, die vier Oberlandesgerichtspräsidien 
und die acht Landesschulräte (ohne Wien). 

Acht Landesregierungen (ohne Wien) üben die 
Funktion von bundesmittelbaren Gebäudever

-waltungsdienststellen aus (Landesbauämter, Re-
ferate für Bundesgebäuqe I). . 

Sämtliche 31 Gebäudeverwaltungsdienststellett 
verwalten Bundesgebäude nach folgenden Grund
sätzen: 
Die Bundesgebäudeverwaltung I Wien: 

Sämtliche in die Verwaltung der. Bundes
gebäudeverwaltung I fallenden Bundesgebäude 
in Wien, ohne die Bereiche der Burg- und 
Schloßhauptmannschaft in Wien. 

Die Burghauptmannschaft in Wien: 
Die Bereiche der Hofburg in Wien, des Schlos
. ses Belvedere, des Schlosses Augarten und der 
Hofmuseen am Ring. 

Die Schloßhauptmannschaft Schönbrunn und 
Hetzendorf : 
Die Bereiche der Schlösser Schönbrunn und 
Hetzendorf . 

Die SchloßverwaItung Innsbruck und Ambras: 
Die Hofburg in Innsbruck und' das Schloß 
Ambras: 

Die Finanzlandesdirektionen : 
Die von der Finanzverwaltung benützten Bun
desgebäude. 

Die Oberlandesgerichtspräsidie~: 
Die von der Justizverwaltung benützten Bun
desgebäude (ohne Strafanstalten). 

Die Landesschulräte: 
Die von den mittleren Bundeslehranstalten 
benützten Bundesgebäude. . 

Die Amter der Landesregierungen (ohne Wien): 
Alle übrigen in die Verwaltung der Bundes

gebäudeverwaltung I fallenden Bundesgebäude 
(Polizei, Gendarmerie, Arbeitsämter usw.). 

Die bautechnische Betreuung der Bundes
gebäude wird von der Bundesgebäudeverwal
tung I Wien, der Burghauptmannschaft in Wien, 
der Schloßhauptmannschaft Schönbrunn und 
Hetzendorf und der Schloßverwaltung Innsbruck 
und Ambras für die in ihren Verwaltungsbereich 
fallenden Bundesgebäude wahrgenommen. 

Bundes. -
gebäude

verwaltungs
dienststellen 

Bautedmische 
Betreuung 

o 
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Aufgaben 

172 Kapitel 21 

Die Amter der Landesregierungen (ohne Wien) I Hofhaltungen in Wien, Salzburg und Innsbruck, 
betreuen bautechnisch die Bundesgebäude ihres alle Gerichtsgebäude, Anstalten und Gefängnisse 
Verwaltungsbereiches und diejenigen Bundes- der Justizverwaltung, ferner, alle Bauten der 
gebäude, welche. im jeweiligen Bundesland von Finanzverwaltung einschließlich der Zollgebäude 
einer Finanzlandesdirektion, einem Oberlandes- bis zu den entferntesten alpinen Höhenstütz
gerichtspräsidium (einschließlich der nicht ver- punkten an den Grenzen, die Bauten, Ubikatio
walteten Strafanstalten) und einem Landesschul- nen und Anlagen der Exekutive in ganz Oster
rat verwaltet werden. reich, eine Reihe von bundeseigenen Beamten-

Der Bundesgebäudeverwaltung I obliegt unter wohnhäusern und Beamtensiedlungen, alle Ar
anderem die Verwaltung und bautechnische Be- beits- und Invalidenämter und alle Anlagen und 
treuung von rund 2.300 bundeseigenen und Bauten der .Bundestheaterverwaltung und der 
solchen gleichzuhaltenden, staatlichen Zwecken Bundessportverwaltung u. a. m. 
dienenden Immobilien. Dazu kommen weitere Die Bauten der beiden zuletzt genannten Ver
rund 2.700 Mietobjekte und Einmietungen, die waltungen belasten allerdings deren Budget und er
demselben Zweck dienen, aber, weil sie von den scheinen daher in den Erläuterungen zu Kapitel 28 

und Kapitel 12. Ebenso besorgt die Bundesgebäude
Mietern verwaltet werden, von der Bundes- verwaltung I auch die Bauleitung der Staatsbetriebe 
gebäudeverwaltung I nur baulich zu betreuen österreichisdle Staatsdruckerei und Osterreichiscbes 
sind. Maßgebend sind hier neben den speziellen Branntweinmonopol nicht zu Lasten der Baukredite 
Ressortbedürfnissen die Verpflichtungen des Bun- des hier erläuterten Kapitel 21, sondern auf Rech-
d 

nung dieser Bundesbetriebe. 
es aus den Mietverträgen, auf die die Bundes-

gebäudeverwaltung als solche keinen Einfluß hat. Die Mittel, die für Zw~cke der Gebäudeerhal-
Für die von ihr verwalteten rund 2.300 Ob- tung und der Wiederherstellung kriegszerstörter 

jekte trägt die Bundesgebäudeverwaltung I neben Gebäude ausgegeben werden, kommen wegen der 
allen sogenannten "Hauserfordernissen" alle Be- Vielzahl der Bauten (die dazu über das ganze 
triebskosten, wie Grundsteuern, Gebühren für Bundesgebiet verstreut liegeJ1.!) und wegen des 

vorherrsclienden Charakters der zu erbringenden 
den Wasserverbrauch, Müllabfuhr, Rauchfang-k h R I Leistungen (Reparaturen!) überwiegend in die 
e rer, attenverti gung usw. Den Ausgaben schnellen Kanäle der mi.t t 1 e ren Ba u- und 

für die "Betriebskosten und Hauserfordernisse" 
und für die sonst auflaufenden Kosten der bau-. k lei n g ewe r b 1 ich e n Wir t s c h a f t. 
lichen Erhaltung der Objekte stehen, wie sich Wien wurde zum Sitz der "Internationalen Unter-
aus der Natur der Aufgabe ergibt, die Behörden-, Atomenergie-Organisation" gewählt. Die BUl~des- bringubnh~.dder 

. . f G d'h M d Atom e or e Amts- und Anstaltsgebäude der Bundesverwal- regierung 1st au run I res emoran ums 
tung zu betreuen, naturgemäß relativ nur geringe vom 1. Juni 1957 und des Abkommens vom 
Einnahmen aus Miet- und Pachtzinsen und Ein- 11. Dezember 1957 über den Amtssttz der In
trittsgeldern gegenüber. Eine gewisse Ausnahme' ternationalen Atomenergie-Organisation (BGBI. 
machen hier nur die Schauräume in den histori- Nr. 8211958) verpflichtet, für deren provisorische 
schen Bauten; die starken Besucherzahlen weisen Unterbningung und für einen Baugrund für ihr 
hier immer eine seit J.ahren steigende Tendenz Amtsgebäude zu sorgen. Die baulich notwendigen 
auf. Maßnahmen sind im wesentlichen mit der vor-

Die bauliche Betreuung erstreckt sich auf rund sorglichen Adaptierung von Teilen der Gebäude 
2.300 verwaltete bundeseigene Liegenschaften in Wien, 1., Lothringerstraße 4-8, und Wien, 
(Einlagezahlen) und weitere rund 2.700 Miet- XIX., Peter Jordan-Straße 82, sowie der zur 
objekte und Einmietungen, sohin rund 5.000 Ob- VerfügungsteIlung und Adaptierung des neuen 
jekte sehr unterschiedlicher Größe mit einem Grand-Hotels in Wien vorerst bereits getroffen. 
umbauten Raum von rund 23,900.000 mS der Die Veranschlagung geht von der Voraussetzung 
bundeseigenen Liegenschaften und rund aus, daß die gewünschten Arbeiten erst im Jahre 
2,600.000 mS der Einmietungen. Um einen bild- 1959 abgeschlossen werden können. 
lichen Vergleich zu geben, entsprechen die rund 
26,500.000 mS umbauten 'Raum zirka Das Bundes-Verfassungsgesetz' vom 1. Oktober 
14.400 ~oh~äusernüblicher 9röße ~it,,6 Woh-

1

1920 .in ~einer gegenwärtigen Fassung (unter Be
nungen Je ZIrka 60 m2 Nutzflache. Die uber das rückslchtIgung des Bundesverfassungsgesetzes 
ganze Bundesgebiet ~rstreckte bauliche Betreu- vom 7. Dezember 1929): Art. 15 Abs. 5, Art. 17 
ung umfaßt alle Regierungs- und Ministerial- Abs. 1 und 2, Art. 103 Abs. 1, Art. 104 Abs. 2. 
gebäude, alle Hochschulgebäude und alle Mittel- B h" d üb I' 20 J I' 

d G b ch I b·· d f 11 . e or en- er eltungsgesetz vom . u 1 
un. ewer es u ge a~. e, ern er a e s.onStlgen 1945 StGBl. Nr. 94/1945: § 3 Abs. 1 und 2 
Amts- und Anstaltsgebaude der Unternchtsver- Z'ff' 5 § 29 Ab2 § 65 
waltung einschließlich aller bundeseigenen Museal- 1 er , s.,. 
und Institutsbaulichkeiten, die vielfach aus kunst- Gesetzliche (Gesetze, Verordnungen) und son
oder geschichtshistorischen Mo~enten unter stige (Ministerratsbeschlüsse) Bestimmungen über 
Denkmalschutz stehenden Baulichkeiten und den Aufgabenbereich der Bundesgebäudeverwal
bundeseigenen Baudenkmäler der ehemaligen tung und sonstige wesentliche Umstände. 

Gesetzliche 
Grundlagen 

für das 
Bestehen der 

Bundes
gebäude

verwaltung 
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Kapitel 21 173 

Gesetz vom 27. Juni 1908, RGBL Nr. 123; 
Kundmachung des Gesamtministeriums vom 
6. Juli 1908; hiezu: RGBL Nr. 124. 

Allerhöchste Entschließung vom 16. März 1835, 
Hofkammerdekret vom 19. März 1835, 
Z1. 12.117/1027. 

Finanzministerialerlaß vom 7. Oktober 1865, 
Z1. 47.258. 

Ferner: 
Gesetz vom 14. März 1919, StGBL Nr. 180. 
Verfassungsgesetz vom 1. Oktober 1920, 

StGB1. Nr. 451, betreffend den übergang zur 
bundesstaatlichen Verfassung. 

Verordnung der Bundesregieung vom 9. April 
1923, BGBL Nr. 199. 

Gesetz vom 25. Juli 1946 über die Geschäfte 
der obersten Bundesverwaltung, BGBL Nr. 120. 

Gehaltsüberleitungsgesetz 1946, BGBL Nr. 22/ 
1947, § 23 beziehungsweise Gehaltsgesetz 1956, 
BGBL Nr. 54/1956, § 24 (Dienst- und Natural
wohnungen). 

"Grundzüge der Bundesgebäudeverwaltung" 
(Ministerratsbeschluß) niedergelegt in ZL 
121.185/R aus 1932 des Bundesministeriums für 
Handel und Verkeh~. 

"Dienstvorschrift für die Gebäudeverwalter. 
der Bundesgebäudeverwaltung" niedergelegt in 
Zl. 121.185/R aus 1932 des Bundesministeriums 
für Handel und Verkehr. 

Ti tel 5: B und e s ge b ä u d e ver w a 1-
tung 11. 

Sadtliche Ausgaben Einnahmen 

1957 ~") ........... , 
1958**) ........... . 
1959**) ........... . 

2527 
130'0 

84'0 

Mill.S 

48'2 
16'0 
19'0 

Die Mehrausgaben des Jahres 1957 konnten 
durch die Bereitstellung zusätzlicher Kredite 
·durch das Bundesministerium für Landesvertei
digung getätigt werden. Die Minderausgaben im 
Jahre 1959 sind auf die allgemeinen Kürzungs
maßnahmen zurÜckzuführen. 

Die Mehreinnahmen des Jahres 1957 sind be
dingt durch· Ersätze aus der Betreuung ungari
scher Flüchtlinge im Betrage von 31'3 Millionen 
Schilling. 

DIe Steigerung der Einnahmen im Jahre 1959 
gründet sich auf Mietzinseingänge aus den lll

standgesetzten Wohnhäusern. 
Der Bundesgehäudeverwaltung II obliegt die 

Verwaltung und bauliche Betreuung aller mili
tärischen und auch ehemals militärischen An
lagen und Liegenschaften, die heute anderen 
Zwecken dienen, das sind rund 200 Liegenschaf-

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

ten mit. ungefähr 3000 großen Objekten, dar
unter die Kaserne Siezenheim mit 200 Objekten 
und der Truppenübungsplatz Döllersheim. 

Die nach Abschluß des Staatsvertrages von 
den Besatzungsmächten übernommenen Objekte 
befinden sich teilweise noch in beschädigtem Zu
stand, zum Teil sind Kriegsschäden noch nicht 
zur Gänze behoben. Diese Gebäude sind instand
zusetzen und für Zwecke des Bundesheeres, und 
zwar zur Unterbringung von Truppen und Kom
mandostellen, übungs- und Schießplätzen, An
stalten und Werkstätten auszubauen, beziehungs
weise für Wohnzwecke zu adaptieren. Insgesamt 
sind 110 Unterkunftskomplexe, 36 Schießplätze, 
25 Anstalten und 400 Wohnungen auszubauen. 

Die Erhaltung und Wiederherstellung aller 
anderen, dem zivilen Sektor dienenden Baulich
keiten wird ebenso fortgeführt wie der Ausbau 
der Bundesversuchs- und Forschungsanstalt Ar
senal in Wien. Weiters ist hier auch ein Kredit 
für die Errichtung eines Waggonprüfstandes im 
Rahmen der letztgenannten Anstalt enthalten. 
Die Gesamtkosten dieses Prüfstandes werden ge
meinsam mit einer internationalen Organisation 
bestritten werden (Siehe Erläuterungen zu Ka
pitd 20 Titel 6 § 3 - Seite 152). 

Aus gab e n - T i tel 5 a: B un des bei t rag 
zum Wohnhaus-Wiederaufbau
fon d s und Ein nah m e n - Ti tel 5 a: 

Wo h n hau s - Wie der auf ba u. 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

Mill. S . 

1957 ,,·) .............. 100·0 
1958· *~.) .............. 150'0 
19'59 *".) •....•....•... 125'0 

Gebarung 
1959 

Wohnhaus
Wieder
aufbau 

Im Jahre 1959 wurde bei diesem Ansatz eine Unterschiede 
geringere kreditmäßige Vorsorge getroffen, da G ~er 
für denselben Zweck in der außerordentlichen el;~~ng 
Gebarung 18 Millionen Schilling bereitgestellt gegenüber 
wurden. Vorjahre 

Der W ohnhaus-Wiederaufbaufonds gründet 
sich auf namstehende gesetzliche und administra
tive Maßnahmen: 

Bundesgesetz vom 16. Juni 1948, BGBL 
Nr. 130, in der Fassung der Bundesgesetze "vom 
15. Dezember 1950, BGBL Nr. 26/1951, vom 
27. Mai 1952, BGBL Nr. 106; vom 9. Juli 1953, 
BGBL Nr. 117, vom 7. Juli 1954, BGBl. Nr. 154, 
vom 13. Juli 1955, BGBL Nr. 156, und vom 
9. Juli 1958, BGBL Nr. 154. 

Der Fonds wird gespeist: 
aus Eingängen von Einkommen-, Lohn- und 

Körperschaftssteuern, aus Leistungen der Eigen
tümer von Wohnhäusern und Grundstücken, aus 
Leistungen der Hypothekargläubiger . nach. §. 8 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Wohnhaus
Wieder
aufbau
fonds 
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174 Kapitel 21 

des WWG. 1948, durch Zuwendungen des Bun
des und durch Aufnahme von Anleihen.' 

Der Zweck des Wnhnhaus-Wiederaufbaufonds 
ist die Wiederherstellung der durch Kriegsein
wirkung beschädigten oder zerstörten W ohn
häuser und der Ersatz des durch Kriegseinwir
kung zerstörten Hausrates. 

Der Fonds besitzt Rechtspersönlichkeit und hat 
seinen Sitz in Wien. Er wird vom Bundesmini
sterium für Handel und Wiederaufbau verwaltet 
und nach außen durch den Bundesminister für 
Handel und Wiederaufbau vertreten. 

Zur Begutachtung der Ansuchen um Gewäh
rung von Fondshilfe und zur Beratung der mit 
der Verwaltung des Fonds zusammenhängenden 
Fragen ist beim Bundesministerium für Handel 
und Wiederaufbau eine Kommission errichtet, 
deren Gliederung und Funktion im Wohnhaus
Wiederaufbaugesetz 1948, § 5, zwingend fest
gelegt ist. 

Dem Fonds werden im Jahre 1959 zufließen: 
Mill. S 

Beiträge nach dem Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz 501) 
Beiträge vom Einkommen gemäß BGBl. 

Nr. 154/1954 .......................... 740 2) 
Rückflüsse aus Darlehen, die der Fonds ge-

gewährte, und Zinserträgnisse ........... .. 102 
Bundesbeitrag . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 125 

Zusammen 1017 

Dieser Betrag wird·, voraussichtlich WIe folgt 
verausgabt werden: 

Mil!. S 
Verpflichtungen aus Vorfinanzierungen und Dar-

lehensgewährungen. " .. _ .... .. ......... . .. 942 
Anleihedienst und Darlehensrückzahlungen . . . . . 67 
Aufwand und Reserve .................. ; . . . 8 

Zusammen -:-i'ö'i7 
Außerdem fließen dem Fonds zu Lasten der 

außerordentlichen Gebarung 18 Millionen Schil
ling zu; dieser Betrag ist zweckgebunden für die 
überweisung an einen neu zu errichtenden 
Fonds, der der Finanzierung von Wasserversor
gungs- und Kanalisationsanlagen dienen soll. 
Auch der Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds 
wird einen gleichhohen Betrag in diesen neuen 
Fonds einbringen. 

Bezüglich der für Wohnzwecke im Bundes
voranschlag 1959 vorgesehenen Kredite siehe die 
Beilage J auf Seite 239. 

Titel 6: Wasserbau. 
Sachliche Ausgaben Einnahmen 

Mill. S 

1957 ~') ............... 60'0 13'4 
1958**i ................ 51·5 9'9 
1959 *',) ............... 45·6 9'0 

'~) Bundesrechnungsabschluß. 
,,*) Bundesvoranschlag. 

1) Siehe Einnahmen-Kapitel 17 Titel 7 § 5. 
2) Siehe Einnahmen-Kapitel 17 Titel 7 _ § 4 Unter

teilung a). 

Die Ausgaben 1957 bis 1959 zeigen folgendes Ausgaben 1957 
Bild: bis 1959 

1957") 1958*'~) 1959*") 
Ausgaben Mill.S 

Wasserbautechnische Angelegen-
heiten .................... 35'7 34"3 30'5 

Wasserversorgung und 
Kanalisation ... -............ 20'0 12'9 11'11) 

Wasserkraftkataster ........... 0'3 0'3 _ 0'2 
Donau-Hnchwasserschutz-

Konkurrenz ............... 4'0 4'0 3"8 

Ausgaben (Summe). 60'0 51'5 45'6 

Die Mehrausgaben und -einnahmen bei den Unter-
wasserbautechnischen Angelegenheiten im Jahre stibde der 
1957 haben ihre Ursache in größeren Arbeiten 19~9 a:~~~_ 
für Fremde. Die Minderausgaben des Voran- über Vorjahre. 
schlages 1959 sind auf die allgemeinen Kürzungs-
maßnahmen zurückzuführen. 

Beim Titel 6 sind der Aufwand für die Gebarung 
schiffbaren Flüsse und Grenzgewässer (Donau, 
March, Salzach, Saalach, Inn, Rhein und Bodensee) 
sowie Förderungskredite für den Bau von Was
serversorgungs- und Kanalisationsanlagen, Kre-
dite für die Fortführung. des österreichischen 
Wasserkraftkatasters und Beiträge des Bundes 
für die Donau-Hochwasserschutzkonkurrenz ver-
anschlagt. 

Dem Bundesstrombauamt obliegen die Erhal
tungsarbeiten an den bestehenden Regulierungs
bauten und die Durchführung der notwendigen 
Wasserbaumaßnahmen zur klaglosen Aufrecht-
erhaltung der Schiffahrt und der unschädlichen 
Abfuhr der Wässer und des Eises auf der ge-
samten österreichischen Donaustrecke. 

Neben dem normalen Bauvorhaben im Rah
men dieser aufgezeigten Aufgabenbereiche wird
das Bundesstrombauamt im Jahre 1959 weitere 
Arbeiten im Zusammenhang mit den Kraftwerk
bauten an der Donau, darunter insbesondere 
große Baggerungen durchführen, da in Öster
reich nur das Bundesstrombauamt über die er
forderlichen Großgeräte verfügt. Dem Aufwan~ 
für diese Arbeiten stehen entsprechende Einnah-
men gegenüber. -

Die Bauarbeiten an der Marchgrenzstrecke 
werden auf Grund des Staatsvertrages zwischen 
der Republik österreich und der ~schechoslowa
kischen Republik vom Jahre 1928, BGBl. 
Nr. 277/1930, ausgeführt. 

Donau 

March
Thaya 

a) Niederösterreich: Der Ausbau beziehungs- Grenzflüsse 
weise der Neubau der Hochwasserschutzdämme Niederösterrei'" 

a~ rechten Ufer der March von Angern auf-
wärts bis zur Thayabrücke in Hohenau erfolgt 
auf Grund des Bundesgesetzes vom 2. August 
1932, BGBl. N r. 257/1932. überdies gehören 
diese Hochwasserschutzdämme zum System der 
Marchregulierung nach dem von asterreich und -

1) Außerdem bei Titel 7 § 7 8 Millionen Schilling. 
*) Bundesrechnungsabsdlluß. 

*,:.) Bundesvoranschlag. 
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der Tschechoslowakei genehmigten generellen 
Projekt (siehe BGBl. Nr. 277/1930). 

b) Oberösterreich und Salzburg: Die Regulie
rungsarbeiten in den Grenzflußstrecken der 
S'alzach und Saalach und des Innflusses werden 
im Jahre 1959 fortgesetzt. 

e) Vorarlberg: Die Arbeiten der Bundeswasser-
. bauverwaltung werden im Sinne der Staatsver

träge zwischen österreich und der Schweiz aus 
dem Jahre 1924, BGBl. Nr. 436/1925, und dem 
Staatsvertrag mit dem Fürstentum Liechtenstein, 
BGBl. Nr. 333/1931, durchgeführt. 

Die Bauarbeiten umfassen Erhaltungsarbeiten 
an übergebenen Regulierungsbauten des Rheins 
am Bodenseeufer und an den Rheintalbinnen
kanälen. Weiters sind Arbeiten für die Bodensee
regulierung und für den österreichischen Rhein
schiffahrtshafen vorgesehen. Schließlich wurde 
1958 ein ,Großprojekt für die Sanierung der 
Harder Bucht in Angriff genommen, welches 

,1959 und in den Folgejahren fortgesetzt werden 
wird. Ziel dieses Projektes ist es, den im Gefolge 
der Verlandung der Harder Bucht (einer Folge 
der um die Jahrhundertwende erfolgten Ver
legung der Rheinmündung) eingetretenen schwe
ren Mißständen wirtschaftlicher und s'anitärer 
Art entgegenzuwirken. _ 

Die Arbeiten der I n t ern a t ion ale n 
R h ein r e g u I i e run g w.erden im Sinne des 
Staatsvertrages vom 10. April. 1954, BGBl. 
Nr. 178/1955, gemeinsam mit der Schweiz durch
geführt. 

Das Bundesstrombauamt is~ geschäftsführende 
Stelle der Don a u hoc h was s e r s c hut z
K 0 n kur ren z entsprechend dem Bundes
gesetz vom 16. Dezember 1927, BGBl. Nr 372, 
und dem Bundesgesetz vom 15. Juni 1934, BGBl. 
Nr. 95/11. 

Der Bauaufwand der Donauh0chwasserschutz
Konkurrenz umfaßt Arbeiten an den Hochwas
serschutzdämmen von Krems, Greifenstein, Wien 
und Deutsch-Altenburg, Erhaltungsarbeiten am 
Wiener Donaukanal, Baggerungsarbeiten, In
standsetzung von Stützmauern und Geländern, 
Ausgaben für die Instandhaltung der Wehr- und 
Schleusenanlagen sowie für den Ausbau der Alten 
Donau. 

Die für den Ausbau von Was s e r ver s 0 r
gun g san lag e n (Trink- und Nutzwasser) 
und von K a n a li s a ti o.n san lag e n (Ab
leitung und Reinigung der anfallenden Abwässer 
einschließlich Vorflutbeschaffung) im Jahre 1959 
zur Verfügung stehenden Kredite werden ent
sprechend dem Wasserbau tenförderungsgesetz 
(BGBl. Nr; 34/1948) für Baurnaßnahmen, welche 
aus, gesundheitlichen und wirtschaftlichen Grün
den erforderlich sind und zu deren Kosten
deckung das jeweilige Bundesland gleichfalls einen 
entsprechenden Beitrag leistet, verwendet wer
den. 

Der vom Bundesministerium für Handel und 
Wiederaufbau auf Grund des Behördenüberlei
tungsgesetzes; StGBl. Nr. 94/1945, herausgegebene 
österreichische Was s e r k r a f t kat ast e r 
stellt in der gegenwärtigen Form die Grundlage 
für alle wasserwirtschaftlichen Maßnahmen dar 
und bildet einen wichtigen Beitrag für die öster
reichische Wirtschaft . 

Das Programm für die Bearbeitung des öster
reichischen Wasserkraftkatasters für das Jahr 1959 
wurde unter Berücksichtigung der österreichischen 
Kraftwasserwirtschaft mit folgendem Umfang 
festgestellt: 

1. Katasterarbeiten, die im Jahre 1958 oder 
vorher begonnen wurden und im Jahre 1959 
fortgesetzt bzw. abgeschlossen werden: Saalach, 
Donau, Hydrographische Bibliographie. 

2. Katasterarbeiten, die im Jahre 1959 zu be
ginnen sind: Kaiserbach. 

Titel 7: Bauliche Investitionen 
(Außerordentliche Gebarung). 

Außerordentlidle 
Gebarung 

sachliche Ausgaben 
Mil!. 5 

Ordent!, 
Gebarung 

Einnahmen 

1957 *) ............. 408'3 1'4 
1958**) ............. 602'1 
1959 *~-) ............. 812'5 3'1 

Die Gebarung 1957 bis 1959 dieses Ansatzes 
gliedert sich wie folgt auf: 

1957 
*) 

Ausbau der Autobahn ..... , .... 375'0 
Festspielhaus Salzburg , , , .. , , , , ,. 29'2 
Bundeshochbau """"", ... , 
Große Instandsetzungsvorhaben ein-

schließlich restlicher Wiederaufbau 
der Bundesgebäudeverwaltung I 

Neu-, Zu-, Auf- und Umbauten 
der Bundesgebäudeverwaltung II 

W ohnhauswiedera ufbau, , , , , , . , , 
Wasserbau.,., , ., , , " , " .. " " 4'1 
Gruppenwasserversorgung Burgen-

1958 1959 
*'f) **) 
Mil!. 5, 

550'0 550'0 
40'0 60'0 

125'0 

40'0 

5'0 
18'0 

12'1 6'5 

land , , , , , , , , . , .", .... , . , , , 8'0 -------
Summe", 408'3 602'1 8125 

Im einzelnen ist zu den aufgezeigten Geba
rungen zu bemerken: 

Während die Kosten der unter Kapitel 21 
Titel 2 "Bundesstraßen" angeführten Maßnahmen 
durch Einnahmen aus dem Bundeszuschlag zur 
Mineralölsteuer (BGBI. Nr. 88/1950) gedeckt wer
den, wird der bei Titel 7 veranschlagte Aufwand 
für die im Rahmen des langfristigen Investitions
programmes 1) auszubauende Autobahn in Kas-

1) Siehe Beilage C, 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag, 

Wasserkraft
kataster 

Bauliche 
Investitio

nen 

Gebarung 
1957 bis 

1959 

Ausbau 
der 

Autobahn 
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176 Kapitel 21 

senbeständen oder Erlösen aus Kreditoperationen 
seine Bedeckung finden. Den Anlaß zum Weiter
bau der mit Bundesgesetz vom 2. Juni 1954, 
BGBL Nr. 127, zur Bundesstraße A erklärten, 
318 km langen Autobahn Wien (Siebenhirten)
Salz burg und den Anlaß zur Planung und zum 
Bau der mit Bundesgesetz vom 12. März 1958, 
BGBL Nr. 56, zur Bundesstraße A erklärten 
Westeinfahrt Wien (über Altlengbach und Preß
baum) und der Autobahn Wien (Siebenhirten)
Wiener Neustadt - Graz - Klagenfurt - Tarvis 
gab der nun schon seit Jahren zu beobachtende 
Verkehrs anstieg, der bei gleichbleibender Ten
denz, die schon verschiedentlich auftretenden 
überlastungserscheinungeti bei den anderen Bun
desstraßen so zu steigern droht, daß befürchtet 
werden müßte, den Ansprüchen nicht mehr Herr 
zu werden und bald einem unlösbaren Problem 
gegenüberzustehen. 

Für Autobahnzwecke stehen für 1959 außer 
bei Kapitel 21 Titel 7 § 1 noch weitere Mittel 
bei Kapitel 21 Titel 2 § 1 Unterteilung 2 zur 
Verfügung, und zwar für die Erhaltung. 

Im Anschluß an die im .Jahre 1958 fertig
gestellten und dem Verkehr übergebenen Teil
strecken Salzburg-Mondsee (23·5 km), Sattledt
Ennsdorf (47"1 km) und pöchlarn-St. Christo
phen (54·5 km), werden mit den für den Bau 
im Jahre 1959 vorgesehenen Mitteln Erdarbeiten 
und Brückenbauten in den an die fertigen Strek
ken' anschließenden Abschnitten Mondseeberg
hang (5·0 km), Regau (nördlich von Gmunden)
Sattledt (25·0 km), Neumarkt/Ybbs-Pöchlarn 
(15·0 km), St. Christophen-Preßbaum (15·0 km) 
ausgeführt. Darüber hi~aus wird mit dem Bau 
einzelner Brücken zwischen Mondsee und Regau, 
darunter die Talübergänge Straß (nächst St. Ge
orgen i. A.) und Agertal begonnen und der Bau 
der Zubringer Linz und Melk begonnen bezie
hungsweise fortgesetzt. 

Außerdem ist beabsichtigt, Rest- und Ergän
zungsarbeiten an der bestehenden Umfahrung 
Salzburg (19·6 km) durchzuführen und womög
lich auch die Herstellung der Fahrbahndecken in 
der Teilstrecke Vorchdorf-Sattledt(9 km) schon 
zu beginnen. 

Neben den für die genannten und noch rest
lichen Teilstrecken fertiggestellten oder noch in 
Bearbeitung befindlichen Projektierungsarbeiten 
wurden auch die Planungsarbeiten für die Auto
bahnstrecke Wiener N eustadt-Graz-Klagen
furt-Staatsgrenze bei Arnoldstein (Tarvis) auf
genommen und in deren erster Arbeitsphase der 
Trassenvarianten Vorstudien in den Teilstrecken 
Wiener Neustadt-Hartberg-Graz so weit vor
angebracht, daß die Arbeiten der zweiten Be
arbeitungsphase, der generellen Vergleichs-Ent
wurfsbearbeitung von Wahltrassen engerer Wahl 
schon im Spätherbst 1958 durch Herstellung von 
Gelände(Schichten)plänen mittels Auswertung 

von Luftbildaufnahmen vorbereitet werden 
konnten. 

Für den Abschnitt Graz-Packalpe-Wolfs
berg-Klagenfurt-Villach-Staatsgrenze bei Ar
noldstein, sollen die Planungs arbeiten der ersten 
Arbeitsphaseim Laufe des Jahres 1959 zum Ab
schluß gebracht werden, damit auch in diesen 
Abschnitten mit der generellen Vergleichs-Ent
wurfsplanung begonnen werden kann. 

Mit dem vom Ministerrat am 23. Jänner 1956 
beschlossenen Ba~ ist nach Einrichtung der Bau
leitung (Bundesgebäudeverwaltung I-Außenstelle 
Salzburg) im Oktober 1956 begonnen worden, 
mit dem Erfolg, daß die großen Aufschließungs-
arbeiten - der Felsabbruch, die Demolierung 
aller Gebäude und der Aushub einer Boden-
wanne - abgeschlossen werden konnten und 
Mitte 1957 mit den eigentlichen Rohbauarbeiten 
begonnen wurde. Mit dem Ziel der Fertigstellung 
bis Mai 1960 ist beabsichtigt, 1958 alle Rohbau-
arbeiten zu erstellen. Für 1959 und das erste 
Vierteljahr 1960 sind der Ausbau und die Fertig-
stellung aller Baulose vorgesehen. 

Dem allgemeinen Wunsch auf Befriedigung des 
Raumbedarfs an Unterrichtsanstalten und son
stigen Kulturbauten ist durch die erstmals im 
Jahre 1959 erfolgte Veransmlagung bei der 
außerordentlichen Gebarung Rechnung getragen. 

Der Aufwand u~faßt Neu-, Zu-, Auf- und 
Umbauten an Hochschulen und damit verbun-' 
dene Forschungsinstitute, allgemeinbildende Bun~ 
desmittelschulen und gewerbliche Bundesmittel-
schulen, ferner land- und forstwirtschaftliche 
Mittelschulen und Ausbildungsstätten und Ver-
suchs- und Prüfanstalten. 

Bei diesem Ansatz ist außerdem für die Er
richtung des Universitätsinstitutsgebä).1des Wien 
kreditmäßig vorgesorgt (25 Millionen Schilling). 

Festspielhaus 
Salzburg 

Bundes
hombau 

(Neu-, Zu-, 
Auf- und 

grundlegende 
Umbauten) 

Ebenfalls erstmalig im Jahre 1959 wurde bei Große In
der außerordentlichen Gebarung für große In- standsetzungs
standsetzungen an U n terrich tsanstalten 'und . v~_~hlabenstl 

. 1 b . d· h emSUl. re . sonstIgen Ku tur auten em Kre It vorgese en. Wiederaufbau 

Der bei diesem Ansatz veranschlagte Kredit 
ist für Wohnbauten in Wien, IH., Arsenal, be~ 
stimmt. 

der BGV. I 
Neu-, Zu-, 
Auf- und 
Umbauten 

der BGV. 11 

Siehe die Erläuterungen zu Kapitel 21 Titel 5 a Wohnhaus-
auf Seite 173. Wieder-

Der für den Wasserbau veranschlagte Kredit 
stellt die vierte Jahresrate für die Anschaffung 
einer Großbaggergarnitur dar, die aus einem 
Bagger, einem Zugschiff, drei Baggersch:uten und 
einem Schutenentleerer besteht. Der Schutenent
leerer wurde 1958 in Dienst gestellt. Der für 
1959 veranschlagte Betrag ermöglicht die Fertig
stellung der drei Baggerschuten und die Deckung 
eines größeren Teiles der Kosten des Baggers. 

aufbau ' 

Wasser
bau 
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Gruppen-
wasser

versorgung 
Burgenland 

Im Jahre 1959 wurde. erstmalig ein Kredit- wandskr,edite" ausgewies,en. Di~se sind durch 
ansatz für die Gruppenwasserversorgung Bur- Zurückstellung von Anschaffungen um 63'1 Mil-
genland aufgenommen. lionen Schilling gesenkt worden .. 

Einnahmen 

Kapitel 23 

Bundes
ministerium 
für Landes
verteidigung 

Unterschiede 
der Aus

gaben 1959 
gegenüber 
Vorjahre 

Förderungs
ausgaben 

Stehendes 
Heer und 
Heeresver-

waltung 

Bei den Einnahmen im Jahre 1957 ist der 
größte Teil bei den Autobahnen angefalLen, und 
zwar bedrngt dul'ch die Rückzahlung von Aus
gaben aus den Vorjahren .. Die Einnahmen im 
Voranschlag 1959 stellen einen Beitrag des Landes 
Salzburg zu den Kosten des Ees'tspielhauses Salz
burg dar. 

Kapitel 22 (leer). 

Kapitel 23 "Landesverteidigung". 

Titel 1: Bundesministerium für 
L a n des ver t eid i gun g. 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

Mitl. S 

1957 *) 00.16'2 
1958**) ... 26'6 

1959 **) 0 .. 30'2 

5'1 
6'0 

7:1 

21'3 
32'6 

37"3 

0'0 

0 0 1 

0'1 

Die Anzahl der Di.enstzugeteilten, deren 
Dienstposten iin Dienstpostenplan bei: Landes
verteidigung Gruppe "MiIitärpersonen" vor
gesehen sind, hat s~ch gegenüher der für 1958 um 
72 Personen erhöht. Das Mehrerfordernis beim 
Personalaufwand ist auf diesen Umstand zurück
zuführen. 

Die sachlidlen Mehrausgaben sind durch höhere 
Erfordernisse heim Verwaltungsaufwand bedingt. 

Die Förderungsausgaben wurden gegenüber 
1958 gesenkt. 

Ti tel 2: S t ehe n des He er und He e
resverwaltung. 

Ausgaben Einnahmen 
persönlidle sachliche Summe 

Mill. S 

1957 *} ... 238 03 
1958**) .. ,,407"3 
1959 **) ... 407"4 

1.149'61.387"9 6'1 
1.556051.963"8 103 
1.551 081.959'2 19'8 

Unterschiede Der Verwaltungsaufwand (Sachlidle Ausgaben) 
der 'Gebarung weist eine Erhöhung von 23 Millionen Schilling 
1.?~ g~~~~- auf, die durch die Bdegung weiuel'er militärischer 
u r Lieg,enschaften und der damit verbundenen Mehr

ausg,aben, vor allem für Beheizung, Beleuchtung, 
AmtJSerfordernisse, Portospesen urid sonstige Be
triebskosten, bedingt ist. 

Die Erhöhung bei den Anlagen (+43"4 Millio
nen Schilling) ergibt sich durch den weiteren Aus
bau des Bundesheeres. Die Anlagen sind nur in 
dem nicht mehr einzuschränkenden Ausmaß ver
anschlagt. 

. Die nicht auf gesetzlichen Verpflichtungen be
ruhenden Aufwendungen sind als "sonstige Auf-

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlago 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz. 

Die geglenüber dem Voranschlag 1958 und 
1959 geringeren Ausgaben des Jahres 1957 sind 
durdl den damals Il!och geringen Ausbau des 
Bundesheeres bedingt. 

Im Voranschlag 1958 wurde für den Verpfle
gungsgelderersatz nur eine Verre,chnungspost 
aufg,enommen, während für 1959 ein Betrag von 
7"5 Millionen Schilling veranschlagt wurde. Wei
ters ist für 1959 mit bedeutend höheren Erlösen 
aus der Veräußerung beweglichen Bundes
vermögens als 1958 zu rechnen (10 Millionen 
Schilling geg,enüber 1"2 Millionen Schilling). Auch 
werden für 1959 höhere verschiedene Einnahmen 
erwartet. (2 Millionen Schming gegenüber 
0'05 Millionen Schilling). 

Für die Ang,ehörigen der Wehrpflichtigen ist 
durch Zahlung von Familienunterhalt und 
Mietzinsbeihilfe (gemäßBGBl. Nr. 152/1956) so
wie für entsprechend·e Krank,enfürsorge (gemäß 
BGBL Nr. 153/1956) vorgesorgt. Die Bemessungs
grundlage für den Familienunterhalt beträgt je 
nach dem Nettoeinkommen des W,ehrpflichtigen 
1000 Schilling bis hö.chs~ens 3600 Schilling. Für 
die Ehefrau werden 50%, für j'ode andere zum 
Haushalt des Wehrpflichtigen gehörige Person 
100/0, für andere unterhaltsberechtigte Personen 
hödlstens 15% der Bemessungsgrundlage ver
anschlagt. Der Familienunterhalt darf 80% der 
Bemessungs,grundla.ge nicht übersteigen. Ein, 
während des Präsenzdienstes dem Wehrpflichtigen 
v;erbleibendes NettoeiIl!kommen vermindert diese 
Höchstgrenze. Der Gesamtkl'edit für Familien
unterhalt und M~etz:insbeihilfe sowie für Kran
k'enfürsor,ge der Angehörigen beträgt 5'5 Mil
lionen Schilling. 

Für die Behandlungskost1en von Wehrpflichti
gen in Krankenanstalten sind 5 Millionen Schil
ling veranschlagt. 

An Besitzer von Tapferkeitsmedaillen 1) wer
den laut BGBL Nr. 53/1958 folgende Zula.gen ge
zahlt: 

S jährlich 

für die gold,ene Tapferkeitsmedaille .... 0 1.200 
für die silberne Tapferkeitsmedaille 

1. Klasse .................... 0 . . . .. 600 
für di.e silberne Tapferkeitsmedaille 

2. Klasse .. 0 .......... 0 • 0 . 0 . . . . . . .. 300 
Der veranschlagte Aufwand hiefür beträgt 

S'5 Millionen Sch,illing. 
Das Taggdd gemäß § 4 des Heeresgebühren

gesetz,es, BGEL Nr. 152/1956, in der Fassung der 
1. Heeresgebührengesetznovelle 1957, BGBL 
Nr. 140, und die Gebühren für die Zeit von 
Dienstfl'eistellungen gemäß § 6 des gleidlen Ge
setzes erfordern zusammen 82 Millionen Schilling. 

1) Die Anzahl der Tapferkeitsmedaillenbesitzer 
ist in der Beilage K enthalten. 

12 

Gebarung 
1957 

Einnahmen 

Aufwands
kredite 

(Gesetzliche' 
Verpflich
tungen) 
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178 Kapitel 23/24 

Betriebs- Titel4: Betriebsähnliche Verwal
ähnliche tun g s z w e i g e (Gebarung nach Maßgabe 

Verwaltungs- ck b d . h zweige zwe ge un ener Emna men). 

Truppen
übungsplatz 
Allentsteig
Döllersheim 

Ausgaben Einnahmen 
persönlime sadlliche Summe 

1957 *)1) " 2'9 
1958 **) .... _2) 
1959 **) .... 5'5 

Mill. S 

4'6 
. _2) 

11'6 

Die Ansätze des Titels 4 sind für die Verrech
nung der Gebarung des auf dem Truppenübungs
platz AUentsteig-DöUersheim eingerichteten 
Heeres-Land- und Forstwirts.chaftsbetriebes 
Allentsteig vorgesehen. 

Die landwirtschtaftliche Abt·eilung dieses Be
triebes hat die Aufgabe, alle einschlägigen Ge
biete der Landwirtschaft, wie Pflanzen- und 
Futterbau, Düngung, Pflanzensch·utz, Tierzucht 
usw. durchzuführen. Ein wichtiges Arbeitsgebiet 
ist die Rekultivierung der der Landwirtschaft 
entzogenen Grundstücke des Truppenübungs
platzes. 

Die forstwirtschaftliche Abteilung dieses Be
triebes hat di·e Aufgabe, alle Aufforstungsmaß
nahmen, den Forstschutz, die ForstpHege, die 
Schädlingsbekämpfung und die Forstaufschließung 
durchzuführen. 

Der Gesamtaufwand findet in den Einnahmen 
s·eine Bedeckung. 

Wehrgesetz, BGBL Nr. 181/1955; 

Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz, BGBL Nr. 154/ 
1956. 

Tapferkeitsmedaillen - Zulagengesetz, 
Nr. 53/1958. 

BGBl. 

Titel 3: Heeresgeschichtliches 
Museum. 

1957*) 
1958**) 
1959*~') 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachlidle Summe 

Mill. S 

2'1 
2'4 
2'3 

1'1 
1'2 
1'3 

3'2 
3'6 
3'6 

Das Heeresgeschichtliche Museum (aus der 
Sammlung des kaiserlichen Zeughauses in Wien 
hervorgegangen) wird gegenwärtig nach moder
nen Erfordernissen neu aufgestellt. Das Aufbau
programm enthält die heereskundliche Darstel
lung des österreichischen Soldatenturns und eine 
Würdigung seiner europäischen Leistung vom 
17. bis zum 20. Jahrhundert. In mehreren Sälen 
werden die historischen Probleme mit kunst- und' 
kulturgeschichtlich wertvollen Bildern, graphi
schen Blättern, Aquarellen, Handzeichnungen, 
lebensgroßen Figuren und bedeutsamen Vitrinen
objekten mit Erinnerungsstücken und Auto
grammen der Offentlichkeit nähergebracht und 
dabei die Entwicklung der militärischen Beklei
dung, der Bewaffnung, Ausrüstung und Organi
sation in sinnvollen Reihen besonders zusammen
gestellt. 

Heeres
gesdtidtt

limes 
·Museum 

Allgemeines 

Gesetzliche 
Grund

lagen Heeres-Dienstzweigeverordnung, BGBL Nr. 205/ Kapitel 24 "Verkehr und Elektrizitätswirtschaft". Kapitel 24 
1955, in der Fassung BGBL Nr. 101/1956, 3/ 
1957 und 164/1957; Titel 1: B und e s m i n ist e r i u m für Bundes-

Geschäftsordnung des Landesverteidigungsrates, Ver k ehr und Eie k tri z i t ä t s wir t- ministerium 
h f für Verkehr 

BGBL Nr. 5/1956; 

9. Novelle der Dienstzweigeverordnung, BGBL 
Nr. 21/1956; . 

Errichtung eines Bundesministeriums für Landes
verteidigung, BGBl. Nr. 134/1956; 

Verlängerter ordentlicher Präsenz dienst im Bun
desheer, BGBL Nr. 142/1956; 

Heeresdisziplinargesetz, BGBL Nr. 151/1956, in 
der Fassung BGBL Nr. 264/1957; 

Heeresgebührengesetz, BGBL Nr. 152/1956 
(maßgebend für die Zweckausgaben, wie Ver
pflegung, Taggeld, Krankenversicherung usw.), 
,in der Fassung BGBL Nr. 140/1957; 

Sozialversicherungsrechtlicher 
Präsen7Jdienst leistenden 
BGBL Nr. 153/1956; 

1) Gebarung ab 1. Juli 1957. 

Schutz der den 
W ehrpflich ti gen, 

2) Verrechnungsansatz ohne Kreditbetrag. 
e,) Bundesrechnungsabschluß. 

**) Bundesvoranschlag. 

s c a t. und Elek-
Ausgaben Einnahmen trizitäts-

persönliche sachliche Summe wirtsdtaft 
MiII.S 

1957 *) ..... 74'1 
1958"*) .. : .. 73"2 
1959**) ..... 7)'0 

10'4 
11'2 
9'6 

84'5 
84'4 
82'6 

1'0 
1·0 
0·9 

Das Mindererfordernis bei den persönlichen 
Ausgaben des Jahres 1959 beruht auf einer ge
ringfügigen Kürzung der Dienstposten der Zen
tralleitung gegenüber dem Jahre 1958. 

Unter den sachlichen Ausgaben sind an gesetz
lichen Verpflichtungen für die Beiträge an ver
schiedene internationale Organisationen, wie 
ICAO-Montreal 1), ECAC-MontreaI 2), OEEC
Paris 3), CIGRE-Paris 4), Weltkraftkonferenz so-

1) lCAO = International Civil Aviation Organiza
tion. 

2) ECAC = European Civil Aviation Conference. 
3) OEEC = Organization for European Economic 

Cooperation. 
4) CIGRE = Conference internationale des Grands 

Reseaux Electriques. 
") Bundesrechnungsabschluß. 

**) Bundesvoranschlag. 

Unter
schiede 

der, 
Gebarung 

Gebarflng 
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Kapitel 24 179 

wie an die OEEC-Paris für die CEMT 1) ins
gesamt 0'39 Millionen Schilling, für Vergütungen 
an die Zivilluftfahrtbeiräte 0'008 Millionen Sdlil
ling sowie für die Flugunfallkommission 
0'050 Millionen Schilling veranschlagt. 

Außerdem werden bei einer Verrechnungspost 
nach Maßgabe der Einnahmen die Kosten der 

. Lastverteilung 2) verrechnet. 
An freiwilligen Förderungsausgaben sind für 

den "Wirtschaftsfördernden Informationsdienst 
für das In- und Ausland" 1'154 Millionen Schil
ling sowie für den Hilfsfonds der Post- und Tele
graphenbediensteten 0'6 Millionen Schilling, dem 
Einnahmen von 0'6 Millionen Schilling gegen
überstehen, vorgesehen. Dem Fonds fließen ge
wisse Anteile der Sonderpostmarkenerlöse zu. 
Diese werden zur Gewährung von zinserilosen 
Darlehen und Unterstützungen an Postbedien
stete verwendet. 

Das Bundesministerium für Verkehr und Elek
trizitätswirtschaft umfaßt die Angelegenheiten der 
Eisenbahnen, der Post- und Telegraphenanstalt, 
der See- und Flußschiffahrt, des zivilen Luftver
kehrs, die Angelegenheiten der Fremdenverk·ehrs
förderung, soweit sie sich auf die öffentlichen 
Verkehrsbetriebe beziehen, Angelegenheiten des 
Personen-Kraftfahrlinienwesens, die Wahrneh
mung des gesetzlichen Schutzes der Bediensteten 
der Eisenbahnen (Straßenbahnen) und der Post
'und Telegraphenanstalt, außerdem die Angele
genheiten der Elektrizitätswirtschaft (Atomener
gie) und deren Planung, die Förderung der Elek
trifizierung und die Angelegenheiten der Bewirt
schaftung von elektrischer Energie. 

Ti tel 2: Sc h i ff a h J;"t. 

Ausgaben 
persönlidte sachliche 

1957 *) .. 1'2 2'5 
1958 **) .. 1'5 2'0 
1959 **) .. 1'4 2'8 

E
' - hm Ausgaben 
moa en ao. 

Summe Geb.rung 
Mil1. S 
37 
3'5 
4'2 

1'0 
1'8 
3'8 

17"0 
21'5 
19'3 

Die Senkung des Personalaufwandes ergibt sich 
durch die Verminderung um einen Dienstposten. 

Die Unterschiede der sachlichen Gebarung der 
Jahre 1957 bis 1959 können nachstehender über
sicht entnommen werden: 

. Donauschiffe : 

1957*) 1958**) 1959*') 
Mill,S 

außerordentliche Gebarung. 9'6 11'5 10'3 
Länden- und Hafenein-

richtungen : 
außerordentliche Gebarung. 7"4 

Ordentliche Gebarung , ..... 2'5 
10'0 9'0 

2'0 2'S --------
Zusammen, 19'5 23'S 22'1 

1) CEMT = Conference Europeenne des Ministres 
des Transports, 

2) Siehe BGBI. Nr, 207/1952 in der Fassung der 
Lastverteilungsgesetznovelle 1954, BGBI. Nr, 131/1954, 
und der 2, Lastverteilungsgesetznovelle 1955, BGBl. 
Nr, 279/1955. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag, 

Die höheren sachlichen Ausgaben der ordent
lichen Gebarung des Jahres 1959 sind bedingt 
durch die Anschaffung von Di,ensttahrzeugen für 
die Fahrwa'sserbezei-chnung beziehungsweis.e Ver
besserung der Fahrwasserbezei:chnung im Zusam
menhang mit der Nachtschiffahrt, ' 

Die erhöhten 'Einnahmen in den Voranschlägen 
1958 und 1959 gegenüber dem Rechnungsab
schluß 1957 sind durch die zu gewärtigenden hö
heren Einnahmen aus dem 40/oigen Anteil des 
Bundes an den Einnahmen des gemäß § 5 des 
Hafeneinrich tungen-Förderungsgesetzes, BGBI. 
Nr. 160/1955, geförderten Häfen sowie durch er
höhte Einnahmen aus Schiffsmieten bedingt, 

Die für die Förderung der Schiffahrt (frei
willige Förderungsausgaben) veranschlagten Mitte! 
dienen vor allem zur Sich·erung des Bestandes der 
Schiffsbautechnischen Versuchsanstalt zur Erpro
bung von Radargeräten, Schiffsfunkanlagen u. a. 

Die unter den Aufwandkrediten (Ermessens
kredite) vorgesehenen Mittel sind für die In
standhaltung von Signal- und Hilfseinrichtungen 
für die Schiffahrt, für die Instandhaltung von 
Signalstationen und Stromaufsichtsobjektesowie 
für die B·etl'iebs- und Instandhaltungskosten der 
Wa'sserfahrzeuge bestimmt. 

Die Stromaufsicht (s~hiffahrtspolizeiliche über
wachung) übt ihre Tätigkeit gemäß den Bestim
mungen des Schiffahrtspolizeigesetzes, BGBl. 
Nr. 121/1927, und des Binnenschiffahrtsverwal
tungsgesetzes, BGBl. Nr. 550/1935, samt den 
dazu ergangenen Durchführungsverordnungen 
aus. Ihre Aufgabe besteht in der Unterhaltung der 
Fahrwasserbezeichnung, dem Signal- und Schleu
senbetriebsdienst und. in der überwachung der 
Einhaltung der schiffahrtspolizeilichen Vorschrif
ten. Dienststellen der Stromaufsicht befinden 
sich in Wien, Hairiburg, Wildungsmauer, Greifen
stein, Tulln, Zwentendorf, SteinfDonau, Spitz/ 
Donau, Melk, Persenbeug, Grein, Wallsee, Maut
hausen, Linz, AsChach, Obermühl und Engel
hartszell. 

Förderungs- . 
ausgaben 

Aufwands
kredite 

Stromaufsicht 

Auf Grund einer Vereinbarung zwischen dem Schleuse 
Bund und der Verbundgesellschaft werden die Ybbs-Persen-
Betriebskosten der Schleusen Ybbs-Persenbeug je beug 
zur Hälfte vom Bund und der österreichischen 
Donaukraftwerke A. G. getragen . 

Auf Grund der gleichen Vereinbarung sind der österreichisdte 

Ö 
.. , Donaukraftwerke 

sterreichischen Donaukraftwerke AG, dle Auf- AG. 

wendung für die Verbesserung der Schiffahrts
verhältnisse beim Bau des Kraftwerkes Ybbs
Persenbeug zu ersetzen. Da zurzeit diese Auf
wendungen der Höhe nach nicht genau ermittelt 
sind, wurde vorerst eine Verrechnungspost er,-
öffnet. 

In der außerordentlich·en Gebarung sind als 
Beitragsleistung des Bundes zur Ausgestaltung 
der Häfen Linz, Wien und Krems im Schiffahrt
interesse 9 Millionen Schilling vorgesehen. Die 
notwendige Rechtsgrundlage für diese Beitrags-

Aufwand 
für 

Länden
und 

Hafen
einrieb-
tungen 
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180 Kapitel 24 

leistung bildet das Hafeneinrichtungen-Förde
rungsgesetz, BGBL Nr. 160/1955. 

Donau- Für den Neubau von den im Bundeseigentum 
schiffe verbleibenden Donauschiffen sind in der außer

ordentlichen Gebarung 10°3 Millionen Schilling 
bestimmt. 

Der Abschluß des Staatsvertrages ermöglichte 
der österreichischen Donauschiffahrt nunmehr die 
Aufnahme des Verkehrs bis Zur Donaumündung. 
Soll die österreich ische Donauschiffahrt das 
anhUend'e Transportsubstrat bewältigen können, 
ist die Fortsetzung des in den Vorjahren durch
geführten Schiffsbauprogrammes notwendig. 

Zivil-Luft- Titel 3: Z iv i 1- L u f t ver k ehr. 
verkehr 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

Mill. S 

1957 *) . , . ° ° ° . 7"8 47°2 55°0 0'0 
1958 **)0.0 .... 12'4 56°0 68'4 0'0 
1959 **).0 ..... 12°6 45'8 58'4 0'0 

Unterschiede . Die Steigerung der persönlichen Ausgaben, ins
der Gebarung besondere von 1957 auf 1958, ist bedingt 
oOb1959vge!?enh- durch den Personalmehrbedarf des in Ausbau be-
u er oCJa re fi dL°ch FI °ch dO 

Förderungs
ausgaben 

n 1 en ugSI erungs lens·tes. 

Die höheren sachlichen Ausgaben im Jahre 
1958 waren vor allem bestimmt für die Anschaf
fung von den ,internationaLen Bestimmungen ent
sprechenden Navigationsanlagen. 

Der vielfältige Einsatz von Luftverkehrsmit
teln im öffentlichen und privaten Dienst erfor
dert eine sorgfältige Ausbildung des fliegerischen 
Nachwuchses und die Erhaltung der fliegerischen 
Leistungsfähigkeit. Ebenso stellt die Schulung des 
erforderlichen spezialisierten Bodenpersonals eine 
Notwendigkeit dar. Diese Ausbildung bedarf der 
Förderung aus öffentlichen Mitteln, wie dies in 
anderen Ländern seit Jahren der Fall ist. Des
gleichen bedarf der Ankauf von Flugzeugen, flug
technischen Einrichtungen, die Errichtung von 
Flugplätzen eines notwendigen Zuschusses, um 
diese den europäischen Standardeinrichtungen an
zugleichen. Weiters ergibt sich die Notwendig
keit, den Erfahrungsaustausch mit den anderen 
luftfahrtbetre~benden Ländern, nicht zuletzt 
zwecks Ersparung verschiedener eigener Ent
wicklungsarbeiten, zu fördern, worunter auch 
die damit verbundenen Untersuchungen und 
Gutachten fallen. 

Gerade zum Zeitpunkt des Anlaufens des im 
öffentlichen Interesse stehenden österreichischen 
Zivilluftverkehrs kommt der Förderung aller mit 
dem Flugwesen in Verbindung stehenden Ein
richtungen und Institutionen erhöhte Bedeutung 
zu, um Anschluß an die fortschreitende Entwick
lung auf dem Sektor der internationalen Luft
fahrt zu finden. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Das Bundesamt für Zivilluftfahrt übt seine 
Tätigkeit auf Grund des am 2. Dezember 1957 
im BGBL Nr, 253 veröffentlichten Gesetzes aus. 

Die Erfordernisse des internationalen Luftver
kehrs haben in den letzten Jahren infolge der 
Ausweitung und Verdichtung des Luftverkehrs
netzes in Europa eine Erhöhung der nach und 
von österreich führenden Fluglinien mit sich ge- . 
bracht. Auch hat sich der Umfang des Sport
fliegens sprunghaft erweitert. Zur Bestreitung 
der dadurch vermehrten Flugsicherungsaufgaben 
ist eine erhöhte Anzahl von Bediensteten erfor
derlich. Ferner sind die Hiifsmittel zur Sicherung 
und Lenkung des Luftverkehrs weiter auszu
bauen und durch moderne technische Mittel zu 
ergänzen, um der gesteigerten Verkehrsfrequenz 
gerecht zu werden. 

Das Budget des Bundesamtes für Zivilluftfahrt 
ist zum größten Teil durch die Erfordernisse der 
Flugsicherung für den Flughafen Wien bestimmt, 
der im Jahre 1959 durch die Fertigstellung des 
Abfertigungsgebäudes wie durch die Vergröße
rung der betonierten' Rollflächen einen zeitgemä
ßen Entwicklungsstand erreichen wird. Beson
derer Wert wurde schließlich auch der mit der 
fortschreitenden technischen Entwicklung not
wendigen Weiterbildung des Personals beigemes-
sen. 

Als gesetzliche Grundlage, nach der öster
reich verpflichtet ist, sich hiebei gewissen Normen 
anzupassen, ist das Abkommen über die inter
nationale Zivilluftfahrt, BGBL Nr. 97/1948, 
anzusehen, dem auch österreich als vollzahlendes 
Mitglied beigetreten ist. 

In Durchführung des Bundesgesetzes über die 
Errichtung des Bundesamtes für Zivilluftfahrt 
wurden Verordnungen erlassen, und zwar BGBL 
Nr. 66/1958 (betr. Luftfahrzeugregister- und 
Kennzeich,enverordnung), 67/1958 (betr. Nach
weis der Lufttüchtigkeit durch >ausländische Luft
tüchtigkeitszeugnisse) und 68/1958 (betr. Flug
unfallsuntersuchung-Verordnung). 

Titel 4: All g e me i n e r Ver k ehr - Ve r
k ehr s f ö r der u n g. 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Millo S 

1957 *) .............. 4'3 
1958 **) .......... ; ... 5'8 
1959 **) .... -. . . . . . . . .. 5'3 

Bundesamt 
für Zivil
luftfahrt 

Gesetzliche 
Grundlagen 

Allgemeiner 
Verkehr
Verkehrs
förderung 

Die Steigerung der Ausgaben gegenüber dem Unterschiede 
Jahre 1957 ergibt sich aus den höheren Anfor- de~ Erf~9~;r
derungen der Förderungs- und Werbemaßnah- n~~~:nüber 
men für die Fremdenv,erkehrsförd,erung der Vorjahre 
österreichischen V,el1kehrsmittel. . 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 
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Kapitel 24/25 181 

§ 1: Förderungsausgaben. 

Die im Rah!flen des Gesamtbetrages veran
schlagten Kosten für allgemeine Werbemaßnah
men der Verkehrsbetriebe des Bundes im Wege 
der österreichischen Verkehrswerbungs Ges. m. 
b. H. sind wie bisher bei Kapitel 24 Titel 4 § 1, 
Kapitel 28 Titel 1 § 1 und Kapitel 29 Titel 1 § 1 
mit den entsprechenden Teilbeträgen vorgesehen 
und sollen folgend.en Zweck,en zugeführt werden: 

Die bisher mit Erfolg eingeführten' Werbe
aktionen und Standardwerbemittel sollen der 
Kontinuität des Werbeerfolges wegen und unter 
Bedachtnahme auf den wirtschaftlich bestmög
lichen Einsatz der Geldmittel beibehalten wer
den. 

Darüber hinaus sollen neue, aus Gründen des 
Wettbewerbes mit anderen westeuropäischen 
Ländern erforderliche Werbemaßnahmen zu 
einer weiteren Frequenzsteigerung der öffent
lichen Verkehrsträger führen. Neben den werbe
mäßig wirkungsvollen Prospekten und Plakaten 
für die österreichischen Bundesbahnen und Post 
soll wieder der internationale Fahrplan als be
sonders geschätzter Behelf im internationalen 
Reiseverkehr aufgelegt werden. Nunmehr soll 
auch eine Intensivierung der Frachtenwerbung, 
insbesondere der Werbung für die Palettierung 
durchgeführt werden. 

Die bisher hergestellten Werbefilme, für die 
nur beschränkte Mittel zur Verfügung standen, 
konnten teilweise im In- und Ausland bei Film
bewertungen Erfolge erringen. 

Besondere Bedeutung kommt auch der indirek
ten Fremdenverkehrsförderung der österreichi
schen Verkehrsmittel zu, worunter die Prämi
ierung für besonders sorgfältige Bahnhofs- und 
Personenwagenreinigung, für Ausschmückung 
von Bahnhofsanlagen sowie die Subventionierung 
für die fremdsprachige Ausbildung der Bedien
steten fällt. 

§ 2: Aufwandskredite. 

Der Aufwandskredit dient zur Bestreitung der 
Kosten für die Abhaltung des Verkehrstages, dem 
im Interesse einer' gesamtösterreichischen Koope
ration auf dem Verkehrssektor größte Bedeutung 
z~kommt sowie für die Beteiligung an Kon
gressen. 

Titel 5: Elektrizitätswirtschaft. 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
MiU. S 

1957 *) .......... . 
1958 **) .......... . 
1959 **) .......... . 

1·8 
1·6 
1·4 

1·0 
0·6 
0·6 

Die höheren Ausgaben und Einnahmen des 
Jahres 1957 sind einmaliger Natur und haben 

*) Bundesredmungsabsruluß. 
**) Bundesvoransrulag. 

im wesentlichen ihre Ursache in zweckgebundenen 
Einnahmen aus dem Strompreise-Vorprüfungs
verfahren. 

§ 1: Förderung der Elektrizitätswirtschaft. 

Bei diesem Ansatz sind Kredite zur freiwilligen 
Finanzierung der Teilnahme an verschiedenen 
Organisationen [zum Beispiel Weltkraftkonferenz, 
Cigre 1) - Paris, OECC 2) - Paris, ECE 3) -
Genf] sowie zur Herausgabe der Bestands- und 
Betriebsstatistik im Rahmen der Bundesstatistik 
der österreichischen Elektrizitätswirtschaft, für 
Darlehen und fallweise Kostenbeiträge an kleine 
Elektrizitätswerke für Beteiligungen an Ausstel
lungen und Veranstaltungen, ferner für die Un
terstützung von Veröffentlichungen- und finan
zielle Beteiligungen bei sonstigen Propaganda
maßnahmen veranschlagt. 

Förderung 
der Elektri
zitätswirt

schaft 

§ 2: Planungen, Studien, Begutachtungen und 
En twicklungsarbeiten. 

Die hier veranschlagten Aufwandskredite die
nen der Finanzierung von technischen, wirtschaft
lichen und rechtlichen Studien und Gutachten so
wie von Arbeiten, die besonders zur Planung 
und Beurteilung der Ausbaumöglichkeiten der 
österreichischen Kraftwerke und der Erstellung _ 
von Hochspannungsleitungen nach wirtschaft
lichen Grundsätzen erforderlich sind. 

Ferner werden Forschungs- und Entwicklungs
arbeiten über die das Ressort betreffenden Pro
bleme durchzuführen sein, wobei insbesondere 
die Untersuchungen über die Verwendung der 
Atomenergie in der österreichischen Elektrizitäts
wirtschaft finanziell zu unterstützen sein werden. 

Unter diesen Ausgaben ist ein einer gesetzlichen 
Verpflichtung gleichzuhalümder Betrag von 
20.000 Schilling für die auf Grund einer zwischen
staatlichen Vereinbarung geschaffene gemischte 
österreichisch-jugoslawische Draukommission mit
veranschlagt. 

Kapitel 25 "Postsparkassenamt". 

1957 'f) ~ .......... 
1958 **) ............ 
1959 ~~:'~) . ............ 

Ausglben Einnahmen 
persönliche ,.mliche Summe 

Mill. S' 

44'0 1377 1817 221·1 
95·9 157"6 253·5 253'6 
92·0 182·9 274·9 279·4 

Mit Gesetz vom 28. Mai 1882, RGBl. Nr. 56, 
wurde das Postsparkass.enamt errichtet. Am 
12. Jänner 1883 erÖffnete die Sparkasse ihre 

1) CIGRE = Conference international des Grands 
Reseaux Electriques. 

2) OEEC= Organization for European Economic 
Cooperation. 

3) ECE = Economic for Europa. 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

**) Bundesvoranschlag. 

Planungen, 
Studien, 
Begut

achtungen 
und Ent

wicklungs- -
arbeiten 

Kapitel 25 
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Amtsräume. Ihr erster Direktor, Dr. Georg 
Coch, war der Urheber des von ihm noch im 
selben Jahr (ab 6. November 1883) eingerich
teten Postscheckverkehrs, mit dessen Hilfe ein 
bargeldloser Zahlungsverkehr auf breiter B'asis 
möglich wurde. Auf Grund des Bundesgesetzes 
vom 28. Dezember 1926, BGBL Nr. 9 1}, wurde 
die "österreichische Postsparkasse" errichtet, die 
mit eigener Rechtspersönlichkeit ausgestattet war. 
Ihr Vermögen bildete ein vom Bundesvermögen 
v.erschiedenes, selbständiges Vermögen. 

Derzeit führt das österreichisme Postsparkas
senamt in Wien seine Geschäfte auf Grund des 
§ 33 des Behörden-überleitungsgesetzes vom 
20. Juli 1945, StGBl. Nr. 94. Der Bund haftet 
für alle Verbindlichkeiten des Österreichischen 
Postsparkassenamtes .. 

Das Postsparkassenamt untersteht dem Bun
desministerium für Finanzen. Alle Postämter sind 
Sammelstellen des Postsparkassenamtes. 

Der Aufgabenbereich des österre'imischen 
Postsparkassenamtes umfaßt: 

1. den Postscheckverkehr; 

2. das Spareinlagengeschäft; 

3. das Wertpapiergeschäft; 

4. die Beteiligung an der Ausgahe und dem 
Vertrieh von Anleihen des Bundes, der Bun
desländer, der Gemeinden und solcher 
öffentlicher Fonds, die vom Bund verwaltet 
werden, ferner von sonstigen Anleihen, die 
auf Grund eines Bundesgesetzes zu öffent
lichen Zwecken aufgenommen werden; 

5. die Vermietung von Kassenfä.chern; 

6. den Vertrieb von Losen der Klassenlot
terie; 

7. Teilnahme- und Gewinnermittlung sowie 
Gewinnkontrolle und Gewinnanweisung für 
den österreichischen Sporttoto. 

Den Umfang des Aufgabenbereimes kenn
zeimnen folgende Daten: 

Stand am 30. Juni 1958 
Anzahl Guthaben in 

MiH. S 

Sparkonten(einlagen) ..... über 420.000 rd. 1400 
Scheckkonten(einlagen) .... rd. 136.000 über 2720 
Wertpapierdepots .... " " rd. 15.000 
Erlagscheineinzahl ungen im 

Tagesdurchschnitt .... ,. rd. 240.000 
nach dem Monatsersten 

täglich ...... , . .... ... rd. 4-500.000 

Jahresumsatz im Scheckverkehr über 
500 Milliarden Schilling, hievon etwa 
80 010 bargeldloser überweisungsverkehr. 

1) In der Fassung BGBl. Nr. 42/1927 und der 
I. Novelle zum Postsparkassengesetz, BGBl. Nr.104/ 
1931. 

Bei den persönlich'en Ausgaben ist, wie erst
malig smon im Jahre 1958, ,aum für die Pensionen 
vorgesorgt. Der Aktivitätsaufwand ist gögenüber 
dem Vorjahre infolge genereller Kürzungen und 
wegen des W,egfaHens der im Vorjahr vorgesehe
nen Jubiläumszahlung,en 'um 47 Millionen Schil
ling niedriger. Der Pensionsaufwand beträgt 
45'6 Millionen Schilling. Di,e weiter anhaltende 
Steigerung der Ges·chäftsums.ätze bödingt, wie 
auch von 1957 auf 1958 sachliche Mehrausgaben, 
insbesondere eine Erhöhung der Vergütung an die 
PostverwaItung (+ 7'3 Millionen Schilling). Das 
starke Ansteigen der Spareinlagen kommt in der 
Erhöhung der Zinsenausgaben um 20'8 Millionen 
Schilling zum Ausdruck. 

Die Mehreinnahmen ergeben sich wie auch 
von 1957 auf 1958 hauptsächLich bei den Zinsen 
aus der Veranlagung der einfließenden Gelder in 
Wertpapieren und Bank'einlagen. 

Kapitel 26 "Staatsvertrag". 

Im Bundesvoranschlag 1959 wird, ebenso wie 
in den Vorjahren, zwischen den sich aus dem 
Abschluß des Staatsvertrages ergebenden unmit
telbaren Verpflichtungen (Titel 1 "Vertragliche 
Verpflichtungen") und den mittelbaren Lasten 
(Titel 2 "Hereinigungsmaßnahmen") unterschie
den. 

Titell: Vertragliche 
Ver p f I ich tun gen. 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Mill. S 

1957 '}) ...... , .. ,. 973'8 0'2 

1958*') .. , .... , ... 1.300'2 

1959**) ........... 1.360'0 

In Durchführung des Staatsvertrages (BGBl. 
Nr. 152/1955) sind das grundsätzliche erste 
Staatsvertragsdurchführungsgesetz (St VDGes.), 
BGBL Nr. 165/1956, und in dessen Ergänzung 
beziehungsweise Abänderung nachfolgende wei-
teren StVDGes. ergangen: 2. StVDGes., BGBL 
Nr. 32/1957, 3. StVDGes., BGBL Nr. 176/1957, 
4. StVDGes., BGBL Nr. 177/1957, 5. StVDGes. 
BGBL Nr. 16/1958,6. StVDGes., BGBL Nr. 131/ 
1958, 7. StVDGes., BGBL Nr. 148/1958, 
8. StVDGes., BGBL Nr. 149/1958. 

Unter
schiede der 
Gebarung 

1959 
gegenüber 
Vorjahre 

Kapitel 26 

Vertragliche 
. Ver

pflichtungen 

Gesetzlidle 
Grund
lagen 

Die Jahresziffern 1957, 1958 und 1959 setzen Gebarung 
sich· aus folgenden Erfolgs- beziehungsweise V or- 1957 bis 1959 
anschlagsbeträgen zusammen: 

'}) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag, 
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Zahlungen 
an die 

UdSSR usw. 

Gesetzlime 
und remtlime 

Grundlagen 

Gebarung 1959 

Kapit!l 26 183 

Ausgaben 

Zahlungen an die UdSSR: 
Warenabkommen ••• 
Erdälabkommeri. • . • 

Besatzungskosten (haupt-
sämlich Vergütungs- und 
Besatzungsschädengesetz) 

Kriegs- und Verfolgungs-
Samsmäden ..... . 

Zahlungen im Zusammen
hang mit dem IV. Teil des 
Staatsvertages . . . • . 

Besondere Verwaltungsauf-

1957*) 

695 
220 

32 

27 

1958**) 1959**) 
Mill. S 

657 500 
407 410 

136 105 

200 

100 140 

_1) -1) 5 wendungen ..... ;.. ___ .....:... __ --'~_......;.-. 

974 1300 1360 Ausgaben (Summe) .:.,. _.....;;.;...;_.....;:..:...:..:....._....:..:....:....:...-

Einnahmen 

Erdällieferung der UdSSR . 
Sonstige Einnahmen . . .:.' __ ......::0:...-,. _____ _ 

Einnahmen (Summe) ,;... __ ......:0 ______ _ 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

§ 1: Zahlungen an die UdSSR und sonstige Auf
wendungen für die an die Republik österreich 
übertragenen ehemaligen deutschen Vermögens-

werte. 

a) Staatsvertrag, BGBl. Nr. 152/1955. 
b) Die auf Grund des Staatsvertrages mit der 

UdSSR abgeschlossenen Warenabkommen 
und Erdölabkommen vom 12. Juni 1955. 

c) Vereinbarungen über ErdölIieferungen der 
UdSSR vom Juli und September 1958. 

Der als "J ahrestangente" vorgesehene Kre
dit von 910 Millionen Schilling enthält die 
dritte Jahrestangente der nach dem Warenab
kommen zur Finanzierung der Ablöselieferun
gen oder wahlweisen Leistung von Barzahlungen 
für das deutsche Vermögen, ausgenommen das 
Vermögen der ehemaligen sowjetischen Mineral
ölv~rwaltung ·erforderlichen Mittel von 500 Mil
lionen Schilling. Die dritte Jahrestangente ist um 
150 Millionen Schi1l.ing geringer als die Durch
schnittstangente, weil anfangs 1959 ein großer 
Lieferauftrag zur Abrechnung gelangt, auf den 
in den Vorjahren hohe Anzahlungen geleistet 
worden sind, die bei der Abrechnung herein
gebracht werden können und auß·erdem ein we
sentlicher Teil der nächstjährigen· Ablösel~eferun
gen noch im laufenden Finanzjahr bevorschußt 
werden muß. 

Außerdem ist im Kredit von 910 Mmionen 
Schilling für den Kostenersatz in der Höhe von 
410 Millionen Schilling vor,gesorgt, der auf 
Grund des Aufsuchungs- und Gewinnungsvertra
g.es vom 12. Juni 1957 an die österreichische Mi
neralölverwaltung für die Lieferung von 1 Mil-

1) Bei den anderen Ansätzen mitverrechnet bzw. 
mitveranschlagt. 

~.) Bundesremnungsabschluß. 
**) Bundesvoransmlag. 

lion Tonnen Rühöl an die UdSSR auf Grund des 
Erdölabkommens zu leisten sein wird. Bei der 
Veranschlagung dieser Kosten' wurde ein mit 
200 Millionen Schilling angenommener Erlös für 
die von der UdSSR zu liefernden 500.000 t 
Erdöl in Rechnung gestellt. . 

Beim Ansatz "Sonstige Aufwendungen" sind 
die Nebenkosten, welche sich bei der Durch
führung der Rohöllieferungen an di,e UdSSR er
geben, insbesondere der Frachtkostenanteil, den 
der Bund auf Grund des erwähnten Vertrages 
mit der österreich,ischen Mineralölverwaltung zu 
übernehmen hat, veransd1lagt. 

Die Lieferungen an die UdSSR werden von der 
Gesellschaft für Ablöselieferungen, Ges. m. b. H., 
durchgeführt. 

Die Mehrausgaben für das Warenabkommen Untersmiede der 
• . .... Gebarung 1959 ge-
1m Jahre 1957 smd darauf zuruckzufuhren, daß genüber Vorjahre 

Anzahlungen auf größere Vertragsabschlüsse ge-
leistet werden mußten. 

Die Minderausgaben beim Erdölabkommen im 
Jahre 1957 haben ihre Ursache in Meng,enrabat
ten, die die österreichische Mineralölverwaltungs-
A. G. dem Bunde gewährte. 

Die voraussichtlichen Gesamtkosten der Lie- Voraussimtl.~-
samterfordemisse 

ferungen aus dem Warenabkommen werden 
3'9 Milliarden Schilling, die der Lieferungen aus 
dem Erdölabkommen 3'68 Millial"den Sch.illing 
betragen. Hiebei ist berücksichtigt, daß auf 
Grund von Vereinbarungen der österreichischen 
Bundesregierung mit der UdSSR vom Juli 1958 
ab 1. Jänner 1959 die Hälfte der jährlichen Erd
öllieferungen von 1 Million Tonnen durch liefe-
rung von 500.000 t russischen Erdöls refundiert 
wird. 

§ 2: Besatzungskosten. 

a) Vergütungsgesetz, BGBl. Nr. 53/1955 und 
BGBl. Nr. 168/1957. 

b) Besatzungsschädengesetz, BGBl. Nr. 126/ 
1958. 

Besatzungs
kosten 

Gesetzlime 
Grundlagen 

Der für. "Ansprüche auf Grund des V er- Gebarung 1959 

gütungsges,etzes" vorgesehene K.redit von 5 Mil-
lionen Schilling ist zur Regelung von restlichen 
Ansprüchen für Mieten und Betriebskosten be-
setzt gewesener Objekte erforderlich. 

Der mit 100 Millionen Schilling veranschlagte 
Kredit für "Entschädigungen" betrifft das vor
aussichtliche nächstjährige Erfordernis auf Grund 
des Besatzungsschädengesetzes. 

Die geringen Ausgaben im Jahre 1957 sind Untersmiede der 
. Gebarung 1959 ge-

darin begründet, daß durch die erst 1958 erfolgte genüber Vorjahre 

gesetzliche Regelung für Besatzungsschäden nur 
Vorschußzahlungen geleistet werden konnten. 

Die Kürzung des Voranschlagbetrages_ gegen
über 1958 ist darauf zurückzuführen, daß di'e 
sogenannt.en übergangsschäden nicht mehr umer 
die Besatzungsschäd'en, sondern unter die Kriegs
sachschadenregelung fallen. 
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184 Kapitel 26 

Sd>uldver
sdlreibungen 

In gewissen FäHen sieht das Gesetz die Aus
gabe von Schuldverschreibungen durch den Bund 
an Stelle von Geldzahlungen vor. Der Aufwand 
für den Schuldendienst aus diesen Schuldver-

. schreibungen wird bei Kapitel 4 Titel 3 § 27 zur 
Verrechnung gelangen. 

Kriegs- und 
Verfolgungs
sachschäden 

Sonstige Ent
schädigungen 

§ 3: Kriegs- und Verfolgungssachschäden. 

Mit Bundesgesetz vom 25. Juni 1958, BGBL 
Nr. 127, wurden die Zahlungen für Kriegs- und 
Verfolgungssachschäden geregelt. Das Gesetz sieht 
vor, daß die Entschädigungen in fünf Jahren ge
zahlt werden müssen. Als nächstjährige Tan~ 
gente zur Regelung der Arisprüche ;mf Grund 
dieses Gesetzes wurden insgesamt 200 Millionen 
Schilling eingestellt, wovon 30 Millionen Schilling 
für Zahlungen gemäß § 11 des Gesetzes (Härte
ausgLeich) bestimmt sind. Durch dieses Gesetz 
werden ,di'e durch unmittelbare Kriegseinwirkung, 
Handlungen der Streitkräfte der Alliierten und 
Assoziierten Mächte in der Zei't zwischen dem 
1. September 1939 und dem 11. September 1945 
oder durch Maßnahmen politisch,er Verfolgung 
zwisch·en dem 6. März 1933 und dem 8. März 
1945 verursacht'en Sachschaden an Hausrat und 
Berufsinventar, soweit diese Schäden innerhalb der 
Grenzen ös~erreichs aufgetreten sind, ger,egelt. 

§ 4: Zahlungen im Zusammenhang mit dem 
IV. Teil des Staatsvertrages. 

Gd>arung 1959 Für die dringendsten Ausgaben, welche sich 
aus den von der Republik österreich im Staats
vertrag übernommenen Verpflichtungen im Jahre 
1959 ergeben werden, mußte ein höherer 
Pauschalbetrag wie im Vorjahr, nämlich 140 Mil
lionen Schilling vorgesehen werden. 

Gebarung 1957 . Im, Jahre 1957 wurden bei Kapitel 26 Titel 1 
für die übertragung ehemaliger deu'tScher Ver
mögenswerte 929'2 Millionen Schilling, ferner als 
Pauschalablöse für Vermögen der Vereinten N a
tionen 12'5 Millionen Schilling und schließlich 
als Vorschußzahlungen auf die inzwischen ~esetz
lich geregelt,en Ansprüche nach dem Besatzungs
schäden- beziehungsweise Kriegs- und Verfol
gungssachschadengesetz 32'0 Millionen Schilling 
beZiahlt. 

Verwaltungs- § 5: Besondere Verwaltungsaufwendungen, 
aufwendungen d . h d' A f d In en V oTJa ren waren lese u wen ungen 

bei dem Ansatz für Besatzungskosten mitveran
schlagt worden, Der Umstand, daß mit der ge
setzlichen Regelung der Besatzungsschäden auch 
die Kriegs- und Verfolgungssachschäden gesetz
lich geregelt wurden und die Durchführung bei
der Gesetze ,erhebliche Verwaltungsaufwendun
gen, vor allem auch für die zu bildende Bundes
entschädigungskommission verursachen werden, 
war dafür bestimmend, daß für diese Aufwen
dungen ein eigener finanzgesetzlicher Ansatz ge
schaffen wurde, 

Titel 2: Bereinigungsmaßnahmen. Bereinigungs
maßnahmen 

1957 *) .......... . 
1958 **) .......... . 
1959**) .......... . 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Mill. S 

230'4 
305'3 
191'0 

92'8 

Diese Jahresziffern ~etzen sich aus folge~den 19~;t~:ul1s9 
Erfolgs- beziehungsweise Voranschlagsbetragen 
zusammen: 

Ausgaben 
1957 t) 

Hilfsfonds für politisch Ver-
folgte 100'0 

Sonstige Bereinigungsmaß-
nahmen: 

Wiener Memorandum 
Schiffe der SFND 1'5 
Ungarische Pensionsverbind-

lichkeiten der DDSG, , 5'0 
Osterreichisch-deutscher 

Vermögensvertrag 123'9 
Pauschalvorsorge 

Ausga)Jen (Summe) , 230'4 

Einnahmen 

Osterreichisch-deutscher 
Vermögensvertrag 92'8 

Sonstige Einnahmen 0'0 

Einnahmen (Summe) . 92'S 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

§ 1: Hilfsfonds. 

1958 ") 1959") 
Mil!. S 

100'0 50'0 

50'0 30'0 
4'5 1'5 

12'0 2'5 

0'5 
13S'8 56'5 
305'3 141'0 

Der vot:ges,ehene Kred~t von 50 Millionen 
Schilling ist zur Leistung weiterer Dotations
zahlungen an den Hilfsfonds für politisch Ver
folgte, die ihren ständigen Wohnsitz im Aus
land haben, Bundesgesetz vom 18, Jänner 1956, 
BGBL Nr. 25/1956, bestimmt, Die Anzahl der 
Personen, die aus den Zahlungen des Hilfsfond~ 
einmalige Beträge erhalten, kann der Beilage K 
entnommen werden. 

Der Voranschlagbetrag 1959 ist nur deshalb um 
die Hälfte ~ringer als der vorjährige Kredit, weil 
der Un:terschiedsbetrag von 50 Millionen Schil
ling im laufenden Jahr zusätzlich zum Jahres
kredit 1958 der Fondsv,erwaltung zwecks rasche
rer ß.ezahlung der bereits durch Kuratoriums
bes,chluß zuerkannten Entschädigungsbeträge zur 
Verfügung gestellt wird, 

§ 2: Sonstige Bereinigungsmaßnahmen. 

Wiener Memorandum vom 10, Mai 1955;1) 
österreichisch-französisches Memorandum vom 

10, Mai 1955;1) 
österreichisch-französisdles Abkommen betref

fend die Schiffe der SFND 2) vom 27. Mai 1949; 

1) Verlautbart in der "Wieiler Zeitung" vom 2, De
zember 1955, 

2) SFND = Societe fran~aise navigatione Danu
bien (Französische Donauschiffahrtsgesellschaft), 

*) Bundesrechnungsabsi::hluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Hilfsfonds 

Bereinigungs
maßnahmen 

Gesetzliche 
und rechtliche 
Grundlagen 
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Gebarung 1958 
und 1959 

Gebarung 1957 

Kapitel 27 

Tabak 

Kapitel 26-27/1-27/2 185 

Regelung der ungarischen Pensionsverbindlich
keiten der Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft 
vom 31. Oktober 1957. 

Staat~yertragsdurdlführungsgesetze (siehe 
Seite 157, allgemeine Erläuterungen zum Titel t 
des Kapitels 26); 

Bestimmungen zur Durchführung des Art. 26 
des Staatsvertrages hinsichtlidl kirdllicher Ver
mögensrechte, Bundesgesetz vom 20. Dezember 
1955, BGBL Nr. 269, in der Fassung BGBL 
Nr. 270/1956 und 258/1957 (Durchführungs
verordnung: BGBL Nr. 287/1955); 

Sdlaffung von Auffangorganisationen gemäß 
Art. 26 Abs. 2 des Staatsvertrages (BGBL Nr. 
73/1957); 

österreichisch-deutscher Vermögensvertrag, 
BGBL Nr. 119/1958 und 132/1958. 

Die in den Voranschlägen 1958 und 1959 vor
gesehenen Zahlungen können der vorstehenden 
übersicht entnommen werden. 

Im Jahre 1957 waren gezahlt worden: 
1'5 Millionen Schilling für die Schiffe der 

SFND, ferner 5 Millionen Schilling als erste Rate 
zur Regelung der ungarischen Pensionsverbind
lichkeiten der DDSG und schließlich 123'9 Mil
lionen Schilling auf Grund des österreichisch
deutschen Vermögensvertrages (Böhler-Abkom
men, österreichischer Beitrag 31'1 Millionen Schil
ling, deutscher Beitrag 92'8 Millionen Schilling). 
Der deutsche Beitrag wurde im Bundeshaushalt 
vel'einnahmt und die W.ei:terleitung an die Emp
fänger als Ausgabe varechnet. 

Kapitel 27 "Monopole". 

Titel1: Tabak. 

1957 *) ......... . 

1958 ".".) ......... . 
1959 ',*) ....... , .. 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Mill.S 

Tabak ist gemäß § 1 des Bundesgesetzes vom 
13. Juli 1949, BGBL Nr. 186, Gegenstand eines 
Staatsmonopols, dessen Verwaltung gemäß § 7 
des zitierten Gesetzes der Austria Tabakwerke 
A. G" vorm. tlsterreichische 'fabakregie obliegt, 
Einnahmen aus den Anteilsrechten des Bundes 
an der Austria Tabakwerke A. G. sind für 1959 
nicht zu erwarten. Die Einnahmen aus der Ver
brauchsbesteuerung des Tabakkonsums sind bei 
Kapitel 17 Titel 4 "Verbrauchsteuern" veran
schlagt. ' 

Der Generaldirektion der Austria Tabakwerke 
A. G. mit dem Sitz in Wien unterstehen sechs 
Tabakfabriken, eine in Wien, zwei in Nieder-

*) Bundesrechnungsabsmluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

österreich (Hainburg und Stein), eine in Ober
österreich (Linz), eine in der Steiermark (Fürsten
feld) und eine in Tirol (Schwaz). Der Einlagerung 
der Rohtabake dient neben den in den Tabak
fabriken bestehenden Lagern das nach dem 
Kriege neuerrichtete Tabakmagazin in Klagen
furt. 

Die Erzeugung umfaßt 19 Sorten von Ziga
retten, 15 Sorten von Zigarren, 2 Sorten Ziga
rettentabak (Feinschnitt), 5 Sorten Pfeifentabak, 
2 Sorten Kautabak und 2 Sorten Schnupftabak. 

Von der Erzeugung von Tabakwaren entfällt 
weitaus der größte Anteil auf die Zigarette, deren 
Absatz in den letzten Jahren anhaltend, beson
ders stark in der niedrigsten Preislage, gestiegen 
ist. Auch der Zigarrenabsatz hat etwas zugenom
men, während von den übrigen Fabrikations
zweigen der Feinschnitt, der Pfeifentabak, der 
Kautabak und der völlig bedeutungslose Schnupf
tabak in Erzeugung und Absatz weiter zurück
gehen. 

Für den Verschleiß der Tabakwaren bestehen 
vier selbständige Tabakverschleißmagazine, die 
sich in Wien, Leoben, Salzburg und Klagenfurt 
(vereinigt mit dem dortigen Tabakmagazin) be
finden. Außerdem sind den Tabakfabriken in 
Stein, Linz, Fürstenfeld und Schwaz Verschleiß
magazine angegliedert. 

Von den Tabakverschleißmagazinen erfolgt die 
Belieferung der insgesamt 257 Tabakhauptver
läge und Tabakverläge, von denen die Tabak
trafiken die Tabakwaren beziehen, Für den Ver
kauf an die Konsumenten bestehen im ganzen 
Bundesgebiet derzeit 15.427 Tabaktrafiken. Hie
von sind 5597 selbständige Tabaktrafiken, 241 in 
Verbindung mit einem Verlag geführte Tabak
trafiken, 9223 Tabaktrafiken in Verbindung mit 
einem Gewerbe und 366 Saison- und Schutz
hüttentrafiken, 

T i tel 2: Sa I z. 
Ausgaben 

persön- .ach. 
Summe ao. Ein-

liche lime Geb. nahmen 
Mill. S 

1957 *),., ,72'3 68'8 141'1 164'8 

1958 **), , , ,75'5 73'8 149'3 170'1 

1959 "*).,. ,72'8 63'2 136'0 12'0 169'3 

Trotz einer mit 1. Jänner 1958 wirksam ge
wordenen Lohnerhöhung für die Arbeiter und 
im Zusammenhange damit erhöhter Provisions
lasten, ist der Personalaufwand für 1959 niedri
ger veranschlagt, Diese Verringerung ist auf Per
sonalrestriktionen und erhöhten natürlichen Ab
gang von Provisionisten zurückzuführen, Weiters 
wurde im Personalaufwand eine 5prozentige 
generelle Kürzung durchgeführt, wodurch die 

*) Bundesrechnungsabsmluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Salz 

Unterschiede 
der 

Gebarung 
1959 

gegenüber 
Vorjahre. 
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Anlagen 

Organisa
tion 

Aufgaben 

Verschleiß· 
preise 

Förderungs· 
ausgaben 

Staats
lotterien 

186 Kapitel 27/2-27/3 

Verminderung gegenüber 1958 begrundet er
sch,eint. 

Die sachlichen Ausgaben der ordentlichen Ge
barung erfuhren eine Verminderung, da der Auf
wand für Modernisierungsarbeiten im Jahre 1959 
in die außerordentliche Gebarung überstellt 
wurde. Die Modernisierung betrifft hauptsächlich 
die Sudhütte Bad Aussee, Für Ebensee und Hal
lein sind nur noch Ergänzungen des Produk
tionsappantes mitveranschlagt. 

Die Ausgaben für "Anlagen" im Gesamt
betrage von 1·8 Millionen Schilling betreffen 
unter anderem werterhöhende Bauherstellungen, 
die Auswechslung von SoleleitungsstoÜd(en und 
Ausgaben für die Anschaffung und Erneuerungen 
von Maschinen und sonstigen Betri·ebsanlagen. 

Zufolge Ministerratsbes~lusses vom 21. August 
1925 wurde die Verwaltung des Salzmonopols ab 
1. Jänner 1926 neu organisiert und die General
direktion der Osterreichischen Salinen ins Leben 
gerufen.' Der Generaldirektion der Osterreichi
schen Salinen unterstehen sechs Salinen, wovon 
drei in Oberösterreich (Ebensee, Hallstatt und 
Bad Ischl) sowie je eine in der Steiermark (Bad 
Aussee), in Salzburg (Hallein) und in Tirol 
(Solbad Hall) liegen. 

Die Verwaltung des Salzmonopols obliegt der 
Generaldirektion der österreichischen Salinen, 
die dem Bundesministerium für Finanzen un
mittelbar unterstellt ist. Die Verwaltung umfaßt 
im wesentlichen den Betrieb der Osterreichischen 
Salinen und den Absatz des erzeugten Salzes an 
Wiederverkäufer. Die Monopolverwaltung ist 
ermächtigt, Salz an einzelne Verarbeitungs
betriebe und Sole für Badezwecke auch unmittel
bar abzugeben. 

Die Verschleißpreise für die aus den staatlichen 
Salinen zum Verkauf gelangenden Produkte (Salz, 
Sole) sind in der Kundmachung des Bundes
ministeriums für Finanzen vom 18. Mai 1949, 
BGBl. Nr. 128 (in der Fassung BGBl. Nr. 19/ 
1951 und BGBl. Nr. 136/1951), festgesetzt. 

Beim Titel 2 ist auch für den "Aufwand 
für Berg- und Hüttenbesuche und freiwillige 
soziale Aufwendungen für die Bediensteten" Vor
sorge getroffen; diese Ausgaben finden ihre Be
deckung in den für diesen Zweck gebundenen 
Einnahmen aus Berg- und Hüttenbesuchen. 

Ti tel 3: S t a a t s lot t e r i e n. 
Ausgaben Einnahmen 

persönlidle sadllidle Summe 

1957 *) .... ,. 5·4 
1958 **) ...... 5·4 
1959 **), ..... 5·8 

Mill, S 

238·3 2437 288·9 
245·4 250·8 285·1 
261·8 267"5 303·8 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

. Die Mehraufwendung bei den persönlichen 
Ausgaben ist auf eine aus betrieblichen Gründen 
notwendig gewesene geringfügige Personal
vermehrung zurückzuführen. 

Die sachlichen Mehrausgaben und Mehrein
nahmen gegenüber dem Voranschlag 1958 er
geben sich hauptsächlich bei der Klassenlotterie 
und heim SporttoJto infolge Zu gewärtigender 
höherer Teilnahme an. diesen GlÜck~spielen. 

Die geringere Ausgaben- und Einnahmen
gebarung im Jahre 1957 ist mit rund 10 Mil
lionen Schilling auf eine Nettoverrechnung, an
sonsten auf geringere Umsätze zurückzuführen. 

Die Nebeneinanderstellung der Gebarung 1957 
bis 1959 zeigt folgendes Bild: 

Sad,1iche 1957 1958 1959 
Ausgaben *) **) **} 

Mill.S 

Zahlenlotto ... , , , 30'8 36·1 367 
Klassenlotterie, . , , 98'4 98'9 105·1 
Sporttoto , , , , , , , 89'61) 83.0 1) 91.4 1) 

Pferdetoto ...... 1'3 1) 1'0 1) 0'9 1) 

Entgelt der An-
nahmestellen , . , 0'0 2) 9·6 10·4 

übrige Gebarung, 18'2 16·8 17"3 

Summe, 238·3 245·4 261·8 

Einnahmen 

Zahlenlotto, , , , , . 54'1 55'1 55·5 
Klassenlotterie, . , , 1157 113·3 120·5 
Sporttoto , , . , , ' . 112·6 102·0 112·0 
Pferdetoto ....... 1·8 1·3 1·3 
Verwaltungskosten-

beiträge des Sport-
und Pferdetotos 2'6 2) 11·5 12'4 

übrige Gebarung, 2·1 1·9 2"1 

Summe, 288'9 285'1 303·8 

Die Dienststelle für Staatslotterien verwaltet 
die für Rechnung des Bundes betriebenen Glücks
spiele: 

a) Zahlenlotto; 
b) Klassenlotterie; 
c) Sporttoto; 
d) Pferdetoto. 
Außerdem ~bt sie aufsichtsbehördliche Kon-

trollrechte aus über: 
a) Spielbanken; 
b) alle Arten von Ausspielungen. 
Ihre Aufgabe erfüllt sie für das gesamte Bun

desgebiet mit einer Expositur in Graz sowie 
mit Hilfe der Lottokollekturen, Geschäftsstellen 
der österreichischen Klassenlotterie sowie der 

1) Der Regieaufwand ist in diesen Zahlen nicht 
enthalten. 

2) Das Entgelt der Annahmestellen wurde früher 
vom Verwalttingskostenbeitrag abgezogen und nur der 
Anteil am Verwaltungskostenbeitrag des Sport- und 
Pferde totos nachgewiesen, 

.-) Bundesrechnungsabschluß. 
..er

) Bundesvoranschlag. 

Unterschiede 
der 

Gebarung 
1959 

~egenüber 
Vorjahre 

Aufgaben 
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T oto-Annahmestellen. Bei der betriebsmäßigen 
Abwicklung des Sport- und Pferdetotos bedient 
sim die Dienststelle für Staatslotterien der Mit
hilfe von Einricht~ngen des österreichischen 
Postsparkassenamtes. 

Gesetzliche Grundlagen: 

1. Zahlenlotto und Klassenlotterie. 

Gesetz vom 3. Jänner 1913, RGBL Nr. 94, in 
der Fassung des Bundesgesetzes vom 29. Feber 
1924, BGBL Nr. 64, beziehungsweise §§ 2 und 3 
des Gesetzes vom 7. August 1945 über Maß
nahmen auf dem Gebiete des Lotterie- und 
Glücksspielwesens (Glücksspielgesetz), StGBl. 
Nr. 117. 

2. Sporttoto. 
Sporttotogesetz, BGBI. Nr. 55/1949. 
3. Pferdetoto. 
Pferdetotogesetz, BGBI. Nr. 129/1952. 
4. Spielbanken. 

Die Uberwamung und Kontrolle der Spiel
banken, die Feststellung der Bruttoeinnahmen 
sowie die Ermittlung und Abfuhr der Bundes
monopolabgaben obliegt der Dienststelle für 
Staatslotterien auf Grund der Spielbankverord
nung, BGBL Nr. 463/1933. 

5. Private Glücksspielveranstaltungen. 
Die Oberaufsicht über sämtliche private Aus

spielungen ergibt sich aus der Wertausspielungs
verordnung, BGBL Nr. 68/1928. 

T i tel 4: B r a n n t w ein. 

1957 ',) .... . 
1958"*) .... . 
1959"*) .... . 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

Mill. S 

27 185'9 188'6 408'6 
2'6 176'1 1787 379'8 
2'3 2097 212'1 432'8 

Der Personalaufwand im Voran sm lag 1959 
weist bei gleichbleibendem Personalstand eine 
Senkung auf, die auf den Abfall von Bezügen 
und von Zahlungen für Abfertigungen zurück
zuführen ist. 

Die Mehreinnahmen gegenüber 1958 von 
53 Millionen Schilling sind im gesteigerten Ab
satz begründet, wodurch auch Mehrausgaben für 
die höhere Branntweinübernahme anfallen. 

Diese Absatzsteigerung in den letzten Jahren 
erklärt auch die geringeren Ausgaben und Ein
nahmen im Jahre 1957. 

Die Tätigkeit der Monopolverwaltung ist durm 
das aus dem Deutschen Reichsrecht stammende 
Branntweinmonopolgesetz 1922 geregelt. Im 
Jahre 1945 sind durm das Gesetz vom 16. No
vember 1945, StGBl. Nr. 236, für das Gebiet der 
Republik österreich die dem Präsidenten der 

*) Bundesredmungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Reichsmonopolverwaltung für Branntwein· und 
die dem Reichsmonopolamte zustehenden Auf
gaben auf das Bundesministerium für Finanzen, 
die der Verwertungsstelle der Reichsmonopol
verwaltung für Branntwein obliegenden Auf
gaben auf die neu geschaffene "Verwertungsstelle 
des österreimismen Branntweinmonopols" über
gegangen. Die Verwertungsstelle des Österrei
chischen Branntweinmonopols ist eine dem Bun
desministerium für Finanzen unmittelbar unter
stellte, zur Führung der kaufmännischen 
Geschäfte der Monopolverwaltung bestimmte 
Dienststelle; sie hat sich hiebei nach den grund
sätzlichen Weisungen des Bundesministeriums 
für Finanzen zu richten. 

Die Verwertungsstelle des österreichischen 
Branntweinmonopols übernimmt den in den 
landwirtschaftlichen und gewerblimen Brenne
reien sowie in den Monopolbrennereien (Sulfit
laugenbrennereien) erzeugten Branntwein, veran
laßt dessen Reinigung, trifft die Dispositionen 
bezüglich Versand und Lagerung der Raffinade
produkte und verwertet die letzteren durch Ver
kauf. Das Bundesministerium für Finanzen setzt 
die übernahmepreise für den von den landwirt
schaftlichen und gewerblichen Brennereien ahge
lieferten Rohspiritus fest und regelt die über
nahmspreise ftr Rohspiritus aus den Monopol
brennereien, die Reinigungslöhne sowie die 
Entgelte für den Lagerverkehr und für den Ver
trieb des Branntweins durch Vereinbarungen mit 
den in die Spirituswirtschaft eingesmalteten 
Unternehmen. 

Die Eigenbrennereien (§ 20 des Branntwein
monopolgesetzes) werden gemäß §§ 24 bis 28 
leg. cit. in landwirtschaftliche, gewerbliche und 
Obstbrennereien eingeteilt. In den nicht abgefun
denen landwirtsmaftlichen Brennereien werden 
nur Kartoffel und Getreide, in den gewerblichen 
Brennereien hauptsächlich Melasse zu hochpro
zentigem Rohspiritus verarbeitet, der an die 
Monopolverwaltung gegen Bezahlung des über
nahmege1des abzuliefern ist. Daneben bestehen 
sechs Monopolbrennereien, die auf Grund einer 
von der Monopolverwaltung für jedes Betriebs
jahr erteilten "Gestattung" die Ablaugen aus der 
Zellstoffgewinnung zu Rohspiritus verarbeiten. 
In den 0 b s tb ren n e r eie n wird aus Obst
stoffen Trinkbranntwein erzeugt. Letztere Bren
nereien sind von der Ablieferung des Brannt
weins befreit, dafür haben sie für den gewon
nenen Branntwein eine Verbrauchsabgabe, den 
Branntweinaufschag, zu entrimten, der· bei Ka
pitel 17 Titel 4 § 4 veranschlagt wird. 

Den landwirtschaftlimen, gewerblimen und 
den Obstbrennereien (letztere nur insoweit, als 
sie unter Verschluß stehen) sind gemäß Art. IV 
§§ 1 bis 3 der Verordnung zur Einführung des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol in der 
Ostmark vom 20. August 1939, RGBl. I S. 1449, 

Aufgaben 

Brennereien 

Brennrechte 
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Kapitel 28 

sogenannte "Brennrechte" zugewiesen, das heißt, 
es wird für jede einzelne Brennerei die Erzeu
gung einer bestimmten Spiritus- beziehungsweise 
Branntweinmenge festgesetzt, Die regelmäßigen 
Brennrechte können für die jährliche Betriebs
periode unter Berücksichtigung der angesam
melten Bestände und des voraussichtlichen Ver
brauches an Branntwein von der Monopolver
waltung erhöht oder verkürzt werden (Jahres
brennrecht), Wird Branntwein über die Brenn
rechtsmenge hinaus abgeliefert, wird nicht der 
volle übernahmspreis bezahlt, sondern ein über
brandabzug in Rechnung gestellt, Bei Obstver
schlußbrennereien wird in diesem Falle ein 
höherer Branntweinaufschlagsatz erhoben, 

Die Verkaufspreise für unverarbeiteten Brannt
wein (Spiritus) werden vom Bundesministerium 
für Finanzen mit Zustimmung des Hauptaus
schusses des Nationalrates festgesetzt und (letzt
mals mit Kundmachung vom 17, Juni 1952, 
BGBI. Nr, 121) verlautbart, 

Kapitel 28 "Bundesbetriebe". 

Post- und T i tel 
Telegraphen-

1: Pos t - und Tel e g rap h e n
anstalt, 

anstalt 

Untersdllede 
der 

Gebarung 
gegenüber 
Vorjahre 
Persönlime 
Ausgaben 
SadJlime 
Ausgaben 

Ausgaben 
Finanz
jahr 

Betriebsausgaben ') Betriebs- in der ao. 
persönlime samliche Summe einnahmen') Gebarung 

Mi!!. S. 

1957 *) 1.832'8 968'5 2.801'3 2.482'1 243'6 

1958 **) 1.895'1 9667 2,861'8 2.600'0 294'0 

1959 **) 1.895'1 886'8 2.781'92,666'3 321'6 

Die Steigerung der persönlichen Ausgaben 
gegenüber 1957 ist auf eine aus betrieblichen 
Gründen notwendig gewesene Personalvermeh
rung zurückzuführen, 

Die sachlichen Ausgaben in ihrer Gesamtheit 
mußten gegenüber dem Bundesvoranschlag 1958 
in Anbetracht der staatsfinanziellenLage des 
Bundes Einschränkungen unterworfen werden, 
Bedingt durch das Ansteigen der gesetzlichen 
Verpflichtungen des Bundes im allgemeinen 
mußten auch insbesondere di~ finanzgesetzlichen 
Ansätze "Regieaufwand" und "Sonstige Auf-

1) Einschließlich der wie folgt gesondert dargestell
ten Rundfunkgebarung: 

1957 *)".,. 
1958 **) ..... 

Sam liehe Ausgaben 
,MilI.S 

20r1 
154'1 

Einnahmen 

150'5 
154'1 

Durch die Errichtung der "tlsterreichischen Rund
funk" Ges. riJ.. b. H. ist ab 1959 die Rundfunk
gebarung nicht mehr gesondert dargestellt. 

• *) Bundesrechnungsabschluß, 
**) Bundesvoranschlag. 

wandskredite" gegenüber 1958 Kürzungen auf 
sich nehmen, Die Erhöhung des Ansatzes flir 
"Förderungsausgaben" ist lediglich auf den Um
stand zurückzuführen, daß die Darlehen für 
Wohnbauförderung in der Gesamthöhe von 
15'0 Millionen Schilling von der Gebarungs
gruppe "Sonstige Aufwandskredite", bei welcher 
sie bis 1958 veranschlagt gewesen sind, umgestellt 
wurden. In die "Aufwandskredite (Gesetzliche 
Verpflichtungen)" sind erstmals auch die Zuwei
sungen an den Rundfunk als dessen Anteil an 
den Rundfunk- und Fernsehrundfunkgebühren 
aufgenommen, Die Veranschlagung dieses Auf
wandes erfolgte bis 1958 unter dem eigenen 
finanzgesetzlichen Ansatz "Rundfunk". Die Er
höhung bei diesem finanzgesetzlichen Ansatz ist 
aber auch auf ein Ansteigen der Zahlungen aus 
dem gegenseitigen Abrechnungsverkehr mit den 
ausländischen Verwaltungen infolge der allge
mein erwarteten Steigerung des Verkehrsum
fanges zurückzuführen, Auch die Vergütung an 
die Osterreichischen Bundesbahnen für die Post
beförderung erfährt aus diesem Grunde und we
gen des mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1957 
neu festgelegten Abrechnungsvorganges zwischen 
Bahn und Post eine entsprechende Erhöhung, 

Als Folge der auch weiterhin anhaltenden gün., 
stigen Wirtschaftslage und der damit verbun
denen gesteigerten Inanspruchnahme der Einrich
tungen und Leistungen der Post- und Tele
graphenanstalt darf auch im Jahre 1959 mit einer 
Erhöhung der Betriebseinnahmen gegenüber den 
Vorjahren gerechnet werden. Die nachfolgendetJ. 
übersichten über die Verkehrsabwicklung in den 
Vorjahren geben hierüber Aufschluß. 

Der weitere Ausbau des Selbstwählfernver
kehres und die hochbaulichen ,Maßnahmen für 
die Errichtung der Bahnpostämter Wien-West 
und Wien-Südost werden fortgesetzt. Zum 
Zwecke de~ verstärkten Automatisierung des 
Fernsprechnetzes ist die Aufnahme einer Anleihe 
in Höhe von 200 Millionen Schilling im Jahre 
1959 beabsichtigt. Di,e unterschiedliche Höhe der 
außerordendichen Ausgaben im Rechnungs
abschluß 1957 und Voran15chlag 1958 ist im 
wesentlichen durch die Höhe der Jahresquoten 
des langfristigen Investitionsprogrammes bedingt. 

Die oberste Leitung obliegt der Generaldirek
tion für die Post- und Telegraphenverwaltung, 
die als Sektion III dem Bundesministerium für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft eingegliedert 
ist. 

Der Generaldirektion unterstehen die Post- und 
Telegraphendirektionen mit Sitz in Graz, Inns
bruck, Klagenfurt, Linz und Wien, sowie das 
Post- und Telegrapheninspektorat in Salzburg, 
weiters mit Stand vom 1. September 1958 
2246 Post- und Telegraphenämter, 424 Posthilfs
stellen und 20 Telegraphenbau- und Fernmelde
betriebsämter, die sich auf die einzelnen Bundes-
länder wie folgt verteilen: . 

Einnahmen 

Außerordentüme 
Gebarung 

Organisa
tion 
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Bundes
land 

zuständige 
POSt- und 

Telegraphen
direktion io 

Steiermark Graz 
Tirol Innsbruck 
Vorarlberg 
Kärnten 
Oberösterr. 
Salzburg 

Wien 

Innsbruck 
Klagenfurt 
Linz/D. 
Linz/D. 

(Inspek
torat in 
Salzburg) 

Wien 
Niederöst. Wien 
Burgenland Wien 

Post- Tele- Fern-und Post-
T ele- hilfs- graphen- melde-

graphen- stellen bau- betriebs-
Amtet ämter ämter 

358 101 
191· 50 

77 

205 
397 

120 

109 

22 
39 
51 
19 

1 
656 111 
133 ·30 

1 
1 

1 
1 
1 
1 

5 
2 

1 
1 

1 
1 
1 

2 

Summe. 2.246 424 13 7 

über die Fernsprech- und Fernschreibanlagen 
in den einzelnen Bundesländern gibt die nach
stehende übersicht mit Stand .vom 31. Dezem
ber 1957 Aufschluß: 

Bundesministeriums für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft vom 13. Juni 1957, 
BGBl. Nr. 124; 

b) auf dem Aus 1 a n ds pos t s e k tor: 
der Vertrag sowie die übereinkommen des 
Weltpostvereines von Brüssel aus dem Jahre 
1952, BGBl. Nr. 109/1954, mit Wirksam
keit bis 31. März 1959 und ab 1. April 
1959 der Vertrag sowie die übereinkorn -
men des Weltpostvereines von Ottawa aus 
dem Jahre 1957 (im Bundesgesetzblatt noch 
nicht verlautbart); 

c) auf dem I n I a n d s f ern m e 1 d e
se k tor: 
das Fernmeldegesetz vom 13. Juli 1949, 
BGBl. Nr. 170, auf Grund dessen vom Bun
desministerium für Verkehr und Elektrizi
tätswirtschaft die nachfolgend angeführten 
Verordnungen erlassen wurden: 

die Fernsprechordnung, BGBl. Nr. 1311 
1955, die Telegraphenordnung, BGBl. 
Nr. 17/1953, die Amateurfunkverord-

Fernspremer Fernsmreiber 
Hauptansmlüsse Summe der 

Ver- Summe Spremstellen Amts- Fern- Fern-Bundesland Orts- mitt- Teilnehmer- der beremtigte mit Ver-
sdlreib- smreib-O1fenclime Hauptan- bindung in 

netze lungs- Spremstellen 
und Dienst-

smlüss. 
Nebenstellen 

das öffentlime 1",,;~d,]uß- an-

stellen 
spremstellen 

Netz amter smlüsse 

1 

Wien 1 25 2.661 

Niederösterreich 610 672 1.774 

Burgenland 121i 129 283 

Oberösterreich . 332 376 649 

Salzburg 73 82 378 

Steiermark 317 340 1.005 

Kärnten 61 61 479 

Tirol. 69 72 574 

Vorarlberg 27 31 159 

- Zusammen .11.618\1.7881 7.962 1 

Gesetzlime Die gesetzlichen Grundlagen für die Tätigkeit 
Grundlagen der Post- und Telegraphenverwaltung bilden 

a) auf dem I n I an d s pos t se k tor: 
das Bundesgesetz vom 13. Feber 1957, 
BGBl. Nr. 58, über das Postwesen (Post
gesetz). 

Auf Grund dieses Postgesetzes wurde 
mit Verordnung des Bundesministeriums 
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
vom 2. Mai 1957, BGBl. Nr. 110, die PoSt
ordnung erlassen. Diese setzt die Bedin
gungen für die Beförderung von Postsen-, 
dungen und für den Geldverkehr der Post 
fest. Die ziffernmäßige Festsetzung der 
Postgebühren erfolgte mit Verordnung des 

2 1 + 2 3 1 bis 3 

169.451 172.112 112.957 285.069 1 1.532 

31.731 33.505 18.482 51.987 1 43 

3.550 3.833 1.661 5.494 - -
33.878 34.527 28.449 62.976 3 387 

19.137 19.515 15.640 35.155 1 238 

31.795 32.800 22.905 55.705 2 327 

14.844 15.323 11.209 26.532 2 171 

22.807 23.381 14.388 37.769 2 236 

8.944 9.103 8.067 17.170 2 143 

336.137 13,44.0991 233.758 1 577.857 14 13•077 

nung, BGBl. Nr. 30/1954, die Bildtele
graphenverordnung, BGBl. Nr. 31/1954, 
die Funknachrichtenverordnung, BGBl. 
Nr. 132/1955, die Fernschreibverord
nung, BGBl. Nr. 216/1955 in der Fassung 
der Verordnung BGBl. Nr. 113/1958, und 
die Funker-Zeugnisverordnung, BGBl. 
Nr. 160/1957. 

Auf dem Gebiet des Rundfunks stehen das· 
Bundesgesetz vom 12. Oktober 1945 über 
die Errichtung, den Besitz und Betrieb von 
Rundfunkempfangsanlagen, BGBl. Nr. 26/ 
1946, und die "Bestimmungen über den 
Rundfunk" in Geltung. Die im Inland 
geltenden Fernmeldegebühren sind in der 
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Ferrimeldegebührenverordnung 1957, BGBl. 
Nr. 282, festgelegt. 
Schließlich ist das Telegraphenwegegesetz, 
BGBl. Nr. 435/1929, zu erwähnen. 

d) au fd em Aus I a nd sf e r nm eid e
se k tor: 

der Weltnachrichtenvertrag samt Schluß
und Zusatzprotokollen, BGBl. Nr. 132 und 
133/1956, und die Vollzugsordnungen für 
den Fernsprechdienst, den Telegraphen
dienst, den Fernschreibdienst, die Vollzugs
ordnung und die Zusatzvollzugsordnung für 
den Funkdienst, sowie die mit 1. Juli 1957 
in Kraft getretene "Kundmachung der Ge
samtgebühren im Fernmeldeverkehr mit 
dem Ausland", PuTVBl. Nr. 15 vom 1. Juni 
1957, auf Grund der Ermächtigung des 
Hauptausschusses des Nationalrates vom 
16. Juni 1947. 

Der Post- und Telegraphenverwaltung obliegt: 

Die Annahme, Weiterleitung und Abgabe von 
Briefsendungen und Paketen sowie die über
mittlung und Einziehung. von Geldbeträgen, 
Ein- und Auszahlungen im Spar-und Scheck
verkehr des Postsparkassenamtes und sonstige 
Leistungen, die ihren Beförderungseinrichtungen 
entspremen; die Auslegung und Vollziehung des 

a) Postsendungen (Inland, Ausland und Flugpost-
verkehr) 1)2) ••••••••••.••• " •••••••••••••• " • 

b) Ein- und Auszahlungen im Spar- und Scheck-
verkehrl) ..................•................ 

c) Telegraph: 
Inland: . 

Telegramme .............................. 
Wörter .................................. 

Ausland: 
Telegramme .............................. 
Wörter .................................. 

d) Fernschreiber: 
Inland: 

Gebühreneinheiten zu S 0·50 ..........•.... 
Ausland: 

Fernschreiben ............................. 
Minuten •.............•...............•.. 

e) Fernsprecher: 
Inland: 

Ferngespräche - handvermittelt ............. 
Minuten ................................. 
Ferngespräche - Selbstwählfernverkehr ....... 
Gebührenstunden ......................... } Ortsgespräche, Gebührenstunden ............ 

Ausland: 
Ferngespräche - handverrnitttelt ............. 
Minuten. ... ~ ......................... 

1) Srül:kzahl. 

Vertrages und der übereinkommen des Welt
postvereines und deren Ausführungsvorschrif
ten; die Abremnung über den gesamten Aus
landspostverkehr einsmließlim der Flugpost; der 
Abschluß, die Auslegung und Vollziehung der 
Sonderübereinkommen mit fremden Postver
waltungen; die Festsetzung der Auslandspost
gebühren; die Verbindung mit dem Weltpost
vereinsamt in Bern; das Postkurswesen und die 
Postverbindungen mit dem Ausland einschließ
lich des Flugpostverkehres; die Anwendung der 
Zollvorsmriften im Auslandspostdienst; die 
Wahrung der Fernmeldehoheit des Bundes; die 
Bewilligung von Fernmeldeanlagen physismer 
oder juristischer Personen; der Ausbau und die 
Gestaltung des öffentlichen Fernmeldenetzes ein
smließlich der Rundfunk- und Fernsehrundfunk
übertragungswege; die Nachrichtenübermittlung 
über das öffentliche Fernmeldenetz; die Aufsimt 
über sämtlime Fernmeldeanlagen sowie die Ge
staltung und Aufrechterhaltung internationaler 
Nachrichtenverbindungen; der Absmluß inter
nationaler Verträge auf dem Gebiete des Fern
meldewesens; die Ahndung der Verletzungen des 
Fernmeldehoheitsrechtes und die Pro-Radio
Aktion. 

über die Verkehrsabwiddung der Post- und 
Telegraphenanstalt in den letzten Jahren geben 
die nachstehenden übersichten Aufsmluß: 

1936 1948 1956 1957 
Anzahl in Tausend 

1,032.413 848.548 1,030.225 1,115.862 

69.666 47.246 92.858 97.154 

1954 1955 1956 1957 

2,236.267 2,416.246 ·2,481.679 2,530.704 
34,385.337 36,470.178 30,074.507 38,682.316 

2,014.733 2,093.887 2,229.470 2,289.988 
38,518.878 39;023.488 42,119.711 41,835524 

1954 1955 1956 1957 

26,990.706 28,398.619 29,636.940 32,962.029 

527.750 730.622 ·878.176 1,189.163 
2,398.209 3,256.545 3,842.939 5,047.835 

23,694.884 22,687.231 20,950.986 19,892.552 
90,418.787 86,826.094 79,710.520 74,269.576. 

15,311.800 24,408.034 

17,181.048 20,218.815 4,019.309 8,096.595 
19,799.626 20,420.776 

1,021.216 1,252.856 1,339.745 1,614.550 
6,197.925 7,421.417 8,282.496 9,339.214 

2) Die Verkehrszahlen des Jahres 1948 beruhen auf Schätzungen. _ 

Verkehr 
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Die Zahl der ausgestellten Berechtigungsscheine 
(Rundfunk und Fernsehrundfunk) betrug am 
Jahresende: . 

1937 
1953 
1954 
1955 
1956 
1957 

Rundfunkhörer 

619.623 
1,624.053 

1,683.270 

1,735.584 
1,789.992 
1,842.134 

Fer~seher 

73 
1.420 

3.818 
16.414 

Telegraphenanstalt. Die Gesamtverkehrsleistung 
beträgt somit rund 67 Millionen Kilometer. 

Für die von der Post- und Telegraphenan
stalt für das Postsparkassenamt erbrachten Lei
stungen werden vom Postsparkassenamt im Jahre 
1959 77"26 Millionen Schilling vergütet. 

Mit den im Budget jahr 1959 zur Zuweisung 
gelangenden Krediten können ebenso wie im 
Vorjahre lediglich die allernotwendigsten N ach
schaffungen zur Sicherstellung einer reibungs
losen Abwicklung des Betriebsdienstes bewerk
stelligt werden. Die Ansätze des Regieaufwandes 
mußten gegenüber dem Voranschlag für 1958_ 

Die infolge der Nachkriegsverhälmisse unzu- eine Kürzung erfahren, obgleich im Jahre 1958 
reichende Postversorgung der Landbevölkerung die Neufestsetzung von Tarifsätzen verschiedener 
konnte erstmalig im Jahre 1958 durch den Ein- Verkehrsbetriebe sowie die Erhöhung der Ver
satz von 1000 Motorfahrrädern (Mopeds) und braucherpreise für Licht- und Kraftstrombezug 
100 Motorrädern sowie durch Beistellung von erfolgte. Bei den übrigen Positionen des Regie
Abgabebriefkasten entscheidend verbessert wer- aufwandes werden daher - wie schon bisher -
den. Es ist beabsichtigt, weitere Motorfahrräder weitere bis an die Grenze des Möglichen gehende 
(Mopeds) und Motorräder zu beschaffen und Einsparungsmaßnahmen eingeleitet werden. 
Hausbrieffachanlagen beizusteHen. Für die im Neubau befindlichen 10 Stück vier-

Der Postautodienst' dient der Personen- und achsigen Bahnpostwagen der Serie 81050 ist im 
Sachbeförderung im überlandverkehr, der Post- Jahre 1959 die vertraglich festgelegte 3. Rate in 
beförderung und Postvermittlung zwischen den der Höhe von 4'4 Millionen Schilling an die 
Postdienststellen, dem Einsammel-, Abhol- und bauausführende Firma zu leisten. Die Nachschaf
Zustelldienst von Postsendungen sowie dem Mate- fung von Bahnpostwagen ist infolge überalte
rialtransport für den Bau- und Erhaltungsdienst rung des - rollenden Materials und aus betrieb-
im Post- und Fernmeldesektor. lichen Sicherheitsgrünqen unerläßlich geworden. 

Derzeit werden im Inland einschließlich der Zur weiteren Beschleunigung des Postverkehres 
mit 1. Oktober 1957 übernommenen Personen- ist beabsichtigt, die bereits in den Vorjahren be
beförderung der eingestellten Salzkammergut- gonnenen Rationalisierungsmaßnahmen bei ver
lokalbahn 505 Postautolinien, davon 34 Saison- -schiedenen Postämtern nach Maßgabe verfüg
linien, betrieben. Hiezu kommen noch 41 zwi- barer Kredite fortzusetzen. Die Beschaffung von 
schenstaatliche Linien (22 nach Deutschland, St,empel- und 'Bündelschließmaschinen ist vor-
8 nach Italien, 9 nach Jugoslawien und 2 nach gesehen. 
der Schweiz), so daß die Gesamtzahl der Linien Ferner soll zur flüssigeren Abwicklung des 
546 beträgt. Parteienverkehrs bei den Postämtern die Beistel-

Auf diesen Linien mit einer einfachen Strecken- lung von kombinierten Schaltermaschinen für 
länge von 23.833 km werden jährlich bei einer den Erlagscheindienst fortgesetzt werden. 
Leistung- von rund 40 Millionen Kilometer rund Infolge der beengten Kreditlage im Jahre 1958 
61 Millionen Personen befördert. In dieser Zahl waren Nachschaffungen an Schreib- und Rechen
sind die vielen in- und ausländischen Reisenden maschinen nicht möglich. Ein Ersatz für Ausfälle 
enthalten, die auf den Fremdenverkehrslinien be- an Maschinen dieser Art wird daher im Jahre 
fördert werden. Ihre Interessenwahrnehmung auf 1959 notwendig. 
dem Gebiete des Verkehrs ist Hauptaufgabe des Mit den für das Jahr 1959 vorgesehenen Kre
Postautodienstes. Rund ein Drittel der Zahl der diten sollen die Aufwendungen für verschiedene, 
beförderten Personen entfällt auf Arbeiter und schon im Vorjahr abgeschlossene Grundankäufe 
Schüler, die eine 50% ige oder 750/oige Fahr- sowie für fertiggestellte kleinere Bauvorhaben 
preisermäßigung genießen. Die Zahl der aus ge- bestritten werden. Weiters ist die Beschaffung 
gebenen Arbeiter- und Schülerwochenkarten von Einrichtungsgegenständen für umzubauende 
steigt von Jahr zu Jahr an. und zu verlegende ~mter vorgesehen. 

Neben den erwähnten Leistungsziffern in der Aus den Mitteln der außerordentlichen Geba-
Personenbeförderung weist der Postautodienst rung wird der Neubau der Bahnpostämter am 
im Regiedienst für den Post- und Fernmelde- Wiener Westbahnhof und a"m Wiener Süd
sektor eine Leistung von jährlich zirka 27 Mil- bahnhof weitergeführt. Weiters werden mit den 
lionen Kilometer aus. Die Zunahme der Kilo- vorgesehenen Krediten ,außer verschiedenen 

, meterleistung für den Regiedienst'gegenüber den neuen Grundankäufen noch für die im Vorjahr 
Vorjahren ergibt sich auf Grund der vermehrten fertiggestellten Bauvorhaben die Schlußzahlungen 
Inanspruchnahme der Leistungen der Post- und geleistet und die noch in Durchführung begrif-
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fenen Bauvorhaben weitergeführt. Darunter be
finden sich die Post- und Wählamtsneubauten in 

. Feldbach/Stmk., RiezlernlKleinwalsertal, Feld
kirche nl Kärnten, Obertauern, YbbslDonau, 
Puchberg/Schneeberg, Draßmarkt, Lutzmanns
burg, Weißenbach/Triesting, SchwarzaulGebirge, 
Rust, Wilhelmsburg, der Erweiterungsbau zum 
Fernmeldebetriebsgebäude Graz und der Post
garagenneubau in Wolfsberg/Kärnten. In diesen 
Dienstgebäuden werden 24 Dienst- beziehungs
weise Naturalwohnungen fertiggestellt. Schließ
lich sind hochbauliche Maßnahmen im Zusam
menhang mit der Automatisierung des Fern-

Darlehen für 
Wohnbau
förderung 

sprechnetzes vorgesehen. 
Bei den für den Bau von Wohnungen für 

Post- und Telegraphenbedienstete zu gewähren
den Darlehen handelt es sich um Förderungsaus
gaben. Für das Jahr 1959 sind Aufwendungen in 
der Höhe von 15 Millionen Schilling vorgesehen. 
Hinsichtlich eines Teilbetrages von 6'5 Millionen 
Schilling bestehen bereits vertragliche Verpflich
tungen auf Darlehenszahlungen für schon be
gonnene Wohnbauvorhaben mit 537 Wohnungs
einheiten; der restliche Kredit von 8'5 Millionen 
Schilling ist vorgesehen für die Förderung des 
Baues von rund 500 Wohnungseinheiten in Wien, 
St. Pölten, Wels, Ried/Innkreis, Salzburg, Inns
bruck, Graz, Bruck/Mur, Leoben, Liezen, Juden
burg, St. Veit/Glan, Feldkirchen/Kärnten und 
Spi tta1!Dra u. 

Postautodienst Zur Erhaltung und Verbesserung des Fahr
Ordendiche parkes ist auch für das Jahr 1959 die Beschaffung 
Gebarung 

neuer Fahrzeuge vorgesehen. Dadurch wird das 
Ausscheiden alter und unwirtschaftlicher Fahr
zeuge ermöglicht. Alle Omnibusse werden bei 
österreichischen Fahrzeugfirmen in Auftrag gege
ben. Der. Stand an Fahrzeugen aller Art, die älter 
als zehn Jahre sind, beträgt derzeit noch immer 
1025 (gegenüber 1134 im Vorjahr). 

Die Beschaffung folgender Fahrzeuge ist vor
gesehen: 

a) 0 m n i bus die n s t: 
MU1.S 

68 Omnibusse .................... 29'4601) 
7 Personenanhänger .............. 1'290 

10 Einachsanhänger ............... 0'250 31'000 

b) Regiefahrzeuge: 
59 Paketwagen mit Verbrennungs-

motor .............. ,., ... ,.... 3'026 
84 Lastkraftwagen und Spezialkraft-

fahrzeuge ., .. " .. , .......... " 5'012 
18 Personenkraftwagen für betrieb-

liche Zwecke."" ........ , .. ,.. 0'479 
83 Motorräder. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0728 
13 Paketanhänger. , ..... , , . , ..... , , 0'335 
'4 Lastanhänger ,................. 0'420 10'000 

Zusammen. . . 41'000 

1) In diesem Betrag sind die Anschaffungskosten 
für weitere 8 Omnibusse inbegriffen, die bereits im 
Jahre 1958 in Auftrag gegeben und geliefert wurden. 

Mit den Aufwandskrediten sollen 
bei Fernnieldeinnenanlagen jene Beschaffungen 
an Betriebsmitteln, Ersatzteilen und Verbrauchs
materialien einschließlich Reparaturen gemacht 
werden, die zur Weiterführung des Betriebes am 
Fernsprech-' Telegraphen- und Fernschreibsektor 
sowie zur Führung des Funküberwachungsdien
stes erforderlich sind. Bei einigen Großbatterie
anlagen, die infolge ihres hohen Alters bereits 
instandsetzungsbedürftig sind, sollen die posi
tiven Platten erneuert werden. Durch den über
gang von Gleichstrom auf Drehstrom im Stark
stromnetz der Gemeinde Wien sind wie in den 
Vorjahren Stromversorgungsanlagen von Wiener 
Telephonzentralen umzubauen. Der Umbau 
erfolgt in der Weise, daß bei Einsatz von Queck
silberdampfgleichrichtern auf den wirtschaftliche
ren Pufferbetrieb übergegangen wird. 

Die A n lag e n k red i t e werden zur Er
weiterung von Fernsprech- und Fernschreibäm
tern und zur Bereitstellung von Teilnehmerein
richtungen benötigt, um 4en jährlichen Zuwachs 
an Teilnehmern aufnehmen zu können. In den 
Amtseinrichtungen sind auch jene Teile enthal
ten, die infolge der Verkehrssteigerungen erfor
derlich sind. Weiters ergibt sich im Zuge der 
Vollautomatisiterung die Notwendigkeit, einige 
Wählerämter eines älteren Systems auf das Wähl
system 48 anzupassen. Zur Aufrechterhaltung des 
Fernmeldebetriebes sind bei Ausfall des Netz
stromes einige. Notstromanlagen zu beschaffen 
und neue Stromversorgungsanlagen in Kmtern 
mit Trägerfrequenzeinrichtungen aufzubauen 
beziehungsweise bestehende Stromversorgungs

.anlagen infolge von Verkehrssteigerungen zu er
weitern, 

Mit den Krediten für "Automatisierung" sol
len Restzahlungen. für bereits erteilte Aufträge 
aus dem Automatisierungsprogramm 1958 zum 
Austausch von alten Telephonzentralen im Orts
netz Wien und zur Errichtung von Wähl-, Ver
bund- und Netzgruppenämtern in anderen :Bun
desländern geleistet werden. Ferner ist im Rah
men des Automatisierungsprogrammes für 1959 
für Fernmeldeinnenanlagen die Errichtung . von 
Wähl- und Verbundämtern im Bereich der Netz
gruppen Wien, Linz und Graz sowie die Netz-
gruppe Bad Ischl vorgesehen. Auch sollen zur 
Ausgestaltung des Städtewählverkehrs einige 
größer~ Wählerämter, bei denen' die Unterbrin
gung der Amtseinrichtungen und die Voraus
setzungen im Außenleitungsnetz gegeben sind, 
in den automatischen Fernverkehr miteinbezogen 
werden. Ebenso ist die Vergabe von Aufträgen 
zum Autausch von alten Telephonzentralen und 
die Erweiterung von neuen Telephonzentralen 
im Ortznetz Wien in Aussicht genommen. Die 
Erneuerung und Erweiterung der ':Delephonzen
tralen des Bereiches Wien war zwar im ursprüng-. 
lichen Automatisierungsprogramm nicht enthal
ten, doch hat sich die Post- und Telegraphen-
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verwaltung auf Grund der günstigen Ergebnisse Geräte für den Bau, die Instandhaltung und den 
des Selbstwählfernverkehrs in technischer und Betrieb der Fernmeldeaußen- und -innenanlagen 
wirtschaftlich·er Beziehung entschlossen, auch das be~ötigt. 
Ortsnetz Wien mit den übrigen großen Ver- . 
kehrsträgern in den Selbstwählfernverkehr mit DIe Kredite für die A u tom a t i sie run g 
einzubeziehen, was aber für Wien zusätzlich den werden für Restzahlungen zu Bestellungen aus 
Austausch der überalterten Telephonzentralen . dem Jahre 1958, Zur Fertigstellung von im Jahre -
und damit eine diesbezügliche 1\.nderung des bis- 1958 begonnenen Bauvorhaben und schließlich 
herigen Automatisierungsprogrammes ab 1956 für Erweiterungen im Kabelnetz verwendet. 
erforderlich machte .. Die Verbindung der großen Fern.~r wi~d die planmäßige Er w ei t e run g 
Verkehrsträger wurde durch die damals nahe des offenthchen Fernsprechnetzes fortgesetzt. 
bevorstehende Fertigstellung des Koaxialkabels 
ermöglicht. Weiters haben der allgemeine Wirt
schaftsaufschwung und die Vorteile, die der 
Selbstwählfernverkehr mit sich bringt, bewirkt, 
daß eine über die ursprüngliche Planung hinaus
gehende Zahl von Anschlußwerbern zu verzeich
nen war. Die Post- und Telegraphenverwaltung 
sah sich daher gezwungen, für die Bedeckung die
ser vordringlichen Maßnahmen im Gegensatz 
zum bisherigen Programm' im Rahmen des 
außerordentlichen Haushaltes vorzusorgen. 

Die Auf w a n d s k red i t e dienen über
wiegend zu Beschaffung jenes Telegraphenbau
zeuges (wie Kabel S;:Lmt Zubehör, blanke und 
isolierte Drähte, Holzmaste samt Träger, Isola
toren u. dgl.) sowie jener Wer.kzeuge, Geräte 

Einen großen Teil dieser Kredite wird auch die 
Schaffung zusätzlicher Orts- und Fernvermitt
lungsleitungen sowie Anschlußleitungen im Orts
netz Wien' in Anspruch nehmen, welche wohl 
einerseits der Anpassung des Ortsnetzes an den 
fortschreitenden Umbau der Wiener Telephon
zentralen auf das Wählsystem 48 und an den 
Selbstwählfernverkehr dienen. In weitaus über
wiegendem Ausmaße aber sollen diese Kredite 
weiteren Teilnehmerzuwachs, insbesondere in 
den zahlreichen und ausgedehnten, fernmelde
technisch notleidenden Gebieten Wiensermög
lichen, welche letzeren durch einen über 
20 Jahre anhaltenden Entwicklungsstillstand 
dieses Ortsnetzes entstanden sind. 

und Ersatzteile, welche zur Aufrechterhaltung Die Kredite der S 0 n s t i gen I n v e s t i
des betriebssicheren Zustandes der gesamten t ion e n dienen zur Bedeckung der restlichen 
ausgedehnten Koaxial-, Fern- und Netzgruppen- Erfordernisse für die Durchführung von Schutz
kabelanlagen, der oberirdischen Fernleitungs~. maßnahmen an den vorhandenen Fernmelde
anlagen, sämtlicher Ortsnetze sowie der Ver- anlagen, die durch die Elektrifizierungsarbeit~n 
stärker-, Trägerfrequenz-, Richtfunk- und Draht~ der österreichischen Bundesbahnen auf der 
funkanlagen erforderlich sind. Strecke St. Veit/Glan-Kniuelfeld bedingt sind, 

zum überwiegenden Teil jedoch für die Umle-
Mit diesen Krediten soll aber auch die Her- gungen von bestehenden Kabel- und Freileitungs

stellung der Teilnehmerzu- und einführungs- linien, welche durch die umfangreichen Straßen
leitungen sowie eines Teiles jener Leitungen er- bauarbeiten der öffentlichen Hand (Bund, Län
möglicht werden, die in den Ausläufern der der, Gemeinden) bedingt sind und zu welchen 
-Ortsnetze verlaufen u,nd die Realisierung von die Post- und Telegraphenverwaltung auf Grund 
neuangemeldeten Teilnehmerstellen vorbereiten. des Telegraphenwegegesetzes (BGBl. Nr. 4351 

Die A n lag e n k red i t e dienen uberwie- 1929) sowie der übereinkommen mit der Bun
gend zur Bedeckung der' Erfordernisse für die desstraßenverwaltung aus dem Jahre 1951 und 
Durchführung von Schutzmaßnahmen an den mit der Stadt Wien aus dem Jahre 1957 v'er
vorhandenen Fernmeldeanlagen, das sind haupt- pflichtet ist. 
sächlich Verkabelungen bestehender Freileitungs~ 
linien und Kabelumlegungen vom Bahnkörper 
weg, welche aus dem Anlasse der fortschreitenden 
Elektrifizierungsarbeiten der Osterreichischen 
Bundesbahnen auf den Strecken Payerbach
Mürzzuschlag und St. Veit/Glan-Knittelfeld 
notwendig sind und zu welchen die Post- und 
Telegraphenverwaltung auf Grund der geltenden 
Sicherheitsvorschriften sowie des 0.' a. Tele~ 
graphenwegegesetzes, aber auch auf Grund des 
bestehenden übereinkommens 'mit den Oster
reichischen Bundesbahnen aus dem Jahre 1939 
verpflichtet ist. 

Schl~eßlich werden diese Kredite auch noch für 
die Beschaffung hochwertiger Werkzeuge und 

Erläuterungen zum Bund .. 6nanzgesetz 

Desgleichen sollen mit diesen Krediten fern
meldetechnisch notleidende Ortsnetze im Hin~ 
blick auf den zu erwartenden Te i I n eh m e r
z u w ach s entsprechend ausgestaltet bezie
hungsweise erweitert werden. 

Schließlich dienen diese Kredite dem weiteren 
Aufbau des endgültigen Fernsehnetzes auf den 
Streckenabschnitcen Wien-Graz-Klagenfurt 
und Wien-Salzburg, der Fertigstellung des 
Streckenabschnittes Innsbruck-pfänder-::.Feld
kirch sowie der Fortführung des provisorischen 
Fernsehbetriebes auf den noch nicht mit end
gültigen Einrichtungen ausgestatteten Strecken
abschnitten. 

13 
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Bundes- T i tel 3 : B und e s f 0 r s t e, 
forste 

, ,Ausgaben 
Betnebsausgaben Emnahmen Ao 

persönliche sachliche Summe Gebar~ng 
MiII, S 

1957 ~-), 260'4 106'3 3667 469'8 27"6 
1958 **), 277"2 108'4 385'6 470'2 32'6 

1959 **), 2767 126'5 403'4468'2 38'0 

Unterschiede Die Ausgaben erhöhten sich gegenüber dem 
des ~r- Voranschlag 1958 ~vornehmlich infolge der in 

forderOlsses der Zwischenzeit getroffenen gesetzlichen Maß-
1959 gegen- h b" lich d "ff l'ch Ab b über Vorjahre na men' ezug er 0 ent 1 en ga en, 

Persönliche 
Ausgaben 

Sachliche 
Ausgaben 

Die Minderausgabe beim Per s 0 n a 1 a u f-
wa n d von 0'5 Millionen Schilling ist aufden an
geordneten Ersparungsabstrich zurückzuführen, 
Die Minderaufwendungen für Aktivitätsbezüge 
betragen bei der Generaldirektion rund 0'5 Mil
lionen Schilling, bei den Bundesforsten rund 
0'6 Millionen Schilling, bei' den Sägewerken rund 
0'2 Millionen Schilling, denen Mehraufwendun
gen beim Jodschwefelbad Goisern von rund 
0'2 Millionen Schilling gegenüberstehen, Der 
Pensionsaufw'and erhöht sich um rund 0'6 Mil
lionen Schilling, Die Mehrausgaben gegenüber 
1957 sind im wesentlichen bedingt durch eine 
Abänderung des Kollektivvertrages der Arbeiter, 

Die sachlichen Ausgaben erhöhen sich gegen-
über den Vorjahren hauptsächlich durch die be
trächtlich gestiegenen gesetzlichen Verpflichtun
gen, da die Neufestsetzung der Einheitswerte 
eine wesentliche Erhöhung der Steuermeßbeträge 
nach sich zog, so daß sich die Ausgaben für 
öffentliche Abgaben um 26 Millionen Schilling 
erhöhten, 

Um einigermaßen einen Ausgleich zu finden, 
konnten die Betriebserfordernisse nur im äußerst 
bescheidenen Umfange vorgesehen werden, die 
infolge teilweiser übersteIlung der Ausgaben für 
Anlagen in die außerordentliche Gebarung und 
weiteren angeordneten Verminderung der Be
triebsausgaben eine Senkung um rund 7'9 Mil
lionen Schilling erfuhren. 

EinnahmeD Die Mindereinnahmen infolge Absinken der 
Holzpreise - wobei allerdings die weitere Ent
wicklung auf dem Holzmarkt nicht als abge

. schlossen Z1:l betrachten ist - konnten durch die 
weitestgehende Ausschöpfung der übrigen Ein
nahmequellen noch in engen Grenzen gehalten 
werden, so daß die zu erbringenden Betriebs
einnahmen als Höchstansatz angesehen werden 
müssen, 

Organisa- Der mit dem Bundesgesetz vom 28, Juli 
tion 1925, BGBl. Nr, 282, geschaffene Wirtschafts

körper "Osterreichische Bundesforste" wurde 
durch das Gesetz vom 20, Juli 1945, StGBl. 

*) Bundesrechnungsabschluß, 
**) Bundesvoranschlag, 

Nr, 94, wieder errichtet, Die Leitung der Oster
reichischen Bundesforste obliegt der General
direktion, die dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft unterstellt ist, Unter ihrer 
Leitung wird die Betriebsführung von 97 Forst
verwaltungen besorgt, Von diesen liegen in 

Niederösterreich """""""",. 20, 
Oberösterreich """";-",."",, 19, 
Salzburg ."""""""""""" 23, 
Tirol ,.""""""", ~ , , . , • , • " 18, 
Vorarlberg ",."""".", ... ,.. 1, 
Steiermark """""""""",., 11, 
Kärnten ,;.""",.""""""", 4 und 
Burgenland """,.""""""", 1. 

Zu den Bundesforsten gehören ferner die 
Legstattverwaltung in Wiep.-Hütteldorf, die 
Sägeverwaltungen in Neuberg und in Waid
hofen a, d, Ybbs sowie das Jodschwefelbad 
Goisern. 

Das Flächenausm'aß der von den Bundesforsten 
verwalteten 1) Liegenschaften beträgt nach. dem 
letzten Stande: 

Waldfläche , , . , , , , , , . • . , , 
(hievon Schutzwald 
102,267 ha) 

Produktive Cründe , , , , , , , 
Unproduktive Gründe", . , 

zusammen" , 

486,785 ha, 

43.742 ha, 
290,528 ha, 

821.055 ha 

Der Hauptbetrieb - die Forstwirtschaft -
wird grundsätzlich in Eigenregie geführt. Die 
Land- und Almwirtschaft ist fast durchwegs, 
die Jagd so weit wie möglich und die Fischerei 
größtenteils verpachtet, Vier Seen und eine Reihe 
größerer Bäche und Flußfischereien werden selbst 
bewirtschaftet, Außerdem werden als Neben
betriebe die Sägewerke Neuberg und Waidhofen 
a, d, Ybbs sowie das Jodschwefelbad Goisern ge
führt, 

Als pe~sönliche Ausgaben sind die Bezüge 
aller aktiven Bediensteten einschließlich sämtlicher 
Arbeiter und der Provisions- und Pensions
parteien sowie die Dienstgeberbeiträge zum Aus
gleichsfonds für Kinderbeihilfe veranschlagt, 

Bei den Anlagen sind Ausgaben nur für die 
dringendsten Bedürfnisse veranschlagt, und zwar: 

Für die Ankäufe von Kraftfahrzeugen, die 
Verbesserungen an den forstlichen Betriebs
bauten, die Instandsetzungen an den un_ter Denk
malschutz stehenden Gebäuden, die Fertigstellung 
von Dienst- und Arbeiterhäusern sowie für bau
liche Maßnahmen an Werksgebäuden der Säge
werke und für jene beim Jodschwefelbad und für 
die ß,eschaffung von Einrichtungsgegenständen, 

1) Einschließlich der Religionsfondsforste. 
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wobei ein Teil dieser Aufwendungen in die 
außerordentliche Gebarung zu überstellen waren. 

Zu den Förderungsausgaben zählen die Bezugs
und Pensionsvorschüsse und Beiträge für kultu
relle beziehungsweise soziale Zwecke. 

Bei den Auf w a n d s k red i t e n sind ver
anschlagt: Die gesetzlichen Verpflichtungen, und 
zwar die Grundsteuer, Vermögensabgabe, land
wirtschaftliche Kammerbeiträge, Umsatzsteuer, 
landwirtschaftliche Unfallversicherung, sonstige 
Abgaben, die Beiträge zum Ausgleichsfond5 zur 
Familienbeihilfe, die Vorschußleistungen an die 
Religionsfonds-Treuhandstelle und die Beiträge 
zur landwirtschaftlichen Zuschußversicherung 
gemäß BGBl. Nr. 293/1957; weiters di,e Ver
waltungserfordernisse, Reisekosten und die son
stigen für die ordnungsgemäße Führung des Ge
samtbetriebes erforderlichen Ausgaben. 

Vom vorgesehenen Holzeinschlag der Bundes
forste in der Höhe von rund 1,560.000 fm wer
den als Servitutsholz rund 270.000 fm abgegeben, 
so daß 1,290.000 fm frei verfügbar bleiben. 

Der tatsächliche Einschlag im Jahre 1957 be
trug 1,590.662 fm, hievon in der Endnutzung 
1,210.685 fm und in der Vornutzung 379.977 fm. 

Vom freien Einschlag mit rund 1,290.000 frn 
sollen im Jahre 1959 rund 1,050.000 frn 
(870.000 fm Nutzholz und 180.000 frn Brenn
holz) in Regie genutzt werden. Für. Kleinstock
verkäufe und Eigenbedarf sind 200.000 fm 
(60.000 fm Nutzholz und 140.000 fm Brenn
holz) vorgesehen. Als Großstockverkäufe, vor
nehmlich an zahlreiche örtliche Sägewerke, sind 
40.000 fm (34.000 fm Nutzh6lz und 6000 fm 
Brennholz) geplant; damit diesen wie bisher 
die Vollbeschäftigung ihres Arbeiterstandes 
ermöglicht wird. Diese Schlägerungen werden 
hauptsächlich in W:1ldorten zugewiesen, wo die 
besonders ungünstigen Verhältnisse eine Nutzung 
in Regie als nicht rentabel ausschließen. 

Bei den zwei Sägewerken ist ein Verschnitt von 
rund 36.000 fm Rundholz vorgesehen. 

Die Betriebseinnahmen ergeben sich mit rund 
87 v. H. durch Erlöse der Holznutzung. 

Die Erträgnisse der Land- und Almwirtschaft 
bestehen aus den Pachtschillingen für die ver
pachteten Grundstücke und den Einnahmen der 
in Eigenregie bewirtschafteten Meierhöfe. 

Die Einnahmen aus der Jagd erfahren durch 
Verpachtungen, Abschußv·ergebungen, Verkauf 
von Wildbret und ähnlichem eine Erhöhung. Die 
Verpachtung von Großjagdgebieten bereitet 
'trotz aller Bemühungen (hauptsächlich wegen der 
hohen Jägerkosten) infolge des Fehlens von kapi
talkräftigen Interessenten weiterhin Schwierig
keiten. 

Bei den anderen Nebenwirtschaften ergeben 
sich die Einnahmen aus den Erlösen des Bade-

betriebes in Gastein, der Torfbetriebe sowie aus 
den Verpachtungen ·und Vermietungen verschie
dener Objekte. 

Bei den Sägewerken ergibt sich der Großteil 
der Einnahmen aus den Schnittholz erlösen sowie 
der Kistenfertigung. 

Beim Jodschwefelbad Goisern fallen neben den 
Einnahmen aus dem Kurhausbetrieb jene aus dem 
Bergliftbetrieb an. 

Bei der Abwicklung der Grundverkäufe wer
den auf Grund der den Bundesforsten . grundsätz
lich erteilten Ermächtigung die einfließenden Er
löse für Grundankäufe und fallweise auch für 
sonstige wertvermehrende Vorhaben im Rahmen 
der bestehenden Bestimmungen verwendet. 

Außer den normalen Betriebsaufwendungen 
haben die Bundesforste nom Pensionsla9ten und 
Servitutsleistungenzu erbringen, die sich auf den 
Gebarungserfolg auswirken. Der Wert der Ser
vitutsleistungen im Jahre 1957 im reduzierten 
Ausmaß von rund 244.000 fm betrug für: 

Laufende Servitutsleistungen : 
Schilling 

Nutzholz 171.690 fm im Werte von 57,822.934 
Brennholz 70.543 fm 

" " 
3,991.495 

Zusammen 242.233 frn 61,814.429 

Elernentarholz 1.796 fm 
" " 

705.043 
Streu 57.844 rm 

" " 
464.503 

Weide 73.841 Rindergräser 
im Werte von 4,540.414 

Gesamtwert. 67,524.389 

In der außerordentlichen Gebarung sind 
38'0 Millionen Schilling veranschlagt, und zwar 
für Aufschließungsbauten 22'8 Millionen Schil
ling, für die kleinen Sägen 0'6 Millionen Schil
ling, für Maschinenankäufe 2'5 Millionen Schil
ling, für Kulturen 1'0 Millionen Schilling und 
für Werksanlagen in Neuberg und Waidhofen 
a, d, Ybbs 1'0 Millionen Schilling, für Grund
ankäufe 5'0 Millionen sowie für sonstige wert
vermehrende Anlagen 5'1 Millionen Schilling. 

Durch die Fortführung der planmäßigen 
Waldaufschließung können die Forste inten
siver bewirtschaftet, Durchforstungsreserven er
schlossen, die Lieferkosten gesenkt und die er
zeugten Hölzer ohne Wertverminderung rasch-er 
der Wirtschaft zugeführt werden. Auf Grund der 
bisherigen Aufschließungstätigkeit konnte be
reits der Betriebserfolg - wie die Einnahmen
entwicklung beweist - erheblich gesteigert wer
den. 

Bei den in Eigenregie geführten Sägewerken 
sollen notwendige Erneuerungen der Anlagen 
vorgenommen werden. 

Die. meist kurze günstig.e BauZieit im Gebirge 
erfordert eine Erweiterung des Baumaschinen-

Grundverkäufe 

Servituts
leistungen 

o. 
Ao. 

Gebarung 
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196 Kapitel 28/3-28/6-28/7 

einsatzes, wodurch auch teure Handarbeit ein
gespart werden kann; der Ankauf der dringend 
benötigten Maschinen und· Geräte, sowie der 
Ausbau der Bauhöfe und Gerätschaftslager in 
Steinkogel, Reichraming und Hütteldorf ist 
daher notwendig. 

Abschließend sei noch erwähnt, daß ~uch die 
Ausgaben der außerordentlichen Gebarung in den 
Einnahmen ihre volle Bedeckung finden, und sich 
darüber hinaus noch ein kassamäßiger Gesamt
übersd1Uß ergibt. 

Ti tel 6: S t a at s d r u c k er e i. 
Ausgaben Einnah-

persönliche sachliche Summe men 

1957 *) ....... 51·8 
1958 **) .•..... 53·8 
1959 **) ....•.. 5Z'0 

Mill. S 

36'6 88'4 88'4 
35'889'6 88'6 
387 907 91'0 

Die Senkung des Personalaufwandes 1959 um 
1,890.000 SchiUing gegenüber 1958 ist auf die 
allgemeine 5prozentige Kürzung des Aktivitäts
aufwandes zurückzuführen. 

Beim Sachaufwand ergibt sich ein Mehrerfor
dernis bei "Anlagen" von 1,000.000 Schilling in
folge der unabweislich notwendig gewordenen 
Erneuerung der gesamten Kesselhausanlage im 
Gebäude Rennweg 16 sowie des dringend be
nötigten Ankaufes von zwei Linotype-Setz
maschinen, einer Offset-Einfarbenmaschine und 
einer Schnellschneidemaschine, bei "Auf
w:lndskrediten (Gesetzliche Verpflichtungen)" 
von 630.000 Schilling hauptsächlich für Umsatz-, 
Gewerbe- und Körperschaftsteuernachholungen 
.für die Jahre 1954 bis. 1956, beim "Regieauf-
wand" von 216.000 Schilling für Beherizung in
folge Neueinrichtung von Warmwasser- und 
Dampfleitungen für betriebstechnische Zwecke, 
sowie für Postgebühren infolge verstärkter Aus
sendung von Druck-Erzeugnissen und bei "Son
stigen Aufwandskrediten" von 1,335.000 Schilling 
für Betriebswerkstoffe, hauptsächlich Papier, er
höhte Instandhaltungskosten infolge des ver
alteten Maschinenparks, und sonstige fremde 
Arbeiten, welche nicht im eigenen Betrieb durch
geführt werden können. Die "Förderungsaus
gaben" sind infolge der allgemeinen Kürzung um 
Z08.000 Schilling niedriger präliminiert. 

Die Einnahmen sind gegenüber dem Vorjahre 
im Hinblick auf die zu gewärtigende EntWlicklung 
um Z,404:000 Schimng höher erstellt. Hiedurch 
ergibt sich ein kassamäßriger BetriebSlÜberschuß 
von 273.000 Schilling.· 

Die Staatsdruckerei muß infolge ihres erheb
lichen Pensionsaufwandes und bei voller Steuer
pflicht für weitaus mehr Belastungen aufkommen 
als jedes andere graphische Unternehmen. Ihre 
Verpflichtung, diese Ausgabe hereinzuwirtschaf-

*) Bundesremnungsabsdtluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

ten, ist nach wie vor an die Voraussetzung einer 
weiteren Rationalisierung, insbesondere durch 
Einstellung neuer und leistungsfähiger Maschinen, 
sowie an die Notwendigkeit einer möglichst vol
len Ausnützung der KapaZJität des Betriebes durch 
vermehrte Berücksichtigung bei der Vergabe von 
Druckaufträgen seitens staatlicher Dienststellen, 
gebunden. 

Die Staatsdruckerei, gegründet 1804, ist seit 
mehr als 150 Jahren die führende graphische An
stalt des Staates. Sie ist ein dem Bundeskanzler
amt unmittelbar unterstellter Bundesbetrieb. 

Den Großteil der Produktion bilden die von 
den einzelnen Zweigen der Bundesverwaltung 
benötigten Druckarbeiten der verschiedensten 
Art. Bei der Staatsdruckerei wird auch das 
Publikationsorgan der österreichischen Bundes
regierung, die "Wiener Zeitung", hergestellt, 
weiters das Bundesgesetzblatt der Republik 
Österreich und die verschiedenen Verordnungs
blätter sowie alle Vorschriften und Dienstbehelfe 
der Ämter und Behörden. Eine wichtige Gruppe 
des Arbeitsgebietes dieses Bundesbetriebes bilden 
die dem staatlichen und privaten Zahlungsver
kehr dienenden Druckarbeiten für die Postver
waltung und das Postsparkassenamt. Ein eigener 
Verlag sorgt für das Erscheinen kommentierter 
Gesetzesausgaben und sonstiger Dienstvorschrif
ten. Eine Monopolstellung in der graphischen 
Industrie Osterreichs nimmt die Staats druckerei 
durch die Herstellung von geldwerten Drucken, 
das sind Stempel- und Briefmarken, Obligationen, 
Aktien und sonstige Wertzeichen, ein. 

Ti tel 7: Hau p tm ü n z amt. 

1957 *) ...... . 
1958 **) ...... . 
1959 **) ...... . 

Ausgaben Einnahmen 
persönliche sachliche Summe 

Mill.S 

7"4 154'0 161'4 131'3· 
7"0 136'1 143'1 153'1 
7"1 lZ47 131'8 15Z'9 

Die Senkung des Sachaufwandes ist im wesent
lichen auf den verringerten Silberankauf, bedingt 
durch die Reduzierung der Silbermünzenausprä
gung, zurückzuführen. 

Die gegenüber 1958 praktisch unveränderten 
Einnahmen basieren auf einer etwas verningerten 
Silbermünzenerzeugung und auf der Neuprägung 
von I-SchiIling- und 50-Groschenmünzen. 

Im Jahre 1957 erforderte die Bevorratung mit 
Silber einen höheren Aufwand; hingegen waren 
die Einnahmen durch eine geringere Prägetätig
keitetwas niedriger. 

Die heutige Münzstätte befindet sich seit dem 
Jahre 1837 a~ derzeitigen Standort. Die Tätig
keit des Hauptmünzamtes wurde seinerzeit im 

*) Bundesrechnungsabsc:hluß. 
**) Bundesvoranschlag. 
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Finanzministerial-Erlaß Z. 55.734 ex 1896 fest
gelegt. Die Wiederaufnahme des österreichischen 
münzämtlichen Betriebes im Jahre 1945 erfolgte 
auf Grund der Bestimmungen des § 38 des Be
hörden-Uberleitungsgesetzes vom 2.0. Juli 1945, 
StGBl. Nr. 94. 

Die Ausprägung der Scheidemünzen erfolgt 
auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes 
vom 21. Mai 1953, BGBL Nr. 64, und des Silber
münzengesetzes vom 3.0. März 1955, BGBL 
Nr. 63. Die Ausprägung von Dukaten wird auf 
Grund der Bestimmungen des Artikel IX des Ge
setzes vom 2. August 1892; RGBl. Nr. 126, die 
Ausprägung von Handelsgoldmünzen (4 fl., 8 fl., 
1.0 K, 2.0 Kund 1.0.0 K) gemäß dem Bundesgesetz 
vom 31. Jänner 1951, BGBL Nr. 71, durch
geführt. Daneben befaßt sich das Hauptmünzamt 
noch mit anderen Prägearbeiten. 

'T i tel 8: B und e 6 t h e at e r. 

Betriebsausgaben Einnah- Ausgaben 
p€rsön- sam- Summe men Ao. 

lidle lidle 
MiII.S 

1957 *) ... 147'3 28'3 175'6 49'9 
1958.**) ... 147'7 32'4 18.0'1 52'3 
1959 '~*) ... 137'7 4.0'5 178'2 57'1 

Gebarung 

5'8 
25'.0 
35'.0 

Die Senkung des Personal aufwandes ist darauf 
zurückzuführen, daß ab 1959 der Aufwand für 
Gäste, Substituten und Statisten im Sachaufwand 
veran~chlagt werden. 

Die Erhöhung des Sachaufwandes gegenüber 
dem Jahre 1958 entspricht im wesentlichen der 
Senkung des Personalaufwandes. 

. Die Einnahmenentwicklung des letzten Spiel
jahres läßt eine um 4'8 Millionen Schilling höhere 
Veranschlagung gerechtfertigt erscheinen. 

Ermäßigungen Bei der Veranschlagung der Einnahmen wurde 
berücksichtigt, daß an das Theater der Jugend, 
den Kulturring der Stadt Wien, den österreichi
schen Gewerkschaftsbund und einzell).e Ge
wer kschaften geschlossene Vorstellungen zu be
deutend ermäßigten Preisen abgegeben werden. 

Ao. In der außerordentlichen Gebarung sind 
Gebarung 35 Millionen Schilling für die Weiterführung des 

Bauprojektes im Arsenalgelände (Kulissenwerk
stätte) und für die Adaptierung der Volksoper 
veranschlagt. 

Organi- Die Bundestheater unterstehen dem Bundes-
sadon ministerium für Unterricht. 

Für die administrativen Angelegenheiten aller 
Bundestheater ist die Bundestheaterverwaltung 
zuständig, während für die künstlerischen Be
lange je ein Direktor für das Burgtheater (ein
schließlich Akademietheater), für die Staatsoper 
und für die Volksoper die alleinige Verantwor-
tung trägt. 

*) Bundesredtnungsabsdtluß. 
'**) Bundesvoransdtlag. 

Es bestehen vier ständig bespielte Bundes- Spielordnung 
theater: das Burgtheater, das Akademietheater, 
die Staatsoper und die Volksoper. Die Staatsoper 
bespielt auch gelegentlich den Redoutensaal. 
Außerdem werden Gastspiele im Ausland sowie 
bei den Salz burg er Festspielen, insbesondere in 
der spielfreien Sommerzeit, absolviert. 

Das Burgtheater, als Nachfolgerin des k. u. k. Allgemeines 
Hofburgtheaters, kann auf einen 183jährigen 
Bestand zurücksehen. Die Staatsoper wurde in 
den Jahren 1861 bis 1869 errichtet. Das Aka
demietheater, das gleichzeitig der Akademie für 
Musik und darstellende Kunst 1) für Unterrichts-
zwecke dient, begann seine Spielzeit im Jahre 1923. 
Die Volksoper wird von den Bundestheatern erst 
seit dem Jahr 1945 bespielt. 

Im Stellenplan 1959 sind bei der Verwaltung 2, Stellenplan 
im Burgtheater 168, bei der Staatsoper 452 und 
bei der Volksoper 266, im ganzen 888 Bühnen
dienstvertragsposten gegenüber 844 im Jahre. 
1958 vorgesehen. 

Diese Stellen gliedern sich wie folgt: 

Verwaltung ................... . 

Bur g t h e a te r: 
Direktor ....................... . 
Regie und szenischer Hilfsdiens't .. . 
Solisten ........................ . 
Chor .......................... . 
Bühnenmusik 

S t a a t s 0 per: 
Direktor ................•....... 
Regie und szenischer Hilfsdienst (da-

von 4 Kapellmeister) ......... : 
Solisten ........................ . 
Tanzsolisten ...... -.............. . 
Ballett ......................... . 
Chor ...................... : .... . 
Orchester ...................... . 
Bühnenmusik ................... . 
Statistenführer .................. . 

V 0 I k s 0 per: 
Direktor ................ , ...... . 
Regie und szenischer Hilfsdienst (da-

von 3 Kapellmeister) .......... . 
Solisten ~ ....................... . 
Ballett ......................... . 
Chor •.......................... 
Orchester ...................... . 

1) Siehe Seite 75. 

1958 1959 

2 2 

1 1 
39 39 
82 92 

6 6 
3.0 3.0 

158 168 

1 1 

54 57 
42 69 
14 14 
55 55 

1.06 1.06 
124 125 

24 24 
2 2 

422453 

1 1, 

33 37 
39 42 
36 36 
72 72 
81 82 

266 27.0 
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198 Kapitel 28/8-28/9-29 

Im Jahre 1956 und 1957 wiesen die Bundes
theater folgende Besucherzahlen auf: 

1956 1957 

Burgtheater ............... 491.254475.316 

Akademietheater .......... , 159.285 157.332 

Staatsoper ............... . 627.823643.783 

dem Voranschlag 1958 beziehungsweise gegen
über dem Bundesrechnungsabschluß 1957 zeigt 
hinsichtlich der ordentlichen Gebarung folgende 
Unterschiede: 

Voransdllag 
1959 

Voransdllag 
1958 

Mil!. 5 
Unter,dlied 

Volksoper ............... . 468.316388.332 Aufwand für aktive 
Redou tensaal. . . . . . . , . . . . . . 34.656 36.831 Bedienstete .... 2.576'5 2.600'5 - 24'0 

Ti tel 9: B u n cl e S Q pot h e k en. 
Ausgaben Einnahmen 

persönlidle sadllidle Summe 

1957 *)...... 1'4 

1958 **)...... 1'5 

1959 **)...... 1'5 

Mill. S 

3'1 4'5 4'8 

2'9 4'4 4'6 

3'6 5'1 . 5'4 

Das Mehrerfordernis beimPersonalaufwand 
ist auf die in den Jahren 1958 und 1959 ganz
jährige Auswirkung der gemäß BGBL Ni', 182/ 
1957 erfolgten Erhöhung des Umlagentarifes der 
"Pharmazeutischen Gehaltskasse für österreich" 
zurückzuführen. 

Der gegenüber den Jahren 1957 und 1958 zu 
erwartenden weiteren Umsatzsteigerung wurde 
bei der Veranschlagung der Betriebseinnahmen 
beziehungsweise der Steuer- und Abgabenleistun
gen sowie der Aufwendungen für Rohstoff- und 
Fertigwareneinkäufe entsprechend Rechnung ge
tragen. 

An Bundesapotheken bestehen in Wien die 
Alte Hofapotheke, die Schönbrunner und die 
Mariahilfer Apotheke. 

An einschlägigen gesetzlichen Grundlagen sind 
zu erwähnen: 

Gesetz vom 18. Dezember 1906, betreffend die 
Regelung des Apothekenwesens, RGBl. Nr. 5/ 
1907; 

Gesetz vom 3. April 1919, StGBl. Nr. 209. 

Kapitel 29 "Eisenbahnen". 

Aufwand für Ruhe-
und Versorgungs-
genüsse " ....... 1.882'7 1.898'1 

Sachaufwand.. . . . . .::2~.1:..;5;,,:2:..· 2;,;,.....,;2:..; . .:,.5.:,.9;;,.5 ·..,;4_ 

Betriebsausgaben. 6.611'4 7.094'0 
Betriebs-

- 15'4 
-443'2 

- 482'6 

einnahmen ... .:.5.:.,;.1:..;1:..;8;...·4.:........,;5;,,:.;;,.3;;,.50;;,.·.:0 __ .::.2;;,.3.:,.1·..:,6 

Betriebsabgang .. 1.493'0 1.744'0 -251'0 

Redmungs-
Voransdllag absdlluß. 

1959 1957 Unterschied 
Mill. S 

Aufwand für aktive 
Bedienstete ..... 2.576'5 2.484'5 + 92'0 

Aufwand für Ruhe-
und Versorgungs-
genüsse ..... " .. 1.882'7 1.885'8 3'1 

Sachaufwand . . " ... 2. 152' 2 2.426'4 -274'2 

Betriebsausgaben .6.611' 4 6.7967 -185'3 

Be triebs-
einnahmen ... 5.118'4 5.149'9 - 31'5 

Betriebsabgang .. 1.493'0 1.646'8 -153'8 

Österreichi- T i tell: ö s t e rr ~ ich i 5 ehe B und e s-

Das Mindererfordernis im Aktivitätsaufwand 
von rund 24'0 Millionen Schilling gegenüber 
dem Bundesvoranschlag 1958 ist überwiegend 
auf geringere Vorsorgen für Belohnungen und 
Aushilfen - im Bundesvoranschlag 1958 waren 
Nachzahlungen für Belohnungen anläßlich 
Dienstjubiläen veranschlagt - zurückzuführen. 
Weitere Einsparungen betreffen die Ausgaben 
für Mehrleistungsvergütungen, für Dienstgeb!!r
beiträge zur Kranken- und Unfallversicherung 
und schließlich für die Bezüge der Bediensteten 
zufolge des etwas niedriger veranschlagten Per
sonalstandes. 

sehe Bundes- b ahn e n. 
bahnen 

Unter
schiede 

der 
Gebarung 

1959 gegen
über Vor

jahre 

1957 *) 
1958 *") 
1959*"") 

Betriebsausgaben 
persönlidle saChlidle Summe 

Mill.S 

4.370"3 2.426'4 6.796'7 
·4.498'6 2.595'4 7,094'0 
4.459'2 2.152'2 6.611'4 

Einnahmen 
Au,gaben 

Ao. 
Gebarung 

5.149'9 635'2 
5.350"0 732'0 
5.118'4 1.096"0 

Ein Vergleich des Voranschlages der öster
reichischen Bundesbahnen für 1959 gegenüber 

*) Bundesrechnungsabschluß. . 
**) Bundesvoranschlag. 

Die Einsparungen beim Pensionsaufwaru:l von 
rund 15' 4 Millionen Schilling resultieren aus dem 
gegenüber dem Bundesvoranschlag 1958 um rund 
690 Pensions parteien niedriger veranschlagten 
Stand an Pensionsparteien. 

Der Sachaufwand ist gegenüber dem Voran
schlag 1958 um 443'2 Millionen Schilling nied
riger präliminiert; er gliedert sich wie folgt: 

Saeb
aufwand 
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Voranschlag Voranschlag Unterschied 
1959 1958 

MilI: S 

a) Anlagen ,,",', 330'2 500'0 -169'8 

b) Förderungsaus-
gaben "',"'" 

c) Aufwandskredite 
(Gesetzliche Ver-

81'5 84'2- 27 

pflichtungen), , " 410'2 465'1- 54'9 
Regieaufwand und 
sonstige Auf-

wandskredite ,,1.330'3 1.546'1-215'8 

Zusammen", 2,152'22,595'4 -443'2 

Für die Erneuerung der Anlagen der Oster
reichischen Bundesbahnen stehen im Bundes
voranschlag 1959 rund 641'2 Millionen Schilling 
zur Verfügung, Hievon mußten rund 311 Mil
lionen Schilling im Rahmen der außerordent
lichen Gebarung veranschlagt werden, 

Die Aufwendu~gen für Anlagen gliedern sich 
In: 

Voranschlag Voransmlag Untersmied 

1, Aufwendungen der 
Osterreichischen Bun
desbahnen zur Ver
besserung .der Siche
rungsvc:rhältnisse an 

1959 1958 
MilI, S 

Kreuzungen, , , , " , 12'4 15'5 3'1 

2, Materialmagazin Linz 2'0 2'9 0'9 

3, Drehgestellwerkstätte 
der Hauptwerkstätte 
Simmering. '" .... , 6'0 10'5 4'5 

4, Schnellreparaturwerk-
stätte Linz., ".,. 14 '0 + 14 '0 

5, Sonstige Anlagen: 
a) Geräte· und ma

schinelle Anlagen , 
b) Bauliche Anlagen, 

c) Fahrpark "."., 

Anlagen (Summe). 

hievon veranschlagt 
unter: 

Anlagen (Betriebsrech-

22'9 20'4 
436'1 396'4 

147"8 108'0 

641'2 5537 

nung) ... , .. , .. ,., 330'2 500'0 
Zusätzliche Erneuerungen 

(außerordentliche Ge-
barung) .. , .... , . " 311'0 537 

+ 2'5. 

+ 397 

+ 39'8 

+ 87"5 

Für die nach dem Eisenbahngesetz im Zusam
menhang mit Verbesserung der Sicherheitsver
hältnisse an Kreuzungen zwischen Schiene und 
SJ;raße den Osterreichischen Bundesbahnen auf-

erlegten Verpflichtungen wurde mit dem unter 
Ziffer 1 angeführten Kredit vorgesorgt. Aus dem 
Kredit für Geräte und maschinelle Anlagen wer
den im wesentlichen Maschinen und Geräte für 
die Palettisierung und den Behälterverkehr, den 
Oberbau sowie maschinelle Einrichtungen und 
Werkzeuge für den Ztigförderungs- und Werk
stättendienst beschafft. Die Kredite für bauliche 
Anlagen finden vor allem Verwendung für die 
Erneuerung des Oberbaues, des Unterbaues und 
der Brücken sowie der Sicherungs- und Fern
meldeanlagen und des Hochbaues. 

Mit den für den Fahrpark vorgesehenen Mit
teln werden unter anderem vierachsige Reisezug
wagen, Güterwagen und Dieseltriebfahrzeuge 
sowie Omnibusse für den Kraftwagendienst be
schafft werden. 

Unter diesem finanzgesetzlichen Ansatz sind 
im wesentlichen Ausgaben für die Finanzierung 
von WohnungsbaUten gemeinnütziger Siedlungs
gesellschaften, für Bezugs- und Pensionsvorschüsse 
und für Sport- und Kultur~inrichtungen des 
Personals veranschlagt. 

Die Mindererfordernisse gegenüber dem Bun
desvoranschlag 1958 (rund 27 Millionen Schil
ling) betreffen die Ausgaben für Bezugsvorschhsse 
zufolge des niedriger veranschlagten Personalauf
wandes. 

Bei den gesetzlichen Verpflichtungen ergeben 
sich gegenüber dem Bundesvoranschlag 1958 
Mindererfordernisse von rund 54'9 Millionen 
Schilling. Sie betreffen mit rund 39'0 Millionen 
Schilling die Ausgaben für Güterwagenmieten 
(geringere Anmietung von Fremdwagen im Zu
sammenhang mit dem Rückgang des Auslands
güterverkehrs und der vertbesserten Beistellmög
lichkeit eigener Güterwagen), mit rund 10'8 Mil
lionen Schilling die Ausgaben für Steuern (Be
förderungssteuer) zufolge der niedriger veran
schlagten Einnahmen und schließlich mit rund 
5'1 Millionen Schilling die Ausgaben für den Zin
sendienst. 

Die Mindererfordernisse beim Regieaufwand 
(rund 5'5 Millionen Schilling) resultieren vorwie-
gend aus Einsparungen bei den Ausgaben für 
Drucksorten und Kanzleimaterial und bei den 
verschiedenen Ausgaben, 

Bei den sonstigen Krediten wurden gegenüber 
dem Voranschlag 1958 um rund 210'4 Millionen 
Schilling weniger präliminiert, Dieser Minderauf
wand ist vor allem auf echte Einsparungen beim 
Betriebsmaterial zufolge der Auswirkung der 
Elektrifizierung und der Verdieselung sowie 
auf den Rückgang der Kohlenpreise zurückzu
führen. 

Förderungs
ausgaben 

Aufwands
kredite 

Bei den für 1959 veranschlagten Betriebsein- Einnahmen 
nahmen ergeben sich gegenüber dem Voranschlag 
der Osterreichischen Bundesbahnen im Bundes-
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finanzgesetz 1958 beziehungsweise gegenüber dem 
Erfolg 1957 folgende Unterschiede: 

Allgemeine 
Betriebs
einnahmen , , , 

Personenv~rkehrs
einnahmen, , , 

Gü terverkehrs-

V oransdUag VoransdUag 
1959 1958 

Mill. S 

484'5 475'9 

1.145'5. 1.038'0 

Unterschied 

+ - 8'6 

+ 107'5 

einnahmen, " 3.488'4 3,836'1 - 3477 

Summe" , 

Allgemeine 
Betriebs
einnahmen , , , , 

Personenverkehrs
einnahmen" , 

Güterverkehrs
einnahmen . , , 

Summe" , 

5,118'4 5,350'0 

Bundes-
Voranschlag rechnungs-

1959 absdUuß 
1957 

Mill. S 

484'5 454'2 

1.145'5 1.036'0 

3.488'4 3,6597 

5,118'4 5,149'9 

- 231'6 

Unterschied 

+ 30'3 

+ 109'5 

- 171'3 

- 31'S 

All gern ein e Be tri e b sei n nah m e n: 

Die Gebarung aus der Anschaffung von Dienst
gütern (Material) wird bei den Osterreichischen 
Bundesbahnen auf Grund der einschlägigen Vor
schriften vorerst nicht in der Haushalts(Budget)
gebarung, sondern unwirksam verrechnet, Der 
Wert der auf diese Weise Ende 1957 auf Lager 
gelegenen Dienstgüter betrug rUIid 750 Millionen 
Schilling, berechnet auf Grund der jeweiligen 
Anschaffungskosten, Nach Maßgabe der Inan
spruchnahme dieses Dienstgütervorrates (z, B, 
durch Heranziehung für Bauarbeiten) werden die 
entsprechenden Anschaffungskosten der haus
halts(budget )mäßigen Verrechnung zugeführt, 

Für die Elektrifizierung konnten im Bundes
finanzgesetz 1959, um zumindest die dringlich
sten Erfordernisse für die· Erneuerung -vor 
allem des Oberbaues, des Unterbaues und der 
Brücken sowie des Fahrparkes ---.:... zu ermöglichen, 
nur 250 Millionen Schilling, also um 130 Millio
nen Schilling weniger als 1958, präliminiert wer-
den, . 

Der Kredit 1959 wird im wesentlichen für 
Elektrifizierungsarbeiten auf der Strecke Glogg
nitz-Mürzzuschlag und Eben~Selzthal auf
gewendet werden, wogegen die geplanten Elektri
fizierungsarbeiten auf der Strecke St, Veit a, d, 
Glan-Knil:telfeld-St, Michael nicht programm
gemäß durchgeführt werden können, Auch die 
Bestellungen auf dem elektrismen Triebfahrzeug
sektor müssen zufolge der Kreditrestriktionen 
gedrosselt werden, 

Mit dem bei den sonstigen Investitionen nach 
Mehreinnahmen hauptsächlich aus erhöhten Absetzung der hierunter mitveransmlagten ech

Eingängen für Baukostenzuschüsse Dritter, Mie- ten Erneuerungskredite (siehe die Erläuterungen 
ten und Pachten, Vergütungen für die Benützung zu "Anlagen") verbleibenden Vorsorge von 
fremder Bahnhöfe und Strecken werden teilweise I 535'0 Millionen Schilling kann das langfristige 
durch Mindereinnahmen hauptsächlich bei den Investitionsprogramm des Bundes und ein Bedarf 
Wagenrnieten (korrespondierend zu den Minder- von 10'2 Millionen Schilling hauptsächlich für 
ausgaben bei Post "Miete für. sonstige Fahr- Grundankäufe und Restitutionen bedeckt wer
zeuge") kompensiert, so daß sich insgesamt ge- den, 
genüber dem Voranschlag 1958 Mehreinnahmen 
von rund 8'6 Millionen Schilling ergeben, 

Per s 0 n e n ver k ehr sei n nah m e n: 

Die bisherig~ relativ günstige Entwicklung des 
Reiseverkehrs läßt für 1959 die veranschlagten 
Mehreinnahmen (rund 107'5 Millionen Schilling) 
im Personenverkehr erwarten, 

G ü t e r ver k ehr sei n nah m e n: 

Bei Veranschlagung der Gü terverkehrsein
nahmen für 1959 mußte der bereits im laufenden 
Jahr' stark fühlbaren rückläufigen Tendenz (ins
besondere beim Auslandsverkehr) Rechnung ge
tragen werden, Eine gleichartige Entwicklung ist 
auch bei den Nachbarverwaltungen feststellbar, 

An größeren Einzelvorhaben wären hervor-
o 
zuheben: Fortsetzung der Bauvorhaben Bahnhof 
Wien-Süd, Bau der Wiener Schn~llbahn, zwei
gleisiger Ausbau Bregenz-Lauterach sowie Bahn
hof Innsbruck Hbf, (4, Bahnsteig); weiters Fahr
parkbestellungen - darunter auch Fahrbetriebs
mittel für die Wiener Schnellbahn -, Bau von 
Sicherungs- un"d Fernmeldeanlagen, Gleisbrücken-

. waagen, Richtungsverbesserungen und Umbau 
von Bahnhofsanlagen, 

Auf Grund des Gesetzes vom 20, Juli 1945, 
StGBl. Nr, 94 (Behördenüberleitungsgesetz), ob
liegt der dem Bundesministerium für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft als Sektion 11 ein
gegliederten Generaldirektion der Osterreichi
schen 'Bundesbahnen die Verwaltung der Oster
reichischen Bundesbahnen, 

Dienstgüter
vorrat 

Außer
ordent

lidte 
Gebarung 

Or
ganisation 
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Gliederung der Generaldirektion: 

Generaldirektor, 

A~teilung 1: generalsekretariat, 

Abteilung 2: Personalwirtschaft und konkrete 
Personalangelegenheiten, 

Abteilung 3: Organisation und ~llgemeine An
gelegenheiten der internationalen Eisenbahn
verbände, 

Erfolgsprüfer, 
Chef des Rechtsdienstes, 
Sanitätschef, 
Direktion I: Betriebsdirektion 
Direktion II: Finanzielle Direktion 
Direktion III: Kommerzielle Direktion 
Direktion IV: Maschinendirektion ' 
Direktion V: Baudirektion ' 
Beschaffungsdienst, ' 
Elek trodienst, 
Kraftwagendienst .. 

Der Generaldirektion sind zehn Ämter und 
ZentralstelIen (Zentrale Personalstelle, Pensions
stelle, Zentrale Rechnungsstelle, Verkehrseinnah
menamt, Hauptwagenamt, Zentrale Reklama
tions- und Ausforschungsstelle, Zentralstelle 
für Großbauvorhaben, Zentralstelle für Ma
terialbeschaffung und Materialverwaltung, Stark-

. stromtechnische Zentralstelle und Kraftwerks
zentralstelle) und vier Bundesbahndirektionen 
in Wien, Linz, Innsbruck und Villach nachge-
ordnet. . 

Für die Tätigkeit der Österreichischen Bundes
bahnen sind insbesondere nachstehende Rechts
vorschriften von Bedeutung: 
B~hördenüberleitungsgesetz.l ), 
Etsenbahngesetz 2), 
Eisenbahnverkehrsordnung 3) und die in Durch

führung derselben ergangenen Verordnun
gen 4), 

Internationale Berner übereinkommen (CIM 
und CIV) *) 5), 

Kundinachung des Bundeskanzleramtes vom 
19. Feber 1951, BGBL Nr. 56, über den Bei
tritt der Republik Österreichs zur "Tech
nischen Einheit im Eisenbahnwesen, ·Fas-
sung 1938", 

1) StGBI. Nr. 94/1945. 
2) BGBI. Nr. 60/1957. 
3) BGBI. Nr. 213/1954 in der Fassung BGBI. Nr. 51/ 

1956 und Nr. 141/1957. 
4) Derze!t BGBI. Nr. 21611954,217/1954, 218/1954, 

219/1954, In der Fassung der Durchführungsverord
nungen, BGBI. Nr. 62/1956, 229/1956 191/1957 1401 
1958. " 

.5) BGBI. Nr. 30/1956, 31/1956, 32/1956, 33/1956 
34/1956, 35/1956, 36/1956. . ' 

. *) CIM = Internationales übereinkommen über den 
E;lsenbahnfradltverkehr, CIV = Internationales über
eInkommen über den Eisenbahn-Personen- und Gepäck
verkehr. 

Gesetz vom 13. April 1920, StGBl..Nr. 180, über 
die Mitwirkung des Nationalrates (Hauptaus
schusses) an der Regelung von Eisenbahn
tarifen, 

Kcundmachungen über die Festlegung der Grund
lagen des Personen-, Gepäck- und Expreßgut
tarifes der Österreichischen Bundesbahnen und 
der vom Bunde für eigene Rechnung betriebe
nen Privatbahnen 1), 

Internationales Abkommen zur Erleichterung des 
Grenzüberganges für Reisende, Gepäck und 
Waren im Eisenbahnverkehr 2). 

Abkommen zwischen der österreichischen Bun
desregierung einerseits u.nd den· Regi~rungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein
schaft für Kohle und Stahl und der Hohen 
Behörde der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl anderseits über die Einfüh
rung direkter internationaler Eisenbahntarife . 
im Durchgangsverkehr mit Kohle und Stahl 
durch das Staatsgebiet der Republik öster
reich. 3) 

Die Österreichischen Bundesbahnen verfügen 
über folgendes Schienennetz (Stand Ende 1957): 

Vollspur: 
viergleisig . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
zweigleisig .................. . 
eingleisig .................. . 

Schmalspur: 

6'0 km 
1.579·4 km 
3.890'0 km 

eingleisig ................... 505·6 km 

Der Kraftwagendienst der österreichischen 
Bundesbahnen betreibt Kraftwagenlinien mit 
einer Netzlänge von 8321 km. Außerdem be
treiben die Österreichischen Bundesbahnen 
Schiffahrtslinien am Bodensee und am W olfgang
see sowie die Seilbahn zum Weißsee. . 

Dem Voranschlag 1959 liegen folgende Lei
stungen der Schienenfahrzeuge zugrunde: 

Personenverkehr Güterverkehr 

1000 Zug-km.. 43.774 
Mio-Brutto-

28.320 
Summe 

72.094 

tonnen-km ... 8.190 15.986 24.176 
Gegenüber dem Voranschlag 1957 beziehungs

weise dem Erfolg 1957 ergeben sich folgende 
Unterschiede: 

Voranschlag 1959 gegenüber 
Voranschlag 1958 Erfolg 1957 

1. 000 Zug-km 

Personenverkehr + 2.411 + 3.235 
Güterverkehr......... 1.127 936 ------------------

Summe ... + 1.284 + 2.299 
:M.io-Bruttotonnen~km 

Personenverkehr ..... . + 858 + 715 
Güterverkehr ....... . 1.600 1.357 

------------~~-
Summe ... 742 642 

1) BGBI. Nr. 176/1953, 113/1956. 
2)BGBI. Nr. 188/1956. 
3) BGBI. Nr. 63/1958. 

Betrieb
liche 
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Im Reisezugsverkehr wurde gegenüber dem 
Vorjahr eine um rund 2'4 Millionen Zug-km 
höhere Leistung veranschlagt. Diese Mehrleistung 
betrifft überwiegend den durch Elektro- und 
Dieseltriebwagen abgewickelten Verkehr und ist 
vor allem auf die neu geschaffenen Verkehrsver
bindungen Wien-Zürich "Transalpin", Salz
burg-München "Wörthersee" und Wien-Tarvis 
"Venezia" zurückzuführen. 

Die Betriebsleistungen des Güterverkehrs wur
den in Höhe des voraussichtlichen Erfolges 1958 
präliminiert. In diesen Leistungen zeigt sim die 
rückläufige Tendenz im Güterverkehr, 

Für den Kraftwagendienst der österreichisehen 
Bundesbahnen werden für 1959 im Personen
verkehr 25'8 Millionen Wagen-km gegenüber 
26'2 Millionen Wagen-km im Jahre 1958 ver
anschlagt; die Güterverkehrsleisi:ungen wurden 
mit 618.000 Wagen-km für den Schienenersatz
verkehr durm Lastkraftwagen und mit 
516.000 Wagen-km für den übrigen Verkehr 
(Straßenrollerverkehr und Rollfuhrdienst) an
genommen. 

Entwicklung des Personalstandes: 

Beamte 
Angestellte , . . 
Ständige Arbeiter 

Ständiges Personal (Summe) 
Hiezu außerhalb des 

Personalstandes (= Aus-

Erfolg 
1957 

Stand im 
Jahres-
durch-
schnitt 

61.220 
170 

6.535 

67.925 

Voran- Voran-
schlag schlag 
1958 1959 

Jahresanfangsstände 

61.885 62.185 
91 141 

6.229 5.852 

68.205 68.178 

hilfsarbeiter)!) . , •• ";"_...;;,8;.;..7,;;,8;"1_..;;8;,,.4;.;,9,;;,O_...;8;';"~.:.;8;.;,5 
Zusammen, 76.706 76.695 76.663 

Außerdem im Jahresdurchschnitt: 
Balmärzte • . . 119 119 119 
Pauschalbedienstete 2) • •• . 3.035 3.000 3.000 
Lehrlinge. • . . . , ,. 1.373 1.340 1.140 

Zusammen, 4.527 4.459 4.259 
Stand an Ruhe- und Versorgungsgenußempfängern im 

Jahresdurchschnitt: 
Ruhegenußempfänger.. 51.176 50.398 49.021 
Ordentliche Versorgungs-

genußempHinger, •• 36.341 36.773 37.464 
Außerordentliche Ver-

sorgungsgenußempfänger 736 818 817 

Zusammen. 88.253 87.989 87.302 

1957 *) 
1958*~') 

1959 *'f) 

Ti tel 2: Süd ba h n. 
Mill. S 

0"194 

0'117 

0'113 

1) Umgelegt auf ganzjährig voll beschäftigte Be
dienstete. 

2) Nicht vollbesdtäftigte mit Pauschalbeträgen ent
lohnte Bedienstete (Reinigungsfrauen, Gesdtäftsführer 
kleinerer Bahnhöfe, Signalbeleudtter u. dgl.). 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
~.*) Bundesvoranschlag. 

Durch den für 1959 veranschlagten Betrag ist 
lediglich für einenbes~>nderen Teil des Personal
aufwandes der' Donau-Save-Adria-Eisenbahn
gesellschaft vorschußweise vorgesorgt. 

Titel 3: Begünstigungen für 
Lok alb ahn e n. 

1957 *) ........... ", .... , 

1958 **) ... , •. "., , ....... ,. 

.1959 **) .........•... , .... . 

Mill.S 

4'000 
. 5'000 

9'650 

Dieser Kredit dient der Erfüllung von Ver
pflichtungen gegenüber der Sulmtalbahn AG. 
auf Grund des Vertrages vom 13. März 1930 
und der Unterstützung von Privatbahnen auf 
gesetzlimer Grundlage.1

) 

Kapitel 30 "ERP-Gebarung". 
Im Bundesvoranschlag '1959 sind wie im Vor

jahre die im Zusammenhang mit ERP-Hilfs
kontenfreigaben stehenden Gebarungen im Ka
pitel 30 zusammengefaßt. Die Gebarungsziffern 
des Voranschlages sind aber unvollständig, da 
auch im Voranschlag 1959 wie in den Vorjahren 
die voraussichtliche Gebarung aus den Neufrei
gaben des Jahres 1959 nich,t mitveranschlagt ist. 

Im einzelnen handelt es sich im Kapitel 30 um 
folgende Gebarungen: 

1. Im Jahre 1959 zu erwartende Freigaben 
aus dem ERP-Hilfskonto (Counterpartkonto) 
und daraus zu tätigend.e Ausgaben. 

Freigaben für Ausgaben der ordentlichen Ge
barung des Bundes werden in der ordentlichen, 
Freigaben für Ausgaben der außerordendimen 
Gebarung des Bundes in der außerordentlimen 
Gebarung verremnet. 

Auf dem vorerwähnten Hilfskonto sind die 
Erlöse aus dem Verkauf der im Rahmen des 
Marshallplanes von der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika. der österreichischen Bundes
regierung unentgeltlich zur Verfügung gestellt,en 
Hilfslieferungen eingeflossen. Derz·eit gehen auf 
diesem .Hilfskonto die R ü c k f 1 Ü s se von 
Dar I ehe n, die aus ERP-Freigaben na c h 
'd em 2 O. J uni 1952 gewährt worden waren, 
ein. Das Guthaben dieses Hilfskontos bildet einen 
Bestandteil der Kassenbestände des Bundes, wird 
aber weg.en dessen Bindung für bestimmte Ver
wendungszwecke nur in der unwirksamen Geba
rung des Bundes verrechnet .. Erst die Freigaben 
aus diesem Hilfskonto werden der wirksamen 
Verrechnung in der Haushaltsgebarung des Bun
des zugeführt. Die Freigaben aus diesem Hilfs
konto erfolg,en auf Vorschla.g der öst'erreichis·chen 
Bundesre~ierung nach ZustJimmung s·eitens der 
amerikanisch·en Botschaft in Wien. Der bisherigen 

1) Siehe BGBI. Nr.106/1954. 
*) Bundesrechnungsabschluß. 

""*) Bundesvoransdtlag. 
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Gepflogenheit entsprechend, wurden für die Frei
gahen aus dem Hilfskonto und die daraus zu 
tätigenden Ausgaben in der ordentlichen und 
außerordentlichen Gebarung nur Verrechnungs
ansätze vorgesehen, wobei dies'e V,errechnungs
ansätze keinen Hinweis auf die möglichen Ver
wendungs,zwecke enthalten. 

Bei der Festlegung der endgültigen Höhe der 
Freigaben im Jahre 1959 werden konjunktur
und währungspolitische überlegungen maß
gebend sein. 

Die Fneigabenentwicklung der Jahre 1956 bis 
1959 zeigt die nachstehende übersicht: 

1956 1957 1958 1959 
. Hievon im 

In Anspruch genommene 
Freigabebeträge 

Frelgabe- Bundeshaus-
programm halt ver. 

1957/58 anschlagt 

Freigabe
programm 

1958/59 

Hievon im 
Bunde,haus

halt ver
anschlagt 

Millionen Schilling 

Insgesamt ............................. " '" 712 916 1043 66 850 65 

hievon: 

Abwicklung über den Bundeshaushalt:1) , 

aus Rückflüssen 2) von ERP -Darlehen ....... . 
aus Hilfskontoguthaben .......... ' ........ . 

73 
401 

63 
344 

83 
487 

66 345 
40 

65 

Abwicklung über Oesterreichische National
bank: 

Aufbaukredite ...............•......•..... 238 509 473 3) 465 3) 

nachrichtlich : 

Darlehen aus den Krediten der Export-Import-
Bank4) •••••••••••••••••••••• ' ••.••••• '" 206 6) 

1) Verrechnet bei Kapitel 30. 
2) Rückflüsse aus ERP-Freigaben vor dem 20. Juni 1952. 
3) Rückflüsse aus Krediten, die die Oesterreichische Nationalbank im Zusammenhang mit der ERP-Gebarung 

aus Eigenmitteln gewährte. Diese Rückflüsse muß die Bank vertraglich wieder 'für Kredite im Rahmen des 
ERP-Freigabeprogrammes für Kreditgewährung an Industrie und Gewerbe zur Verfügung stellen. 

Die Gebarung aus diesen Mitteln wird im Bundeshaushalt nicht verrechnet. 
4) Verrechnet im Bundeshaushalt bei Kapitel 18. 
5) Schätzung: rund 210 Millionen Schilling. 
6) Schätzung: rund 268 Millionen Schilling. 

Zur Abwicklung der Hilfskontenfreigaben wurde 
ein Counterpart-Verwendungsfonds (CPVF) 
mit Verwendungsstellen errichtet, deren Ge
barung nicht in der wirksamen Gebarung des 
Bundes zur Verrechnung gelangt, weil es sich 
hiebei nur um Auftragsgebarungen bzw. vermitt
lungsweise durchgeführte Gebarungen (Konto
korrente) handelt. 

Der Ministerrat hat in der Sitzung vorn 
26. Juli 1955 beschlossen, den Zinsfuß für sämt
liche neu zu bewilligende ERP-Kredite auf 5010 
zu erhöhen, und zwar trat laut Ministerrats
beschluß die Zinsenerhöhung ab 1. Juli i 955 in 
Kraft. Als Bewilligungsdatum ist der Zeitpunkt 
der Bewilligung in der Kreditlenkungskommis
sion beziehungsweise für die nichtindustriellen 
Sektoren der zuständigen interministeriellen 
Kommission anzusehen. Der Ministerrat hat 
gleichzeitig beschlossen, daß die Differenzen 
zwischen dem Zinssatz von 5010 und den folgen
den Zinssätzen, und zwar bei Elektroenergie
krediten 33/4010, bei Kleinkrediten 43/4010, bei 
Fremdenverkehrskrediten 41/4010. bei Land- und 
Forstwirtschaftskrediten 31/2010 und für Kredite 

an (industrielle) Betriebe des ehemaligen USIA
Komplexes 41/4010, in den Jahl'en 1955 und 1956 
aus Counterpartmitteln subventioniert werden. 
Im gleichen Ministerrat wurde auch die Herab
setzung der Dienstleistungsgebühren, welche die 
Nationalbank und die Kommerzbanken für die 
Betreuung der ERP-Kredite aus den Zinsenein
nahmen erhalten, beschlossen, worüber das Bun
desministerium für Finanzen mitods Erl,asses di'e 
betreffenden Geldinstitute in Kenntnis setzte. 

Der Ministerrat hat in seiner Sitzung vom 
3. Juli 1956 die Zinsenzuschußgewährung für die 
einzdnen Wirtschaftszweige bis 31. Dezember 
1958 erstreckt. 

2. Rückflüsse (Zinsen und Kapitalsrück
zahlungen) von Darlehen, die aus ERP-Freigaben 
vor dem 20. Juni 1952, auf dem nichtindustriel
len Sektor gQwährt worden waren, und daraus 
zu tätigende Ausgaben. 

Die eingehenden Zinsen und Kapitalsrückzah
lungen werden ebenso wie die Ausgaben aus 
diesen Rückflüssen in der ordentlichen Gebarung 
verrechnet. Gemeinsam mi,t den Kapitalsrück
zahlungsbeträgen werden die Zins'eneingänge, so-

Freigaben 
1956 bis 1959 

Rückflüsse 
aus ERP
Freigaben 
vor dem 

20.,6. 1952 
(Vor

Zablocky
Gebarung), 
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_w-eit nicht in Einzdfällen T,eilbeträge hievon zur 
Hecleckung von Di1enstleistungsgebühren für die 
mit der Darlehensgewährung betrauten Stellen 
herangezogen werden, auf Grund einer Verein
barung zwischen der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika und der österrei.chischen 
Bundesregierung für den W,iederaufba~ der öster
reichischen Wirtschaft verwendet. Die hidür :uur 
Verfügung stehend.en Mittd werden auf einem 
Postscheckkonto gesammelt, so daß jederzeit 
deren Höhe festgestellt werden kann. 

Die vorerwähnten Dienstleistungsgebühren ge
langen bei Kapitel 30 bei gesonderten Posten zur 
Verrechnung. -

Die R ü c k f I ü s se von Darlehen, die im Zu
sammenhang mit der Marshallplan-Hilfe vor 
dem 20. Juni 1952 auf dem Industrie
s e k tor gewährt worden sind, scheinen nicht 
im Bundeshaushalte auf, weil sie nicht aus 
Bundesmittdn gewährt worden s-ind. Freigaben 
aus dem Counterpartkonto zur Tilgung der 
Schuld des Bundes an die Oesterreichische 
Na'cionalbank waren mit der Aufla~e verbunden, 
daß die NatiO'nalbank im selben Umfang.e die 
für den Ausbau der industriellen Produktion 
von den Hausbanken gewährten Wechselkredite 
zu :refinanzieren hat. Die Rückflüsse von Kapital
und Zinsenzahlungen dieser von der National
bank refinanzierten Kredite fließen dem bei der 
Oesterreichischen Nationalbank bestehenden 
"Wiederverwendungskonto" zu. Sie werden in 
der Regel zur Finanzierung von Investitionen auf 
dem Industriesektor verwendet, die im Rahmen 
des Österreichischen Investitionsprogrammes von 
der österreichischen Regierung und der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Amerika genehmigt 
werden. Die Zinsenzahlungen für Industriekre
dite werden verwendet für die Bezahlung von 
Dienstleistungen an die Kommerzbanken und an 
die Oesterreichische Nationalbank sowie zur 
Speisung eines "zeitweiligen Reservekontos" für 
Verluste, die aus notleidend gewordenen Indu
striekrediten entstehen. Die nach Erfüllung der 
vorgenannten Leistungen noch übrigen Restbe
träge sind dem "Wiederverwendungskonto" zu
zuführen. 

Im Zuge der in Punkt 1-, letzter Absatz, dar
gelegten Erhöhung des Zinsfußes beziehungs
weise Senkung der Dienstleistungsgebühren 
wurde weiters festgelegt, daß bei Krediten, 
welc;he im Wiederverwendungsverfahren (aus 
Rückflüs-sen von Vor-Zablocky-Krediten) erteilt 
werden, die Zinsendifferenz, welche sich aus der 
Erhöhung des Zinssatzes von 41/4fJ /o auf 501o, so
wie die Differenz, welche sich aus der Senkung 
der Dienstleistungsgebühren ergibt, auf das 
ERP-Hilfskc!1to (Counterpartkonto) von der 
Nationalbank im Wege des Bundesministeriums 
für Finanzen abzuführen sind; Diese Zinsenein
nahmen werden bei Kapitel 30 Titel 5 § 1 mit
verrechnet. 

3. Rückflüsse (Zinsen und Kapitalsrück
zahlungen) vün Darlehen, die aus ERP-Frei
gaben nach dem 20. Juni 1952 gewährt würden 
waren, und damit zusammenhängende Ausgaben
gebarung;en. -

Auch diese Ausgaben-' und Einnahmengeba
rungen werden zur Gänze in der ürdentlichen 
Gebarung verrechnet. Die nach Vergütung der 
im Zusammenhange mit der Kreditgewährung 
zu leistenden Dienstleistungsgebühren verblei
benden Zinseneingänge und die Kapitalsrück
zahlungsbeträge sind auf Grund einer Verein
barung mit der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika auf das eingangs genannte 
ERP-Hilfsküntü (Cüunterpartküntü) abzuführen 
(siehe auch die Erläuterungen unter Ziffer 1). 

4. Die Gebarung aus der Produktivitätsförde
rungs-Hilfe. 

Die amerikanische Regierung hat in dem Be
streben, die Leistungs- und Wettbewerbsfähig
keit der österreichischen Wirtschaft zu fördern, 
der österreichischen Bundesregierung einen Be
trag von 10 Milliünen Dollar (= rund 234 Mil
lionen Schilling) aus der sügenannten "Prüduk
tivitätsförderungs-Hilfe" zur Verfügung gestellt. 
Aus den Gegenwertmitteln dieses Betrages wurde 
ein Prüduktivitätsförderungs-Sünderfünds bei der 
Oesterreichischen Natiünalbank geschaffen, aus 
dem prüduktivitätsfördernde Maßnahmen gemäß 
nachstehenden allgemeinen Richtlinien finanziert 
werden süllen, welche im Sinne des Ministerrats
beschlusses vüm 20. Juni 1953 und im Sinne des 
Briefwechsels zwischen der österreich.ischen 
Bundesregierung und der amerikanischen Wirt
schaftsmissiün (USOM) erstellt wurden. Diese 
Richtlinien beziehen sich auf: 

a) G e w ä h run g v 0' n K red i t e n vür
wiegend a n mit t I e r e und k lei n e I n
d u s tri e- und G ewe r beb e tri e b e für 
Vorhaben, die unmittelbar zur Steigerung der 
Prüduktivität führen, süwie für Vorhaben grö
ßerer Betriebe von besünders prüduktivitätsstei
gernder Bedeutung. Im Gegensatz zu den nor
malen Cüunterpart-Aufbaukrediten süll bei den 
Prüduktivitätsförderungskrediten nicht die Er
höhung oder Neuschaffung von Industriekapazi
täten im Vordergrund stehen, sondern die Finan
zierung vün ürganisatorischen und technischen 
Ratiünalisierungsmaßnahmen zur Erhöhung der 
Prüduktivität, Wübei der Kreditwerber sich ver
pflichten muß, die aus der Prüduktivitätsstei
gerung erzielten Mehrerlöse wahlweise zur Sen
kung der Verkaufspreise, Verbesserung der Löhne 
üder . für weitere Verbesserungen der Betriebs
anlage _ zu verwenden. Die Kredite können auch 
für Betriebsuntersuchungen über die Möglichkeit 
zur Prüduktivitätssteigerung, die gegebenenfalls 
entweder durch das österreichische Produktivi
tätszentrum üder auf Wunsch der Firmen durch 
hiezu geeignete Ingenieurkünsulenten vor In-

Rüddlüsse 
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angriffnahme produktivitätssteigernder Maßnah
men durchgeführt werden sollen, gewährt wer
den, sofern der Unternehmer die hiefür erforder
lichen Mittel nicht aus eigenem aufbringen kann. 
Solche Kredite werden mit 41/4 v. H. zu verzinsen 
und im allgemeinen innerhalb von fünf Jahren 
rückzuzahlen sein. 

b) Gewährung von Zuwendungen 
(S u b v e n t ion e n) an nicht gewinnbringende 
Unternehmungen zur Förderung von 
F 0 r s c h u n g, Versuchsproduktionen, Verbrau
cherstudien, Betriebsleiterschulungen, experimen
teller Wohnbautechnik usw., beziehungsweise Ge
währung von Krediten für Sondervorhaben der 
gewerblichen Wirtschaft im Sinne der ange
strebten allgemeinen Produktivitätssteigerung. 

c) Gewährung von Krediten auf 
de m Ge b i e ted e r La n d- und F 0 r s t
wir t s c h a f t. Diese Mittel können für wesent
liche produktivitätssteigernde Aktionen sowohl 
innerhalb des Bereiches der eigentlichen land
und forstwirtscI1aftlichen Produktion als auch im 
Bereich der Verarbeitung und Verteilung von 
Agrar- und Forstprodukten sowie insbesondere 
zur Förderung neuer produktivitätssteigernder 
Verfahren und Erzeugungs- und Verteilungs-
methoden verwendet werden. ' 

Mit dem Schillinggegenwert der 10 Millionen 
Dollar-Freigabe wurden zwei Konten bei der 
Oesterreichischen Nationalbank dotiert, und 
zwar: 

Das l'roduktivitätsförderungs-Sonderkonto 
mit einem Betrag von 34 Millionen Schilling 
und das Produktivitätsförderungs-Kreditkonto 
mit einem Betrag von 200 Millionen Schilling. 

Aus dem Produktivitätsförderungs-Sonder
konto werden die unter Punkt bangeführten 
Zuwendungen (Subventionen) bezahlt. Aus dem 
Produktivitätsförderungs-Kreditkonto werden 
die unter Punkt a und c angeführten Kredite 
flüssiggemacht. Das Produktivitätsförderungs
Kreditkonto kan~ bei Bedarf und im Einver
nehmen mit der amerikanischen Wirtschafts
rnission zu Lasten des Produktivitätsförderungs
Sonderkontos erhöht beziehungsweise zugun
sten dieses Kontos vermindert werden. Die Gut
haben dieser Sonderkonten bilden einen Bestand
teil der Kassenbestände des Bundes, werden 
aber wegen deren Bindung für bestimmte 
Zwecke nur in der unwirksamen Gebarung des 
Bundes verrechnet. Erst die Freigaben aus diesen 
Sonderkonten werden der wirksamen Verrech
nung in der Haushaltsgebarung des Bundes zu-' 
geführt. Die Freigaben aus diesen Sonderkonten 
-erfolgen auf Vorschlag österreichischer Stellen 
(Bundesministerien bzw. des österreichischen Pro
duktivitätszentrums) nach Zustimmung seitens 
der amerikanischen Botschaft in Wien. Da die 
Höhe dieser Freigaben beziehungsweise ihre Ver-

wendungszwecke im Zeitpunkt der Erstellung des " 
Bundesvoranscl1lages noch nicht feststehen, wur
den für die Freigaben aus den Sonderkonten und 
die daraus zu tätigenden Ausgaben (Darlehen und 
Zuschüsse) in' der außerordentlichen Gebarung 
nur, Verrechnungs ansätze vorgesehen. 

5. Rückflüsse (Zinsen und Kapi.talsrückzahlun- Rückflüsse 
gen) von Darlehen, die aus der Produktivitäts- aus Freigaben 
f " d H'lf "h d d der Produk-or erungs- I e gewa rt war en waren, un tivitäts-
damit zusammenhängende Ausgaben. , förderungs-

Die Abwicklung der Freigaben aus dem Pro- Hilfe 
duktivitätsförderungs-Kreditkonto erfolgt haupt-
sächlich durch die Oesterreichische Nationalbank. 

Die Rückflüsse (Zinsen und Kapitalsrückzah
lungen) von Darlehen, die aus der Produktivi
tätsförderungs-Hilfe gewährt werden, sind auf 
Grund einer Vereinbarung mit der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika auf das Pro
duktivitätsförderungs-Kreditkonto abzuführen. 
Von den Zinseneingängen wird aber vor deren 
Abfuhr derOesterreichischen Nationalbank als 
Vergütung für die Abwicklung dieser Darlehen 
ein Teilbetrag als Dienstleistungsgebühr über
wiesen. ,Da auf dem Produktivitätsförderungs
Kreditkonto die Zinsenerträgnisse nach Abzug 
der Dienstleistungsgebühren sowie die Kapitals
rückflüsse wieder· eingehen, hat dieses Kredit
konto den Charakter eines roulierenden Fonds. 

. 6. Rückflüsse von Darlehen, die an Kredit- Rückflüsse 
institute gewährt worden waren, und damit zu- aus Frei~ben 

h·· d A b an Kredit-sammen angen e usga en. institute 

Der österreichischen Investitionskredit-A. G. 
und der österreichischen Kommunalkredit-A. G. 
zur Aufschließung von Industriegelände wurden 
im Jahre 1958 je 80 Millionen Schilling als Dar
lehen gewährt. Die Rückflüsse aus diesen Dar
lehen werden auf einem gesonderten Postscheck
'konto gesammelt und der Wie.derverwendung 
zugeführt. Im Voranschlag 1959 sind nur Ver
rechnungsansätze vorgesehen, da die Höhe der 
Rückflüsse noch nicht abgeschätzt werden kann. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Titel 1: Gebarung aus Freigaben 
zur Bedeckung von Ausgaben ' 

der ordentlichen Gebarung des 
Bundes. 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Mill. S 

1957 'f) ... : ...... 
1958 **) .... ...... 64'5 64'5 

1959 "'*) .........• 0'0 0'0 

In den V oransclilägen sind nur Verrechnungs
ansätze vorgesehen. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
**) Bundesvoranschlag. 

Freigaben 
für die 

ordentliche 
Gebarung 
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Im Jahre 1957 wurden folgende Ausgaben 1957*) 1958*') 
Mill, S 

1959**) 

verrechnet: 

Darlehen für Exportförderung , , , , • • • 
Treugaben an die Exportfonds-Ges. m. b. H. 
Darlehen für das Kleingewerbe . . . . . . 
Treugabe an den Bürgschaftsfonds der Klein-

gewerbekreditaktion . . . . . . • . . • 
Förderungsbeitrag an das Österreichische 

Produktivitätszentnim .... 
Ausgaben für Hilfsorganisationen 
Wohnbauförderungsaktion : 

a) Landeshypothekenanstalten . 
b) Bausparkassen . . . . . . , 

Schilling 
700.000 

17,000.000 
13.200 

32,532.212 

4.706.652 
3,040.635 

6,426.020 
82.000 

Summe., 64,474.319 

Ti tel 2: Ge bar u n gau s Fr e i gab e n zur 
Bedeckung von Ausgaben der 

a u ß e r 0 r den t I i ch enG e bar u n g des 
Bundes. 

Außerordentliche Gebarung 
Sachliche 
Ausgaben Einnahmen 

Mill. S 

1957 *) ............• 229'1 229'1 

1958**) ............ . 

1959 '~*) ........... , . 0'0 0'0 

In den Voranschlägen sind nur Verrechnungs
ansätze vorgesehen. 

Im Jahre 1957 wurden folgende Ausgaben 
verrechnet: 

Wohnhausbau ........... , . 
Ausbau der landwirtschaftlichen Produktion 
Ausbau der Forstwirtschaft. . , 
Förderung des Fremdenverkehrs, 
ERP-Industriekredite: 

Elektroenergie . • 
Kohlenbergbau • . 
Steine und Erden • 
Eisen und Stahl. • 
Nichteisen-Metalle • 
Elektroindustrie. • 
Chemie ........•••••• 
Eisen und sonstige Metallverarbeitung • 
Glas und Keramik . . 
Textil .. , .•. ', , •.•..•• 
Holzverarbeitung , , . • • , • • • • 
Papier ...•••..• , , •••• 
Verschiedene Industrien . . . , . . . , 
Gewerbliche und industrielle Kleinkredite . 

Schilling 
695,000 

95,968.984 
50,501.854' 
55,482.629 

1,500,000 
2,988,200 

6,313,300 
2,618.000 

7.000 
8,200.400 

624.000 

482.800 

457,900 
3,227,009 

Summe. 26,418,609 

Gesamtsumme. 229,067.076 

Titel 3: Gebarung nach Maßgabe 
der Rückflüsse von Darlehen aus 

Frei gab e n na c h dem 20. J uni 1952. 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
Mill, S 

Wohnhausbau '..",..... 2'S 
Wohnhaus-Wiederaufbau , , , . , '. 0'5 
Ausbau der landwirtschaftlichen Produk-

tion , , , , , , , , , , ; , 27'9 
Ausbau der Forstwirtschaft, , , , " 6'4 
Förderung des Fremdenverkehrs . .. 8'0 
Industriekredite , . , , , . • , , , , 193'5 
Bausparkassen, . , , , , >, , , " 0'4 
Förderung des technischen Versuchswesens 0"2 
Kreditakt'onen für das Gewerbe, 9'9 
Exportfonds ".", 
Wohnbauförderungsaktion , O'S 

2'9 
0'5 

26'0 
5'3 
8"7 

190'2 
0'3 
0'1 
5'4 
0'8 

2'9 
0'5 

38'0 
6'(, 

12"7 
197"6 

0'4 
0'2 

13'1 
0'8 

-------
Sunune, 250'4 240'2 272'8 

Die entsprechenden Ausgaben zeigen folgendes 
Bild: 

1957 *) 1958*') 1959**) 
Mill, S 

Abfuhren auf das ERP-Hilfskonto 248'8 226'5 258'5 
Förderungsausgaben • • 3'4 1'6 1'0 
Dienstleistungsgebühren 13'2 12'1 13'3 
Spesen , , , •.•.• 

Zusammen. 265'4 240'2 272'8 

Bei dem vorstehenden Ansatz' "Förderungs
ausgaben" werden Zinsenzuschüsse verrechnet. 
Ab 1. Juli 1955 ,wurde nämlich der Zinssatz 
der ERP-Darlehen erhöht. In Höhe der 
dadurch von den Darlehen im Fremden
verkehrs- und Landwirtschaftssektor zusätzlich 
einfließenden Zinsen werden Zinsenzuschüsse 
den, einzelnen Darlehensschuldnern dieser Sekto
ren gewährt. 

Ti tel 4: Pro du k ti vi t ä t s
f ö r der u n g s - H i I f e. 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 

~'1b~:e o~~l~e ~~b:::::e ~~t~~e 
Mill,S 

1957 *),.. 9'2 

1958 **), .. 16'5 

1959 *,') ... 22'1 

50'5 

0'0 

9'2 

16'5 

22'1 

50'5 

0'0 

In den Voranschlägen sind für die bei diesem 
Titel veranschlagten Gebarungen aus Freigaben 
der Produktivitätsförderungs-Hilfe' in der außer
ordentlichen Gebarung nur Verrechnungsansätze 
vorgesehen, 

1957 *) ........... 265'4 250'4 

1958 *',) , ... , ...... 240'2 240'2 

1959 **) .......... , 272'8 272'8 

Die Rückflüsse in den Jahren 1957 bis 
verteilen sich wie folgt: 

Weiters ist bei diesem Titel die Gebarung aus 
Rückflüssen von Darlehen aus der Produktivitäts

, fÖrderungs-Hilfe veranschlagt. Die Rückflüsse 
werden nach Abzug der Dienstleistungsgebühren 

1959 auf das Produktivitätsförderungs-Kreditkonto 
abgeführt. 

*) Bundesrechnungsabschluß. 
",,) Bundesvoranschlag. 

'f) Bundesrechnungsabschluß, 
**) Bundesvoranschlag, . 
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Im Jahre 1957 wurden Freigaben für die an
gegebenen Zwecke verrechnet: 

Industrie- und Gewerbebetriebe , 
Forschung , , 
Landwirtsmaft , , , , , , , • 
Forstwirtschaft , • • . , , , , 

Schilling 

30,687,500 
4,363.000 

12,693.614 
2,780.000 

Summe, 50,524.114 

Die Rückflüsse in den Jahren 1957 bis 1959 
verteilen sich wie folgt: 

Ordendiche Gebarung: 
1957*) 1958**) 1959'*) 

MilI.S 
Industrie- und Gewerbebetriebe . 4'1 9'8 15'2 
Forsmung •• 
Landwirtschaft 4'1 6'7 6'6 
Forstwirtsmaft 1'0 0'3 

Summe. 9'2 16'5 22'1 

Die den Rückflüssen entsprechenden Ausgaben 
zeigen folgendes Bild: 

1957*) 1958*") 1959") 
Mill. S 

Abfuhren auf- das Produktivitäts-
förderungs-Kreditkonto 8'7 l6'0 21'6 

Dienstleistungsgebühren . 0'5 0'5 0'5 

Zusammen. 9'2 16'5 22'1 

Titel 5: Gebarung nach Maßgabe 
der Rückflüsse von Darlehen aus 

F r e i gab e n vor dem 20, J uni 1952, 

Sachlidle Ausgaben Einnahmen 

Mill. S 

Die Ausgaben verteilen sich wie folgt: 

1957') 1958 .*) 1959 '*) 
Mill. S 

Dienstleistungsgebühren ,., 3 '1 3' 5 

S~nstige Ausgaben .. , ... , 59'4 67'1 

Abfuhr von Zinsenüber-
weisungen der Oester-
reichischen Nationalbank 
auf das Hilfskonto ... , , 16'9 16'0 

4'3 

65'3 

27'2 

Spesen-, , , ... , . , , . , , , . , 
------------------

Zusammen., 79'4 86'6 96'8 

Bei den "Sonstigen Ausgaben" werden 
auch Zinsenzuschüsse verrechnet. Ab 1. Juli 
1955 ~rde nämlich der Zinssatz der ERp,:, 
Darlehen erhöht. In Höhe der dadurch von 
den Darlehen im Fremdenverkehrs- und Land
wirtschaftssektor zusätzlich einfließenden Zinsen 
werden Zinsenzuschüsse einzelnen Darlehens
schuldnern dieser Sektoren gewährt. 

Ln Jahre 1957 wurden die "Sonstigen Aus
gaben" für die angegebenen Zwecke verrechnet: 

Ausbau der landwirtsmafdichen Produktion 
Ausbau der Forstwirtsmaft, , • 
Förderung des Fremdenverkehrs, 
Wohnbauförderungsaktion . • , 
Zinsenzuschüsse . . . . • , , , 

Schilling 

34,100,000 
14,471.000 
9,900.000 

260,945 
695.778 

Summe. 59,427,723 

1957 *)"",.",., 

1958**).,~"""" 
1959 *'f) , , .. , . , .. , , 

79'4 

86'6 

96'8 

106'2 

86'6 

96'8 

Ti tel 6: G e bar u n g na eh Maß gab e Rückflüsse 
der R ü c k f I ü s se a U'5 F r e i gab e n a n aus Freiga~en 

.I' -" . an Kredlt-
K ,r e u 1 tin '5 t 1 tut e. institute 

Sachliche Ausgaben Einnahmen 
-MUl.S 

Die Rückflüsse in den Jahren 1957 bis 1959 1959**), ..... " 
verteilen sich wie folgt: 

0'0 0'0 

1957*) 

Wohnhausbau 5'5 
Wohnhaus-Wied;ra~fl,a~ : 1'6 
Ausbau der landwirtschafdid,e~ Pr~d~~ 

tion 20'S 
Ausbau' d~r 'F~r;cv,:ir;'d,aft : 5'9 
Förderung des Frerndenverkeh;s: : : : 31'2 
Förderung des technischen Versuchswesens 0'2 
Darlehen an die Bausparkassen , , • . 0'1 
Exportfördcrungsdarlehen ..., , • 24'0 
Exportfonds . . . , , , , . , • . . 
Homschullehrerwohnungen . . . . . , 0'0 
Abfuhr der Oesterreimischen Nationalbank 16'9 

1958 ") 
Mill. S 

5'7 
1'6 

21'0 
6'0 

34'5 
0'2 
0'1 

1'5 
0'0 

16-0 

1959**) 

5'8 
1'6 

21'S 
6'0 

32'9 
0'2 
0'1 

1'5 
0'0 

27'2 

Im Voranschlag ist nur ein Verrechnungsansatz 
vorgesehen, da zur Zeit der Budgeterstellung die 
Höhe der Rückflüsse und deren Verwendungs
zweck noch nicht bekannt war, 

über die gesamten Ge~arungen: aus Hilfs
kontenfreigaben, soweit sie in der Bundes
gebarung 1948 bis 1957 aufscheinen, gibt die 
übersicht auf Seite 208 Aufschluß, 

Aus den übersichten auf den Seiten 209 und 
210 ist zu ersehen, für welche Zwecke die in den 
Bundeshaushalten 1955 bis 1957 verrechneten 

Diese Rückflüsse werden für den Wiederaufbau Einnahmen aus ERP-Gebarungen Verwendung 

Wohnbaufärderungsaktion 0'3 

Summe. 106'2 86'6 96'8 

der österreichischen Wirtschaft verwendet. fanden, 

*) Bundesrechnungsabschluß, 
**) Bundesvoranschlag, 

*) Bundesrechnungsabschluß, 
.... ) Bundesvoranschlag, 

Übersichten 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 483 von 614

www.parlament.gv.at



1948 I Ausgaben 

A. Gebarung aus Hilfs-
kontenfreigaben : 

, 
1. Landwirtschaft. • . 8,730.000 

2. Forstwirtschaft .. 6,035.000 

3. Industrie und Ge-
werbe, Monopole und 
Bundesbetriebe . . 274,735.000 

4. Exportförderung . . -

5. Fremdenverkehr. . 4,300.000 

6. Wohnungsbau ... -

7. Sonstige Bereiche. . 44,300.000 

Zwischensumme A . 338,100.000 

B. Gebarung aus Rück-
flüssen: . 

1. Wiederverwendung . -

2. Abfuhren auf Hilfs-
konten .•.•.. -

3. Dienscleistungsge-
bühren und sonstige 
Spesen . . . . .. -
Zwischensumme B . -

Summe A+B. 338,100.000 

Zusammenfassung der im Bundeshaushalt verrechneten ERP-Gebarung 

1949 I 1950 I 1951 I 1952 I 1953 I 1954 I 1955 

Schilling 

117,468.825 254,778.009 364,677.887 219,441.771 178,681.464 95,880.993 97,259.751 

21,789.867 57,473.751 88,908.369 75,031.471 52,200.266 43,760.170 23,260.214 

520,420.000 286,210.000 240,821.000 883,463.200 422,756.262 722,660.747 163,237.118 

- 26,250.000 15,000.000 67,635.000 28,000.000 14,000.000 4,000.000 

32,700.000 163,732.450 199,354.584 77,831.690 20,930.591 15,989.551 27,697.416 

32,000.000 149,000.000 111,700.000 59,300.000 169,263.000 5,378.000 49,515.728 

103,000.000 17,000.000 59,698.885 20,869.q90 30,428.227 44,894.967 13,136.953 

827,378.692 954,444.210 1.080,160.725 1.403,572.522 902,259.810 942,564.428 378,107.180 

- - - - 46,785.050 51,961.618 75,888.386 

- - - - 32,523.235 92,282.730 154,950.837 

- - - 2,583.965 21,044.290 21,806.685 22,314.342 

- - - 2,583.965 100,352.575 166,051.033 253,153.565 

827,378.692 954,444.210 1.080,160.725 1.406,156.487 1.002,612.385 1.108,615.461 631,260.745 

I 1956 I 1957 

94,127.894 108,662.598 

23,242.307 53,281.854 

197,179.196 89,625.121 

15,900.000 17,700.000 

32;956.770 55,482.629 

19,540.150 7,203.020 

18,246.803 12,110.287 

401,193.120 344,065.509 

72,454.848 62,792.678 

205,179.650 274,416.064 

15,473.148 16,778.815 

293,107.646 353,987.557 

694,300.766 698,053.066 

I 1948-1957 
(Summe) 

1.539,709.192 

444,983.269 

3.801,107.644 

188,485.000 

630,975.681 

602,899.898 

363,685.512 

7.571,846.196 

309,882.580 

759,352.516 

100,001.245 

1.169,236.341 

8.741,082.537 

t\:) 
o 
00 

~ ., 
"S. ... 
2. 
.... 
o 
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Kapitel 30 209 

Ausgaben 1) 1--Sch-i1l-in-g-19-5-;~-A-ns-a-tz-2-) 1--Sch-il-lin-g_19-5-;~-A-ns-a-tz-2-) 1--Sch-il-lin-~-9-5--C-~-A-n-s-at-z-2)-1I 
A. Gebarung aus Hilfskontenfreigaben. 

1. L ~ n d wir t s ch a ft. 

Ausbau der landwirtschaftlichen Produktion 
Produktivitätsförderungshilfe im Bereiche der 

Landwirtschaft . . 

Summe 1. 

2. F 0 r s t wir t s ch a f t. 

Ausbau der Forstwirtschaft. 
Osterreichische Bundesforste 
Waldsta,ndsaufnahme 
Produktivitätsförderungshilfe im Bereiche der 

Forstwirtschaft . . 

Summe 2. 

3. In d u S tri e und Ge wer b e, Mon 0-

pol e und B und e s b e tri e b e. 

ERP-Industriekredite . 
Förderung des Kleingewerbes 
Förderung des technischen Versuchswesens 
Produktivitätsförderungshilfe an Industrie und 

Gewerbe. 

80,406.093 301211 u. 2 

16,853.658 30/4/1/2 

97,259.751 

18,161.780 
4,003:067 
1,095.367 

23,260.214 

134,201.196 
13,356.133 

408.645 

16,088.434 

30/21112 u. 3 
30;211 
3012/3 

30/2/2 
30/1/2 
30/1/1 

30/411/2 

Summe 3 • 163,237.118 

4. Ex p 0 rtf ö r der u n g. 

Darlehen für Exportförderung . 
Treugabe an die Exportfondsgesellschaft . 

Summe 4. 

4,000.000 30/1/2 

4,000.000 

74,215.969 3D/2/1, 2 u. 3 95,968.984 301211,2 u. 3 

19,911.925 30/4/1/2 

94,127.894 

15,500.718 
3,045.167 
3,181.422 

1,515.000 

23,242.307 

133,971.496 
53,489.800 

9,717.900 

197,179.196 

2,900.000 
13,000.000 

15,900.000 

30/2/1 u. 2 
30/2/1 
30/2/3 

30/4/1/2 

30/2/2 
30/112 

30/4/1/2 

3011/2 
301112 

12,693.614 30141112 

108,662.598 

49,693.399 

808.455 

2,780.000 

53,281.854 

26,418.609 
32,519.012 

30,687.500 

89,624.121 

30/2/1 u. 2 

30/2/3 

30/4/1/2 

30/212 
30/1/2 

700.000 30/1/2 
17,000.000 30/1/2 

17,700.000 
------ -----I------I-----I------I~----II 

5. F rem den ver k ehr. 

Förderung des Fremdenverkehrs 

6. Wo h nun g s bau. 

Wohnhausbau • 
Wohnbauförderungsaktion .. 
Darlehen zur Förderung des Wohnbausparens 

7. So n s t i g e Be re i ch e. 

Ausgaben für Hilfsorganisationen . 

Summe 6. 

Technical Assistance und Förderungsbeitrag an 
das Osterreichische Produktivitätszentrum 

Aufwand für die Forschungsstelle volkswirt
schaftlicher Bilanzen 

Produktivitätsfärderungshilfe zur Förderung 
von Forschung usw. 

27,697.416 

1,671.000 
41,776.999 
6,067.729 

49,515.728 

30/2/2 

301212 
3011/2 
301112 

5,559.169 30/1/2 

5,151.640 30/1/2 

976.144 301112 u. 3 

1,450.000 30141112 

Summe 7 • 13,136.953 

Gebarung aus Hilfskonte~freigaben (Summe) . 378,107.180 

32,956.770 

1,163.000 
18,377.150 

19,540.150 

30/212 

30/2/2 
30/1/2 

6,318.913 30/1/2 

9,587.000 30/1/2 

125.890 30/1/3 

2,215.000 301411/2 

18,246.803 

401,193.120 

55,482.629 

695.000 
6,508.020 

7,203.020 

30/2/2 

30/2/2 
30/1/2 

3,040.635 30/1/2 

4,706.652 30/1/2 

4,363.000 30/4/1/2 

12,110.287 

344,065.509 
I ___ ~ __ L ___ ~I------'-~--I--_~-I------

') Die "Gebarung der Jabre 1948 bis 1954 ist aus den Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz 1957. Seite 166 und 1.68, zu erseben. . 
2) Die dunh Sdträgstriche getrennten Daten geben die Verredmungspositionen im Bundesbausbalt des betreffenden Fmanzjahres an, und zwar der Reihe 

nach Kapitel, Titel, Paragrapb und Unterteilung. 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz. 14 
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210 Kapitel 30 

Ausgaben l ) 1--Sch-il-li-ng-19-5'~-A-ns-a-tz-1-) 1--S-ch-i1-lin-g-19-5'~~A-ns-a-tz-1-) I:....· -Sch-il-lin':"'g-19-5,'~-A-ns-a-tz-1-)-1I 
B. Gebarung aus Rückflüssen von Hilfs

kontendarlehen. 

1. Wie der ver wen dun g. 

Ausbau der landwirtschaftlichen Produktion 

Ausbau der Forstwirtschaft 
Förderung des Fremdenverkehrs 
ERP -Industriekredite 
Wohnbauförderungsaktion 

Summe 1 . 

j2)14,801.902 
\ 10,001.638 

6,688.000 
30,693.800 

B) 1.833 
13,701.213 

75,888.386 

30/3/2 
4) 

30/5/2 
30/5/2 
30/3/2 
30/5/2 

16,014.455 

6,838.300 
48,249.790 

3) 461.596 
890.707 

72,454.848 

7) 

30/5/2 
8) 

30/3/2. 
30/5/2 

35,588.229 

14,472.278 
10,508.540 

3) 1,381.174 
842.457 

62,792.678 

11) 

12) 

13) 

30/3/2 
14) 

-----, ---- -----1----1-----1-----
2. Ab f uh ren auf H i I f s k 0 n t e n. 

Ausba~ der landwirtSchaftlichen Produktion. 
Ausbau der Forstwirtschaft 
ERP -Ind ustriekredite 
Förderung des Kleingewerbes 
Förderung des technischen Versuchswesens . 
Förderung des Fremdenverkehrs . 
Verwendungsbereich Wohnungsbau. 
Förderungsbeitrag an das Osterreichische Pro-

dtlktivitätszentrum 
Abfuhren auf das Produktivitätsförderungs

Kreditkonto 
Abfuhren von Zinsenüberweisungen der Oester

reichischen Nationalbank auf das Hilfskonto 

Summe 2. 

3. Die n s t lei s tun g s g e b ü h ren und 
sonstige Spesen. 

Ausbau der landwirtschaftlichen Produktion 
Ausbau der Forstwirtschaft 
ERP-Industriekredite 
Förderung des Kleingewerbes 
Förderung des Fremdenverkehrs 
Produktivitätsförderungshilfe . 

25,137.310 
4,158.259 

114,792.726 
2,281.593 

92.500 
679.968 

3,198.405 

1,336.428 

3,273.648 

154,950.837 

2,777.269 

17,283.068 
108.297 

1,983.532 
162.176 

Summe 3 . 22,314.342 

Summe A + B . 631,260.745 

S) 30/3/2 . . • • . . . • . 
30/3/5 ...... . 

30/3/1 
30/3/1 
30/3/1 
30/3/1 
30/3/1 
30/3/1 
30/3/1 

30/4/2/1 

30/5/3 

30/3/2 
30/3/2 

6) 

30/4/2/2 

21,502.287] 
5,542.549 

145,072.580 j" 
5,119.861 ( 

155.000 
5,175.626 
3,928.918 

4,297.844 

14,384.985 

205,179.650 

2,589.379 

10,177.913 
179.962 

2,226.447 
299.447 

15,473.148 

694,300.766 

30/3/1 

30/4/2/1 

30/5/3 

9) 

30/3/3 
30/3/3 

10) 

30/4/2/2 

40,235.831 I 
6,274.646 

182,010.777 
9,196.997 

155.000 j 
7,051.971 
3,912.895 

13.464 

8,666.070 

16,898.413 

274,416.064 

2,822.274 
219.440 

10.149.978 
662.339 

2,439.988 
484.796 

16,778.815 

698,053.066 

30/3/1 

30/4/2/1 

30/5/3 

10) 

16) 

30/3/3 
30/3/3 

17) 

30/4/2/2 

. •• 13.687 S ") 30/3/2 . . . . . • • • • • • • 581.511 S 
260.946 S 30/5/2 . . . 

1) Siehe die Fußnoten ') und 2) auf Seite 182. 

') Kunstdüngeraktion. 

:1) Zinsenzuschiisse. ') 30/3/3 ..... . 
· 48,236.103 S 

1,199.733 S 
1,389.646 S 

595.090 S 
1,631.357 S 

"') 30/3/3 1,523.556 S 
1,298.718 S 

4) 30/3/2 
30/3/5 

. 5) 30/3/2 
30/3/5 

G) 30/3/2 
30/3/5 

') 30/3/2 
30/3/5 

1.638 S 
. 10,000.000 S 

1,140.355 S 
1,636.914 S 

227.439 S 
. 1,756.093 S 

225.791 S 
. 15,788.664 S 

30/3/5 
10) 30/3/3 

30/3/5 
") 30/3/2 

30/3/5 
12) 30/3/2 

30/3/5 
") 30/3/2 

30/3/5 

1,112.504 5 
· 34,475.725 5 
· 938 S 
· 14,471.340 S 

288.827 5 
· 10,219.713 S 

30/3/5 
") 30/3/3 

30/3/5 
17) 30/3/3 

30/3/5 

165.923 S 
53.517 5 

684.091 S 
1,755.897 S 
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Personal
stand und 
-aufwand 

Dienst
postenplan 

Personalstand und Personalaufwand .211 

Abschnitt VII. 

Personalstand . und Personalaufwand. 1) 

1. Dienstpostenplan. 

Dem Bundesfinanzgesetz 1959 ist· als Beilage V 
der Dienstpostenplan angeschlossen. 

In diesem Dienstpostenplan wurde die Anzahl 
der Bundesbediensteten und sonstigen Bedienste
ten, deren Aufwand im Jahre 1959 vom Bunde 
getragen wird und daher der Veranschlagung 
im Bundesvoranschlag zugrunde zu legen war, 
festgesetzt. Der Dienstpostenplan für das Jahr 
1959 zeigt daher erstmalig nicht nur die Dienst
posten für Bundeshedienstete, sondern auch die 
Bedienstetenstände (im wesentlichen Landesbe
dienstete), deren Aufwand auf Grund vongesetz
lichen Verpflichtungen der Bund zu tragen hat. 

Trotzdem stimmt die Schlußsumme des 
Dienstpostenplanes 1959 2) mit jener des für das 
Jahr 1959 veranschlagten Standes 3) geringfügig 
nicht überein, und zwar aus folgendem Grund: 

Stand laut Dienstpostenplan ......... 292.476 

Ab: Dienstposten, für die kein Aufwand 
im Bundesvoranschlag vorgesehen 

bediensteten A", das sind alle ganzjährig voll
beschäftigten Bediensteten, und "Vertragsbedien
steten B", das sind die übrigen Vertragsbedien
steten, unterschieden. Bei der Kategorie B wird 
nur die auf ganzjährigvollbeschäftigte Bedien
stete umgerechnete Anzahl ausgewiesen. Der 
Dienstpostenplan ermächtigt binsichtlich der 
Kategorie B die Ressorts, im Rahmen des 
J ahreskredi tes eine der Vollbeschäftigtenanzahl 
entsprechende Anzahl teilbeschäftigter Vertrags
bediensteter zu verwenden. 

2. Veranschlagter Aufwand und Stand der 
aktiven Bediensteten im Jahre 1959. 

Im Btindesvoranschlag 1959 ist wie im Vor
jahre den Haushaltsvorschriften entsprechend 
auch der Aufwand für Arbeiter, soweit er nicht 
in einzelnen Fällen gemeinsam mit Zweckauf
wendungen bei Posten. der sachlichen Ausgaben 
veranschlagt ist, in den persönlichen Ausgaben 
enthalten. 

ist 4) ..............•..........•. 330 Der Veranschlagung liegen hinsichtlich der Be-
Für Werkverträge gebundene Dienst- züge ,der pragmatischen Bediensteten die Ansätze 

posten 5) .........••. ~ . . . . . . . . . 24 des Bundesgesetzes vom 29. Feber 1956 über 

bl 'b "-LI d ---- die Bezüge der B'undesbeamten (Gehalts gesetz Ver el t veransm agter Stan ....... 292.122 h 1 . d 
1956), BGBL Nr. 54, in Zusammen a t nut er 

Weiters ist zu hemerken, daß von den im 
Dienstpostenplan ausgewiesenen Dienstposten 
für .pragmatische Bedienstete im Jahre 1959 vor
aussichtlich 1640 Dienstposten das ganze Jahr 
mit Vertragsbediensteten besetzt sein werden. 

Im Dienstpostenplan wird nach pragmatischen 
Bediensteten sowie erstmalig nach "Vertrags-

1) Neben dem hier aufgezeigten Personalaufwand 
erbringt der Bund unter den im § 1 c) des Finanz
ausgleichsgesetzes (BGBl. Nr. 153/1955 in der Fas
sung BGBl. Nr. 28/1958) enthaltenen Voraussetzungen 
als Zweckaufwand anzusehende Geldleistungen an die 
Länder, die diesen aus der Einstellung von nichtstän
digem Personal bei Durchführung von Projektie
rungs-, Bauleitungs- und Bauführungsaufgaben er
wachseri. 

2) Siehe Dienstpostenplan Seite 115. 
3) Siehe Beilage G4 auf Seite 254. 
4) Siehe Beilage G5 auf Seite 256/257. 
5) Siehe Beilage H auf Seite 261. 

Verordnung der Bundesregierung vom 11. De
zember 1956 über die Durchführung des § 91 
Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBL Nr. 236, 
und hinsichtlich der Vertragsbediensteten di'c An
sätze der in den §§ 11, 14, 41 und 44 des Bundes
gesetzes vom 17. März 1948 über das Dicnst- und 
Besoldungsrecht der Vertragsbediensteten des 
Bundes (Vertragsbedienstetengcsetz 1948), BGB1. 
Nr. 86, in Zusammenhalt mit der Verordnung. 
der Bundesregierung vom 11. Dezember 1956, 
womit die Zuschläge zu den Bezügen der Ver
tragsbediensteten neuerlich geändert· werden 
(2. Vertragsbediensteten-Bezugszuschlagsverord
nung 1956), BGBL Ni-. 237, festgesetzten Entgelte 
zugrunde. 

Einzelne Gruppen von Vertragsbediensteten 
des Bundes sind gemäß den Verordnungen der 
Bundesregierung vom 2. Juni 1948, BGBL 
Nr. 106, und vom 25. November 1952, BGBL 

Ver
anschlagter 
Aufwand 

und Stand 
der aktiven 

Bundes
bediensteten 

Bezüge 
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212 Personalstand und Personalaufwand 

Nr. 229, von der Anwendung des Vertrags
bedienstetengesetzes 1948 ausgenommen. Ihre 
Bezüge sind in Anlehnung an die in der Privat
wirtschaft geltenden K.ollektivverträge geregelt. 
Insbesondere trifft dies zu bei einzelnen Gruppen 
von Arbeitern, wie der Salinenarbeiter, der Büh
nenarbeiter der Bundestheater, der graphischen 
Arbeiter der Staatsdruckerei und der Forst
arbeiter der österreichischen Bundesforste. Be
züglich der Vertragsangestellten der österreichi
schen Bundesforste ist der Veranschlagung das in 
der Anlage zur Verordnung der Bundesregierung 
vom 4. Oktober 1949, über das Dienst- und Be~ 
soldungsrecht der Vertragsangestellten der öster
reichischen Bundesforste (Dienstordnung für die 
Vertragsangestellten der österreichischen Bundes
forste), BGB!. Nr. 256, in der Fassung der Ver
ordnungen vom 8. Mai 1956, ~GBI. NI'. 102 und 
vom 11. Dezember 1956, BGBL Nr. 238, ent
haltene Gehaltsschema zugrunde gelegt. Die 
Dienstordnung für vertragsmäßig angestellte 
wissens·chaftliche Hilfskräfte, klinische Hilfsärzte 
und Demonstratoren an Hochschulen enthält die 
Hochschulhilfskräfte-Verordnung, BGBL N r. 531 
1950 in der Fassung BGBl. Nr. 179/1956. 

Die Bezüge der Bundesbahnbeamten sind ent
sprechend den Ansätzen in der Anlage 2 zur 
Kundmachung des BUfildesministeriums für Ver
kel,}r vom 14. November 1947, betreffen,d die 
Besoldungsordnung für die Beamten dei' Oster
reichischen Bundesbahnen, BGBl. Nr. 263 1), ver
anschlagt. Bei den Lohnbediensteten der Oster
reichischen Bundeshahnen, BGB!. Nr. 263,1) ver
gung die Ansätze der in der Anlage 2 zur Kund
machung des Bundesministeriums für Verkehr 
und verstaatlichte Betriebe vom 30. April 1954, 
betreffend die Dienst- und Lohnordnung für die 
für den vorübergehenden Bedarf aufgenom
menen Bediensteten der Osterreichischen Bun
desbahnen, BGBI. Nr. 96, in der Fassung der 
Kundmachung des Bundesministeriums für Ver
kehr und verstaatlichte Betriebe vom 14. März 
1956, BGB!. Nr. 66 und der Kundmachung des 
Bundesministeriums für Verkehr und Elektrizi
tätswirtschaft vom 14. Dezember 1956, BGBL 
Nr. 240, zugrunde gelegt. 

Bei der Veranschlagung der Bezüge der 
pragmatischen Bediensteten des Bundes und der 
Vertrags bediensteten des Bundes nach den Ent
lohnungsschemen I, II, I L und II L wurden u. a. 
berücksichtigt: 

1) Abgeändert und ergänzt mit den Kundmachungen 
des Bundesministetiums für Verkehr vom 2. Juli 1949, 
BGBJ. Nr. 150, und vom 4. November 1949, BGBJ. 
Nr. 253, sowie mit den Kundmachungen des Bundes
ministeriums für Verkehr und verstaatlichte Betriebe 
vom 13. November 1950, BGBJ. Nr. 227, vom 
10. Juni 1951, BGBI. Nr.,149, vom 7. März 1956, 
BGBJ. Nr. 59, vom 14. März 1956, BGBI. Nr. 65 und 
mit· der Kundmachung des BlIndesministeriums für 
Verkehr lind Elektrizitätswirtschaft vom 14. Dezember 
1956, BGBJ. Nr. 239. .. 

1. das Bundesgesetz vom 16. Dezember 1949 
über KindetbeihiIfen (Kinderbeihilfengesetz), 
BOB!. Nr. 3111950,1) wonach gemäß § 13 dieses 
Gesetzes der Bund, die österreichischen Bundes
bahnen sowie die Post- und Telegraphenanstalt 
den Aufwand an Kinderbeihilfen für ihre Emp
fänger von Dienstbezügen aus eigenen Mitteln 
zu decken haben; 

2. das Bundesgesetz vom 15. Dezember 1954, 
betreffend die Herbeiführung eities Familien
lastenausgleiches durch Gewährung von Beihilfen 
zur Familienförderung und betreffend. die Ab
änderung des Kinderbeihilfengesetzes (Familien
lastenausgleichsgesetz), BGBl. Nr. 18/1955, in der 
Fassung der Bundesgesetze vom 1. März 1956, 
BGBL Nr. 52, vom 15. Dezember 1956, BGBl. 
Nr. 265, und vom 17. Dezember 1957, BGBl. 
Nr. 284, wonach gemäß § 34 dieses Gesetzes der 
Bund, die :Osterreichischen Bundesbahnen sowie 
die Post- und Telegraphenanstalt den Aufwand 
an Ergänzungsbeträgen für ihre Empfänger von 
Dienstbezügen aus eigenen Mitteln zu decken 
haben; 

3. das Bundesgesetz vom 21. September 1951 
über Wohnungsbeihilfen, BGBL Nr. 229, in der 
Fassung der Bundesgesetze vom 18. Juli 1956, 
BGBL Nr. 163 und vom 18. Dezember. 1957, 
BGBI. Nr.292. 

Weiters wurden bei der Veranschlagung der 
persönlichen Ausgaben im Bundesvoranschlag 
1959 berücksichtigt: die allen Bundesbedien
steten (Beamten und Vertragsbediensteten ge
mäß § 3 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. 
Nr. 54, beziehungsweise Abschnitt III der Ver
ordnung der Bundesregierung vom 26. Juli 1951, 
betreffend die Gewährung von Teuerungszu
schlägen an ,die Bundesbeamten und an die Ver
tragsbediensteten de~ Bundes (3. Teuerungszu
schlagsverordnung 1951), BGBL Nr. 153, in der 
Fassung der Verordnungen vom 1. Feber 1952, 
BGBL Nr. 30, und vom 28. April 1952, BGBL 
Nr. 92, sowie die den Bundesbahnbeamten ge
mäß § 19 b der Kundmachung des Bundesmini
steriums für Verkehr vom 14. November 1947, 
BGBl. Nr. 263, in der Fassung der 5. TeiInovelle, 
BGBl. Nr. 59/1956, jährlich zustehenden zwei 
Sonderzahlungen (in Höhe von je 50 v. H.· des 
Monatsbezuges). 

. Außerdem wurden die Sonderzahlungen, die 
den nicht unter das Gehaltsgesetz 1956, Vertrags
bedienstetengesetz 1948 und die Besoldungsord
nung für die Beamten der österreichischen Bun- . 

1) In der Fassung der Bundesgesetze vom 21. Juni 1950, 
BGBI. Nr. 135, vom 25. Oktober 1950, BGBI. Nr. 215, 
vom 25. Juli 19~1, BGBI. Nr. 161, vom 1. Juli 1953, 
BGBI. Nr. 104, vom 15. Dezember 1954, BGBl. 
Nr. 18/1955, und vom 15. Dezember 1956, BGBI. 
Nr. 265. 

Kinder
beihilfen 

Wohnungs
beihilfen 

So~der
zahlungen 
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desbahnen fallenden Bundesbediensteten gewährt 
werden, mitveranschlagt. 

Auch im Jahre 1959 werden wie im Vorjahre 
die persönlichen Ausg'aben der mittelbaren 
Bundesverwaltung von den Bundesländern ge
tragen. Für den Aufwand der im Dienstposten
plan 1959 für die mittelbare Bundesverwaltung 
vorgesehenen Dienstposten kommen daher auch 
die Bundesländer auf. 

Nach dem Lehrerdienstrechts-Kompetenz-
gesetz, BGBI. Nr. 88/1948, trägt auch im Jahre 
1959 der Bund die Kosten der Besoldung der 
Lehrer der öffentlichen Volks-, Haupt-, Sonder
und Berufsschulen sowie der land- 'l1nd forstwirt
schaftlichen Fachschulen unbeschadet der gemäß 
§ 13 Abs. 1 und 2 des Finanzausgleichsgesetzes 
1959, BGBI. Nr. 000/1958, bestehenden Beitrags
pflicht der Länder. 

Insgesamt ist der Aufwand für folgende Bedienstete veranschlagt: 

1959 
Unterschied 

pr.g:,-.tische r-v ertragsbe~:n~tctc --r---- 1958 1959 
(Summe) gegenüber 

Bedienstete -A---I- ---B-- Zusammen ') 1958 

---- ----

Kopfzahl 

Bundesbedienstete (ohne Bundesbahnbe-
dienstete) . 106.966 51.744 14.953 173.663 169.567 +4.096 

Bundesbahnbedienstete 62.890 6.?17 10.358 79.565 79.596 - 31 

Pflichtschullehrer . 28.816 1.715 3.567 34.098 340.089 + 9 

Sonstige Landesbedienstete 8 2,424 2.353 4.785 4.796 - 11 

Sonstige Bedienstete - 11 - 11 10 + 1 

Zusammen. 198.680 62,211 31.231 292.122 288.058 + 4.064 

') Auf gan7.jäbrig V"llbesdoäftigte umgeredmete Kopfanzahl. 

Die Beilagen Gi bis G4 auf den Seiten 250 bis I der Bundesbeamten (Gehaltsüberleitungsgesetz), 
254 geben ein Bild über den der Veranschlagung BGBI. Nr. 22/1947, das Bundesgesetz vom 13. Juli 
zugrunde gelegten Stand an pragmatischen Be- 1949 über die im Gehaltsüberleitungsgesetz nicht 
Jiensteten und an Vertragsbediensteten. geregelten Bundespensionen' (Pensionsüberlei-

Der Aufwand für die pragmatischen Bedien- tungsgesetz), BGBI. Nr. 187, sowie das Bundes
steten und Vertragsbediensteten bei den einzel- gesetz vom 29. Feber 1956 über die Bezüge der 
nen Kapiteln des Bundesvoranschlages ist aus Bundesbeamten (Gehaltsgesetz 1956), BGBI. 
der B<eilage Fi auf den Seiten 238 bis 240 und 247 Nr. 54, das Bundesgesetz vom 29. Feber 1956, 
zu entnehmen. womit das Gehaltsüberleitungsgesetz geändert 

Einen Gesamtüberblick über den veranschlagten wird (Gehaltsüberleirungsgesetz-Novelle 1956), 
Sdnd und Aufwand der aktiven Bediensteten ge- BGBl. Nr. 55, und das Bundesgesetz vom 18. No
währt die Beilage Gs ·auf Seite 260. vember 1955, womit Bestimmungen über die 

Die Diensthoheit über die vom Bund bezahl- Pensionsbehandlung der Hochschulprofessoren 
ten Bediensteten üben aus: und über deren Emeritierung getroffen werden, 

, Bund Länder Sonstige BGBI. Nr. 236, berücksichtigt. 
Pragmatische Bedienstete 169.856 28.824 Die Ruhe(Versorgungs)genüsse von Pensions-
Vertragsbedienstete A .. 58.061 4.139 11 (Provisions)parteien, die weder unter die Bestim-
Vertragsbediensrete B ... 25.311 5.920. mungen des Gehaltsüberleitungsgesetzes noch 

unter jene des Pensionsüberleitungsgesetzes fallen, 
Summe ... 253.228 38 .. 883 11

1
) wurden auf Grund des § 11 Abs. 2, Pensions-

-v- überleitungsgesetz, unter Bedachtnahme auf die 
292.122 Grundsätze dieses Bundesgesetzes und auf die be

3. Pensionsaufwand und Stand der Pen
sionisten im Jahre 1959. 

Bei der Veranschlagung des Pensions aufwandes 
der Bundesbeamten wurden u. a. das Bundesgesetz 
vom 12. Dezember 1946 über das Dienstein
kommen und die Ruhe- und Versorgungsgenüsse 

1) Bedienstete der Akademie der Wissenschaften. 

sonderen Verhältnisse ihres Dienstes durch Ver
ordnungen der Bundesregierung mit Zustimmung 
des Hauptausschusses des Nationalrates gere·gelt. 

Für einzelne Gruppen der Bundestheater
bediensteten und der Arbeiter der Bundes
theater sind die Bestimmungen des Bundes
theaterpensionsgesetzes vom 9. Juli 1958, BGBl. 
Nr. 159, der Veranschlagung zugrunde gelegt 
worden. 

Besoldung 
der 

Landeslehrer 
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Der Provisionsaufwand für einzelne Gruppen 
von Arbeitern, deren Bezüge in Anlehnung an 
die· in der Privatwirtschaft geltenden Kollektiv
verträg~ geregelt sind, wurde nach den einschlä
gigen Bestimmungen veranschlagt. 

Der Provisionsanspruch der Salinenarbeiter ist 
in dem gemäß § 10 der Arbeitsordnung für die 
Arbeiter der Österreichischen Salinen erlassenen 
"Statut über die Provisionen der Salinenarbeiter 
und die Versorgungsgenüsse ihrer Witwen und 
Waisen" geregel t. 

Bei den Österreichischen Bunde~forsten sind 
nur jene Arbeiter provisionsberechtigt, die vor 
Errichtung des selbständigen Wirtschaftskörpers 
"Osterreichische Bundesforste"im Jahre 1926 als 
statutarische ständige Arbeiter aufgenommen 
worden waren. Die Versorgungsgenüsse dieser 
ständigen Arbeiter und deren Hinterbliebenen 
wurden mit Verordnung der Bundesregierung 
vom 14. Dezember 1950, BGBL Nr. 15/1951, neu 
festgesetzt. Mit Ermächtigung des Bundes
ministeriums für Land- und,Forstwirtschaft vom 
30. August 1954, Z1. 4619-Pr.!1954, und mit Zu
stimmung des Bundesministeriums für· Finanzen 
vom 22. Juli 1954, Zl. 70.253-24/1954, gewährt· 
derWirtschaftskörper "Österreichische Bundes
forste" zur Erhöhung der seinen Angestellten 
aus der gesetzlichen Sozialversicherung zustehen
den Leistungen im Wege von . schriftlichen 
Einzelvenrägen Zuschüsse nach Maßgabe des er
ridlteten Statutes. Die Angestellten haben hiefür 
einen Bei.trag von 1'5 oder 1· v. H. des monat
lichen Entgeltes zu leisten. 

Die Neuregelung der Ruhe(Versorgungs)ge
nüsse der Zivilbediensteten der ehemaligen k. u. k. 
Heeresverwaltung und ihrer Hinterbliebenen 
erfolgte durch die Verordnung der Bundesregie
rung vom 19. Feber 1952, BGBL Nr. 51. 

Die Provisionen der angelobten Arbeiter der 
Österreichischen Staatsdruckerei, die vor dem 
19. Juni 1933 eingetreten sind und in ein 
ständiges Arbeitsverhältnis übernommen wurden, 
sind mit der Verordnung der Bundesregierung 
vom 6. März 1952, BGBl. Nr. 52, neu geregelt 
worden. 

. Die in ein· ständiges Arbeitsverhältnis über
nommenen Arbeiter des Hauptmünzamtes, die 
im Provisionsstand befindlichen Lohnbediensteten 
der Verwaltung des ehemals hofärarischen und 
des ehemals für das Haus Habsburg-Lothringen 
gebundenen Vermögens sowie die Arbeiter der 
ehemaligen Bundesschwefelsäure- und chemischen 
Produktenfabrik in Wien-Heiligenstadt erhalten 
ihre Provisionen auf Grund der Verordnung der 
Bundesregierung vom 6. März 1952, BGBl. 
Nr.53. 

Für die Ruhe(Versorgungs)genüsse jener Pen
sions(Provisions)parteien der Post- und Telegra
phenverwaltung, die weder unter das Gehalts-

überleitungsgesetz, BGBL Nr. 22/1947, noch. 
unter das Pensionsüberleitungsgesetz, BGBL 
NI'. 187/1949, fallen, ist die Verordnung der 
Bundesregierung vom 17. Juli 1952, BGBl. 
Nr. 148, maßgebend. 

Bei der Veranschlagung der Ruhe(Versor
gungs)genüsse der Pensions(Provisions)parteien 
wurde ferner die Verordnung des Bundesministe
riums für Finanzen vom 9. Juli 1954, mit der die 
Verordnung des Finanzministeriums, RGBL 
Nr. 85/1909, betreffend die Vorschriften zur 
Verhütung ungebührlicher. Auszahlungen von 
Versorgungsgenüssen, abgeändert wird, BGBl. 
Nr. 157/1954 (Waisenpensionen), berücksichtigt. 

Die Bundesbahnpensionen sind nach den Be
stimmungen des Abschnittes lIder Kundmachung 
des Bundesministeriums für Verkehr vom 
14. November 1947, betreffend die Besoldungs
ordnung für die Beamten der asterreichischen 
Bundesbahnen, BGBl. Nr. 263, und der hiezu 
erfolgten Abänderungen und Ergänzungen ge
mäß der Kundmachung des Bundesministeriums 
für Verkehr vom 4. November 1949, BGBI. 
Nr. 253, und der Kundmachung des Bundes
ministeriums für Verkehr und verstaatlichte Be
triebe vom 10. Juli 1951, BGBl. Nr. 149, ferner 
der Verordnung des Bundesministeriums für 
Verkehr vom 4. November 1949 über die in der 
Besoldungsordnung, BGBl. Nr. 263/1947, nicht 
geregelten Bundesbahnpensi~nen (Bundesbahn
Pensionsüberleitungsverordnung), BGBL Nr. 267, 
sowie der Kundmachung des Bundesministeriums 
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom 
7. März 1956, womit die Kundmachung des 
Bundesministeriums für Verkehr vom 14. No
vember 1947, BGBl. Nr. 263 1), betreffend die 
Besoldungsordnung für die Beamten der Oster-' 
reich ischen Bundesbahnen abgeändert und er
gänzt wird (5. Teilnovelle), BGBl. Nr. 59/195

0
6, 

und der Kundmachung des Bundesministeriums 
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom 
14. März 1956, womit die Besoldungsordnung 
für die Beamten der Österreichischen Bundes
bahnen abgeändert und ergänzt wird (6. Novelle 
der Bundesbahn-Besoldungsordnung), BGBI. 
Nr. 65/1956, veranschl·agt . 

Der Pensions aufwand des Tabakmonopols wird 
wie im Vorjahr von der als selbständiger Wirt
sduftskörper geführten Monopolsgesellschaft 
Austria-Tabakwerke A. G. getragen. 

Der Aufwand für die Pensionsparteien aus 
dem Stande der mittelbaren Bundesverwaltung 
wird auf Grund der Finanzausgleichsgesetze 
von den Bundesländern getragen. 

Mittelbare 
Bundes

verwaltung 

Die Bundesländer einschließliCh der Stadt Wien Länderbeitrag 
h b . p' f d d L h d zum Pensionsa en zum enSlOnsau wan er e rer er aufwand der 

1) Siehe auch die Kundmachung des Bundesministe
riums für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom 
1O.August 1951, BGBl. Nr.154. 

Landeslehrer 
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öffentlichen Volks-, Haupt- und Sonderschulen gegen das Deutsche Reich richtete, leistet die 
nach dem Finanzausgleichsgesetz 1959, BGBl. Bundesrepublik Deutschland nach dem Bonner 
Nr. 000/1958, einen Beitrag zu leisten, wenn ein Regierungsabkommen vom 27. April 1953 einen 
Lehrer vor Ablauf des Jahres, in dem er das jährlichen Beitrag in der im vorhinein festge-
65. Lebensjahr vollendet, von Amts wegen in setzten Höhe von höchstens 33'6 Millionen 
den Ruhestand versetzt w,ird und nicht Dienst- Schilling. Darüber hinaus leistet· die Bundes
unfähigkeit vorliegt. Der Beitrag besteht in die- republik Deutschland nach Feststellung des Ge
sen Fällen im Ersatz des Ruhegenusses durch das samtjahresaufwandes im nachhinein gegebenen
Land bis zum Ablauf _des Jahres, in dem der falls einen weiteren Betrag, der jeweils im Ver
Ruhegenußempfänger das. 65. Lebensjahr voll- handlungswege festgesetzt wird. 
endet. 

Für die vom Bundespräsidenten aus Billigkeits
gründen gewährten außerordentlichen Versor
gungsgenüsse an bestimmte Personengruppen des 
öffentlichen Dienstes, deren Versorgungs
ansprüche und Versorgungsanwartschaften gegen
über ihren früheren Dienstherren oder Versor-· 
gungsträgern . zurzeit nicht verwirklicht werden 
können oder deren Versorgungsanspruch sich 

Der veranschlagte Stand der Pensionisten ein
schließlich der Arbeiterprovisionisten und der er
forderliche Pensions(Provisions)aufwand sind aus 
der Beilage G7 zu entnehmen. 

über das Verhältnis des Standes an aktiven 
pensions- und provisionsber.echtigten Bedien
steten zu der Anzahl der Pensionisten geben 
die beiden Beilagen G4 und G6 Aufschluß. 

über
sichten 

-------- ----------------------------------------------
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216 Das Bundesvermögen ' 

Abschnitt VIII. , 

Das Bundesvermögen. 

Erfassung und Das österreichische Haushaltsr,echt kennt keine 
Bewert'lng Vermögensrechnung. Die Daten für eine über

sicht über die Aktiva und Passiva des Bundes 
können daher nur zu einem geringen Teil direkt 
dem Rechnungswerk entnommen werden. Dies 
trifft z. B. zu für die Buchforderungen und 
-schulden der Bundesbetriebe mit doppischer 
Buchhaltung und für die Zahlungsrückstände im 
Bereiche der Hoheitsverwaltung. 

Die anderen Daten müssen zum Teil laufend 
geführten außerbücherlichen Aufzeichnungen ent
nommen (z. B. Hauptbuch der Staatsschuld, Vor
schuß- und Darlehensvormerke, Karteien Ü'ber 
die Kapitalsbeteiligungen, Inventare und Mate
rialverzdcIinisse), zum Teil durch Sondererhe
bungen festgestellt werden (z. B. hinsichtlich der 
Reste aus zweckgebundenen Einnahmen). 

Die beweglichen Sachen des Bundes werden auf 
Grund der mit 1. Jänner 1955 in Kraft gesetzten 
"Richtlinien für die Verwaltung der beweglichen 
Sachen bei Bundesdienststellen (Inventar- und 
Materialrichtlinien - RIM.)" 1) erfaßt, verwaltet 

o und bewertet. Von der Bewertung 'sind ausge
nommen die Archive, Bibliotheken, wissenschaft
lichen Sammlungen und sonstigen Sammlungen 
von Dauerwert so'wie die kurzlebigen Wirt
schaftsgüter. Derzeit sind noch nicht erfaßt die 
Besdnde im Bereich des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung und Teile der Bestände im 
Bereich des Bundesministeriums für Unterricht. 

Die unbeweglichen Sachen des Bundes wurden 
auf Grund ,des Erlasses des Bundesministeriums 
für Finanzen vom 22. Juli 1955, Z. 85.200-20/55 
(AtlFV.2), Jhg. 1955, Nr. 215} mengen- und 
wertmäßig erfaßt und werden auf Grund des 
Erlasses des Bundesministeriums für Finanzen v. 
14. Mai 1957, Z. 67.000-II/20-57 (AtlFV.2), 

Jhg. 1957, Nr. 173) unter Darstellung der Be-

1) Erlaß des Bundesministeriums für Finanzen vom 
24. August 1954, Z. 66.000-20/1954; Verlag der Oster
l'eichischen Staatsdruckerei, Wien, III., Rennweg 12 a. 
, 2) Amt~blatt der österreichischen Finanzverwaltung. 

standsänderungen jährlich nachgewiesen. Im 
Nachweis' des unbeweglichen Bundesvermögens 
fehlen ,derzeit noch die Bestände im Bereich der 
tlsterreichischen Bundesbahnen und teilweise die 
Bestände im Berei,ch der Bundesstraßenverwal
tung. 

Die beweglichen und unbeweglichen Sachen, die 
durch Alter und Abnutzung einer Wertminde
rung unterliegen, werden im Bereich der Hoheits
verwaltung sogleich auf 500/0 des Anschaffungs
bzw. WiederbeschaffungSlWertesabgeschriebeh. 
Die verbleibenden 500/0 werden anläßlich des 
Auss,cheidens des Gegenstandes abgeschrieben. 
Laufende Abschreibungen, wie sie die Monopole 
und Bundesbetriebe vorzunehmen haben, unter
bleiben aus Gründen der Verwaltungsverein
fachung. 

Den aufgezeigten Umständen entsprechend 
kann der Rechnungshof im Bundesrechnungs
abschluß keine Gesamtübersicht über das Bun
desvermögen bringen und muß sich auf die Wie
dergabe von übersichten über verschiedene Ver
mögensgruppen des Bundes -beschränken, wie 
z. B.: 

Bare Kassenbestände, Bankguthaben und Wert- . 
papierbestände, 

Treugaben, 
Kapitalsbeteiligungen, 

Forderungen und Schulden; 

auß,erdem werden von ihm noch in SonderÜlber
sich ten zu vorstehenden Vermogensgruppen 
nähere Einzelheiten aufgezeigt. Unter anderem 
sind dies übersichten über die Finanzschulden, 
die nichtfälligen Verwaltungsforderungen und 
-schulden,' die Wertpapierbestände sowie die mit 
der unwirksamen Gebarung in Zusammenhang 
stehenden Forderungen und Schulden. 

Die Beilagen D2 ,enthalten die derzeit erfaß
baren Aktiva und Passiva des. Bundes, 

übersichten 
im Bundes

rechnungsab. 
, schluß 

Vermögens
übersicht 
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Zu 520 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des 
Natiop.alrates (VIII. GP.) 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz 1959 
, . II. Teil 

Abschnitt IX 

Übersichten zur Bundesgebarung 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz. 

217 

15 
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Auf der Seite 21 der "Erläuterungen J. Teil" gehört vor dem Abschnitt "Haupt

überblick über den Bundesvoranschlag 1959" folgender, Abschnitt V: 

Abschnitt V. 

Das Bundesfinanzgesetz 1959. 

Der Text des Bundesfinanzgesetzes ·1959 
schließt im allgemeinen an den Text des Bun
desfinanzgesetz 1958 an. 

An materiellen Knderungen des Textes des Bun
desfinanzgesetzes 1959 (Entwurf) gegenüber dem 
Bundesfinanzgesetz 1958 sind folgende gegeben: 

1. Die Vorsorge für einen Eventualvoran
schlag ist entfallen. 

2. Die Ermächtigung des Bundesministeriums für 
Finanzen zur Bedeckung von Investitionserforder
nissen des Bundes, Kredite im In- und Ausland 
aufzunehmen, wurde von 2 auf 4 Milliarden Schil
ling erhöht. Die Ausweitung der außerordentlichen 
Gebarung war hiefür in erster Linie maßgebend. 

3. Die Ermächtigung des Bundesministeriums 
für Finanzen, zur Abdeckung von Schuldigkeiten 
der von der UdSSR an die Republik österreich 
übertragenen ehemaligen deutschen Vermögens-· 
werte Bankenkredite aufzunehmen, wurde von 
250 auf 150 Millionen Schilling gesenkt. Die 
Voraussetzungen hiefür sind aus der zwischen
zeitigen Entwicklung gegeben worden. 

4. Die Ermächtigung des Bundesministeriums 
für Finanzen, die Haftung für ein von der 
"österreichischer Rundfunk" Ges. m. b. H. auf
zunehmendes Darlehen zu übernehmen, wurde 
von 55 auf 100 Millionen Schilling erhöht. Dieses 
Darlehen von 100 Millionen Schilling ist, wie 
im Vorjahr das Darlehen von 55 Millionen Schil
ling, zur Finanzierung der Investitionen des 
Fernsehens und dessen Betriebsabganges be
stimmt. 

5. Die Ermächtigungen des Bundesministe
riums für Finanzen, Haftungen zu übernehmen, 
werden ausgedehnt: 

a) auf Darlehen für verstaatlichte Unte~
nehmungen (bis 100 Millionen Schilling), 

b) auf Investitionskredite landwirtschaftlich~r 
(einschließlich forstwirtschaftlicher) Betriebe 
(bis 300' Millionen Schilling), 

c) auf Kredite, die zur Zwischenfinanzierung 
der. Erfordernisse für Preisausgleichszwecke 
auf dem Brotgetreide- und Futtermittel
sektor aufgenommen werden (bis 411 Mil
lionen Schilling), 

d) für die Schad- und Klagloshaltung der 
Lieferfirmen der beiden in österreich zur 
Aufstellung gelangenden Atomreaktoren 
gegen Ansprüche, die aus dem Betrieb 
dieser Reaktoren Dritten gegenüber ent
stehen können, und der Regierung der 
Vereinigten Staaten hinsichtlich des von 

. ihr gelieferten spaltbaren Materials und 
Brennstoffelemente. 

Für die Ermächtigung des Bundesministeriums 
für Finanzen, neue Haftungen des Bundes zu 
übernehmen, sind folgende Gründe gegeben: 

a) Die Darlehen der verstaatlichten Unter
. nehmungen dienen zur Sicherung der Fi

nanzierung von Investitionserfordernissen 
finanzschwächerer Unternehmungen. 

b) Die Haftungsübernahme . für Qlandwirt
schaftliche Investitionskredite ermöglicht die 
Entlastung des Bundeshaushaltes von der 
Beistellung von Darlehen. und Zuschüssen 
für landwirtschaftliche Subventionszwecke 
und die Verbesserung der Produktions
bedingungen der Landwirtschaft, die im 
Zusammenhang mit der zu gründenden 
Freihandelszone unbedingt erforderlich ist. 

c) Die Zwischenfinanzierung der Erfordernisse 
für Preisausgleichszwecke auf dem Brotge
treide- und Futtermittelsektor und die hie
für erforderliche Bundeshaftung erscheint 
notwendig, um eine vorübergehende Ent
lastung des Bundes von diesen Ausgaben 
zu ermöglichen. Die Rückzahlung dieser 
von bundesfremden Stellen aufzunehmen
den Kredite ist aus Mitteln des Bundes
haushaltes in den Jahren 1960 bis 1964 
vorgesehen. 

d) Die im Zusammenhang mit der Aufstel
lung der Atomreaktoren zu übernehmende 
Bundeshaftung bildet die Voraussetzung 
für die Lieferung der beiden für die 
Unterrichtsverwaltung und die öster
reichische Studiengesellschaft für Atom
energie Ges. m. b. H. vorgesehenen Atom
reaktoren durch die amerikanischen Liefer
firmen bzw. für eine Subvention für die 
Errichtung eines Atomreaktors und die 
Bereitstellung von spaltbaren Materialien 
durch die US-Regierung. 

Weiters ändert sich auf Seite 21 die Abschnittsbezeichnung "V" in "Va". 
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Auf der Seite 24 der Erläuterungen erhält die Übersicht zum Absatz "Investitionen 

und Investitionsförderung" folgende Fassung: 

Ordentliche und außerordentliche 
Gebarung 

Bruttoinvestitionen 

Instandhaltungsaufwand 

Investitionsförderung 

Hievon: 

ERP-Gebarung 2) 

SAC-Kredite 2) 

Langfristiges Investitionsprograrrim 5) 

I) Siehe Beilage 0 •. 

Summe. 

Bundesvoranschlag Bundesrechnungs-I 
abschluß 

1959 . I 1958 1957 

Millionen Schilling 

3.813 1) 3.536 1) 3_064 

914 1) 1.043 1) 1.141 

1.423 1) 1.075 1) 1.502 

6.1501) 'f) 5.654 1) 5.707 
I--------~~I--------~-I------------I 

3) 3) ~974) 

3) 3) 206 

1.493 1.470 1.242 

') Hauptsächlich Ausgaben zur Investitionsförderung. 
3) Im Bundesvoranschlag werden die Freigaben aus dem Counterpart- (ERP-) Konto und aus den Erlösen der US-überschußgütcr

aktion nicht veranschlagt, da sie im Zeitpunkt der Voranschlagserstellung noch nicht bekannt sind. Im Jahre 1958 und 1959 kann etwa mit 
Ausgabe,! von 700 bis 800 Millionen Schilling gerechnet werden. 

') Siehe Beilage 0, auf Seite 000. 
') Das tür die Jahre 1954 bis 1963 erstellte Programm umfaßt nur Bruttoinvestitionen. Siehe auch. Beilage C. 
*) Einschließlich von 250 Millionen Schilling für Darlehen an die Elektrizitätswirtschaft. 

Die Erstellung und Verfassung' der Beilagen 0 1 bis 011 (Volkswirtschaftliche Auf
gliederung des Bundesvoranschlages 1959) erfordert wegen der umfangreichen Arbeiten 

einen längeren Zeitraum; sie werden daher erst dem Reindruck der "Druckhefte zum 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1959", die nach Genehmigung des Bundesfinanzgesetzes 

für das Jahr 1959 zur Versendung gelangen, angeschlossen werden. 

o 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 495 von 614

www.parlament.gv.at



Beilage A 
Wirksame Gebarung des Bundes. 

().:) 
--------- -------- ~-- ..-

Rechnungs- Budget(Haushalts)gebarung 
grundlage: Anlehensgebarung 32) Zusammen 

V=Bundes-
Ordentliche Gebarung Außerordentliche Gebarung 

Jahr 
. Ausgaben I n~~~n IOberschuß I Abgang 

Gesamtgebarungs-

Abgang jOberschuß 
voranschlag 

Aus- I Ein-·I Ab abgang (-) I E" I 
B=Bundes- über,chuß (+) Ausgaben lU- Ober,chuß {+} 

gaben 31) nahmen 31) gang nahmen Abgang {-} 
rechnuls-

abschl Millionen Schilling 

00 

Vl) 2,468'1 2,407'1 - 61'0 32'0 - 32'0 - 93'0 - - - 93'0 -
1938 

B - - - - - - - - - - - - -
V - - - - - - - - - - - - -

.1945 2) 
B 3) 1.416'8 1.Q55'6 - 361'2 - 361'2 2,024'2 2,765'9 + 741'7 380'5 - - - -
V4) 2,526'0 2,530'2 4'2 - 584'2 - 584'2 - 580'0 - - - 580'0 - I 1946 ------
Bo) 2,471'7 2,678'7 207'0 - 1.254'4 - 1,254'4 - 1,047'4 - - - 1.047'4 -
V6) 2,987'1 2,988'9 1'8 - 488'9 - 488'9 - 487'1 - - - 487'1 -

1947 ----
B 7) 4,209'5 5,410'5 1.201'0 - 1,273'3 - 1,273'3 - 72'3 1.424'7 1,269'9 - 154'8 227'1 -
V8) 5,091'3 5,092'0 0'7 - 1.198'5 9) - 1.198'5 - 1,197'8 - - - 1.197'8 - > 

1948 
BlO) 5,706'6 5,724'9 18'3 - 1.744'0 638·1 1,105'9 - 1.087'6 ' 6,694'2 8,693'9 + 1.999'7 - 912'1 

V 11) 6,089'4 6,090'7 1'3 - 1,442'2 - 1.442'2 - 1.440'9 - - - 1,440'9 -
1949 

. 
B12) 8,106'2 8,214'0 113'8 - 1.420'3 952'4 472'9 - 359'1 784'0 1.478'1 + 694'1 - 335'0 

Vl3) 9,617'1 9,617'2 0'1 - i,078'2 - 1,078'2 - 1,078'1 - - - 1,078'1 -
1950 

Bl4) . 10,655'7 11,204'9 549'2 - 1,625'6 945'6 680'0 - 130'8 1.494'7 3,487'0 + 1,992'3 - 1,861'5 

VU,) 14,564'2 14,564'4 0'2 - 701'a - 701'3 - 701'1 - - - 701'1 -
1951 

0 

. B 16) 15,866'5 16,365'0 498'0 - 1.499'9 904'8 595~1 - 96'6 3,651'9 4,750'4 + 1,098'5 - 1,001'9 

V 17) 18,859'5 18,977'7 118'2 - 652'3 - 652'3 - 534'1 - - - 534'1 -
1952 -

BlS) 19,623'4 19,781'2 157'8 - 1,827'1 1,309'4 517'7 - 359'9 836'1 1.730'3 + 894'2 - 534'3 

Vl9) 18,859'5 18,977'7 118'2 - 652'3 - 652'3 - 534'1 - - - 534'1 -
1953 . B2Ü) 795'5 1.502'3 814'0 688'3 + 107'2 657'2 21,121'8 21,917'3 - 857'1 + 199'9 - 307'l 

V2l) 21,366'0 20,713'3 - 652'7 1.160'0 - 1,160'0 - 1,812'7 - - - 1.812'7 -
1954 

22,916'6 1,972'3 885'3 1,087'0 + 524'5 684'4 B22) 24,528'1 1,611'5 - 2,077'5 + 1,393.'1 - 1,917'6 
I 

Fußnoten siehe nädme Seite, Fortsetzung näd>ste Seite, 

..MIIIIo!' ·1 
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I 

Beilage A 
(Fortsetzung) 

--------- -_.-

, 
Rechnungs- Budget{Haushalts)gebarung 
grundlage: Anlehensgebarung 32) Zusammen 

V= Bundes-
Ordentliche Gebarung Außerordentliche Gebarung 

Jahr 
I Oberschuß! 

Gesamtgebarungs-

Ausgaben I 
I voranschlag 

Abi Eiri- Aus- I Ein- ! 
abgang (-) 

Ein- I Oberschuß (+) 
B = Bundes- usga en h Abgang gaben 31) nahmen 31) 

Abgang überschuß (+) nahmen Abgang (-) Abgang lüberschuß na men 
rechnungs-
abschluß Millionen Schilling 

V 23) 23.043'2 I 22.173'5 - 869'7 1.730'6 - 1.730'6 - 2.600'3 

123"71 

- - 2.600'3 -
1955 

B24) 26.882'3 27.592'1 2.015'9 1.718'3 + 23'4 985'1 709'8 - 297'6 - 1.008'5 147'1 -
V25) 27.244'2 26.035'6 - 1.208'6 964'4 - 964'4 - 2.173"0 - - - 2,173'0 -

1956 
B26) 29,424'4 30.014'2 589'8 - 1,669'1 301'4 1,367'7 - 777'9 149'8 578'0 + 428'\3 349'7 -
V 27) , 31,811'9 30,951'9 - 860'0 711'6 - 711'6 - 1,571'6 - - 1,571'6 -

1957 
B 28) 34:454'1 34,754'1 300'0 - 1,824'8 279'6 1.545'2 - 1,245'2 3,098'1 1,270'2 - 1.827'9 3,073'1 -

'- v---
1945/1957 B 202,849'6 209,240'6 . 6,391'0 - 19,634'0 7,328'2 12,305'8 - 5,914'8 21,623'0 29,105'4 + 7,482'4 1,567'6 33) 

1958 V 29) 37,264'5 36,278'3 - 986'2. 1.707'2 - 1,707'2 - 2,693'4 - - - 2,693'4 -

1959 V 30) 37,458'1 36,467'1 - 991'0 2,968'7 0'0 2,968'7 - 3,959'7 - - - 3,959'7 -

1) Fassung des BV A. 1938 mit Bruttodarstellung der Gebarung der Bundesbahnen und des Post- tO) Bundesgesetz vom 22. April 1953, BGBI. Nr. 49. ' 
sparkassenamtes gleich der Fassung der Bundesvoranschläge der Jahre 1945 bis 1959. Für die Aktivitätsbezüge 20) Genehmigt mit Bundesgesetz vom 24. November 1954, BGBI. Nr. 269. 
und Pensionen der Volks-, Haupt- und Berufssihullehrer war im BV A, 1938 nicht vorgesorgt gewesen; 21) Bundesgesetz vom 15. Dezember 1953, BGBL Ni, 26/1954, einschließlich des Nachtrages gemäß 
dieser Aufwand wurde im Jahre 1938 von den Ländern getragen, betrug damals rd. 180 Millionen SdlilJing Bundesgesetz vom 2. Juni 1954, BGBI. Nr. 127. 
für aktive Bedienstete und rd. 60 Millionen Schilling für Pensionspaneien und ist in den ausgewiesenen '2) Genehmigt mit Bundesgesetz vom 18. Nove",ber 1955, BGBI. Nr. 226. 
Voransdrlagsziffern enthalten. ' 23) Bundesgesetz vom 15. Dezember 1954, BGBL Nr. 27/1955. 

') Gebarung ab Beginn der österreichischen Kassentätigkeit (April/Mai 1945). "') Genehmigt mit Bundesgesetz vom 6. November 1956, BGBI. Nr. 210. 
3) Genehmigt mit Bundesgesetz vom 21. Feher 1948, BGBI. Nr. 47. :lf') Bundesgesetz vom 19. Dezemher 1955, BGBI. Nr. 12/1956. 
') Bundesgesetz vom 29. Mai 1946, BGBI. Nr. 126. "'J,Bundesgesetz vom 2. Dezemher 1957, BGBL Nr. '246. 
5) Genehmigt mit Bundesgesetz vom 17. März 1948, BGBL Nr. 65. "1) Bundesgesetz vom 13. Dezember 1956, BGBL Nr. 6/1957, 
6) Bundesgesetz vom 11. Dezember 1946,BGBI Nr. 24/1947. 28) Bundesgesetz vom =. Dezember 1958, BGBI. Nr. =. 
') Genehmigt mit Bundesgesetz vom 24. November 1948, BGBI. Nr. 246. 29) Bundesgesetz vom 12. Dezember 1957, BGBL Nr, 1/1958. 
') Bundesj;esetz vom 18. Dezember 1947, BGBL Nr. 25/1948. 30) Bundesgesetz vom -. Dezember 1958, BGBL Nr. 1/1959. 
') Einschheßlich eines Nachtragskredites von 600 Millionen Schilling gemäß Bundesgesetz vom 31) Die bei den Bundesr~nungsabschlüssen ausgewiesenen Ein"nahmen der außerordentlichen Gebarung 

16. Dezember 1948" BGBL Nr. 43/1949. sind fast zur Gänze Freigaben aus Hilfskonten, und zwar insbesondere ERP-Hilfskonten. Gleichhohe Ausgaben-
101 Genehmigt mit Bundesgesetz vom 11. Jänner 1950, BGBI. Nr. 43. beträge sind jeweils in den Erfolgsziffern des gleichen Jahres enthalten. In den Bundesvoranschlägen wurden 
11 Bundesgesetz vom 18. Dezember 1948, BGBI. Nr. 44/1949. für die Freigahen aus den Hilfskonten und der daraus zu tätigenden Ausgaben jeweils aber nur VerredlDungs- , 
12) Genehmigt mit Bundesgesetz vom 22. November 1950, BGBI. Nr. 241. ansätze 'ohoe Ziffernbeträge vorgesehen. 
13) Bundesgesetz vom 17. März 1950, BGBI. Nr. 84. ") Anleiheerlöse werden nach den österreichischen Haushaltsvorschriften rsonden von der Haushalts-
") Genehmigt mit Bundesgesetz vom 15. Dezember 1951, BGBL Nr. 15/1952. gebarung wirksam in einer sogenannten "Anlehensgebarunfl verrechnet. Außer em können auf Grund von 
15) Bundesgesetz 'vom 15. Dezember 1950, BGBJ. Nr. 37/1951, einschließlich des Nachtrages gemäß Sondergesetzen auch noch andere Gebarungen in der An ehensgebarung verrechnet werden. Laut Bundes-

Bundesgesetz vom 2·5. Juli 1951, BGBI. Nr. 187. haushaltsverordoung wird eine Veranschlagung der Ausgaben und Einnahmen der Anlehensgebarung iin Bundes-
16) Genehmigt mit Bundesgesetz vom 20 .. Mai 1953, BGBI. Nr. 81. voransdUa~ nidlt vorgenommen. . 
17) Bundesgesetz vom 17. Dezember 1951, BGBI. Nt. 14/1952, einschließlich der Nachträge gemäß 3 Aus diesem Oberschuß werden auch die Anschaffungen für den Dienstgütervorrat der österreichischen 

Bundesgesetze vom 25. Juni 1952, BGBI. Nr. 135, und vom 16. Juli 1952, BGBL Nr. 153, ' Bundesbahnen (Stand Ende 1957 rund 750 Millionen Schilling) getätir,: diese Anschaffungskosten werden 
iS) Genehmigt mit, Bundesgesetz vom 3. Dezember 1953; BGBI. Nr. 9/1954. jeweils nach Maßgabe der Inanspruchnahme des Vorrates der haus altsmäßigen Verrechnung zugeführt. 
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Beilage B 

Kassenbestände und Finanzschulden des Bundes. 

Schließliche Kassenbestände 1) 
NichtfäIIige Finanzschulden 2) 

am Ende des Jahres Veränderungen im Stande gegenüber dem Vorjahr 

Jahr 
Stand am mit Geldgebarungen . ohne Geldgebarungen I Zusammen: Ende des Tilgungszahlungen zu I Tilgungszahlungen zu Lasten der I 

I 
nicht ver-I rf" bis Jahres Lasten der Zugänge I Nettosumme : I I durch-

Zugänge N~ttosumme: Nettotilgung (_) 
fügbar 3) ve ug ar umme Haushalts- I Anlehens-

Tilgung (-) Haushalts- Anlehens- laufenden Tilgung (-) 

gebarung gebarung 4) Zugang (+) gebarung gebarung Gebarung 4) Zugang (+) Nettozugang (+) 

Millionen Schilling 

1938 94°) 48°) 142 6) 3.~95 I 
1945 6) 6) 1.637 2.721 

1946 6) 6) 840 13.915 

1947 6) 6) 1.058 12.834 

1948 1.014 634 1.648 11.286 
1949 2.588 923 3.511 10.985 

1950 4.146 749 4.895 11.496 
1951 5.084 572 5.656 10.545 

1952 5.440 465 5.905 10.865 

1953 5.426 917 6.343 13.671 394 468 591 
1954 4.975 2.624 7.599 13.354 443 191 1.462 

1955 5.077 1.179 6.256 12.746 744 117 4 
1956 4.520 1.231 5.751 13.020 401 76 470 
1957 1.179 12) 1.029 2.208 10.957 263 224 1.135 

1) Bestände laut Bundesrechnung,abschluß, und zwar einschließlich der aus fremden Geldern, die 
nicht gesondert erfaßbar sind. 

0) Aufgliederung nach den einzelnen Schuldverpflichtungen siehe Seite 37 bis 40. 
3) In dieser Summe sind die für die Kassenverwaltung nidlt verfügbaren, auf Sonderkonten bei 

der Oesterreichisthen Nationalbank hinterlegten Schillinggegenwerte für ERP-Lieferungen, die für Pro
duktivitätsförderung abgezweigten Guthaben, die Guthaben des Counterpart-Verwendungsfonds und andere 
zwed<gebundene Guthaben enthalten. 

') Verrechnet in der Anlehensgebarung. ') Kassenbestände am· Anfang des Jahres. 

6) Im Bundesrechnungsabschluß dieses Jahres erfolgte keine Trennung in verfügbare und nicht 
verfügbare Kassenbestände. 

7) Zuwachs durch die erstmalige Ausgabe der auf Schilling lautenden Banknoten (rd. 10'2 
Milliarden Schilling) und durch Schatzscheinbegebung (rd. 0'8 Milliarden Schilling). 

S) Wesentlichste Gebarungen :. Mild. 5 

1'6 
0'2 

Wiedereinbeziehung der Verpflichtungen aus der Zeit vor dem 1. und 2. Weltkrieg auf 
Grund internationaler Vereinbarungen Zum Zwecke der Wiederaufnahme des Anleihedienstes 
für diese Bundesverpflichtungen . . . . . . . . . . . . . . . . • . . . . . • . . . 
Erstmalige Einbeziehung der Britischen Reliefkredite nach Regelung des Anleihedienstes 
Begebung von Schatzscheinen zur Sicherstellung des Erlages der österr. Quote für den 
Internat. Währungsfonds u. die Internat. Bank für Wiederaufbau u. WirtSchaftsförderung 1'2 

...... ~ , 

I 

+ 11.194 7) 

1.081 

1.548 

301 

+ 511 

951 

+ 320 

- 271 + 3.077 8) + 2.806 

+ 828 1.170 25 - 1.145 9) 317 

- 857 12 7 34 302 + 249 10) 608 

7 2 16 10 309 + 281 11) + 274 

+ 648 2.966 14 269 13) - 2.711 2.063 

9) Wesentlichste Anderungen: MIld. Schilling 
Neubewertung der Caisse-Commune-Werte und sonstigen Verpflichtungen aus der Zeit 
vor dem 1. Weltkrieg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . • . . . . . . . . • . 0'6 
Einziehung des größten Teiles der gemäß § 27 WSchG. zur Förderung der Liquidität 
der Kreditunternehmungen zur Verfügung gestellten Bundessdtatzsmeine . . . . . . . 0"5 

'0) Hievon 155 Mill. SchiHing aus der Begebung von Bundesschuldverschreibungen aus Anlaß des 
Entschädi~ungsgesctzes für verstaatlichte Betriebe. 

') Hievon 157 Mill. Schilling aus der Begebung von 3% Rekonstruktionsschuldverschreibungen 
und 96 Mill. Sdlilling aus der Begebung von Bundesschuldverschreibungen aus Anlaß des Entschädigungs
gesetzes für verstaatlichte Betriebe. 

Mill. S 

") Schillinggegenwerte für ERP-Hilfslieferungen 857 
Produktivitätsförderungs-Kreditkonto . . . . 75 
Counterpart· Verwendungsfonds . • 90 
Andere zwed<gebundene Guthaben. 157 

zusammen . 1.179 
13) Hievon 38 Mill. S infolge Inkrafmetens der Wertsicherungsklausel bei der 41/,"foigen und 5"!oigen 

Tranche der Energieanleihe 1953,22 Mill. S aus der Begebung von 40 j"igen Bundesschuldverschreibungen·1955, 
49 Mill. S aus der Begebung von 3"1oigen Rekonstruktionsschuldverschreibungen, 103 Mill. S aus der Bege
bung von 4°/oigen Bundesschu1dverschreibungen, begeben auf Grund des Versidterungs-Wiederaufbaugesetzes, 
28 Mill. S aus der Begebung von 2 0j"igen Bundesschuldverschreibungen 1947 sowie 29 Mill. S aus Anleihen 
Osterreichs vor 1938 . 

11 
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Beilage C 

Langfristiges Investitionsprogramm des Bundes für die Jahre 1954 bis 1963.1) 

1954 

Pro- I Er
gramm; folg 2) 

I 

1955 

Pro- i Er
gramm folg 2) 

1956 

pro-/ Er
gramm, folg 2) 

1957 1958 1959 1960 11961 11962 11963 1 Summe 

Pro- Er- ro- Pro-

I 
, P 

I 
vor., . I Vor-

gramm folg 2) gramm s~~ gramm schl~~) Programm 

Millionen Schilling 

Post ~/~I~/~I 249 /~I~/~I~/~I~/~L_!~I_, _'_'1_, _' _,/_, _'_'I 1,5604) I 

Bu n';d e s b ahn e n : 

Elektrifizierung 

Bahnhöfe, 

Bauliche Anlagen 

Streckenverbesserungen 

Fahrpark 

Bundesbahnen (Summe) , 

Autobahn, 

398 420 380 406 380 334 380 425 380 380 380 250 380 3,8~ I, 380 I 240 
67 35 80 71 73 104 20 46 20 27 20 34 
15 38 31 27 24 27 25 21 27 96 28 68 30 

30 " ' '" ' , 28 15 88 52 99 34 98 26 70 30 303 ßO 30 . , , , • , 
39 48 105 129 105 19 116 117 135 135 143 123 151 114 - --'- --------------

601 778' 591 554 I 380 I 240 547 556 684 685 681 518 639 635 632 638 

100 1~1_!~.cU~I.~.J~I~I~~~~I~I~I~I_'_'_'I~1 

3,678 
280 
210 
473 11 

908 

5,549 

3,000 

Summe, ~40 10,109 ~/~I1.372 11.328 L!.:380 11.173 11,340 /1,242 11.364 11.470 11.298 11.493 11.051 I~I~,_-, _I 11 

i) Zur Gänze in der außerordentlichen Gebarung verrechnet. Das Programm ist in der ursprünglichen Fassung dargestellt. Die voraussichtlimen Gesamtkosten werden q.nter Berücksidltigung von Kosten .. 
steigerungen, erforderlidt gewordenen Umplanungen u. ä. nach AbsdUuß der diesbezüglichen Berechnungen ausgewiesen werden. 

') Laut Bundesredmungsabschluß. . 
I) Aus konjunkturpolitischen Gründen' wurden im Bundesvoranschlag 1959 die Kredite für das langfristige Investition'programm nicht in voller Höhe der vorgesehenen Jabresquote veran,chlagt. 

Im Bundes6nanzge,etz 1959 wird aber das Bundesministerium für Finanzen ermächtigt, wenn eS die kpn;unkturelle Lage erfordert und die Situation am Kreditmarkt gestattet, -Überschreitungen der finanz-
gesetzlichen Ansätze der außerordentlichen Gebarung bis zur Höhe der für dieses Jahr im langfrisdgen Investitionsprogramm vorgesehenen Investitionsquote z.u bewilligen. I 

') Vollautomati,ierung des gesamten Fernsprechnetzes, Fertigstellung des Koaxialkabelnetzes, Ausbau des ülirigen Kabelnetzes, Herstellung von Richtfunkübertragungsstrecken, Hochbauten 
im Zuge der Automatisierung des Fernsprechnetze. • . . . . . • • . • . . . • • • . . . . . • . . . . . . . • . . . . • . . . . . • . . . . . . • . . . • . . . . . . . . . . . . 1.416 MiU. 5 
Bahnpostämter Wien-West und Wien-Südosc . . . • . . . . • • . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . • . . .. . • . • . . • • . . . . • . . . . . . . . . . . 144 Mill. 5 

Summe. 1.560 Mill. 5 . 

(") 
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Beilage D 
Aufgliederung der Gesamtgebarung nach wirtschaftlichen und haushaltsrechtlichen 

sowie funktionellen Gesichtspunkten. 
~- -- ~-----_ .. _- -------

Aufgabenbereime 

Erziehung Wohlfahrt (S) Wirtsmaft (W) übrige Gebarung (H) 

Bundesremnungsabsmluß und 
Soziale Wohnungs- Straßen Land- u. Industrie, Staats- u. Obri~e Anlehens- u. 

1957 Kultur . Gesundheit Forst- Handel u. 
Landesver-

Rechts- Hohelts- Vermögens-Wohlfahrt bau u. Verkehr teidigung 
(K) (Gh) (SW) (Wb) (Tr) wirtschaft öff. Dienste (Lv) sicherheit verwaltung gebarung 

(Lf) (ID) (St) (Hv) (Vg) 

Millionen Smilling 

Verwaltungsaufwand (V): 

Persönlime Ausgaben . . . . . . . 2.180'796 26'530 156'039 & ••• 37'973 73'576 139'436 254'419 1.200'701 988'770 · ... 
Samlime Ausgaben , . . . , , , , 91'535 3'999 17'788 · ... 10'128 14'682 41'772 98'748 250'547 252'132 10'873 

Verwaltungsaufwand (Summe) . 2,272'331 30'529 173'827 · ... 48'101 '88'258 181'208 353'167 1'451'248 1,240'902 10'873 

'Zweckaufwand: 

Anlagen:. 

Gesetzlime Verpflimtungen (AnjG) 1) . . . .. . . . .. · ... . . . . 0'301 136'843 · ... · ... . . . . · ... 
Ermessenskredite (An) 1) , , , . . 227'754 5'236 2'683 2,650'269 62'463 151'692 272'445 7'621 78'638 46'101 

Anlagen (Summe) . 227'754 5'236 2'683 · ... 2,650'269 62'764 288'535 272'445 7'621 78'638 46'101 

Förderungsausgaben : 

Gesetzlime Verpflichtungen (FjG) 1) . . . . 688'198 · ... 11'860 5'133 24'941 · ... · ... 0'001 · ... 
Ermessenskredite (F) 1), , , . . , 94'616 13'340 602'251 245'271 59'226 768'550 818'632 0'282 3'583 61'967 -.... 

" Förderungsausgaben (Summe) . 94'616 13'340 1.290'449 245'271 71'086 773'683 843'573 0'282 · ... 3'584 61'967 

Aufwandskredite : 

Gesetzliche Verpflichtungen'(AjG) 1) 173'256 21"422 5,365'968 0'223 598'590 68'957 345'334 10'229 17'184 210'025 2,389'256 
Ermessenskredite (A) 1) . . . . . 255'443 11'785 128'885 · ... 2,114'145 157'788 520'535 1.018'387 96'978 242'396 671'845 
Persönliche Ausgaben (AjG) . . . 149'396 1'780 . . . . · ... 6,203'140 246'304 147'260 · ... · ... 2.222'019 · ... 

Aufwandskredite (Summe) . 578'095 34'987 5,494'853 0'223 8,915'875 473'049 1.013'129 1.028'616 114'162 2,674'440 3,061'101 

Zweckaufwand (Summe) . 900'465 53'ö63 6,787'985 245'494 11,637'230 1.309'496 2,145'237 1.301'343 121'783 2,756'662 3,169'169 

Gesamtsumme . 3,172'796 84'092 6,961'812 245'494- l1,68Q'331 1.397'754 2,326'445 1.654'510 3,227'541 3,997'564 3,180'042 
..... =v , 

'- '= "" -
7,291'398 15.409'530 10,405'147 

------

hievon 

Summe außer-
ordentIime 
Gebarung 

5,058'240 · ... 
792'204 · ... 

5.850'444 · ... 

137'144 · ... 
3,504'90~ 1,333'061 

3,642'046 1,333'061 

730'i33 7'377 
2,667'718 481'926 

3,397'851 489'303 

9,200'444 · ... 
5,218'187 2'409 
8,969'899 · ... 

23,388'530 2'409 

30,428'427 1,824'773 

36.278'871 1,824'773 

2) 

1) Nur sachliche Ausgaben. 
') Die Gesam~rbarungsziffer stimmt mit der des Bundesrechnungsabschlusses 1957 überein, einzelne Teilbeträge weichen geringfügig (maximal 134.000 Schilling) von den im Rechnungsabschluß 1957 aus-

gewiesenen Beträgen i olge erforderlicher Korrekturen ab . 

... , 

~ 
~ 
~ 

Cl 
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Beilage D 
(Fortsetzung) 

Aufgliederung der Gesamtgebarung nach wirtschaftlichen und haushaltsredttlichen sowie funktionellen Gesichtspunkten. 

Aufgabenbereiche 

Wohlfahrt (S) Wirtschaft (W) übrige Gebarung (H) 

Bundesvoranschlag 1959 
Erziehung hievon 

und 
Gesundheit I Soziale I Wohnungs-

Straßen I Land- und I Industrie, I Staats- und I übrige I Anlehens- u. Summe außer-
Kultur . und Forst- Handel und La,!d.es- Rechts- Hoheits- Vermögens- ordentliche 

(K) (Gh) Wohlfahrt bau. Verkehr wirtschaft öff. Dienste verteIdIgung sicherheit verwaltung gebarung Gebarung 
(SW) (Wb) (Tr) (Lf) (ID) (Lv) (St) (Hv) (Vg) 

Millionen Schilling 

Verwaltungsaufwand (V): 
Persönliche Ausgaben . , , '. 2,271'314 31'881 178'270 · ... 44'248 82'954 147'637 491'779 1,242'212 952'144 · ... 5,442'439 · ... 
Sachliche Ausgaben , . . , , 106'184 5'020 20'693 · ... 6'948 19'531 48'398 121'434 261'062 272'614 6'189 868'073 · ... 

I 

Verwaltungsaufwand 
(Summe) , 2,377'498 36'901 198'963 · ... 51'196 102'485 196'035 613'213 1,503'274 1,224'758 6'189 6,310'512 · .... 

Zweckaufwand: 

Anlagen: . 
I Gesetzliche Verpflichtungen 

(AnjG) 1) , , , •• , , . . . . .... . ... · ... 3'800 0'460 11'133 · ... · ... . ... · ... 15'393 11,001 
Ermessenskredite (An) 1) 351'548 7'732 8'406 5'000 3,248'079 77'559 57'551 377'292 2'416 112'888 90'518 4,338'989 2,464'664 

., 

Anlagen (Summe) , 351'548 7'732 8'406 5'000 3,251'879 78'019 68'684 377'292 2'416 112'888 90'518 4.354'382 2,475'665 

Förderungsausgaben : 
Gesetzliche Verpflichtungen 
(FjG) 1) , , , , , , , , . . . . 40'000 891'550 0'006 18'000 7'060 247'450 · ... · ... . ... · ... 1,204'066 244'400 

Ermessenskredite (F) 1) . , 119'790 17'479 239'062 337'363 221'808 683'895 292'082 0'100 · ... 3'252 68'357 1,983'188 210,004 
Förderungsausgaben 

(Summe) , 119'790 57'479 1,130'612 337'369 239'808 690'955 539'532 0'100 " ... 3'252 68'357 3,187'254 454'404 

Aufwandskredite : 
Gesetzliche Verpflichtungen ' 
(AjG) 1) . . , , , . , . 263'968 23'216 6,480'603 5'850 615'916 98'593 438'338 92'626 25'287 2,222'116 2,449'643 12,716'156 · ... 

Ermessenskredite (A) 1) , . 188'692 24'582 124'825 0'058 1,952'179 167'040 523'572 1,029'793 70'172 173'719 422'424 4,677'056 38,601 
Persönliche Ausgaben (AjG) 139'351 1'758 . . . . · ..... 6,354'299 265'636 192'371 · ... 1'520 2,226'479 · ... 9,181'4i4 · ... 
Aufwalldskredite (Summe) , 592'011 49'556 6,605'428 5'908 8,922'394 531'269 1.154'281 1,122'419 96'979 4,622'314 2,872'067 26,574'626 38,601 

Zweckaufwand (Summe) . 1,063'349 114'76.7 7,744'446 348'277 12,417'081 1.300'243 1,762'497 1,499'811 99'395 4,738'454 3,030'942 34,116'262 2,968'670 

Gesamtsumme . 3,440'847 151'668 7,943'409 348'277 12,465'277 1,402'728 1,958'532 2,113'024 1.602'669 5,963'212 3,037'131 40,426'774 2,968'670 
'- '"'v 

J, v- " -v 

t) Nur !;:achliche Auo;;~aben. 
8.443'354 15,826'537 12.716'036 

ö 

I::.:l 
I::.:l 
~ 
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Beilage D1 

Die wesentlichsten Überweisungen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden .. 

Bundesrechnungsabschluß r Bundesvoranschlag 

1953 I 1954 I 1955 I 1956 I 1957 1958 I 1959 

Millionen Schilling 

Leistungen des Bundes. 

Ertragsanteilekopfquoten -Ausgleich der 
Länder ....... : ... 47'8 49'8 56'0 56'6 134'6 156'0 170'0 

Grundsteuerbeihilfen (an Gemeinden) 5'3 5'2 5'1 5'4 ·4'9 6'0 6'0 
Finanzzuweisungen an Gemeinden mit 

Salinenbetrieben . . . - - - 1'9 1'9 2'0 2'0 
Finanzzuweisungen an Bundesbahn- und 

Post-Betriebsgemeinden - - - - - - 1) 20'0 
Einmalige Zweckzuschüsse des Bundes (an 

Länder) 2'7 16'4 27'9 1'1 1'1 5'3 12'6 
Bundes - Gewerbesteuerspitzenausgleich : 

Leistungen an die Länder .... - - - - - - 1) 130'0 
Zweckzuschuß bei Katastrophenschäden (an 

Länder) - - - - - - 2) 10'0 
Klinischer Mehraufwand (an Länder) 17'8 30'7 20'7 22'8 36'8 60'0 74'0 
Ertragsanteile 

des Bundes: 
an den öffentlichen Abgaben 

an Länder 2,354'6 2,306'2 2,404'0 2,739'6 3,137'9 3,540'1 3.245'4 
an Gemeinden 1,165'5 1,101-3 1,147'2 1,313'1 1.555'3 1,775'9 . 1.816'1 

Gewerbesteuer' (an Ge~einden) 1.454'5 1.604'0 1.638'0 1,743'8 2,043'1 2,100'0 2,200'0 
Feuerschutzsteuer (an Länder) 32'8 32'5 35'2 36'5 40'0 40'0 50'0 
Anteil am Beitrag vom Einkommen für die 

Wohnbauförderung (an Länder) . • - - 105'2 214'3 280'3 355'0 340'0 
Bundeszusatzabgabe von Spielbanken: 

an Länder ..•........ 0'9 1'1 2'2 3'4 3'7 3'0 3'5 
an Gemeinden 0'9 1'1 2'2 3'4 3'7 3'0 3'5 

Anteile der Länder und der Stadt Wien am 
Aufkommen des Kulturgroschens 15'1 17'4 22'4 24'2 26'5 22'7 22'7 

Förderung der darstellenden Kunst (Überweisungen 
an Gemeinden gemäß § 13 [4] FAG) - - - - - - 1) -

Leistungen an Länder (Summe) . 2.471'7 2,454'1 2,673'6 3,098'5 3,660'9 4.182'1 4,058'2 
Leistungen an Gemeinden (Summe) . 2,626'2 2,711'.6 2.792'5 3,067'6 3,608'9 3.886'9 4,047'6 

Gesamtsumme. 5,097'9 5.165'7 5.466'1 6,166'1 7,269'8 8.069'0 8,105'8 , 

. 

0 

I) Verrechnungsansatz. 
') 1959 erstmalig veransmlagt. 
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..ch Beilage D1 

Die wesenth sten (Fortsetzung) 

überweisungen zwischen Bund, Ländern und Gemeinden. 

Bundesrechnungsabschluß I Bundesvoranschlag 

1953 \ 1954 \ 1955 \ 1956 I 1957 1958 I 1959 

Millionen Schilling 

Leistungen der Gebietskörperschaften. 

Rückzahlungen der Länder von Zweck-
zuschüssen des Bundes . , , , ,'. . . - 0'1 0'1 0'3 0'7 0'7 0'5 

Bundes - Gewerbesteuerspitzenausgleich : 
Beitrag der Bundeshauptstadt Wien als 

Gemeinde - - - - - - 1) 20'0 
10 0joiger Beitrag der Länder, - - - - - - 1) 10'0 

Beiträge der Länder und der Stadt Wien zum 
Pensionsaufwand der Pflichtschullehrer , 0'1 - 0'3 0'1 0'1 0'1 0'1 

Beiträge der Gemeinden zum Polizeiaufwand 53'2 44'3 57'6 49'8 49'4 52'0 52'0 
Beiträge der Länder zum Personalaufwand 

der Volks-, Haupt- und Sonderschulen , 27'4 32"4 35'4 20'8 38'2 15'0 13'0 
Beiträge der Länder zum Personalaufwand 

der gewerblichen, kaufmännischen und 
hauswirtschaftlichen Berufsschulen 20'1 24'6 30'5 .42'2 50'1 56'5 59'9 

Anteil des Landes Salz burg am Gebarungs-
1'1 abgang des Mozarteums , , , , . , . , 0'2 0'4 0'5 0'7 0'9 1'0 

Anteil der Stadt Salzburg am Gebarungs-
abgang des Mozaneums " 0'2 0'4 - 1'2 0'8 1'1 1'0 

Beitrag der Stadt Wien (als Land) zum Sach-
aufwand des Stadtschulrates , - - 0'8 0'4 0'4 0'6 0'9 

Beiträge der. Länder zum· Ausgleichsfonds 
für Familienbeihilfen , - - 122'2 122'2 122'2 122'2 122'2 

Einbehaltene Gewerbesteueranteile für die 
gewerbliche Selbständigenversicherung (von 

1) Gemeinden) - - - - - - 132'0 

Beiträge der Länder zum Personalaufwand 
der landwirtschaftlichen Berufs- und Fach-
schulen. 7'4 8'7 11'2. 13'9 16"4 20'9 20'1 

Leistungen der Länder (Summe) , 55'2 66'2 201'0 200~6 229'0· ·217'1 227'7 
Leistungen der Gemeinden (Summe) . 53'4 44'7 57'6 51'0 50'2 53'1 205'0 

Gesamtsumme . 108'6 110'9 258'6 251'6 279'2 270'2 432'7 

, 

') Verredmungsansatz. 
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Beilage D2 

Aktiva 

Das Bundesvermögen. 

Stand am 
31. 12. 1957 

Voraussichtliche Veränderungen 
im Jahre 

1958 1959 

Millionen Schilling 

A. Hoheitsverwaltung (Haushalts-, ERP- und Anlehensgebarung). 
Bare Kassenbestände, Bankguthaben und Wertpapierbestände 1a) 
An Dritte zur treuhändigen Verwaltung übergebene Bundesmittel 
Kapitalsbeteiligungen des Bundes 2) 
Inventargegenstände D) • 
Materialien 
Pfandrechte und sonstige Rechte 
Unbewegliches Bundesvermögen b) • • 
In den Kassenbeständen nicht enthaltene Rücklagen 
Fällige und ·nichtfällige Bundesforderungen : 1) 

Hoheitsverwaltung : Zahlungsrückstände . 
Anweisungsrückstände 
überzahlungen " . . 
Nichtfällige Verwaltungsforderungen . . . 

ERP-Gebarung: 
Forderungen der unwirksamen Gebarung . 
Zahlungsrückstände ........ . . 
überzahlungen . .' . . . . . . . 
Nichtfällige Verwaltungsforderungen 

ß. Monopole und Bundesbetriebe. 1) 9) 
Anlagevermögen : 

Grundstücke und Gebäude 
Anlagen .•....•.•... 
Maschinen und maschinelle Anlagen 
Fahrzeuge •••. 
Sonstiges Inventar 

Umiaufvermögen: 
Bare Kassenbestände, Bankguthaben und 

Forderungen (fällige und nichtfällige) 
ab: Konto Finanzverwaltung 10) 

Vorräte und Materialien. 
Posten der Rechnungsabgrenzung 

Kapitalausgleich 

Osterreichische Bundesbahnen: 

W ertpa pierbestände 

825 
12 

Bare Kassenbestände, Bankguthaben und Wertpapierbestände 
Inventargege~stände . 
Materialien 
Unbewegliches Bundesvermögen . . . . 
Fällige und nichtfällige Bundesforderungen . . . . 
Dienstgütervorrat der Osterreichischen Bundesbahnen 

1) Laut Bundesrechnungsabschluß. 
1a) Wen:papierbestände Zum Nennwert.-
') Laut Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz 1959, Beilage N. 

1) 1.834 
1) 175 
3) 
6) 678 
6) 132 
7) 
8) 16.166 

-

3.409 
0 

19 
2.029 

669 
23 
0 

3.657 

5.693 
3.881 

196 
394 
155 

430 

813 

655 
94 
16 

68 
7) 
7) 
7) 

. 387 
987 

:1) 249 
115 

825 

90 

-1.572 

1.824 
89 

558 

-128 

") Nominalwert der Beteiligungen, vielfach noch Werte vor Erstellung.der Sdlil!ingeröffnungsbilanzen. 
') Einschließlich Aufwertungen. 
') Jährliche individuelle Abschreibungen (Wertberichtigungen) erfolgen nicht, da aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung die Vermögens

bestände im Bereiche der Hoheitsverwaltung bis zu ihrem Ausscheiden mit 50% der Wiederbeschaffungskosten bzw. der Anschaffungs- oder Her
stellungskosten bewertet werden. 

6) Laut gesonderter Erfassung, wobei der Bereich "Landesverteidigung" und Teilbereiche des Bundesministeriums für Unterricht noch nicht er
faßt sind. Kunstschätze und sonstige Sammlungen werden nid,t bewertet. Siehe auch Aufgliederung auf Seite 228/229 

') Zu diesem Zeitpunkt nicht. erfaßt. 
8) Laut gesonderter Erfassung, wobei Liegenschaften des Bundesheeres und Liegenschaften in Zusammenhang mit den Bundesstraßen sowie. ehemals 

deutschen Eigentums, so~eit letzteres nicht von Bundesbehörden benützt wird, noch nid1t zur Gänze erfaßt sind. Siehe auch Aufgliederung auf Seite 230. 
9) Mit Ausnahme der österreichischen Bundesbahnen, deren Schillingeröffnungsbilanz und laufende Vermögensrechnung noch nicht fertig

gestellt sind, wurden die Aktiva der Monopole und Bundesbetriebe aus nam doppischen Grundsätzen erstellten Vermögensrechnungen übernommen. 
Die Bilanz der Bundesbahnen soll erstmalig per 31. Dezember 1958 erstellt werden. . , 

10) Diese Forderungen an die Hoheitsverwaltung werden ausgeschieden, da bei der Hoheitsverwaltung eine diesbezügliche Schuldverpflichtung 
nicht ausgewiesen ist. 
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Das Bundesvermögen. 

Passiva 

A. Hoheitsverwaltung (Haushalts.., ERP- und Anlehensgebarung). 

Fällige und nichtfällige Bundesschulden: 1) 2) 
Hoheitsverwaltung : Zahlungsrüd!:stände 

Anweisungsrückstände . . . . . 
Oberzahlungen . . . . . . . • 
Nichtfällige Verwaltungsschulden . . 
Schulden der unwirksamen Gebarung 

ERP-Gebarung (Zahlungsrückstände) . 

Finanzschulden : Schulden aus Anleihen österreichs 
vor 1938 

Fremdwährungsschulden seit 1945 . 
Schillingschulden ~eit 1945 . 

99'5 
262 

9.700 

Summe . 10.957 

ab: die bei den Bundesbetrieben 
ausgewies~nen Anleihen 63 

Nicht verausgabte Reste aus zweckgebundenen Ein
nahmen 5) 

Rücklagen. 

B. Monopole und Bundesbetriebe. 6) 
Eigenkapital 
Wertberichtigungen : zum Anlagevermögen 

zum Umlaufvermögen 

Fremdkapital : 
Verbindlichkeiten 2) 

ab: Konto Finanzverwaltung 7) 

Anleihen 
Posten der Rechnungsabgrenzung 

österr~ichische Bundesbahnen : 

Fällige und nichtfällige Bundesschulden 2) • 

Nachrichtlich: Bundeshaftungen 

2.337 
773 

Stand am 
31. 12. 1957 

1.077 
300 

13 
2.496 

228 
5 

10.894 

1.501 
-

9.075 
852 

1 

1.564 

63 
11 

370 

12.050 

. 

227 

Beilage D 2 

(Fortsetzung) 

Voraussichtliche Veränderungen 
im Jahre 

1958 1959 

Millionen Schilling 

3) -960 

4) -829 -823 

- 100 220 

1) Laut Bundesrechnungsabschluß. ' 
2) Darüber hinaus wurden noch Verpflichtungen (Bestellungen u. ä.) eingegangen, die im Bundesrechnungsabschluß mcht als Bundesschulden 

nachgewiesen sind und am 31. 12.1957 betrugen: 2.978 Mill. S. 
3) Verpflichtungen aus dem Staatsvertrag, und Zwar: 1958 1959 

Zahlungen an die UdSSR 
Erdölabkommen .••.. 

MiIl.S 

Hilfsfonds (BGBI. 25/1956) . 

+2.720 
') Einschließlich bereits bekannter sonstiger Schuldenstandverminderung. 
5) Siehe Beilage M der Erläuterun\ien zum, Bundemnanzgesetz 1959. 
6) Die Ausführungen in Fußnote ) auf Seite 226 gelten sinngemäß. 
') Diese Schulden an die Hoheitsverwaltung werden ausgeschieden, da 

gewiesen ist. 

-500 
-410 , 

- 50 

- 960 

bei der Hoheicsv'erwaltuug eine diesbezügliche Forderung nicht aus-
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Zu Beilage D 2 

(siehe Seite 227) 

Ergebnis der Inventar-Hauptbestandsrechnung 1957 (Hoheits verwaltung) 1) 

Kenn-I 
ziffer 

I-si 
1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

10 

11 

12 

13 

14 

20 

21 

22 

23 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

40 

41 

Bezeichnung I 
Anschaffungs- bzw. 
Wiederbeschaffungs

wert in Mill. S 

Kenn-I 
ziffer Bezeichnung I Arndlaffungs- bzw. 

Wiederbeschaffungs
wert in Mill. S 

a) Gesamtergebnis c) Aufgliederung der Gegenstandsuntergruppen (Forts.) 

Inventar ·1 1.355'050 2) 

b) Aufgliederung nach Gegenstandsgruppen 3) 

Einrichtungsgegenstände , 

Fahrzeuge, ausgenommen Schienen-
fahrzeuge, 

Schienenfahrzeuge 

Maschinen und maschinelle Anlagen 

Geräte, Instrumente, Apparate und 
Werkzeuge, ; 

Bekleidung, Spezialausrüstung, 
Wäsche und Bettzeug 

Tierhaltung , 

Sammlungen 4) . 

294'276 

347'066 

5'610 

399'562 

261'728 

21'610 

25'198 

c) Aufgliederung nach Gegenstandsuntergruppen 3) 

Möbel 

Sonstige Einrichtungsgegenstände 

Raumheizungen 

Sicherheitseinrichtungen 

Sanitäre Anlagen 

Kraftfahrzeuge 

. Sonstige Landfahrzeuge 

Wasserfahrzeuge und schwimmende 
Anlagen 

Luftfahrzeuge, 

Lokomotiven für den. öffentlichen 
Verkehr (Normalspur) 

Lokomotiven für den nichtöffent
lichen Verkehr (Normalspur) 

Triebwagen mit Seibstantrieb(Nor-
malspur) , , 

Wagen o~e Selbstantrieb (Nor
malspur) 

Ausrüstung für Schienenfahrzeuge 
(Normalspur) .. , , , , , 

Schienenfahrzeuge (Schmalspur) 

Büromaschinen 

Motoren und Turbinen, ausge
nommen elektrische . , . . , , 

233'170 

33'168 

17'718 

2'264 

7'956 

229'980 

4'940 

104'656 

7'490 

0'238 

5'372 

172'934 

9'584 

42 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

Elektrische Generatoren, Motoren 
und andere rotierende elektrische 
Maschinen 

Kompressoren und Pumpen, 

Metallbearbeitungsmaschinen . 

Spezialindustriemaschinen 

Bau-, Bergbau-, Aushub- und ähn
liche Maschinen , , , , , . , 

Landwirtschaftliche Maschinen und 
maschinelle Einrichtungen , 

Verschiedene Maschinen und ma
schinelle Einrichtungen für all
gemeine Industriezwecke 

Ausrüstungen für die übertragung 
mechanischer Kraft, , , , , . 

Lüftungs- und Kühleinrichtungen 

Verteilungs- und Kontrolleinrich
tungen für elektrische Anlagen . 

Fördergeräte für Material, Hebe
züge, Aufzüge , 

Handwerkzeuge und Geräte , • 

54 Meß-, Kontroll-, Laboratoriums-, 
optische und andere dazugehörige 
Instumente, Apparate' und Aus
rüstungen 

55 Medizinische und verwandte In-
strumente, Apparate und Aus
rüstungen 

56 Photographische Apparate, Geräte 
und Ausrüstungen 

57. Fernverbindungs- und verwandte 
Einrichtungen 

58 Küchen- und Haushaltsgeräte 

59 Sonstige Betriebseinrichtungen 

60 Bekleidung 

61 

62 

70 

71 

80 

81 

82 

Spezialausrüstung 

Wäsche und Bettzeug 

Nutz- und Haustiere. 

Schautiere 

Archive 1) . 

Bibliotheken 4) . 

Wissenschaftliche Sammlungen 4) 

1) Ohne das Inventar im Bereidt des Bundesministeriums für Landesverteidigung und von Teilen des Unterrid1tsressorts. 
2} Davon Zugang aus Haushaltsmitteln 1957: S 173,870.000. 

9'624 

14'514 

26'670 

30'816 

110'218 

16'902 

7'694 

0'606 

7'374 

5'438 

13'658 

W604 

59'830 

3'968 

16'796 

75'724 

32'670 

42'666 

2'288 

17'050 

2'272 

18'780, 

6'418 

'} Der in dieser übersicht nicht gesondert ausgewiesene Zugang aus Haushaltsmitteln 1957 kann im Bundesministerium für Finanzen, Sektion TI, 
Abteilun~ 20 erfragt werden. . 

} Von einer Aufarbeitung des Inventars der Archive, Bibliotheken und wissenschaftlichen Sammlungen, (Gegerntandsgruppe 8, Gegenstands
untergruppen 80, 81 und 82) wurde wegen der schweren Einschätzbarkeit der Einheiten Abstand genommen. 
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229 

Zu Beilage D2 

(siehe Seite 227) 

Ergebnis der Material-Hauptbestandsrechnung 1957 (Hoheitsverwaltung) 1) 

Bezeichnung I Bestandswert ') Kenn-I Bezeichnung I Bestandswert ') 
'in Mitl. S ziffer in Mill. S 

a) Gesamtergebnis b) Materialgruppen (Fortsetzung) 

Material ·1 131'734 3 Betriebsstoffe '14'161' 
4 Lebensmittel , 24'596 

b) Materialgruppeh 5 Futtermittel . 4'657 

: I 
6 Ersatzbestandteile . . ~ ~ . . 15'146 

Baustoffe 16'456 7 Sonstige Vorräte einschließlich Alt-
Brennstoffe 15'391 material 41'327 

1) Ohne Materialbestände im Bereich des Bundesministeriums für Landesverteidigung und von Teilen des Unterrichtsressorts. 
2) Bestandswert = Marktpreis mit Jahresende. . 

Ergebnis der Inventar-Hauptbestandsrechnung 1957 (Monopole un'd Betriebe) 1) 

Davon I Anschaffungs- Zugang aus Wert-

Bezeichnung 
bzw. Wieder- I Haushaltsmittcln berichtigungen') 

beschaffungswert 1957, 

in Millionen Schilling 

a) Gesamtergebnis ~ 

Inventar 3) ·1 4.363'731 
\ 

383'693 I 750'083 

b) Aufgliederung nach Gegenstandsgruppen 

Einrichtungsgegenstände , . , 67'972 7'872 12'574 
Fahrzeuge, ausgenommen Schienenfahrzeuge 357'075 47'593 121'699 
Schienenfahrzeuge, , , , , , , , , , , , . 36'925 3'123 4'241 
Maschinen und masdlinelle Anlagen, , , , , , 196'000 ll'!}33 45'160 
Geräte, Instrumente, Apparate und Werkzeuge 3,659'963 304'938 556'032 
Bekleidung, Spezialausrüstung, Wäsche und Bettzeug " 45'796 8'234 10'377 
Tierhaltung , , , , , , , , , , , - - -
Sammlung, , , , , , , , - - -

1) Ohne österreichische Bundesbahnen. 
') Abschreibungen. 
") Buchwert mit Jahresende 1957: Mill. S 

4.363"731 
-750'083 

3.613'648 

\Ergebnis der' Material-Hauptbestandsrechnung 1957 (Monopole und Betriebe) 1) 

Bezeichnung 

a) Gesamtergebnis 

Bestandswert 2) 
in Mill.S 

1~ 71 Material , , , , , , ·1 655'405 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 

Baustoffe, . 
Brennstoffe . 
Betriebsstoffe 
Lebensmittel 
Futtermittel, , 
Ersatzbestandteile , , . , , " " 
Sonstige Vorräte einschließlich Altmaterial 

') Ohne. österreichische Bundesbahnen. 
') Bestandswert = Marktpreis mit Jahresende. 

b) Materialgruppen 

, . 
, , 

2'729 
2'405 

25'580 

0'305 
0'469 

623'917 
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230 

Zu Beilage D2 

(siehe Seite 227) 

Ergebnis der, Liegenschaftsbestandsrechnung des Bundes ftirdas Jahr 1957. 
, 'A. Hoheitsverwaltung. 1) 

I 
Ab- Menge mit Ende des Rechnungsjahres 1957 

Bestand schreibung Anzahl der 

Ge- sonsti- km 
Flächen- Raum-
ausmaß ausmaß mit Ende des Rechnungs- Par- bäude gen (Lauf. 

jahres in Millionen Schilling zellen (Ob- An- km) von 
Straßen 

jekte) lagen u, dgL ha I a 1m2 m3 

Insgesamt, 27.563'570 11.397'751 25.986 7.808 706 4.432 49.505 10 03 40,978.959 
davon: 

- ------
landwirtschaftlich genutzte 

Grundstücke 94'145 5.233 6.719 04 74 '. 
forstwirtschaftlich genutzte 

Grundstücke 26'426 503 3.309 20 40 
sonstige Grundstücke . 7.034'978 2.198'072 8.850 4.417 26.156 16 89 
Gebäude . " 17.349'719 8.686'220 7.684 40,086.613 
Gebäude/Grund 1.764'230 10.303 8.335 28 23 
mit dem Grundstück oder 

dem Gebäude fest verbun-
dene Maschinen und ma· -
schinelle Anlagen 42'394 21'172 " 131 1 08 

Sonderanlagen . 546'510 271'881 985 27 431 15 4.952 64 63 71.398 
Denkmäler ... 0'144 7 144 67 57 
im Bau befindliche Anlagen 

a) Gebäude. 693'833 220'406 97 1 40 820.948 
b) Grund 11'191 105 32 05 09 

1) Die Liegens<haften in Zusammenhang mit den Bundesstraßen sind nur zum Teil erfaßt. 

B. Monopole und Betriebe (ohne österreimisme Bundesbahnen). 

I 
Ab- Menge mit Ende des Rechnungsjahres 1957 

Bestand schreibung Anzahl der 

Ge- sonsti- km 
Flächen. ' Raum-
ausmaß ausmaß mit Ende des Rechnungs- Par- bäude gen (Lauf. 

jahres in Millionen Schilling zellen (Ob. An- km) von 
Straßen 

jekte) lagen u. dgl. ha I a 1m2 m3 • 

-
Insgesamt. " 5,955'120 101'917 121.606 6.952 1.153 755.828 82 91 6,634.958 
davon: - ---------
landwirtschaftlich genutzte 

Grundstücke 135'826 60.000 52.623 77 70 
forstwirtschaftlich genutzte 

Grundstücke • 1) 60.000 . 459.843 10 56 ' . 
sonstige Grundstücke 40'507 863 243.102 80 93 
Gebäude '. 1.339'992 101'406 6.952 '. 6,634.,958 
Gebäude/Grund 139'928 743 259 13 72 " 
mit dem Grundstück oder 

dem Gebäude fest verbun-
dene Maschinen und ma-
schinelle Anlagen 19'467 0'090 952 -

Sonderanlagen . 4.040'332 0'421 201 , 
Denkmäler '. . 
im Bau befindliche Anlagen 

a) Gebäude 239'068 . '. 
b)Grund 

') Der Wert der forstwirts<hafdi<h genutzten Grundstüdi;e im' Berei<h der Osterreichis<hen Bundesforste ist im Wert des stodi;enden Holzvorrates 
enthalten, der unter Sonderanlagen mitausgewiesen ist. , 

520 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)508 von 614

www.parlament.gv.at



~ 
~ 

~ 
" 
~ 

l 
!: 

1 

..... 
0':> 

" 

.. 
Beilage E 

Kap, 

9 

10 

12 
1a) 

Bezeichnung der betriebsähnlichen 
Verwaltungszweige 

Dienstküchenbetriebe der Bundespolizei 
Dienstküchenbetriebe der Bundesgen-

darmerie 
Ukonomie Sch~arzau 

Okonomie Gerasdorf 

Okonomie Rottenstein 

Okonomie Fraham und Erlenhof 

Okonomie Unterstrassergut , 

Okonomie Gurhof und Mautern 

Okonomie Münchendorf , 

Okonomie Eder- und Karlgut 

Okonomie Sonn berg 

Ziegelwerk Innsbruck 

Versuchswirtschaft Groß-Enzersdorf 

Tierärztliche Hochschule -Versuchsgut 

Universitätsturnanstalt in Wien 

Radiumstation in Wien 

Zahnärztliches Institut in Wien 

Tierspital der Tierärztlichen Hochschule Wien 

Zahnklinik Innsbruck 
Mikrofilmlaboratorium der Österreichischen Na

tionalbibliothek in Wien , , , , , , , 
Porträtsammlung der österreichischen National

bibliothek in Wien , , , 

Bundeskonvikt Wien II, Josef GaU-Gasse 
Bundeskonvikt Wien XIII, Himmel-

hofstraße 

Bundeskonvikt Krems (Titel 3/1 b) , 

Bundeskonvikt Horn für Knaben , 

Bundeskonvikt Horn für Mädchen , 

Betriebsähnliche Verwaltungszweige des Bundes. 

Bundesrechnungsabschluß 1957 Bundesvoranschlag 1958 I Bundesvoranschlag 1959 11 

Ausgaben I Einnahmen I ~~~:lu~-~+) Ausgaben I Einnahmen I ~~~:~&,1-l+) Ausgaben I Einnahmen I D~;:t,1-1+) 

0'161 

0'095 

0'305 

0'347 

0'076 

0'343 

0'269 

0'114 

0'282 

1'597 

0'695 

0'044 

1'435 

0'118 

0'720 
1'166 

0'417 

0'195 

0'051 

1'285 

0'623 

0'384 

0'596 

0'265 

0'312 

0'191 

0'476 

0'548 

0'165 

0'411 

0'540 

0'196 

0\387 

3'210 

0'719· 

0'003 

1'636 

0'068 

0'490 
1'333 

0'427 

0'194 

0'091 

1'253 

0'514 

0'399 

0'667 

0'286 

_1) 

_1) 

+ 0'151 

+ 0'096 

+ 0'171 

+ 0'201 

+ 0'089 

+ 0'068 

+ 0'271 

+ 0'082 

+ 0'105 

+ 1'613 

+ 0'024 

0'041 

+ 0'201 

0'050 

0'230 
+ 0'167 

+ 0'010 

·0'001 

+ 0'040 

0'032 

0'109 

-t; 0'015 

+ 0'071 

+ 0'021 

0'162 

0'086 

0'252 

0'254 

0'098 

0'447 

0'279 

0'100 

0'154 

1'608 

0'585 

0'760 
_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 

1'061 

0'600 

0'374 

0'590 

0'127 

Millionen Schilling 

0'250 

0'128 

0'300 

0'350 

0'300 

0'450 

0'420 

0'250 

0'100 

2'600 

0'585 

0'760 
_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 
_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 

1'061 

0'600 

0'374 

0'590 

0'127 

_1) 

_1) 

+ 0'088 

+ 0'042 

+ 0'048 

+ 0'096 

+ 0'202 

+ 0'003 

+ 0'141 

+ 0'150 

0'054 

+ 0'992 

5'000 

4'500 
0'138 

0'039 

0'106 

0'126 

0'024 

0'080 

0'153 

0'064 

0'075 

0'940 

0'585 

1'611 
_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 
_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 

1'179 

0'647 

0'439 

0'754 

0'149 

5'000 

4'500 
0'400 

0'130 

0'330 

0'350 

0'300 

0'500 

0'430 

0'250 

0'300 

2'600 

0'585 

1'611 
_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 
_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 

_ 2) 

1'179 

0'647 

0'439 

0'754 

0'149 

+ 0'262 

-+ 0'091 

+ 0'224 

+ 0'224 

+ 0'276 

+ 0'420 

+0'277 

+ 0'186 

+ 0'225 

+ 1'660 

1) Im Jahre 1957 und 1958 noch nicht veranschlagt gewesen. . 
18) Die Kosten für die Erstausstattung dieser Verwaltungszweige mit Einrichtungsgegenständen u. ä. sowie die Kosten baulicher Maßnahmen belasten nicht die ausgewiesenen eigenen Einnahmen dieser Ver .. 

waltungszweige, sondern gesonderte Ausgabenkredite des Bundeshaushaltes. . 
") Im BVA, 1958 und 1959 als Institution mit zweckgebundenen Einnahmen veranschlagt. 

t"rl 

t:-:l 
~ .... 
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Beilage E 
(Fortsetzung) Betriebsähnliche Verwaltungszweige des Bundes. 

Kap. 

12 
1) 

Bezeichnung der betriebsähnlichen 
Verwaltungszweige 

Bundesrechnungsabschluß 1957 "I----Bundesvoranschlag 1958 I Bundesvoranschlag 1959 11 
. , Abgang (-) . ' Abg.n (-) . Abgang (-) 

Ausgaben I Emnahmen , Oberschuß (+) Ausgaben I Emnahmen I Obersluß (+) Ausgaben I Emnahmen I überschuß (+) 

Bundeskonvikt Waidhofen a. d. Thaya 
Bundeskonvikt Waidhofen a. d, Ybbs 

für Knaben 
Bundeskonvikt Waidhofen a. d, Ybbs 

für Mädchen , 
Bundeskonvikt Lienz 
Bundeskonvikt Oberschützen 
Bundeskonvikt Eisenstadt 

Bundesschullandheim Mariazell 
Bundesschullandheim Josefsberg 
Bundesschullandheim Radstadt 
Bundesschullandheim Saalbach , 
Bundesschullandheim St, Christoph , 
Bundesschullandheim Raach im Hoch-

gebirge bei Gloggnitz 
Verwaltung der für die gleichen Zwecke 

angemieteten Unterkünfte 2) 

Bundesschullandheime-Betrieb 

0'341 

0'550 

0'130 
1'021 
1'011 
0'627 

0'213 
0'330 
0'257 
0'414 
0'609 

0'218 

1'196 

(Summe) " 3'237 

Bundeskonvikt Krems (Titel 3/4 b) , 
Bundeskonvikt St, Pölten (Titel 3/4 b) 
Bundeskonvikt Klagenfurt 
Okonomie und Gartenbaubetrieb Türnitz 

Okonomie und Gaftenbaubetrieb Innsbrutk , 

Bundeskonvikt St, Pölten (Titel 3/5 b) 
Bundeskonvikt Wiener Neustadt 
Musisches Jugendheim Mauterndorf 

') Siehe Fußnote ') auf Seite 231. 

1'587 
0'259 
0'362 
0'181 
0'063 
1'018 
0'774 
0'080 

0'315 

0'573 

0'137 
0'881 
0'939 
0'701 

0'293 
0'293 
0'325 
0'372 
0'577 

0'143 

1'351 

3'354 

1'607 
0'267 
0'364 
0'182 
0'050 
1'1.)43 
0'784 
0'080 

- 0'026 

+ 0'023 

+ 0'007 
0'140 
0'072 

+ 0'074 

+ 0'080 
0'037 

+ O'O~ 
0'042 
0'032 

- 0'075 

+ 0'155 

+ 0'117 

+ 0'020 
+ 0'008 
+ 0'002 
+ 0'001 

0'013 
+ 0'025 
+ 0'010 

') Verrechnet bzw. Zu verrechnen bei Kapitel 12 Titel 3 § 1 b (Unterteilung 5.) Post 35 bzw, 6. 
3) Siehe Fußnqte ') auf Seite 231. 
') Das Heim wurde aufgelassen. 

'." 

0'280 

O'4fl6 

0'127 
0'927 
0'895 
0'710 

0'427 
0'455 
0'490 
0'493 
0'470 

0'412 

2'747 

1'430 
0'265 
0'343 
_ 3) 
_ 3) 

0'925 
0'857 
_ 4) 

Millionen Schilling 

0'280 

0'496 

0'127 
0'927 
0'895 
0'710 

0'427 
0'455 
0'490 
0'493 
0'470 

0'412 

2'747 

1'430 
0'265 
0'343 
_ 3) 
_ 3) 

0'925 
0'857 
_ 4) 

0'377 

0'601 

0'147 
0'913 
1'046 
0'789 

0'236 
0'343 
0'295 
0'389 
0'617 

0'223 

1'397 

3'500 

2'082 
0'340 
0'346 
:.... 3) 
- 3) 

0'961 
0'855 
_ 4) 

0'377 

0'601 

0'147 
0'913 
1'046 
0'789 

0'236 
0'343 
0'295 
0'389 
0'617 

0'223 

1'397 

3'500 

2'082 
0'340 
0'346 
_ 3) 
_ 3) 

0'961 
0'855 
_4) 

t>:l 
~ 
t>:l 

~ 
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"-" 

Beilage E 
(Fortsetzung) Betriebsähnliche Verwaltungszweige des Bundes. 

Bezeichnung derbetriebsähnlichen 
Bundesrechnungsabschluß 1957 I Bundesvoranschlag 1958 I 

Kap. Ausgaben \ Einnahmen I ~t~;~!u~l+) , . Abgan (-) 
Verwaltungszweige Ausgaben I Emnahmen I Obersluß <+) 

s= Millionen Schilling 

12 Volksbildungsheim St. Wolfgang. . . 0'288 0'283 - 0'005 0'280 0'280 -
1) 

Bundessportschule Obertraun- Bundes-
sportheim Krippenbrunn , , , , , 1'935 1'985 + 0'050 1'361 1'361 -

Bundessportheim Bad Hofgastein , . 0'357 0'486 + 0'129 0'277 0'277 -
Bundessportschule Schielleiten , , , , 0'573 0'617 - 0'056 0'481 0'481 -
Bundessportheim und Alpine For-

schungsstelle in Obergurgl , , , , 1'028 1'086 + 0'058 0'895 0'895 -
Bundessportheim Hintermoos , , . , 0'613 0'660 + 0'047 0'544 0'544 -
Bundessportheim Wien IrI, Blattgasse , 0'469 0'480 + 0'011 0'436 0'436 -
Bundesstadion Graz-Liebenau , , , , 0'115 0'029 - 0'086 0'115 0'115 -
Bundessportschule Spitzerberg , , , . 0'400 0'398 - 0'002 0'287 0'287 -
Bundessporthalle Riedenburg , . , • • • • 0'074 0'076 + 0'002 - 2) - 2) -
Verwaltung der Bundessport- und 

Schulungsheime 3) . " . , , , , , 0'172 0'087 - 0'085 '0'104 0'104 -
Bundessportverwaltung - Betrieb 

(Summe) , 5'736 5'804 + 0'068 4'500 4'500 -
- -

15 Bundesstaatliche Verwaltung der 'Kur-
anstalt für Kriegsbeschädigte in Bad 
Hofgastein , , , , , , , , , , . 0'942 0'809 - 0'133 0'989 0'929 - 0'060 

Prothesenwerkstätte Wien ..... 1'407 1'398 - 0'009 1'555 1'590 + 0'035 
Prothesenwerkstätte Linz, , , • . • 0'419 0'444 + 0'025 ,0'454 0'460 + 0'006 
Bundesstaatliches Thermalbad Engels-

bad in Baden bei Wien . . • . . 0'213 0'229 +, 0'016 0'253 0'221 - 0-032 

Bundesstaatliche Heil- und Kuranstalten 
Sauerhof-Peterhof in Baden bei Wien 0'029 0'027 - 0'002 0'135 - - 0'135 

Bundesstaatliche öffentliche Krankenan-
stalt für Neurochirurgie in Bad Ischl 5'358 2'900 - 2'458 5'932 3'216 - 2'716 

') Siehe Fußnote ') auf Seite 231. 
') Im BV A, 1958 und 1959 in der laufenden Gebarung der Mittelschulen mitveranschlagt, 
3) Verredmet bzw, zu verrechnen bei Kapitel'12 Titel 6 b (Unterteilung'Sa) Post 3S bzw.5. 
') Verredmungsposten ohne Ziffernansätze. 

Bundesvoranschlag 1959 

Ausgaben \ K h I Abgal (-) mna men , Obers uß <+) 

0'280 0'280 -

1'540 1'540 -
0'350 0'350 -
0'500 0'500 -

1'125 1'125 -
0'635 0'635 -
0'480 0'480- -
0'120 0'120 -
0'450 0'450 -
_ 2) _ 2) -

_ 4) _ 4) -

5'200 5'200 -

1'005 0'933 - 0'072 

1'592 1'598 + 0'006 

0'475 0'489 + 0'014 

0'264 0'241 - 0'023 

0'288 0'002 - 0'286 

6'401 3'301 - 3'100 

~ 

~ 
~ 
~ 
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Beilage E 
(Fortsetzung) 

Kap" 
Bezeichnung der betriebsähnlichen 

Verwaltungszweige 

19 Internat Klosterneuburg (Höhere Bun-

1) deslehr- und Versuchsanstalt für 
Wein- und Obstbau) · ..... " " 

Internat Schönbrunn (Höhere Bundes-
lehr- und Versuchsanstalt für Gar-
tenbau) " ............... 

Internat Weinzierl (Höhere landwirt-
schaftliche Bundeslehransralt "Fran-
cisco-Josephinum") ............ 

Internat Raumberg-Trautenfels 
(Höhere Bundeslehranstalt für alpine 
La.,dwirtschaft) " " 

Internat Sitzen berg (Höhere Bundes-
lehranstalt für landwirtschaftliche 
Frauenberufe) . .. .. . ......... 

Internat Pitzelstätten (Höhere Bundes-
lehr- und Versuchsanstalt für länd-
liche Hauswirtschaft) · . " " . " 

Internat Wien Ober St. Veit (BundeS'-
seminar für das landwirtschaftliche 
Bildungswesen) " " " · .... " . 

Internat höhere Bundeslehranstalt für 
landwirtschaftliche Frauenberufe in 
Oberösterreich " .. " " " " 

Internat Kematen (Höhere Bundes-
lehranstalt Hir landwirtschaftliche 
Frauenberufe "Marsonerhof") in Tirol 

Internat Wieselburg (Bundesversuchs- und Prü-
fungsitnstalt für landwirtschaftliche Maschinen 
und Geräte) . " " " 

Internat Wolfpassing (Bundeslehr- und 
Versuchsanstalt für Milchwirtschaft) 

Internat Rotholz (Bundeslehf'- und Ver-
suchsanstalt für Hartkäserei) " .. 

Internat Mariabrunn-Schönbrunn 
(Forstliche Bundesversuchsanstalt) 

Betriebsähnliche Verwaltungszweige des Bundes. 

Bundesrechnungsabschluß 1957 I Bundesvoranschlag 1958 . I Bundesvoranschlag 1959 
. Abgang (-) 

Ausgaben I Einnahmen I ü~~fs'%~l(~) Ausgaben I E" h I Abgang (-) Ausgaben I EInnahmen I überschuß (+) mna men überschuß (+) 

Millionen Schilling 

0"233 0"287 + 0"054 0"318 0'316 - 0"002 0"255 0"255 -
, 

0"307 0"301 - 0"006 0"297 0"304 + 0"007 0"345 0"350 + 0"005 

0"882 0"965 + 0"083 1"192 1"138 - 0"054 1"150 1"181 + 0"031 

0"610 0'614 + 0"004 0"529 0"555 + 0"026 0"700 0"715 + 0"015 

0"430 0"477 - 0"047 0"445 0"453 + 0"008 0"442 0"462 + 0"020 

0"634 0"653 + 0"019 0"525 0"534 + 0"009 0"630 0"640 + 0"010 

0"23<1 0"255 + 0"021 0"187 0"196 + 0"009 0"300 0"326 + 0"026 

0"135 0'216 + 0"08i 0"219 0"231 + 0"012 0"340 0"340 -

- - - 2) 0"219 0"231 + 0"012 0'105 0'105 -

0"012 0"015 + 0"003 0'072 0"073 + 0'001 - - _ 3) 

0'135 0"165 + 0"030 0"135 0"142 + 0'007 0"176 0"177 + 0'001 

0"094 0"112 + 0"018 0'119 0'120 + 0'001 0'114 0"115 + 0"001 

- - - 2) - - - 4) - - - 4) 

1) Die Kosten größerer Bauführungen belasten nicht die ausgewiesenen eigenen Einnahmen dieser V erwaltungszweige~ sOJIdern gesonderte A-usgabenkredite des BundeshaushaIees. 
2) Diese Internate sind im Jahre 1957 noch nicht eröffnet gewesen. . 
3) Mit dem Internat Weinzlerl zusammengelegt. 
') Verrechnungsposten ohne Ziffern ansätze. 
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Beilage E 
(Fortsetzung) Betriebsähnliche Verwaltungszweige des Bundes. 

Bezeichnung der betriebsähnlichen 
Bundesrechnungsabschluß 1957 I 

Kap,l ' Abgang (-) 
Verwaltungszweige Ausgaben I Emnahmen I überschuß (+) 

191 [n","" Bmd< .n d~ Mu' (Bund<> I 
1) försterschule) , , , , , . , , ,., 0'317 0'308 ' l- 0'009 

Internat Ort bei Gmunden (Bundes-
försterschule) , , , , , , , , , , I 0'572 0'553 1- 0'019 

Internat Waidhofen an der Ybbs (Bun-
desförsterschule) , , , , , , , ,I 0'378 0'377 1- 0'001 

Internat des Bundesinstitutes für Ge-
wässerforsdlung und Fischereiwirt-
sdlaft in Sdlarf/ing am Mondsee , 0'039 0'037 1- 0'002 

Internat Ossiadl (Forstliche Ausbildungs-
stätte) ...................... 0'202 0'238 + 0'036 

I Bundesversuchswirtsdlaft Wieselburg 
an der Erlauf ................. 5'034 4'009 1'025 

Bundesversuchswirtschaft Fudlsenbigl 
im Mardlfeld ................ 3'905 4'901 + 0'996 

Bundesgut Königshof bei Bruck a, d, 
Leitha """ " , , , , , 7'793 9'234 + 1'441 

Bundesgut Fohlenhof bei Wiener Neu-
stadt .......................... 1'153 1'107 0'046 

Verpadltete Okonomien , , , , , , 0'307 1'112 + 0'805 

Forstwirtschaftlicher Betrieb Merken-
stein ......................... 3'083 3'515 + 0'432 

Forstwirtschaftlicher Betrieb Lahnhube _ 2) 

3) 1 Bundesforstgärten , , , , , , , , , 18'703 16'275 2'428 

') Siehe Fußnote 1) auf Seite 234. 
I) Im Jahre 1957 und 1958 noch nicht veranschlagt gewesen. 
") Gebarung folgender Bundesforstgärten (Stand Jänner 1958): 

Salzburg: Eichet, Felben, Höferau, Kuchlbach, Proding-Tamsweg, Radstadt, Saalbach, Saalfelden, 
St. JohannlPongau, Werfen, Zell am See; 

Niederö,terreich: Bad Fischau, Bruck a. d, Leitha, Frohsdorf, Gänserndorf, Gloggnitz, Göstlirig, 
Heitzing, Horn, Kirnberg, Melk, Mistelbach, Münchendorf, Nonnersdorf, Ober Siebenbrunn, Prottes, Rascen
feld, Scheibhs, Se. Pölten, Thallern, Waidhofen/Thaya, WaidhofenlYbbs, Würnsdorf. Ybb" Zwett1; 

Oberösterreich , Brandst.tt, Ebe!sbergIM.rinefor,t, Frankenmarkt, Freistadt, Garsten, Grein, Grün.u, 
Harrau I, Harrau TI, Hartkirchen, Helmesberg, Lachforst I, Lachforst 11, Lauterbrunn, Leonfelden, Michel
dorf I, Micheldorf 11, Mühlheim, Neufe1den, Oberneukirchen, Otterbach, Parz, Perg, Tallheim, Wagrein, 
W.lding I, Walding II; 

I 

Bundesvoransdllag 1958 _ I Bundesvoransdllag 1959 

Ausgaben I Einnahmen I ot~~s~h~l(~) . Ausgaben I Einnahmen I ot~~d:~i(~) 
Millionen Sdlilling 

0'279 I 0'300 1+ 0'021 0'547 0'547 

0'435 0'420 1- 0'015 0'510 0'510 

0'297 0'300 1+ 0'003 0'387 0'387 

0'048 0'049 1+ 0'001 0'050 0'050 

1+ 
0'347 0'350 0'003 0'238 0'238 

5'189 4'339 0'850 5'420 4'114 1- 1'306 

5'350 6'368 + 1'018 4'582 6'236 + 1'654 

7'613 8'364 + 0'7.51 6'991 7'537 + 0'546 

1+ 
1'163 1'129 0'034 1'217 1'150 0'067 

0'832 1'000 + 0'168 0'685 1'040 0'355 

2'650 3'300 + 0'650 2'581 3'190 + 0'609 
_ 2) 0'107 0'229 + 0'122 

17'443 16'515 0'928 17'582 19'622 + 2'040 

Tirol: Ebbs, Elbigenalp, Flaurling, Kappl, Kirchberg, Kramsach-Mariatal, Lienz-Mooranger, Lienz
Pfister, Martinau, Matrei i,O., Pfons, Pfunds, Sillian, Sitz, Sc, Joh.nnIT_, Schwaz, Uderns, Untertilliach, 
Vomp; 

Kärnten: Arnoldstein, Bischof,berg, Bleiburg, EisenkappeI, Ferlach, Friesach, Gmünd, Gnesau, Grün
hurg, Kötschach, Paternion, Poitschach, Siebenhügel, Spittal/Drau, St_ VeitlGlan, Villach, Völkermarkt, 
Weitensfeld, Wolfsherg; . 

Steiermark: Aflenz I, Aflenz II, Aich/E, Allerheiliaen, Birkfe1d I, Birkfeld 11, Deutschl.ndsberg I, 
Deutschlandsberg II, Feldbach, Gleichenherg, Gleisdorf, Gramb.ch, Graz, Hartberg, Kaiserau, Krems, Krumau, 
Lain,ach, Leibnitz, Maßweg, Murau, Münzuschlag, Neuberg1M., Oberweg, Peggau, Ra.bau, Rötz, Strett
weg, Trofaiach; 

Burgenland : Dörfl, Man, St. Martin a. d_ W., Wulkaprodersdorf, 

11 tr.I 
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Beilage E 
(Fortsetzung) Betriebsähnliche Verwaltungszweige des Bundes. 

Bundesrechnungsabschlu'ß 1957 I 
Kap,l 

Bezeichnung der betriebsähnlichen . . Abgang (-) 
Verwaltungszweige Ausgaben I Emnahmen I überschull (+) 

19 1)1 Bauhöfe für 
Güterwege, Seilaufzüge und Elektrifi-

zierung der Landwirtschaft 2) 3), , 3'239 2'982 0'257 
Schutz- und Regulierungsbauten 3) 4) ~) 10'532 9'120 1'412 
Forstaufschließungsbauten 3)" 7) 5'529 4'240 1'289 
Wildbach- und Lawinenverbauung 8) , 11'068 10'874 0'194 
Aufforstung 9) ................... 0'238 0'238 
Forstschutz, Forstpflege und sonstige 

Forstwirtschaftsmaßnahmen 9) , 0'023 0'019 0'004 
Agrarische Operationen 10) - 11) - 11) 

20 1)1 Tiergarten Schönbrunn , , 3'715 2'285 1'430 
21 1) Bundessportbäder , , , , , 0'199 0'418 + 0'219 

Platzlandwirtschaft Zeltweg , 0'421 0'451 + 0'030 
Forstverwaltung Lambach 0'121 0'077 0'044 
Kurheim Badeschloß Badgastein 0'638 0'703 + 0'065 
Kurhaus Semmering, , , , , 0'875 1'028 + 0'153 
Seilbahn Dachstein ..... - 11) - 11) 

23 I Heeres-Land- und Forstwirtschafts-
betrieb Allentsteig 12) 4'580 6'102 + 1'522 

25 I Postsparkassenamt , , , , , , . , , 181'702 221'134 + 39'432 
" 

1) Siehe Fußnote 1) auf Seite 234, 
2) Bauhöfe in : 

Niederösterreich : Waidhofen an der Ybbs; Oberösterreich : Linz; Salzburg: Mittersill, Stadt Salzburg, 
Tarnsweg; Steiermark: Deutschlandsberg, Feldbach, Graz, Hartberg, Krieglach, Scheifling, Stainach, Voitsberg; 
Kärnten: Klagenfurt.Villach; Tirol: Innsbruck, Lienz, 

3) Die Bauhöfe verwalten die Bundesländer. Nur Einnahmen aus Verkaufserlösen und Amortisations
quoten bzw, Ausgaben für Anschaffungen, 

') Bauhöfe in: 
Burgenl.nd: Zurndorf; Kärnten: 'Gailfluß: Latschach, Nötsch, Rattendorf ; Drau: Seidolach, 

Spitta! a, d, Dr" St. U1rich; Lavant: St, Andrä i, L.; Oberösterreich : Braunau a, Inn; Gmunden, Ober
harrern, Steyr, Wels; Salzburg : Bmck, SaaHelden, Stadt Salzburg ; Steiermark: Enns: Admont, -Liezen, 
Schladming, Tunzendorl; Raab: Feldbach, Gleisdorf; Mur: Fürstenfeld, Graz, Leibnitz; Tirol: Brixlegg, 
Imst, Innsbruck, Kufstein, Leschachau (Bezirk Reuete), Licnz. 

") Mehrausgaben, bedingt durch die Errichtung von bundeseigenen Flußbauhöfen, Anschaffung von 
Baumaschinen und Großgeräten, 

&) Im Jahr 1958 war die übergabe in die Verwaltu';g der Länder vorgesehen gewesen. 
7) Bauhöfe in: 

Wien: XI" Laaerberg; Burgenland: Neusiedl a. See; Steiermark: Graz, Neben dem Aufwand für 
die vorstehenden bundeseigenen Bauhöfe ist hier auch noch der Aufwand für folgende mitbenützte im Eigentum 

Bundesvoranschlag 1958 I Bundesvoranschlag 1959 
, Abgang (-) 

Ausgaben I Emnahmen I Oberschuß (+) Ausgaben I E' h I Abgang (-) mna men überschuß (+) 

Millionen Schilling 

2'540 2'540 3'300. 3'350 + 0'050 
1'500 G) 1'250 6) 0'250 4'788 4'700 0'088 
5'500 2'500 3'000 4'550 4'555 + 0'005 
8'838 8'838 12'237 11'752 0'485 
0'100 0'100 0'100 0'100 

0'100 0'050 0'050 0'073 0'050 0'023 
0'800 0'300 0'500 0'679 0'300 0'379 
3'740 3'935 + 0'195 4'250 4'500 + 0'250 
0'540 0'625 + 0'085 0'504 0'600 + 0'096 
0'402 0'420 + 0'018 0'411 0'430 + 0'019 
0'140 0'140 0'126 0'140 + 0'014 
0'605 0'620 + 0'015 0'581 0'680 + 0'099 
2'111 2'210 + 0'099 1'369 1'570 + 0'201 
0'344 0'360 + ,0'016 0'429 0'450 + 0'021 

- 13) - 13) 11'640 11'660 + 0'020 
253'489 253'555 + 0'066 274'940 279'428 + 4'488 

von Landwirtschaftskammern stehende bzw, gepadhtete Bauhöfe mitenthalten: Steiermark: Graz; Körnten: 
Klagenfurt ; Salzb)Jrg: Stadt Salzburg ; Oberösterreich : Linz, In Tirol wird der Bauhof für Güterwegbau 
mitbenützt ; der hiefür erforderlidhe Aufwand ist hier gleichfalls einbezogen, 

') Bauhöfe in: 
Sektion Wien: St. Pölten, Wiener Neustadt; Sektion Linz: Bad Ischl, Garsten, Gmunden, Kirchdorf, 

Seewalchen, Weyera/E; Sektion Salzburg: Bischofshofen, Esd" NeukirchenlDürnbachau, Radstadt, Saatfeldenl 
Bürgenu, Tarnsweg, Taxenbach; Sektion Gr.z: Admont/Trieben, Obl,rn, Scheifling, Stainach; Sektion 
Villach: Afritz, Kirchbach i, G" MöUbrücke, Nötsch i, Gailtal, Tschöran, VöIkermarkt; 'Sektion Innsbruck: 
Imst, Innsbruck, Kaltenbach/Zillertal, Lienz, ,Reutte, Wörgl; Sektion Bregenz: Dornbirn, Vandans, 

') Eigene Bauhöfe sind derzeit nidht vorhanden, Ausgewiesen ist der Aufwand für die Unterbringung 
der bundeseigenen Maschinen für Aufforstung, Forstpflege und Forstschutz in den Objekten der Bundesforst
gärten bzw, in den Bauhöfen für Forstaufschließung, 

'0) Eigene Bauhöfe sind derzeit nicht vorhanden, Veranschlagt ist der Aufwand für den Ankauf, die 
Instandhaltung und die Unterbringung bundeseigener Geräte und Instrumente sowie die Einnahmen aus 
deren Vermietung, 

11) Bei anderen Ansätzen mitveranschlagt gewesen. 
,") Ubernahme in die Bundesverwaltung ab 1, Juli 1957, 
13) Verredmungsposten ohne Kreditt.ansätze. 

!.\:) 

lf ~ 
~ 

11 t'!1 

520 der B
eilagen V

III. G
P - R

egierungsvorlage (gescanntes O
riginal)

514 von 614

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



237 

Beilage J 
Im Bundesvoranschlag 1959 für Wohnzwecke veranschlagte Kredite. 

9 

15 

17 

9 

12 

5 

7 

3 

5 

1 
4 

4 

5 

"S 

18 3 1 
2 

3a 9 

24 
19 8 2 

21 2 2 
3 2 
4 2 1 

5a 

7 1 

3 1 

5 

28 1 1 

2 
3 1 

29 1 1 
30 

Bezeichnung des Ansatzes 

Darlehen für die Unterbringung von Flücht
lingen außerhalb der Lager. • . . . • . . 

Darlehen für die Unterbringung von Flüchtlingen 
außerhalb der Lager • 

Wohnungsfürsorge : 
Beitrag zum Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds 
Beitrag zur Fertigstellung nicht vollendeter staat-

lich geförderter Wohnhausbauten . . . . . 
überweisung des Beitrages vom Einkommen 

zur Förderung des Wohnbaues: 
a) an den Wohnhaus-Wiederaufbaufonds .. 
b) an die Länder zur Wohnbauförderung . 

überweisung der Beiträge nach dem Wohnha~s
Wiederaufbaugesetz an den Wohnhaus-Wieder
aufbaufonds . . . . . . . . 

Wohnbauförderungsbeitrag für den Bundes
Wohn- und Siedlungsfonds ..• 

Darlehen zur Förderung' des Wohnbausparens 
Bundesdarlehenan Unternehmungen4), an denen 

der Bund heteiligt ist -
Bundespolizei 
Bundesgendarmerie 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
Sozialpolitische Maßnahmen für land- und forst-

wirtSchaftliche Dienstnehmer ' 
Bundesstraßen 5) 
Bundeshochbau ; Sonstige Gebäude. . . . 
Bundesgebäudeverwaltung I; Allgemeiner In-

standhaltungsbedarf . . . . . . . . . 
Bundesbeitrag zum Wohnhaus-Wiederaufbau

fonds ... 
Ausbau der Autobahn; Hochbauten für den 

Straßendienst . 
Bundeshochbau ; Unterrichtsanstalten und son

stige Kulturbauten 
Neu-, Zu-, Auf- und Umbauten der Bundes-

gebäudeverwaltung II 
Post- und Telegraphenanstalt 6) 
Bindung von Bezugsvorschüssen . 
Post- und Telegraphenanstalt . 
tlsterreichische Bundesforste 
tlsterreiehische Bundesbahnen . 
ERP-Gebarung 8) 

Summe. 

t) Vorwiegend Mitfinanzierung. 

Kredite für Wohn- Kredite (Darlehen 
raumbeschaffung und Zuschüsse) zur 

in -bundeseigenen Finanzierung von ~e~z~ 
Gebäuden Wohnungsbauten sdlaJfenden 

ordent-/ Außer- Ordent- / Außer- bZri;:e~f::n-
liche ordentliche liche ordentliche Wohnungs-

Gebarung Gebarung Gebarung Gebarung einheiten 

Millionen Schilling 

1'0 
1'0 

1'0 

0'1 

0'4 

O'S 

5'0 

1'4 
2'1 

3'1 9'7 ---..-
12'8 

4'1 

125'0 

l'S 

740'0 
370'0 

50'0 

390'0 
_ 2) 

39'0 
2'2 
0'9 
0'1 

9'0 

125'0 

15"0 
4'8 

40'0 7) 

1.916'9 10'0 --..-
1.926'9 '------,-,-----"' 

1.939'7 

400 1) 

280 

1.800 1) 

_ 3) 

4.933 
6.166 1) 

333 

5.900 1) 

260 
154 
60 
4 

1.200 1) 

8 
10 

10 

800 

3 

7 

25 
518 
320 

24 
15 

1,500 1) 

24,730 

2) Verrechnungsansatz ohne Kreditbetrag ... 
3) Diese Bauvorhaben werden im allgemeinen gleichzeitig durch Fondshilfe des Bundes-Wohn- und Siedlungslands gefördert und erscheinen 

bereits unter Kapitel 15 Titel 5 § 1 und Kapitel 17 Titel 7 § 8 berücksichtigt, 
') Gemeinnützige WohnungsbaugeseIlschaften. 
~) Bau von Straßenwärterhäusern. 
S) Mitfinanzierung von Wohnhaushauten gemeinnütziger- Siedlungs- und Wohnbaugenossenschalten. 
7) 35'3 Mill. S zur Finanzierung von Wohnhaushauren gemeinnütziger Siedlungsunternehmungen und 4'7 Mill. S gebundene Bezugsvorsdlüsse, 
8) Ob im Jahre 1959 ERP-Mittel für Wohnbauzwecke zur Verfügung stehen werden, war im Zeitpunkt der Erstellung des Bundesvoranschlages 

nicht bekannt, 
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Beilage F1 

Im Bundesvoranschlag 1959 bei den starren Ausgabe-

Post 2 "Vertragsbedienstete AU 

Post 1 e) Naeh 
Bezeichnung "Pragmatische a) Nach dem b) Nach dem sonstigen 

Bedienstete" Entloh- Entloh- Rechts- d) Lehrlinge 

I nungsschema I nungsschema 11 . vorschriften 

::! Schilling 

1 Bundespräsident u. Präsidentschaftskanzl. 1,550.000 400.000 - - -
2 Organe der Bundesgesetzgebung •.••.. 3,249.000 766.000 115.000 - -
3 Gerichte des öffentlichen Rechtes ..... 5,322.000 384.000 119.000 - -
3a Rechnungshof ..........••.••..•.... 6,430.000 754.000 92.000 - -
7 Bundeskanzleramt ..•..........••..•. 21,600.000 11,830.000 2,047.000 - -
8 Äußeres ............................ 16,231.000 8,570.0QO 1,890.000 - -
9 Inneres: Verwaltungsaufwand •..•...•. 839,941.000 49,696.000 26,855.000 456.000 -

Aufwandskreditei) ..•.......• - - 1,400.000 - -
10 Justiz •............•................ 243,582.000 46,855.000 6,139.0.00 - -
11 Bundesministerium für Unterricht ••.. 11,758.000 1,864.000 206.000 - -
12 Unterricht: Verwaltungsaufwand .•..•. 1.634,820.000 207,047.000 24,953.000 25,915.000 52.000 

Aufwandskredite 1) .••••.• - 1,599.000 2,500.000 504.000 -
13 Kunst .........................••... 17,323.000 8,806.000 1,525.000 535.000 -
15 Soziale Verwaltung ...............•.. 111,773.800 58,544.600 6,479.100 844.000 -
16 Finanzverwaltung ...............•.•• 448,288.000 91,315.500 11,984.300 - -
19 Land- und Forstwirtschaft ........•.. 53,632.000 33,054.000 15,159.700 7,502.000 307.000 
20 Handel, Gewerbe, Industrie .........• 75,195.600 39,890.900 7,603.200 - 208.500 
21 Bauten ..................•......... 28,087.800 18,946.700 56,389.000 210.000 -
23 Landesverteidigung : Verwaltungsauf-

. 
wand ...•...•.• 219,850.000 95,800.000 85,650.000 - -
Aufwandskreditei) 1.000 1.000 1.000 4,327.000 -

24 Verkehr und Elektrizitätswirtschaft .... 71,719.000 7,280.000 1,341.000 53.000 -
25 Postsparkassenamt .................. 24,173.800 16,089.400 1,031.000 - -

Summe A (Hoheitsverwaltung) 2) ••• 3.834,527.000 699,493.100 253,479.300 40,346.000 567.500 

27/2 Salz: Verwaltungsaufwand .......•.•. 1,163.000 285.000 - 114.000 -
Aufwandskredite 1) .......••.. 4,446.000 1,343.000 - 27,620.500 -

27/3 Staatslotterien 1) .................... 2,067.000 704.500 - - -
27/4 Branntwein 1) .................... ~ ...................... - 1,462.000 . 432.000 - -

Summe B (Monopole) .•. 7,676.000 3,794.500 432.000 27,734.500 -
I 

cl 
28/1 Post- und Telegraphenanstalt1) ••...•• 930,238.000 157,435.000 84,441.000 - 3,089.000 
28/3 Bundesforste : Verwaltungsaufwand .... 453.700 117.000 176.700 7,058.200 -

Aufwandskredite 1) •.•.• 3,250.000 100.300 - 35,606.100 -
28/6 Staatsdruckereil) ..•.............•... 3,890.000 1,919.000 - 22,411.000 562.000 
28/7 Hauptmünzamt1) ..............•..... 1,070.700 111.600 2,147.400 - -
28/8 Bundestheater : Verwaltungsaufwand .•. 1,400.000. 1,080.000 - 225.000 -

Aufwendungskredite 1) • 200.000 400.000 - 90,504.000 -
28/9 Bundesapothekeni) •.•••......•...... 104.400 180.300 68.000 514.400 -

Summe C (Bundesbetriebe) .•. 940,606.800 161,343.200 86,833.100 156,318.700 3,651.000 

29 D. Eisenbahnen 1) •..•••••.•.• 2.007,747.000 5,843.000 - 140,317.000 5,502.000 

A-D (GesamtsUDlme) '" 6.790,556.800 870,473.8003) 340,744.400 364,716.200. 9,720.500 

Hievon: Verwaltungsaufwand ......... 3.837,542.700 699,375.100 249,755.000 42,912.200 567.500 
Aufwandskredite 1) .•.•••...• 2.953,014.100 171,098.700 90,989.400 321,804.000 9,153.000 

1) Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen). 
') Verwaltungsaufwand mit Ausnahme der besonders gekennzeichneten Aufwandskredite bei den Kapiteln 9, 12 und 23. 
3) Hievon: Entlohnungsschema I L ••... 164,345.100 S 
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Beilage F1 

P osten des Rubrikenschemas veranschlagte Kredite. 

Post 3 "Vertragsbedienstete B" 

Post 4 und 4b Post 6 

a) Nach dem b) Nach dem c) Nach bis 4e Post 4 a Post 5 ,,Dienstgeber-
sonstigen "Mehrleistungs- "Auslands- "Belohnungen beiuäge für 

Endoh- Entloh- Rechts- d) Lehrlinge vergütungen" zulagen" und Aushilfen" pragmatische 
nungsschema I nungsschema II vorschriften Bedienstete" j 

Schilling 

- - - - 58.000 - 19.000 45.000 1 
100.000 - - - 327.000 - 25.000 71.000 2 
- 22.000 - - 323.000 - 24.000 63.000 3 
- - - - 252.000 - 56.000 120.000 3a 

2,820.000 447.000 - - 796.000 4,900.000 405.000 464.000 7 
- - - - 120.000 47,671.000 289.000 800.000 8 
- 4,500.000 4,500.000 - 1,562.000 130.000 7,231.000 23,302.000 9 
- - - - 11.000 - 13.000 -
- 4,147.000 - - 16,179.000 .- 2,253.000 6,469.000 10 
- 56.000 - - 255.000 - 110.000 259.000 11 

117,487.000 2,566.000 480:000 - 1) 38,222.000 475.000 19,257.000 33,082.000 . 12 
- 30.000 1,027.000 - 172.000 - 4.000 -
503.000, 164.000 6,~37.000 - 1) 264.000 2,034.000 333.000 380.000 13 

3,086.700 2,863.700 25.800 - 1) 3,485.400 12.000 929.700 2,692.300 15 
26.100 7,371.600 - - 5,217.400 670.000 3,210.000 12,459.600 16 

10,480.000 1,109.000 13,260.000 - 2,895.800 2.000 795.100 1,365.000 19 
145.000 724.700 - - 6,429.900 - 1,304.500 1,809.800 20 
'128.000 1,443.700 630.000 - 4,161.400 - 602.600 802.700 21 

- 2,000.000 - - 1,004.000 2,340.000 3,359.000 8,990.000 23 
- - 277.000 - 10.000 - 28.000 1.000 
- 290.000 722.000 - 1,800.000 72.000 505.400 1,938.900 24 

1.000 - - - 1,968.700 - 203.400 529.300 25 

134,776.800 27,734,700 27,058.800 - 85,513.600 58,306.000 40,956.600 95,643.600 

- - - - 174.000 - 15.700 108.300 27/2 - - 342.000 - 5,700.000 - 200.000 451.000 
- - - - 189.500 - 18.000 179.000 27/3 - 57.700 - - 6.600 - 14.000 - 27/4 

- 57.700 342.000 - 6,070.100 - 247.700 738.300 

43,327.000 6,235.000 - - 22,410.000 340.000 8,551.000 27,027.000 28/1 
- 85.000 118.000 - 60.000 - 79.000 7.200 28/3 
- - 142,492.000 325.000 10,629.000 - 270.000 84.400 
- - - - 2,090.000 - 130.000 375.000 28/6 - - 806.000 - 361.000 - 20.200 97.700 28/7 - - - - 25.000 - 40.000 36.000 28/8 
- - 2,600.000 - 5,500.000 - 60.000 5.000 
- 10.000 113.400 - 3.500 - 5.300 9.200 28/9 

43,327.000 6,330.000 146,129.400 325.000 41,078.500 340.000 9,155.500 27,641.500 

- - 210,005.000 - 38,974.000 1,816.000 20,146.000 92,275.000 29 

178,103.8002) 34,122.400 383,535.200 325.000 171 ,636.200 60,462.000 70,505.800 216,298.400 

134,776.800 27,789.700 25,872.800 - 85,579.600 58,306.000 41,046.300 95,794.100, 
43,327.000 6,332.700 357,662:400 325.000 86,056.600 2,156.000 29,459.500 120,504.300 

1) Hievon Post 4 b bis 4 e: Kapitel 12 ..... 5,900.000 S 
13 .•..• 108.000 S 
15 ..... 1,292.000 S 

') Hievon: Entlohnungsschema II L ........ 127,185.800 S 
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1 
2 
3 
3a 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 

13 
15 
16 
19 
20 
21 
23 

24 
25 

27/2 

27/3 
27/4 

28/1 
28/3 

28/6 
28/7 
28/8 

28/9 

29 

Beilage F1 

(Fortsetzung) Im Bundesvoranschlag 1959 bei den starren Ausgabe-

Post 7 
"Dienstgeber .. 

beiträge für 
Vertrags

bedienstete" 

Posten 1 bis 7 
(Summe) 

"Aktivitäts
aufwand" , 

Post 9a 
"Ruhegenüsse" 

Bezeichnung 

1. Bedienstete I 2. Arbeiter 

A. Hoheitsverwaltung. 1) 

Bundespräsident u. Präsidentschaftskanzl. .•.. 
Organe der Bundesgesetzgebung ........... . 
Gerichte des öffentlichen Rechtes ......•... 
Rechnungshof ........................... . 
Pensionen (Hoheitsverwaltung) 2) ••••.••.••• 
Bundeskanzleramt ...........•............. 
Äußeres ......................•.......... 

. Inneres:~ Verwaltungsaufwand ...•........... 
Aufwandskredite 2) ••••••••••••••••• 

Justiz ..............................•..... 
Bundesministerium für Unterricht ......... . 
Unterricht: Verwaltungsaufwand ........... . 

Aufwandskredite 2) •.•••••.•.•.. 
Kunst .................................. . 
Soziale Verwaltung ............•........... 
Finanzverwaltung ........................ . 
Land- und Forstwirtschaft ............... . 
Handel, Gewerbe, Industrie .............. . 
Bauten ................................ . 
Landesverteidigung : Verwaltungsaufwand ..•. 

Aufwandskredite 2) .•.•. 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft ........ . 
Postsparkassenamt ....................... . 

Summe A (Hoheitsverwaltung) ... 

B. Monopole. 

Salz: Verwaltungsaufwand ............... . 
Aufwandskredite2) ................. . 

Staatslotterien 2) •••••..••..••••••••.•••.•• 
Branntwein 2) •••.•..••••.•.•••.•••••••••. 

46.000 
107.000 
61.000 
84.000 

2,310.000 
1,094.000 

10,307.000 
96.000 

6,376.000 
277.000 

48,308.000 
693.000 

2,217.000 
7,704.900 

12,514.500 
9,613.500 
5,797.900 

10,175.100 
20,900.000 

879.000 
1,302.700 
2,350.400 

Schilling 

2,118.000 -
4,760.000 -

" 6,318.000 -
7,788.'000 -

- 1.418,423.000 
47,619.000 -
76,665.000 -

968,480.000 -
1,520.000 -

332,000.000 -
14,785.000 -

2.152,664.000 -
6,529.000 -

40,221.000 -
198,442.000 -
593,057.000 -
149,175.000 -
139,110.000 -
121,577.000 -
439,893.000 -

5,525.000 -
87,024.000 -
46,347.000 33.280.000 

143,214.000 5.441,617.000 1.451,703.000 

114.000 
2,593.500 

123.000 
313.700 

1,974.000 
42,696.000 
3,281.000 
2,286.000 

3,600.000 
1,499.000 

Summe B (Monopole) . . . 3,144.200 50,237.000 5,099.000 
1-------------1------------

c. Bundesbetriebe. 

Post- und Telegraphenanstalt 2) •••••••••••• 36,660.000 1.319,753.000 425,722.000 
Bundesforste: Verwaltungsaufwand ......... 1,161.200 9,316.000 

Aufwandskredite 2) •.••.••••. 32,201.200 224,958.000 
Staatsdruckerei 2) •••••••••••.••.•.•••..••• 4,936.000 36,313.000 

. Hauptmünzamt 2) ••••••••••••••••••••••••• 564.400 5,179.000 
Bundestheater: Verwaltungsaufwand ........ 300.000 3,106.000 

Aufwandskredite 2) •..•••..• 9,855.000 109,124.000 
Bundesapotheken 2) ••••••••••••••••••••••• 131.500 1,140.000 

14,186.000 
3,965.000 

611.000 

12,939.000 
180.300 

2,080.000 

2,080.000 

16,500.000 

16,500.000 

14,600.000 
6,695.000 

819.600 

6,175.000 

I---------I----------I---------I--~----~ 
Summe C (Bundesbetriebe) .•. 85,809.300 1.708,889.000 457,603.300 28,289.600 

�---------~---------I---------I;--------~ 
D. Eisenbahnen 2) ••••••.••.• 53,808.000 2.576,433.000 1.330,174.000 

1-----------1-----------1 
A-D (GesamtsllDlme) ... 285,975.500 9.777,176.000 3.244,579.300 46,869.600 

Hievon: Verwaltungsaufwand ......•....... 
Aufwandskredite 2) .••••••••••••.•• 

143,121.200 
142,854.300 

5.442,439.000 
4.334,737.000 

------------1------------

I-----------I---------~ 

') Verwaltungsaufwand mit Ausnahme der besonders gekennzeichneten Aufwandskredite bei den Kapiteln 9, 12 und 23. 
') Aufwandskredite (Gesetzliche Verpfiichtungen). 
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Posten des Rubrikenschemasveranschlagte Kredite. 

Post 9 b Post 9c 
"Ordentliche "Außerordentliche 

Versorgungsgenüsse'" Versorgungsgenüssen: 

I I 
1. Nach 2. Nach 

Bediensteten Arbeitern 1. Bedienstete 2. Arbeiter 

Schilling 

- - - -- - - -
- - - -- - - -

600,035.000 1,370.000 157,211.000 780.000 
0 - - - -- - - -- - - -

- - - -
- - - -
- - - -
- - - -
- - --'" -
- - - -
- - - -
- - - -
- - - -
- - - -- - - -
- - - -
- - - -
- - - -

11,100.000 - 253.500 -
611,135.000 1,370.000 157,464.500 780.000 

- - - -
1,820.000 5,900.000 85.000 65.000 

845.000 - 85.000 -
60.000 - - -

2,725.000 5,900.000 170.000 65.000 

\ 
131,205.000 - 2,531.000 -

- - - -
6,542.000 4,810.000 248.300 81.400 
1,826.000 2,730.000 65.000 19.500 

280.800 156.000 - -
- - <' - -

3,150.000 1,859.000 814.000 12.000 
136.500 - - -

143,140.800 9,555.000 3,658.300, 112.900 

489,557.000 - 10,275.000 -

1.246,557 ~800 16,825.000 171,567.800 957.900 

1) EinsChließlich eines Aufwandes von 1,547.700 S tür Zuschußrenten. 

Post 10 
Post ge "Dienstgeber-

,,Aushilfen" beiträge" 

- -
- -
- -
- -

. 1,105.000 45,475.000 
- -
- -
- -
- -
- -
- -
- -
- -
- -
- -
- -
- -. - -
- -
- -
- -
- -

22.500 979.000 

1,127.500 46,454.000 

- -
12.000 120.000 

1.000 47.000 
- 2.000 

13.000 169.000 

280.000 15,665.000 
- -

1)1,567.700 431.600 
7.600 344.400 
1.000 41.600 

- -
- 507.000 
- 6.200 

1,856.300 16,995.800 

915.000 51,789.000 

3,911.800 115,407.800 

241 

Beilage F1 

(Fortsetzung) 

Posten 9 bis 10 
(Summe) 

-
-
-
-

2.226,479.000 
-
-
--
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-

45,635.000 

2.272,114.000 

-
28,102.000 
2,477.000 

62.000 

30,641.000 

575,403.000 
-

42,467.000 
" 15,653.000 

1,910.000 
-

25,456.000 
323.000 

661,212.000 

1.882,710.000 

4.846,677.000 

<l 
.l:: 

'" .. 
~ 

1 
2 
3 
3a 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 

13 
15 
16 
19 
20 
21 
23 

24 
25 

27/2 

27/3 
27/4 

I 
28/1 
28/3 

28/6 
28/7 
28/8 

28/9 

29 
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Beilage F1 

(Fortsetzung) Im Bundesvoranschlag 1959 bei den starren Ausgabe-

Bezeichnung 

A. Hoheitsverwaltung. 

1 Bundespräsident und Präsidentschaftskanzlei " 
2 Organe der Bundesgesetzgebung ........... . 
3 Gerichte des öffentlichen Rechtes .. -........ . 
3a Rechnungshof ........................... . 
4 Staatsschuld ............................. . 
7 Bundeskanzleramt ........................ . 
8 Äußeres ............................ -.... . 
9 Inneres ................................. . 

10 Justiz .... " ........... , ..............•... 
11 Bundesministerium für Unterricht .....•.... 
12 Unterricht. .......... : ................... . 
13 Kunst .................................. . 
15 Soziale Verwaltung ............•........... 
16 Finanzverwaltung ........................ . 
17 Öffentliche Abgaben ..................... . 
18 Kassenverwaltung ..................•...... 
19 Land- und Forstwirtschqft ............... .. 
20 Handel, Gewerbe, Industrie ............... . 
21 Bauten ................................. . 
23 Landesverteidigung ...................... .. 
24 Verkehr und Elektrizitätswirtschaft ......... . 
25 Postsparkassenamt ................•........ 
26 Staatsvertrag •......•.........•........... 

27/2 
27/3 
27/4 

28/1 
28/3 
28/6 
28/7 
28/8 
28/9 

29 

Summe A (Hoheitsverwaltung) ... 

B. Monopole. 

Salz •••••••••.••.•••••.•••••.•.••••••••.• 
Staatslotterien ........................... . 
Br~twein .............................. . 

Summe B (Monopole) ... 

C. Bundesbetriebe. 

Post- und Telegraphenanstalt. ............. . 
Bundesforste ............................. . 
Staatsdruckerei. •....•.....•..•.......•.... 
Hauptmünzamt .......................... . 
Bundestheater ........................... . 
Bundesapotheken ........................ . 

Summe C (Bundesbetriebe) '" 

D. Eisenbahnen ........... . 

a) "Inlands- I 
reisen" 

18.000 
15.000 
38.000 

630.000 

175.000 
40.000 

16,850.000 
6,310.000 

95.000 
7,818.000 

197.000 
4,932.300 

22,343.700 

6,314.000 
1,307.000 
2,782.700 

15,510.000 
1,899.000 

20.000 

Post 11 ,;Reisegebühren und soiistige 
Aufwandsentschädigungen" 

b) "Aus- I c) "Haltimgs- I 
landsreisen" kostenbeiträge" I 

Schilling 

20.000 
25.000 

7.000 
36.000 

831.000 
8,175.000 

310.000 
149.000 
60.000 

136.000 
289.000 
838.000 

1,059.400 

910.600 
1,338.500 

53.500 
1,520.000 
1,853.000 

25.000 

15.000 
174.000-

12.000 
178.000 

12.000 
40.200 

1.000 
15.000 
30.800 

63.000 

d) "Sonstige 
Aufwands
entschädi
gungen" 

122.000 
150.000 
35.000 

123.000 

231.000 
36.000 

81,852.000 
4,761.000 

155.000 
8,044.000 

360.000 
513.800 

27,561.500 

296.700 
494.200 

1,325.100 
20,302.000 

473.000 
112.000 

I----------I-----------I-----------I----------i 
87,294.700 17,636.000 541.000 146,947.300 

1----------1-----------1-----------1----------1 

38.700 5.400 

I-----------I·-----------I---~----I---------~ 
- 38.700 5.400 

I-----------I-----------I-----------I---------~ 

390.000 10.000 

15.000 10.000 

405.000 20.000 

A-D (Gesamtsumme) '" 1) 87,738.400 1) 17,656.000 1) 541.000 1) 146,952.700 
------------I~----------; 

Schilling 
1) Außerdem bei Kapitel 27 bis 29: Inlandsreisen.. ..................... 52,671.400 

Auslandsreisen .. -... _. ..••..• • ••.•• • 716.900 
Haltungskostenbeiträge . • . . . . • • • . . • . . 686.000 
Sonstige Aufwandsentschädigungen . .• 147,382.500. 
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Posten des Rubrikenschemas veranschlagte Kredite 

Post 12 
nAmtserfordernisse'c 

I 

a) Entschlidigun-I b) Sonstiger 
gen an Personen Aufwand 

- 200.000 
74.000 539.000 

8.000 69.000 
50.000 200.000 

100.000 30.000 
101.000 4,726.000 

1,287.000 3,654.000 
420.000 7,778.000 

7,360.000 6,554.000 
30.000 450.000 

601.000 5,664.000 
227.000 676.000 
241.000 4,080.000 

3,019.700 9,888.400 
- -
- 16,920.000 
859.000 1,912.300 
292.000 3,054.300 
115.300 1,079.300 
515.000 8,825.000 

66.000 1,116.500 
1,471.400 1,850.000 
2,500.000 3,000.000 

19,337.400 82,265.800 

-

- 117.000 
- -
- -
- 117.000 

- -
- 730.000 
- -
- -

20.000 140.000 
- -
20.000 870.000 

- -
19,357.400 83,252.800 

Post 13 
.Beheizung" 

150.000 
570.000 
175.000 
100.000 
-

1,000.000 
1,597.000 

11,453.000 
11,700.000 

210.000 
23,352.000 

2,3ÖO.000 
3,458.000 
8,731.000 
-
-

3,714.200 
1,911.500 
4,035.400 

40,550.000 
753.000 
600.000 
-

116,360.100 

27.000 
-
-

27.000 

-
-
-
-

" 210.000 
-

210.000 

-
116,597.100 

Post 14 Post 15 
"Be- . "Druck-

leuchtungf~ kosten" 

Schilling 

50.000 8.000 
270.000 639.000 
38.000 20.000 
30.000 109.000 

- 2,000.000 
618.000 2,636.000 
800.000 60.000 

4,211.000 3,390.000 
2,855.000 357.000 

120.000 1.000 
9,535.000 1,298.000 

989.000 233.000 
1,079.000 1,705.000 
3,242.000 9,196.500 
- 666.000 
- -

1,364.400 793.500 
852.500 574.000 
915.400 367.900 

9,350.000 3,220.000 
420.000 380.000 
270.000 17,980.800 
- -

37,009.300 45,634.700 

18.000 27.000 
- -
- -

18.000 27.000 

- -
- -
- -
- -
160.000 165.000 
- -
160.000 165.000 

- -
37,187.300 45,826.700 

I) Außerdem bei Kapitel 27 bis 29: 8,894.200 Schilling. 

Post 16 
"Ausgaben 

für Post, 
Tel.graph 

und Telephon" 

80.000 
320.000 

58.000 
60.000 
25.000 

2,044.000 
2,370.000 

14,958.000 
11,021.000 

315.000 
5,651.000 

624.000 
5,217.000 

23,998.300 

-
10,800.000 

1,633.800 
2,341.300 
1,763.800 
8,520.000 
1,247.000 

11,897.800 
-

104,945.000 

-

162.000 
" --

162.000 

-
-
-
-
125.000 
-
125.000 

-
1) 105,232.000 

243 

Beilage F1 

(Fortsetzung) 

Post 17 
"Bibliothekserfordernisse" 

a)An
schaffung' 

4.000 
68.000 
43.000 
15.000 

-
186.000 
161.000 
313.000 
952.000 

50.000 
542.000 
606.000 
170.500 
344.600 
-
-
764.900 
460.700 

39.100 
675.000 
172.000 

10.000 
-

5,576.800 

9.000 
-
-

9.000 

-" -
-
-

3.000 
-

3.000 

-

5,588.000 

b) Instand
haltung 

2.000 
12.000 
16.000 

1.000 
-

78.000 
13.000 

114.000 
67.000 
20;000 

1,171.000 
106.000 
31.000 
31.800 

-
-
130.HJO 
181.500 

10.400 
46.000 
18.000 

-
-

2,048.800 

1.400 
-
-

1.400 

-
-
-
-

4.000 
-

4.000 

-
2,054.200 

1 
2 
3 
3a 
4 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
15 
16 
17 
18 
19 

"20 
21 
23 
24 
25 
26 

27/2 
27/3 
27/4 

28/1 
28/3 
28/6 
28/7 
28/8 
28/9 

29 
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Beilage F1 

(Fortsetzung) Im Bundesvoranschlag 1959 bei den starren Ausgabe-

Post 18 
"Miet- u. 

Pachtzinse" 

Post 19 
"Bekleidung und Ausrüstung" 

1 
2 
3 
3a 
4 
7 
8 
9 

Bezeichnung 

A. Hoheitsverwaltung. 
Bundespräsident und Präsidentschaftskanzlei .. 
Organe der Bundesgesetzgebung .. ; ........ . 
Gerichte des öffentlichen Rechtes .......... . 
Rechnungshof ......... ~ .. ' ..•............. 
Staatsschuld ............................. . 
Bundeskanzleratnt ........................ . 
Äußeres ................................ . 
Inneres ................................. . 
Justiz ........ , .............. " .......... . 
Bundesministerium für Unterricht ......... . 
Unterricht .•.............................. 
Kunst .....................•............. 
Söziale Verwaltung .........•.............. 
Finanzverwaltung ....................... ' .. 
Öffentliche Abgaben ..................... . 

1.000 

213.000 ' 
3,977.000 
6,116.000 
1,338.000 

3,636.000 
321.000 

1,182.400 
10,284.200 

Kassenverwaltung . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . 200.000 

a) An
schaffung 

Schilling 

12.000 
30.000 

6.000 
6.000 

58.000 
142.000 

2,010.000 
255.000 

5.000 
141.000 

" 32.000 
104.30Q 

4,652.400 

b) Instand
haltung 

1.000 
3.000 
2.000 
1.000 

5.000 
11.000 

597.000 
37.000 

1.000 
33.000 

7.000 
21.000 

507.100 

Land- und Forstwirtschaft................. 1,498.900 314.900 112.900 
Handel, Gewerbe, Industrie................ 750.100 102.700 21.900 
Bauten.................................. 1,563.600 177.400 25.900 
Landesverteidigung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 55.500 30.000 6.000 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft ......... 846.000 138.000 8.000 

c) Sonstiger 
Aufwand 

32,988.000 
2,500.000 

7,296.000 

10 
11 
12 
13 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
23 
24 
25 Postsparkassenatnt . . . . . . . . . . . . • . . . . . . . . . . . . - 22.500 4.500 

1---------1----------1---------1--------4 
Summe A (Hoheitsverwaltung) ..• 31,982.700 8,239.200 1,405.300 42,784.000 

27/2 
27/3 
27/4 

28/1 
28/3 
28/6 
28/7 
28/8 
28/9 

29 

I----~-----I---~-----

B. Monopole. 
Salz •••••••••••••••••••••••••••••••••.•••• 37.800 
Staatslotterien .......................... .. 
Branntwein. " ....•...•.•.......•.......... 

1-----------1----------
Summe B (Monopole) ... 

c. Bundesbetriebe. 
Post- und Telegraphenanstalt. ............. . 
Bundesforste ...................•.......... 
Staats druckerei. ...••...........•.......... 
HauptmÜßZatnt ...•.•..................... 
Bundestheater .....•........... ,; ......... . 
Bundesapotheken ..•...................... 

37.800 
1-----------1----------1-----------1---------4 

3.000 1.000 

I----------~------~-I-----~~I--------~ 
Summe C (Bundesbetriebe) .•. 1 ______ 11 ____ 3_._00_0_1 ____ 1_.0_0_0_1. _____ -1 

D. Eisenbahnen ........... . 
I----------I---~~~-I-~~~~I--~~~~ 

A-D (Gesamtsumme) ... 32,020.500 8,242.200 1,406.300 42,784.000 
I-~~---I---~-----I---~----I--~----~ 

') Außerdem in Zweckkrediten veranschlagt Anschaffung Instandhaltung Betrieb Summe 

Kapitel 9 "Inneres" .................. "0 ••••••••••• 50.000 
Schilling 

22.000 20,000 92.000 
Kapitel 12 "Unterricht" ...................•..•.•. 
Kapitel 21 "Bauten"............................ 260.000 290.000 350.000 900.000 
Kapitel 23 "Landesverteidigung" . . . . . . . . . . . . • . . . . . - 4.000 16.000 20.000 
Kapitel 27/2 "Salz................................ - - 1.500 1.500 
Kapitel 27{4 "Branntwein" ..................•...• - 5.000 15.000 20.000 
Kapitel 28{1 "Post- und Telegraphenanstalt" •.....• 120.000 104.000 298.000 522.000 
Kapitel 28/3 "Bundesforste"... . . . • . . . • . . • . . . . • . . . . 245.000 283.000 733.000 1,261.000 
Kapitel 28{6 "Staatsdruckerei" ...... . . . . . . . . . . . . . . - 4.000 24.000 28.000 
Kapitel 28{8 "Bundestheater" ..................... - 55.000 85.000 140.000 
Kapitel 29{1 "Österreichische Bundesbahnen"_..;,' .:,; .. ;.;, . ..;,. :.: .. :.....-=-=-________ .::.3::;:69~.::::00:;:0=__ __ .....:3~9;:2:.::.0.:::00::.._ ____ 7~6:.:1.:.:.0;.:;0.::...0 

Summe.. . 675.000 1,136.000 1,934.500 3,745.500 
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Posten des Rubrikenschemas veranschlagte Kredite. 

245 

Beilage F1 

(Fortsetzung) 

Post 20 "Personenkraftwagen" 1) Post 21 "Sonstiges Kraftfahrwesen" ') 

a) An-

I 
b) Instand-

I c) Betrieb I 
d) Kraft- a) A.'l-

I 
b) Instand-

I c) Betrieb I 
d) Kraft- i schaffung haltung wagenmiete schaffung haltung wagenmiete g. 

Schilling ~ 

- 50.000 60.000 - - 3.000 '5.000 - 1 
80.000 100.000 90.000 - - - - - 2 
- - - - - - - - 3 

110.000 18.000 45.000 - - - - - 3a 
- - - - - - - - 4 

186.000 140.000 260.000 1.000 - 18.000 14.000 - 7 
1,200.000 400.000 600.000 100.000 - 10.000 10.000 - 8 

591.000 701.000 1,352.000 - 263.000 2,962.000 5,179.000 - 9 
390.000 157.000 321.000 - 213.000 306.000 387.000 - 10 
- 18.000 55.000 - - - - - 11 
- 27.000 49.000 - 273.000 156.000 279.000 - 12 
32.000 3.000 16.000 - - 18.000 44.000 - 13 

452.000 250.000 504.000 - 383.200 407.900 585.300 - 15 
1,459.600 686.000 828.000 - 1,530.000 893.000 922.000 - 16 

- - - - - - - - 17 
- - - - - - - - 18 

510.200 253.400 441.400 1.000 1,366.300 1,055.500 1,740.400 - 19 
270.000 212.000 361.000 - 831.800 255.400 455.500 12.600 20 
160.000 133.200 183.300 - 175.000 360.700 715.900 5.000 21 
- 70.000 170.000 - - - - - 23 
70.000 144.000 389.000 - 108.000 84.000 731.000 - 24 
- 15.800 31.200 - - 4.000 8~000 - 25 

5,510.800 3,378.400 . 5,755.900 102.000 5,143.300 6,533.500 11,076.100 17.600 

- 3.600 5.400 - - - - - 27/2 
- - - - - - - - 27/3 
- ,- - - - - - - 27/4 

- 3.600 5.400 - - - - -

- - - - - - - - 28/1 
- 50.000 133.000 - - - - - 28/3 
- - - - - - - - 28/6 
- - - - - - - - 28/7 

1.000 20.000 25.000 - - - - - 28/8 
- - - - - - - - 28/9 

1.000 70.000 158.000 - - - - -

- - - - - - - - 29 . 

5,511.800 3,452.000 5,919.300 102.000 5,143.300 6,533.500 11,076.100 17.600 

Fußnote ') siehe nebenstehende Seite. 
') Außerdem in Zweckkrediten veranschlagt: Anschaffung Instandhaltung Betrieb Kraftwagenmiete Summe 

Schilling 
Kapitel 9 "Inneres" ............................ 4,526.000 245.000 417.000 - 5,188.000 
Kapitel 12 "Unterricht" .............•.••........• - 91.000 204.000 - 295.000 
Kapitel 13 "Kunst" .......•.....•......•.•......• - 3.000 7.000 . - 10.000 
Kapitel 19 "Land- und Forstwirtschaft" ..•.....•.. 1,897.700 750.400 1,290.500 - 3,938.600 
Kapite] 21 ",Bauten" .... ......................... 12,355.000 8,305.000 7,321.000 - 27,981.000 
Kapitel 23 "Landesverteidigung" .......•.......•.• 120,300.000 102,761.000 39,159.000 - 262,220.000 
Kapitel 2712 "Salz" .............................. - 120.000 45.000 - 165.000 
Kapitel 27/3 "Staatslotterien" .....••.............. 52.200 1.000 17.000 - 70.200 
Kapitel 28/1 "Post- und Telegraphenanstalt" ....... 41,000.000 40,000.000 43,580.000 420.000 125,000.000 
Kapitel 2813 ,.Bundesforste" .. ' ....•...••..•...••.• 600.000 969.000 1,872.000 - 3,441.000 
Kapitel 28{6 "Staats druckerei" ..•.......•....•..•• - 25.000 50.000 - 75.000 
Kapitel 2817 "Hauptmünzamt" .•..•......•......•• 9.000 1.800 5.400 - 16.200 
Kapitel 28/8 "Bundestheater" ..•.............••.•• 200.000 150.000 110.000 - 460.000 
Kapitel 29/1 "Österreichische Bundesbaltnen" ... ' .•.. 22,400.000 14,258.000 18,124.000 14,000.000 68,782.000 

Summe ••• 203,339.900 167,680.200 112,201.900 14,420.000 497,642.000 
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246 

Beilage F1 

(Fortsetzung) Im Bundesvoranschlag 1959 bei den starren Ausgabe-

Post 23 Post 24 
"Schadens- "Amtseinrichtung" Post 25 vergütungen 
an Parteien, 

I I 
"Hauserfor-

Bezeichnung Kassenab- a) An- b) Instand-
dernisse" 

i gängeu.Ge- schaffung haltung 
c) Anlagen 

richtskosten" .. :.: Schilling 

A. Hoheitsverwaltung. 

1 Bundespräsident und Präsidentschaftskanzlei .. - 6.000 24.000 90.000 6.000 
2 Organe der Bundesgesetzgebung ............ 1.000 40.000 65.000 60.000 50.000 
3 Gerichte des öffentlichen Rechtes ........... - 47.000 16.000 45.000 3.000 
3a Rechnungshof .................•.......... - 12.000 10.000 70.000 3.000 
4 Staatsschuld .................•............ - 20.000 20.000 60.000 -
7 Bundeskanzleramt ...............•......... 12.000 186.000 272.000 872.000 57.000 
8 Äußeres ................................. 2.000 344.000 340.000 600.000 1,160.000 
9 Inneres .................................. 118.000 2,120.000 1,460.000 1,800.000 980.000 

10 Justiz .................................... 296.000 1,021.000 955.000 4,777.000 1,151.000 
11 BundesministeriunI für Unterricht .......... 1.000 15.000 80.000 210.000 10.000 
12 Unterricht ................................ 313.000 635.000 1,379.000 1,478.000 12,902.000 
13 Kunst ................................... 4.000 142.000 86.000 1,097.000 589.000 
15 Soziale Verwaltung ........................ 22.900 350.500 423.200 766.500 212.800 
16 Finanzverwaltung .......................... 65.000 2,191.000 2,147.400 7,734.000 1,496.200 . 
17 Öffentliche Abgaben ...................... - - - - -
18 Kassenverwaltung ......................... - - - - -
19 Land- und Forstwirtschaft ................. 43.200 688.100 369.400 2,188.600 732.000 
20 Handel, Gewerbe, Industrie ................ 48.900 325.100 253.700 1,247.300 134.600 
21 Bauten .................................. 162.800 174.500 114.800 578.500 6.800 
23 Landesverteidigung ....................... 1,010.000 55.000 40.000 500.000 551.500 
24 Verkehr und Elektrizitätswirtschaft .......... 46.100 100.000 76.000 329.000 157.000 
25 Postsparkassenamt ......................... 20.000 84.000 180.000 1,730.000 -
26 Staatsvertrag ............................. - - - - -

, 

Summe A (Hoheitsverwaltung) ... 2,165.900 8,556.200 8,311.500 26,233.400 20,201.900 

B. Monopole. 

27/2 Salz ..........•.......................... 2.200 9.000 10.800 2.700 -
27/3 Staatslotterien ............................ - - - - -
27/4 Branntwein ...... , ........................ - - - - -

Summe B (Monopole) ... 2.200 9.000 10.800 2.700 -

C. Bundesbetriebe. 

28/1 Post- und Telegraphenanstalt ...........•... - - - - -
28/3 Bundesforste .............................. - - - - 140.000 
28/6 Staatsdruckerei ............•.. ~ ............ - - - - -
28/7 HauptmÜDZamt ........................... - - - - -
28/8 Bundestheater ............................. - 40.000 15.000. 5.000 5.000 
28/9 Bundesapotheken ......................... - - - - -

Summe C (Bundesbetriebe) ... - 40.000 15.000 5.000 145.000 

·29 D. Eisenbahnen ............ - - - - -
A-D (GesamtsunIffie) ... 2,168.100 8,605.200 8,337.300 26,241.100 20,346.900 

., 
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Posten des Rubrikenschemas veranschlagte Kredite. 

247 

Beilage F1 

(Fortsetzung) 

Post 27 In Zweckkrediten veranschlagter Aufwand für Arbeiter 
Post 26 "Rück- Post 28 

Posten 11 
und sonstige Bedienstete 

"Werk- ersetzte "Ver ... 
verträgeC

' 
Einnahmen schiedene bis 28 

l I I aus den Ausgaben" (Summe) - Dienstgeber-
Vorjahren" Bezüge beiträge Sonstiges Summe I Schilling 

- - - 911.000 - - 1 - - 1 
- - - 3,202.{)00 - - - - 2 
- _. 2.000 628.000 - - - - 3 
- - - 1,629.000 - - - - 3a 
- - 3,145.000 5,400.000 - - - - 4 
95.000 .5.000 7.000 15,042.000. - - - - 7 
- - - 27,263.000 - - - - 8 
- 26.000 66.000 200,990.000 - - - - 9 

119.000 247.000 67.000 66,801.000 - - - - 10 
- - 1.000 1,902.000 - - - - 11 
- 5.000 82.000 85,200.000 - - - - 12 
- 1.000 69.000 9,068.000· - - - - 13 

100 18.900 1,295.400 29,258.000 - - - - 15 
248.000 15.800 335.700 152,749.090 - - , - - ~6 
- - 1,980.000 2,646.000 - - - - 17 
- 239.000 250.000 28,409.000 - - - - 18 

189.000 14.400 745.900 30,960.000 16,880.000 7,650.000 - 24,530.0001) 19 
20.200 5.700 166.000 18,297.000 - - - - 20 
- 5.100 244.800 17,306.000 99,353.000 11,390.000 435.000 111,178.0002) 21 
60.000 2.000 605.000 112,188.000 - - - - 23 
65.000 1.000 48.400 11,801.000 - - - - 24 
- 1.000 1,565.00Q 37,903.000 - - - - 25 
- - - 5,500.000 - - - - 26 

796.300 586.900 10,675.200 865,053.000 116,233.000 19,040.000 435.000 135,708.000 

- 100 21.900 499.000 - - - - 27/2 
- - - - - - - - 27/3 
- - - - - - - - 27/4 

- 100 21.900 499.000 - - - -

- - - - 8,817.000 1,245.000 2,996.000 13,05S:00()3) 28/1 
40.000 1.000 40.000 1,534.000 10,285.000 970.000 121.000 11,376.0004) 28/3 
- - - - - - - 28/6 
- - - - - - - - 28/7 
- - 20.000 987.000 - - - - 28/8 
- - - - - - - - 28/9 

40.000 1.000 60.000 2,521.000 19,102.000 2,215.000 3,117.000 24,434.000 

- - - - 20,304.000 3,278.000 3,112.000 26,694.0003) 29 

836.300 588.000 10,757.100 868,073.000 . 155,639.0000) 24,533.000 6,664.000 186,836.000 

I) Hievon sind 21,280.000 S in der außerordentlichen Gebarung veranschlagt. ') Hievon: 
') Hievon sind 11,750.000 S in der außerordentlichen .Gebarung veranschlagt. Pragmatische Bedienstete •..•...••.••.• 14,231.000 S 
.) Hievon sind 12,030,000 S in der außerordentlichen Gebarung veranschlagt. 
A) Veranschlagt in der außerordentlichen Gebarung. . Vertragsbedienstete A: 

Nach Entlohnungsschema I ..•....•• 5,380.000 S 
Nach Entlohnungsschema II . . . . . . •. 53,635.000 S 
Nach sonstigen Rechtsvorschriften • •• 32,999.000 S 

Vertragsbedienstete B: 
Nach Entlohnungsschema 11 ..•..••• 7,757.000 S 
Nach sonstigen Rechtsvorschriften • •• 41,637.000 S 

Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz 17 
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27/2 
27/3 
27/4 

28/1 
28/3 
28/6 
28/7 
28/8 

. 28/9 

29 

248 

Beilage F2 

, Im Bundesvoranschlag 1959 bei den starren Einnahme-Posten bzw. 

Bezeichnung 

Post 1 
,,Bezugsvorschuß

ersätze'C 

Post 3 
"ErlBs aus der Ver

äußerung beweglichen 
Bundesvermögens" 

Post 4 
"Kostenersätze für 

Kraftwagenbenützung" 

-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-

1.000 
--
-
-
-

76.000 
-
-

250.000 
-

Summe A (Hoheitsverwaltung) 327.000 

B. Monopole. 

Salz . . . . • . . . . . • • • • . . . . . . . . • • . • . . . . . . . • • . • 396.000 
Staatslotterien ....•....................... 35.000 
Branntwein. . . . . . . . . . . . • • . . . . . . . . . . . . . . . . . 15.200 

10.000 
13.000 

-
30.000 

-
-

132.000 
1,601.000 
2,552.000 

165.000 
5.000 

23.000 
5.000 

163.300 
199.500 

5,527.600 
133.000 

1,667.800 
10,062.100 

82.000 
160.000 

22,531.300 

12.000 
6.000 
1.000 

-
-
-
-
-
-

1.000 
-

21.000 
45.000 

2.000 
177.000 

1.000 
2.500 

16.300 
3.000 
1.200 
4.100 
1.100 
2.000 
1.000 

278.200 

I------------I~----------I·----------~ 
Summe B (Monopole) ... 446.200 19.000 

I--------------II--------------I----~-------I 

C. Bundesbetriebe. 

Post- und Telegraphenanstalt ..... " ....... . 
Bundesforste ........ '.' .......•.......•••.. 
Staatsdruckerei. .................. ' ....... . 
HauptmünzaInt .....•..................... 
Bundestheater ........................... . 
Bundesapotheken ........................ . 

21,638.000 
815.000 
96.000 
60.000 

600.000 
10.000 

5,000.000 415.000 
1.000 -

360.000 -
3.000 500 

- --
500 -

I---------~~II----------~--I,-------------; 

Summe C (Bundesbetriebe) ... 23,219.000 5,364.500 415.500 
I----------------I---------------~I----------------; 

D. Eisenbahnen ........... . 14,900.000 160,000.000 -

187,914.800 693.700 A-D (Gesamtsumme) ... 38,892.2001) 
I------------~II--~----------I------------_i 

1) Außerdem sind bei Kapitel 18 Titel 3 a "Bezugsvorschußersätze (Hoheitsverwaltung)" noch 45,171.000 S veranschlagt. 
Die korrespondierenden "BezugsvolSchüsse" betragen: Hoheitsverwaltung (Kapitel 18 Titel 3 a) ••• • •. •• 66,147.000 S 

Postsparkassenamt (Kapitel 25) •••••.•.••••.••• 568.000 " 
Monopole ............................ '.' • .. .. • 549.000 " 
Bundesbetriebe .. • . . • • • .. . . . . . • • . • • . • . . . . . . . . . 18,895.000" 
Eisenbahnen. . . . . . • . •. . • . • . . . . . . . . . • . . . . . . •. .. 31,064.000" 

Zusammen. 117,223.000 S 
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249 

Beilage F2 

einigen sonstigen Posten des Rubrikenschemas veranschlagte Einnahmen. 

Post I 
"Rückersetzte Post 

Pensions-
überweisungs-

"Verschiedene Zusammen Pensionsbeiträge Provisionsbeiträge beträge nach dem Ausgaben aus den 
Einnahmen" vorschußersätze ASVG Vorjahren" öl .:: 

Schilling ~ 

- - 10.000 - - - - 1 
- 24.000 37..000 - - - - 2· 
- 148.000 148.000 - - - - 3 

1.000 12.000 43.000 - - - - 3a 
1.000 1.000 2.000 - - - - 4 

- - - 1,593.000 127,400.000 - 8,960.000 6 
41.000 1,271.000 1,445.000 - - - - 7 
60.000 661.000 2,322.000 - - - - 8 

878.000 2,491.000 '5,942.000 - - - - 9 
171.000 509.000 890.000 - - - - 10 

2.000 6.000 15.000 - - - - 11 
259.000 7,968.000 8,428.000 - - - - 12 

64.000 77.000 147.000 - - - - 13 
66.500 160.200 392.500 - - - - 15 

116.000 1,141.700 1,473.500 - - - - 16 
34.900 3,598.600 9,164.100 - - - .- 19 
57.100 297.200 488.500 - - - - 20 

337.100 2,771.500 4,856.500 '- - - - 21 I 

300.200 2,052.700 12,416.100 - - - - 23 
9.000 823.000 916.000 - - - - 24 
1.000 4,980.000 5,392.000 39.000 730.000 - 1.000 25 

2,398.800 28,992.900 54,528.200 1,632.000 128,130.000 - 8,961.000 

2.000 201.000 611.000 1.000 42.000 2.400 1.000 27/2 
1.000 241.000 283.000 - 77.600 - 1.400 27/3 

10.000 10.000 36.200 -, - - 7.600 27/4 

13.000 452.000 930.200 1.000 119.600 2.400 10.000 

700.000 30,715.000 58,468.000 442.000 <'38,492.000 - 13,360.000 28/1 
1.000 413.000 1,230.000 16.000 721.000 - 4.000 28/3 

- 500.000 956.000 6.000 130.000 120.000 24.000 28/6 
1.000 100.000 164.500. 500 43.000 25.000 - 28/7 

- 600.000 1,200.000 - 50.000 4,300.000 410.000 28/8 
500 400.000 411.000 - '6.900 - 100 28/9 

702.500 32,728.000 62,429.500 464.500 39,442.900 4,445.000 13,798.100 

100.000 63,000.000 238,000.000 600.000 70,600.000 - 3,000.000 29 

3,214.300 125,172.900 355,887.900 2) 2,697.500 238,292.500 4,447.400 25,769.100 

') Die korrespondierenden "Pensionvorschüsse" betragen: Hoheitsverwaltung (Kapitel 6 Titel 4) .•....••..• 2,210.000 S 
Postsparkassenamt (Kapitel 25) .••.....•..... ,.. 45.000 " 
Monopole .................................... " 20.500" 
Bundesbetriebe •.•••••.•....................... 922.000 ,; 
Eisenbahnen. • • • . • • • • . . . . . . . . . . . . . • . •. • • . . . . . .. 1,830.000 .. 

Zusammen. 5,027.500 S 
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250 

Beilage GI 

Der Veranschlagung im Bundesvoranschlag 1959 zugrunde gelegte Stände an pragmatischen 
Bediensteten. 

1 
2 
3 
3a 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
15 
16 
19 
20 
21 
23 
24 
25 
26 

A. Hoheitsverwaltung. 

Bundespräsident u. Präsidentschaftskanzlei ...... . 
Organe der Bundesgesetzgebung ............. . 
Gerichte des öffentlichen Rechtes .............• 
Rechnungshof .............................• 
Bundeskanzleramt ......................•••. 
Außeres ...•.... " ......................•. 
Inneres .... " ..... " ...................... . 
Justiz ..............•...•... , .....•........ 
Bundesministerium für Unterricht ............. . 
Unterricht ................................ . 
Kunst .... ' ................................ . 
Soziale Verwaltung ......................... . 
Finanzverwaltung .......................... . 
Land- und Forstwirtschaft ................... . 
Handel, Gewerbe, Industrie ................. . 
Bauten •... , ............................•.. 
Landesverteidigung . . . . . . . . . . .. .' .......... . 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft •....... '" . 
Postsparkassenamt. ....... ' .................. . 
Staatsvertrag .............................. . 

Summe A (Hoheitsverwaltung) .. 

B. Monopole. 
27/2 Salz .................................... ;. 
27/3 Staatslotterien ............................. . 

Beamte der 
allgemeinen 
Verwaltung 

33 
80 1

) 

24 
104 
541 1

) 

329 
1.962') 
2.240 

180') 
1.258 

315') 
2.889 1

) 

8.932') 
824 

1.853') 
815 

7.236 
, 1.329') 

743 

1---
31.687 

. 159 
58 

Richter 

34 

1.357 

1.391 

Staats
anwalt
schaft
liche 

Beamte 

131 

131 

Bundes
lehrer und 
Beamte des 

Schul
aufsichts
dienstes 

15 
9 

8.111 
83 
5 

64 

8 

8.295 

~a~~~: I i;.:~~; 
Sonder- und ,und Militär-

schullehrer 
Berufs- I personen 

1 

2 
28.456 

1 

356 

1 

23.790 
1.788 

3.634 

8.174 
3 

Summe 

34 
80 
58 

104 
541 
330 

25.752 
5.531 

191 
37.825 

399 
2.894 

12.566 
1.244 
1.853 

815 
15.418 

1.332 
743 

107.710 28.816 2) 37.390 
~~---I-~------II 

159 
58 

27/4 Branntwein ............................... . 
1----1---

S u m m e B (Monopole).'. 217 217 

C. Bundesbetriebe. 
28/1 Post- und Telegraphenanstalt • • • . . • • . . . . . . . . . . 28.329 
28/3 BunJesforste............................... 66 
28/6 Staatsdruckerei . . . . . . . . . . . . .. . • . . . . .. . . . . . . . . 100 
28/7 Hauptmünzamt .................•.......... 26 
28/8 Bundestheater .................••...... ~ . . . . 44 

28.329 
66 

100 
26 
44 
3 28/9 Bundesapotheken . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 

1----1---
S u m m e C (Bundesbetriebe) .. 28.568 

I-~~-I-~-
28.568 

29 D. Eisenbahnen. . . . • . . . . . . . .. 62.185 ') 62.185 

30 E. ERP-Gebarung ............. . 
1----1---

Abis E (Gesamtsumme) .. 122.657 1.391 8.295 28.816 37.390 198.680 

1) Im Dienstpostenplan 1959 sind bei .Unterricht" (entspricht Kapitel 12) 
156 Diemtposten für den Bibliotheksdienst vorgesehen. 27 Be
dienstete hievon versehen ständig lhren Dienst nicht beim Unter. 
ridltsministerium, so daß auch ihr Aufwand bei nachstehenden Ka
piteln veranschlagt ist: Kapitel2. . . 4, Kapitel 7. . . 6, Kapitel 
11 ... 2, Kapitel 13 •.• 7, KapitellS ... 2, Kapitel 16 ... 2 
und Kapitel 20. . . 4 Bedienstete. 

') Hievon 705 Dienstposten aus dem Stellenplan clerösten. Bundesbahnen. 
') Bundesbahnbeamte. Hievon 295 Beamte in der außerordentlichen 

Gebarung veranschlagt. 

131 

') Hievon Bedienstete. für die im Dienstpostenplan 1959 kein Dienst
posten vorgesehen -und im Bundesvoranschlag 1959 aber vorgesorgt ist:. 

B. M. f. 'Inneres (Chauffeure von Landeshauptleuten) . . 8 
B. M. f. Unterricht: Volks-, Haupt- u. Sonderschullehrer 27.381 

Berufsschullehrer ............... 1.082 
B. M. f. Land- u. Forstwirtschaft: 

Landwirtschaftsschulen (Berufsschullehrer). ........ 353 

Summe ........ 28.824 

Außerdem sind...... .• •... . .................... + 43 
Volks-, Haupt- u. Sonderschullehrer und .•.•.. + 1 
Berufsschullehrer ohne Gebühren beurlaubt bzw. 
deren Dienstposten nicht besetzt. 

Daher insgesamt ...............•.................. 28:868 
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Beilage G2 

Der Veranschlagung im Bundesvoranschlag 1959 zugrunde gelegte 
Stände an Vertragsbediensteten A.l) 

a) Nach dem ., , Entlohnungs-

·ä schema I, .. IL und 11 L 
~ 

A. Hoheitsverwaltung. 
1 Bundespräsident u. Präsidentschaftskanzlei 8 
2 Organe der Bundesgesetzgebung ........ 40 
3 Gerichte des öffentlichen Rechtes ....•.. 19 
3a Rechnungshof ............•..•........ 25 
7 Bundeskanzleramt ..................... 531 
8 Außeres ...........•.......•....•.... 363 
9 Inneres ................... " ....•... 1.868 ') 

10 Justiz ................ , ...... '. " . '" . 2.063 
11 Bundesministerium für Unterricht .... " . 88') 
12 Unterricht ............ : ... , .......... 5.125') 
13 Kunst ............................... 329 
15 Soziale Verwaltung .................... 2.183 ') 
16 Finanzverwaltung ...... ' .......•...... 4.320 
19 Land- und Forstwir);Schaft ............. 1.327 ') 
20 Handel, Gewerbe. Industrie ............ 1.373 
21 Bauten ..... , •••••••••••••••••••• '0. 912 
23 Landesvertejdigung .................... 1.384 
24 Verkehr und Elektrizitätswirtschaft ...... 269 8

) 

25 Postsparkassenamt ................ ' ... 736 
26 Staatsvertrag ...........•.........•... -

S u m m e A (Hoheitsverwaltung) ... 22.963 

B. Monopole. 
27/2 Salz ................................. 64 
27/3 Staatslotterien ...............•........ 21 
27/4 Branntwein. '.' .... : .................. 45 

Summe B (Monopole) ... 130 

C. Bundesbetriebe. 
28/1 Post- und Telegraphenanstalt ........... 7.173 
28/3 Bundesforste ..........•.......... ' .... 9 
28/6 Staatsdruckerei ....................... 84 
28/7 Hauptmünzamt •................... ' .. 5 
28/8 ~undestheater .. . ............. " ...... 51 
28/9 Bundesapotheken ..................... 8 

S u m m e C (Bundesbetriebe) ... 7.330 

29 D. Eisenbahnen .......... 141 

30 E. ERP-Gebarung .•...•.... 24 

Abis E (Gesamtsumme) ... 30.588 ') 

1) Ganzjährig vollbeschäftigte Bedienstete. 

2) Der Aufwand für die im Dienstpostenplan bei "Unterricht" 
(entspricht Kapitel 12) vorgesehenen' 70 Dienstposten für den Bibliotheks· 
dienst ist. bei folgenden Kapiteln mitveranschlagt : 

2 . . 1, 7. . 1, 12. . 64, 13. . 2, 20. . 2. 

a) Hievon Landesbedienstete, für die im Bundesvoranschlag 
vorgesorgt ist: 

Volks., Haupt· und Sonderschullehrer . 
Berulsschullehrer (Kap. 12) 

(Kap. 19) 
SdlUlauf~icht 
Bundesstraßen • . . . • 
Hochbau (ao. Gebarung) . 
Wasserbau ...•... 
Autobahn (ao. Gebarung) 

440 
947 
328 

40 
. 2.017 

8 
73 

286 

Summe. 4.139 

1959 

Außerdem ist der Aufwand für 11 Bedienstete der Akademie der 
W lssenS<haften mltveransmlagt. 

b) Nachdem c) Nach son-I 
Entlohnungs- stigen Recht5-l' d) Lehrlinge 

Gesamt-

schema 11 vorschriften summe 

- - - 8 
6 - - 46 
7 - - 26 
5 - - 30 

103 - - 634 2
) 

101 - - 464 
1.340 42 - 3.250 

217 - - 2.280 
9 - - 97 

1.255 787 12 ,7.179 2
)') 

64 15 - 408') 
296 31 - 2.510 
559 - - '4.879 
758 443 55 2.583 ') 
337 - 30 1.740 ') 

4.131 401 - 5.444 ')') 
4.106 250 - 5.740 

62 2 8
) - 333 

50 - - 786 
- - - -

13.406 1.971 97 38.437 
. 

- 1.300 - 1.364 
- - - 21 
19 - - 64 

19 1.300 - 1.449 

3.906 - 630 11.709 
8 1.142 - 1.159 

- 904 82 1.070 
87 - - 92 
- 1.898 - 1.949 

4 10 - 22 

4.005 3.954 712 16.001 

- 5.889 270 6.300') 

- - - 24 7
) 

17.430 13.114 ;) 1.079 62.211 

Bundes- Landes-
Bedienstete 

. 2.143 1.715 

Bundes- Landes. 
') Hievon: EntlohnungssdlemaIL . 
') Hievon: 

Bedienstete 
Bedienstete der Bundesbahnen 5.891 
Vertragsangestellte der Bundesforste 1.142 
Bühnendienstverträge • • . • .. 891 

386 Kollektivverträge 4.804 

Summe . .;1.:,2.:.:.72:;:8:-_....::3::::86 

6) Hievon in der außerordentlichen Gebarung veranschlagt: 
4 Vertrag,bedienstete nach dem Entlohnungsschema I, 

100 Lohnbedienstete. 
') Hievon in der ao. Gebarung veranschlagt: 

Bundes- Landes-
Bedienstete 

Kapitel 21 .. - 294 

" 30 24 
S) Hievon 17 Dienstposten aus dem Stellenplan der Osterreichischen 

Bundesbahnen. 
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Beilage G3 

1 
2 
3 
3a 
7 
'8 
9 

10 
11 
12 
13 
15 
16 
19 
20 
21 
23 
24 
25 
26 

27/2 
27/3 
27/4 

28/1 
28/3 

28/6 
28/7 
28/8 
28/9 

29 

30 

Der Veranschlagung im Bundesvoranschlag 1959 zugrunde gelegte 
Stände an Vertragsbediensteten B.l) 

A. Hoheitsverwaltung. 
Bundespräsident u. Präsidentschaftskanzlei . 
Organe der Bundesgesetzgebung .•.•••.••. 
Gerichte des öffentlichen Rechtes .....••... 
Rechnungshof ....... ' ............•.... 
Bundeskanzleramt ...............••.... 
Außeres •..................•.......•• 
Inneres ........................ " ..•. 
Justiz .......................••..•... 
Bundesministerium für Unterricht •...••. 
Unterricht ................. " .•.•.... 
Kunst .......•................•...•. 
Soziale Verwaltung ..•........•........ 
Finanzverwaltung ...........•......•.. 
Land- und Forstwirtschaft. ....•.....••. 

. Handel, Gewerbe, Industrie ..... . 
Bauten ........................••••.. 
Landesverteidigung ................••. 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft ..•... 
Postsparkassenamt .................... . 

a) Nachdem 
Entlohnungs

schema I, 
IL und llL 

9 

111 

3.660 
4 

75 
2 

515 
4 
7 

b) Nach dem c) Nach 50n-
Entlohnungs- stigen Rechts- d) Lehrlinge 

schema II vorschriften 

Gesamt
summe 

Staatsvertrag ................•......... 
1---------1·---------1---------1--------1·---------11 

S u m m e A (Hoheitsverwaltung) .... 4.387 
I----------I·-----------I----------I----~-----I-----------II 

B. Monopole. 
Salz ............................. . 
Staatslotterien ....................••. 
Branntwein ........................ . 1------

S U m me B (Monopole).. -

C. Bundesbetriebe. 
Post- und Telegraphenanstalt ....•...... 
Bundesforste ......................•.. 

2.037 

Bundesforste (Ao. Gebarung) ......•.... 
Staatsdruckerei ...................... . 
Hauptmiinzamt ..................... . 
Bundestheater ....................... . 
Bundesapotheken .................... . 

1-----1 
2.037 S u m m e C (Bundesbetriebe) .. 

1----------1 
D. Eisenbahnen ..... . 

E. ERP-Gebarung .... . 
1-------1---------1----------1---------1----------11 

6.424 Abis E (Gesamtsumme) .. 
1----------1 

') Nicht ganzjährig vollbeschäftigte Bedienstete.· 

') Hievon Landesbedienstete. für die im Bunde,voranschlag 1959 vor-
gesorgt ist: . Geschäft,führer. Dienstbesorger und Pauschal

bedienstete nach der Dienstvorschrift A 15 und 
Volks-. Haupt- und Sonderschullehrer 2.252 
Berufsschullehrer (Kap. 12) . 837 
Berufsschullehrer (Kap. 19) . 478 
Land- und Forstwirtschaft 1.054 
Bundesstraßen. 1.261 
Wasserbau . . . . . . 27 
Autobahn (ao. Gebarung) 11 

Summe. 5.920 

3) Hievon: Bundes- Landes-
Bedienstete 

Entlohnungsschema IIL 576 3;567 

A 16 der Bundesbahrien . . . . . . . .. 1.795 
Bedienstete nach der Dienst- und Lohnordnung 

der Bunde,bahnen. . . . . • . . . . .. 8.415 
Vertrag,angestellte der Bundesforste . . 134 
Ko,uektivverträge . . . . . . . . • . :;;10:-:.0:-;1-;-2 __ -:;2:-:;.37;53 

Summe. 20.356 2.353 ------5) In der a. o. Gebarung veranschlagte Bedienstete: 
Kapitel 19 . 
Kapitel 21 . 
Kapitel 28/1 . 

. Kapitel 28/3 . 
Kapitel 29/1 . 

1.081 
11 

325 
240 

• 109 

Summe. -u66 
.) Aus dem Stellenplan der Osterreichischen Bundesbahnen. 
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Beilage G4 

Unterschiede 
der für das Jahr 1959 veranschlagten Stände an pragmatischen Bediensteten und Vertrags

bediensteten gegenüber den Ständen des Jahres 1958. 

1 

2 
3 
3a 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
"13 
15 
16 
19 
20 
21 
23 
24 
25 
26 

Finanzgesetzlicher 
Ansatz 

A. Hoheitsverwaltung. 

BUk~dei~s~~~~~ .~~~ .~~ä.s~~e.n.t~~.~s: .... 
Organe der Bundesgesetzgebung ..•....• 
Gerichte des öffentlichen Rechtes ....... . 
Rechnungshof ..................•..... 
Bundeskanzleramt ...............•.... 
Kuß-eres ................. -...........• 
Inneres ...............•.............. 
Justiz .............................•. 
Bundesministerium für Unterricht ...•... 
Unterricht ........................... . 
Kunst. ............................. . 
Soziale Verwaltung ............ " ..... . 
Finanzverwaltung ............•........ 
Land- und Forstwirtschaft ............• 
Handel, Gewerbe, Industrie •........... 
Bauten .........................•.... 
Landesverteidigung . .. ............. .. 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft .... . 
Postsparkassenamt ................•... 
Staatsvertrag ....................... . 

Pragmatische 
Bedienstete 

+ + 
+ 
+ + + + + + + + 
+ 
+ + + + + + 

3 
1 
1 
2 

61 
25 
17 
64 
1 

316 
18 

235 
36 
67 
64 
24 

6.948-
16 
10 

Vertrags
bedienstete 

A 

1) 

Vertrags
bedienstete 

B 

1) 

Gesamt
stand 

+ 1 
+ 3 
+ 3 
+ 2 
+ 58 
- 3 
- 52 
- 128 
+ 1 

+ 468 
- 33 
+ 82 
+ 579 
+ _191 
+ 33 
+ 43 
+ 2.891 
+ 62 
- 3 

-
1------

Summe A (Hoheitsverwaltung). . + 7.837 
I--~--------I-----------I------------I-~---------II 

+ 4.198 

28/1 
28/3 

28{6 
28/7 
28{8 
28/9 

29 

30 

1) Durch die l'lnderung des Gliederungsschemas 
der Vertragsbediensteten und Umrechnung aller Be
diensteten auf ganzjährig vollbeschäftigte Bedienstete 
sind die Stände des Jahres 1959 mit den Ständen des 
Jahres 1958 nicht vergleichbar. 

- 4 
+ 3 
- 1 

- 2 

- 15 
- 12 

-
- 1 
+ 1 
+ 5 
- 2 

-
- 24 

+ 304 

-
+ 8.115 2) 

. 

') Hievon: Beamte der allgemeinen Verwaltung • 
Richter .....•.•••••. 
Staatsanwaltschaftliche Beamte •........ 
Bundeslehrer und Beamte des Schulaufsichtsdienstes 
V ollts-. Haupt-. Sonder- und Berufsschullehrer 
Wachebeamte und Militärpersonen .. . . . 

- 42 
+ 4 
- 1 

- 39 

- 19 
- 2 

-
- 4 

-
+ 16 
- 1 

-
- 10 

- 63 

-
+ 

22 
4.064 

· + 5.076 
· + 37 .+ 8 
· + 330 

- 91 
· + 2.755 

+s:ii5 
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Beilage GI, 
(Fortsetzung) 

Den Bundesvoranschlägen 1956 bis 1959 zugrunde gelegte Stände an Bediensteten 
(Pragmatische Bedienstete und Bedienstete mit Dienstvertrag). 1) 

1956 1957 1958 1959 

"'il 
Finanzgesetzlicher Bedien- Bedien- Bedien- Ganzjährig 

.~ Ansatz steten- 3) steten- S) steten- S) Voll-

l:<:l anzahl 2) anzahl 2) anzahl 2) besdläftigte 4) 

A. Hoheitsverwaltung. 
1 Bundespräs. u. PräsidentSdlaftsk ........ 39 39 41 41 41 41 42 
2 Organe der Bundesgesetzgebung ..•.... 124 124 124 125 132 132 135 
3 Geridlte des öffentlidlen Redltes ...... 78 77 77 76 82 82 85 
3a Redlnungshof .................. ... 128 128 126 126 132 132 134 
7 Bundeskarizleramt ................... 1.463 1.278 1.206 1.132 1.345 1.243 1.301 
8 Äußeres ........................... 783 783 779 779 797 797 794 
9 Inneres ....... , ............ , ....... 31.248 30.039 30.433 29.225 30.862 29.659 29.607 

10 Justiz ........ , .................... 8.037 7.929 7.915 7.807 8.167 8.059 7.931 
11 Bundesministerium für Unterridlt ...... 286 284 291 291 293 290 291 
12 U nterridlt ......................... 50.417 48.052 50.434 48.055 50.747 48.409 48.877 
13 Kunst ............................. 1.182 1.008 1.140 972 1.118 974 941 
15 Soziale Verwaltung ...• " . " .... " .. 5.760 5.573 5.678 5.493 5.742 5.555 5.637 
16 Finanzverwaltung ................... 17.521 17.101 17.146 16.756 17.772 17.273 17.852 
19 Land- und Forstwirtsdlaft ........... 14.143 7.410 15.268 7.903 16.172 8.026 8.217 
20 Handel, Gewerbe, Industrie .......... 3.648 3.592 3.554 3.497 3.ß60 3.601 3.634 
21 Bauten ............................ 7.503 6.742 8.084 7.322 8.431 7.622 7.665 
23 Landesverteidigung .................. 12.681 12.681 

. 
14.704 14.644 18.387 18.387 21.278 

24 Verkehr und E1ektrizitätswirtsdlaft ..... 1.659 1.622 1.607 1.586 1.685 1.660 1.722 
25 Postsparkassenamt. .................. 1.873 ·1.512 1.453 1.453 1.532 1.532 1.529 
26 Staatsvertrag ....................... - - - - - - -

Summe A .. 158.573 145.974 160.060 147.283 167.197 153.474 157.672 

B. Monopole. 
27/2 Salz ..........................•... 1.666 1.661 1.595 1.590 1.574 1.569 1.527 
27/3 Staatslotterien ..................•... 71 71 72 72 75 75 79 
27(4 Branntwein ........................ 71 69 71 69 71 69 68 

Summe B .. 1.808. 1.801 1.738 1.731 1.720 1.713 1.674 

C. Bundesbetriebe. 
28/1 Post- und Telegraphenanstalt ......... 41.007 39.543 39.829 38.751 44.800 42.755 42.736 
28/3 Bundesforste ....................... 8.147 7.452 8.035 7.400 8.018 7.384 7.382 

Bundesforste (Ao. Gebarung) ........ 320 224 320 224 320 240 240 
28/6 Staatsdruckerei ö) ••••.••••..•••.••..• 1.065 1.065 1.046 1.046 1.174 1.174 1.170 
28/7 Hauptmünzamt .................... 139 139 139 139 168 168 168 
28/8 Bundestheater ...................... 2.224 2.124 2.191 2.091 2.268 2.208 2.224 
28/9 Bundesapotheken .............•..... 32 30 32 29 32 29 28 

Serotherapeutismes Institut •••••••.•••••••• 57 56 56 55 - - -
Summe C .. 52.991 50.633 51.648 49.735 56.780 53.958 53.948 

29 D. Eisenbahnen ............ 81.259 77.526 79.636 75.976 82.848 78.867 78.804 

30 E. ERP-Gebarung .0 •••••••• 117 117 76 76 46 46 24 

Abis E (Gesamtsumme) .. 294.748 276.051 293.158 274.801 308.591 288.058 292.122 

. 
. 

t) Die vergleimbaren Stände der BundesvoransdUäge 1938 sowie 
1946 bis 1955 können der Obersimt auf Seite 134 in den Er-

aber vom Bund getragen wird, sind diese Bediensteten in nach-
stehenden Ständen enthalten. 

läuterungen zum Bundesfinanzgesetz 1954 und Seite 145 der 3) Stand an Vollbesmäftigten. der der nebenstehenden Bediensteten-
Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz. 1955 entnommen werden. anzahl entsprimt. 

') Ab 1. 1. 1948 wird der Aufwand der mitt~lbaren Bundesverwal- ') Ab 1959 wird im Dienstpostenplan und in den Teilheften nur 
tung wieder von den Ländern getragen, so daß die Bediensteten mehr die auf Vollbesmäftigte umgeremnete Zahl von Bediensteten 
der mittelbaren Bunde.verwaltung in nam.tehenden Ständen nimt ausgewiesen. 
enthalten .ind. Da der Aufwand der unter der Diensthoheit der 5) Einschließlim der Bediensteten der .Wiener Zeitung". 
Länder stehenden Volk.-, Haupt-, Sonder- und Berufssmullehrer 
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Beilage G6 

A. Hoheitsverwaitung. 

Volks-, Haupt-, Sonder-und Be-
rufssdlUllehrer, . , , , , , , 

übrige Hoheitsverwaltung , , , 

Summe A (Hoheitsverwaltung) 

B, Übrige. 

'Salz .••.. , ......• 

Staatslotterien . . . . . . . . . 

Branntwein . . , , . . . . . , 

Post- und Telegraphenanstalt .. 
Bundesforste ......... 
Staatsdruckerei ••••• 0 ••• 

Hauptmünzamt " . . , , , . , 

Bundestheater . . . . . , . . . 

Bundesapotheken ....... 
Eisenbahnen ......... 

Summe B (übrige) . 

Gesamtsumme A+B . 

Pensions- und' provisionsberechtigte aktive Bedienstete. 

Aktive Bedienstete 

Stand 
" 

Aufwand (Mill, S) 1) 

Bundesvor - I Unterschied Bundesvor- Unterschied 

anschlag 1959 g\fcenüber anschlag 1959 gegenüber 

I 
oriahr Vorjahr 

I 
2) 2) 2) 2) 

28.816 - 91 3) 1.201'5 + 23'7 

4) ö) 78.144 + 7.910 2,684'5 + 110'7 

106.960 + 7,819 3.886'0 + 134'4 
--~---

1.396 - 69 34'2 - 2'0 

58 + 3 2'2 + 0'1 

- - 1 - - 0'1 

4) 28.384 + 3 957'6 - 1'5 

71 - 15 4'0 - 0'7 

203 - 18 8'0 - 0'9 

56 - 2 2'1 - 0'1 

1.029 + 72 37'4 + 0'8 

3 - 2 0'1 - 0'1 

5) 62,890 + 304 2,160'6 + 27'3 

94.090 + 275' 3,206'2 + 22'8 

201,050 +8.094 7,092'2 + 157'2 

') Aufwand der pensionsberechtigten pragmatischen Beamten (Dost 1 .Pragmatisdte Bedien_ 
stete" und POSt 6 .. Dienstgeberbeiträge für pragmatische Bedienstete") sowie der provisionsberedt
tigten Arbeiter bzw, Bediensteten (entsprechende Anteile der Post 2 • Vertragsbedienstete A" und 
Post 7. .Dienstgeberbeiträge für Vertragsbedienstete"). 

2) Hievon provisionsberechtigte Bedienstete: 

Stand Aufwand (MilI, S) 

Bundesvor-

I 
Unterschied 

Bundesvor-

I 
Unterschied 

,anschlag 1959 gegenüber anschlag 1959 gegenüber 
Vorjahr Voriahr 

Salz', , , , , , , 1.237 - 65 28'0 - 1'3 
Post- u, Tel.-Anstalt 6) 10 - 0'3 -
Bundesforste , , , 5 - 3 0'2 - 0'1 
Staatsdruckerei 103 - 17 3'5 - 0'9 
Hauptmünzamt . . ') 30 - 3 0'9 - 0'1 
Bundestheater . . . 985 +67 35'S + 0'5 

Summe. 2,370 I 
- 21 I 68'7 I - 1'9 

1 

') Kredite folgender finanzgesetzlicher Ansätze: Kapitel 12 Titel 3 §§ 6 und 7 sowie Kapi_ 
tel 19 Titel 5, 

') Die bei versd,iedenen Kapiteln mitveranschlagten 42 Beamten der Post- und Telegra-
phenanstalt wurden bei "Post- und TelegraphenanstaltU dazugezählt, da den Pensionsaufwand dieser "" 
Beamtenkategorie die Post-'und Telegraphenanstalt trägt. .. J 

.) Die bei Kapitel 24 Titel 1 ~ 3 "Generaldirektion der österreichischen Bundesbahnen" '" 
veranschlagten 705 Bundesbahnbeamten wurden bei .Eisenbahnen" dazugezählt, da den' Pensions-
aufwand dieser Beamcenkategorie die asterreichischen Bundesbahnen tragen. ' 

6) VertragsbedienStete, die im Zusammenhang mit dem vor 1938 bestandenen Postboten-
provisionsfoods provisionsberechtig[ sind. . . 

') Hievon 1 provisionsberechtigter Vertragsbediensteter A (nach Entlohnungsschema I) und 
29 provisionsberechtigte Vertragsbedienstete A (nach Endohnungsschema II): , 

Nl 
CJ1 
CJ1 
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Beilage G 7 Dienstpostenplan bzw. 

Dienspostenplan 1958 In den Teilheften 1958 

Verwaltungsbereich 
I 

Vertrags- Bundes- I Bundesbahn-I Landes- Summe 
Beamte bedienstete bedienstete bedienstete bedienstete 

ganzjährig voll-

Präsidentschaftskanzlei · 32 6 2 - - 40 
Kanzlei des Präs. des N~t.~R~te·s 74 44 9 - - 127 
Verfassungsgerichtshof 5 4 - - - 9 
Verwaltungsgerichtshof · · · . · 51 15 1 - - 67 
Rechnungshof • • · · · . 103 30 - - - 133 
Bundeskanzleramt · · · 853 958 231 - - 2.042 
Inneres. 25.730 .1.843 2.081 - 8 29.662 
Justiz . · 6.394 1.178 493 - - 8.065 
Unterricht 9.558 5.001 2.042 - 33.177 49.778 
Soziale Verwaltung 2.750 2.498 306 - - 5.554 
Finanzen .•..• 13.477 3.523 383 - - 17.383 
Land- und Forstwirtsdtaft 859 1.619 3.497 - 2.106 8.081 
Handel und Wiederaufbau 2.573 3.758 1.200 - 3.683 11.214 
Landesverteidigung . . . • : : : 15.477 5.437 370 - - 21.284 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 592 267 13 764 - 1.636 
Postsparkassenamt 735 799 - - - 1.534 

Summe A. 79.263 26.980 10.628 764 38.974 156.609 

Monopole 

tlsterr. Salinen 163 66 1.340 - - 1.569 
Staatslotterien . · 56 19 - - - 75 
Branntweinmonopol - 64 4 -- - 68 

Summe B. 219 149 1.344 - - 1.712 . 
Bundesbetriebe 

Post- und Telegraphenanstalt 28.371 11.081 3.333 - - 42.785 
tlsterr. Bundesforste . . . . 78 1.131 6.415 . - - 7.624 
tlsterr. Staatsdruckerei 101 69 996 - - 1.166 
Wiener Zeitung - - - - - -
Hauptmünzamt '. 26 92 52 - - 170 
Bundestheater . 39 902 1.267 - - 2.208 
Bundesapotheken 6 21 3 

~ 

30 - -
Summe C. 28.621 13.296 I 12.066 - - 53.983 

Summe A-C. 108.103 40.425 24.038 764 38.974 212.304 

Mittelbare Bundesverwaltung 225 - - - - 225 
tlsterr. Bundesbahnen . . . - - - 78:871 - 78.871 

DPPl. Gesamtsumme . 108.328 40.425 24.038 79.635 38.974 291.400 

Hievon ab: 

nicht veranschlagte Dienstposten 2.833 394. - - 79 3.306 
für· Werkverträge gebunden. . 29 2 - 4 -- 35 

Veranschlagter~ Gesamtstand ~ • 105.466 40.029 . 24.038 79.631 38.895 288.059 
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Bundesvoranschlag 1958 und 1959 Beilage G7 

Dienstpostenplan 1959 Unterschied gegenüber 1958 

Beamte IA. venragg..IB. vertrags'IBundesbahn'l Landes- Summe IA. Vertrags.IB. vertrags.\Bundesbahn'l Landes- Summe 
bedienstete bedienstete bedienstete bedienstete Beamte bedienstete ! bedienstete bedienstete bedienstete 

beschäftigte Bedienstete 

33 8 - - - 41 + 1 + 2 - 2, - - + 1 
75 45 9 - - 129 + 1 + 1 - - - + 2 

5 6 - - - 11 - + 2 - - - + 2 
54 16 1 - - 71 + 3 + 1 - - - + 4 

103 30 .- - - 133 - - - - - -
867 1.105 126 - - 2.098 + 14 + 147 - ·105 - - + 56 

25.756 3.250 605 - 8 29.619 + 26 + 1.407 - 1.476 - - - 43 
6.270 1.545 120 - - 7.935 - 124 + 367 - 373 - - - 130 
9.977 6.251 921 - 33.034 50.183 + 419 + 1.250 -1.121 - - 143 + 405 
2.890 2.510 233 - - 5.633 + 140 + 12 - 73 - -- + 79 

13.533 3.997 407 - - 17.937 + 56 + 474 + 24 - - + 554 
896 2.280 2.858 - 2.213 8.247 + i{ + 661 - 639 - + 107 + 166. 

2.664 4.800 148 - 3.683 11.295 + + 1.042 -1.052 - - + 81 
15.424 5.740 120 - - 21.284 - 53 + 303 - 250 - - -

603 301 13 761 - 1.678 + 11 + 34 - - 3 - + 42 
744 786 ~ - - 1.530 + 9 - 13 - - - - 4 

79.894 32.670 5.561 761 38.938 157.824 + 631 + 5.690 - 5.067 - 3 - 36 + 1.215 

159 1.364 4 - - 1.527 - 4 + 1.298 - 1.336 - - - 42 
59 20 - - - 79 + 3 + 1 - - - + 4 

- 64 4 - - 68 - - - - - -
218 1.448 8 - - 1.674 - 1 + 1.299 -1.336 - - - 38 

28.371 11.711 2.703 - - 42.785 - + 630 - 630 - - -
67 1.159 6.397 - - 7.623 - 11 + 28 - 18 - - - 1 

100 1.062 - - - 1.162 - 1 + 993 - 996 - - - 4/ 
4 4 - - - 8 + 4 + 4 - - - + 8 

27 91 50 - - 168 + 1 - 1 - 2 - - - 2 
40 1.949 231 - - 2.220 + 1 + 1.047 - 1.036 - - + 12 

4 22 3 - - 29 - 2 + 1 - - - - 1 

28.613 15.998 9.384 - - 53.995 -
I 

8 + 2.702 - 2.682 - - + 12 

108.725 50.116 14.953 761 38.938 213.493 + 622 + 9.691 - 9.085 - 3 - 36 + 1.189 
----

179 - - - - 179 - 46 - - - - - 46 
- - - 78.804 - 78.804 - - - - 67 - - 67 

108.904 50.116 14.953 79.565 38.938 292.476 + 576 + 9.691 - 9.085 - 70 - 36 + 1.076 

--...,--' 

2) 277 3) 9 - - 4) 44 0) 330 - 2.556 - 385 - - 35 - 2.976 
21 3 - - - 24 - 8 + 1 - 4 - - 11 

108.606 50.104 14.953 79.565 38.894 292.122 + 3.140 + 990 - 66 - 1 + 4.063 

1) Hievon 11 Bedienstete der Akademie der Wissenschaften. 0) Außerdem wird der veranschlagte Aufwand für nachstehende 
Z) und 3) Die Bezüge dieser Bediensteten sind im Bundesvor. Diensposten von anderen RecbtsträJ:em wie folge ersetzt: 

anschlag 1959 nicht veranschlagt und werden von folgenden Rechtsträgern 13: tlsterreichische In ustrie- und Bergbauverwaltungs Ges. 
getragen: m. b. H. 

Zu Z): Austri.-Tabakwerke A.-G .......•.• 0 98 5: Gesellschaft für Ablöselief~rungen, Ges. m. b. H. 
Bundesländer (mittelbare Bundesverwaltung) . 179 1: .Osterreichischer Rundfunk" Ges. m. b. H. 

Zu "): Gesellschaft für Ablöselieferungen . . . . . -6 56: Verschiedene Rechtsträger (bett. Redienstete des Unter-
Bundesländer . . . . . • • . . . . . . . . 3 richtsressom.) 

l 
') Ohne Gebühren beurlaubte Bedienstete bzw. nicht ;;;:-Besetzung 

gelangende Dienstposten. 
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Beilage G7 

Veranschlagter Stand und Aufwand der Pensionisten (einschließlich Arbeiterprovisionisten) im 
Bundesvoranschlag 1959. 

Pensions
parteien I 

Arbeiter- I 
provisioni

sten 

Pensionisten 

Gesamt
summe 

Pensions
parteien I 

Arbeiter- I 
provisioni

sten 

Gesamt
summe 

Kopfanzahl Aufwand (Mill. S) 1) 

A. Hoheitsverwaltung. 

Volks-, Haupt-, Berufs- und Landesmittel-
schullehrer ........................ 16.618 - 16.618 587'8 - 587'8 

übrige Hoheitsverwaltung (einschließlich 
Postsparkassenamt)2) ... " .............. 61.032 804 61.836 1.680'0 4'3 1.684'3 

S u m m ~ A (Hoheitsverwaltung) . .- 771tO 804 78.454 2.267'8 4'3 2.272'1 

B. Monopole. 

Salz .. .. , ................... ,' ...... 219 1.950 2.169 5'6 22'5 28'1 

Staatslotterien ........................ 68 - 68 2'5 - 2'5 . 
Branntwein ......................•... 1 - 1 0'1 - 0'1 . 

S u m m e B (Monopole) .. 288 1.950 2.238 8'2 22'5 30'7 
-----

C. Bundesbetriebe. 

Post- und Telegraphenanstalt ........... 23.376 61 3) 23.437 577'4 1'3 578'7 

Bundesforste .......... , ...........•.. 797 1.870 2.667 22'6 19'9 42'5 

Staatsdruckerei ..•.. , ................. 219 813 1.032 6'2 9'4 15'6 

Hauptmünzamt ...................... 29 79 108 0'9 1'0 1'9 

Bundestheater ........................ 497 454 951 17'4 8'1 25'5 

Bundesapotheken .................... ', 11 - 11 0'3 - 0'3 

S u m m e C (Bundesbetriebe) .. 24.929 3.277 28.206 624'8 39'7 664'5 

D, Eisenbahnen ....... , .... 87.302 - 87.302 1.882'7 - 1.882'7 

A-D (Gesamtsumme) .. 190.169 6.031 196.200 4) .4.783'5 66'5 4.850'0 
------

') Einschließlich des anteilmäßigen Aufwandes für Aushilfen. 

') Bei diesem Ansatz ist auch der Aufwand für Pensions- und Provisionsparteien nachstehender Stellen bzw. Bedienstetengruppen 
veranschlagt: 

Montanbe~mte, Montanrentner, Theresianisme Militärakademie, Gremiallehrer, Mozarteum, Krankenpflegerinnen, Taubsrummeninstitut, 
Blindeninstitut, Hofzahlamt, Hofmarschallamt, Heeresarbeiter, Südtiroler, Kanaltaler, Bahningenieure, Bahngendarmerie, Donauregulierungs
kommission, Kartographisches Institut, ehemaliges Schieß- und Sprengmittelmonopol, Arbeiter der ehemaligen Bundesschwefelsäurefabrik, 
Kriegsgesdüdigtenfonds, Pensionen der gemeinsamen Ministerien, Burgenländische Pensionen~ Bosnische Pensionen, Bosnische Beihilfen und 
Landwirtschafdiche Betriebe sowie außerordendiche Versorgungsgenüsse für Volksdeutsche und Heimatvertriebene. 

') Siehe Fußnote 6) auf Seite 255. 

~) 

V olks-, Haupt-. Berufs- und 
Landesmittelschullehrer '. 

Obrige Hoheitsverwaltung 
Monopole .. 
Bundesbetriebe 
Eisenbahnen 

Ruhegenuß
empfänger 

Versorgungs- 3. o. Versorgungs-
genußempfänger genußempfänger 

Kopfanzahl 

Summe 

11.680 4.7400 198 16.618 
27.532 26.689 7.615 61.836 

1.228 987 23 2.238 
17.188 10.571 447 28.206 
49.021 37.464 817 87.302 

Summe. ____ 1_~ __ .6_49 ________ ~80~.~45~1 ________ ~9.~1~00~ ______ ~1~9~6~.2~00~_ 
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Unterschiede 

259 

Beilage G1 

(Fortsetzung) 

des veranschlagten Standes und Aufwandes der Pensionisten (einschließlich Arbeiterprovisionisten) 
im Bundesvoranschlag 1959 gegenüber den Ständen und dem Aufwande des Jahres 1958. 

Pensionisten 

Pensions- I Arbeiter- Gesamt- Pensions- Arbeiter- Gesamt-
parteien I prQvisioni- summe parteien provisioni- summe 

I 
sten sten 

Kopfanzahl Aufwand (MilI. 5)1) 

A. Hoheitsverwaltung. 

Volks-, Haupt-, Berufs- und LandesmitteI-
schullehrer ............... , ••....• , . + 374 - + 374 + ,16'7 - + 16'7 

übrige Hoheitsverwaltung (einschließlich 
Postsparkassenamt) 2) •..• ', , ••••••.• , . - 649 - 71 - 720 - 9'4 - 0'6 - 10'0 

Summe A (Hoheitsverwaltung) .. - 275 - 71 - 346 + 7'3 - 0'6 + 6'7 

B. Monopole. 

5alz .. , " ,., , . , , ....... " .. ', ." " , , - 2 - 58 - 60 - + 0'3 + 0'3 
5taatslotterien .. , , . , , , , , , .... , , . , , , .•. - 3 - - 3 + 0'2 - + 0'2 
Branntwein .. , ... , . ,,, , ...... , . , , ... , . - - - - - -

5 u m m e B (Monopole). , - 5 - 58 - 63 + 0'2 + 0'3 + 0'5 
-----

C. Bundesbetriebe. 

Post- und Telegraphenanstalt .... , , , .... + 364 - 115 + 249 + 5'8 - 2'5 + 3'3 
Bundesforste ........ , , .. , , .. , ..... , . , - 30 - 36 - 66 + 0'8 - 0'2 + 0'6 

Staatsdruckerei .,.' .. , , .........•.. , .• - 7 - 7 - 14 + 0'3 - 0'3 -

Hauptmünzamt ., , . , , ...... , ; .. , , .... + 1 - 2 - 1 + 0'1 - + 0'1 

Bu"ndestheater ........ , .. , , ........••. + 2 + 6 + 8 + 2'5 - + 2'5 

Bundesapotheken .. , . , ..... , ... , . , , , .. - - - - - -

5 u m m e 'e (Bundesbetriebe) .. + 330 - 154 + 176 + 9'5 - 3'0 + 6'5 

D. Eisenba~ilen, . , ... , ..... - 687 - - 687 - 15'4 - - 15'4 

A-D (Gesamtsumme)., - 637 - 283 - 92()3) + 1'6 - 3'3 - 1'7 

1) Siehe Fußnote 1) auf Seite 258. 
') Siehe Fußnote ') auf Seite 258, 
') Ruhegenuß- Versorgungs- a. o. Versorgungs- SumYI?e empfänger genußempfänger genußempfänger 

Volks-, Haupt-, Berufs- ';nd Kopfanzahl 
Landesmittelschullehrer , _ + 291 + 80 + 3 + 374 

übrige Hoheitsverwaltung - 678 + 53 - 9S - 720 
Monopole ...• , , • - 56 - 7 - - 63 
Bunde,betriebe • • • , , + 171 + 18 - 13 + 176 
Eisenbahnen - 1.377 + 691 - 1 - 687 

Summe. - 1.649 + 835 - 106 - 920 
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Beilage Gs 

Veranschlagter Stand und Aufwand 
der aktiven Bediensteten und der Pensionisten. 

1959 Unterschiede gegenüber. 1958 

Aktive 

I 
Pensionisten 

I 
Gesamtsumme 

Aktive 

I 
Pensionisten 

I 
Gesamtsumme Bedienstete Bedienstete 

Kopfanzahl 

A. Hoheitsverwaltung. 

Volks-, Haupt-, Sonder-, Berufs-
und Landesmittelsd1Ullehrer 1) 34,098 16,618 49,716 + 9 + 374 + 383 

übrige Hoheitsverwaltung , 123,574 61.836 186,410 + 4.189 - 720 + 3,469 

Summe A, 157.672 78.454 236.126 + 4.198 - 346 + 3.852 

B. übrige. 

Salz ~ . 1.527 2.169 3.696 - 42 - 60 - 102 
Staatslotterien 79 68 147 + 4 - 3 + 1 
Branntwein . 68 1 69 - 1 - - 1 
Post- u. Telegraphenanstalt 42.736 23.437 66.173 - 19 + 249 + 230 
Bundesforste 7.622 2.667 10.289 - 2 - 66 - 68 
Staatsdruckerei 2) . 1.170 1.032 2.202 - 4 - 14 - 18 
Hauptmünzamt 168 108 276 - - 1 - 1 
Bundestheater . 2.224 951 3.175 + 16 + 8 + 24 
Bundesapotheken 28 11 39 - 1 - - 1 
Eisenbahnen 78.804 87.302 166.106 - 63 687 - 750 
ERP-Gebarung 24 - 24 - 22 - - 22 

Summe B. 134.450 117.746 252.196 - 134 - 574 - 708 

Gesamtsumme . 292.122 196,200 488.322 + 4,064 - 920 .+ 3.144 

Aufwand (Mi I!. S) 

A. Hoheit~verwaltung. 3) 

I Volks-, Haupt-, Sonder-, Berufs-
und Landesmittelschullehrer1)4) • 1.415'2 587'8 2,003'0 + 42'2 + 16'7 + 58'9 

übrige Hoheitsverwaltung , 4.162'1 1.684'3 5,846'4 + 116'1 - 10'0 + 106'1 

Summe A. 5.577'3 2.272'1 7.849'4 + 158'3 + 6'7 + 165'0 

B. übrige. 

Salz 44'7 28'1 72'S - 3'0 + 0'3 - 2'7 
Staatslotterien 3'3 2'5 5'8 + 0'2 + 0'2 + 0'4 
Branntwein . 2'2 0'1 2'3 - 0'4 - - 0'4 
Post- und Telegraphenanstalt . 1.329'5 578'7 1.908'2 - 0'7 + 3'3 + 2'6 
Bundesforste 245'6 42'5 288'1 - 0'2 + 0'6 + 0'4 
Staatsdruckerei 2) • 36'4 15'6 52'0 - 1'9 - - 1'9 
Hauptmünzamt . 5'2 1'9 7'1 - + 0'1 + 0'1 
Bundestheater . 112'2 25'5 137'7 - 12'5 + 2'5 - 10'0 
Bundesapotheken 1'2 0'3 1'5 - - -
Eisenbahnen 2,603'1 1,882'7 4,485'8 - 19'3 - 15'4 - 34'7 
ERP-Gebarung 6) - - - - -

·Summe B, 4,383'4 2,577'9 6,961'3 - 37'8 - 8'4 .- 46'2 

Gesamtsumme . 9.960'7 4,850'0 14,810'7 + 120'5 - 1'7 + 118'8 

') Die Volks-, Haupt-, Sonder- und Berufsschullehrer sind Bedienstete der Länder, während die Mittelschullehrer infolge übernahme sämtlicher Mittel_ 
schulen in die Verwaltung des Bundes Bundesbedienstete sind. Die Kategorie der Landesmittelschullehrer gibt es daher nur mehr bei den Pensionisten. 

0) Einschließlich der Bediensteten der »Wiener Zeitung". 
3) Einschließlich des Aufwandes für die in Zweckkrediten veranschlagten Bediensteten. 
') Beim Aktivitätsaufwand sind hier die Kredite folgende r finanzgesetzlicher Ansätze aufgenommen: Kapitel 12 Titel 3 §§ 6 und 7 sowie Kapitel 

19 Titel 5. 
5 Nur Verrechnun s osten. gp 
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Beilage H 

Wer kvertragsaufwand und sonstige Leistungsentschädigungen. 

Bundesvoranschlag 1959 -

W erk~erträge Leistungsentschädigungen 

Veranschlagt 

<J Anzahl 
Aufwand bei der Post I inZweckkrediten 

Zusammen 
c 

.~ 12a *) 
0.. 

'" ::4 Schilling 

A. l:Ioheitsverwaltung. 
1 Bundespräs. u. Präsidentschaftsk .... - - - 565.000 565.000 
2 Organe der Bundesgesetzgebung ... - - 74.000 25,186.000 25,260.000 
3 Gerichte des öffentlimen Rechtes .. - - 8.000 1,050.000 1,058.000 
3a Rechnungshof .................. - - 50.000 232.000 282.000 
4 Staatsschuld ................•... - - 100.000 - 100.000 

.' 7 Bundeskanzleramt .............. 2 95.000 101.000 6,016.000 6,117.000 
8 Außeres ..•. -................... - - 1,287.000 - 1,287.000 
9 Inneres. , .... _ ....... , .......... - - 420.000 3,036.000 3,456.000 

10 Justiz ................. " ...... 3 119.000 7,360.000 19,228.000 26,588.000 
11 Bundesministerium für Unterrimt .. - - 30.000 - 30.000 
12 Unterrimt ..................... - - 601.000 8,320.000 8,921.000 
13 Kunst ......................... - - 227.000 3,067.000 3,294.000 
15 Soziale Verwaltung .............. - 100 241.000 2,599.200 2,840.200 
16 Finanzverwaltung ............... 5 248.000 3,oi9.7oo 6.000 3,025.700 
19 Land- und Forstwirtschaft ........ 8 189.000 859.000 1,617.000 2,476.000 
20 Handel, Gewerbe, Industrie ....... 1 20.200 292.000 3,505.100 3,797.100 
21 Bauten ........................ - - 115.300 1,100.000 1,215.300 
23 Landesverteidigung .............. 3 60.000 515.000 350.000 865.000 
24 Verkehr und Elektrizitätswirtsmaft. 1 65.000 66.000 210.000 276.000 
25 Postsparkassenamt ............... - - 1,471.400 - 1,471.400 
26 Staatsvertrag ................... - - 2,500.000 - 2,500.000 

S u m m e A (Hoheitsverwaltung) .. 1) 23 796.300 19,337.400 76,087.300 95,424.700 

B. Monopole. 

27/2 Salz .......................... - - - - -
27/3 Staatslotterien ..........•....... - - - 1.000 1.000 
27/4 Branntwein ...•..........•..... - - - - -

Summe B (Monopole) .... - - - 1.000 .1.000 

C Bundesbetriebe. 

28/1 Post- und Telegraphenanstalt •..•.. - - - 550.000 550.000 
28/3 Bundesforste ................... 1 40.000 - - -
28/6 Staatsdruckerei ......... -........ - - 2,260.000 2,260.000 
28/7 Hauptmünzamt ................ - - - 310.500 310.500 
28/8 Bundestheater .................. - - 20.000 12,150.000 12,170.000 
28/9 Bundesapotheken ............... - - - 3.000 3.000 

S u m m e C (Bundesbetriebe ). . . . 1) 1 40.000 20.000 15,273.500 15,293.500 

29 D. Eisenbahnen ....... 2) 1 60.000 - 15,190.000 15,190.000 

30 E. ERP-Gebarung ..... - - - - -
Abis E (Gesamtsumme) .... 3) 25 896.300 19,357.400 106,551.800 125,909.200 

---

*) Die starre Post 12 a) führt die Bezeidmung .Entschädigungen an Personen". Beilage J auf Seite 237 
1) Werkverträge, die bei der starren Post 26 veranschlagt sind. 
2) Veranschlagt bei der Post 73. 
3) Hiefür wurden systemisierte Dienstposten gebunden. 

-----------------------------------------------
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Beilage K 

Personen, die direkt oder indirekt aus dem Bundeshaushalt Zuwendungen für ihren privaten 
Haushalt empfangen. 1) 

Aktive Bedienstete, deren 
werden 

Bezüge vom Bund gezahlt 

Pensionsparteien des Bundes . 
Werkverträge 3) 
Leistungsentschädigungen . 
Laufe~de Zuwendungen an ehemalige 

Abgeordnete zum Nationalrat • . . 
Mitglieder des Bundesrates 

Außerordentliche laufende Zuwendungen 
Abgeordnete zum Nationalrat 

an ehemalige 

Mitglieder des Bundesrates 
Grundsteuerbeihilfen 
Von Konsulaten gewährte Unterstützungen 

Umsiedler, Heimatvertriebene und Flüchtlinge: 
Altflüchtlinge . . . . 
Ungarische Flüchtlinge 
Sonstige Neuflüchtlinge 

Summe. 

Beihilfen, Unterstützungen u. ä. für 
Hochschulen 

Studierende: 8) 

Mittelschulen 
Bundeserziehungsanstalten : 

allgemeine ....•.• 
" 

für Instrumentalunterricht . 
Kaufmännisches Bildungswesen 
Gewerbliches Bildungswesen . 
Lehrerbildung. . . . . . . 
Bildende Künste. • . • . . 
Musik und darstellende Kunst 
Bundesfachschule für Technik 
Landwirtschaftliche Schulen 
Forstwirtschaftliche Schulen 

Summe. 

Siehe auch 
Erläute
rungen 

zum 
BFG.1959 

Seite 

254 
258 
261 
261 

27 
28 

27 
28 
43 
50 

53 
54 
53 

57 
62 

62 
62 
62 
62 
62 
74 
75 
88 

139 
139 

Zuwendungen ausschließlich aUs Mittdn des 
" Bundeshaushaltes 

1957 ' 

.274.801 2) 

197.556 
98 
4) 

12 
1 

-
-

6) 

270 60) 

19.200 
10.000 
5.000 

34.200 7) 

843 
2.400 

118 
-

200 
530 
629 
119 
279 
52 

2.254 
117 

7.541 

Der Veranschlagung zugrunde 
gdegt im Jahre 

1958 1959 
Anzahl der Personen 

288.058 2) 292.122 2) 

197.120 196.200 
35 25 
4) 4) 

13 15 
1 1 

25) 2 
15) 1 

6) 6) 

3006a) 2606a) 

18.800 17.000 
6.000 6.000 
3.700 3.000 

28.500 7) 26.000 7) 

9) 9) 
10) 10) 

11) 11) 
75 75 

200 200 
690 700 
722 920 
119 130 
279 284 
60 65 

2.367 2.390 
180 180 

1) Zu beachten ist, daß einzelne Personen gleichzeitig von mebreren der ausgewiesenen Gebarungszweige, aber auch von anderen Stellen (z. B. Dienst-
geber, Sozialversicherungsträger) Zuwendungen erhalten können. ' 

2) Stand an Vollbeschäftigten, die den veransdllagten Ausgabenbeträgen für Bezüge entsprechen. 
" 3) Werkverträge für Arbeiten, die normalerweise von Bundesbediensteten durchzuführen sind. Sonstige Kosten aus Werkverträgen sind bei den 

Leistungsentschädigungen mitveranschlagt (siehe Fußnote 4). 
') Der erfaßte Aufwand für diese Personen betrug laut Voranschlag 1957 ............ 16"'3 Millionen Schilling 

, 1958 ..........•. 22'6 Millionen Schilling 

Die Anzahl dieser Personen ist derzeit noch nicht erfaßbar. 
1959 ............ 125'9 Millionen Schilling 

5) Da im Bundesvoranschlag biefür kein Kredit vorgesehen ist, wird für die voraussichtlich anfallenden Zuwendungen die Bedeckung anderweitig 
gefunden. ' 

6) Der Umfang des begünstigten Personenkreises ist ohne weitläufige Erhebungen nicht feststellOOr. 
6a) Jahresdurchschnitt. 

7) Anzahl der in den Lagern untergebrachten Personen im Jabresdurchschnitt. 
8) Außerdem erhalten Studierende auch noch Unterstützungen aus den nachstehend dargestellten Krediten 

K1assenaustauschakcionen mit dem Ausland, Unterweisungen außerhalb der Anstalt u. ä.: 
für Sommerwanderwochen, Skikurse, 

1957 1958 1959 
Schilling 

Bundeserziehungsanstalten ........ 39.160 36.060 30.000 
Gewerbliches Bildungswesen ...... 60.000 104.000 348.000 

') bis ") Die Anzahl der begünstigten Personen ist im Zeitpunkt der Voransdllagserstellung nicht absi:hätzbar. An Ausgabenkrediten ist hiefür 
vorgesehen: 1958 1959 

Schilling 
') ... 1,800.000 3,025.000 

'0). " 920.000 5,500.000 
, "). .. 80.000 190.000 
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Sozialpolitische Maßnahmen des Bundesministeriums für 
Land- und Forstwirtschaft: 

T reueprämienakcion 

Familiengründungsbeihilfen • 

Berufsausbildung 

Entschädigungen an 
Hilfskräfte: 1) 

Lehrkräfte und wissenschaftlich!! 

Hochschulen2) 

Wissenschaftliche Anstalten 4) • 

Musealwesen 5) 

Zuwendungen an Künstler: 

Unterstützungen. 

Förderungsprämien 

Zuwendungen an Schriftsteller .. 
-. 

Ehrengaben: 

Bildende Künste 

Musik und darstellende Kunst 

Literatur 

Leibrentnerfonds 

Ausbildungsbeihilfen für Lehrlinge 

Kurzarbeiterunterstützung 7) 

Arbeitslosenversicherung: 

Bezieher von Arbeitslosengeld 

Bezieher von Notstandshilfe . 

Hievon.' WohnungsbeihilJenbezieher 

Summe. 

Summe. 

Summe. 

Siehe auch 
Erläute
rungen 

zum 
BFG.1959 

Seite 

} 140 

57/59 

60/61 

76/77 

74/75 

74/75 

78 

74 

75/76 

78 

80 

84 

84 

84 

84 

85 

263 

Beilage K 
(Fortsetzung) 

Zuwendungen ausschließlich aus Mitteln des 
Bundeshaushaltes 

1957 

5.696 

510 

8.231 

40 3) 

210 3) 

7 

257 

395 3) 

47 

96 

10 

10 

8 

28 

115 6) 

6.641 

708) 

59.895 

27.900 

87.795 8) 

87.695 

Der Veranschlagung zugrunde 
gelegt im Jahre 

1958 1959 
Anzahl der Personen 

5.000 

600 

10.000 

403) 

210 3) 

7 

257 

3953) 

48 

1003) 

10 

10 

9 

29 

100 

6.800 

1.5008) 

60.000 

30.000 

90.000 8) 

89.900 

5.000 

600 

9.000 

40 3) 

210 3) 

9 

259 

395 3) 

50 

110 3) 

10 

10 

8 

28 

95 

6.800 

3.000 8) 

65.000 

30.000 

95.000 8) 

94.800 

1) Außerdem erhalten Lehrkräfte aus den nachstehend dargestellten Krediten ·auch noch Zuwendungen für fachliche und pädagogische Aus- und 
Fortbildung, Remunerationen für besondere Leistungen auf pädagogischem Gebiet und im Interesse des Schulwe~ens u. ä.: 1957 1958 1959 

2) Aufwendungen für Arbeitsaufträge. 
3) Durchschnittsanzahl. , 
Ii) Aufwendungen für Beobachterremhnerationen. 
5) Aufwendungen für ForsdlUngsaufträge. 
6) Stand 'am 31. Dezember 1957. 
7) Die Unterstützungsbeträge werden I an die Dienstgeber überwiesen. 
8) Im J ahresdurmschnitt. 

Mittelschulen. .. . .......... . 
Bundeserziehungsanstalten . .... . 
Kaufmännisches Bildungswesen .. 
Gewerblimes Bildungswesen .... 
Gewerbliche, kaufmännisme und 

hauswirtsmaftlime Berufssmulen 
Leh·rerbildung ............... . 
Vollts-, Haupt- und Sonderschulen 

285.180 
12.000 

104.000 
152.000 

Schilling 
340.500 
'14.000 

149.000 
165.000 

96.000 150.000 
245.000 273.500 
984.000 1,083.000 

6,407.000 
209.000 
961.000 

2,782.000 

85.000 
724.000 
305.000 

19 
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264 

Beilage K 
(Fortsetzung) 

Siehe auch Zuwendungen ausschließlich aus Mitteln des 
Bundeshaushaltes 

Erläute-
rungen Der Veranschlagung zugrunde 

zum 1957 gelegt im Jahre 
BGF.1959 1958 1959 Seite I _______ -L __ ~= __ -.-L __ ~~~ __ 

Schlechtwetterentschädigung im Baugewerbe 

Sonderunterstützung 

Kriegsopferfürsorge : 

nach dem Mutterschutzgesetz 

Kriegsbeschädigte 

Witwen 

Waisen 

Eltern 

Summe. 

Hievon: Kinderbeihilfen (Anzahl der Kinder) 4) 

WohnungsbeihilJenbezieher 

Hilfeleistungen an Sp~theimkehrer 

Kleinrentnerentschädigung : 
Rentenbezieher 

Bezieher von außerordentlichen Hilfeleistungen . 

Summe. 

Hievon: KinderbeihilJen (Anzahl der Kinder )4) 

Opferfürsorge : 
Opferrentenbezieher 

Hinterbliebenenrentenbezieher 

Summe. 

Hievon: Kinderbeihilfen (Anzahl der Kinder) 4) 

WohnungsbeihilJenbezieher 

Versicherungswiederaufbau; Zuschüsse gemäß § 21 VWG 

Ernährungsbeihilfen (für Verwandte und Verschwägerte 
in aufsteigender gerader Linie). . .. . . . . . . 

Kinderbeihilfen des Ausgleichsfonds für Kinderbeihilfe : 8) 

erste (auch einzige) Kinder 

zweite Kinder . 

dritte Kinder 

vierte Kinder 

fünfte und folgende Kinder . 

Summe. 

} 

I 
1) Schätzung; die genaue Anzahl dieser Personen ist derzeit 

nicht erfaßbar. 
2) Der Bund ersetzt .den Krankenversicherungsträgern den 

vollen Aufwand (1957 ... 0'0 Mill. S; 1958 ... 1'5 Mill. S; 
1959 . . . 0'5 Mill. S); die Anzahl der Empfänger ist nicht bekannt. 

3) Stand Offi 31. Dezember 1957. 
4) Diese Kinderbeihilfen werden zu Lasten Kapitel1S angewiesen. 
5) Die Eröffnung dieses finanzgesetzlichen Ansatzes erfolgte erst 

~ im Laufe des Jahres 1958. 
6) Hievon beziehen 173 Personen Opfer- und Hinterbliebenen-

renten. 
7) Im Jahresdurchschnitt. 
8) Außerdem werden noch folgende Kinderbeihilfen zu Lasten 

anderer Haushalte bzw. Ansätze des Bundeshaushaltes angewiesen; 

85 

86 

86 

86 

86 

87 

89 

89 

89 

90 

90 

90 

90 

125 

127 

126 
bis 
128 

70.000 1) 

_ 2) 

162.377 

115.731 

8<1.7<19 

67.672 

430.529 3) 

31.510 

35.031 

9.<147 

3.000 

12.<147 3) 

7 

5.960 

3.290 

9.250 3) 

789 

1.880 

68 

1.560 7) 

612.000 

273.000 

102.000 

41.000 

21.000 

1,049.000 7) 

Anzahl der Personen 

90.000 
_ 2) 

162.380 

115.930 

85.740 

68.640 

432.690 

33.000 

rd.35.830 

1.670 0) 

8.900 

3.000 

11.900 

12 

5.930 

3.260 

9.190 

857 

rd.1.940 

67 

rd.1.500 

623.000 

274.000 

103.000 

41.000 

29.000 

1,070.000 

90.000 
_ 2) 

158.950 

113.650 

59.520 

65.260 

397.380 

31.000 

34.500 

8.330 

7.700 

3.000 

10.700 

7 

5.900 

3.500 

9.400 6) 

895 

1.900 

60 

rd.1.100 

617.000 

276.000 

106.000 

<12.500 

21.500 

1,063.000 

1957 1958 1959 

Von der Hoheitsverwaltung des Bundes, 
von der Post und Bahn zu Lasten 
des Bedienstetenaufwandes ........ . 

Von den Hoheitsverwaltungen der Länder 
und Bezirke sowie der Hoheitsvenval ... 
tungen der Gemeinden mit mehr als 
2.000 Einwohnern ................ . 

Zu Lasten KapitellS des Bundeshaushaltes 
(Kriegsopfer-, Opfer- und Kleinrentner-
fürsorge) ........................ . 

Anzahl der Personen 

185.000 185.000 188.000 

50.000 50.000 50.000 

32.306 33.900 32.000 

267.306 268.900 270.000 
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Familietibeihilfen des Ausgleichsfonds für Familienbei
hilfen: 
erste (auch einzige) Kinder 
zweite Kinder. 
dritte Kinder 
vierte Kinder ..... . 
fünfte und folgende Kinder 

Summe. 

Empfänger von Geburtenbeihilfen . 
Tapferkeitsmedaillenzulagen : 

für goldene Tapferkeitsmedaille 
für silberne Tapferkeitsmedaille 1. Klasse 

/ 

für silberne Tapferkeitsmedaille 2. Klasse. 

Summe. 

Familienunterhalt· und Mietzinsbeihilfe 
von Wehrpflichtigen 

für Angehörige 

Fortsetzung auf Seite 266. 

Haftentschädigungen . 
Wiedergutmachung an 

dienstete . . . . . 
politisch geschädigte Bundesbe-

Versicherungswiederaufbau: Zahlungen gem. § 38 VWG 
(BGBI. Nr. 185/1955) .....•....... 

Zuwendung des Hilfsfonds für politisch Verfolgte, die 
ihren Wohnsitz und ständigen Aufenthalt im Ausland 
haben. . . . . ......•........ 

Siehe auch 
Erläute
rungen 

zum 
BFG. 1959 

Seite 

} 127/128 

128 

} 177 

177 

90 

129 

125 

184 

} 

265 

. Beilage K 
(Fortsetzung) 

Zuwendungen aussdJließlich aus Mitteln des 
Bundeshaushaltes 

1957 

223.000 
130.000 

85.000 

17.000 

455.000 1) 

122.3001) 

-
-
-
-

1.715 

Der Veranschlagung zugrunde 
gelegt im Jahre 

1958 1959 
Anzahl der Personen 

227.000 233.000 
136.000 141.000 

61.000 63.000 
28.000 29.000 
18.000 19.000 

470.000 485.000 

140.000 130.000 

220 220 
5.278 5.278 

16.000 16.000 

21.498 2) 21.498 

3.500 3.500 

Gesamtzahl der Voraussichtliche weitere Empfänger 
Empfänger von von Zuwendungen im Jahre 

Zuwendungen bis -------,-------11 
einschließlich 1957 1958 I 1959 

Anzahl der Personen 

23.261 1.500 1.200 

5.718 _2) _ 3) 

619 400 300 

5.000 5.000 5.000 

') Im Jahresdurchschnitt. . 
2) Da im Bundesvoransdllag hiefUr kein Kredit vorgesehen ist, wird für die voraussichclidJ. anfallenden Zuwendungen die Bedeckung 

anderweitig gefunden. 
• 3) Im BV A. 1959 ist ein Betrag von 500.000 S für eventuelle Nachzügler veranschlagt. Die voraussichtliche Anzahl der Entschädigungsfälle 

ist nicht abschätzbar. . 
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266 ' 

Beilage.K 
(Fortsetzung) 

Leistungen des Bundes zur Sozialversicherung:!) t 
Renten aus der Pensionsversicherung: 

Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter 

Land- und Forstwirtschaftliche Sozialversicherungs
anstalt 

Pensionsversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt
schaft 

Landwirts91aftliche Zuschußrentenversichen,mgsanstalt 

Ausgleichszulagen zu den Renten in der Pensionsver
sicherung nach dem ASVG. *) 3) ~. 

GSPVG"'*) 3) •• 

Vorschüsse auf ausländische Renten ~ 

Wohnungsbeihilfen für Rentenempfänger aus der Unfa11-
und Pensionsversicherung sowie für Krankenversi
cherungspflichtige 4) 

Wochengeld für Krankenversicherungspflichtige , 

Leistungen der Knappschaftlichen Krankenversicherung 7) 

::-) Allgemeines Sozialversicherungsgesctz . 
• *) Gewerbliches Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz, 
t Siehe die übersicht auf Seite 267, 
1) Die Bundesbeiträge bzw. Belastungen des Bundes betragen: 

Beiträge zum Rentenaufwand aus der Pensionsversicherung : 
Pensionsversidterungsanstalt der Arbeiter . . . . . . 
Land- und Forstwirtschafcliche Sozialversicherungsanstalt . 
Pensionsversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft. . 
Landwirtsduftliche Zuschußrentcnversicherungsanstalt . . . . 

Ausgleichszulagen in der Pensionsversicherung nach dem ASVG, * 

Vorsdliisse auf ausländische Renten . 
Wohnungsbeihilfen , , , . , , , , 

- Wochengeld . , , , , , , , , , , 
Knappschaftliche Krankenversicherung 

GSPVG,** , 

----~- ---

Siehe auch 
Erläute
rungen 

zum 
BFG,1959 

Seite 

81/82 

82 

82 

83 

83 

82/83 

83 

1957 

534'0 
236'4 

=} 
61'8 
-
1'7 

205'2 
33'2 
0'8 

Zuwendungen mit Zuschüssen aus Mitteln 
des Bundeshaushaltes 

1957 I 
Der Veranschlagung zugrunde 

___ ~~g~e=le~~~im=-J~a=h=re~~ ____ JJ 
1958 I 1959 

Anzahl der Personen 

446.941 2) 466.000 475.000 

Voranschlag 
1958 

Mill, S 

634'2 
284'4 

100'0 

60'0 
-

3'0 
205'9 
~5'0 
4'0 

85.500 

67.300 

90.000 

180,000 

1.000 

Voranschlag 
1959 

706'7 
279'0 

{ -
90'0 

185'8 
7'! 
2'4 

223'7 
37'0 
4'2 

84.400 

71.000 

93.000 

210.000 

20.600 

800 

Summe. ______ =~-=-~ ____ --=.:=:...:... ______ ==-=--'-
2) Stand der Renten am 31. Dezember 1957 It, "Soziale Sicherheit" Heft 2 (Februar 1958), Seite 88, u, zw; Renten aus dem Versicherungs

fall der verminderten Arbeitsfähigkeit, des Alters und des Todes, 

1.073'1 1.326'5 1.535'9 

a) Zur Zeit der Erstellung des Bundesvoranschlages für das Jahr 1959 leistete der Bund Zuschüsse in der Höhe eines Viertels der Aus
gleichszulagen, soweit solche gemäß dem ASVG, oder GSPVG. zu gewähren sind, 

') Den Sozialversicherungsträgern wird ein Teil des Wohnungsbeihilfenaufwandes im Wege des Bundeshaushaltes aus den auf Grund des 
Woh.flungsbeihilfengesetzes eingehobenen Sonderbeiträgen ersetzt. 

,) Die Anzahl der Empfanger wurde nicht veröffentlicht, '.. 
~) Der Bund ersetzt den Krankenversicherungsträgern 40"10 des Aufwandes an Wochen geld ; die Anzahl der Empfänger ist nicht bekannt, 
.) Zuschuß des Bundes für den Abgang, 
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267 

Beilage K 
(Fortsetzung) 

t) Die wichtigsten Daten über die österreichische Sozialversicherung 
(ohne Arbeitslosenversicherung) sind: 

Aufwand der Sozialversicherungs- Einnahmen Hievon : Beiträge 
des Bundes Zur 

Versicherten- Stand der träger 2) der Sozial-
versicherungs- Sozial-Versicherungszweige stände Renten 1) Renten I Sonstiges I Insgesamt träger 2) versicherung ") 

Krankenversidierung 4) • 1) 3,562.325 ö) 

Unfallversicherung i) . rd. 3,650.000 6) 95.158 7) 

Pensionsversicherung 4) • rd. 1,920,000 8) 713,159 9) 

808,317 9 ') 

1) Stand am 31. Dezember 1957 laut "Soziale Sicherheit", 
Heft 2 (Februar 1958), Seite 83 u. ff. 

2) Vorläufiger Gebarungserfolg 1957. Gesamtaufwand siehe 
auch Seite 4 der Erläuterungen. , 

3) Laut Bundesrechnungsabschluß 1957. Ohne Beiträge des 
Bundes als Dienstgeber. 

4) Versicherungsträger siehe 
1» Beschäftigte: A~beiter 

Angestellte . 

Seite 118 der Erläuterungen. 
.1,403,901 

686.611 . 

Pensionisten, Provisionisten, Rentner 
Kriegshinterbliebene . . . 
Arbeitslose . . . .. • 
Weiter- und Selbstversicherte ~ 
Meisterkrankenkassen : Erwerbstätige 

, Sonstige 

.2,090,512 

923,114 
90,183 

105,171 
117,299 
132.762 
103.284 

Summe . 3,562.325 

Milliarden Schilling 

3'57 3'57 3'50 rd. 0'045 

0'33 0'22 0'55 0'62 xd. 0'003 

4'61 1'18 5'79 5'84 1'025 

4'94 4'97 9'91 9'96 10) 1'073 

9") Hiezu kommt noch der voraussichtliche Stand an Renten 
in der Pensionsversicherung für Selbständige, der Ende 
1958rd. 65.000 (Gewerbe) und rd. 90.000 (Landwirt
schaft) betragen 'dürfte. 

10) Die Krankenversicherungsträger, mit Ausnahme der 
Krankenversicherungsanstalt der' Bundesangestellten und 
der Meisterkrankenkasse, heben neben den eigenen Bei
trägen auch die Beiträge für die Unfall-, Pensions- und 
Arbeitslosenversicherung ein. Sie verfügen hiebei über 
die für die Unfall., Pensions- und Arbeitslosenversicherung 
eingehobenen Beiträge als Treuhandverwalter und, sind 
verpflichtet, diese den zuständigen Versicherungsträgern 
zu überweisen. Sie werden auch gleichzeitig dazu heran
gezogen, versicherungsfremde Aufgaben zu erfüllen (zum 
Beispiel Einhebung des Wohnbauförderungsbeitrages, der 
Arbeiterkammerumlage u. dgl.). Derzeit betragen die 
Beiträge 

. Gebietskrankenkassen , 
Betriebskrankenkassen' 
Landwirtschaftskrankenkassen 
Versicherungsanstalt des österr, Bergbaues . 
Versicherungsanstalt der österr. Eisenbahnen 
Krankenversicherungsanstalt der Bundes· 

, 2,461.698 . 
63,744 

a) in der Krankenversicherung für Arbeiter im allge
meinen 7%, für Angestellte im allgemeinen 4'5 üfo 
des beitragspflichtigen Entgeltes bis zu monatlich 
24005, 

angestellten . . . .'. . .' . , . , . 
Meisterkrankenkassen . • 

300,681 
66.779 

192.628 

240.749 
236.046 

Summe. 3,562.325 
6) Geschätzter Jahresdurchschnitt. 
7) Renten aus dem Versicherungsfall 

der verminderten Arbeitsfähigkeit . . , 
des Todes (Witwen. und Waisenrenten) , 

Summe. 

75.585 
19.573 

95.158 

8) Außerdem Versicherte der erst im Jahre 1958 wirksam 
gewordenen Pensionsversicherung für Selbständige aus dem 
Bereiche des Gewerbes und der Landwirtschaft. Der vor
aussichtliche Stand (geschätzter Jahresdurchschnitt) an Ver· 
sicherten dürfte im Jahre 1958 rd. 235.000 (Gewerbe) 
und rd. 520.000 (Landwirtschaft) betragen. 

9) Renten aus dem Versicherungsfall 
der geminderten Arbeitsfähigkeit 
des Alters 
des Todes (Witwen. und Waisenrenten) 

Summe. 

Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter 
Land· und forstwirtschaftliche Sozial. 

versicherungsanstalt 
Versicherungsanstalt der Österr. Eisenbahnen 
Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 
Versicherungsanstalt des österr. Notariates. 
Versicherungsanstalt des österr. Bergbaues. 

Summe. 

82.810 
315.182 
315.167 

713.159 

446.941 

79.535 
13.156 

144.546 
313 

28.668 
713,159 

b) in der Unfallversicherung für Angestellte 0'5%, für 
Arbeiter 2 % des beitragspflichtigen Entgeltes bis zu 
monatlich 3600 S, 

c) in der Pensionsversicherung für Angestellte 11 %, fü r 
Arbeiter, mit Ausnahme der Land- und Forst
arbeiter, 12%, für Land· und Forstarbeiter 13% 
und für Bergarbeiter 17'5% des beitragspflichtigen 
Entgeltes bis zu monatlich 3600 S, 

d) In der Arbeitslosenversicherung für Arbeiter und 
Angestellte je 3 % des beitragspflichtigen Entgeltes 
bis zu monatlich 2400 S. 

Die unter a), c) und d) angegebenen Beiträge werden 
je zur Hälfte vom Dienstnehmer und Dienstgeber ge· 
tragen. Ausnahmen bestehen für die Pensionsversicherung 
der Land. und Forstarbeiter (Dienstnehmeranteil 6% , 

Dienstgeberanteil 7%) und bei der Pensionsversicherung 
der Bergarbeiter (Dienstnehmeranteil 6%, Dienstgeber-. 
anteil 11'5%). Die Beiträge für die Unfallversicherung 
werden zur Gänze vom Dienstgeber getragen. 
Die Kranken- und Unfallversicherungsträger haben ihre 
Aufwendungen in der Hauptsache aus den Beitragsein
nahmen zu bestreiten. Bis zum gegenwärtitgen Zeitpunkt 
sind in der Pensionsversicherung auch die Pensionsver
sichenmgsanstalt der Angestellten und die Versicherungs. 
anstalt des österreichischen Bergbaues in der Lage, die 
Aufwendungen aus den Versicherungsbeiträgen und den 
übrigen Einnahmen zu de<ken. Hingegen leistet der 
Bund zur De,<kung des Aufwandes in der Pensionsver· 
sicherung der Arbeiter einen Beitrag gemäß § 80 ASVG. 
über die Höhe des Bundesbeitrages siehe die Erläuterungen 
auf Seite 81 bis 83. 
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Beilage LI 

Von Bundesbehörden verwaltete Fonds und Zweckvermögen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 1) 

- - ----- ---- - - -

I Verrechnung im Bundeshaushalt 
I Verwaltende Stelle 

Bezeichnung des Fonds und Zweck des Fonds Grundlage für dessen Errichtung 
Ka itel! Titel ! para-! U!lter-! 

Post 

I 
p graph teilung Ausgaben I Einnahmen 

I 

! Bundesministerium für Justiz ..... ; Fonds nach § 7 StPO. (StGBl. N r.13 3/194 5) Unterstützung bedürftiger Gefangener bei 10 3 22) - 31 7 
ihrer Entlassung aus der Haft 

I 

Unterstützungsfonds für Gefangene, Zög- Betreuung bedürftiger Gefangener wäh- 10 4 3 2) - 30 9 
linge und Arbeitshausinsassen (Errichtet rend der Haft (z. B. Ermöglichung des 

i 
im Jahre 1921) Briefverkehrs mit Angehörigen) und 

IU' '" W· 

nach der Enthaftung 

mversltat len ............... Universitäts-Kanzleifonds (Erlaß des Mi- Bedeckung der Ausgaben des Lehr- und 12 2 1a 12) 12b -
nisters für Kultus llnd Unterricht vom Forschungsbetriebes, für volkstümliche 
29. 4. 1851, Qzw. Bundsministeriums Vorträge an der Universität, Uni-
für Unterricht vom 5.7. 1945, Z. 1302) versitätsfeiern, Remunerierung wissen-

I 
schaftlicher Arbeiten, Repräsentations-
ausgaben u. dgl. 

Bundesministerium für soziale Ver-
waltung ..................... Krier:blindenfonds (Wiedererrichtet 1m Unterstützung von Kriegsblinden aus 15 1 2 1 2) - 5 

Ja re 1945) Erträgnissen aus freiwilligen Zuwen-
dungen; meist Stiftungen 

Leibrentnerfonds (BGBl. Nr. 6/1927) Gewährung von Ausgleichsrenten an Per-
sonen, die bis zum 31. Dezember 1918 

15 1 2 2 2) - 6 

Ansprüche aus Leibrenten erworben 
hatten 

Reservefonds nach dem Arbeitslosenver- Bedeckung des Aufwandes aus der Not- 15 3a - - - -
sicherungsgesetz (BGBI. N r. 184/1949) standshilfe, soweit der Beitrag des Bun-

des nicht ausreicht, und Forderung von 
Einrichtungen, die auf die Vermin-
derung der Arbeitslosigkeit abzielen 

, 
') Die Geb.rung dieser Ponds' (Zweck vermögen) sowie deren Einnahmenreste am 31. Dezember 1957 sind .us der Beilage M auf Seite 283 bis 289 ersichtlich. 2) Nur Ausgaben. 

t"" ... 

!).:l 
~ 
c:o 
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Beilage Li 
(Fortsetzung) 

Von Bundesbehörden verwaltete Fonds und Zweckvermögen ohne eigene RechtspersönIichkeit.1) 

Verwaltende Stelle . Bezeichnung des Fonds und 
Grundlage für dessen Errichtung 

Bundesministerium für Finanzen .. 1 Ausgleichsfonds für Kinderbeihilfe (BGBL 
Nr. 31/1950)2) 

Zweck des Fonds 

I Gewährung von Kinderbeihilfen I 

Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen Gewährungvon Familien- und Geburten- I 
(BGBI. Nr. 18/1955).1) 

Generaldirektion für die Post- und 
Telegraphenverwaltung ....... . 

Hilfsfonds der Post- und Telegraphen
bediensteten (Wiedererrichtet im Jahre 
1945) 

Verschiedene .•............ ..... 1 Alle sonstigen Zweckvermögen aus zweck
gebundenen Einnahmen laut Beilage 
M auf Seite 283 bis 289 

1) Siehe Fußnote 1) auf Seite 269. 

beihilfen sowie Ergänzungsbeträgen 
zur Kinderbeihilfe 

Gewährung von zinsenlosen Darlehen 
und Unterstützung an Post- und 
Telegraphenbedienstete 

') In der derzeit geltenden Fassung, u. zw. gemäß BGBI. Nr. 135}1950, 161/1951, 104/1953, 
18}1955 und 265/1956. 

') In der derzeit geltenden Fassung, u. zw. gemäß BGBI. Nr. 52/1956, 265/1956 und 284/1957. 
') Nur Ausgaben. . 

' .. 

Verrechnung im Bundeshaushalt 

/ / 

para-/ unter_/ ____ P,o,st 
Kapitel Titel . graph teilung Ausgaben I Einnahmen 

18 I 19 

18 20 

24 1 2 2 4) 29 5 

I):) 
-:J 
o 

t' 
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Beilage L2 

Von Bundesbehörden verwaltete (beaufsichtigte) "Fonds mit Rechtspersönlichkeit" und "Landesfonds ohne Rechtspersönlichkeit. "1) 

Bezeidtnung des Fonds und Grundlage für dessen 
Errichtung 

Vermögensstand in Mill. 5 

Verwaltende 
Bundesbehörde 

Bundesministerium 
für Inneres 

Amt der Steiermär
kischen Landesre
gierUng 

Bundesministerium 
für Justiz 

Bundesministerium 
für Unterricht 

Florianifonds (Fonds für Zwecke des Feuerwehr
wesens) 

Gendarmerie-Jubiläumsfonds (Ministerratsbeschluß 
vom 4, Mai 1923) 

Hilfsfonds für ehemalige Pensionisten der Lebensver
sicherungsgesellschaft Phönix (Bescheid des Bundes
kanzleramtes vom 26. Mai 1937, ZI. 148.809-4) 

Massafonds der Bundesgendarmerie (Ministerratsbe
schluß vom 6. Dezember 1949) 2) 

Polizei-Mässafonds (Ministerratsbeschluß vom 6. De
zember 1949)2) 

Unterstützungsi~stitut der Bundessicherheitswache in 
Wien 4) 

Wiener Stadterweiterungsfonds (Errichtet durch kaiser
liches Handschreiben vom 20. Dezember 1857) 

Wohlfahrtsfonds der Bundespolizei (Satzungen vom 
24, Dezember 1953) 

Wohlfahrtsfonds für die Exekutive des Bundes (Er
richtet im Jahre 1936) 

Unterstützu~gsfonds des Molkereiverbandes für Steier
mark und Kärnten in Graz (Satzungen vom 
23, Dezember 1952) 

Massafonds der Justizwache (Ministerratsbeschluß vom 
6. Dezember 1949)2) 

Belgisch-österreichischer Kulturfonds (Ministerratsbe
schluß vom 10. Feber 1948) 

Dänisch-österreichischer Kulturfonds (Ministerratsbe
schluß vom 5, Oktober 1948) 

Zweck des Fonds 

Förderung der Fortentwicklung des österreichischen 
Feuerwehrwesens und Belohnung von Verdiensten 
um dieses 

Unterstützung hilfsbedürftiger Gendarmeriebeamter 
und ihrer Hinterbliebenen 

Gewährung von Unterstützungen an ehemalige 
Pensionisten der Lebensversicherungsanstalt Phönix 
und deren Hinterbliebenen im Falle der Bedürf
tigkeit und Würdigkeit' 

Beschaffung vori Dienstkleidern für die Beamten der 
ö~'terreidlischen Bundesgendarmerie 

Beschaffung von Dienstkleidern für die Beamten der 
österreichischen Bundespolizei 

Gewährung von Wohlfahrtsleistungen an sämtliche 
in Wien befindlichen Sicherheitswachebeamten 

Bestreitung der dem Bundesschatz erwachsenden Aus-
lagen bei der Stadterweiterung von Wien . 

Unterstützung von hilfsbedürftigen Bediensteten der 
Bundespolizeibehörden und ihrer Hinterbliebenen 

Gewährung v~n Beihilfen an Mitglieder der Exekutive 
und deren Hinterbliebene 

Unterstützung hilfsbedürftiger Dienstnehmer des 
Molkereiverbandes oder deren Hinterbliebenen 

Beschaffung von Dienstkleidern für ,Justizwachebeamte ' 

Vertiefung der kulturellen Beziehungen zwischen 
Belgien und Oster reich 

Vertiefung der kulturellen Beziehungen zwischen 
Dänemark und Oster reich 

.Reinvermögen 

0'2 

1'2 

17'8 3) 

12'6 3) 

s'o 

Liegenschaftsbestand ; 
Rüd<Stellungsver
fahren noch nicht ab
geschlossen 

Liegenschaftsbestand ; 
Rückstellungsver
fahren noch nicht ab
geschlossen 

2U')+O'l 

0'0 

0'8 3) 

0'1 3) 

0'3 3) 

t) Die Gebarung dieser Institutionen ist im Bundesvoranschlag nicht enthalten. 
') Auf Grund des § 23 Absatz 5 und 6 des Gehaltsüberleitungsgesetzes, BGBI. Nr. 2211947, in der Fassung der Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1956, BGBI. Nr. 55. 

j

voraussichtl. Gebarung 1959 

Einnahmen! Ausgaben 

0'0 0'0 

0'2 0'2 

14'4 14'5 

16'7 16'8 

1'3 0'7 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

2'5 2'0 

0'0 6) 

0'0 G) 

3) Siehe auch die Vermägensübersicht (Bilanz) des Fonds im Bundesrechnungsabschluß 1957. . 
4) Laut Statut ein integrierender Bestandteil der Bundespolizeidirektion Wien. Laut Entscheidung des OGH. vom 16. 12. 1929, 4 Ob 593/29-1, ist aber das Unterstützungsinstitut einer juristischen Person 

des öffentlichen Redltes gleidlzuhalten. ,) L = Liegenschaften. 6) Unbestimmt. 

11 

!: 

Nl 
-l 
~ 
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Beilage L2 

(Fortsetzung) 

Verwaltende 
Bundesbehörde 

Vermögensstand in MiIl: S 

Bundesministerium 
für Unterricht 
(Fortsetzung) 

Bundestheaterver
waltung 

Bundesministerium 
für soziale Ver
waltung 

Bundesministerium 
für Finanzen 

Bundesministerium 
für Land- und 
Forstwirtschaft 

Bundesministerium 
für Handel und 
Wiederaufbau 

Bezeichnung des Fonds und Grundlage für dessen 
Errichtung 

Holländisch-österreichischer Kulturfonds (Ministerrats
beschluß vom 10. Feber 1948) 

Norwegisch-österreichischer Kulturfonds (Ministerrats
beschluß vom 9. Oktober 1951) 

Osterreichischer Bundesverlag für Unterricht, Wissen
schaft und Kunst (Verordnungsblatt für den 
Dienstbereich des Bundesministeriums für Unterricht 
Nr. 4/1951) 

Schwedisch-österreichischer Kulturfonds (Ministerrats
beschluß vom 23. März 1948) 

Unterstützungsfonds der ehemaligen k. k. Hoftheater 
(Errichtet im Jahre 1872) 

Ausgleichstaxfonds (StGBI. Nr. 459}1920 und Invaliden
einstellungsgesetz 1953, BGBl. Nr. 21, in der Fas
sung BGBI. Nr. 55/1958) 

Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds (BGBI. Nr. 252/1921 
und Nt. 187/1925) 

Kriegsopferfonds (BGBI. Nr. 43/1920) 

Zollwache-Massafonds (Ministerratsbeschluß vom 
6. Dezember 1949)2) 

Land- und forstwirtschaftlicher Wiederaufbaufonds 
(BGBI. Nr. 176/1946) 3) 

Bergbauernhilfsfonds (BGBl. Nr. 233/1937) 

Wohnhaus-Wiederaufbaufonds(BGBI. Nr.130/1948) 4) 

Z weck des Fonds 

Vertiefung der kulturellen Beziehungen zwischen 
Holland und Oster reich 

Vertiefung der kulturellen Beziehungen zwischen 
Norwegen und Osterreich 

Verlag, Herstellung und Vertrieb von Schulbüchern, 
sonstigen Druckwerken und Lehrmitteln aller Art 

Vertiefung der kulturelleIi Beziehungen zwischen 
Schweden und Osterreich 

Unterstützung der Angehörigen des Burgtheaters und 
der Staatsoper 

Zuschüsse für Betriebsinvestitionen zur Erleichterung 
der Invalideneinstellung; Fürsorge für begünstigte 
Personen sowie für die nach dem Kriegsopfer
versorgungsgesetz Versorgungsberechtigten und 
deren Kinder 

Gewährung von Darlehen, übernahme von Bürg
schaften und Zusicherung von Zinsenzuschüssen für 
aufgenommene Hypothekardarlehen zur Errichtung 
von Kleinwohnungen 

Fürsorge für Kriegsopfer, besonders durch Gewährung 
von unverzinslichen Darlehen 

Beschaffung von Die115tkleidern für Zollwachebeamte 

Wiederaufbau von durch Kriegsereignisse zerstörten 
oder beschädigten land- und forstwirtschaftlichen 
Wohn- und Wirtschaftsgebäuden durch Gewährung 
von Beihilfen 

Erhaltung des bergbäuerlichen Besitzstandes durch 
Gewährung von Beiträgen und Darlehen 

Wiederherstellung der durch Kriegseinwirkung be
schädigten oder zerstörten Wohnhäuser und Ersatz 
des zerstörten Hausrates 

Reinvermögen 

0'1 1) 

0'3 1) 

4'1 1) 

1'5 1) 

0'0 

23'0 1) 

2,189'9 1) 

7'6 1) 

2'8 1) 

1'7 1) 

0'8 1) 

4,115'4 1) 

') Siehe aud. die Vermögensübersicht (Bilanz) des Fonds im Bundesrechnungsabschluß 1957. 'a) Unbestimmt. 
') Auf Grund des § 23 Absatz 5 und 6 des Gehalrsüberleitungsgesetzes, BGBI. Nr. 22/1947, in der Fassung der Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1956, BGBL Nr. 55. 
3) In der derzeit geltenden Fassung, u. zw. gemäß BGBI. Nr. 123/1948, 133/1950 sowie BGBI. Nr. 196/1946 und 265/1947. 
~) In der derzeit geltenden Fassung, u. zw .. gemäß BGBL Nr. 26/1951,228/1951, 106/1952, 116/1953, 117/1953, 154/1954, 156/1955 und 154/1958. 

I
voraussichtl. Gebarung 1959 

Einnahmen I Ausgaben 

0·0 1a) 

0'0 la) 

17'0 17'0 

0'1 1.) 

10'0 10"0 

572'3 572'3 

0'0 0·0 

7'3 7'3 

- 0'5 

0'0 0'5 

1,045'0 1,045'0 

~ 
-=l 
.~ 

~ 
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Beilage L2 

(Fortsetzung) 

Geschäftsführende 
Bundesbehörde 

Landesinvalidenamt 
für Salzburg 

Landesinvalidenamt 
für Tirol 

Landesinvalid~namt 
für V orarlberg 

Bezeichnung des Fonds und 
Grundlage für dessen Errichtung 

Salzburger Landeskriegsopferfonds (Beschluß des Salz
burger Landtages vom 17. November 1926) 1) 

Tiroler Landeskriegsopferfonds, zugleich Fürsorgefonds 
für Opfer des politischen Freiheitskampfes (LGB!. 
Nr. 9/1927 in der Fassung LGB!. Nr. 11/1947)1) 

Vorarlberger Landeskriegsopferfonds 
(LGBl, Nr. 19/1953) 

') Landes-Verwaltungsfonds ohne Rechtspersönlidlkeit. 

Organe bestellende 
Bundesbehörde 

Bundesregierung 

Bezeichnung des Fonds und 
Grundlage für dessen Errichtu\lg 

Hilfsfonds für politisch Verfolgte, die ihren ständigen 
Wohnsitz im Ausland haben (BGBl. Nr, 25/1956) 1) 

Religionsfonds-Treuhandstelle (BGBI. Nr. 269/1955) la) 

Milchwirtschaftsfonds 2) (BGB!. Nr. 148/1956 in der 
Fassung BGB!. N;r. 269/1957) 

Getreideausgleichsfonds 2) (BGBI. Nr. 149/1956 in der 
Fassung BGBI. Nr, 270/1957) 

Viehverkehrsfonds 2) (BGBI. Nr. 150/1956 in der 
Fassung BGBI. Nr. 271/1957) 

Zweck des Fonds 

Gewährung unverzinslicher Darlehen, Unterstützungen 
und Beihilfen an bedürftige Kriegsopfer des Landes 
aus den Erträgnissen der Landes-Lichtspielabgabe 
und aus. freiwilligen Spenden 

Gewährung unverzinslicher Darlehen, Unterstützungen 
und Beihilfen an bedürftige Kriegsopfer und Opfer 
des politischen Freiheitskam pfes des Landes aus den Er
trägnissen einer Abgabe der vergnügungssteuerpflich
tigen Veranstaltungen und aus freiwilligen Spenden 

Gewährung von Darlehen, Unterstützungen, Beihilfen 
usw, an bedürftige Kriegsopfer des Landes aus den 
Erträgnissen der Kriegsopferabgabe (LGB!. Nr, 11/ 
1952) und aus freiwilligen Spenden 

Z weck des Fonds 

Gewährung einmaliger Entschädigungsbeträge 

Sicl;1.erung der ursprünglichen Zweckbestimmung der 
. ehemaligen Religionsfonds 

Sicherung einheitlicher Preise für Milch und deren 
Erzeugnisse und gleichmäßiger, qualitativ einwand
freier Marktbelieferung 

Schutz der inländischen Getreideerzeugung, Stabilisie
rung der Brot- und Mehlpreise sowie Sicherung 
der Versorgung der Landwirtschaft mit Futtermitteln 

Schutz der inländischen Vieh wirtschaft und Stabilisierung 
der Preise für Schlamttiere und deren Produkte 

:l 

Vermögensstand in Mill. S 

Reinvermögen I :~rau~sidtt!. ~eb~rurg,t959 

2'9 2'3 2'8 

5'3 

2'9 3'0 2'2 

t"'" 
l'O 

Vermögensstand in Mill. S 

R 
. .. I voraussicht!. Gebarung t 959 11 

emvermogen _.. I. • 

7'1 3) 155'7 241'8 

37'7 3) 173'3 174'1 

7'6 3) 1'3 1'2 

1) Die oberste Geschäftsführung des Fonds besorgt ein von der Bundesregierung bestelltes Kuratorium.. 11 ~ 
t a) Die Verwaltung des Fonds besorgt ein von der Bundesregierung bestelltes Kuratorium, das aus je einem Beamten des Bundesministeriums für Inneres, für Unterricht, für Finanzen sowie für Land- und Forst- -:J 

wirtschaft besteht. Die Fondsgebarung unterliegt der Aufsicht des Bundesministeriums für Unterridtt und der überprüfung durch den Rechnungshof. . CJ.:> 
2) Die Verwaltung des Fonds besorgt eine vOn der Bundesregierung bestellte Verwalrungskommission, Die Fondsgebarung unterliegt der Aufsicht des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft und des 

Rechnungshofes. . 
3) Siehe auch die Vermögensübersicht (Bilanz) des Fonds im, BundesredlOungsabsdtluß 1957. 

520 der B
eilagen V

III. G
P - R

egierungsvorlage (gescanntes O
riginal)

551 von 614

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



BeilageL3 

Von Bundesbehörden verwaltete Zweckvermögen, die mit eigener Rechtspersönlichkeit ausgestattet sind. I) 

Verwaltende 
Bundesbehörde 

Universität Wien 

Universität Wien, 
Graz und Inns
bruck 

I Bezeichnung des Zweckvermögens und Grundlage für 
. dessen Errichtung . 

Sondervermögen Adrienne Beck (Errichtet im Jahre 
1943) 

Sondervermögen Rosalia Dorazil (Errichtet im Jahre 
1950) 

Sondervermögen Maria und Karoline Eisenmann 
(Errichtet im Jahre 1942) 

Sondervermögen Kaiser Franz-Josefs-Jubiläumsstiftung 
(Errichtet im Jahre 1917) 

Sondervermögen Gisela Munk Tuberkulosenfonds 
(Errichtet im Jahre 1943) 

Hugo Ried/-Schenkung (Errichtet im Jahre 1954) 

Sondervermögen Dr. Johann Werniisofsky (Errichtet 
im Jahre 1952) 

Sondervermögen Dr. Georg Winter (Errichtet im 
Jahre 1922) 

"Roche" -Widmungsklinischer Forschungsfonds (Ge
widmet im Jahre 1958) 

') Die Gebarung dieser Institutionen ist im Bundesvoranschlag nicht enchalten. 
") L = Liegenschaft 

Zweck des Vermögens 

Reisekostenbeiträge für Absolventen der Romanistik 

Kein Stiftbrief errichtet 

Zur Erforschung der Zuckerkrankheit 

Errichtung und Führung eines deutschen Studenten
heimes 

Zur Erforsch~ng der Tuberkulose und Unterstützung 
bedürftiger Studenten der medizinischen Fakultät 

Für allgemeine Zwecke der Universität Wien 

Stipendien für Hörer der vier Fakultäten 

Für !?:wecke der medizinischen Fakultät 

Förderung von wissenschaftlichen Arbeiten auf dem 
Gebiet der klinischen Medizin 

Vermögensstand in MilJ. 5 

Reinvermögen 2) IvorauSSicht!. Gebarung 1959 
Einnahmen I Ausgaben 

0'0 

1L 
0'0 

0'2 

1L 
0'0 

0'2 

0'6 

1L 
0'0 

0'2 

1'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

t-.!) 

-. ~ 

r' 
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Beilage Lt 

Von Bundesbehörden verwaltete oder beaufsichtigte Stiftungen und Stiftungsfonds. 1
) 

Verwaltende 
Bundesbehörde 

Bundesministerium 
für Inneres 

. Bezeichnung d~r Stiftung und Grundlage für 
deren Errichtung 

Otto Mayer Freiherr von und zu Gravenegg'sche 
Gesamtstiftung (Stiftbrief vom Jahre 1908) 

Professor Dr. Eduard und Wanda Lippmann'sche 
Stiftung (Stiftbrief vom Jahre 1955)3) 

Krankenhausstiftung der Frau Wilhelmine Witteczek 
geb. Watteroth (Stiftbrief vom Jahre 1868)3) 

Ferdinand Herzfelder-Blindenstiftung (Testament vom 
8. Juni 1923) 

Kaiser pranz Josef-Jugendheimstiftung Hubertus (Stift
brief vom 1. Juli 1912) 

August Miller-Stiftung (Stiftbrief vom 2. Juli 1928) 

Patruban'sche Herminenstiftung (Fundatio Irminiana) 
(Stiftbrief vom 1. Juli 1895) 

Eugen pfundheller'sche Verwandten- und Armen
stiftung (Stiftbrief vom 1e. Oktober 1899) 

Johann Scheidl und Katharina Scheidl-Schüller-Stiftung 
(Stiftbrief vom 18. September 1957) 

Andreas Sehr-Stiftung (Testament von 1883) 

Freiherr von Vichter und Wissend'sche Stiftung (Stift
brief vom 14. Mai 1764) 

S. Canning Child-Stiftung (Stiftbrief vom 10. Juli 1929) 

1) Die Gebarung dieser Insti.tutionen ist im BundesvoransdlJag nicht enthalten. 
') L = Liegenschaft(en). 

. Z weck der Stiftung 

Laufende Beteilung von 27 wohltätigen Vereinen und 
Anstalten 

Gewährung von Unterstützungen an bedürftige Witwen 
und Waisen nach Hochschulprofessoren 

Die Erträgnisse der Stiftung erhält das Krankenhaus 
Rudolfstiftung 

Errichtung einer Blindenanstalt 

Errichtung eines Jugendheimes für Kinder bedürftiger 
Berufsjäger 

Dotierung der Osterreichischen Gesellschaft für Er
forschung und Bekämpfung der Krebskrankheit 

Erziehung und Ausbildung· armer körperlich beein
trächtigter Mädchen 

Unterstütz,ung einer noch lebenden Verwandten des 
Stifters sowie verarmter Wiener Bürger 

Unterstützung noch lebender Verwandter des Stifters 
und Fürsorge für Arme in Donnerskirchen im 
Burgenland und Waidhofen a. d. Thaya, N. O. 

Unterstützung erwerbsunfähig gewordener Hilfs
arbeiter des Gewerbestandes 

Unterstützung armer ehelicher katholischer Kinder 

Erforschung der inneren Krankheiten und ,der Krebs
krankheit sowie Behandlung und Pflege der an 
solchen Krankheiten leidenden Menschen in Osterreich 

Vermögensstand in Mill. S 

Reinvermögen ') I voraussicht!. Gebarung1959: 

0'0 

LiegensChaft, Bargeld 
Wertpapiere 

Liegenschaft, Bargeld, 
Wertpapiere 

3L 
0'5 

Rückstellung,verfahren 
noch nicht abgeschlossen 

0'2 

2L 

1L 

1L 

lL 

1L 
0'1 

0'2 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

0'0 I 0'0 

0'0 0'0 

3) Beaufsichtigt über Auftrag des Bundesministeriums für Inneres von der Universität Wien. 
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Beilage L4 

(Fortsetzung) 

Verwaltende 
Bundesbehörde 

Universität Wien 

Technische Hoch
schule Wien 

Akademie für Musik 
und darstellende 
Kunst in Wien 

Bezeichnung der Stiftung und Grundlage für 
deren Errichtung 

Allgemeine Hochschulstipendienstiftung für Hörer der 
Wiener Hochschulen (Stiftbrief vom Jahre 1942) 

Hochschulstipendienstiftung für Hörer der Rechte an 
der Universität Wien (Stiftbrief vom Jahre 1943) 

Hochschulstipendienstiftung für Hörer der Medizin an 
der Universität Wien (Stiftbrief vom Jahre 1942) 

Hofrat Prof. Dr. Ernst Fuchs-Stiftung (Stiftbrief vom 
Jahre 1932) 

Lucas Knaffel'sche Universitäts. Stiftung (Stiftbrief vom 
Jahre 1676) 

August Kovacs-Stiftung 

Josef Krappmaier'sche Wohltätigkeitsstiftung (Stiftbrief 
vom Jahre 1941) 

Dr. RobertKunitzer-Stiftung(Stiftbriefvom Jahre 1955) 

Hofrat Prof. Dr. Karl Luick-Stiftung in Wien (Stiftbrief 
vom Jahre 1941) 

Sigmund Lustgarten-Stiftung (Stiftbrief vom Jahre t 91 0) 

Hochschulstipendienstiftung für Hörer der Technischen 
Hochschule in Wien (Errichtet im Jahre 1942) 

Dr. Friedrich Brock-Stipendienstiftung (Stiftbrief vom 
Jahre 1943) 

Franz Schütz-Stipendienstiftung für bedürftige Studie
rende an der Akademie für Musik und darstellende 
Kunst (Stiftbrief vom Jahre 1953) 

1) L = Liegenschaft(en). 

Zweck der Stiftung 

Verleihung von Stipendien an Hörer der Wiener 
Hochschulen 

Verleihung von Stipendien an Hörer der Rechte der 
Universität Wien 

Verleihung von Stipendien an Hörer der Medizin 
an der Universität Wien 

Verleihung von Stipendien an Hörer der Medizin 
(Ophthalmologen) der Universität Wien 

Verleihung von Stipendien an dalmatinische Studenten 

Stiftbrief noch nicht errichtet 

Verleihung von Stipendien an Hörer der Universität 
Wien 

Verleihung von Stipendien an Hörer der medizinischen 
Fakultät 

Ein Stipendium für einen Studenten der englischen 
Sprache und ein Reisestipendium für einen Dozenten 
der englischen Sprache 

Verleihung von Stipendien an Hörer der Medizin 

Verleihung von Stipendien für Hörer der Technischen 
Hochschule Wien 

Verleihung von Stipendien für Hörer der Technischen 
Hochschule Wien . 

Verleihung von Stipendien an Hörer der Akademie 
fiir Musik und darstellende Kunst 

Vermögensstand .in Mill. S 11 
t.:) 
-::J 

R . .. I) jvorausSichtl. Gebarung 1959 
Q') 

emvermogen Einnahmen I Ausgaben 

4L 0'0 0'0 
0'2 

2L 0'0 0'0 
0'4 

0'0 0'0 0'0 

0'0 0'0 0'0 

1L 0'0 0'0 
0'1 

0'0 0'0 0'0 

2L 0'0 0'0 11 t""4 
0'1 ... 

0'1 0'0 0'0 

0'0 0'0 0'0 

0'4 0'0 0'0 

0'1 0'0 0'0 

0'0 0'0 0'0 

0'0 0'0 0'0 
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Beilage L4, 
(Fortsetzung) 

Verwaltende 
Bundesbehörde 

Akademie für Musik 
und darstellende 
Kunst in Wien 
(Fortsetzung) 

Akademie der bil
denden Künste in 
Wien 

Universität Inns
bruck 

Universität Graz 

Bundesministerium 
für soziale Ver
waltung 

Bundesministerium 
für Landesver~ 
teidigung 

Bundestheater
verwaltung . 

Amt der nieder
österreichischen 
Landesregierung .. 
namens des 
Landes.haupt
mannes 4) 

Bezeichnung der Stiftung und Grundlage für 
deren Errichtung . 

Hugo Kreisler-Gedächtnisstiftung· (Stiftbrief vom 
Jahre 1940) 

Czibulka-Stiftung (Stiftbrief vom Jahre 1952) 

Höchschulstipendienstiftung für Studierende an der 
Akademie der bil'denden Künste in Wien (Errichtet 
im Jahre 1941) 

Hochschulstipendienstiftung für Hörer der Universität 
Innsbruck (Errichtet im Jahre 1942) 

Professor Dr. Hugo Schuchardt-Malvinenstiftung (Er
richtet mit Willbrief vom 18. November 1929) 

Erzbischof Ladislaus von Pyrker-Stiftung (Gestiftet 
im Jahre 1832) 

Erzherzog Albrecht-Gasteiner-Badestiftung (Gestiftet 
im Jahre 1842) 

"Vereinigte altösterreichische Militärstiftungen ", früher 
"Allgemeine Wehrmachtsstiftung" 

Os kar und Emilie Jäger-Stiftung (Stiftbrief vom 5. Sep
tember 1955) 

Stiftung der Ersten Osterreichischen Spar-Casse, 
Wien, 1., Am Graben (Gestiftet im Jahre 1945) 

Allgemeine Stipendienstiftung Niederös,terreich (Stift
brief vom 25. Oktober 1941) 

Professor Anton Bauer-Stipendienstiftung (Stiftungs
behördliche Annehmbarkeitserklärung und Schen
kungsvertrag vom 19. Jänner 1932) 

Freiherr von Kirchberg'sche Stiftung (Bescheid des 
Bundesministeriums für Unterricht vom 30.8. 1937, 
Z. 15.267-1/3, und Stiftbrief vom 30. Juni 1940) 

') L=Liegenschaft(en). . 
2) Nur Liegenschaftsbestand. 

'" 

Zweck der Stiftung 

Verleihung von Stipendien an Hörer der Akademie 
für Musik und darstellende Kunst 

Verleihung . von Stipendien an 2 Hörer der Akademie 
für Musik und darstellende Kunst 

Verleihung von Stipendien an Hörer dieser Akademie 

Verleihung von Stipendien an Hörer der Universität 
Innsbruck 

Verleihung von Stipendien an Hörer der Romanistik 

Heilfürsorge für Kriegsbeschädigte 

Heilfürsorge für Kriegsbeschädigte 

Fürsorge für Militärpersonen 

Gewährung von Unterstützungen an Offiziere 

Unterstützung notleidender Gefolgschaftsmitglieder 
der Staatstheaterverwaltung, der Staatsoper, des 
Burgtheaters und deren Hinterbliebenen 

Gewährung von Stipendien al). Mittel- und Hochschüler 

Gewährung von Stipendien an Hörer der Montani
stischen Hochschule in Leoben 

Verwendung der Erträgnisse für Zöglinge an der 
Theresianischen Akademie und am Kovikt der 
Gesellschaft Jesu in Kalksburg 

I 

} 

Vermägensstand in Mill. S 
"~--"-sichtl. ( 

In Reorganisation 
begriffen 

0'1 

7L 
0'2 

0'0, 

0'1 

2'4 2) . 

Liegenschaftsbestand ') 
0'5 

0'0 

0'0 

2'6 

0'1 

2'4 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'3 

0'0 

0'2 

0'0 

0'2 

1) Die Bewertung ist noch nicht ab~eschlossen. 
') Der Aufsicht des Bundesministenums für Unterricht unterstehend. 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

r' 
0'2 

0'0 

0'1 

0'0 

0'2 
11 

[):l 
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Beilage L4 

(Fortsetzung) 

Verwaltende 
Bundesbehörde 

Amt der .nieder
österreichischen 
Landesregierung 
namens des 
Landeshaupt
mannes 1) 
(Fortsetzung) 

Amt der nieder
österreichischen 
Landesregierung 
namens des 
Landeshaupt
mannes 2) 

(, 

Bezeichnung der Stiftung und Grundlage für 
deren Errichtung 

Konstantin C. Panady'sche Stiftung (Stiftbrief vom 
1. Oktober 1864) . 

Johann und Maria Smuk'sche Stiftung für Hörer 
der Rechte an der Wiener Universität (Stiftungs
behördJ. Annehmbarkeitserklärung vom 25.Juli 1892 
und stifterisches Testament vom 24. Feber 1891) 

Windhag-Sti pendienstiftung für Niederösterreich . (Stift
brief vom 28. Juni 1940 und vom 13. Feber 1941) 

Michael von Zoller-Stiftung (Stiftbrief vom 5. Juni 1940) 

Allgemeine Armenstiftung für Niederösterreich (Stift
brief .vom 26. November 1942) 

Therese Baumgarten Heiratsgutstiftung . (Stiftungs
behördliche Annehmbarkeitserklärung vom 27. Juni 
1924 undstifterisches Testament vom 16. März 1909) 

Prof. Dr. Josef Böhm'sche Stiftung (Stiftungsbehörd
liche Annehmbarkeitserklärung vom 23. Dezember 
1894 und stiftetisches Testament vom 17. Juni 
1893) 

Dafner-Schredt'sche Stiftung (Stiftbrief vom 9. April 
1884) 

Blanka Gräfin Deym'sche Stiftung (Stiftbrief vom 
14. Jänner 1909) 

1) Der Aufsicht des Bundesministeriums für Unterrirnt unterstehend. 
2) Der Aufsicht des Bundesministeriums für Inneres unterstehend. 

Zweck der Stiftung 

Blindenerziehungsstiftung 

Errichtung eines Studentenheimes 

Gewährung von Stipendien an Mittel- und Hochschüler 

Gewährung von Stipendien an Mittel- und Hochschüler 

Unterstützung armer Personen, deren Unterhalt nicht 
oder nicht ausreichend gesichert ist 

Heiratsausstattung für mittellose weii?liche Verwandte 
der Stifterin 

Verwendung für aus der Heimatgemeinde des Stifters 
stammende Schulkinder armer Eltern und für 
Verwandte des Stifters u. a. m. 

Unterstützung des "Blindenerziehungsinstitutes" , der 
"VersorgUngs- und Beschäftigungsanstalt für er
wachsene Blinde" und des "Vereins zur Unter
stützung für aus niederösterreichischen Landes
irrenanstalten geheilt entlassene hilflose Personen" 

Unterstützung unbemittelter Angehöriger österreichi
scher und ungarischer Adelsfamilien 

Vermögensstand in Mill. S 

R . .. Ivoraus'i<ht!. Gebarung 1959 
emvermogen Einnahmen I Ausgaben 

Wegen Rückstellung,
verfahren no<h ni<ht 
edaßt 

0'0 

3'2 

2'0 

1'5 

0'1 

0'0 

Rückstellung,verfahren 
no<h ni<htabge,<hlos
,en 

0'0 

0'0 0'0 

0'2 0'2 

0'1 0'0 

0'1 0'1 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

0'0 0'0 
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Beilage L", 
(Fortsetzung) 

Verwaltende 
Bundesbehörde 

Amt der nieder
österreichischen 
Landesregierung 
namens des 
Landeshaupt
mannes 1) 
(Fortsetzung) 

Bezeichnung der Stiftung und Grundlage für 
deren Errichtung 

Fürst Dietrichstein'sche Stiftung (Stift brief vom 
31. Mai 1870 samt Nachtrag vom 12. Dezember 1882) 

Josefa Haas von Längenfeld-Stiftung (Hauptstiftung) 
(Stiftbrief vom 14. November 1868) 

Josefa Haas von Längenfeld-Stiftung (Nebenstiftung) 
(Stiftbrief vorn 28. Oktober 1868) 

Max von Leber-Stiftung zur Unterstützung junger 
Eisenbahningenieure (Stiftungsbehördliche Annehm
barkeitserklärung vom 15. Mai 1916 und stifterisches 
Testament vom 5. Dezember 1911) 

Irma Leistler'sche Rekonvaleszentenheimstiftung für 
arme Mädchen (Stiftungs behördliche Annehmbar
keitserklärung vorn 19. Jänner 1916 und stifterisches 
Testament vom 24. Dezember 1906) 

Josef Prokop junior'sche Stiftung für Lungenkranke 
(Stiftungsbehördliche Annehmbarkeitserklärung und 
stifterisches Testament vom 20. April 1903) 

Josef Schönwald Ritter von Bingenheim'sche Stiftung 
(Stiftbrief vom 11. September 1891) 

Gräflich Tige'sche Stiftung (Stiftbrief vom 25. No
vember 1936) 

Hermann Todesco-Stiftung für arme Badebedürftige 
(Stiftbrief vom 22. August 1846 samt Nachtrag 
vorn 28. März 1916) 

Waisenhausfonds (Stiftbrief vom 18. Jänner 1943) 

1) Der Aufsicht des Bundesministeriums ·für Inneres unterstehend. 

Zwe~ der Stiftung 

Unterstützung ehemaliger Offiziere 

Heiratsausstattung für Mädchen aus dem Hauer- oder 
Bauernstand 

Heiratsausstattung für Mädchen, welche Bauernsöhne 
heiraten 

Unterbringung von in Wien die Verkehrsverhältnisse 
studierenden Eisenbahningenieuren 

Gründung und Betrieb eines Rekonvaleszentenheimes 
für arme Mädchen 

Unterstützung Lungenkranker 

Unterstützung junger mittelloser Staatsbeamtenswaisen 
weiblichen Geschlechtes 

UnterstütZung- mittelloser Waisen und Witwen nach 
Offizieren 

Unterbringung badebedürftiger ~ersonen 

Unterstützung armer Waisenkinder 

Vermögensstand in Mill. S 

Reinvermögen 

1;1 

0'0 

0'0 

0'2 

0'2 

0'3 

0'3 

0'0 

Rückstellungsverfahren 
noch nicht abgeschlossen 

1'6 

I voraussicht!. Gebarung 1959 
Einnahmen I _ Ausgaben 

0'0 0'1 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

0'1 0'1 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

0'3 0'3 
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Beilage L4 
(Fortsetzung) 

Verwaltende 
Bundesbehörde 

Amt der nieder
österreichischen 
Landesregierung 
namens des 
Landeshaupt
mannes 2) (Fort
setzung) 

Amt der Wien er 
Landesregierung 
(Magistrat der 
Stadt Wien) 
namens des 
Landeshaupt
mannes 2) 

Bezeichnung der Stiftung und Grundlage für 
deren Errichtung 

Q 

Sigmund Weinberger-Stiftung für arme und würdige 
Augenkranke aller Konfessionen (Stiftungsbehörd
liche Annehmbarkeitserklärung und stifterisches 
Testament vom 27. November 1869) 

Graf Julius Wemkheim'sche Stiftung (Stiftungsbehörd
liche Annehmbarkeitserklärung und stifterisches 
Testament vom 15, November 1889) 

Dr. Georg Wimmer'sche Wohltätigkeitsstiftung für 
Verwandte des Stifters (Stiftbrief vom 2, Juni 
1900) 

Viktor Adam'sche Jubiläumsstiftung für arme Wöchne
rinnen (Stiftbrief vom Jahre 1922) 

Heinrich Alvera-Stiftung für arme, obdachlose oder 
sonst in großer Not befindliche Menschen (Errichtet 
im Jahre 1936) 

Josefa Christenheit-Stiftung (Errichtet im Jahre 1938) 

Kaiserin Elisabeth-Asylstiftung für arme, verkrüppelte 
Kinder, erriehtet von dem Verein zur Erhaltung 
des Kaiserin Elisabeth-Asyls für verkrüppelte Kin
der (Errichtet im Jahre 1906) 

C, M, Frank-Kinderspitalstiftung (Stiftbrief vom Jahre 
1917) . 

August Herzmansky'sche Stiftung zur Pflege und 
. Erholung armer, krank gewesener Kinder (Stiftbrief 

vom Jahre 1901) 

Aloisia Huebiner'sche Stiftung für im Allgemeinen 
Krankenhaus in Wien untergebrachte arme Kranke 
(Stiftbrief vom Jahre 1902) " 

Zweck der Stiftung 

Unterstützung Augenkranker 

Unterstützung verwaister adeliger Mädchen 

Unterstützung arpeitsunfähiger Greise und Witwen, 
mittelloser Waisen sowie Heiratsausstattung 

Gewährung von Unterstützungen an arme, anerkannt 
gesunde Wöchnerinnen 

Gewährung von Unterstützungen an arme, obdachlose 
oder sonst in großer Not befindliche Menschen ohne 
Unterschied der Konfession 

Gewährung von Unterstützungen an hilfsbedürftige 
Kriegerwitwen und -waisen sowie an arme Witwen 
nach Angestellten der öffentlichen Gebietskörper
schaften 

Pflege und Erziehung von armen, von Geburt krüppel
haften oder krüppelhaft .gewordenen Kindern 

Erbauung eine~ Filiale des Wilhelminenspitals zur 
Nachbehandlung aus dem Spital entlassener Kinder 

Errichtung und Betrieb eines Rekonvaleszentenheimes 
für arme Kinder 

Erträgnisse fließen der Direktion des Allgemeinen 
Krankenhauses zur Beschaffung zusätzlicher Genuß
mittel an Kranke der III, Verpflegsklasse zu 

Vermögensstand in Mill. S 
. .. 1) IvoraUSSidltl. Gebarung 1959 

RelOvermogen Einnahmen I Ausgaben 

0'9 

0'0 

0'4 

1L 
0'0 

lL 
-0'0 

1L 
'-0'0 

1L 

1 L} 3) 
-2'0 

1 L} 3) 
-0'1 

lL 
0'0 

0'0 0'1 

0'0 0'0 

0'0 0'1 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

0'0 0'0 

0'0 

0'0 0'0 

1) L = Liegenschaft(en). 'l Der Aufsicht des Bundesministeriums für fnneres unterstehend, 3) Rückstellungsverfahren noch nicht abgeschlossen. 
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Beilage L4 

(Fortsetzung) 

. Verwaltende 
Bundesbehörde 

Amt der Wiener 
Landesregierung. 
(Magistrat der 
Stadt Wien) 
namens des 
Landeshaupt
mannesi} 
(Fortsetzung) 

Amt der oberöster
reichischen 
Landesregierung 
namens des 
Landeshaupt-

. mannesl) 

2) 

Amt der Tiroler 
Landesregierung 
namens des 
Landeshaupt
mannesl). 

Bezeichnung der Stiftung und Grundlage für 
deren Errichtung 

Florian Lechner-Stiftung (Errichtet im Jahre 1905) 

Karoline Ott'sche Stiftung für unterstützungsbedürftige 
unverheiranite Frauenspersonen und Witwen (Errich
tet im Jahre, , ,) 

Johanna Prangl-.Wohltätigkeitsstiftung (Errichtet 1m 
Jahre 1894) 

Franziska Reder-Blindenstiftung (Testament vom 
Jahre 1904) 

Juliana Reithner'sche. Krankenhausstiftung in Unter
meidling (Errichtet im Jahre 1901) 

Ludwig und Wilhelmine Riehs'sche Stiftung für tuber
kulose und skrofulose Kinder (Stiftbrief vom 
Jahre 1906) 

Peter und Therese Rigoni'sche Stiftung für unheilbare 
Kranke (Stiftbrief vom Jahre 1886) 

JosefWild'sche Asyl-Stiftung (Stiftbrief vom Jahre 1903) 

Dr, Hermann und Rosa Vie1guth-Stiftung, Permutation 
der Stiftung (Stiftbrief vom 14, April 1947) 

Emma Echsler'sche Krankenstiftung (Stiftbrief vom 
23, De?ember 1950) 

Leopoldine Hofstätter Musikstipendienstiftung (Stift
brief vom 18. September 1951) 

August Göllerich-Gedächtnisstiftung (Stiftbrief vom 
10. Oktober 1925) 

Allgemeine Studienscipendienstiftung für Ober-
österreich (Stiftbrief vom , , .) 

'Theresianisches Damenstift (Stiftbrief vom 21. Ok
tober 1765) 

1) Der Aufs.kht des Bundesministeriums für Inneres unterstehend. 
'). Der Aufsicht des Bundesministeriurns für Unterridlt unterstehend. 

Zweck der Stiftung 
Vermögensstand in Mill. S 

'''~-''·""ichtl. G 

Gewährung von Unterstützungen an sehr arme und 
kranke Familien 

Gewährung von Unterstützungen an unverheiratete 
Frauenspersonen und Witwen 

Verteilung der Stiftungserträgnisse für wohltätige 
Zwecke 

Gewährung von Unterstützungen an mittellose blinde 
Personen über 40 Jahre 

Errichtung und Erhaltung eines allgemeinen Kranken
hauses in Untermeidling 

Unterstützung tuberkuloser und skrofuloser Kinder 

Unterstützung der als unheilbar aus dem Krankenhaus 
entlassenen armen Personen 

Gewährung von Obdach und Verköstigung an bedürf
tige Personen für die Dauer von 14 Tagen 

Betreuung unheilbarer Kranker 

Betreuung bedürftiger lungenkranker oder Tbc,-ge
fährdeter Kinder 

Förderung talentierter Schüler des Brucknerkonser
vatöriums in Linz 

1 L (1/6 Anteil) 
'-0'0 

1L 
-0'2 

1L 
-0'0 

RücksteIlungsverfahren 
norn nirnt abge
schlossen 

1 L (Rückstellung,ver
fahren norn nirnt ab
ge,rnlossen) 

4L 
-0'1 

lL 
0'0 

0'0 

0'2 

0'0 

0'1 

Heranbildung von Komponisten, Dirigenten, Instru- 0'0 
mentalisten und Sängern oberösterreichisc.~er Hei-
matzugehörigkeit -

Stipendien für Studierende an einer oberöster- 0'1 
reichischen Mittelschule, österreichischen Universität 
oder Teclmik, die in OberösterreiCh geboren Und 
auch heimatzuständig sind 

Aufnahme katholischer armer Fräuleins von mindestens I norn nirnt festgestellt 
24 Jahren, österreichischer Staatsbürgerschaft, vor-
züglich aus Tirol 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'1 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

0'0 

11 
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Beilage L4, 
(Fortsetzung) 

Verwaltende 
Bundesbehörde 

Amt der Steier-
märkischen 
Landesregierung 
namens des 
Landeshaupt-
mannesi) 

I Bezeichnung der Stiftung und Grundlage für 
deren Errichtung 

Frauenheimstiftung in Graz (hervorgegangen aus dem 
mit Kaiserlichem Patent vom 23, MärZ 1913 er-
richteten Adeligen Damenstift) 

1) Der Aufsicht des Bundesministeriums für Inneres unterstehend. 

Organe bestellende I Bezeichnung der Stiftung und Grundlage für 
Bundesbehörde deren Errichtung 

Bundesministerium Stiftung Theresianische Akademie (errichtet 1m 
für Unterricht Jahre 1746)1) 

Bundesministeri um Versatz-, Verwahrungs- und Versteigerungsamt 
für Inneres Dorotheum (Gründungspatent vom 14, März 1707 

und Kaiserliche Nachricht vom L Feber 1875) 

1) Die Gebarun~ dieser Institution ist im Bundesvoranschlag nicht enthalten. 

Beilage L5 

I Zweck der Stiftung 

Unterbringung mittelloser älterer Frauen (mit freier 
Wohnung und Beleuchtung sowie allmonatlicher 
Zahlung einer Präbende von rund 30 S) . 

I Zweck 

Förderung der Theresianischen Akademie bzw, ihrer 
Zöglinge 

Pfandleih- i und Versteigerungsanstalt 

Konkurrenzen, deren GeschäftsfUhrung Bundesbehörden innehaben.!) 

Geschäftsführende I Bezeichnung der Konkurrenz und Grundlage für deren I Zweck der Konkurrenz Bundesbehörde Errichtung. , 

Bundesstrombau- Donauhochwasserschutz-Konkurrenz (DHK) (BGBI. Instandhaltung der bereits vorhandenen Hochwasser-
amt Nr, 372/1927 und 95/II/1934) schutzanlagen im Raume von Wien 

Dienststellen für Alle" Konkurrenzen, die der Durchführung von wild- Wildbach- und Lawinenverbauung 
Wildbach- und bach- und Lawinenverbauungen dienen 
Lawinen-
verbauungeh 

') Die Gebarun~ dieser Institutionen ist im Bundesvoranschlag nicht enthalten, ') Derzeit noch nicht erfaßbar, 

I 
Vermögensstand in Mill. S 

Reinvermögen 
I voraussichcl. Gebarung 1959 

Einnahmen I Ausgaben 

0'1 0'0 0'0 

I 
Vermögensstand in Mill. S 

Reinvermögen 
I voraussicht!. Gebarung 1959 

Einnahmen I Ausgaben 

1'5 0'3 0~3 

37'8 28'5 27'9 

I Vermögensstand in Mill. S 
I voraussicht!. Gebarung 1959 

Reinvermögen 
Einnahmen I Ausgaben 

"165'2 0'8 S'3 

2) 

-
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Beilage,M Gebarung aus zweckgebundenen Einnahmen. 

Einnahmen-
Bundesrechnungsabschluß Bundesvoranschlag 

reste am Geba- 1 9 5 7 1 9 5 8 1 9 5 9 Ka
pitel Bezeichnung der Gebarung 31 12 1957 rungs-

• •. gruppe Ausgaben I Einnahmen Ausgaben.1 Einnahmen Ausgaben 1 Einnahmen 

Schilling 

5 I Fin anza usgleich : 

Bundesgewerbesteuerspitzenausgleich 

Zweckzuschüsse bei Katastrophenschäden . 

Kapitel 5 (Summe) ... 

.1) I A/G 

.3) A/G 
1-----'-

7 Bundeskanzleramt: 

Zuschüsse zur Amerikawerbung des Bundespressedienstes 

Wirtschaftliche Koordination: Studienzwecke der ERP
Hilfe (Kostenbeiträge) 

Kapitel 7 (Summe) . 

·9 Inneres: 

Kriegsgräberfürsorge ; Lager Mauthausen . 

Betreuung der Umsiedler, Heimatvertriebenen und 

Altfl üchtlinge; Spenden 

Heimkehrerfürsorge ; Spenden 

Bundespolizei (Titel 3 c) 

-~---

600,000 

18,183 

618.183 

59.651 

• 1) 

32,242 

· 4) 

A 

F 

A 

A 

A 

• 1) 

• 3) 

0'049 

· 1) 
. 0-032 

• 4) 

· 1) 

• 3) 

0'600 

0'600 

0'057 

• 1) 

0'065 
, 4) 

Millionen Schilling 

, 2) 

• 3) 

· 2) 

• 2) 

• 2) 

· 2) 

· 2) 

• 2) I.' 

• 2) 

• 3) 

· 2) 

• 2) 

• 2) 

• 2) 

• 2) 
, 2) 

130'000 

10'000 

140'000 

. 2) 

0'010 

0'001 

0'001 
• 0) 

130'000 

10'000 

14:0'000 

, 2) 

0'050 

0'001 

0'001 
• 0) 

Bundesgendarmerie : Erlös aus der Veräußerung beweglieben Bundes
vermögens im Tausdtwege . 

Kapitel 9 (Summe) . 

75.191 A 

16~,084 

2'490 

2'612 

2'415 • 0) I. .. , . 5) ,- . •• . 0) \. . • , • 0) 11 

0'012 0'052 2'496 

10 . Justiz: 

Fonds nach § 7 StPO 

Vollstreckungsgebühren 

Unterstützungsfonds für Gefangene, Zöglinge und 

Arbeitshausinsassen . 

Kapitel 10 .(Summe) • 

49,522 

· 1) 

89.733 

139,255 

F 

A 

F 

1) Im BVA. 1958 erstmalig veranseblagt. 
2) Im BVA. sind nur Verrechnungsansäeze bzw. Verrechnungsposten ohne Ziffernansätze vorgesehen . 

0'031 
, i) 

0'167 

0'198 

0'038 
; 1) 

0'169 

0'207 

0'030 

6'000· 

0'151 

6'181 

. • ) Im BV A. 1959 erstmalig veranseblagt. .. . 
') Da die Redltslage des betrieb,ähnlichen Verwaltungszweiges Hotel Tyrol noeb niebt geklärt wat. erfolgte keine Verreebnung im Bundeshaushalt. 
') Ab 1958 bzw. 1959 niebt mehr veranseblagt. 

0'030 

6'000 

0'151 

6-181 

·0'034 

5'000 

0'170 

5'204 

0'034: 

5'000 

0'170 

5'204 

.~ 

~ 
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Ka-

BeilageM 
(Fortsetzung) 

-

pitel Bezeichnung der Gebarung 

12 Unterricht: 

Hochschulen: Titel 1 § 1 a ............ 
Titel 1 § 1 b ............ 

Wissenschaftliche Anstalten: Titel 1 § 2 a , , , . . . 
Titel 2 § 2b ....... 

Schulaufsicht (Titel' 2 a). . . . . . . . . . . . . . 

Mittelschulen: Titel 3 § 1 a . . . . . . . . , • . . 
Titel 3 § 1 b ... , .•... , , , 

Bundeserziehungsanstalten (Titel 3 § 2 a). . . . , . . 

K1ufmännisches Bildungswesen (Titel 3 § 3 a), . , . . . 

Gew,erbliches Bildungswesen: Titel 3 § 4 a" . , . , , , 
Titel 3 § 4 b, , , , , , , 

Lehrerbildung: Titel 3 § 5 a , , . . , , , . . . . . 
Titel 3 § 5 b, .••.... , ... 

Volks-, Haupt- und Sonderschulen (Titel 3'§ 6 a) , . 
Schule und Beruf (Titel 3 § 9 a) , . . • , . . . , . 

Volksbildungswesen: Titel 4 a ........... 
Titel 4 b .. , , .... , . , 

Jugendförderung (Titel 5 a) , , , , . , . . . . . . 

Jugendförderung (Titel 5 b) ••• • 0" •••••••• 

Sportförderung: Titel 6 a • • , , . , . , , , , , ' 
Titel 6 b, •. , , '. , .. , ... 

Kapitel 12 (Summe), . . . , , . 

Einnahmen-
reste am 

31. 12. 1957 

Schilling 

11,691.348 
1,226.791 

. 17,660 
223.242 

61.657 

5.446 
884,526 

110,577 

9,192 

1,170,461 
306.8R5 

34.150 
65.694 

14.937 

· ..... 
170,498 

2,053 

425.693 

· ...... 
· ..... 

241,987 

16,662.797 

') Ab 1958 gemeinsam bei Titel 2 § 2 a, ab 1959 gemeinsam bei Titel 1 § 2 veransmlagt, 
') Im BVA, 1957 als Kapitel 12 Titel 7a bzw, 7b veransmlagt, 

Geba-
rungs-
gruppe 

3) 

---

Bundesrechnungsabschluß Bundesvoranschlag 

1957 1958 I 1959 

I Einnahmen Ausgaben I Einnahmen Ausgaben I Einnahmen Ausgaben 

Millionen Schilling 

22'806 . 25'204, 21'762 21'762 23'000 23'000 
4'838 4'718 1'345 1'345 2'196 2'196 

} 0'253 0'016 }' 0'1961) } 0'1961) } 0'2651) } 0'265 1) 
0'284 

0'272 0'292 0'180 0'180 0'293 0'293 

0'098 0'101 0'046 0'046 0'100 0'100 
10'070 10'020 8'934 8'934 10'541 10'541 

0'349 0'428 0'527 0'527 0'569 0'569 

0'144 0'114 0'090 0'090 0'150 0'150 

7'177 7'275 6'472 6'472 7'487 , 7'487 
2'207 2'239 2'038 2'038 2'768 2'768 
0'174 0'179 0'118 0'118 0'133 0'133 
1'792 1'827 1'782 1'782 1'816 1'816 

0'008 0'017 0'025 0'025 0'020 0'020 

0'265 0'265 0'200 0'200 0'830 0'830 

' . . . ,2) • • • , . 2) 0'300 0'300 0'300 0'300 
' • , , ,2) • • • , . 2) 0'280 0'280 0'280 0'280 

4'450 4'580 2'400 2'400 3'120 3'120 

0'080 0'080 . . . . . .. . ..... . ..... . . . . . . 
....... · ..... 0'200 0'200 0'380 0'380 

5'737 5'805 4'500 4'500 5'200 5'200 

60'720 63'444 51'395 51'395 59'448 59'448 

a) 1957 1958 1959. 
Millionen Schilling 

V (Persönlime) • , 5'360 6'511 8'344 
V (Samlime) , , , 1'635 1'511 1'380 
An ........ 0'804 0'426 3'565 
F ........ 0'050 0'070 0'065 
A/G, ' , , " , , 6799 5'841 6'531 
A, , , , , , • , , 46'072 37'036 39'563 

Summe. 60'720 51'395 59'448 
-- --
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Beilage M 
(Fortsetzung) 

Ka
pitel 

13 

15 

I 

I 

Bezeichnung' der Gebarung 

Kunst: 
Bildende Künste (Titel 1 a) , 
Musik und darstellende Kunst (Titel 2 a) 
Musealwesen (Titel 3'a) , ..... 
Denkmalpflege (Titel 4 a) , , , . , 
Lichtbild- und Filmwesen (Titel 5 a) 
Kulturelle Auslandsbeziehungen (Titel 8 a) 
Kunstförderungsbeiträge (Titel 9 a) , , , 
Kulturgroschen (Titel 10 a) . , , , , , 
Auslandskulturfonds (Titel 11 a) , , , , . . . , 
Anteil an dem Ertrag des Pferdetotos (Titel 12 a) , 
Volksbildungswesen (Titel 7 a) 
Volksbildungswesen (Titel 7 b) ,-

Kapitel 13 (Summe) , 

Sozi ale Verwaltung: 
Kriegsblindenfonds , , 
Leibrentnerfonds 
Arbeitslosenversicherungsbeiträge 3) 
Reservefonds nach dem AIVG, , ......... 
Schlechtwetterentschädigung im Baugewerbe; Zuschlag 

zum Arbeitslosenversicherungsbeitrag , , . . . 
Allgemeine Fürsorge; -Schulmilchaktion , . , . . .', 
Bundesstaatliche Untersuchungsanstalten (Teile der Be-

triebseinnahmen) ".,.""..".. 
Bundesstaatliche Untersuchungsanstalten; Zuschlagserlös 

aus der Sonderpostmarkenserie zugunsten der Be-
kämpfung der Tuberkulose . , ... , , , , .. 

Besondere Einnahmen; Zusehlagserlös aus der Sonder-
postmarkenserie zugunsten der Gesundheitsfürsorge . 

Kapitel 15 (Summe) . 

1) Im BV A. sind nur Verrechnungsansätze bzw. Verrechnungs-
posten ohne Ziffernansätze vorgesehen. 

') Im BVA, 1959 bzw. 1958 als Kapitel 12, Titel 4. bzw.4b 
veranschlagt, 

a) Soweit die Ausgaben der Arbeitslosenversicherung in den 
Arbeitslosenversicherungsbeiträgen keine Deckung finden, 

. . werden diese aus Bundesmitteln bevorschußt. 
') Der Uberschuß dient zur Abdeckung der in der Fußnote 3) 

erwäbnten Vorsdiüsse des Bundes, 

, h Bundesrechnungsabschluß Bundesvoranschlag 
Emna men-

reste am Geba- 1957 1958 I 1959 
31. 12. 1957 rungs- , 

gruppe Ausgaben I Einnahmen Ausgaben I Einnahmen Ausgaben I Einnahmen 
!------I 

Schilling .. Millionen Schilling 

80,691 0'109 0'131 0'105 . 0'105 0'113 0'113 
158.265 1'198 1'238 1'171 i'171 1'275 1'275 

1,004.093 0'680 0'983 0'860 0'860 0'950 0'950 
13.482 0'028 0'036 0'111 0'111 0'158 0'158 

593.002 5'343 4'712 4'150 4'150 4'374 4'374 
27,820 0'032 0'060 .0'030 0'030 0'030 0'030 
5,665 11'631 , 11'638 12'000 12'000 12'000 12'000 

517,972 4'492 4'673 4'000 4'000 4'200 4'200 
3,306 0'006 - , , , , , 1) . , , " 1) 0'001 0'001 
9,570 0'201 0'144 0'100 0'100 0'100 0'100 

0'289 0'280 . , . ,2) , , , ,2) " 2) .... 2) 
0'288 0'283 . , , , 2) . , , ,2) .2) , . , 2) 

2,413,866 0) 24'297 24'178 22'527 22'527 23'201 23'201 " 
a:: 

34,670 0'049 0'024 0'025 . .0'025 0'025 0'025 . 
4,589 0'017 0'021 0'019 0'019 0'017 0'017 

900'614 996'360 982'722 4)1.100'000 1,057'084 4) l,100'()O(j 
0'057 0'057 , 1) , 1) 0'080 0'080 

33'998 28'273 45'000 30'000 43'000 30'000 
263,241 2'601 2'490 2'310 2'310 2'130 2'130 

1'221 1'221 1'083 1'083 1'292 1'292 

500.356 0'053 0'207 0'350 0'350 0'070 
, 

0'070 

68.071 0'125 0'070 0'100 0'100 0'080 0'080 

870.927 6) 938'735 1.028'723 1.031'609 1.133'887 1,103'778 1.133'694 
\ 

1957 1958 1959 6) 1957 1958 1959 
5) Millionen' Schilling Millionen Schilling 

V (Persönliche) , 0'343 0'369 0'417 V (Persönliche) , . 102'553 100'930 105'280 
V (SadUiche) , 0-062 0'054 0'065 V (Sachliche) , , 13'643 14'835 14'980 
An , ' , 0'053 0'366 0'390 An , 0'049 0'250 0'050 

11 
Nl 

F, , ,16'330 16'302 16'502 F, , , 98'379 113'560 106'765 00 
AIG , 0'288 A/G , ,722'638 797'809 870'065 01 
A , 7'221 5'436 5'827 A , . 1'473 4'225 6'638 

Summe, 24'297 22'527 23'201 Summe, 938'735 1.031'609 1.103'778 
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Beilage M 
(Fortsetzung) 

Ka
pitel 

Bezeichnung der Gebarungsart 

'h I Bundesrechnungsabschluß 
Emna men-

reste am Geba- 1 9 5 7 
31. 12, 1957 ruogs-

gruppe Ausgaben I Einnahmen 

Schilling 

16 Finanzverwaltung: 
Finanzlandesdirektionen und deren Unterstellen; über-

weisung' der Schweiz für das Grenzzollamt Buchs , J, . . . . 2) V 

17 

18 

öffentliche Abgaben: 
Bundeszuschlag zur Mineralölsteuer 4) 

Kassenverwaltung: 
Unbewegliches Bundeseigentum : 

Erwerb und Veräußerungen von Siedlungsgründen 
Erwerb und Veräußerungen im Tauschwege • 
Sonstige Einnahmen 

Lebensmittelpreisausgleich im Bereich des Bundes
ministeriums für: 
Land- und Forstwirtschaft . 
Inneres .. , .... 

Futtermittelpreisausgleich 
Düngemittelpreisausgleich , . , . 
Ausgleichsfonds für Kinderbeihilfe . 
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen , 
Gewerbesteueraoteile für die gewerblime Selbstäodigeoversimeruog 

Kapitel 18 (Summe) • 

19 I Land- und Forstwirtschaft: 

Einnahmen aus der Liegenschaft "Aurewald" 
Landwirtschaftliche Bundeslehranstalten (Titel 4 § 1 a) . 
Forstwirtschaftliche Bundeslehranstalten (Titel 4 § 3 a) 
Bundesinstitut für Gewässerforschung und Fischereiwirt-

schaft (Titel 4 § 4 a) , 

25,694,833 3) 

196,739 I An 
An 

80.000 

8,929,118 1 F 
12,102.737 F 

F 
F 

AjG 
933'464'1181 AjG 
, . , •• 2) AjG 

954,772.712 

1.571 
1,055.523 

102.388 

2.180 

A 
ö) 
6) 

7) 

1) Im BVA. sind I,lur Verrechnungsansätze bzw. Ver
rechnungsposten ohne Ziffernansätze vorgesehen. 

') Diese Einnahmen dienen aussmließlim dem Ausbau 
und der Erhaltung voo Bundesstraßen, deren Ge
b.rung bei Kapitel 21 Titel 2 verred.net wird, 

') Im BV A. 1958 erstmalig veransmlagt. 

1957 1958 1959 
3) 1957 1958 1959 Mill, S 

Millionen SmilJing 5) V (Persönlime) 0'696 0'879 1'022 
AjG 1"727 2750 3'920 An, 0'083 
A .200'532 187'410 189'455 AjG 0'021 
An , ,', ,702'480 809'840 806'625 A . , 2769 3'052 3'141 

Summe, 904739 1.000'000 1.000'000 Summe. 3'465 3'931 4'267 

904'739 

1'465 

2'084 
53'032 

0 ....... 

...... 
2.169'742 

881'162 
...... 

3.107'485 

0'231 
3'465 
1'266 

0'039 

6) V (Persäolime) 
An, 
AjG . 
A , , 

996'092 

0'044 
1'987 
0'110 

7'043 
51'546 

· . . . ~. . 
· ..... 

2.169'742 
1,224'053 

· ..... 
3.454'535 

0'183 
3'769 
1'239 

0'037 

1957 

0'211 

1'055 

Summe. 1'266 

Bundesvoranschlag 

1958 1959 

Ausgaben I Einnahmen Ausgaben I Einnahmen 

Millionen Schilling 

, 1) 

1,000'000 

• 1) 

· . • • . 1) 
· . , • . 1) 
· . . • . 1) 
, . . . . 1) 

1.930'000 
962'000 

· , , . ,1) 

2.892'000 

0'100 
3'931 
1'011 

0'048 

1958 1959 
MilI.S" 

0'255 0'265 
0'097 
0'014 

0"756 1'068 

1'011 1'444 

0'240 

1,000'000 

0'080 

, . . . ,1) 
· . ,,' ,1) 
, . . . . 1) 
• . . . . 1) 

1.930'000 
962'177 

· • . . '. 1) 

2.892'257 

0'100 
3'958 
1'020 

0'049 

') V (Persöolime) 
An, 
AiG. 
A , . 

0'180 

1,000'000 

• 1) 
10'000 

0'004 
33'002 

0'002 
-0'001 

2.210'000 
1.265'000 

0'001 1) 

3,518'010 

0'080 
4'267 
1'444 

0'050 

1957 1958 
Mil!. S 

0'002 0'007 

0'037 0'041 

Summe. 0'039 0'048 

0'264 

1.000'000 

. 1) 
10'000 

0'003 
36'001 

0'001 
0'001 

2.210'000 11 
1.282'177 

132'000 

3,670'183 

0'080 
4'374 
1'444 

0'050 

1959 

0'007 
0'001 
0'001 
0'041 

0'050 

I>:) 
CO 
Q";) 
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----

Ka-
pitel 

19 

20 

21 

Beilage M 
(Fortsetzung) 

-----

Bezeichnung der Gebarung 

---

, 

Bundeslehr- und Versuchsanstalten für Milchwirtschaft 
(Titel 4 § 5 a) . . . .......... . . 

Forstliche Ausbildungsstätten (Titel 6a) . ... . . 
Bauhof- und Maschinenbewirtschaftung . ...... 
Schutz- und Regulierungsbauten an den Bundesflüssen, 

Interessentenbeiträge 
Landwirtschafcliche Bundesversuchsanstalten (Titel 4 § 2 a) · ... 
Wasserbauliche Ilimdesversuchsanstalten; Entgeltliche Versuche und 

Untersuchungen · ... 
Agrarische Operationen • . ... 
Speläologisches Institut; Spenden , . , 

Kapitel' 19 (Summe) . 

Handel, Gewerbe, Industrie: 

Preisausgleich in der Mineralölwirtschaft . · , 
Technisches Museum; Spenden. . . . . . • . . , , 
Vermessungswesen ; sonstige Beitragsleistungen zu den 

Vermessungen. . . . . . . . . . . . . . • . . 
Betriebsähnliche Verwaltungszweige ; sonstige Einnahmen 

der Tiergartenverwaltung Schönbrunn .. . . . . . 

Kapitel 20 (Summe) . 

Bauten: 

Dienststellen der Bundesgebäudeverwaltung ; Verkauf 
von Werbematerial der Schloßverwaltungen , , .. 

Bundesstraßen (Titel 2), . . . . . . , , , , . . , 
Bundeshochbau ; Beiträge , , . , , 

Kapitel 21 (Su~me) . 

1957 1958 1959 
Mill. S 

1) V (Persönliche) , 0'061 0'099 0'124 ') V (Persönliche) 
An: , ..... - - 0'004 An .... , .. 
A/G .. , ... - - 0'002 A/G . , , ... 
A . . . . . . . 0'168 0'155 0'160 A ....... 

Summe. 0'229 0'254 0'290 Summe. 

---

Einnahmen" 
reste am Geb ... 

31. 12. 1957 rungs_. 
gruppe 

Schilling 

195,535 1) 
37,319 2) 

10,321.550 3) 

..... A 
12.524 b) 

7) 128.570 A 
89.921 A 
29,900 A 

11,976,981 

36,347,886. F 
40,540 An 

221.715 A 

6 A 

36,610.147 

.. V 
An' 

483.333 An 

483,333 

1957 1958 1959 
Mill. S 

0'040 0'097 0'043 
- - 0'005 
- - 0'007 

0'162 0'250 0'183 

0'202 0'347 0'238 

--

Bundesrechnungsabschluß 

1 957 

Ausgaben I Einnahmen 

0'229 0'278 
0'202 0'238 

27'893 27'194 

4'546 4'546 
0'012 0'015 

0'243 0'240 
. . . . 0'090 

0'008 0'062 

38'134 37'891 

0'779 15'754 
0'040 0'011 

0'458 0'680 

0'308 0'265 

1'585 16'710 

0'933 0'933 
13'346 13'346 
. , , 3'120 

14'279 17'399 

1957 1958 1959 
Mill. S 

") An .. 14'746 11'666 17'163 
A .. 13'147 5'662 6'674 

Summe. 27'893 17'328 23'S37 

g 

Bundesvoranschlag 

1958

1 

1 959 

Ausgaben I Einnahmen I Einnahmen Ausgaben 

Millionen Schilling 

0'254 0'262 0'290 0'292 
0'347 0'350 0'238 0'238 

17'328 15'578 23'837 24'807 

• • 4) • • • • 4) . 4) • • • 4) 
0'072 0'073 · . • • 6) . .. • • 6) 

. . • 4) . . .•• 8) , ,8) 
• 9) . . . . . 0) · .. . • 9) . . • ,9) 

. . . . , 4) • ,4) · , , ' . .. .... 
23'091 21'390 30'206 31'285 

15'000 15'000 10'000 10'000 
, . • • • 4) , • • • • 4) · . , 4) • 4) 

• , • • • 4) , • • • • 4) . , , 4) • 4) 

0'150 0'150 0'200 0'200 

15'150 15'150 10'200 10'200 

, 4) . 1) . , , , 4) • 4) 
24'535 24'535 14'812 14'812 . , • 4) . , , 4) . 4) , , , 4) 

24'535 24'535 14'812 14'812 

1957 1958 ') Der Einnahmenrest wurde im 
MiII, S Jahre 1958 bei Kapitel 19 Titel 

') V , , 0'001 0'022 4 § 9 Post 32 verausgabt. 
A .. 0'011 0'050 

Summe. 0'012 0'072 
') Die Einnahmen sind ab 1958 

nicht mehr zwedtgehunden. 

gt 

a:: 

~ 
00 
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Beilage M 
(Fortsetzung) 

,Ka- Bezeichnung der Gebarung pitel 

23 Landesverteidigung: 

Bundesministeri um für Lindesverteidigung ; 
Verpflegungsgelderersatz ,. _ , , , , 

Stehendes Heer und Heeresverwaltung ; 
Verpflegungsgelderersatz , , , , , , , 

, , 

Geldbußen . . ..... 
Betriebsähnliche Verwaltungszweige , ...... 

Kapitel 23 (Summe) , 

24 Verkehr und Elektrizitätswirtschaft: 

Mehrgebühren laut Lastverteilungsgesetz , , , , • • , 
Hilfsfonds der Post- und Telegraphenbediensteten , 
Generaldirektion der Osterreidlischen Bundesbahnen ; 

Ersätze für die Betreuung ungarischer Flüchtlinge . 
Elektrizitäcswirtsdlaft; Aufwendungen im Vorprüfungsverfahren be-

treffend Strompreise . . . . .. . .. . , 

Kosten der Broschüre "10 Jahre öffentliche EI~ktrizitätsversorgung" 

Kapitel 24 (Summe) , 

27/2 Salz: 

Einnahmen aus Berg- und Hüttenbesuchen 

27/3 Staa tslotterien: 

Verwaltungskostenbeiträge des Sport~ und Pferdetotos 

28/1 Post- und Telegraphenanstalt: 

Rundfunk: 
a) Anteil an, den Rundfunkgebühren, . , , , 
b) Anteil an den Fernsehrundfunkgebühren , , 

Rundfunk; Investitionsschilling . , , , . , 

Kapitel 28/1 (Summe), 

Einnahmen-
reste am Ge-

31. 12,1957 barungs. 
gruppe 

Schilling 

A 

, , A 
A 

1,522,377 ~) 

1,522,377 

A/G 
181.299 F 

.. , , 

A , 
F , , 

181.299 

1,070,531 F 

605,172 A/G 

825,100 A/G 

8,076.003 A/G 

8,901.103 

1) Im BVA. sind nur Verrechnungsansätze bzw. Verremnungsposten ohne Zifferriansätze vorgesehen. 

Bundesrechnungsabschluß Bundesvoranschlag 

195 7 1958

1 

1 959 

Ausgaben I Einnahmen Au~gaben I Einnahmen Ausgaben I Einnahmen 

Millionen Sdlilling 

. , , 1) , , • ." 1) 0'000 0:000 

, , , , • . ,1) , , , 1) 7'500 7'500 
, , .. , 0'001 0'001 

4'580 6'102 ' . , 1) , " , 1) 11'640 11'660 

4'580 
, 

6'102 19'141 19'161 , , 

0'010 0'000 ' 1) • 0,' ,1) 0'001 0'001 
0'425 0'403 0'600 0'600 0'600 0'600 

. ' 1) , 1) , 1) . ,1) 

0'246 0'372 . 1) , ,1) ...... 
0'150 0'150 , , , 1) · , , ,1) . , , . , . 
0'831 0'925 0'600 0'600 0'601 0'601 

1'328 1'972 1'400 1'400 1'400 1'400 

3'033 1'000 2'401 1'897 2'958 2'000 

118'174 mi'272 154'140 154'140 126'336 126'336 
, ' . , , · ... 28'800 28'800 

52'917 32'256 , , · ..... , . , , . , , 

171'091 150'528 154'140 154'140 155'136 155'136 

') 1957 1958 1959 
Mill. S , 

An 0'021 - 1'075 
AjG ip~rs"C;niiche) : : : : : : : : 2'903 - 5'525 
AjG (Sachliche) . . . . . . . . • 0'398 - 0'400 
A ......•........ 1'258 - 4'640 

Summe. 4'580 - 11'640 

I 

"-' 00 
00 

a: 
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---

. Ka-
pitel 

28/3 

29/1 

30 

17 

Beilage M 
(Fortsetzung) 

--- ------ ---------

Bezeichnung der Gebarung 

Bundesforste: 

Grundverkäufe 

österreichische Bundesbahnen: 

Ersätze für die Betreuung ungarischer Flüchtlinge 

. 

Zwischensumme I . 

. ERP-Gebarung (= Zwischensumme 11) . 

öffentlich'e Abgaben: 

Beitrag vomEinkommen zur Förderung des Wohnbaues 
und für Zwecke des Familienlastenausgleiches: 
Für den Wohnhaus-Wiederaufbaufonds ...... 
Fürdie Länder zur Wohnbauförderung ...... 
Für den Familienlastenausgleichsfonds . . . . _ . . 

Beiträge nach dem W ohnhaus-Wiederaufbaugesetz . . 
Wohnbauförderungsbeitrag . . . . . . . . . . • . 
Außenhandelsförderungsbeitrag 4) . . . . . . • • • . 
Ertragsanteile der Länder und Gemeinden an den 

gemeinschaftlichen Bundesabgaben . . , , . . , . 
Feuerschutzsteu\!r 

Zwischensumme III . 

Gesamtsumme. 

Einnahmen-
reste am 

31. 12.1957 

Schilling 

2,478.203 

1.011,638.075 

8) 112,349.277 

2) 97,978.545 
3) 82,455.204 

2) 2,809.778 

5) 13,739.242 

6) 170,352,260 
7) 15,785.596 

383,120.625 

1,507,107.977 

--- --- -- -

Bundesrechnungsabschluß 

Geba- 1957 
rungs-

gruppe Ausgaben I Einna:hmen 

A 2'231 4'867 

A 0'017 0'017 

10) 5.275'779 5.807'802 

9) 10) 418'462 430'274 

623'180 648'187 
280'293 300'619 
HiO'371 180'371 
52'018 52'009 

366'522 366'522 
86'959 99'159 

4.693'173 4.693'173 
40'034 40'183 

6.322'550 6.380'223 

12,016'791 12,618'299 

t) Im BVA. sind nur Verrechnungsansätze bzw. Verrechnungspo~en ohne Ziffernansätze vorgesehen. 
") Die überweisung des Aufkommens im Dezember erfolgt erst im Jänner des nachfolgenden Jabres, 
3) Die überweisung des Aufkommens iin 4. Vierteljahr 1957 und der Reste auf Grund der Abrechnung für 1956 erfolgte erst im 

Jänner des Jabres 1958, 
') Die korrespondierenden Ausgaben werden bei Ausgaben-Kapitel 20 Titel 1 § 2 und Einnahmen-Kapitel 17 Titel 7 § 6 verredmet, 
') Hievon 6,598,056 S Kostenbeiträge gemäß § 11 Außenhandelsverkebrsgesetz 1953, 
6) Die überweisung der Reste auf Grund der Zwischen abrechnung für 1957 erfolgte erst im Laufe des Jahres 1958, 
') Die überweisung des Aufkommens im 2, Halbjahr 1957 erfolgte erst im März des Jahres 1958, 
8) über die Wiederverwendung dieser Rückflüsse im Rahmen des iährlichen ERP-Investitionsprogramms entscheidet jeweils die 

Bundesregierung. 

---

Bundesvoranschlag 

1958 I 1959 

Ausgaben I Einnahmen Ausgaben I Einnahmen 

Millionen Schilling 

3'000 3'000 3'000 3'000 

1) • • 1) • 1) • • 1) • . 
10) 5.228'029 5.328'599 10) 6.087'287 Q.269·641 

10) 343'337 343'337 10) 391'720 391'720 

715'000 715'000 740'000 740'000 
355'000 355'000 370'000 370'000 
213'000 213'000 220'000 220'000 
50'000 50'000 50'000 50'000 

360'000 360'000 390'000 390'000 
96'000 96'000 96'000 96'000 

5.316'000 5,316'000 5,232'400 5.232'400 
40'000 40'000 50'000 50'000 . 

7.145'000 7.145'000 7,148'400 7.148'400 

12,716'366 12.816'936 13,627'407 13.809'761 

') 1957 1958 1959 
Millionen Schilling 

F , , , . , , , , , 127'267 69'872 66'338 
A , , , , , , , , , 291'195 273'465 325'382 

Summe, 418'462 343'337 391'720 

'0) 1957 1958 1959 
Millionen Schilling 

V (Persönliche) , 109'266 109'147 115'502 
V (Sachliche) , , 16'274 \6'422 16'605 
An ...... 733'004 847'083 853'870 
F , " , , , , , 300'022 215'685 234'883 
AjG (Persönliche) . 2'903 - 5'525 
AjG (Sachliche) , 3,956'888 3,il54'941 4,654'057 
A, , ,', , , , 575'884 528'088 598'565 

Sunime, 5,694'241 5.571'366 6,479'007 

I 

~ 

~ 
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Beilage N 

Inländische Unternehmungen. 
I. Verstaatlichte Unternehmungen. 
(BGB!. Nr. 168/1946 und 199/1946) 

a) Akt i eng e seI I s eh a ft e n : 

AEG-Union Elektrizitäts-Gesellschaft, Wien 
Bleiberger Bergwerks-Union, Klagenfurt . 
Creditanstalt-Bankverein, Wien .... 

Die Lankowitzer Kohlen-Compagnie, Leoben 
Eisenwerke-Aktiengesellschaft, Krieglach . . . 
Elin Aktiengesellschaft für elektrische Industrie, Wien 
Erste Donau-Dampfschiffahrtsges.ellschaft, Wien. '.' 

• ) Schillingeröffnungsbilanz liegt noch· nicht vor. 

') Prozentsatz bzw. Kapitals-(Anteils-)Betrag, der der Beteiligung des 
Bundes entspricht. 

2) Weitere Beteiligte siehe Spalte 6. 
') (Letztbekanntes) Reinvermögen = Gesellschaftskapital + Rücklagen ± 

± Gewinn/Verlust. 
') Nominalwert. 
') In der letztvodiegenden Bilanz der Gesellschaft (Genossenschaft) als 

.. (Sub-)Beteiligungeo" an anderen Unternehmungen ausgewiesener 
Betrag. Die Namen der Unternehmungen und Teilbeträge werden 
in Fußnoten dargestellt. 

6) Osterreichische Studiengesellsdlaft für Atomenergie Ges. m. b. H. 
.. Wien u. a. 

') Metall und Farben AG., Wien (100"/0 = 5,000.000 S). 
Gewerkschaft Dirstentritt (100%). 
Gailitzer Bleifarbenwerke Ges. m. b. H., Klagenfurt. 
Osterreichische Studiengesellschaft für Atomenergie Ges. m. b. H. 

(30.0005). 
8) Allgemeine Waren-Treuhand AG., Wien (Mehrheit von 1,000.000 S). 

Austrian Airlines - Osterreichische Luftverkehrs AG., Wien. 
Bank für Kärnten AG., Klagenfurt. 
Bank für Oberösterreich und Salzburg, Linz. 
Bank für Tirol und Vorarlberg AG., Innsbruck (2,89"/0 = 5,780.000 S). 
Brauerei Schwechat AG., Wien. 
DeI-Ka Schuhindustrie- und Handels-AG., Wien. 
Donau-Chemie AG. (46% = 10,534.000 S). 
Ennser Zuckerf.briks AG., Enns. 
Europa-Verlags-AG., Wien. 
Friedrich Siemens Werke AG., Wien (100% = 7,500.000 S). 
• Gallia" Mineralölprodukte-Vertriebsgesellschaft, AG., Vaduz. 

. Kapitalsbeteiligungen des Bundes. 
2 r--J-- ,- 4-- -- 5 --- --6 -- 7 II~· 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 1958/1959 
A '1 d Voraussichtliche W . B'1i (Sub-) 

Nominalwert . ntel .. es 't re Bundes- eItere etel gte: Beteiligungen 0) 
0/0 2) I Remvermogens 3) wbel eili· 4) Name (Ofo) ete gungen 

Schilling Mil!. S Mill. si' Schilling 

100 7,500.000 *) 33'7 
100 72,000.000 92'8 

60 300,000.000 682'5 

100 2,950.000 '~) 4'4 
100 500.000 *) 24'5 
100 160,000.000 224'0 
100 16,000.000 ",) 

Gasteiner Heilscollen-Betriebs-Ges. m. b. H. (26'6% = 400.000 S). 
Gösser Brauerei~AG., Leoben-Göss. 
Hanf-, Jute- und Textilit-Industrie AG. (Hitiag), Wien. 
Holzwerke Linz AG., Linz. 
Hotel Bristol AG., Wien. 
Internationale Getreide- und Waren-Handels-AG., Wien. 
Internationale Musikfeste AG. i. L., Salzburg. 
Kabel- und Drahtwerke AG., Wien (10% = 250.000 Si. 
Lapp-Finze Ejsenwarenfabriken AG., Kalsdorf/Graz (Mehrheit VOn 

7,500.000 S). , . 
Maschinenfabrik Andritz AG., Graz (Mehrheit von 40,000.000 S). 
Maschinenfabrik Heid AG., Wien (50,1 % = 13,527.000 S). 
Metall- und Erz AG., Wien. 
Milchindustrie AG., Wien. 
Neumann Kärntnerstraße Bekleidungs-AG., Wien. 
österreichische Industriekredit-AG., Wien. 
Osterreichische Kommunalkredit AG., Wien (10% = 4,000.000 S). 
Osterreichische Kontrollbank AG., Wien 
Osterreicllische Realitäten-Aktiengesellschaft, Graz. 
Parkhotel in der Messestadt Dornbirn AG., Dornbirn. 
..Patria" Spinnercl und Wirkwarenfabriken AG., Heidenreichstein 

(Mehrheit von 15,000.000 S). 
Penkenbahn AG., Mayrhofen. 
Pottendorfer Spinnerei und Felixdorfer Weberei AG., Wien (rund 

98 % = rd. 45,300.000 S). 
Schöckelseilbahn-AG" Graz. 
.Semperit" österreichisch-Amerikanische Gummiwerke AG., Wien. 
Sofiensäle AG., Wien (93,85% = 4,692.500 S). 
Steirische Chemie AG., Kapfenberg. 
·Steyr-Dairnler-Puch AG., Steyr (78,2 % = rd. 250,000.000 S). 
Steyrermühl P.pierfabriks- und Verlags-AG., Steyrermühl. 

42.432 6) 
5,500.002 7) 

Volksaktien (400/0) 416,609.667 8) 
(hievon Gemeinde Wien 

3,341.250 S=rd. 0·670f0). 
905 

17,661.958 9) 11 
10) 

Stölzle Glasindustrie AG., Wien. 
Teudloff-Vamag Vereinigee Armaturen- und Maschinenfabriken AG., 

Wien (Mehrheit). . 
Tiroler Röhren- und Mecallwerke AG., Solbad Hall/Tiro!. 
.Universale" Hoch- und Tiefbau AG., Wien. 
Wenheim-Werke AG., Wien (99,7%= 14,955.000 S). 
Wienerberger Ziegelfabriks- und Baugesellschaft, Wien (Mehrheit von 
50,000.000 S). 

Wiener Messe AG., Wien (32,5010 = 1,950.000 S) . 
Wollwaren-Verkaufs-AG., Wien (100% = 3,000.000 S). 
Zellwolle Lenzing AG., Lenzing (3,8 % = 796.000 S). 
Deutsche Fanto Ges. m. b. H., Hamburg (75% = 6,000.000 S). 
Erste gemeinnp-tzige Wohnungsgcscllschaft-.Heimstätte" Ges. m. b. H., 

Wien. 
Halvic Ges. m. b. H., Salzburg. 
Österreichisc:he Investment Ges. m. b. H., Wien. 
Samum Vereinigte Papierindustrie KG., Wicf'n. 
Sonstige Beteiligungen. . 

') Allgemeine GlÜhlampenfabriks-AG., Wien (100"10 = 7,000.000 S). 
Kabel- und I)rahtwerke AG., Wien (31,93% = rd. 800.000 S). 
Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungsgesellschaft der Elin-AG., 

Ges. m. b. H., Wien. 
Osterreichische Studiengesellschaft für Atomenergie Ges. m. b. H. 

(150.000 S). 
American .. Etin- Corporation, New Y ork. 
BIAM-ELIN s. r. !., Milano. 
.Elin" Deutsche Gesellschaft für Elektrische Industrie m. b. H., 

Frankfurt/M. 
Elin do Brasil, Electro-Industria S. A., Sao Paulo. 
.Elmak" Kollekeif Sirkeei, Istanbul . 

10) Osterreichisches Verkehrsbüro Ges. m. b. H., Wien (30.000 S). 

Z 
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Beilage N 
(Fortsetzung) 

1 I 

Gebr. Böhler & Co. Aktiengesellschaft; Wien . . . . 
Graz-Köflacher Eisenbahn- und Bergbau-Gesellschaft, 

Graz ..................... 
G. Rumpel Aktiengesellschaft, Wien .... ' .... 
Hofherr-Schrantz, Landwirtschaftliche MaschinencFabrik 

Aktiengesellschaft, Wien. . '. . . . . . . . . . . 
Kärntnerische Eisen- und Stahlwerks-l\ktien,gesellschaft, 

Wien. ................. 
Mannesmann-Trauzl Aktiengesellschaft, Wien .. 
Osterreichisch-Alpine Montangesellschaft, Wien . 
Osterreichische Länderbank Aktiengesellschaft, Wien 

Osterreichische Mineralölverwaltung, .A. G., Wien .- . . / 
Osterreichisches Credit-Institut; Aktiengesellschaft, Wiene 

*) und ,). bis '): siehe Fußnoten auf Seite 290. 
6) Enzesfelder Metallwerke AG., Wien (99,05% = 19,810.000 S). 

7) 

Erzhütte AG., Wien. 
Gemeinnützige Mürz-Ybbs 5iedlungs-AG., Kapfenberg. 
Baustoff-Ges. m. b. H., Kapfenberg. 
Mürztaler Verkehrs-Ges. m. b. H., Kapfenberg. 
Steirisme . Ferngas Ges. m. b. H., Graz. 
Verkaufsstelle österreichischer Kaltwalzwerke Ges. m. b. H., Wien. 
Masminen- und Werkzeug fabrik Ges. m. b. H., Büderim/Düsseldorf. 
Rheinisme Böhler-Siedlungsges. m. b. H., Büderim. 
Osterreimisme Studiengesellsmaft für Atomenergie Ges. m. b. H. 

(30.0005). 
Studiengesellsmaft für Erdgasversorgung Ges. m. b. H. 

(20% = 100.000 S). 
Argentinisme Clip-Böhler S. A. (100°/0)' 
A~os Boehler do Brasil Uda., Sao Paulo (100%). 
Sonstige selbständige Verkaufsgesellsmaften im Ausland. 

8) "BOT" Brassert Oxygen Temnik AG., Zürim (50"/0). 
Eisen-Handels- und Industrie-AG. Greinitz, Graz (67,1 % = 

14,171.520 5). 
Eisen- und Stahl- AG., Wien (75% = 525.000 S). 
E. Roth & Co., Wien (80%). 
Importkohle Ges. m. b. H., Wien (16,25%). 
Osterreimisme Studiengesellsmaft für Atomenergie Ges. m. b. H., 

Wien (2,9% = 90.000 S). ' 
Smrottverband der österreimismen Stahl- u'hd Eisenwerke Ges. m. b. H., 

Graz (35%). 
5teirismeFerngas Ges. m. b. H., Graz (17,85 %). 

, 

2 I 3 I 4 5 I 6 I 7 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 1958/1959 
Voraussichtliche Anteil des Weitere Beteiligte: 

I (Sub-) 
Nominalwert weitere Bundes- Beteiligungen 0) 

Ofo 2) I Reinvermögens 3) Name (0/0) beteiligungen 4) 

Schilling Mi/I. S 

100 525,000.000 988'0 

100 8,500.000 ".) 15'7 
100 2,000.000 'f) 

100 6,000.000 01-) 

100 1,000.000 *) . 34'1 
100 21,000.000 32'6 
100 40,000.000 01-) 
60 150,000.000 371'6 

100 500,000.000 
100 50,000.000 81'3 

Studiengesellsmaft für Erdgasversorgung Ges. m. b. H., Wien (22,22 %) .. 
Verkaufsstelle österreimismer Kaltwalzwerke, Wien. (17,86%). d 

Alpine Montan Edelstahl AG. i. L., Vaduz (100%). 
Cia Austro Brasileira Acos Alpine Montana, Rio de Janeiro (99,76%)' 
Ocel Styria A. S., Prag (20 %). 
Societa Anonima Italiana "Acciai Alpine", Milano (100%)' 
Styriastahl Ges. m. b. H., 5tuttgart (10 %). 

9) Austrian Airlines - Osterreichische Luftverkehrs AG., -Wien. 
.. Autohna" Autornobi1- und Masdlinen-Absatzfärderungs-Ges. m. b. H., 

Wien. . 
Eisenstädter Bank AG., Eisenstadt (76,55% '= rd. 861.000 S). 
Erste gemeinnützige Wolmungsgesellschaft- .. Heimstätte" 

Ges. m. b. H., Wien. .. 
Gaskoks-Vertrieb Ges. m. b. H, Wien. 
Kabel- und Drahtwerke-AG., Wien (4,11"10 = rd. 185.000 5). 
Masminenfabrik ]. M. V oith, St. Pölten (Mehrheit). 
Osterr. Kommunalkredit AG., Wien (10% = 4,000.000 S). 
Osterreichische Kontrollbank AG., Wien. 
Perfekta - Wiener Gummi- und Plastikwerke Ges. m. b. H. 
Perlmooser Zementwerke AG., Wien (Mehrheit von 194,800.000 S). 
Rofanseilbahn AG., Mauraeh a.lA. 
Seidenweberei Sitz AG., Silz. . 
5teyrermühl Papierfabriks- und Verlags-AG., SteyrermühL 
Vereinigte Lederfabriken AG.) Wien. 
Waagner-Bir6 AG., Wien (80'6% = 24,180.000 S). 
Wiener Smauspielhaus AG., Wien (2/. = 800.000 5). 
Zellwolle Lenzing AG., Lenzing (51,4% = 10,276.000 S). 

'0) Alemania, Gummifabrik AG., Wien 
Austrian Airlines - Osterreimisme Flugverkehrs AG., Wien. 

MilL S I Schilling 

116'987.403 6) 

10.204 7) 

8) 
Volksaktien (40 %) 281,046.673 9) 

(hievon 'Gemeinde Wien 
1,670.625 S = rd. 0'67 Ofo). 

11)11 
28,557.182 10) 

Bausparkasse der Gemeinschaft der Freunde Wüstenrot, gemeinnützige 
reg. Gen. m. b. H., Salzburg. . 

Budthandlung und· Zeitungs büro Morawa & Co., Wien. 
Czeija Oskar Kommandicgesellsdlafr, Wien. 
"Flexikork" Spezialkorkwarenerzeugung Ges. m. b. H., Wien. 
Gasversorgungsgesellsmaft m. b. H., Steyr. 
Grazer Messe r. Gen. m. b. H., Graz. 
Internationale Musikfeste AG. i. L, Salzburg . 
.Konstruktiva" AG. zur Förderung des Bauwesens, Wien, 
Korksteinfabrik AG. vormals Kleiner u, Bokmayer, Wien. 
Linzer Glashütte Worf & Co., Kommanditgesellschaft, Linz. 
Osterr. Kommunalkredit AG., Wien (100;. = 4,000.000 5). 
Osterreimisme Kontrollbank AG., Wien. 
Osterreichische Wechselstuben-Ges. m. b. H., Kufstein. 
Parkhotel.Mirabell" AG., Salzburg. 
Realia Immobilien .. Verwertungs-AG., Wien. 

'Rofanseilbahn AG., Mauram a.jA. 
Rohner und Gehrig Sffiiffahrts- und Speditions-AG., Wien. 
Smenker & Co. AG., Wien. 
Smöd<el-Seilbahn-AG., Graz. 
Tim}er Zollfreizonen-Betriebsges. m. b. H., Solbad Hall. 
Treibamer Chemiscl1e Werke AG., Wien-Treibam. 
Treuhand- und Fremdenverkehrs-Förderungsges. m, b. H., Wien. 
.WAG" Warenverkehrs- und Autokredie Ges. m. b. H., Wien. 
Wiener Smauspielhaus AG., Wien (1/~ = 400.000 S). 
Zellwolle Lenzing AG., Lenzing (2;2 10 = 433.000 5). 

lt) Gewerksmaft Radhausberg; Böd<stein. 

Z 
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Beilage N 
(Fortsetzung) 

1 I 2 I 3 I 4 5 6 7 
11 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 1958/1959 

Osterreichische Stickstoffwerke, Aktiengesellschaft, Linz 
Schiffswerft Linz Aktiengesellschaft, Linz a. d. Donau . 
Schoeller-Bleckmann Stahlwerke Aktiengesellschaft, Wien 
Simmering-Graz-Pauker Aktiengesellschaft für Maschinen, 

Kessel- und Waggon bau, Wien ......... 
Stahl- und Temperguß Aktiengesellschaft vorm. Fischer-

Traisen, Wien. . . . ',' . . . . . . . 
St. Egydyer Eisen- und Stahl-Industrie- Gesellschaft, 

Wien .................... 
Steirische Gußstahlwerke Aktiengesellschaft, Wien ... 
Steirische Kohlenbergwerks-Aktiengesellschaft, Wien. . 
Vereinigte Metallwerke Ranshofen-Berndorf, A. G" 

Braunau ................... 
Vereinigte Osterreichische Eisen- und Stahlwerke Aktien-

gesellschaft, Linz. . . • . . . . . . . . • '.' . 
Vereinigte Wiener Metallwerke Aktieng~sellschaft, 

Wien .................... 
Wiener Brückenbau- und Eisenkonstruktions-Aktien-

gesellschaft, Wien . . . . . • . . . . . • . • • 
W olfsegg -Traunthaler Kohlenwerks -Aktiengesellschaft, 

Linz ................• .... 
Summe Ia) • 

*) und 1) bis '): siehe Fußnoten auf Seite 290. 
") Unvollständig, da nur die bekannten Daten erfaßt sind. 
S8) .Agrimem" Ges. m. b. H., Linz (50"/0 = 2,750,000 S). 

Austrian AirJines - österreimisme Luftverkehrs-AG., Wien. 
Grundlseer Gipswerke, Ges. m. b. H., Linz. 
,Lentia" Ges. m. b. H., Ein- und Verkauf, Münmen. 
,Merx" Düngemittel- und Chemikalien-Hande!sges. m. b. H., Linz. 
Studiengesellsmaft für Petromemie (51 "/0). 
Osterr. Studiengesellsmaft für Atomenergie Ges. m. b. H. (30.000 S). 
• Danubia" Petromemie A. G. 40"10. 

6) ErzhütteAG., Wien" 
Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungs-AG ... Schwarzatal", Wien 
(100"10 = 1,500.000 Si. 
Handelsgesellsmaft für Industrie- und Hüttenprodukte m. b. H., 
Wien (33 1/,"10). 
Osterr. Studienges. für' Atomenergie Ges. m. b. H. (30.000 S). 
13 ausländisme Tomtergesellsmaften in Großbritannien, Westdeutsm
land, H~lland, Belgien~ Frankreich, Spanien, Schweiz, Italien, 

I An". d" 
Voraussichtliche Weitere Beteiligte: 

(Sub-) 
Beteiligungen ö) 

Ofo 2) I 
Nominalwert Reinvermögens 3) weitere Bundes- Name (Ofo) beteiligungen' 4) 

Schilling, Mill. S 

100 385,000.000 786'5 
100 19,000.000 25'1 
100, 200,000.000 412'6 

'. 
100 111,000.000 235'7 

100 4,500.000 ") 41'6 I 

100 6,000,000 *) 
100 10,000,000 ") 13'4 
100 ' 1,000.000 ") 2'1 

100 410,000.000 738'4 

100 140,000,000 ") 

100 17,300.000 34'9 

100 1,500.000 ") , . 
59,500.000 

I I 100 102'4 

3.227,250.000 4.977'9 "") 

Tsmemoslowakei, Ungarn, Brasilien, Argendnien und Japan 
(je 100"/0). 

') Raxwerke Ges. m. b. H., Wr. Neustadt (fast 100"/0 = 8,000.000 Si. 
Osterr. Studienges. für Atomenergie Ges. m. b. H. (150.000 Si. 
Untersbergbahn Ges. m. b. H., Salzburg. 

8) Acciai Styria S. p. A., Mitano (100"10). 
Aceros Styria Sociedad de Responsabilidad Limitada, Buenos Aires 

(100"/0). 
E. Roth & Co., Wien (20"/0). 
Oce! Styria a. s., Prag (80"/0). 
Smiessl & Co., Ges. m. b. H., Wien (100"/0). 
Styriastahl AG., Zürich (100"10). 
Styria Stahl Ges. m. b. H., Stuttgart (90"/0). 

9) , 
10) Berndorfer Metall werke AG., Luzern. 

Gemeinnützige Wohnungsgesellsmaft .Anhur Krupp· Ges. m. b. H., 
, Berndorf. 

J. C. Klinkosm AG., Wien (100"10 = 200.000 Si. 

Miil. S I Schilling 

- - 514.778 58) 

- - -
- - 10,987.513 6) 

- - 8,099.000 7) 

- I - . -
-
- - 424.745 8) 
- - 8.000 9) 

- - 5,028.862 10) 

11) I 
- - 1,100.000 12) 

- -

I - - I 1.020 1!l) 

792,580.344 "*) 

Leimtmet.ll Ges. m. b. H., Wien/Berndorf. 
Societo\ Anonima Italiana Metalli ed Argenteria Anhur Krupp in 

Mailand. 
Eigene Gesellsmaft in London. 
Osterr. Studienges. für Atomenergie Ges. m. b. H. (90.000 Si. 

") .BOT" Brassen Oxygen Temnik AG., Zürich (50 o/.J. ' 
Donauländisme Baugesellsmaft m. b. H., Linz. 
Eisenhof Ges. m. b. H., Linz. 
Erste OberösterreichisdIe Baumaterialienhandelsge~. m. b. H., Linz . 
Kialk- und Baustoff-Industrie Ges. m. b. H., Wien. 
Sagro Salzburger Großhandels Ges. m. b. H., Salzburg. 
Vöest Installationsges. m. b. H., Linz. 
Osterr. Studienges. für Atomenergie Ges. m. b. H. (30.000 5). 
Ferrummontage A. G., Oslo (90"10). 
VOEST Italien S. v. L., Mailand. 
VOEST A. G., Zürim. 
VöEST Ges. m. b. H., Frankfurt., 

t') . 
13) 

t-.:) 
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Beilage N 
(Fortsetzung) 

b) Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung: 

Erdölproduktions-Gesellschaft m. b. H., Wien 
"Frieda" Erdöl Ges. m. b. H., Wien 
"Grete" Erdöl Ges. m. b. H., Wien. 
"Herma" Erdöl Ges. m. b. H., Wien 
Hütte Krems Ges. m. b. H., Wien 

. Hütte Liezen Ges. m. b. H., Wien . . . . . . 
Kohlenbergbau Grünbach Ges. m. b. H., Wien. 
Kupferbergbau Mirierberg Ges. m. b. H., Mühlbach am 

Hochkönig (Salzburg) ............ . 
Lavanttaler Kohlenbergbau-Gesellschaft m. b. H., St. Stefan 

i. Lavanttal . . . . . . '. . . . . . . . . . . . 
"Luise" Erdöl Ges. m. b. H., Wien. 
"Martha" Erdöl Ges. m. b. H., Wien. 
Montanwerke Brixlegg Ges. m. b. H., Wien 
Osterreichische Mineralölwerke Gesellschaft m. b. H., 

Wien ................... . 
"PRAM" Erdöl Explorations-Gesellschaft m. b. H. i. L., 

Wien .....•.......... 
Siemens-Schuckertwerke Ges. m. b. H., Wien. 
Siemens &: Halske Ges. m. b. H., Wien 

Summe Ib) . 

c) Ge wer k sc haft e n: 

Gewerkschaft Austrogasco, Wien . 
Gewerkschaft "Raky-Danubia" i. Liqu., Wien 

Summe Ic) . 

') und 1) bis'"): siehe Fußnoten auf Seite 290. 
") Siehe Fußnote **) auf Seite 292. . 

6) Gemeinnützige Donau-Ennst.ler Siedlungs-AG., Krems_Lerchenfeld. 
') Gemeinnützige Donau-Ennstaler Siedlungs-AG., Krems-Lerchenfeld. 
8) 

2 3 -, 4 

Stand der Bundesbeteiligting am 31. Dezember 1957 1) 

% 2) 

100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 

100 

100 
100 
100 
100 

100 

100 
100 
100 

100 
100 

Nominalwert 

Schilling 

5,000.000 *) 
50.000·*) 
50.000 *) 
50.000 *) 

800.000*) 
100.000 *) 

50.000 *) 

13,000.000 

46,800.000 
50.000 *) 
50.000*) 

33,000.000 . 

15,000.000 *) 

33.333 *) 
50,000.000 
70,000.000 

234,033.333 

10) 
11) 

Anteil des 
R~invermögens 3) 

Mill. S 

26'1 

123'1 

149'2"") 

5 6 

1958/1959 
Voraussichtliche Weitere Beteiligte: weitere Bundes-
beteiligungen 4) Name (0J0) 

Mill. S 

7 

I (Sub-) 
Beteiligungen 0) 

Schilling 

6) 
7) 

678.500 8) 

9) 

9) 
9) 

678.500**) 

') 5tudiengesellschaft für Atomenergie Ges.· m. b. H. (30.000 5) .. 
'0) Das Gewerkenkapital ist noch nicht feststehend und war in 128 Kuxe 

eingeteilt. Der Wert der einz.elnen Kuxe ist abhängig vom jeweiligen 
Stand des Vermögens der Gewerkschaft. . ' 

") Das Gewerkenkapital ist noch nicht feststehend und war in 100 Kuxe 
eingeteilt. Der Wert der einzelnen Kuxe ist abhängig vom jeweiligen 
Stand des Vermögens der Gewerkschaft. 

z 
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Beilage N 
(Fortsetzung) 

d) Ge seil s c haft end e r Eie k tri z i t ä t s
wirtschaft (BGBI. Nr. 81/1947): 

Osterreichische Elektrizitätswirtschafts-A. G. Wien (Ver
bundgesellschaft) . 

Sondergesellschaften : 
Ennskraftwerke A. G., Linz. 

Osterreichische Donaukraftwerke A. G., Wien 

Osterreichische Draukraftwerke A. G., Klagenfurt . 

Tauernkraftwerke A. G., Salzburg 

Westtiroler Kraftwerke A. G., Innsbruck 

2 3 4 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 

Ofo 2) 
Nominalwert 

Schilling 

100 500,000.000 

50 200,000.000 

55 275,000.000 

59:62 233,919.070 

86'42 741,482.000 

47'5 14,250.000 

Anteil des 
Reinvermögens 3) 

Mill. S 

874'9 

445'9 

220'0 

368'3 

1.382'7 

15'8 

5 

1958/1959 
Voraussichtliche 
weitere Bundes
beteiligungen 4) 

Mill. S 

6 

Weitere Beteiligte: 
Name (%) 

Oberösterreichische Kraft-
werke A.G. (44'40/0). 

Land NO. (2'8 Ofo). 
Land Wien (2'8 Ofo). 
Land Wien (21'25 Ofo). 
Land Burgenland (2·50f0). 
Newag (21'25 Ofo). 
Land Kärnten (5'283 Ofo). 
Land Steiermark (20 Ofo). 
Stadt Wien (0'19 %). 
Land NO. (0'19 Ofo). 
Kärntner Elektizitäts-A. G. 

(39 Mill. S). 
Land Wien. 
Land Salzburg. 
Land Niederösterreich. 
Land Tirol (5 Ofo). 
Osterreichische Elektrizi-
tätswirtschafts A. G. (Ver
bundgesellschaft) (47' 50f0). 

7 

(Sub-) 
Beteiligungen 5) 

Schilling 

8,411.902 6) 

71.520 7) 

91.000 8) 

1,090.300 9) 

2,420.70010) 

Dampfkraftwerk Korneuburg Ges. m. b. H., Wien. . 100 5,000.000 11 

Summe I d) . 1.969,651.070 3.307'6 . 12,085.422 

Summe I. 5.430,934.403 8.434'7*» 805,344.266**) 11 

") Siehe Fußnote ") auf Seite 292. 
1) bis 5): siehe .Fußnoten auf Seite 290. 
6) Osterreichische Baumaschinen-Verleihges. m. b, H., Wien. 

Osterreichische Studiengesellschaft für Atomenergie Ges. m. b. H., 
Wien (150.000 S). 

Studiengesellschaft Donaukraftwerk Klosterneuburg Ges. m. b. H., 
Stetten (50 "!o). 

Studiengesellschaft für Alpenwasserkräfte in Osterreich Ges. m. b. H. 
(Inreralpen), Innsbruck. 

Studiengesellschaft Osttirol Ges. m. b. H., Innsbruck (50 % = 250.000 S). 
Scudiengesellschaft Westtirol Ges. m. b. H., Innsbruck (50 % = 250.000 S). 
Studienkonsortium Bregenzer Ach, Bregenz. 
Westeiroler Kraftwerke AG., Innsbruck (47,5% = 9,500.000 S). 

7) Einkaufsgenossenschaft Osterreichischer Elektrizitätswerke, reg. Gen. 
m. b. H., Wien. 

Lichtgenossensch.ft Wildalpen r. Gen. m. b. H., Wildalpen. 
Osterreichische Scudiengesellschaft für Atomenergie m. b. H" Wien 

(60.000 S). 
8) Osterr. Scudienges. für Atomenergie Ges. m. b. H. (90,000 S). 
9) Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft m. b. H. .Kraftwerk", Klagen

furt (100% = 1,000.000 S). 
'0) Kesselfall-Alpenhaus Ges. m. b~ H., Salzburg (100"/0). 

Osterr. Studienges. für Atomenergie Ges. m. b. H. (90.000 S). 

~ .... 
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Beilage N 
(Fortsetzung) 

11. Sonstige Kapitalsbeteiligungen des Bundes. 

a) A k ti eng e s e 11 s c haft e n : 

A. G. Eisenbahnen von Zeltweg-Wolfsberg und Unter
drauburg-Wöllan i. L., Wien 

"Austria" Tabakwerke A. G., vormals Osterreichische 
Tabakregie, Wien . . .. ....... . 

Dachstein-Fremdenverkehrs A. G., Linz a. d. Donau 

Erste Wiener Hotel-Aktiengesellschaft, Wien . 
Genossenschaftliche Zentralbank A. G., Wien 

Großglodmer-Hochalpenstraße A. G., Salzburg . 

*) und 1) bis '): siehe Fußnoten auf Seite 290. 
6) 989.000 österreichische Kronen. 
7) "Austria" "Einkaufsorganisation der österreichischen Tabakregie Ges. 

m. b. H., Wien (86% = 25,800.000 5). 
.. Austria" Tabakeinläse- und 'Fermentationsgesellschaft der "Austria" 

Tabakwerke A. G., Ges. m. b. H., Wien (100% = 5,000.000 5). 
"Austria" Tabakwaren nach den Vorschriften· der österreich ismen 

Tabakregie Ges. m. b. H., München (88 % = 5,430.000 S). 

2 I ' 3 4 . 5 6 7 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 1958/1959 

Anteil des Voraussidltliche Weitere Beteiligte: I (Sub-) 

%2) 
Nominalwert . Reinvermögens 3) weitere Bundes-

Name (%) 
Beteiligungen 0) 

beteiligungen 4) 

49'45 

100 
78'28 

98'0134 
4'624 

99'86 

Schilling Mil!. S 
----

6) 99 *) 

600,000.000 
22,900.000 

49,006,700 
1,156,000 

95,868.000 

1.160'1 
20'0 

58'0 
4'5 

122'8 

Entnikotinisierungsanstalt August Falk Ges. m. b. H., Wien (100 % = 
50.000 S). . 

Gemeinnütziges Wohnungsunternehmen Riedenhof Ges. m. b. H., Wien 
(100 % = 2,000.000 S). 

Imernation"le Musikfeste A. G. i. L., -5alzburg. 
8) Allgemeine Warenhandels- und Beteiligungsgesellschaft m. b. H., Wien. 

Bausparkasse Gemeinschaft der Freunde Wüstenrot, gemeinnützige 
reg. Gen. m. b. H., Salzburg. 

Mill. S 

Land Kärnten. 
Land Steiermark. 

Land 0 berösterreich (12%). 
Land Steiermark (1'5%). 
Bank für Oberösterreich 

und Salzburg (1'5 Ofo). 
Salzkammergutgemeinden 

(0'4%). 
Osterreichische Brau-AG. 

Genossenschaftliche Zen
tralorganisationen 
.(87'87%). . 

Landes-Hypotheken
anstalten (7'5 %). 

Land Kärnten. 
Land Salzburg .. 

Schilling 

42,322,922 7) 

12,138,473 8) 

Kreditgenossenschaft für Gewerbetreibende in Wien, reg. Gen. m. b. H., 
Wien. 

Salvator' Malzfabriken Ges. m. b. H., Wien. 
Steirisme Bürgschaftsgenossensch.~ft, reg. Gen. m. b. H., Graz. 
Tullner Zuckerfabriks A. G. 

z 
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~ 
Cl 

520 der B
eilagen V

III. G
P - R

egierungsvorlage (gescanntes O
riginal)

573 von 614

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Beilage N 
(Fortsetzung) 

121 3 I 4 1 ' . 5 6 7 
- Stand derBundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 1958/1959 

Internationale Musikfeste A .. G. i. L., Salzburg ... 

Lokalbahn Lambach-Vorchdorf-Eggenberg A, G., 
Lambach , .. , , ............. 

: I Montafonerbahn A. G., Schruns , . 
Oesterreichische Nationalbank A. G., Wien 

"OROP" Handels-Aktiengesellschaft für österreichische 
Rohölprodukte . . . . . . . , . . . . . . . 

Osterreichische HIAG-Werke A. G., Wien-Liesing. , , 

Osterreichische Versicherungs A. G., Wien. . . . . . 
Osterreichische Volksfürsorge (ehern. Allianz und Gisela-

vereine) Lebensversicherungs A. G., Wien. . . , . 

Radio-Austria A. G.,Wien , , . . . , . . 
Sprengstoff-Werke Blumau A. G., Blumau . 
Timmelsjoch-Hochalpenstraßen A. G., Sölden 

Wohnungs-A. G., Linz .. , .. 

*) und 1) bis 5): siehe Fußnoten auf Seite 290. 
*,,) Siehe die Fußnote **) auf Seite 292. 
6) Gargellener Seil/:>ahn Ges. m. b. H., Gargellen. 

Kuranstalt Montafon A. G., Schruns. 
Montafoner Bergbahn Ges. m. b. H., Schruns. 

Summe II a) . 

-
V oraussichdiche (Sub-) 

Nominalwert Anteil des weitere Bundes- Weitere Beteiligte: Beteiligungen 0) 
% 2) I Reinvermögens 3) beteiligungen 4} Name (%) 

Schilling Mil!. S Mil!. S I Schilling 

I 
15 150,000 ") Land Salzburg (7'5%). 

Stadt Salzburg (22%) u. a. 

46'4 8.840") 0'0 - Land 0, O. (rd, 7%) I ,-
Gemeinde Lambach (12'4) 
Brauerei Eggenberg (21'7) I 

300,0(0 6) 11'219 185,000 1'1 I N. O. Landwirtschaftliche 50 75,000,000 524'2 40,350,000 7) 
Genossenschafts-Zentral-
kasse reg. Gen. m. b. H. 

Genossenschaftliche Zen-
tralbank A, G, u, a. 

100 66,000,000 101'4 
0'0 1,000 0'0 Volksaktionäre (28 Ofo) 

Herbert Mayerhoffer (72) 
100 4,000,000 8'7 8) 

95'38 1,716,900 4'7 Versicherungsanstalt der 
Osterr. Bundesländer 

858,932 9) 

A. G. (2'57) 
Münchner Rückversiche-

rungsgesellschaft (1'35) 
Streubesitz (0'7) 

100 5,985,000 11'3 
50 200.000 ") Donau-Chemie A. G. (50) 
60 21,000,000 ,:-} 12'3 Land Tirol (15%). 

24 Gemeinden Tirols (25) 
100 50,000,000 ") 

993,177,539 2,029'1 *") 95,970.327 ,:.*) 

~ , ') Gesellschaft für Revision und treuhändige Verwaitung Ges. m. b. H., 
Wien.' . 

Gesellschaft zum Betriebe der Wohlfahrtseinrichtungen der Oester
reichismen Nationalbank Ges. m. b.R, Wien. 

O} "Gisela" Allgemeine Lebens- und Aussteuerversicherungs A. G., 
München. 

Osterreichisme Industriekredit-A. G., Wien (fast 100% = 40,000.000 5). 

11 

t>:l 
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Bei~age N 
(Fortsetzung) 

b) Ge s e 11 s c haft e n mit be s c h r ä n k t e r 
Haftung: 

Austria .Wochenschau Ges. m. b. H., Wien. 

"Austroplan" österreichische Planungsgesellschaft m. b. H. 
(Austrian Consulting Engineering Office), Wien. 

Bausparkasse "Dein Heim", Ges. m. b. H., Wien 

Bergbaubetriebs-Ges. m. b. H., Wien . . . . . . . . 
Bürgschaftsfonds der Kleingewerbekreditaktion des 

Bundesmini;teriums für Handel und Wiederaufbau, 
Ges. m. b. H., Wien . . . . . . . . . . . . . . 

Flughafen Graz Betriebsgesellschaft Ges. m. b. H., Graz 

Flughafen Linz, Betriebsgesellschaft m. b. H., Linz 

Flughafen Wien Betriebsgesellschaft m. b. H., Wien-
Schwechat 

Gemeinnützige Eisenbahnsiedlungsges. m. b. H., Linz . 
Gemeinnützige Eisenbahnsiedlungsges. m. b. H., Villach . 
Gemeinnützige Industrie-Wohnungs Ges. m. b. H., Linz 
Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft für Bundes-

bedienstete, Ges. m. b. H., Wien . . . 
Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft für die verstaat

lichten Betriebe, Ges. m. b. H., Wien . . . . . . . 
Gemeinnützige Wohnungsges. m. b.H. "Alpine-Montan", 

Leoben/Wien . . . . . • . . . . . . . . . . . 
Gemeinnützige Wohnungsges. rh. b. H. "Barbara", Sankt 

Stefan im Lavanttal . . . . . . . . . . . . . . 
Gemeinnützige Wohnungsges. m. b. H. "Bleiberg", Kla-

genfurt . . . . . . . . . . ..... 
Gemeinnützige Wohnungsges. m. b. H. "Lankowitz", 

Piberstein bei Lankowitz 

*' und 1) bis ö): ·Siehe Fußnoten auf Seite 290. 

2 3 4 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 

Ofo 2) 

52 

55'5 

80 

100 

100 
50 

40 

50 

99'65 
100 
100 

100 

10Q 

100 

100 

100 

100 

Nominalwert 

Schilling 

52.000 'f) 

500.000 

240.000 

10,000.000 

4,712.000 *) 
500.000 

400.000 

865.000 

1,993.000 *) 
2,000.000 
3,000.000 

202,000.000 *) 

2,800.000 'f) 

2,000.000 

700.000 

1,535.000 

500.000 *) 

Anteil des 
Reinvermögens 3) 

Mill. S 

5 

1958/1959 
Voraussichtliche 
weitere Bundes~ 
beteiligungen 4) 

Mit!. S 

0'9 

0'9 

0'2 

0'5 

6 

Weitere Beteiligte: 
Name (%) 

"Kiba", Kinobetriebs-, 
Filmverleih- u. Filmpro
duktionsges m. b. H. (24). 

Sascha-Film (Filmvcrlcih- u. 
Vertriebs) Gcs. m. b: H. 
(24). 

Bundeskammer der ge
werblichen Wirtschaft 
(44'5 Ofo). 

t!sterr. gemeinn. Siedlungs
ges. m. b. H. (20). 

Land Steiermark (25 Ofo). 
Stadtgemeinde Graz (25). 
Land Oberösterreich (30). 
Stadtgemeinde Linz (30). 

Stadt Wien (25 %). 
Land NO (25 %). 

7 

(Sub-) 
Beteiligungen 6) 

Schilling 

2! 

t-:l 
CO 
-;J 
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Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft m. b. H. "Oster
reichische Stickstoffwerke A. G.", Linz . . . . . . 

Gemeinnützige Wohnungsges. m. b. H. "Ranshofen", 
Braunau-Ranshofen . . . . . . . 

Gemeinnützige Wohnungsges. m. b. H. "Salzachkohle", 
Gmunden .........•........ 

Gesellschaft für Ablöselieferungen Ges. m. b. H., Wien . 
Internationales Studentenhaus, gemeinn. Ges. m. b. H., 

Innsbruck 

Kärntner Flughafenbetriebsges. m. b. H., Klagenfurt • 

Kärntner Ziegelwerke Völkermarkt Ges. m. b. H., Klagen-
furt ......•.............• 

KOB, Osterreichische Staatseisenbahnen, Omnibus-
verkehrsgesellschaft m. b. H., Wien . . . 

Kongreß-Veranstaltungsges. m. b. H., Wien 

"Neue Heimat" Gemeinnützige Wohnungs- und 
Siedlungsgesellschaft in Graz, Ges. m. b. H., Graz 

"Neue Heimat" Gemeinnützige Wohnungs- und 
Siedlungsgesellschaft in, Klilgenfurt, Ges. m. b. H., 
Klagenfurt . . _ . . . . . . . . . . . . . . . 

"Neue Heimat" Gemeinnützige Wohnungs- und 
Siedlungsgesellschaft in Linz, Ges. m. b. H., Linz 

"Neue Heimat" Gemeinnützige Wohnungs- und 
Siedlungsgesellschaft in Salzburg, Ges. m. b. H.,.5alzburg 

'"Neue Heimat" Gemeinnützige Wohnungs- und 
Siedlungsgesellschaft in Tirol, Ges: m. b. H., Innsbruck 

"Neue Heimat" Gemeinnützige Wohnungs- und 
SiedlungsgeseIIschaft in Wien, Ges. m. b. H., Wien 

Osterreichische Druckerei-Beteiligungen Gesellschaft m. 
b. H., Innsbruck • • • . . . . . 

Osterreichische Europahaus Ges. m. b. H., Wien 

*) und 1) bis 5): Siebe Fußnoten auf Seite 290. 

2 3 4 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 

üJo 2) 

100 

100 

100 
100 

rd. 10 

60 

100 

100 
85 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 
25 

Nominalwert 

Schilling 

3,000.000 

1,500.000 

2,500.000 
100.000 

150.000 

300.000 

1,700.000 
85.000 

2,000.000 

3,000.000 

4,000.000 

2,000.000 

9,000.000 

4,000.000 

3,000.000 
250.000 

Anteil des 
Reinvermögens 3) 

Mill. S 

1'1 

47'1 

35'6 

163'1 

34'6 

313'9 

44'8 

5 

1958/1959 
Voraussichtliche 
weitere Bundes-
beteiligungen 4) 

Mill. S 

0'6 

0'9 

0'5 

6) "Wagner'sme Univ.-Bumdrutkerei" Buchroitbner & Co., OHG. 

t-!l 
6 ' 7 11 

tC 
00 

Weitere Beteiligte: 
(Sub-) 

Beteiligungen 0) 
Name (0/0) 

Schilling 

Land Tirol, Vorarlberg und 
Salzburg. Stadt Innsbruck. 

Land Kärnten (20 üJo). 
Stadtgemeinde Klagenfurt 
(20 üJo). 

11 
z 

• Osterr. Creditinstitut A. G. 
(14%). 

3,000.000 6) 
Osterr. Jungarbeiter-
Bewegung (25 üJo). 
Gesellschaft zur Förderung 
wissenschaftlich er 
Forschung (25 üJo). 
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Osterreichische gemeinnützige Siedlungsgesellschaft m. 
b. H., Wien .......... . 

Osterreichische Industrie- und Bergbauverwaltungs-Ges. 
m. b. H., .Wien . . . . . . . . . . . . . . . 

"Osterreichischer Exportfonds" Ges. m. b. H., Wien . 
"Osterreichischer Rundfunk" Gesellschaft m. b. H., Wien 

Osterreichische Sprengmittel-Vertriebs-Ges. m. b, H., Wien 
Osterreichische Studiengesellschaft für Atomenergie Ges. 

m. b. H., Wien . . . . . . • . . . . . . . 
Osterreichisches Verkehrsbüro, Ges. m. b. H., Wien 

2 3 4 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 

Ofo 2) 

fast 100 

100 
100 

97'32 7) 

100 

50'48 
76'96 

40 

50 

100 
40 

100 

Nominalwert 

Schilling 

1,000.000 ,:.) 

1,000.000 *) 
50.000"') 

50,000.000 *) 

1,000.000 ") 

3,150.000 *) 
1,200.000 

4,800.000 

750.000 

1,000.000 *) 
400.000 

3,000.000 

337,7, 

Anteil des 
Reinvermögens 3) 

Mill. S 

0'05 

3'1 

5 

1958/1959 
Voraussichtliche I 
weitere Bundes-
beteiligungen 4) 

Mill. S 

30'0 

6 

Weitere Beteiligte: 
Name (Ofo) 

Bundesländer: 
Burgenland (0'12 üfo). 
Kärnten (0'24). 
Niederösterreich (0'49). 
Oberösterreich (0'37 üfo). 
Salzburg (0'12 üfo). 
Steiermark (0'37 Ofo). 
Tirol (0'12 üfo). 
Vbg. (0'12). Wien (0'73). 

DDSG (1'92%). 
Alle 9 Bundesländer mit je 

1·920f0. . 
DOSAG A. G. (1'92%). 
Internat.Eisenbahn-,Schlaf

wagen u. Große Expreß
züge Ges., A. G. (1'92 Ofo). 

Land Salzburg (16'25 üfo). 
Land 00. (38'75). 

Land und Stadt Salzburg 
(je 25). 

Land Tirol (30). Stadt 
Innsbruck (30). 

'7 

(Sub-) 
Beteiligungen 0) 

Schilling 

60.000 9) 

60.000 6) 

3,058.?50 8) 

7) österreichische Studiengesellschaft für Atomenergie Ges. m. b. H., Wien (rd. 1 "10 = 60.000 5). *) und 1) bis 5): Siehe Fußnoten auf Seite 290 .. 
"*) Siehe die Fußnote **) auf Seite 292. 

6) Einschließlich der weiteren Kapitalseinzahlung von 30 Millionen Schilling im 'Jahre 1958. 
8) Osterreichische Verkehrswerbungsgesellschaft m. b. H., Wien (100 % = 50.000 S.) 
') Bausparkasse "Dein Heim", Ges. m. b. H. (20"10). 

2: 

tI:I 
~ 
<:0 
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Beilage N 
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2 I 3 I 4 
- ------ , -/I 5 (, 7 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 1958/1959 

c) Genossenschaften mit beschränkter 
Haftung: 6) 

Bausparkasse Gemeinschaft der Freunde Wüstenrot, 
gemeinn. reg. Geri. m. b. H., Salzburg . 

Braunviehzuchtgenossenschaft Graz, reg. gen. m. b. H., 
Graz .................... . 

Braunviehzucht- und Absatzgenossenschaft für den Ge
richtsbezirk St. Pölten, reg. Gen. m. b. H., St. Pölten . 

Elektrizitätswerk Gampelün und Umgebung, reg. Gen. 
m. b. H., Frastanz . . . . . . . , . . . . . . . 

Fleckviehzucht- uhd Absatzgenossenschaft für den Ge
richtsbezirk Neunkirchen, reg. Gen. m. b. H., Neun-
kirchen .................... : 

1 
i 7) 

j 

Ofo 2) I 
Nominalwert 

Schilling 

37'6 500.000 

440 

90 

120 

25 

I Anreü." 
Voraussichtliche 
weitere Bundes-Reinvermögens 3) beteiligungen 4) 

Mill. S . Mill.S 

4'4 

, 

, 

W eitere B~teiligte: 
Name (Ofo) 

Osterreichische Finanzin
stitute(510.000S: Genossen

schaftliche Zentralbank 
A. G., Osterreichisches 

Creditinstitut, A. G. u. a.). 

I 

(Sub-) 
B.eteiligungen 5) 

Schilling 

236.501 8) 

Gemeinnützige Allgemeine Bau-, Wohn- und Siedlungs-
genossenschaft, reg. Gen. m. b. H., Wien ; . . . . . 1 25 

Landwirtegenossenschaft Voitsberg, reg. Ge~. m. b. H." 

70.000 , 

Voitsberg .......... ' ........ '. 
Landwirtschaftliche Gemüse- und Obstverwertungsge

nossenschaft für Wien und Umgebung, reg. Gen. m. 
b. H., Wien· ................ . 

Landwirtschaftliche Genossenschaft für Bruck a. d. 1. 
und Umgebung, reg, Gen. m. b. H., Bruck a. d. 1. . 

Landwirtschaftliche Genossenschaft in Ebreidlsdorf, reg. li 7) 
Gen. m. b. H., Ebreichsdorf . . . . . . . . . , 

Landwirtschaftliche Genossenschaft Guntramsdorf, 
reg. Gen. m. b. H., Wien-Guntramsdorf . .. 

Landwirtschaftliche Genoss'enschaft in Loosdorf, reg. 
Gen. m. b. H., Loosdotf . 

Landwirtschaftliche Gendssenschaft Pöchlarn, reg. Gen. 
m. b. H., Pöchlarn .0 •••••••••••••• I) 

*) und 1) bis '): siehe Fußnoten auf Seite 290. 
6) In der Regel geringfügige Beteiligungen der im Eigen

tum der Republik Osterreich stehenden landwirtsdlaftlkhen Betriebe 
im Bereiche des Bundesministeriums für Justiz und des Bundes
ministeriums für Land- und Forstwirtsdlaft. 

200 

100 , 

8.000 , 

1.500 , 

3.400 , 

1.200 , 

200 

') Die Höhe der Beteiligung ändert sich ofqnaJs, da die 
Anzahl der von den einzelnen Genossensdlaften zu erwerbenden 
Anteile in vielen Fällen von der naturgemäß Sdlwankungen unter
liegenden jeweiligen Ertragslage der Genossenschaft abhängig ist. 

8) Zentralkasse der Volksbanken Osterreidts (50.000 5). 
Osterreidlische Siedlungsgemeinsdlaft .Bausparerheint", Gen. m. b. H. 
(186.500 5). 

~ 
0 
0 

z 
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Beilage N 
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2 3 4 5 6 7 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 1958/1959 

. Landwirtschaftliche Genossenschaft St. Leonhard a. F.- 1'1 
Wieselburg a. d. Erlauf, reg. Gen. m. b. H., 
St. Leonhard a. F.. . . . . . . . . . . . . ". 

Landwirtschaftliche Genossenschaft Steinakirchen-Purg
stall, reg. Gen. m. b. H., Steinakirchen. . 

Landwirtschaftliche Lagerhausgenossenschaft Enns-
St Florian, reg. Gen. m. b. H., Enns . 

Landwirtschaftliche Lagerhausgenossenschaft in Holla
brunn, reg. Gen. m. b. H., Hollabrunn 

Landwirtschaftliche Lagerhausgenossenschaft für Neun
kirchen und Umgebung, reg. Gen. m. b. H., Neun-
kirchen .............. . 

Landwirtschaftliche Lagerhausgenossenschaft Steyr, reg. 
Gen. m. b. H., Garsten 

Landwirtschaftliche Lagerhausgenossenschaft für Wiener 
Neustadt und Umgebung, reg. Gen. m. b. H., Wiener 
Neustadt .................. . 

Landwirtschaftliche Obst- und Gemüseverwertungsge
nossenschaft Pöchlarn urid Umgebung, reg. Gen. m. 
b. H., Pöchlarn . . . . . . . . . . . . 

Lichtgenossenschaft St. Jakob i. Defereggen, reg. Gen. 
m. b. H., St. Jakob . . . 

Milchgenossenschaft für das Kleine Erlauftal, reg. Gen. 
m. b. H., W olfpassing 

Milchgenossenschaft Göllersdorf, reg. Gen. m. b. H., 
Göllersdod 

Milchgenossenschaft für Schwarzau und Breitenau. 
Milchgenossenschaft Urschendorf am Steinfeld . . 
Molkereigenossenschaft für Baden und Umgebung, reg. 

Gen. m. b. H., Baden . . . . . . . . 
Molkereigenossenschaft Eferding, reg. Gen. m. b. H., 

Eferding ..... . 
MolkereigenossenschaftEnns-St. Florian, reg. Gen. m. b: H., 

Enns. 

*) und ') bis ö): siehe Fußnoten auf Seite 290. 

} 6) 

Anteil der Voraussichtliche Weitere Beteiligte: 
(Sub-) 

Nominalwert weitere Bundes- Beteiligungen 0) 
0J0 2) Reinvermögens 3) beteiligungen 4) Name (%) 

Schilling Mill. S Mill. S l-------s;hilling 

5.000 

500 

2.163 

4.740 

800 

140 

7.500 

100 

7.120 

650 

120 
200 

20 

500 

1.800 

4.400 

"l Die Höhe der Beteiligung ändert sim oftmals, da die Anteile in vielen Fällen von der naturgemäß Schwankungen unter-
Anzahl der von den einzelnen Genossenschaften zu erwerbenden' liegenden. jeweiligen Ertrag,lage der Genossenschaft abhängig ist. 

:: 

z 

~ 
o 
~ 
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Molkereigenossenschaft Erlauf, reg. Gen. m. b. H., Erlauf 
Molkereigenossenschaft Hollabrunn, reg. Gen. m. b. H., 

Hollabrunn •... " .•....•..•... 
Molkereigenossenschaft Mank, reg. Gen. m. b. H., Mank . 
Molkereigenossenschaft Marienkirchen bei Schärding/Inn, 

reg. Gen. m. b. H., St. Marienkirchen . . . 
Molkereigenossenschaft Sonnberg, Gen. m. b. H., Sonn-

berg .................... . 
Molkereigenossenschaft für St. Pölten und Umgebung, 

reg. Gen. m. b. H., St. Pölten 
Molkereigenossenschaft in Wiener Neustadt, reg. Gen. 

m. b. H., Wiener Neustadt .......... . 
Molkereigenossenschaft Wolfpassing, reg. Gen. m. b. H., 

Wolfpassing .•............. 

2 3 4' 

Stand der Bundesbeteiligu ng am 31. Dezem ber 1957 1) 

Ofo 2) 
Nominalwert 

Schilling 

3.000 

100 
3.800 

100 

10 

600 

500 

600 , 

Anteil der 
Reinvermögens 3) 

Mil1.s 

Oberösterreichische Rübenbauerngenossenschaft, reg. 
Gen. m. b. H., Linz a. d. D.. . , . . .. .. li 6)' 137 " 

Osterreichische Genossenschaft des landwirtschaftlichen 
Erwerbsblumenbaues, reg. Gen. m. b. H., Wien . 

Osterr\!ichische Saatbaugenossenschaft, reg. Gen. m. b. H., 
Wien 

Pferdezuchtgenossenschaft für den Gerichtsbezirk Her
zogenburg, reg. Gen. m. b. H., Herzogenburg 

Pferdezuchtgenossenschaft Kainachtal 
Rübenbauernbuncl für Niederösterreich und Wien, reg. 

Gen. m. b. H., Wien . . . . . . . . . . . . . 
St. Pöltner Sägespäne- und Holzabfallverwertungsge

nossenschaft, reg. Gen. m. b. H., Sankt Pölten ',' 
Tiroler Sennereiverband, reg. Gen. m. b. H., Innsbruck . 
Verband der niederösterreichischen Schweinezüchter zur 

Förderung der Schweinezucht und des Schweineabsatzes, 
reg. Gen. m. b. H., Wien 

") und 1) bis 5): siehe Fußnoten auf Seite 290. 

100 

2.000 

10 
50 

11.182 

5.000 
1.000 

290 

G) Die Höhe der Beteiligung ändert sich oftmals, da die 
Anzahl der von den einzelnen Genossenschaften zu erwerbenden 

5 

1958/1959 
Voraussichtliche 
weitere Bundes
beteiligungen 4) 

Mill.S 

6 

Weitere Beteiligte: 
Name (Ofo) 

7 

(Sub-) 
Beteiligungen 5) 

Schilling 

Anteile in vielen Fällen von der naturgemäß Schwankungen unter
liegenden jeweiligen Ertragslage der Genossenschaft abhängig ist. 

"" o 
~ 

z 
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Beilage N 
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2 3 4 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 

5 6 7 

1958/1959 

0J0 2) 
Nominalwert Anteil des 

Reinvermögens 3) 

Vora ussichtliche 
weitere Bundes
beteiligungen 4) 

Weitere Beteiligte: 
Name (üfo) 

(Sub-) 
Beteiligungen 5) 

Verband landwirtschaftlicher Geflügelzüchter in Nieder_j 
österreich und Wien, reg.' Gen. m. b. H., Wien. . 

Verband niederösterreichischer Braunviehzüchter zur 
Förderung der Rinderzucht und des Rinderabsatzes, 6) 
reg. Gen. m. b. H., Wien . . . . . . 

Voitsberg ...... . 

Schilling Mill.S 

30 

450 
Voitsberg-Köflacher "Milchring", reg. Gen. m. b. H., J 

Wiener Molkerei, reg. Gen. m. b. H., Wien I~' ______________ _ 
7.242 

11.200 

Summe II c) . 
11------

668.429 4'4**) 

d) Ei nzelfirmen: 

Großdruckerei und Verlagsunternehmen Waldheim
Eberle Nfg. Wien 

e) Dem Bunde anheimgefallene Anteils-
r e c h t e a nUn t ern e h m u n gen: 8) 

A. G. Dynamit Nobel, Wien 
Alpine Chemische A. G., Kufstein 
Anglo Elementar Versicherungs A. G. (früher Allgemeine 

Elementarversicherung, Wien) . . . . . . . . . . 
"Ariadne", Draht- und Kabelwerke' A. G., Wien. 
Austria Vereinigte Emaillierwerke, Lampen- und Metall-

warenfabriken A. G., Wien 
Bahnb~darf A. ß., Wien 
Bau-A. G. "Negrelli", Wien. 
Brüder Reininghaus Brauerei-Aktiengesellschaft, Graz

Eggenberg 
Chemosan Union A. G., Wien . 
Der Anker, 'Allgemeine Versicherungs· A. G., Wien 

") und ') bis "): siehe Fußnoten auf Seite 290. 
*") Sieh~ die Fußnote **) auf Seite 292. 

6) Die Höhe der Beteiligung ändert sich oftmals, da die 
Anzahl der von den einze1nen Genossenschaften zu erwerbenden 
Anteile in' vielen Fällen von der naturgemäß Sdtwankungen 
unterliegenden jeweiligen Ertragslage der Genossenschaft abhängig ist. 

7) Das Reinvermögen betrug am 1. 1. 1957 34,744.883 S. 

100 

100 
99'5 

12'015 
99'995 

0'04 
100 
100 

0'2 
99'68 
92'4 

32,000.000 
19,888.000 

3,604.500 
1,599.100 

7) 

15.200 
500.000 

3,000.000") 

119.700 
8,381.880 
5,544.000 

34'7 

88'1 
16'8 

7'9 
18'2 

0'0 
1'1 

59'0 

0'4 
11'2 

7'2 

8) Die auf Grund des Staatsvertrages auf den Bund über-' 
gegangenen Beteiligungen sind zur Veräußerung bestimmt. Unab
hängig davon werden sie hier bis zur Veräußerung nachg~wiesen 
werden, sobald feststeht, daß Eigentumsansprüche dritter Personen 
an der auf den Bund übergegangenen Beteiligung nicht vorhanden 
sind. Die Vereinnahmung der Veräußerungserlöse erfolgt; im 
Bundeshaushalt bei Kapitel 18 Titel 23. 

" 

Mill. S 

Comercial Union 
Assurance Co. Ltd. London 

Schilling 

236.501 *,,) 

2,379.5009) 

1.000 

Im Bunde,besitZ befindliche Aktien, die "Non-valeur"
Werte darstellen, werden hier nicht aufgezeigt. 

. 9) "Pyrochemie" Studien- und Patentverwcrtungs-Ges. m. 
b. H. Wien. . 

Gemeinnützige Siedlungs-Ges. m. b. H. St. Lambrecht u. a. 

z 

CA:! 
o 
CA:! 
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!l 

Beilage N 
(Fortsetzung) 

I I I I I 11 

~ 

1 2 3 4 5 6 7 0 
-- ~ 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 1958/1959 

• I 

I 
Anteil des Voraussichtliche Weitere Beteiligte: 

I (Sub-) 
Nominalwert weitere Bundes- Beteiligungen 5) 

Ofo 2) Reinvermögens 3) beteiligungen 4) 
Name (Ofo) 

Schilling , Mill. S Mill. S I Schilling 
! I Stadt Wels (51'34). I Elektrizitätswerk Wels A. G., Wels ..•.•...• I 16'005 6,402.100 18.886 

Osterr. Industriekredit A. G. 
(27'32 Ofo). 

Elektro-Bau A. G., Linz ............ ·1 59'255 4,266.400 13'2 Oberösterr. Kraftwerke 15.975 
A. G. (12) 

Linzer Elektrizitäts- u: 
Straßenbahn A. G. (12) 

Erste österreichische Glanzstoff-Fabrik A. G., Wien . . I O·O~ 17.500 0'1 
Gemeinnützige Allgemeine Bau~, Wohn- und Siedlungs-

gen. m. b. H ....•. ',' ........ 
Gemeinnützige Baugesellschaft "Bayern" m. b. H .. 
Gewerbe- und Handelsbank A. G., Wien ... 91'2 2,280.000- 11'0 

Gösser Brauerei-A. G., Leoben-Göss ..... 0'000 100 0'0 

"Heimat" Allgemeine Versicherungs A. G., Wien 40 1,200.000 2'1 "La Paix" Compagnie 
d' Assurances et de 
Re'assurances, Paris (60). 11 Z 

Hirtenberger Patronen-, Zündhütchen- und Metallwaren-I 
fabrik A.G., Hirtenberg . . . . . . . . . . . . 17'053 955.000 Creditanstalt-Bankverein 

u. a. 

Hutter & Schrantz A. G., Wien . . . . . . . . ·1 0'017 7.000 0'0 Creditanstalt-Bankverein 
u. a. 

Leipnik-Lundenburger Zuckerfabriks A. G., Wien. : I rd.0·3 373.800 0'5 
Oberösterreichische Kraft-' 

16,406.873 

Linzer Elektrizitäts- und Straßenbahn A. G .. -. . 25'21 15,756.000 57'8 16,865.683 
werke A. G. (ca. 27'57). 

Stadtgemeinde Linz (6'14). 
Land Oberösterreich (0'6). 

Neusiedler A. G. für Papierfabriken, Wien .. , 0'005 4.000 I 0'0 

Osterreichische Automobil-Fabriks A. G.. .- .. 67'125 2,685.000 *) 22'6 

Osterreichische Brau A. G., Linz a. d. D. 0'003 MOa 0'0 1 Land Oberösterreidt u. a. 

"Panther:" Brot- Teig", und Süßwarenfabriken A. G., 
Wien . . . . . . . . . . . ., 3 300.000 

Perlmooser Zementwerke A. G ........... 0'008 15.800 0'0 , Osterreic:hische Länderbank 
u. a. 

Pohlig Seilbahnen- und Förderanlagen A. G., Wien : I 100 500.000 1'9 

Rotax-Werke A. G., Wels . . . . . . . . 100 18,000.000 24'6 

., und ') bis '): siehe Fußnoten auf Seite 290. 
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Beilage N 
(Fortsatzung) 

1 

Salzburger Kredit- und Wechselbank A. G., Salzburg 
Schnellpressenfabrik König & Bauer A. G., Mödling 
Schrauben- und Schmiedewarenfabriks A. G., Brevillier 

u. Co. u. A. Urban u. Söhne, Wien ... . . 
"Solo" Zündwaren- und Chemische Fabriken A. G., Linz 
Steirische Magnesit-Industrie A. G., Wien 
Steyr-Daimler-Puch A. G., Steyr . .. 
Steyrermühl Papierfabriks A. G., Wien . .. . " 
Union-Baumaterialien-Gesellschaft, Wien. '. .. 
Veitscher Magnesitwerke-Aktien-Gesellschaft, Wien 

• 
I 

*) Jod 1) bis 5): siehe Fußoten auf Seite 290, 

2 1 3 -I 4 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 19571) 

Anteil des Nominalwert 
Ofo 2) Reinvermögens~) 

S<:hilling Mill. S 

99'14 5,948.700 9'5 
63'214 6,321.400 S'3 

0'025 16.500 0'0 
0'01 3.400 0'0 
0'005 1.300 0'0, 
0'094, 302.000 1'3 

0'002 1.200 0'0 
0'01 " SOO 0'0 
0''000 1.600 0'0 

. 

. 

5 

1958/1959 
Voraussichtliche 
weitere Bundes-
beteiligungen 4) 

Mill.S 

-

-
-
-
-
-

-
-

" 

6 

Weitere Beteiligte: 
Name (010) 

. 

Creditanstalt-Bankverein 
(51), Land 00. u. a. 

; , 

7 

(Sub-) 
Beteiligungen ö) 

Schilling 

1,641.359 

I 

I 

I 

z 

~ o 
C)l 
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>-

Beilage N 
(Fortsetzung) 

1 

Wiener Allianz Versicherungs-A. G., Wien. 

Wiener Messe A. G., Wien . ...... 

Wiener Rückversicherungs-Gesellschaft, Wien . 

· .. 
· . 

· . 
Z~ulose- und Papierfabriken Brigl & Bergmeister A. G., 

Niklasdorf . " . . . . . 0 0 • • • • • ; • • • 

Summe II e) . 

Summe II. 

Inländische Unterl).ehmungen (Summe),. 

Ausländische Unternehmungen. 
a) Aktiengesellschaften: 

Donaukraftwerk Jochenstein A. G., Passau 6) • .' . 
Osterreichisch-Bayrische Kraftwerke A. Go, Simbach 8) . 

Summe a) 0 

b) Kapitalseinzahl u nge n an in ter na tion ale 
wirtschaftliche Organisationen: . 

Internationale Bank für Wiederaufbau und Wirt~chafts-
förderung, Washington . 

Internationale Finanzkorporation, Paris .. 
• 0 • 

Internationaler Währungsfonds, Washington 

Summe b) 0 

2 I 3 I 4 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 

Anteil des Nominalwert 
Ofo 2) Reinvermögens 3) 

, 
Schilling Mill. S 

2'86 114.000 , 
0'04 250 0'0 

76 3,037.000 56'2 

0'000 100 0'0 

143,168.330 419'0 ""') 

1.474,746.298 1.130'55 "*) 

6:905,680.701 11.565'25 "*) 

50 1} f---B-25,66();OO(T - 1-yä.5g~-

50 9) 123,800.000 543'4 

348,800.000 ' 1.128'4, 

0'55 10) 260,000.000 

0'6029 11) 14,404.000 

0'57 10) 1.300,000.000 

1.574,404.000 

5 6 7 

1958/1959 
Voraussichtliche Weitere Beteiligte: 

(Sub-) 
weitere Bundes- Beteiligungen 5) 
beteiligungen 4) Name (Ofo) 

Mill.S Schilling 

- Stadt Wien (57010). 
Creditanstalt-Bankverein 
(32'5010) u. a. 

- 125.000 

I 

37,454.276 **) 

34'5 139,839.454 " .•. ) 

34'5 945,181.720 »>') 

------
Rhein-Main-Donau A. G. 

München (50 Ofo). 

- Freistaat Bayern 25 0/'0). 
Innwerk A. G., Töging) 
(25 Ofo). 

-

-

**) Siehe die Fußnote **), auf Seite 292. 6) Mit österreidllscher Zweigniederlassung in Sd>ärding. 8) Mit österreichischer ZweigniederlasSung in Braunau. '0) Quotenantei! je 50 Millionen US-Dollar. 
') bis 5): Siehe Fußnoten auf Seite 290. 9) Quotenantei! Nominale DM 20,000.000. 7) Quotenantei! Nominale DM 37,500,000. 11) Quotenantei! 554.000 US-Dollar. 

I 
CI:! 
o 
0:. 

z 
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Beilage N 
(Fortsetzung) 

1 

e) Sonstige Gesells eh afte n: 

"Eurofima", Europäische Gesellschaft für die Finanzierung 
von Eisenbahnmaterial, Basel . . . .. .... 

1) bis 5): Siehe Fußnoten auf Seite 290. 
6) Quotenanteil Nominale sfrs, 100,000. 

2 I 3 I 4 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 

Anteil des Nominalwert 
%2) Reinvermögens 3) 

Schilling Mill.S 

0'2 6) 609.161 

. 

5 

1958/1959 
Voraussichtliche 
weitere Bundes-
beteiligungen 4) 

Mill.S 

-

,6 

Weitere Beteiligte: 
Name (%) 

-
Deutsche Bundesbahn 

(26%). 
Nationalgesellschaft der 
französischen Eisenbah-
nen (26%). 
Italienische Staatseisenbah-
nen (14%)., 
Nationalgesellschaft der 
Belgischen Eisenbahnen 
(11 %), 
Schweizerische Bundes-
bahnen (8 %). 
Niederländische Eisenbah-
nen (6%). , 
Schwedische Staatsbahnen 
(2%). 
Nationalverwaltung der 
Spanischen Eisenbahnen 
(2%). 
Nationalgesellschaft der 
Luxemburgischen Eisen-
bahnen (2%). 
Jugoslawische Eisenbah-
nen (2%). 
Portugiesische Eisenbahn-
gesellschaft (0'4%). 
Dänische Staatsbahnen 
(0'2%). 
Norwegische Staats. 
bahnen (0'2%).-

7 

(Sub-) 
Beteiligungen 5) 

Schilling 

z 

~ 
o 
~ 
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i 

Beilage N 
(Fortsetzung) 

---

1 

Europäische Gesellschaft für die chemische Entwicklung 
bestrahlter Brennstoffe (Eurochemic) . . . . . . • 

, 

Summe c) . 

Ausländische Unternehmungen (Summe) . 

In- und ausländische Unternehmungen (Summe) . 

2 I 3 ' I 4, 

Stand der Bundesbeteiligung am 31. Dezember 1957 1) 

Anteil des N ominal ~ert Ofo 2) Reinvermögens 3) 

Schilling Mill.S 

5 6) 26,000.000 

. 
26,609.161 

1;949,813.161 1.128'4 *:-) 

8.855,293.862 12.693'65 "") 

''*) Siehe die Fußnote ''*) auf Seite 292. 
') bis 5): Siehe Fußnoten auf Seite 290, 

8) Außerdem sind in den Bundesvoranschlägen für Beteiligungen vorgesehen: 

6) Quotenanteil Nominale 1,000,000 US-Dollar, Für ·.die ElektrizitätsWirtschaft. , , , . • , , , , • ' , , , • , . . 
') Reg, = Regierung, . Für übrige Beteiligungen,., , , , , , , , , , , , , , , , , . , , 

Quotenanteil der Republik österreich bei der Internationalen Bank für 
Wiederaufbau und Wirtschaftsförderung sowie beim Internationalen 
Währungsfonds , , , " , , , , , , , , , , , , , " , , , , 

Zusammen. 

------

5 6 

1958/1959 
Voraussichtliche Weitere Beteiligte: weitere Bundes-
beteiligungen 4) Name (Ofo) 

Mill. S 

7) , 

Deutsche Reg. (17"0 010). 
Französisches Atomenergie-

kommissariat (17'0010). 
Belgische Reg. (11'0 010). 
Italienisches N ational-

komitee für Kern-
forschung. (11'0 010). 

Schwedische Atomenergie 
A.G. (8'0 Ofo). 

Holländische Reg.' (7'5 Ofo). 
Schweizer Reg. (7'5 Ofo). 
Dänische Reg. (5'5 Ofo). 
Norwegische Reg. (5'0 Ofo). 
Türkische Reg. (4'0 Ofo). 
Portugiesische Kernenergie-

Kommission (1'5 Ofo). 

34'5 8) 

BVA,I958 BVA,I959 
Millionen Schilling 

196'300 -
9'513 40'388 

43'000 43'100 
248'813 83'488 

Eine Auf teilung dieser Beträge auf die einzelnen Gesellschaften ist im Zeitpunkt der Budgeterstellunl: nicht möglich, 

7 

(Sub-) 
Beteiligungen 5) 

Schilling 

945,183.720 *'). 

Summe 

196'300 
49'901 

86'100 
332'301 

~ 
o 
00 

z 
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Zu 520 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des 
Nationalrates (VIII. GP.) 

13.377 58 

Anlage V zum Bundesfinanzgesetz für .1959 

Systemisierungsplan 
der Kraftfahrzeuge des Bundes . 

für das Jahr 1959 

Wien 1959 
Österreidtisdte Staatsdruckerei 
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J. Allgemeiner Teil 

ß. Besonderer Teil: 

Inhalt. 

A. Verzeichnis der systemisierten Fahrzeuge (Zusammenfassung) 

B. Anmerkungen zum Verzeichnis der systemisierten Kraftfahrzeuge 

/ 

" 

Seite 
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. 5-14 

.15-27 
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I. Allgemeiner Teil. 
1. (1) Der Systemisierungsplan der Kraftfahr

zeuge des Bundes setzt die Anzahl und Kategorie 
der im Bereiche der Bundesverwaltung im Jahre 
1959 zur Verwendung zugelassenen Kraftfahr
zeuge fest. 

(2) Die Kraftfahrzeuge der Heeresverwaltung 
und des stehenden Heeres sind in den Systemi
sierungsplan nicht einbezogen. 

(3) Weiters sind im Systemisierungsplan jene 
Kraftfahrzeuge des Bundes nicht enthalten, die 
bundesfremden Stellen zur Verfügung gestellt 
sind und deren Aufwand von diesen Stellen ge
tragen wird. In den Anmerkungen zum Verzeich
nis der systemisierten Kraftfahrzeuge sind aber 
diese bundeseigenen Fahrzeuge dargestellt. 

2. Vorhandene Fahrzeuge eines Verwaltungs
bereiches, die über den im Systemisierungsplan 
vorgesehenen Stand hinausgehen, sind sofort still
zulegen. 

3. Aus dem Vorjahr vorhandene Personen
kraftwageiI der Kategorie I, die nicht der Kate
gorie der vorgesehenen Fahrzeuge des Systemi
sierungsplanes entsprechen, weil bei der Erstel
lung des Systemisierungsplanes für das Jahr 1959 
Personenkraftwagen der Kategorie I in solche 
der Kategorie 0 umgewandelt' wurden, können 
auch noch im Jahre 1959 im gleichen Verwal
tungsbereich weiterverwendet werden. 

4. Bei vorübergehendem Bedarf eines Kraft
fahrzeuges bei einer Dienststelle oder an Stelle 
eines nicht einsatzfähigen Fahrzeuges kann ein 
systemisiertes Kraftfahrzeug statt bei der im 
Systemisierungsplan vorgesehenen Stelle bei einer 
anderen Dienststelle eingesetzt werden. 

5. Tritt im Laufe des Jahres 1959 ein un
abwendbarer Mehrbedarf bezüglich eines Kraft
fahrzeuges bei einer Dienststelle des Bundes auf, 
so kann mit Zustimmung des Bundesministeriums 
für Finanzen, wenn ein systemisiertes Kraftfahr
zeug einer anderen Dienststelle des gleichen 
oder auch anderen Ressortbereiches für die rest
liche Zeit des laufenden Verwaltungsjahres nicht 
zur Verfügung gestellt werden kann, ein gegen
über dem Systemisierungsplan zusätzliches Kraft
fahrzeug in Dienst gestellt werden, sofern seitens 
des betreffenden Ressorts die finanzielle Be-

Systemisierungsplan 1958 

deckung der Anschaffung und des Betriebes des 
Kraftfahrzeuges sichergestellt wird. Das Bundes
ministerium für Finanzen hat über die Zulassung 
zusätzlicher Kraftfahrzeuge dem Nationalrat zu
mindest einmal im Jahre zu berichten. 

6. (1) An Stelle eines systcmisierten Fahrzeuges 
kann ein Fahrzeug einer nie d r i ger e n Ka
tegorie gehalten werden. Als Reihenfolge der Ka
tegorien gilt: 

1. Personenkraftwagen 
2. 
3. " 

" 

Kategorie II1, 

" II, 

" 
I, 

4. " ,,0, 
5. Fahrzeuge für betriebliche Zwecke, 
6. Krafträder über 125 ccm mit Beiwagen, 
7. Krafträder über 125 ccm ohne Beiwagen, 
8. Krafträder bis einschließlich 125 ccm, 

oder 
1. Lastkraftwagen, 
2. Spezialfahrzeuge. 

(2) Zu den "Personenkraftwagen Kategorie III" 
zählen die Dienstkraftwagen für den Bundes
präsidenten, die Präsidenten des Nationalrates, 
den Vorsitzenden des Bundesrates, den Präsi
denten des Rechnungshofes, die Mitglieder der 
Bundesregierung einschließlich der Staatssekre
täre und die Landeshauptmä~ne~. 

(3) "Personenkraftwagen Kategorie II" sind 
solche Fahrzeuge, die auch repräsentative Zwecke 
der Bundesverwaltung zu erfüllen haben. 

(4) Die Dienstkraftwagen der Bundesverwal
tung werden je nach Fassungsvermögen als "Per
sonenkraftwagen Kategorie I" oder als "Per
sonenkraftwagen Kategorie 0 (Kleinstwagen)" 
bezeichnet. . 

(5) Zu den "Fahrzeugen für betriebliche 
Zwecke" sind folgende Kraftfahrzeuge zu zählen: 

a) Kombinationskraftwagen laut § 2 Abs. 1 
Z. 1 lit. b des Kraftfahrgesetzes 1955, BGBL 
Nr. 223, das sind mehrspurige Kraftfahr
zeuge, die zur wahlweisen Beförderung von 
Personen oder Gütern eingerichtet sind; 

b) Kleinlastkraftwagen bis zu einer Nutzlast 
von einschließlich 1000 kg; 

2 
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c) Personenkraftwagen, die für betriebliche 
Zwecke dienen und als' solche gekennzeich
net sind, wobei aber Streifen(Patrouillen)
wagen auf Grund ihrer Sonderausstattung 
nicht einer zusätzlichen Ke~nzeichnung be
dürfen. 

(6) "Krafträder mit Beiwagen" werden aus Ge
sundheitsgründen nur mehr in den Bereichen der 
Verwaltung benützt, in denen die Erfüllung der 
jeweiligen Verwaltungsaufgaben durch den Ein
satz von Personenkraftwagen nicht gewährleistet 
wäre. Lastenroller sind ohne Rücksicht auf ihr 
f:Iubvolumen bei dies,er Kategorie zu systemi
steren. 

wagen, Elektrokarren), zum Straßenverkehr ge
eignet und für den Transport von Personen und 
Gütern zugelassen sind, ferner Omnibusse und 
Zugmaschinen verschiedener Art (Traktoren, 
Radschlepper usw.). Hingegen sind reine Ma
schinen, die allerdings für den Selbsttransport 
geeignet sind, nicht aufzunehmen, ebenso Was
serfahrzeuge. 

7. Ein Haltungskostenbeitrag für privateigene 
Kraftfahrzeuge (Personenkraftwagen oder Kraft
räder) von Bundesbediensteten ka~n nach Maß
gabe der dienstrechtlichen Vorschriften gewährt 
werden,' wenn die Benützung eines bundes
eigenen Fahrzeuges, das dem privateigenen 
Kraftfahrzeug entspricht, durch den Bundes-

(7) Als Spezialfahrzeuge kommen Fahrzeuge in bediensteten erforderlich ist und das privateigene 
Betracht, die für einen bestimmten Zweck gebaut Fahrzeug an Stelle eines hundeseigenen benützt 
(zum Beispiel Laboratoriumswagen, Röntgen- I wird. 
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11. Besonderer Teil. 

A. Verzeichnis der systemisierten Fahrzeuge 

(Zusammenfassung). 

5 
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1 

2 

I 

3 
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3a 

7 
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0. 

'" .... 
M 
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1 

1 1 

2 

1 

2 

1 

1 1 

2 

3 

Verzeichnis der systemisierten Kraftfahrzeuge 
(Zusammenfassung). 

- --------------- ------- --

Ansatz d~s Bundesvoransehlages Personenkraftwagen Fahrzeuge Krafträder 

M 
Kategorie für be- über 125 ccm I bis e:: 

triebliehe ...2 
mit Bei- / ohne Bei-! einsehl. 'v 

I I 
Zwecke 

Bezeichnung wagen wagen 125 ccm t: 0 I II ur 
<I) 

1:: 
::> Anzahl der systemisierten Fahrzeuge 

I 
I 

Bunde s p räsi den t und Prä-
sidentschaftsk;lnzlei .. · .. · .. · .. 4 1) 1 · ... / .... · ... 

---------
Organe der 

gebung: 
Bundesgesetz-

Nationalrat ... . . . . . . . · .. · .. 1 5 · ... · ... · ... · ... 
Bundesrat 2) . . . . . . . . . . · .. · .. · .. · .. · .. · ... · ... . .. ---------

Kapitel 2 (Summe). · .. · .. 1 5 · ... · . . . · ... · ... --------------

Gerichte des öffentlichen 
Rechtes: 

Verfassungsgerichtshof3) .. · .. · .. · .. · .. · ... · ... · ... · ... 
Verwaltun gsgerichtshof3) '. . . · .. · .. · .. · . . . · ... · ... · .. ---------

Kap i tel 3 (Summe). · .. · .. · .. · .. · . . . · . . . · ... · ... 
-'--------

Rechnungshof . . . . . . . · .. · .. 1 1 · ... · ... · ... · ... 
---------

Bundeskanzleramt: 
1 Bundeskanzleramt ...... · . ~ . 2 64) 101» 1 · ... · ... · ... 

Besondere Ausgaben: 

1 Statistisches Zentralamt . . . . . . · .. · ,. . · .. · .. 1 1 · ... · ... --- ---
Kapitel 7. (Summe) . · .. 2 6 10 2 1 · ... · ... 

------

Fußnoten siehe Seite 15. 

a-

Sum- Sum-
Lastkraft- Spezial-

fahrzeuge me me 
wagen 

1959 1958 

· ... · ... 5 5 

· ... · ... 6 6 

· ... · ... · .. · .. ---
· ... • • o •• 6 6 

---

· ... · ... · .. 
· ... · .. o· •• ---

-
· ... · ... · .. · .. ---

· ... · ... 2 2 
---

· ... · ... 19 18 

· ... · ... 2 2 
---

· ... · ... 21 20 
---
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~ g 
(;;. 

~. 

c: 
:> 

:; 
f 
:ö 
~ 

..., 

.. 

.~ 
p.. 

~ 

8 

9 

10 

11 

Ansatz des Bundesvoranschlages 

bt> 
Q 

...<:: ::> 

~ ~ .... 1:: Bezeichnung 
<l :'f ., 

.... ... ... Q 

~ 
.. 

~ A.. 

I 
Außeres: 

2 1 Diplomatischer Dienst ',' • 

Inneres: 
1 1 Bundesrninisteriurn für Inneres 

2 1 Politische Behörden ..... 

3 1· Bundespolizei ......... 

3b En tm in un gs d ie n s t . . . . . . 
4 1 B und e s g en dar rn e r i e . . . . . 
9 4 Betreuung der Umsiedler, Hei-

matvertriebenen und Alt-
fl ü c h tl i n g e 10)' · ....... 

9b 4 Betreu ung der ungarischen 
FlüchtlingeIl) · . . .. . . 

Kapitel 9 (Summe). 

Justiz: 
1 1 Bundesrninisterium für 

Justiz ............. 

2 Oberster Gerichtshof .... 

3 1 Justizbehördell in den 
L ä n der 11 12). • • • • • . • • • 

4 1 Jus t i z ans tal t e 11 13). • • • • • • 

Kapitel 10 (Summe). 

1 Bundesministerium für 

Unterricht · ....... 

Fußnoten siehe Seite 15 und 16. 

Personenkraftwagen 

Kategorie 

I I I 0 I II III -

i 
I 

I '---------· .. 476) 7) 
------

· .. 8 4 2 

· .. · .. · .. 8 V) 

22 77 9 · .. 
· .. 1 I· .. · .. 
· .. 53 8 · .. 

· .. 1 · .. · .. 

· .. 1 · .. · .. ---------
22 141 21 10 

---------

· .. 1 2 2 

· .. · .. 1, · .. 

· .. 18 6 · .. 
· .. · .. · . · .. ---------

· .. 19 9 2 ---------

· .. 2 1 1 
---------

Fahrzeuge Krafträder 
Sum-Surn-

für be- über 125 ccrn bis Lastkraft- Spezial-
triebliche fahrzeuge rne rne 

mit Bei- I ohne Bei~ einschl. wagen 
Zwecke 1959 1958 . 

wagen wagen 125 ccm I 

Anzahl der systernisierten Fahrzeuge 

I I 
I 

• a 0 • · ... 1 .... , . 18) · ... 48 48 
I 

---

2 · ... · ... · ... 2 1 19 19 

· ... • • • 'I · ... · ... · ... · ... 8 8 

176 23 185 · ... 27 190 709 709 

10 ·0 ••• 1 · ... 2 · ... 14 16 

420 10 310 · ... 16 75 892 994 

. -4 · ... · .. • •• t 17 2 24 26 

6 · ... · ... , · ... 3 · ... 10 10 
---

618 33 496 · ... 67 268 1.676 1.782 ---

· ... · .... · ... • • 0 •• · ... · ... 5 5 

· ... · ... · ... · . . i · ... · ... 1 • • • I 
I 
I 

1 · ... · ... · ... 1 · ... 26 25 

11 · ... 2 1 17 13 44 44 
---

12 · ... 2 1 18 13 76 74 
---

, 

· ... · ... · ... · ... · .... · ... 4 4 
---

'I 

520 der B
eilagen V

III. G
P - R

egierungsvorlage (gescanntes O
riginal)

593 von 614

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



-
Ansatz des Bundesvoranschlages Personenkraftwagen Fahrzeuge Krafträder 

Sum- Sum-
M Kategorie für be- über 125 ccm bis Lastkraft- Spezial-
e triebliche fahrzeuge me me 

...c .E einschl. wagen 
0.. 

.~ I I I Zwecke mit Bei- lohne Bei- 1959 1958 
'" ~ ... Bezeichnung 0 I n m wagen wagen 125 ccm 
/)J) ... I 

'5.. v '" ... ... 
co ~ ~ 

e 
~ ~ Anzahl der systemisierten Fahrzeuge 

00 

12 Unterricht: 
1 Hochschulen und 

wissenschaftliche Zwecke: 
1 1 Hochschulen 14) · . · . 1 . . 2 . . . . ... 3 6 6· 
1a 1 Hochschulen (nach Maßgabe der Ein-

nahmen) . . . . . . · ... · . 1 16) • · . . . . . . . ' .. 1 16) 2 2 
Ib 5a . Hochschulen ,,) 17) . . . . . . . , . 4 4 3 
2 1 Wissenschaftliche Anstalten 18) . . · . 2 · . · .. 2 4 3 

2 1 S c h u lau f s.i c h t 1 19) • 1 1 
:3 Mittlerer und niederer 

Unterricht: 
lb 5a Mittelschulen 'f) 20) . . . . . . · . · . · . 4 4 4 
2 1 Bundeserziehungsanstalten 21) , , . · . 4 2 6 6 
4 1 Gewerbliches Bildungswesen 22). • • , • · . 4 · . 1 6 4 15 15 
4a 5a Gewerbliches Bildungswesen (nach Maß-

gabe der Einnahmen) 23) • • • • . • · . 1 .. 1 2 2 
4b 5a Gewerbliches Bildungswesen ,,) . . . · . · . 1 24) . . .. 1 

4b 5a Volks bild ungswesen 'f) . . · .. · . · . 1 20) .' . . . 1 1 
6b 5a Sportförderung")26) •. · . · . · .. 6 1 1 2 10 10 --------- ---

I Kapitel 12 (Summe). · . 4 1 , . 24 · '. 1 3 11 12 56 53 , --------- ---

13 Kunst: 
3 1 Musealwesen , · . · . · . 1 27) . . 1 1 

3a 5a Musealwesen (nach Maßgabe der 
Einnahmen) 28) . . · . · . . . 1 · . .. 1 1 

4 1 Den k mal p f leg e 29) 1 1 1 3 3 

I 

5a 1 Lichtbild- und Filmwesen(nach 
Maßgabe der Einnahmen) 30) · .. · , 1 131) 2 2 --------- ---

Kapitel 13 (Summe). · .. 1 .. 3 1 2 7 7 
--------- ---

,,) Ansätze mit de;" Zusatz: ,,(nach Maßgabe der Einnahmen betriebsähnlicher Verwaltungszweige)", 
Fußnoten siehe Seite 16 und 17. 
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h I- .f~ 

Ansatz des Bundesvoransdtlages Personenkraftwagen I F h Krafträder 11 a rzeuge , __ 
für be- über' 125 eem I Lastkraft

wagen 
Spezial

fahrzeuge 

Sum
me 

Sum
me 

Ü 
.!:l 
~ 

::.:: 

15 

16 

ü 

~ 

1 

3 

7 

8 

1 

2 

1: 
Oll .. ... 

cl! 

1 

5 

1 

2 

1 

1 

1 

3 

Oll c: 
::t 

l 
'" c 
~ 

1 

1 

1 

1 

Bezeichnung 

Soziale Verwaltung: 
Bundesministerium für 

soziale Verwaltung 

A rb eitslos e n ve rs ie heru n g: 

Landesarbeitsämter und Arbeitsämter 32) 

Volksgesundheit: 

Bundesstaatlidte Untersuehungsanstalten33} 

Bundesheilanstalten 

Arb eitsinspektion 

Kapitel 15 (Summe). 

Finanzverwaltung: 
Bundesministerium für 

Finanzen . 

.unterbehörden und Organe: 

Finanzlandesdirektionen und deren 
Unterstellen 36) • • • • • • .. 

Punzierungswesen • 

triebliehe ' I 
.I I Zwecke mit Bei-/ ohne Bei-

o I Ir III wagen , wagen 

Kategorie bis 
einsehl. 

125 eem 

Anzahl der systemisierten Fahrzeuge 

1 5 2 

18 13 64 69 2 

2 

1735) 

1 

2 

1 34) 

1959 

8 

167 

4 

1 

17 

1958 

8 

171 

4 

1 

15 
-_1 __ 1--1--1 .-

2 66 69 2 2 2 197 199 18 I 31 I 5 1-----1--1 1- 1--.--

101 

3 

41 
137) 

2 

7 

3 

74 8 

1 

55 11 9 

9 

306 

1 

9 

1110 

1 
--1_-1--1-' _I '; 1--,--

41> 9 3 Kapitel 16 (Summe). I~I~I----l----I 1 ____ 1 1 __ • __ 74 8 55 11 10 316 320 

Fußnoten siehe Seite 17 und 18. 

c 

"', 
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Ansatz des Bundesvoranschlages Personenkraftwagen 

M 
o Kategorie 

...0 ..E 
0.. '" I I -;;:; '" .., Bezeichnung I 
... ... 0 I 11 III ·a M -;;:; '" 

., 
.... 15 '" ~ .. 

~ 0.. ~ 

19 Land- und Forstwirtschaft: I 

1 1 B und e s m i n ist e r i il m für La n d-
und F 0 r 5 t wir t 5 c h a f t 38) 4 4 2 

2 Unterbehörden und Organe: 

2 Bundeskellereiinspektion 39) • 6 

3 Wildbachverbauungsdienst 40) . 13 6 

4 1 Bundesgärten 41) 1 

Spanische Reitschule 

4 Land- und f 0 r S t wir t 5 ch a f t -
li c he Bundesanstalten: 

1 1 Landwirtschaftliche Bundeslehranstalten 12) 1 

2 1 Landwirtschaftliche Bundesversuchsan-
stalten 43) . -. 5 

3 1 Forstwirtschaftliehe llundeslehranstalten 4~) 

3b 1 For,twirtschafdiche Bundesversuchs-
i anstalten 45) 1 1 

4 1 Bundesinstitut für Gewässerforschung 
und hschereiwirtschaft .. 1 

5 1 Bundeslehr - und Versuchsanstalten für 
Milchwirtschaft46) , 1 . ,. 

6 1 Pferdezuchtamtalten 4;) 1 

7 1 Bundesanstalten für Tierseuchenbe-

·1· kämpfung ~8) . 

8 1 Bundesanstalten für veterinär-medizinische 

·1· Untersuchungen 4U) 

9 1 Wasserbauliche Bundesversuchsan-
staltcn 50) 

6 1 Forstliche Ausbildungs-
, s t ä t te n [.1). . • • • • • • • 1 I 1 

Fußnoten siehe Seite 18 bis 22. 

-

Fahrzeuge Krafträder 

für be- über 125 eem 
triebliche bis 

mit Bei- lOhne Bei- einsch!. Zwecke 125 ecm wagen wagen 

Anzahl der systemisierten Fahrzeuge 

22 2 

1 

12 2 

13 3 j 6 

3 
. . '1 

1 

14 1 4 2 

2 1 

2 1 

1 1 

2 .\. 
4, 

4 1 

3 I 2 

Lastkraft- Spezial- Sum-

fahrzeuge me wagen 
1959 

1 11 

6 

43 

6 3 11 

1 9 25 

4 16 47 

4 

1 2 26 

2 6 

1 5 10 

8 11 

6 1 9 

1 5 

1) 

7 

Sum-
me 

1958 

12 

5 

43 

11 

1 

21 

44 

I 30 

6 

10 

9 

9 

5 

5 

7 

! 

..... 
o 
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D 

I Ansatz des Bundesvoranschlages Per~onenkraftwagen Fahrzeuge Krafträder 
Sum- Sum-

I 

bIJ 
Kategorie für be- über 125 ccm bis Lastkraft- Spezial. e:: 

triebliche fahrzeuge me me 
A ..2 

mit Bei- lohne Bei- einsch!. wagen 1959 1958 0.. 'iJ 

I I I 
Zwecke ,. 

<l .... 1:: 'Bezeichnung 0 I II In wagen , wagen 125 ccm 
.~ bIJ cu 

~ 
<l ,. ... ... .... e:: 
~ 

,. 
::J Anzahl der systemisierten Fahrzeuge ~ ~ 

19 7 B e tri e b s ä h n Ii c h e Ver wal tun g s- I 
zweige: 

1 1 Landwirtschaftliche Betriebe o~) . 4 4 2 3 51 64 64 
2 1 Forstwirtschaftliche Betriebe 53) . 1 1 1 1 1 3 8 5 
3 1 Bundesforstgärten 54) 5 2 8 3 14 3 4 9 48 41 

4 I, Bauhof- und Maschinenbewirtschaftung ö5) 104 1 50 5 70 88 318 323 
--------- ---

Kapitel 19 (Summe). 13 32 11 2 178 8 110 14 101 195 664 651 
--------- - ------

20 Ha n deI, Ge wer b e, 
Industrie: 

1 Bundesministerium für 
Handel und Wiederaufbau: 

1 1 Zentralleitung 55 a) 19 10 3 13 11 20 1 2 79 77 

2 1 Außenstelle 5G) 1 1 1 

6 Technische Stellen: 

2 1 Bundesversuchsanstalt für Kraftfahrzeuge 1 1 1 3 3 

3 1 Bundesversuchs- und Forschungsanstalt 
Arsenal 1 2 3 2 

7 P a t' e n t wes e n : 

1 1 Patentamt 1 , 1 2 2 

8 Eich-und Verm essungswesen: 

1 1 Eichwesen 57) . '. 1 1 11 7 20 17 

2 1 Vermessungswesen 58) • 1 
I 

3 25 6 3 38 37 

2a Vermessung und Vermarkung der Bun- I 
desgrenzen '. 1 1 1 

I 
Fußnoten siehe Seite 22 bis 24, --. 
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Ansatz des Bundesvoranschlages Personenkraftwagen 

bI) 
Kategorie <=I 

..r:: ..2 ;t '" I I I <J ... 1:: Bezeichnung 0 I n III 
'ä 

bI) 
<J e ... 

'-' 

'" '-' <=I 
~ i,::: '" 0 P-. 

20 9 Bergwesen 

1 Bergbehörden 59) " • 7 1 

10 1 Mobilienwesen .. 
12 Betriebsähnliche Verwaltungs-

zweige : 

1 1· Tiergarten Schön brunn . . 
-----~ ---

Kap i tel 20 (Summe) . 30 15 3' 
------------

21 Bauten: 
1 Bundesbaudienst: 

1 1 Dienststellen der Bundesgebäude-
verwaltung60) • . . . 10 6 4 

1a 4 Betriebsähnliche Verwaltungszweige des 
Bundesbaudienstes61) • . . . . . 

2 1 Bundesstrombauamt 62) . . . . . . 1 1 

2 Bundesstraßen; Aufwand nach 
Maßga be der Ei ngänge des Zu-
schlages zur Mineralölsteuer 
und sonstiger zweckgebundener 
Einnahmen: 

1 Erhaltung 63) · .. 
6 Wasserbau: 

1 Wasserbautechnische Angelegenheiten: 

5 Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflich-
tungen) 64) *) . . . . . . · . 

6 Sonstige Aufwandskredite 65) 'f*) · . ---------
Kap i tel 21 (Summe). 10 7 5 --- ------

I 

, 
*) Für den Bereich der Grenzflüsse. **) Für den Bereich der Donau. 

FußnOten siehe Seite 24 bis 26. 

Fahrzeuge Krafträder 

Lastkraft-für be- über 125 ccm bis. triebliche 
mit Bei- lohne Bei- einsehl. wagen 

Zwecke 
wagen wagen 125 ccm 

Anzahl der systemisierten Fahrzeuge 

1 

.. 2 

42 17 20 20 

3 7 17 36 

1 .. 
12 12 .. 

53 ]8 .. 462 

4 2 1 

.. 8 

73 39 17 507 

• 

Spezial- Sum-

fahrzeuge me 
1959 

8 

1 

2 4 

13 160 

5 88 

3 4 

26 

109 642 

1 8 

2 10 

120 778 

Sum-
me 

1958 

7 

1 

4 
---

152 
---' 

87 

4 

26 

606 

7 

10 -
740 ---

-~ 
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Ansatz des Bundesvoransehlages Personenkraftwagen 

"" Kategorie e:: 
..c .2 
~ ·B 

I I I o:l ... ... Bezeichnung 0 I 11 .~ "" 2l 0.. o:l .. 
'" ~ 

... e:: 
~ 

.. 
~ 0.. 

! 

23 Landesverteidigung : 
1 1 B und e s m i n ist e r i u m für L a n-

des verteidigung · . 10 1 

! 
2 1 Stehendes Heer und Heeresver-

waltung 66) • • .. . . . . 24 
4 3 Betrie bsähnliehe Verwaltungszweige 

(nach Maßgabe der Einnahmen) G6a) . 1 ---------
Kapitel 23 (Summe) . 35 1 

---------

24 Verkehr und E lek tri z i-
tätswirtschaft : 

1 Bundesministerium für 
Verkehr und Elektrizitäts-
wirtschaft: 

1 1 Verkehr 2 6 
2 1 Generaldirektion für die Post- und 

Telegraphenverwaltung ..... 3 5 
3 Generaldirektion der Osterreiehischen 

Bundesbahnen . · . 6 

2 Schiffahrt: 

2 1 Stromaufsieht 67) ") . . · . 
3 Z iv i 1- Lu ft ver k ehr: 

2 1 Bundesamt für Zivilluftfahrt 68) *:") 1 1 ---------
Kapitel 24 (Summe). ... 6 18 

---------
25 Postsparkassenamt : 

1 Verwal tungsaufwan d · . 2 ---------
Kapitell bis 25 (Summe). 164 357 104 

'- -~ 676 
Kußeres . + 47 

Sa. 723 

*) Im BVA. 1958 als "Handhabung der Schifhhrtspolizei" veranschlagt gewesen. 
**) Im BV A. 1958 als "Flugsichernngsdienst" veranschlagt gewesen. 

Fußnoten siehe Seite 26. 

Fahrzeuge Krafträder 

für be- über 125 ccm bis Lastkraft-
trieblidte 

einseh!. wagen 
Zwecke mit Bei- lOhne Bei-

III wagen wagen 125 ccm 

Anzahl der systemisierten Fahrzeuge 

3 . . 

1 10 3 4 

3 1 10 3 4 

2 ... 

1 

1 1 2 

. . 21 . .. 

.. 6 . . 6 

4 7 27 2 

1 1 . . 
51 1.102 51 799 98 745 , 

Sum-Spezial-
fahrzeuge me 

1959 

. . 14 

24 

4 23 

4 61 

10 

9 

10 

. ... 21 

13 27 

13 77 

4 

640 4.111 

+ 47 
4.158 ---

Sum-
me 

1958 

14 

24 

---
38 

---

12 

9 

10 

21 

23 ---
75 

---

4 ---
4.133 
---

+ 47 ---
4.180 
--- -..., 
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Ansatz des Bundesvoranschlages Personenkraftwagen 
b{) 

.. Kategorie e 
.-C ::s 
0.. ~ 

öl .. '" I I I ... t:: Bezeichnung 0 I II III .. 
öl 

b{) 

'" '0.. .. .. .. ~ :- e 
~ 0.. ::> 

I 
27 Monopole: 

2 1 S al z 6~) . .. . . . . . . . . . . . · .. 1 1 · .. 
3 1 Staatslotterien .••..... · .. · .. . .. · .. 
4 1 Branntwein . . . . . . . . . . · .. · .. 1 · .. ---------

Kap i tel 27 (Summe). · .. 1 2 · .. ---------
28 Bundesbetriebe: 

1 1 Post- und Telegraphen-
ans tal t 70). • • • • • • • • • • 8 13 5 · .. 

3 1 Osterreichische Bundes-
forste 71) . . . . . . . . . . . · .. 7 2 1 

6 1 Staatsdruckerei .. . . . . . . · .. 1 1 · .. 
7 1 Hauptmünzamt ........ · .. · .. . . . · .. 
8 1 Bundestheater . .. . .. . . . · ',' · .. 3 · .. ---------

Kapitel 2H (Summe). 8 21 11 1 
---------

29 1 g österreichische Bundes-
bahnen 73) . 6 23 8 · .. ---------

Kap i tel 1 bis 29 (Summe) . 178 402 125 52 -- .---
757 

Außeres . + 47 --
Sa. 804 --

Fußnoten siehe Seite 27 und 28. 

Fahrzeuge Krafträder 

für be- über 125 ccm bis· Lastkraft-
triebliche einschI. wagen 

mit Bei-/ ohne Bei-Zwecke 125 ccm wagen wagen 

Anzahl der systemisierten Fahrzeuge , 

· ... . .. 5 · ... 14 . 

1 · ... · ... · ... . ... 
· .. · ... · ... · ... . ... 

1 · ... 5 · ... 14 

294 148 142 502 557 

83 2 107 · ... 38 

3 · . · ... 2 3 

· . . . · .. · ... · .... 1 

.. . .. .. · ... · ... · .... 5 

380 150 249 504 604 , 

56 4 7 26 132 

,1.539 205 1.060 628 1.495 

I 

Sum-Spezial-
fahrzeuge me 

1959 

11 32 

· ... 1 

· ... 1 

11 34 

2.449 4.118 

55 295 

· ... 10 

· ... 1 

4 72) 12 

2.508 4.436 

535 797 

3.694 9.378 
--
+ 47 

9.425 
---

Sum-
me 

1958 

33 

1 

1 ---
35 

---

3.983 

295 

10 

2 

12 ---
4.302 
---

772 ---
9.242 
---
+ 47 

9.289 
---

...... 

..;.. 
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B. Anmerkungen. zum 
Verzeichnis der systemisierten Kraftfahrzeuge. 

1) Hievon ein Fahrzeug fiir repräsentative Zwecke 
der Präsidentschaftskarizlei. 

2) Der jeweilige Vorsitzende erhält statt der Zur
verfügungstellung eines Personenkraftwagens eine 
Vergütung, da halbjährlich ein Wechsel im Vorsitz 
des Bundesrates eintritt und außerdem der Vor
sitzende des Bundesrates sich meist nicht ständig in 
Wien aufhält, so daß die Systemisierung eines Kraft
fahrzeuges samt Kraftwagenlenker für diesen Zweck 
vom wirtschaftlichen Standpunkt aus nicht zu ver
treten wäre. 

3) Bei Bedarf wird das Bundeskanzleramt ein Fahr
zeug zur Verfügung stellen. 

4) Hievon 1 Fahrzeug bei der Wirtschaftlichen Ver
bindungsstelle in Paris (Osterreimische Delegation bei 
der OEEC). 

5} Hievon ein Fahrzeug für repräsentative Zwecke 
des Präsidiums. 

6) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: je 
1 Fahrzeug für die Botschaft in Belgrad, Bonn, Brüssel, 
Buenos Aires, London, Madrid, Moskau, Paris, Rom, 
Rom-Vatikan, Rio de Janeiro, Santiago de Chile, 
Washington sowie 2 Fahrzeuge für die Vertretungen 
Osterreichs bei den Vereinten Nationen in New 
York; weiters je 1 Fahrzeug für die Gesandtschaft in 
Ankara, Athen, Bangkok, Beirut, Bern, Bogota, Buda
pest, Bukarest, Canberra, De1hi, Den Haag, Djakarta, 
Helsinki, Kabul, Kairo, Karachi, Kopenhagen, Lissa
bon, Mexiko, Oslo, Ottawa, Prag, Pretoria, Rabat, 
Sofia, Stockholm, Teheran, Tel Aviv, Tokio und 
Warschau. Ferner je 1 Fahrzeug für die Ständige Dele
gation Osterreichs bei· den Vereinten Nationen in 
Genf sowie für den Vertreter Osterreichs beim 
Europarat in Straßburg. 

. 7) Hinsichtlich der Kategorie ist bei Anschaffungen 
jeweils vom Bundeskanzleramt - Auswärtige An
gelegenheiten das Einv~rnehmen mit dem Bundes
mimsterium für Finanzen herzustellen. 

8) Für die Botschaft in Moskau. 

9) Für die Landeshauptmänner (ohne Wien). 

10) Die Fahrzeuge verteil~n sich wie folgt: 

Lagerverwaltungen in 
Wien .............. . 
Oberösterreich ...... . 

Personen~ Fahr-
kraft- :l.euge Last-

für be- kraft
i~~:~ o:ieblidle wagen 
gorie I Zwecke 

9 
S~~zburg ............. 1 
Karnten ............. 1 4 

KrankeI'_ 
trans
port

wagen 

2 

Steiermark· ...... ..;, . ..;,.~. ;,:' .:..-. ____ ·...:1 ___ 4..:..-__ _ 

Zusammen .• 4 17 2 

11) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 
Personen- Fahr., 

kraft- zeuge Last-
wagen für be- kraft-

Katego- trieblime wagen 
rie I Zwecke 

Bundesministerium Hir Inneres 
(Zentrale Lagerverwaltung und 
Zentralmagazin Liesing) ...... 3 3 

Jugendheim Hirtenberg ........ 1 
Flüchtlingslager Traiskirchen .... 1 
Fürsorgeheim Bad Kreuzen .~.;,. .. :..-. ___ ......:1:..-. __ _ 

Zusammen ... 1 6 3 

12) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Pcrsonenkraft- j5 , 

wagen ~-c CI) ~ c:: 
~~ti·Ji ~ 

Katego- Katego- 1:: ~; ~ ~ 
rie I rie rr ;f~N J ~ 

Oberlandesgerichte: Wien 1 
Graz 1 
Linz ..•••.•• - 1 
Innsbruck ••. - 1 

Gerichtshöfe I. Instanz: 
Landesgerichte für Zivilrechts

sachen: 
Wien ......... ; ........... . 
Graz ...................... . 

Landesgerichte für Strafrechts
sachen: 
·Wien ...................... 1 
Graz ....................... f 

übrige Landesgerichte in Linz, 
Salzburg, Klagenfurt, Innsbruck 
und Feldkirch je 1 Personen-
kraftwagen ................. 5 

Jugendgerichtshof Wien ........ 1 
Kreisgerichte in St. Pölten, 

Wiener Neustadt, Leoben, Kor
neuburg, Krems, Wels, Ried im 
Innkreis und Steyr je 1 Per-
sonenkraftwagen ......... ,;,',;,',;,' _8 ______ _ 

Zusammen .,. 18 6 
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13) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Landesgerichtliche Gefangen
häuser: 
Wien I mit der ökonomie 

Schwarz au •........•..• 
Wien II •.......••..•.•.• 
Linz ..................•. 
Graz .....•..........•••• 
Salzburg ............... . 
Innsbruck mit dem justiz

eigenen Ziegelwerk .... 
Klagenfurt mit der Okono-

mie Rottenstein ...... . 
Kreisgerichtliche Gefangen

häuser: 
Leoben •................. 
Wiener Neustadt mit der 

Okonomie Gerasdorf ... 
Männerstrafanstalten: 

Stein mit der Okonomie 
Gurhof .............. . 

Garsten .•............•.• 
Graz ...•••..•....•...... 

Frauenstrafanstalt Schwarzau ... 

Arbeitshäuser: 
Suben ......••.•....•.... 
Göllersdorf ............. . 

Bundesanstalt für Erziehungs
bedürftige In Kaiser-Ebers
dorf mit den Außenstellen 
in Kirchberg a. W., Hart
berg und der landwirtschaft
lichen Lehrabteilung in 
Münchendorf ........... . 

Krafträder über 
Fahrzeugefürbe- 125 eern ohne Krafträder bis 
triebliche Zwecke Beiwagen einsehl. 125 eern 

1 
1 

1 

Lastkraftwagen 

2 

1 

3 

2 

Gefangenentrans .. 
portwagen 

2 

1 

Traktoren 

2 

1 

2 

2 

Zusammen... 11 2 17 3 10 
~==~~----~--~--~--~==~~~===~ 

13 

14) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 
Personenkraft

wagen 
Kategorie II 

Fahrzeuge für be
trieblidle Zwecke Lastkraftwagen 

1 *) 
1 
1 

Universität Wien .........••....••.. 
Tedmische Hochschule Wien ..•.....• 
Tierärztliche Hochschule Wien •••.... 
Hochschule für Bodenkultur Wien ..• 
Montanistische Hochschule Leoben .... 

~----------------------------------------
Zusammen 

*) Dient auch als Unterrichtsbehelf. 

15) Für die Ferienkurse der Universität Innsbruck. 

16) Autobus für die Wiener Hochschulen. 

17) Traktoren für das Lehr- und Forschungsinstitut 
Merkenstein der Tierärztlichen Hochschule· Wien. 

2 3 

18) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Personenkraft
wagen 

Kategorie I 

Geologische Bundesanstalt ... 
Zentralanstalt für Meteorologie 

und Geodynamik ......•.. 
Osterr. Nationalbibliothek .. 

Fahrzeuge für 
betriebliche 

Zwecke 

-----------------
Zusammen 2 2 

19) Für den Stadtschulrat für Wien. 
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20) Je ein Fahrzeug für die Bundes-Schullandheime 
Josefsberg/Niederösterreich, Raach bei Gloggnitz, 
Radstadt und Sankt Christophi Arlberg. 

22) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

17 

21) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Bundeserziehungsanstalten : 

Wien III ............•...... 
Graz-Liebenau ••...•......•. 
Schloß Traunsee/ Altmünster ••• 
Saalfelden ..........•....... 

Zusammen .. ' 

Fahrzeuge für 
betriebliche Lastkraft-

Zwecke wagen 

1 
1 
1 
1 

4 

1 

2 

Fahrzeuge für be- Krafträder bis 
triebliche Zwedie einsch!. 125 eern 

Lastkraft
wagen Omnibusse 

übrige 
Spezial

fahrzeuge 

Bundes-Gewerbeschule Mödling ...... . 
Bundesgewerbeschule Wien IV ....... . 
Bundes-Lehr- und Versuchsanstalt für 

Textilindustrie in Wien.: •......••. 
Technologisches Gewerbemuseum (Tech-

nische Bundeslehr- und Versuchs-
anstalt) in Wien ................. . 

Bundesfachschule für Uhrenindustrie in 
Karlstein ....... ',' .............. ~ . 

Bundesgewerbeschule in Krems ...... . 
Bundesgewerbeschule in Salzburg ..... . 
Bundesgewerbeschule in Steyr ......•• 
Bundesgewerbeschule in Graz-Gösting .. 

F) 

P) 

1 ") 
1 ") 
1") 
P) 

1"*) 

Bundesgewer1:>eschule in Innsbruck '.;.,' _ .. ____ .,...l'...:f) _____ ~--..,....--.,--_--_:_----~--
Zusammen. . 4 6 3 

*) Dient gleichzeitig als Unterrichtsbehelf. **) Röntgenwagen. 

23) Für die Höhere Bundeslehranstalt für hauswirt
schaftliche Frauenberufe in Türnitz. 

24) Für die Expositur des Bundeskonviktes der 
Bundesge~erbeschule in Krems. 

ßundessportschulen: 
Obertraun ............ ' ....................... . 
Sdüelleiten .................................. . 
Spitzerberg .. , ............................... . 

ßundessportheime: 
'Krippenbrunn ............................... . 
Obergurgl ................................... . 
Hintermoos ................................. . 

25) Für das Volksbildungsheim in St. Wolfgang. 

;6) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Fahrzeuge für 
betriebliche 

Zwedie 

1 
1 
2 

Krafträder 
über 125 eern 

ohne Beiwagen 
Kraftriider bis Spezialfahrzeuge 

einsch!. 125 eern 

P) 
1 *") 

Zusamm-e-n------------~6----------~----------~---------2~---

") Traktor "",) Fahrbare Motorseilwinde. 

27) Für das Kunsthistorische Museum. 

28) Für die Graphische Sammlung Albertina. 

29) Für das Bundesdenkmalamt. 

32) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 
Personen-

Bereich kraftwagen 
Kategorie 0 

Landesarbeitsamt Wien .............. 1 
Niederösterreich 4 
Oberösterreich ...... 1 
Salzburg ............ 1 

" 
Tirol .............. 2 
Vorarlberg ......... 1 
Steiermark ......... 4 

" Kärnten ............ 3 

" 
Burgenland ......... 1 

Zusammen .,. 18 

30) Für die bundesstaatliche' HauptsteIle für Licht
bild und Bildungsfilm. 

31) Lastenroller. 

Personen· Fahrzeuge für Krafträder Kr f äd b' 
kraftwagen' betriebliche über 125 eern . a tr er lS Lastkraftwagen 
Kategorie I Zwedie ohne Beiwagen emsch/. 125 eern 

2 2 2 1 
2 20 27 
2 12 15 
1 3 3 
1 7 2 
1 1 
2 10 13 
1 5 3 
1 4 6 

13 64 69 2 
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33) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

ßundesstaatliche bakterio
logisch-serologische Un
tersuchungsanstalt in 
Wien ............... . 

ßundesstaatliche bakterio
logisch-serologische Un
tersuchungsanstalt in 
Linz ................ . 

Bundesanstalt für Lebens-
mimiluntersuchung in . 
Wien .........•...... 

Bundesanstalt für Lebens
mitteluntersuchung 1ll 

Innsbruck ........... . 

Fahrzeuge 
für betriebliche 

Zwecke 

Laboratoriums
wagen 

----------------------
Zusammen. '.' 2 2 

36) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Personenkraftwagen der Kategorie 

Finanzlandesdirek tion für: o I 11 

Wien, Niederösterreich 
und Burgenland ... . 28 17 

Oberösterreich ....... . 16 6 
Salzburg ............ . 
Steiermark ........... . 

7 3 
27 6 

Kärnten ............. . 10 3 
Tirol ............... . 8 4 

5 2 

'34) Für die Bundesstaatliche öffentliche Kranken
anstalt für Neurochirurgie in Bad !schI. 

35) Vier Fahrzeuge für die Arbeitsinspektion Wien, 
zwei Fahrzeuge für das Arbeitsinspektorat in Inns
bruck und' je ein Fahrzeug für die Arbeitsinspektorate 
in Wiener Neustadt, St Pötten ... Krems, Linz, Vöckla
bruck, Salzburg, Graz, Leoben, Klagenfurt, Brcgenz 
und Eisenstadt. 

Fahrz.euge 
für betrieb
liche Zwecke 

27 
9 
6 

10 
7 

10 

Kr'afträdcr über 125 ccrn. 
mit 

Beiwagen 

3 

5 

ohne 
Beiwagen 

20 
15 

3 
7 
7 
1 
2 

Krafträder 
bis einschI. 
125 ccrn 

10. 
1 

Last
kraft
wagen 

4 
1 
1 
1 
1 
1 

Vorarlberg .......... . 
--------------------~------~------------------------------

5 

Zusammen ... 101 41 7 74 8 55 11 9 

37) Für das Hauptpunzierungs- und Probieramt. 

38) Außer den für das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft systemisierten Fahrzeuge.n sind im Bereich 
der l\mter der' Landesregierungen die nachstehend angeführten bundeseigenen Fahrzeuge eingesetzt, deren Aufwand 
von den Ländern getragen wird und die gemäß Absatz 3 der Ziffer 1 des "Allgemeinen Teiles" (siehe Scite 3) 
nicht systemisiert wurden: 

Für Zwecke der agrarischen Operationen: 

Am t der Landesregierung für: 

Burgenland .....................•.••...• 
Niederösterreich ........................ . 
Oberösterreich .•........•.••....•....... 
Stciermark .......•.......••.•........... 
Tirol .........................•......... 

Personen- Fahrzeuge für 
kraftwagen betriebliche 
Kategorie I Zwecke 

1 
1 

2 

1 
2 
3 
1 
1 

Krafträder 
über 125 ccm 

ohne 
Beiwagen 

2 

Krafträder 
bis einsehl. 

125 ccrn 

3 

Last
kraftwagen 

Spezial
fahrzeuge 

Vorarlberg ............................. . 
--------------------------~-------------------

Zusammen ... 5 

Für den forst politischen Dienst: 

Landesforstinspektion für: 
Oberösterreich ..................... . 
Steiermark ........................ . 
Burgenland ........ , ................ . 
Tirol ............................. . 

Personenkraftwagen 
Kategorie I 

4 
5 
1 
6 

Kärnten ............................ 4 ----------
Zusammen ... 20 

8 3 3 
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39) Je em Personenkraftwagen der Kategorie 0 für die Tätigkeitsgebiete: 

1 (Wien 1., 6., 7., 8. und 9: Bezirk sowie die politismen Bezirke Hollabrunn, Korneuburg und Mistelbam). 
II (Wien 2., 11.,20., 21. und 22. Bezirk sowie die politismen Bezirke Bruck a. d. Leitha, Gänserndorf und 

ein Teil des politismen Bezirkes Wien-Umgebung). 
1II (Wien 16. bis· 19. Bezirk, die Großgemeinde Klosterneuburg sowie die politismen Bezirke Gmünd, Horn, 

Krems [Stadt und Land], Tulln, Waidhofen a. d. Thaya und Zwettl). 
V (Wien 3. 4. 5. und 10. Bezirk sowie die politischen Bezirke Arnstetten, Melk, St. Pölten, Lilienfeld, Smeibbs 

und Waidhofen a. d. Ybbs) 
VII (Steiermark). 

VIII (Oberösterreim). 

40) Die Fahrzeuge verteilen sim wie folgt: 
Krafträder 

Krafträder Personenkraftwagen über 125 eem 
Kategorie I Kategorien ohne bis einsch!. 

Beiwagen 125 eem 

Forsttemnisme Abteilungen für Wildbam- und La-
winenverbauung, Sektion für: 

I 
1 2 2 

Wien, Niederösterreim und Burgenland in Wien 
Oberösterreim in Linz ..................... . 

2 2 
4 6 

Salzburg in Salzharg ....................... . 
. Tirolin Innsbruck ......................... . 

2 4 
3 4 

Vorarlberg in Bregenz ..................... . 
Kärnten in Vilfam ......................... . 
Steiermark in Graz ......................... . I 3 

Zusammen ... 13 6 22 2 

41) Die Fahrzeuge verteilen sim wie folgt: 
Personen· Fahrzeuge 

Last- Trak. kraftwagen für betrieb!. 
Kategorie I Zwecke krafrwagen toren 

Verwaltung der Bundes-
gärten in Wien-Smön-
brunn ............... 5 3 

Verwaltung der Bundes-
gärten in Innsbruck 1 

Zusammen 1 6 3 
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42) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Höhere landwirtschaftliche Bundeslehr
anstalt Francisco-]osephinum in Wein· 
zierl ............................ . 

Höhere Bundeslehr- und Versuchs
anstalt für Wein- und Obstbau In 

Klosterneuburg •.•...•............ 
Höhere Bundeslehranstalt für landwirt

schaftliche Frauenberufe in Sitzenberg 
Höhere Bundeslehranstalt für alpen

ländische Landwirtschaft in Raumberg-
Trautenfels ..................... . 

Bundesseminar für das landwirtschaftliche 
Bildungsw~sen In Wien Ober-St. Veit 

Höhere Bundeslehr- und Versuchsanstalt 
für ländliche Hauswirtschaft In 

Pitzelstätten mit Wirtschaftsbetrieb 
Bundeslehr- und Versuchsimstalt für 
Bien~hkunde In Wien ............ . 

Höhere Bundeslehr- und Versuchsanstalt 
für Gartenbau In Wien .....••.... 

Höhere Bundeslehranstalt für landwirt
schaftliche Frauenberufe in Wels/Ober-
österreich ....................... . 

Höhere Bundeslehranstalt für landwirt
schaftliche Frauenberufe Marsonerhof 
in Kematen/Tirol ................ . 

Zusammen .. 

<) Traktoren. 

43) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Landwirtschaftlich-chemische Bundes-
Versuchsanstalt in Wien ......... . 

Landwirtschaftlich-chemische Bundes-
Versuchsanstalt in Linz .....•..... 

Bundesanstalt für Pflanzenbau und 
Samenprüfung in Wien ........•.. 

Bundesanstalt für Pflanzenschutz in Wien. 
Bundesversuchsanstalt für alpenländische 

Landwirtschaft in Gumpenstein mit 
Wirtschaftsbetrieb •....•.••..•..... 

Bundesversuchs- und Prüfungsanstalt für 
landwirtschaftliche Maschinen und Ge-

Personen
kraftv,agen 
Kategorie I 

Personen
kraftwagen 
Kategorie I 

Fahr. 
zeuge für 

betriebliche 
Zwed<e 

2 

2 

2 

12 

Fahrzeuge für 
betriebliche 

Zwed<e 

4 

2 

2 

Krafträder 
über 125 eern 

ohne 
Beiwagen 

2 

Krafträder über 125 eern 
mit 

Beiwagen 

2 

ohne 
Beiwagen 

2 

La,waft· 
, wagen 

La'tkraft. 
wagen 

1 

Spezial. 
fahrzelJge 

1 

1 *) 

2 *) 

2 ") 

9 

Spezial· 
fahrzeuge 

2 

4 *) 
1 

2 *) 

räte in Wieselburg ......•......... 3 7 *) 
---------------------------------------------------

Zusammen ... 5 13 3 6 4 16 

') Traktoren. 

... 
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44) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Bundesförsterschule in Ort/ 
Gmunden ., ..•......•...... 

Bundesförsterschule in Bruck 
an der Mur ................ . 

Bundesförsterschule in Waid-
hofen an der Ybbs •......•.. 

Zusammen .... 

Fahrzeuge 
für 

betriebliche 
Zwecke 

3 

45) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Forstliche Bundesversuchsanstalt 
in Mariabrunn •...•......... 

Forschungsstelle. für Lawinenvor-

Personenkraftwagen 
Kategorie 0 Kategorie TI 

Krafträder über 125cem 
ohne 

Beiwagen 

Fahrz.euge 
Krafträder über 125ecm für 

betriebliche .mit ohne 
Zwecke Belwagen Beiwagen 

13 4 

21 

Krafträder 
Lastkraft- SpeziaHahr-bis einschI. 

125 eern wagen zeuge 

2 2 

beugung in Innsbruck ..... ~.~.~. ____________________ ~ __ ~ __________________________________ _ 

Zusammen 

46) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Bundeslehr- und Versuchsanstalt für 
Milchwirtschaft in W olfpassing mit 
Molkerei und Wirtschafts betrieb 

Bundeslehr- und Versuchsanstalt für 
Hartkäserei in Rotholz mit Sennerei-
und Molkereibetrieb .............. . 

Zusammen ... 

') Traktoren. 

Personen
kraftwagen 
Kategorie I 

47) .Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 
Fahr - - Krafträder 

Personen- zeuge für über 
kraftwagen betrieb- 125 eern Trak. 
Kategorie I liche ohne toren 

Zwecke Beiwagen 

Bundesgestüt Piber 6 

Bundesfohlenhof 
Perwarth ..•..•.... 2 

Bundeshengsten-
stallamt Stadl 

Zusammen 8 

48) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Bundesanstalt für Tierseuchen
bekämpfung in Wien-Möd-
ling ...........•........• 

Bundesanstalt für Virus
seuchenbekämpfung bei 
Haustieren in Wien-Hetzen-

Fahrzeuge 
für Lastkraft- Spezial-

betriebliche wagen fahr-
Zwecke zeuge 

dorf •................... 2 
Bundesseuchenschlachthof 

Liezen .................. 2 
Bundesseuchenschlachthof 

Bergheim/Salzburg .... '.,;.',;,.' .:.... ____ --=--__ _ 
Zusammen ... 2 6 

14 4 2 2 

Fahrzeuge für 
betriebliche 

Zwecke 

Krafträder über 
125 eem ohne Lastkraftwagen 

Beiwagen 

Spezialfahr. 
zeuge 

5*) 

2 5 

49) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 
Fahrzeuge 

für betriebliche 
Zwecke 

Lastkraft
wagen 

Bundesanstalt für veterinär-
medizinische Untersu-
chungen: 
in Graz ............. . 
;n Linz .....••.••.•• 

Bundesanstalt für künst
liche Befruchtung der 
Haustiere in Wels .... 2 

--~-----------Zusammen 4 

60) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Bundesversuchsanstalt für Kultur
. technik und technische Boden-

Fahrzeuge für 
betriebliche 

Zwecke 

kunde in Petzenkirchen ••••• 2 

Bundesanstalt für Wasserbiologie 
und Abwasserforschung in 
Wien .•...••• ~......... .••. 2 

Zusammen ••• 4 

Krafträder 
über 

125cem 
ohne 

Beiwagen 

1 
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51) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Forstliche Ausbildungsstätte in 
Ort/Gmunden ............................... . 
Waidhofen an der Ybbs ..•..........•.....••.. 
Ossiach .................................•.•.. 
Rotholz ........................•.............. 

Personenkraftw.lgen 
Kategorie 0 Kategorie r 

Fahrzeuge für 
betriebliche 

Zwecke 

1 
2. 

Krafträder 
über 125 CCOl 

ohne 
Beiwagen 

----------------------------------~----
Zusammen ... 

52) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

fahrzeuae für Krafträder 
über 125 cern b~trieb1id,e ohne 

Zwecke Beiwagen 

Bundesversuchswirtschaft Wieselburg an 
der Erlauf ........................ 1 

Bundesversuchswirtschaft Fuchsenbigl im 
Marchfeld ......................... 

Bundesgut Königshof bei Bruck an der 
Leitha ........................... 2 3 

Bundesgut Fohlenhof bei Wr. Neustadt 1 

Zusammen ... 4 4 

53) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Personenkraftwagen 
Kategorie 0 Kategorie I 

Bundeslehr- und Versudlsforst in Mer-
kenstein ......................... . 

Bundeslehr- und Versumsforst Lahnhube 

Krafcrädcr 
bis einsd11. 
125 eern 

2 

Fahrzeuge 
für bc trieb
lid" Zwecke 

3 

Lastkraftwagen 

2 

3 

Krafträder 
über 125 ccm 

ohne 
Beiwagen 

2 

Traktoren 

Last
kraft
wagen 

14 

13 

20 
4 

51 

Trak
toren 

3 

-------------------------------------------------
Zusammen ... 

5~) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Bundesforstgärten : , 

Personen
kraftwagen 
Kategori.e 
o I 

Fahrzeuge 
für betrieb
liche Zwecke 

Krafträder über 125 cern 
mit Beiwagen ohne Beiwagen 

Niederösterreich ........ 2 . 1 2 
Burgenland ............. 1 1 
Kärnten ................ 1 1 2 
Oberösterreim .......... 1 1 2 
Salzburg ............... 2 2 
Tirol .................. 1 3 

3 

Krafträder Las<kraft- Spezi.l-
bis einsehl. wagen fahrzeuge 

125 ccrn 

2 2 
1 

1 1 
1 1 

1 
1 

1 2 Steiermark ............. 1 2 
--------------~--------------~------------------------

Zusammen... 5 2 8 3 14 3 4 9 
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55) Die Fahr:teuge verteilen sidt wie folgt: 

Forsttechnische Abteilungen für Wild
bach- und Lawinenverbauung,Sektion 
für: 

Wien, Niederösterreich und Burgen. 
land in Wien ............... . 

Oberösterreich in Linz ......... . 
Salzburg in Salzburg ........... . 
Tirol in Innsbruck ............. . 
Vorarlberg m Bregenz ......... . 

Fahrzeuge für 
betriebliche 

Zwecke 

4 

7 

11 
12 
7 

Krafträder 
über 125 cem 
mit ohne 

Beiwagen 

Krafträder 
bis einschI. 
125 cem 

Lastkraft· 
wagen 

2 
6 
5 

6 
5 

o 

Spezial fahrzeuge 
Traktoren 

12 
1 

3 
5 

Sonstige 

4 

5 

Kärnten in Villach ............. . 9 6 
Steiermark in Graz .......... ';..' '~' __ ..;9 ____________ 3 ____ 2 ____ 4_ 

Zusammen .. , 59 27 23 20 

Bauhöfe für Forstaufschließungsbauten 
bei den Landwirtschaftskammern für: 1) 

Niederösterreich ........•.......• 
Oberösterreich ....•............• 
Salzburg .....•................. 
Tirol ..........•............... 
Steiermark 

Zusammen ... 

Bauhöfe für Forstaufschließungsbauten 
bei den Landesforstinspektionen für: 1) 

Steiermark ..................... 3 

1 

Kärnten........................ 1 

4 

4 

2 

Salzburg ....................... 1 
~-----------------------------Zusammen ... 

Bauhöfe für Schutz- und Regulierungs
bauten bei den Kmtern der Landes
regierung für: 1) 

5 2 

Burgenland .....•............... 1 1 
Kärnten .....................•.. 3 6 3 5 
Oberösterreich •........•..•..... 1 4 
Salzburg ............•.......... 4 1 5 

2 

1 
2 

3 

Steiermark ..................... 4 2 

4 

3 

Tirol ...................•... ..:..;...;.,.. __ ..;;3 ______ 3 ________ 6 ____ 1 _____ _ 

Zusammen ... 12 9 5 25 9 

Bauhöfe für Güterwege, Seilaufzüge 
und Elektrifizierung der Landwirt
schaft: 1) 

Niederösterreich ................ . 
Oberösterreich ..••..•........... 
Salzburg ...................... . 
Steiermark .•.................•. 
Kärnten .........•.............. 
Tirol ......................... . 

4 
4 
2 

5 

5 
2 
4 

18 

10 

4 
4 
3 

2 

5 
1 
1 

1 
5 

1 1 

7 

2 

1 
2 Vorarlberg 

Burgenland ................. ';,,';.,;' . ___ ..;2 ________________ 2 ____ _ 

ZusamI!len 20 40 15 16 

Gesamtsumme 1041 50 5 70 54 
~ 

88 

6 

34 

') Diese Bauböfe stehen in der VerwaJtu~g der Länder bzw. Landwirtschaftskammern, die auch di~ Betriebskosten in ihrer Gebarung ausweisen. 
Hingegen erfolgen die Wiederanschaffungen aus den Amorusationsquoten des Bundes. 
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55
a) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Zentralleitung .•••..•.•• 
Ausbau der Autobahn *} 

Zusammen 

Personenkraftwagen 

Kategorie I Kategorie II Kategorie ru 

2 
17 

19 

10 

10 

3 

3 

Fahrzeuge 
für 

betrieblidte 
Zwecke 

1 
12 

13 

*) Der Aufwand dieser Fahrzeuge wird bei Kapitel 21 Titel 7 § 1 verredl0et. 

Krafträder 
über 

125 cern 
ohne 

Beiwagen 

11 

11 

Krafträder 
bis einsdtl. 
125 eern 

20 

20 

66) Dieser Kraftwagen ist im Falle der Auflösung der Außenstelle einzuziehen. 

57) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Last
kraftwagen 

Personenw 

kraftwagen 
Kategorie II 

F.1hrzeuge für 
betriebli.ne 

Zwecke 
Last

kraftwagen 

Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen, Gruppe 
Eichwesen ...................................• 1 

Eichamt Wien .•..•••••........••••.........•••• 1 
Eichämter Niederösterreich . . . . • . • . . • • . . . . • • . . . . • 2 
Eichämter Oberösterreich • • • . . . . . . • . . • . • • . . • . . . . • 2 
Eichämter Salzburg • . • • • • . • • • • • • . . • • . • . . • • • • • • • • 1 
Eichämter TirolfVorarlberg ••..••.••....••....••. 1 
Eichämter Steiermark • • • . • • • • • • . . . . • . . . • • • • . • • • . 2 
Eichämter Kärnten .•...•.•..••.....••..•••..•... 1 

Spezial
fahrzeuge 

2 

2 

Spezial
fabrzeuge 

4 
1 

1 

----------------------------------Zusammen .,. 11 7 

58) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Personenkraftwagen Fal1rzeur. für Krafträder 
Lastkraft-betrieb idte über 125 eern 

Bundesamt für Eich- und Vermessungs-
Kategorie I 

wesen: 
Präsidium ............................. 
Gruppe Kataster-Leitung ............ 

Abteilung Erdmessung ...•........ 

" 
Triangulierung .......... 
Neu vermessung ......... 

" Fortführung ............ 
Inspektorat für Niederösterreich und 

Burgenland ........•.............. 
Inspektorat für Oberösterreich und 

Salzburg .....••..•............... 
Inspektorat für Tirol und Vorarlberg •. 
Inspektorat für Steiermark und Kärnten . 
Gru~pe Landesaufnahme-Leitung ...... 

A teilung Photogrammetrie ........ 

" Topographie .... : ....... 

Zusammen ... 

59) Je ein Personenkraftwagen der Kategorie I für 
die Berghauptmannschaften Wien I, Wien H, Graz, 
Leoben, Salzburg, Klagenfurt und Innsbruck sowie ein 

Kategorie 11 Zwecke ohne Beiwagen wagen 

1 1 2 
1 2 

1 
4 
2 

3 

3 
2 
3 

3 
1 6 

3 25 6 3 

Personenkraftwagen der Kategorie II 'für die Berg
hauptmannschaft Wien II. 
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60) Die Fahrzeuge verteilen sidl wie folgt: 
Fahr- Krafträder 

Krafträder Personenkraftwagen zeuge für über 125 ccm Lastkra!t- Spezial-
bis einscht 

Kategorie 0 Kategorie! Kategorie Il betriebliche ohne 
125 ccm 

wagen) fahrzeuge 
Zwecke 

Bundesgebäudeverwal tung I 
Beiwagen 

Wien ................ 3 3 2 5 10 
Bundesgebäudeverwal-

tungen 1I: 
Wien ................. 3 7 10 
Linz ................. 1 2 5 
Salzburg ............. 1 2 2 
Graz ................. 1 1 3 
Klagenfurt ........... 1 2 3 
lnnsbruck ............ 1 3 

Schloßhauptmannschaft 
Schönbrunn ........... 

Burgh.auptmannschaft 
Wien ................. 

Zusammen ... 10 6 4 3 7 17 36 5 

61) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 
Fahrzeuge für betriebliche Zwecke Spezialfahrzeuge 

Kurhaus Semmering ............................ . 
Platzlandwirtschaft Zeltweg ...................... 3 ----------------------------------------

Zusammen... 3*) 

*) 1 Traktor und 2 Acker.chlepper (Zugmaschinen, die zum Straßenverkehr nid" zugelassen sind). 

62) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: *) 
Personenkraftwagen 

Kategorie I Kategorie 11 

Bu~dess~rombauamt und Betriebsleitung 

Fahrzeuge für be
triebliche Zwecke 

Krafträder 
über 125 ccm 
ohne Beiwagen 

In Wien............................. 2 3 
Strombauleitung Asdtadt ••.••........... . 2 1 

.. Linz .•.•..•.•.......... 1 1 

.. 'Grein .••••.•........... 1 1 

.. Ybbs ..••••••........... 1 1 

.. Krems................. 1 1 
" Greifenstein ............. 1 1 
" Deutsch-Altenburg ....•.• 1 1 

Mardtbauleitung ........................ 2 2 ------------------------------------------------------
Zusammen... ... .. .... . 12 12 

*) Siehe auch Fußnote &;). 

63) Die syst~misierten Fahrzeuge, deren Aufwand die Budgetmittel belastet, verteilen sich wie folgt: 

Bundesstraßenverwaltungen: 
B1;I:rgenland •.•...•..•.•.•.•...••.. 
Karnten ..•.•.••..••.....•....••.. 
Niederösterreich ..••...•..••.••••.. 
Oberösterreich ••.....••.....•..... 
Salzburg ••...........•.•...••.•... 
Steiermark ..........•......•.•..• 
TiroI •.•......................... 
Vorarlberg ...................... . 

Fahrzeuge für . 
betrieblidJe 

Zwecke 

7 
10 
6 
5 
3 

11 
9 
2 

Krafträder 
über 125 cem 

ohne 
Beiwagen 

I 
6 
2 
2 
2 
2 
2 
1 

Lastkraft- Spezial!ahr- Selbstfahrende 
wagen zeuge (Zug- Spezial-Schnee_ 

maschinen) räumgeräte 

28 2 4 
80 10 5 
90 6 10 
72 6 6 
22 2 5 

112 13 10 
48 8 14 
10 1 7 -------------------------------------------------

Zusammen '" 53 18 462 48 61 

109 
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Außerdem sind im Bereiche der Bundesstraßenverwaltung folgende bundeseigene Fahrzeuge vorhanden, 
deren Aufwand von den Ländern getragen wird und die gemäß Absatz 3 der Ziffer 1 des "Allgemeinen 
Teiles" (siehe Seite 3) nicht systemisiert wurden: 

Personenkraft. 

Bundesstraßenverwaltungen: 
Burgenland ....................... 
Kärnten .......................... 
Niederösterreich ................... 
Oberösterreich .................... 
Salzburg ......................... 
Steiermark ....................... 
Tirol ............................ 
Vorarlberg ....................... 

Zusammen .. , 

'04) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Innbauleitung Braunaullnn 
Salzach-Saalach-Regulierung 

wagen 

3 

3 

7 

Zusammen ••• 

85) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: *) 

Bundesstrombauamt und Betriebsbauleitung 'in Wien 
Strombauleitung Aschach ....•.••.•.•••.•••••..•• 

" 
" 
" 
" 
" 
" 

Linz .•.••..•..••.•..••.••••••••. 
Grein •.•...•..•••••.•••••••••••. 
Ybbs ..•.•............•..••••••• 
Krems .•.• : •.••.•..••••••.•••••• 
Greifenstein ...•••.•.•••••..••••• 
Deutsch-Altenburg ••••.•••••.•••• 

Fahrzeufie für Krafträder über 125 ccm Krafträder 
betrieb id,e bis einschI. 

Zwecke 

6 

25 
7 

38 

Fahrzeuge für 
betriebliche Zwecke 

2 
2 

4 

mit Beiwagen 

2 

2 

Krafträder 
über 125 ccm 
ohne Beiwagen 

1 
1 

2 

Lastkraftwagen 

2 
2 
1 

ohne Beiwageß 125 ccm 

2 
1 
3 
2 
1 

1 1 
1 2 

2 12 

Lastkraftwagen Spezialfahrzeuge 

Traktoren 

----------------------------------------
Zusammen ••• 8 2 

') Siebe auch Fußnote "'). 

66) Bei verschiedenen Kominandostellen eingesetzte Fahrzeuge. Die übrigen Kraftfahrzeuge des stehenden Heeres 
und der Heeresverwaltung sind in den Systemisierungsplan nicht einbezogen. 

66 a) Beim Heeres-Land- und Forstwirtschaftsbetrieb 

67) Die· Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

D,ienststellen der Schiffahrtspolizei in 
Wien (Prater) ....••.....•..•.•••. 
Niederosterreich (Je ein Fahrzeug in 

Greifenstein, Tulln, Stein, Wallsee, 
Melk, Hainburg, Spitz und Wil-
dungsmauer, sowie je zwei Fahr
zeuge in Ybbs und Zwent~ndorf) 

Oberösterreich (Je ein Fahrzeug in 
Engelhartszell, Aschach, Obermühl 
und Grein, sowie je zwei Fahrzeuge 

Krafträder 
bis einschl. 
125 ccin 

12 

in Mauthausenund Linz) •..•• _._._. _____ 8 __ __ 

Zusammen... 21 

Allentsteig eingesetzt. 

8B) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 
Per. Fahr. Kraft. 

sk'°fn- zru;e räder 
ra t· . bis 

wagen betrIeb· e' nschl 
Kategorie liche 1~5 cc~ 

I II Zwecke 

Bu~desamt für Zivilluft-
fahrt ................. 1 1 

Flughafen in 
Schwechat (Wien) ••••. -
Hörsching 

(Oberösterreich) •..•• -
'Salzburg (Salzburg) ••• -
Thalerhof (Steiermark) .
Innsbruck-Kranebitten 

(Tirol) •.•••••••••••• -
Klagenfurt-Annabichl 

(Kärnten) . 

Zusammen ..• 1 1 

4 

1 

1 

6 6 

Spezial. 
fahr· 
zeuge 

8 

13 
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69) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Personenkraftwagen 
Kategorie t Kategorie n 

Generaldirektion ............... 
Salinenverwal tungen : 

Hallein .................... 
Bad Ischl .................. 
Bad Aussee ................. 
Hallstatt ................... 
Hall/Tirol ................. 
Ebensee .................... 

Zusammen ... 

70) Die Fahrzeuge verteilen sich wie folgt: 

Personenkraftwagen 

Kate· Kate· Kat~· 
gorie 0 gorie I gorie II 

1 

Fahr
zeuge für 
betrieb

liche 
Zwecke 

Krafträder 
über 125 eern 
ohne Beiwagen 

2 
1 
1 

5 

Lastkraft
wagen 

2 
3 
4 
3 
2 

1.4 

Traktoren 

2 
1 I 

2 

2 

7 

Krafträder über 125 eern Krafträder 
bis einschl. 
125 eern 

Last
kraft
wagen 

mit 
Beiwage-n 

ohne 
Beiwagen 

Elektro
karren 

2 

4 

27 

-.-
11 

Spezial. 
fahr
zeuge 

Direktionsbereim Wien ..... 2 3 102 80 23 175 165 601 
Linz .•.... 2 3 41 10 38 79 107 449 

.. Graz ...... 1 2 50 35 22 123 79 347 

.. Klagenfurt 1 2 32 6 17 53 70 352 

.. Innsbruck. 1 2 36 13 21 40 72 383 
Inspektoratsbereich Salzbur_..:R;:"...;..' _...:1;._._...:1;._. ____ .:;.3.:;.3 ____ 4~ __ ...:2...:1 ___ ...:3...:2;._. __ .:;.64.;..... __ 3;.;1;.;.7 __ 

Zusammen ... 8 13 5 294 148*) 142 502 557 **) 2.449**") 

-) Hievon 86 Kastendreiräder. 
") Ohne Zugmaschinen und Tankwagen. 

"'*) Hievon 1.731 Omnibusse, 576 Paketkraftwagen, 27 Zugmaschinen, 14 Tankwagen, 65 Elektrokarren, 36 Dieselkarren. 

71) Die Fahrzeuge verteilen sim wie folgt: 

Personenkraftwagen Fahneu:!i für Krafträder über 125 eem 
Spezial-betrieb . che mit ohne· Lastkraftwagen 

Kategorie I Kategorie n Kategorie m Zwedte Beiwagen Beiwagen fahrzeuge 

. I. Generaldirektion . : .. 5 2 2 1 5 

1I. Forstverwaltungen in 
Wien ............. 2 4 7 

Niederösterreim 7 17 3 7 

Burgenland ........ 1 2 1 

Oberösterreim ..... 21 24 14 25 

Salzburg .......... 18 20 2 2 

Steiermark ........ 10 12 6 8 

Kärnten ........... 4 4 

Tirol ............. 16 15 2 6 
Vorarlberg ........ 1 

Summe 11. .. 79 99 35 .50 

1II. Sägewerk in 
Neuberg ••••.•... 1 2 3 
Waidhofen ....... 2 1 

Summe III 2 3 3 4 

IV. Jodsmwefelbad 
Goisern •••......• 2 

Zusammen 
(I bis IV) 7 2 83 2 107 38 55*) 

.) Hievon 39 Rad,chlepper, 11 Unimog, 4 Zugmaschinen, 1 VW-Autobus. 

72) Zugmasminen_ 
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73) Die Fahrzeuge verteilen sitb wie folgt: 

Fahrzeuge Krafträder über 125 c:cm Krafträder Last-Personenkraftwagen für S 'al-
Kategorie 0 Kategorie I Kategorie n betrieblidte mit ohne bis einsdtl. . kraft- fa~ug. 

Zwed<e Beiwagen Beiwagen 125 cc:m wagen 
Kmter und Außendienst-

steIlen der General-
direktion .......... 3 1 11 1 6 15 15 

Bundesbahndirektion Wien 2 1 1 2 
AußendienststeIlen der 

BB.-Dion Wien ..... 2 3 
Bundesbahndirektion Linz 1 

AußendienststeIlen der 
BB.-Dion Linz ..... _ 3 

Bundesbahndirektion Inns-
bruck ................. 1 
Außendienststellen der 

BB.-Dion Innsbruck .. 2 1 
Bundesbahn Villatb ...... 

AußendienststeIlen der 
BB.-Dion Villatb •.•• 2 

Elektrodienst ........... 
Außendiensts teIlen des 

Elektro-Betriehs-
dienstes ............. 2 19 2 8 12 7 

Außendiensts teIlen des 
Elektro-Baudienstes *) 10 5 5 6 1" 

Kraftwagendienst ..•....• 3 1 
AußendienststeIlen des 

Kraftwagendienstes •• 4 7;'*) 6 95 510 
Werkstätte und Unfall-

reserve ............... 2 

Zusammen ... 6 23 8 56 4 7 26 132 535*~*) 

.) Systemisierung nur für die Dauer der Elektrifizierung • 
•• ) Davon 1 Sdtulwagen • 

• ,**) Hievon 29 Zugmasdtinen, 477 Omnibusse, 29 Sonderfahrzeuge. 
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